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Tagesordnung 
für die 
am 10., 11. und 12. October 1875 
zu Eisenach 
stattfindende 


Versammlung des Vereins für Socialpolitik. 


Erste Sitzung. 
Sonntag, den 10. October, um 12 Uhr. 


Gegenstand der Verhandlung: Die Einkommensteuer im Verhältniss zur 
Ertragsbesteuerung, insonderheit zur Grundsteuer. 


Referent: Handelskammersecretär Dr. Gensel (Leipzig). 
Correferent: Prof. Dr. Held (Bonn). 


Zweite Sitzung. 
Montag, den 11. October, um 9 Uhr. 


Gegenstand der Verhandlung: Reform des Lehrlingswesens. 
Referent: Gewerbekammersecretär Dr. Justus Brinckmann 
(Hamburg). 
Correferenten : Prof. Dr. Schönberg (Tübingen), — Vorsitzender 
des Centralraths der deutschen Gewerkvereine Liebau (Berlin). 


Den Debatten werden Berichterstattungen über die österreichische 
Gewerbegesetzgebung von Dr. von Plener und über die schweizerische 
von Dr. von Scheel vorangehen. 


Dritte Sitzung. 
Dienstag, den 12. October, um 9 Uhr. 


Gegenstand der Verhandlung: Der gegenwärtige Stand der Münzreform 
in Deutschland. 


Referent Prof. Dr. Nasse. 
Die Localgeschäfte besorgt das Ausschussmitglied, Verlagsbuchhändler 
J. Bacmeister in Eisenach. 


Die Sitzungen finden statt im Saale der Erholung. Eben- 
daselbst werden auch am Abend des 9. von 7 Uhr an und am 10. von 
11 Uhr an die Eintrittskarten ausgegeben und alle sonst etwa nöthigen 
Informationen in Betreff der Versammlung ertheilt werden. 


Im Auftrage des Ausschusses 
Dr, Erwin Nasse. 


Aufruf 


Gründung eines Vereins 
für 


Soclalpolitik. 


Die Eisenacher Versammlung vom 7. October 1872 zur Besprechung 
der socialen Frage hat den unterzeichneten Ausschuss beauftragt, in diesem 
Jahre eine Zusammenkunft in gleichem Sinne zu berufen. 

Für unsere Auffassung der socialen Zustände beziehen wir uns auf 
die gedruckten Verhandlungen der vorjährigen Versammlung. (Ver- 
handlangen der Eisenacher Versammlung etc., Leipzig 1873.) 

Aus der Gesammtheit der mehr oder weniger berechtigten Ver- 
suche zur Weiterbildung der heutigen Erwerbsgesellschaft tritt zur Zeit 
der Streit zwischen Kapital und Arbeit gefahrdrohend hervor. Wir 
sind der Ansicht, dass hier für Staat und Gesellschaft dringende Auf- 
gaben der friedlichen Reform vorliegen. 

Zunächst wird es darauf ankommen, die Verhältnisse der Arbeiter 
und deren Beziebungen zu den Arbeitgebern aufzuklären, die Erfordernisse 
genossenschaftlicher Bildungen festzustellen, ihre gedeihliche Entwickelung 
zu unterstützen und jede Verständigung der streitenden Parteien zu fördern. 

In gleicher Weise sollen die übrigen socialen und ökonomischen 
Probleme der Zeit, wie Gesundheits- und Unterrichtswesen, Verkehrs-, 
Actien- und Steuerwesen, in Betracht gezogen werden. 

Wir sind der Ueberzeugung, dass das unbeschränkte Walten theil- 
weis entgegengesetzter und ungleich starker Einzelinteressen das Wohl der 
Gesammtheit nicht verbürgt, dass vielmehr die Forderungen des Gemein- 
sinns und der Humanität auch im wirthschaftlichen Leben ihre Geltung 
behaupten müssen, und dass das wohlerwogene Eingreifen des Staates zum 
Schutz der berechtigten Interessen aller Betheiligten zeitig wachzurufen ist. 


Diese staatliche Fürsorge sehen wir nicht als Nothbehelf oder als 
unvermeidliches Uebel an, sondern als Erfüllung ‘einer der höchsten 
Aufgaben unserer Zeit und unserer Nation. In ernster Durchführung 
dieser Aufgaben wird sich der Egoismus des Einzelnen und das nächste 
Interesse der Klassen der dauernden und höheren Bestimmung des 
Ganzen unterordnen. * 

Wir glauben, dass ein regelmässiger Gedankenaustausch zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitern, Männern der Theorie und Praxis, wesentlich 
zu einer Verständigung beitragen wird, und fordern die früheren Theil- 
nehmer und alle Gesinnungsgenossen, insbesondere auch Verwaltungs- 
beamte, zum Erscheinen in Eisenach am 12. October d. J. und zum 
Eintritt in den zu gründenden Verein auf. 


Berlin, den 31. Mai 1873. 


Der Ausschuss. 


Dr. Bitzer, Staatsrath. Borchert jun. Prof. Dr. Brentano. Franz 
Duncker. Dr. J. Eckardt. Dr. Engel, Geh. Ober-Regierungsrath. 
@eibel jun. Prof. Dr. Gneist. Prof. Dr. Freiherr von der Goltz. 
Prof. Dr. Held. Prof. Dr. Hildebrandt. Prof. Dr. v. Holtzendorff. 
Dr. Max Hirsch. L. Jacobi, Geh. Regierungsrath. Prof. Dr. Knapp. 
Prof. Dr. Knies. Dr. Löwe-Kalbe. Dr. Meitzen, Geh. Regierungsrath. 
Dr. Mithoff. Prof. Dr. Nasse. Rud. Ranisch. Freih. v. Roggenbach, 
Staatsministera.D. Prof. Dr. Roscher, Geh. Hofrath. Prof. Dr. Schmoller. 
Sombart-Ermsleben. J. Schulze, Handelskammer-Secretär. Prof. Dr. 
v. Sybel. Thorade, Bankdirector. Tiedemann, Landrath. Prof. Dr. 
Wagner. v. Wedell-Malchow. Prof. Dr. Wirth. 


Der Verein constituirte sich am 13. October 1873 zu Eisenach und 
nahm die nachstehend abgedruckten Statuten an. — Weitere Beitritts- 
erklärungen resp. Geldsendungen wolle man adressiren an den Schatz- 
meister des Vereins, IIerrn Carl Geibel jun. (in Firma Duncker & 
Humblot), Leipzig, Dresdnerstrasse 28. 


Statuten 


des 


Vereins für Socialpolitik. 
October 1875. 


—ad— 


Bezugnehmend auf den Aufruf vom 31. Mai 1873 giebt sich 


der Verein für Socialpolitik folgende Organisation : 


Die Leitung des Vereins liegt einem ständigen Ausschusse ob. 


Der ständige Ausschuss setzt sich aus 24 für diesen Zweck erwählten 
Mitgliedern zusammen, welche so lange fungiren, bis sie durch neue 
Wahlen ersetzt sind. In der Regel sollen jährlich 12 nach dem Alter 
der Wahl, event. durch das Loos ausscheiden. Für die erste Wahl 
reducirt sich der bestehende Ausschuss durch Ausloosung auf die Zahl 
von 12 Mitgliedern. Die Wiederwahl ist zulässig. 


Die Wahl der Ausschussmitglieder erfolgt am Schlusse der Jahresver- 
sammlung durch Stimmzettel, welche von den in der Versammlung gegen- 
wärtigen Vereinsmitgliedern einer dazu vom Vorsitzenden zu bezeichnenden 
Wahlcommission übergeben werden. Die auf jedem Stimmzettel Zuerst- 
genannten bis zu der Zahl der zu wählenden Ausschussmitglieder werden 
als die vom Wähler Gewählten betrachtet, und diejenigen gelten als in den 
Ausschuss gewählt, welche die meisten Stimmen auf sich vereinigt haben. 
Der Ausschuss ist befugt, 12 weitere vollberechtigte Ausschussmitglieder 
zu cooptiren, deren Mitgliedschaft bis zur Neuwahl in der nächsten 
Generalversammlung dauert. 

Der Ausschuss erwählt seinen Vorsitzenden und Schriftführer, sowie 
deren Vertreter, ebenso einen Schatzmeister, welcher jährlich einen 
Cassenabschluss vorzulegen hat und dessen Casse und Rechnungslegung 
durch Ausschussmitglieder zu revidiren sind. 

Der Ausschuss hat seinen Sitz am Wohnort des Schriftführers. 


Zur Gültigkeit der Beschlüsse des Ausschusses ist die Einladung sämmt- 
licher Mitglieder erforderlich. 

Der Ausschuss hat für die Ausführung der von der Vereinsversammlung 
gefassten Beschlüsse zu sorgen, nach eigenem Ermessen den Druck der 
Protokolle und Vorlagen zu veranlassen, die Vertheilung der Drucksachen 
an die Mitglieder zu bewirken und die Acten und Schriftstücke des 
Vereins zu bewahren. 


89. 


g 10. 


g 11. 


812. 


818. 


814. 


815. 


8 16. 


8 17. 


818. 


Er bestimmt Zeit und Ort der nächsten Vereinsversammlung, trifft die 
für dieselbe nöthigen Vorbereitungen, erlässt die erforderlichen Ein- 
ladungen, stellt die vorläufige Tagesordnung auf, bestimmt namentlich 
die zur Verhandlung kommenden Fragen und bereitet die Verhandlung 
durch Ernennung von Referenten, und soweit möglich, durch gedruckte 
Referate, Gutachten oder Vorschläge vor. 


Der Vorsitzende der Generalversammlung wird von den in der jedes- 
maligen Versammlung anwesenden Vereinsmitgliedern durch Stimmen- 
mehrheit erwählt. Derselbe ernennt seine Stellvertreter"und das Bureau. 
Nur eine vom Ausschuss berufene Versammlung hat die in 85 3 und 10 
gedachten Wahlbefugnisse. 


Eine Erklärung, mit welcher der Verein oder der Ausschuss vor die‘ 
Oeffentlichkeit treten soll, muss 8 Tage vorher zur Abgabe eines etwa- 
nigen Dissenses sämmtlichen Ausschussmitgliedern zugestellt werden. 


Die Zulassung als Mitglied des Vereins erfolgt durch schriftliche An- 
meldung beim Schriftführer oder Schatzmeister. Die Mitgliedschaft 
beginnt mit dem Empfange der Mitgliedskarte. Diese berechtigt zur 
Theilnahme an den Verhandlungen und Abstimmungen. 

Bei allen Beschlüssen der Versammlung wie des Ausschusses entscheidet 
die einfache Mehrheit der anwesenden Mitglieder, bei Stimmengleichheit 
der Vorsitzende; bei allen Wahlen entscheidet, soweit nichts anderes be- 
stimmt ist, relative Majorität und im Falle der Stimmengleichheit das Loos. 


Wird bei den Verhandlungen Schluss der Debatte beantragt, so wird über 
diesen Antrag sofort abgestimmt. Mit Ausnahme des Antrags auf Schluss, 
sind in den Vereinsversammlungen alle Anträge schriftlich zu stellen. 


Der Beitrag der Vereinsmitglieder beträgt 10 Mark jährlich und ist 
innerhalb 4 Wochen nach Beginn des neuen Jahres zu entrichten, 
widrigenfalls derselbe durch Postvorschuss eingezogen wird. Nimmt ein 
Mitglied den mit Postvorschuss beschwerten Brief nicht an, so wird dies 
einer ausdrücklichen Austrittserklärung gleichgeachtet. Der Beitrag von 
10 Mark berechtigt. zur Empfangnahme der Drucksachen des Vereins. 
Eine einmalige Zahlung von 300 Mark oder mehr erwirbt die dauernde 
Mitgliedschaft. Für die Theilnabme an der Generalversammlung kann 
ein besonderer Beitrag zur Bestreitung der Lokalkosten durch Beschluss 
des Ausschusses erhoben werden. 

An den Verhandlungen nehmen nur die Mitglieder, und als Zuhörer nur 
Diejenigen Theil, welchen der Präsident den Eintritt gestattet. 
Abänderungen des Statuts oder der Geschäftsordnung können von der 
Vereinsversammlung durch einfache Stimmenmehrheit, jedoch nur auf 
schriftlichen, dem Vorsitzenden oder Schriftführer vier Wochen vor der 
Zusammenkunft des Vereins übergebenen Antrag beschlossen werden, 
weicher von diesen’ den Aussohussmitgliedern mindestens 8 Tage vor 
der Versammlung bekannt zu machen ist. . 


Eisenach, den 13. October 1878. 








Der Ausschuss 


des 


VEREINS FÜR SOCIALPOLITIK 


für das Vereinsjahr 1874/75 


besteht aus folgenden Herren: 


J. Bacmeister, Buchhändler in Eisenach. 
Biuhme, Oberbergrath in Bonn. 

Dr. Brentano, Professor in Breslau. 
Dannenberg, Redacteur in Hamburg. 

Franz Duncker, Buchhändler in Berlin. 

Dr. Eckardt, Redacteur in Hamburg. 

Dr. Engel, Geh. Ober-Regierungsrath in Berlin. 
Geibel jun., Verlagsbuchhändler in Leipzig. 

Dr. 6tneist, Professor in Berlin. 

Dr. Freiherr v. d. Goltz, Professor in Königsberg. 
Dr. Held, Professor in Bonn. 

Dr. Hildebrand, Professor in Jena. 

Dr. Max Hirsch, Anwalt der Gewerkvereine in Berlin. 
Dr. von Holtzendorff, Professor in München. 
Janson, Vertreter der Gewerkvereine in Berlin. 
Kalle, Fabrikant in Bieberich. 

Dr. Knapp, Professor in Strassburg. 

Dr. Knies, Professor in Heidelberg. 

Dr. Löwe-Calbe, Reichs- und Landtagsabgeordneter in Berlin. 
Ludwig-Wolf, Bürgermeister in Grossenhain. 

Dr. Nasse, Professor in Bonn. 

Dr. Neumann, Professor in Freiburg i. Br. 


von Oertzen in Hamburg. 

Freiherr von Roggenbach, Staatsminister a. D. in Bonn. 
Dr. Roscher, Professor in Leipzig. 

A. Samter, Banquier in Königsberg. 

Dr. Sehmoller, Professor in Strassburg i. E. 

J. Schulze, Handelskammer-Secretär in Mainz. 
Sombart, Fabrikant und Rittergutsbesitzer in Ermsleben. 
Dr. von Sybel, Professor in Bonn. 

Dr. Thiel, Landesökonomierath in Berlin. 

Tiedemann, Landrath zu Mettmann a. Rh. 

Dr. A. Wagner, Professor in Berlin. 


Fir das Vereinsjahr 187475 
ist 
Vorsitzender: 
Professor Dr. Nasse in Bonn. 


Schriftführer: 
Professor Dr. A. Held in Bonn. 


Schatzmeister: 


Carl Geibel jun., Verlagsbuchhändler in Leipzig. 


Beitrittserklärungen, resp. Geldsendungen wolle man adressiren an: 


Herrn Carl Geibel jun. (in Firma Duncker & Humblot) 
in LEIPZIG, Dresdnerstrasse 23. 
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1875. 
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Alle Rechte vorbehalten. 
Die Verlagshandlung. 





Borbemerkung. 


III IL 


Es ift den Bemühungen des Präfidiums und der Verlagsbuchhandlung 
gelungen den vorliegenden Band von Gutachten, welde die Verhandlungen 
der diesjährigen Eifenadher Verſammlung vorbereiten follen, erheblich früher 
fertig zu ftellen al8 im vorigen Jahre. Wenn berfelbe aber doch ſpäter 
erſcheint, als von vielen Seiten gewünfcht worden ift, jo muß darauf hin⸗ 
geioiefen werben, baß ein früherer Abſchluß des Manuſcripts nur möglich) 
gewejen wäre, wenn man auf mehre der werthuollften Beiträge hätte verzichten 
wollen. Auch um den gegenwärtigen Ericheinungstermin inne zu halten, hat 
ſih die Redaction zu ihrem großen Bedauern genöthigt gefehen von dem Ab- 
trud eines ihr verfpätet augegangenen Gutachtens von Herm Heydorn in 
Görlitz abzufehen. 


Bonn, ım Juli 1875. 


Dr. €, Naſſe. 








Die Reform des Cehrlingsweſens. 


I. Welche Veränderungen baben ſich feit Auflöfung der alten Gewerbeverfaflung 
in der Lage der Lehrlinge in Deutfchland in ber Groß⸗ und Kleininduftrie 
vollzogen ? 

II. Welche Berbefferungen können mit Erfolg durch bie freie Thätigleit von 
einzelnen Arbeitgebern, ſowie von Arbeiter- unb Arbeitgebervereinen an- 
gebahnt werben? 


III. Wie kann die Geſetzgebung fördernd und anregenb oder zwingend einwirten ? 
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L 
Gutachten 


erſtattet von 
Friedrich von König, 
Fabrikbefitzer in Oberzell bei Würzburg. 


Es iſt ein erfreuliches Zeichen der Neuzeit, daß man fich fo eifrig 
mit den focialen Fragen beichäftigt, wenn auch hier das Sprüchwort mit- 
ſpielt: „die Roth lehrt beten”. 

Freilich, alle diefe VBeftrebungen können wohl faum mehr erreichen, als 
einzelne beftehenve Uebelftände zu Tindern und ven Drud vorhandener Miß- 
verbältniffe abzuſchwächen; eime eigentliche Löfung der focialen Frage werben 
fie nie herbeiführen, weil fie allgemeine Zufriedenheit niemals jchaffen können 
und ohne Zufriedenheit auch kein wahrer Frieden denkbar ift. 

Der Hang zu Neid und Ungunft wurzelt nun einmal tief in der menſch⸗ 
lichen Natur, und wo nicht die Meligion ftärker ift, als menfchliche Leiden- 
Ihaften, wird dies Gefühl ftets, mehr oder weniger, das Herz des Minder- 
begünftigten erfüllen. 

.&8 kann aber der Natur der Dinge nad) nicht anders fein, als daß 
die Mehrzahl nicht befriedigt von ihrem Yoofe ift und Veränderungen erftrebt, 
weil immer nur eine Feine Minderzahl einen größeren Befit haben wird, 
die Wenig und Nichts Befigenden die Mehrzahl ausmachen werben. 

Biel umgleiher als die äußeren Güter vertheilt die Vorſehung die 
inneren Güter an die Menſchen 

Wohl mag meiftens dem Einzelnen, bis zu einer gewiljen Grenze, 
feine Stellung durdy den Zufall der Geburt angewielen fein, — aber im 
Großen und Ganzen ift e8 doch die Ungleichheit der inneren menichlichen 
Eigenſchaften, Fähigkeiten und Leiftungen, mas ftufenweife bie Ungleichheit 
der ganzen Stände, nach gejellichaftlicher wie materieller Stellung, geſchaffen 
bat und erhalten wird, fo lange die Welt fteht. 

Darım haben fociale, die Mehrzahl bedrückende Mißverhältniſſe beftan- 
den zu allen Zeiten und werben immerfort beftehen, fogut wie heute, nur, 
je nach der Zeit, ımter anderem Namen und Gewande. 

Wenn diefe Trage die Gemüther heute mehr bewegt, als 3. B. vor 
einem halben Jahrhundert, fo Tiegt der Grund darin, daß die überraſche, 
jähe Entwidlung der Großinduftrie Centralpunkte gefchaffen bat, in welden 
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alle Uebelftände dem Auge wahrnehmbarer werden, die Gegenfäge greller zu 
Tage treten. Man tft der foctalen Uebel mehr bewußt gemorven, leider 
etwas zu ſpät. Dieſes zu fpäte Erkennen trifft vorerft die Arbeitgeber felbft. 

Es wird heute noch in vielen, felbft gebildeten Kreiſen jeder Fabrikherr 
für ein wahres Ungeheuer, gehalten, für eine Art Vampyr, welcher nur Geld 
zulammenhäuft und feine Arbeiter jchindet wie ein Sclavenhalter. Gewiß 
mit Unrecht! Mag auch viele Arbeitgeber gerechter Tadel treffen, fo ift doch 
im Oanzen wohl von feinem andern Stande im legten Jahrzehnt fo Vieles 
für gemeinnügige, wohlthätige Einrichtungen und Zwecke gethan worben, als 
gerade von den Großinduftriellen — aber alle diefe Schritte hätten 20 Jahre 
früher geichehen follen, jet war die Wirkung gar oft von vornherein abge- 
jchwächt, weil verfpätet. 

Es thut Noth, daran zu mahnen, bei einer fo wichtigen Frage wie 
dem Lehrlingsweſen, nicht in denſelben Fehler zu verfallen. 

Möge man die bitteren Erfahrungen der Gegenwart benugen, um zeitig 
genug für die Zukunft zu forgen. Die Aufgabe ift: aus der Lehrjugend 
eine lernende Jugend zu machen, und fo ein Gelchlecht beranzubilvden, welches 
ſich ferner Pflichten ebenfo bemußt ift, wie feiner Rechte, welches, ftatt utopifchen 
und rejultatlofen Hirngelpinnften nachzujagen, nach erreichbaren Zielen ftrebt, 
zu jeinem und der Gelammtheit Beſtem. . 

Auf die erfte der geftellten ragen : 

1) welche Beränderungen haben fi feit Auflöfung der 
alten Gewerbeverfafjung in der Lage der Lehrlinge 
vollzogen? 

Detaillirt einzugehen, bin ich nidt in der Lage, da mir binreichende Anhalte- 
punkte feblen. 

Thatſache ift, daß der Stand der Lehrlinge moraliih, wie in feinen 
manuellen Leiftungen in entſchiedenem Nüdgang ſich befinvet; auögelernte, 
tüchtige Arbeiter werben feltener; ebenfo unzweifelhaft if, dag anderſeits bie 
Lohnverhältniffe der Lehrlinge ſich gegen früher erheblich gebeflert haben. 

Einen wejentlihen Antheil an der Degeneration der Lehrlinge trägt 
fiher die Alles überwuchernde Großinduftrie. Sie entzieht der Kleininduftrte, 
dem Handwerk nicht nur die befferen Arbeiter, auch die fähigeren Lehrlinge. 
In den Fabriken, weldye meift feine jcharfe Sonderung zwifchen Arbeiter und 
Lehrling beobachten, winkt dem angehenden Lehrling nicht nur beflere Be- 
zahlung, jondern auch die Möglichkeit früherer Selbitftändigfeit. 

liegt hierin eine große Gefahr, weil die fo nothwendige perſön⸗ 
Liche Einwirkung des Arbeitgebers, des Vorgeſetzten auf das jugendliche 
Gemüth fehlt. 

Bon ganz unweſentlichem Einfluß auf die Geſtaltung bes Lehrlings- 
wejend (mwenigftend der Gropinduftrie) ift wohl die neue Reichsgewerbeordnung 
geweſen, fhon aus dem einfadden Grunde, weil in der Prarid vielleicht noch 
niemal8 ein Geje dermaßen ignorirt wurde, wie dieſes. Es enthält eben 
gar fo mande Beſtimmungen, die im praftifchen Leben einfach nicht durch⸗ 
zuführen find. 
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Der Beantwortung der zweiten Frage: 

2) welde Berbefferungen können mit Erfolg durch die 
freie Thätigleit von einzelnen Arbeitgebern, fowie 
von Arbeiter- und Arbeitgeber-Bereinen angebahnt 
werden? 

mug ich die Bemerkung vorausſchicken, daß ich als das Grundübel in ben 
kgigen Lehrlingsverhältniffen deren verfrühte Selbftftändigkeit betrachte. 

Die Jugend der beſſeren Stände wächſt unter einer viel ftrengeren 
Zucht heran. Gehorfam beugt fich noch der 1Yjährige Primaner unter ber 
ſtraffen Ordnung der Schule. Ob freudig oder widenwillig, der Knabe muß 
fih von früher Yugend an an bartes, ernfted Arbeiten gewöhnen, er muß 
lernen zu geborchen, fi und feine Neigungen unterzuoronen, — und ber= 
jenige, welcher es nicht thut, wird ausgeſtoßen. 

Sp wird in Deutihland jener kernige Stamm ernfter und pflichttreuer 
Männer, jener Beamtenftand herangezogen, dem die höchſte Aufgabe: die 
Verwaltung des Gemeinwejens, anvertraut ift, arbeitfam, mäßig in den An= 
ſprüchen, arm an äußeren Gütern, — aber geachtet vor Anderen. 

Und auch der angehende Commis, oder der verwöhnte Sohn reicher 
Eltern, dem der eigene Trieb fehlt, er ıft, wenigſtens bis zu einem gewiſſen 
Grade, der gleichen zwingenden Nothwendigfeit unterworfen. Denn in ber 
Ferne winkt die Conſcription, da hilft jet fein Reichthum mehr; befteht er 
fein Einjährigeneramen nicht, fo kann er drei Jahre in der Kaſerne darüber 
nachdenken, weldye Früchte es bringt, in der Jugend nicht ausgelernt zu haben. 
Es {ft dies, neben manden andern beilfamen Einwirkungen, eine der ſegens⸗ 
reichſten Conſequenzen unjerer vortrefjlichen Wehrgefege. 


Bergleichen wir nun hiegegen, welde Normen die geiftige und fittliche 
Erziehung desjenigen Theils der Jugend regeln, aus welchem ber Arbeiter 
Rand hervorgeht. 

Mit kaum 13 Jahren, in einem Alter, wo der Charakter fich zu formen 
erft anfängt, verläßt der Knabe die Werktagsichule. Ungewohnt tft anfangs 
die förperliche Anftrengung, aber doch freut fi der Lehrling über den 
Wechſel, — er ift doch fein Schulbub mehr und der Lehrer Hat ihm nichts 
mehr zu befehlen, höchftens am Sonntag muß er noch feine zwei Stunden 
Chriftenlehre abfigen. Den erften Verdienſt bringt er nad Haufe und erhält 
das erfte Taſchengeld. 

Bald geht fein Sinnen weiter, er ſehnt ſich, frei zu werden von anderen 
beihränfenden Banden. Rafch verließen die erften zwei Jahre; dann fällt 
die längſt läſtige disciplinare Aufficht der Sonntagsſchule. Frei, wie jeder 
Ewachſene, darf der unreife 15jährige Knabe fich herumtreiben in Wirths⸗ 
hänſern, auf Tanzböden, wohl auch ſchlechteren Orten. 

Meift paßt das den Eltern nicht; die wollen des Sohnes Verdienſt im 
Haushalt, manchmal auch für fich felbft verwenden; erft ftreitet, Dann ver= 
bandelt man; entweder man einigt fih dahin, daß der Sohn den eigenen 
Eltern ein ſchmales Koftgeld zahlt, — oder der Burfche zieht aus, er beginnt 
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zu „eigenzimmern”. Die letzte Leitung, die elterliche Aufficht erliſcht, mit 
ihr geht frühzeitig der Sinn für die Familie verloren, frühzeitig erwacht Die 
Neigung zum craflelten Egoismus. | 

Wohl bat er jetzt die erfehnte Selbftftändigfeit erlangt, aber zu feinem 
Aerger betrachtet ihn die Umgebung doch gewiffermaßen immer noch als 
Lehrling, — und als folden bezahlt ihn der Lehrherr, denn balb iſt das 
Können. Ta gu er einen Schritt weiter; er wandert oder wechfelt boch 
wenigftens die Arbeitöftelle. Draußen, da kennt man ihn nicht, da kann er 
An Fe auftreten, dabei höheren Verdienſt erlangen, fi mehr Genuß 
verichaffen. 

Leichtlebig ft die Jugend; mit dem ihr eigenen Ungeſtüm leert er ben 
Kelch materiellen Genuffes, ohne an die Zukunft zu denken; e8 find, um 
einen gewagten Vergleich anzumenden: die Studentenjahre des Arbeiters. 
Und wie al’ fein bisherige Thun den Stempel des Umnzeitigen getragen, To 
it e8 häufig mit dem Schluß: der Ehe. Borzeitig wird gebeirathet, manchmal 
überdies als „beflere Hälfte“ eine gleichfalls „eigenzimmembe” Habitude 
vom Zanzboden geholt — — und nun beginnt die Kebrfeite, 

Die Einnahme bleibt, die Ausgaben wachſen Iamwinenartig; nichts im 
Boraus gefpart, ungewohnt und unfähig mit Geld vernünftig zu wirtbichaften, 
unwillig, die feitherigen Lebensgewohnheiten zu befchränfen, — jo verliert das 
Familienleben bald feinen Reitz; je mehr die Familie wächſt, um fo zer- 
rütteter werden die Verhältniffe, aus dem frühreifen Lehrling ift einer jener 
verbitterten Männer geworden, welche, ftatt prüfend bei fich felbft anzufangen, 
mit Staat, Geſellſchaft, Kirche und der göttlichen Weltorbnung hadern. Dies 
Bild ift nicht Phantaſie, e8 ıft Wahrheit aus dem wirklichen Leben; e8 mag 
nicht gerade auf die Mehrheit der Lehrlinge überhaupt anwendbar fein, 
fiherlid aber auf die Mehrheit Derjenigen, welche Belenner der focialiftifchen 
Lehren werden — aus den Reihen frübreifer, mangelhaft ausgebildeter Lehr: 
linge erhält die Socialdemofratie fortwährend den ficherften Zuwachs. 

Hierin iſt feine Wendung zum Beſſeren zu erwarten, jo lange nicht der 
Grundfag zu voller Geltung fommt: daß der Lehrling erſt das entfprechende 
Maß von Leiftungen erreicht haben muß, und daß er erft gelernt haben fol, 
bie Freiheit richtig zu benugen, — ehe man ihm die Selbftftändigfeit, die 
Freiheit giebt. 

In unferem Etabliffement haben wir dieſen Grundſatz in weiteſtem 
atafe zur Anwendung gebradt. Daß er richtig ift, zeigt der zunehmenbe 

rfolg. 

Mögen Theoretiker über manche Details unſeres Lehrlingsregulativs den 
Kopf ſchütteln, mir iſt die Form ganz gleichgültig, wenn nur der Zweck ein 
guter und in der gewählten Form ein erreichbarer iſt. 

Wir Haben zunächſt eine ſcharfe Sonderung zwiſchen Lehrlingen und 
den gelernten, erwachſenen Arbeitern eingeführt. Letztere haben gewiſſe cor⸗ 
porative Rechte: ganz in ihrer Hand iſt die Verwaltung der zahlreichen, von 
der Firma ſubventionirten Fabrikkaſſen, ihnen warb die Ausarbeitung der 
Fabrikordnung überlaffen, fie können bie Dauer der Arbeitszeit abändern, 
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fie beflimmen den Lohn der Lehrlinge, fie enticheiden über Zulaſſung des 

KhrlingS zum gemeinfamen (Gruppen) Accord x. Bon al’ Dieſem ift ber 

Lehrling ausgeſchloſſen, ihm find nur materielle Vortheile vorbehalten; er 

ſell es wiſſen und fühlen, daß er eben noch zu lernen bat und, bis er es 
m gebracht, in abhängiger Stellung ifl. 

Bis zu erreichtem Gonfcriptiongalter wird ein Jever als Lehrling 
betrachtet und gehalten. Dieſer Beſtimmung den gehörigen Nachdruck zu 
geben, bleibt per Tag 1 Kr. des Lohns als Caution ſtehen, das ‘Doppelte 
legt die Firma in die Cautionslkaſſe, gleichſam als eine Prämie. Der fo 
fih fammelnde Betrag verfällt, und zwar zu Gunften der Arbeiter, wenn der 
Lehrling vor beendeter Lehrzeit austritt, Dagegen wird ihm Qaution und 
Prämie ſammt aufgelaufenen Zinſen, bei Aufnahme in den Arbeiterverband 
ausgezahlt, nachdem er feine Lehrzeit pflichttreu durdgemadt. _ 

Diefe Einrihtung it nebenbei auch eine factiihe Sparanlage und als 
jolhe wird fie bereits betrachte. Wenn einmal ein folder erfter Stod von 
80—90 fl. fihtbar exiſtirt, Dann fängt das Sparen erft an, Freude zu 
machen, und in der That legen die meiften ausgelernten Lehrlinge die aus: 
gezahlte Kaution und Prämie fofort wieder in der Fabrikſparkaſſe an. 

Aehnlich iſt es mit der hier beſtehenden Soldatenkaſſe. In bdiefelbe 
zahlt jeder Lehrling gleichfalls 1 Kr. per Tag, die Firma das Dreifache. 
Ber Soldat wird, erhält jährlich im Dienſt ſo viel, als er bis dahin in 
Eumma beigefteuert hatte (bei Gjähriger Lehrzeit circa 28—30 fl.,, der von 
der Firma eingezahlte Betrag wird für ihn in der Fabrikſparkaſſe angelegt, 
fo Daß der vom Dienft beimfehrende Soldat ein für ihn geſpartes Capital 
von 100—150 fl. vorfindet. 

Diefe Einrichtung ſpornt, ähnlich wie die Cautionskaſſe, den Lehrling 
an, willig feine Lehrlingszeit auszuharren, fie macht außerben die heran- 
wachſende Jugend empfänglicher für die Ehre des Waffendienftes. 


ch habe dieſe beiden bier beftehenven Kaſſen erwähnt, um darauf hin⸗ 
zudenten, daß vor Allem der Arbeitgeber felbft durch freie Thätigfeit Ver⸗ 
befferungen im Lehrlingsweſen anbahnen kann. Verſchiedenartig, je nach den 
örtlichen Berbältniffen, aber überall kann der Arbeitgeber, wenn er nur 
ernſtlich will und Opfer nicht jcheut, Einrichtungen treffen, welche den Lehrling 
zum Aushalten der Lehrzeit anfpornen. Welcher Art diefe Einrichtungen aber 
auch find, zweierlei iſt nöthig: 1) fie müſſen dem Lehrling materielle Vor⸗ 
tbeile in Ausſicht ſtellen; 2) fie dürfen nicht für den Moment berechnet, 
fondern fie müffen von dauernden Nachwirkungen für die ſpätere Zukunft fein. 

Großen Werth Iege ich ferner darauf, daß ber Arbeitgeber der Schul⸗ 
ausbildung feiner Lehrlinge warmes Intereffe zumwende. Kein Kreuzer, welcher 
für Ausbildung der Jugend auögegeben wird, iſt werlorene® Capital, feine 
Ausgabe wirft, in den fittlichen wie materiellen Folgen, fo fegensreih und 
nachhaltig fort. 

Bei größeren Etabliſſements ift bie Errichtung einer eigenen Yabrif- 
fortbildungsfchule dem Beſuche der allgemeinen Fortbildungsſchulen entſchieden 
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vorzuziehen, ſchon deswegen, weil hiebei die perſönlichen Beziehungen zwiſchen 
Lehrheren und Lehrling reger erhalten werden können. 

Der Unterridt bu nie des Abends, fondern durchaus während ber 
Arbeitözeit, womöglich Vormittags, wo Körper und Geift friſch find, ftatt- 
finden. Für die in der Echule verbrachte Zeit follte nichts am Lohn gemin⸗ 
dert werden. In meiner Schule babe ich vier Klaſſen, der vollftändige Beſuch 
dauert 4 Jahre. Die zwer erften Jahre find obligatoriih für jeden Lehrling 
aus Zell, in die oberen Klafien, wo ich mid auch am Unterricht betbeilige, 
rüden nur die befleren Kräfte. Hier in der Schule lerne ich perſönlich die 
geiftigen und fittlihen igenichaften jedes Einzelnen kennen und fann im 
Verein mit dem Lehrer entfpreshenb auf ihn einwirken. 

Es ſoll und darf in ſolchen Schulen nicht ein Vielerlei von Stoff in 
den Köpfen zuſammengetragen werben, wohl aber ınüffen die Lücken unferer 
meiſt fo mangelhaften Volksſchulen ausgefüllt und die Burſche zu klarem, 
folgerichtigen Denken angeleitet werben. 

Eines lemen übrigens diefe Schüler alle: den Werth des Geldes 
erkennen und richtig mit Geld umzugehen. Wenigftens ıft mir der Fall noch 
nicht vorgefommen, daß ein folder Schüler ein übler Wirtbfchafter geworden 
wäre. Das aber iſt eine Hauptfache. Denn fo lange die große Mehrzahl 
der Arbeiter (zumal in größeren Induſtriebezirken) nicht verfteht, Geld ver- 
nünftig zu berivenden, wie dies ber Gebildete thut, fo lange ift dieſen 
Leuten nicht zu helfen, — aud nicht mit den höchſten Löhnen. 

Noch eine welentliche vortheilhafte Seite der Fabril- und Fortbildungs- 
ſchulen überhaupt ınuß ich hervorheben. Ste begünftigen und verſtärken vie 
Disciplin und vor Allem: fie tragen, gerade in der gefährlichiten Uebergangs- 
periode, jehr viel bei zu gemindertem Beſuche des Wirthehaufes, diefer Brut: 
ftätte für das „Lumpentbum”. 

Taflen wir das Vorgelagte zufammen, jo fol der Lehrherr die Lehrlinge 
erziehen, wie der einfihtSoolle Vater die Kinder, durch Strenge mit Liebe 
gepaart, ımd biezu tft nöthig: ftraffe Zucht, möglihft ausgedehnte Lehrzeit, 
reichlich dotirte und praftifch eingerichtete Lebrlingsfaflen, Förderung guter 
Schulbildung. 


Wenn ſchon einzelne Arbeitgeber auf diefem Wege Vieles erreichen können, 
fo gilt dies m erhöhten Maße von ganzen Arbeitgebervereinen, zumal dann, 
wenn die in ſolchem Fall ſchwer wiegende moralifche Unterftütung beftehender 
Arheitervereine ihnen zur Seite ſtünde. 

Die dritte Frage: 

3) Kann die Gefeggebung förbernd und anregend oder 
zwingend einwirfen? 
beantworte ich unbedingt bejabend. Freilich muß ich hiebei die Entſcheidung: 
in wie weit ein directes Eingreifen der Gefetgebung in bie Lehrlings- 
verhältniffe möglich if, den competenten Fachmännern überlaffen. Große 
Schwierigkeiten bietet diefe Trage, Thon wegen der unendlichen Mannigfaltigkeit 
der Induſtrie. 
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Im Uebrigen bin ich überzeugt, daß die zwangsweiſe Einführung von, 
duch die Principale ausreichend zu ſubventionirenden Lehrlingskafſen, vie 
geſetzliche Verallgemeinerung von Inſtitutionen, welche ſchon durch Das ma⸗ 
terielle Intereſſe den Lehrling zum pflichtmäßigen Aushalten der Lehrzeit 
antreiben, — und anderſeits bie gleichmäßige Feſtſetzung einer möglichſt 
langen Lehrzeit, die geſetzliche ſcharfe Sonderung zwifchen Lehrling und Arbeiter 
auch in der Großinduftrie von fehr Heilfamen Folgen fein würde. 

Dann dürfte man aber nicht bei halben Maßregeln ftehen bleiben, 
inſbeſondere dürfte die Geſetzgebung nicht blöde in ihren Anforderungen an 
bie Arbeitgeber fein und endlih müßte die Durchführung, die Befolgung der 
emmal gefaßten Lehrlingsgeſetze mit drakoniſcher Strenge überwacht werben. 

Aber viel mehr und fiherer Tann der Staat helfen auf indirectem 
Ba indem er den Boden für eine flinftige Wandlung zum Befleren vor=- 
ereitet. 


Seit einer langen Reihe von Jahren Ieben wir in einem wahren 
Plagregen liberaler Gefete und Neuerungen, welche das Gewand der Huma- 
mität tragen und in der Idee gar ſchön find; aber faft alle fommen vor: 
zeitig, weil die unendliche Mehrzahl des Volks unfähig ift, das Dargebotene 
zu verftehen und vichtig zu benußen. Der gute Samen fällt auf ungenderten 
Boden, geht gar nicht auf oder ſchießt in's Unkraut. 

Darum wird die Geſetzgebung auch in der Lehrlingsfrage das Befte 
und Wichtigfte thun, wenn fie vor Allem den Boden vorbereitet, ein gutes 
Fundament ſchafft. Und da muß angefangen werden mit dem Anfang: 
der Volksſchule. 

Wie hoch auch unfere Höheren Fehranftalten vaftehen mögen — der 
Zuſtand der Boltöichule ıft immer noch ein kläglicher. Wie häufig iſt es, 
daß ein Mann 70, 80 und mehr Rinder aus 4, 5, ja 7 Yahrgängen gleidh- 
zeitig unterrichten fol. Da iſt aud der tüchtigfte Lehrer nicht im Stande, 
etwas Erſprießliches zu Teiften. Als PVorftand meiner Gemeinde habe ich 
zur Genüge Gelegenheit gehabt, dieſe grellen Mißſtände zu beobadhten, ich 
babe mid aber auch Hberzeugt, wie viel in verhältnigmäßig kurzer Seit 
gebeflert werden kann, wenn nur mit feftem Willen durchgegriffen wird und 
man vor einigen Opfern nicht zurüdicheut. 

Was wir vor Allem brauchen, ift: Außgiebige Vermehrung der Volks⸗ 
ſchulen nebft thunlichft weitgehenver Durchführung des Klaſſenſyſtems. Hier 
fenm nur der Staat vorgehen; in den Gemeinden ift die Indolenz zu vor- 
berrichend, von ihnen ift nicht zu Hoffen. 


Der zweite Punkt iſt die Echulzeit. Anfang und Ente find gegen= 
wärtig entichieden verfrübt. Ganz unfertig wird der Knabe in's äußere 

Bineingeworfen. 

Was als Kind gelernt worden, ift häufig in wenig Jahren wieber 
vergefſen. Man Iaffe die Kinder ein Jahr ſpäter eintreten und mindeſtens 
ein Jahr Ipäter, alſo keinenfalls vor dem 15. Jahre, die Schule verlaffen. 
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Ich gebe zu, daß Biemit manche Eltern, welde auch auf den Neben- 
verbienft der Kinder angewieſen find, unzufrieden fein mögen; aber jebe 
Uebergangsperiobe verlegt die Intereflen Einzelner, bis die Aenderung ſchließ⸗ 
lich Doch zur Gewohnheit wird. Derartige Nücdfichten dürfen das Große 
und Ganze, fofern e8 nur gut ift, nicht aufhalten. 


So erhält der Lehrherr bereits ein reiferes, innerlich beſſer ausgebilvetes 
Material Der Knabe wird Lehrling, er kommt in die eigentlichen Ent⸗ 
widlungsjahre, in welchen eine richtige Leitung und Auffiht am dringendſten 
geboten ift. Hiezu ift aber vor Allem erforderlih, daß ihm der Begriff 
des Gehorchenmüfjene erhalten bleibt. Deswegen müßte die disciplinare 
Gewalt des Vorſtandes der Sonntagsichule und des Geiſtlichen fo lange als 
nur tbunlid) ausgedehnt und ftreng gehandhabt werben. Ganz beſonders 
follte, wo es die Iocalen Verhältniffe irgenpwie erınöglichen, der Beſuch der 
Wirthshäuſer Durch Sonntagsſchüler rückſichtslos geftraft werden. Ber ung 
in Bayern war das größte Unglüd für die Lehrlinge die Herabſetzung der 
Sonntagsihulpfliht vom vollendeten 18. auf das 15. Lebensjahr. Nichts 
* in Bayen in gleichem Maße die Verwilderung des Lehrlingsſtandes 
gefördert. — j 

Auch von StaatSwegen ift die Errichtung von Fortbildungsichulen an- 
zuftreben, wo e8 die Verhältniffe irgendwie geftatten. Wenn und wo es 
möglich, Jollte der Beſuch obligatoriich fein. 

Ih wage es, Ichlieglih noch eine Frage aufzumerfen, welde vielleicht 
von mandyer Seite belächelt werben mag, immerhin aber doch vielleicht Des 
Nachdenkens wertb ift. 

Wie num einmal die große Maſſe ift, fie wird einen Widerwillen gegen 
Berlängerung der Schulzeit oder gar weitere Fortbildung der Jugend nad 
beendeter Werktagsichule empfinden. Dieſer Widerwille entipringt zumeift 
aus materiellen Erwägungen, deshalb können nur materielle Vortheile ihn 
nach und nad) befeitigen. 

Dieſes —— frage ich: Sollte es nicht möglich ſein, auf dem 
Wege der Geſetzgebung einen Modus zu finden, welcher gewiſſe Vortheile, 
ſowie Nachtheile in Betreff der Militärdienſtzeit an das Maß der erreichten 
und bis zur Conſcription bewahrten Schulausbildung knüpft? 

Ein derartiges Geſetz wäre der gewaltige Verbündete für alle Diejenigen, 
welche mit der Tugend zu thun haben: Die Ausſicht, je nach Befund 21,,, 
3 oder 31/, Jahre präfent zu bleiben, würde, wie für Alle, fo auch für die 
Lehrlinge der ſchärffte Sporn fein, in den Jugendjahren ihre Zeit richtig und 
vernünftig zu verwenden. 





I. 
Gutachten 


erſtattet bon 
Landrath Melbed in Solingen ). 


Die bis zur Emanation der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 
geltende Gewerbegeſetzgebung hatte dem Lehrlingsweſen eine befondere Furſorge 
gewidmet. Sie ging von dem Gedanken aus, daß den jungen Leuten, welche 
ihre Iuterefien noch nicht felbftftändig zu wahren im Stande find und in 
vielen Yällen eines binlänglichen Schutzes ihrer Eltern oder Vormünder ent- 
behten, der erforderliche Schu von Seiten bes Staats gewährt werben müſſe. 

Rad, der früheren Gewerbeverfaffung mußte 

1) das Lehmerbältmig durch einen [hriftlichen Vertrag feftgeflellt werben. 

2) Fand die Aufnahıne des Lehrlings nicht vor einer Innung flatt, To 
mußte diefelbe vor der Communalbebörde und zwar mit Zus 
ziehung zweier ımbeicholtener Gemeindeglieder, womöglich ſolcher, melde 
dafielbe Gewerbe felbfiftändig betreiben, erfolgen. 

3) Bor der Aufnahme mußte die Befugniß des Lehrherrn zur 
Haltung von Lehrlingen amtlich feftgeftellt werben; er mußte 
die Meiflerprüfung beftanden und alſo die Dualification zur Aus- 
bildung ven Lehrlingen nachgewieſen haben. 

Der Lehrling mußte darthun, daß er leſen, [reiben uud 
rehnen könne und durch Beſcheinigung nachweiſen, daß er in ber 
Glaubens⸗ und Sittenlehre genügende Kenntniffe befige. Nur aus 
erheblichen Gründen durfte einem Mangel an dieſen Senntniffen nach⸗ 


 ) Der Berfafjer iR Landrath in einer Gegend, welche eigenthümliche Verhält⸗ 
nifie anfzumweifen bat, ba im Solingen wie in Remſcheid bie blühende Eifen- und 
Stahlwaareninduſtrie trog ihrer großen Ausdehnung und ihres bedeutenden Erports 
do keine Großinbuftrie im vollen Sinne des Worts if. Vielmehr arbeiten meift 
aAbſtiündige Meifter mit wenigen Hülfserbeitern in ihren eigenen befonberen Räumen 
für die großen: Unternehmer. Herr Landrath Melbed war leider nit im Stande, 
das von ihm gewünfchte vollfländige Material zu bekommen und entfchloß fich baber, 
nur feine eigenen Gebanfen in türzefler Form zu fligziren. Wir bringen biefe 
Sfige, die auf reichliher Erfahrung eine mit den Berbältnifien feiner Gegend 
genan Belannten Mannes beruht, zum Abbrud, obwohl fie dem üblichen Umfang 
der Gutachten nicht erreicht. Die Red. 
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efeben werden. Der Lehrherr war alsdann verpflichtet, für die Nadh- 
ülfe nach den Anordnungen der Ortsſchulbehörde zu ſorgen. 

4) Die Feſtſetzung über alle das Lehrverhältniß betreffenden Berabredungen, 
bie Verpflichtungen und Berechtigungen des Lehrherrn wie des Lehrlinge 
war in umfaflendfter Weife vom Gefete angeordnet. 

Die Ausführung vieler Beftimmungen begegnete weder bei dem gemöhn- 
then Handwerk, nod in der Hausinduftrie (des Colinger Fabrikbezirks) 
weientlichen Echwierigkeiten. Die meiften Arbeiter dieſer Induſtrie, 3. B. 
der Mefler-, Scheeren- und Schwertihmied, der Neider (welcher die Zufam- 
menfegung, das Zurechtmachen ber einzelnen Theile bejorgt), der Schleifer u. ſ. w. 
betreiben, wenngleich fie, abweichend von dem gewöhnlichen Handwerker, nur 
Halbfabrikate Liefern, ihre Arbeit handwerksmäßig und halten Gejellen und 
Lehrlinge. Die Lehrzeit dauert 4—5 Jahre. Nur bei einzelnen unter: 
geordneten Zweigen diefer Hausinduftvie, 3. B. dem Scheeren⸗ und Gabel- 
feilen — welche eine zahlreiche Kategorie von ſelbſtſtändigen Arbeitern beſchäf⸗ 
tigen — findet die regelmäßige Ausbildung von Lehrlingen nicht flatt. 


Nach der neuen Gewerbeverfaflung find die meiften Beftunmungen, welche 
die gewerbliche und intelleftuelle Ausbildung des Lehrlings zum Zwecke Hatten, 
in Wegfall gekommen. 

Die frühere Borfchrift, wonach der Lehrherr feine gewerblide Qua⸗ 
Yification nachzuweiſen hatte, bevor er Lehrlinge Halten durfte, iſt mit dem 
Princip völliger Gewerbefreiheit, auf welchem die neuere Gemerbeverfaffung 
berubt, allerdings nicht mehr zu vereinigen. 

Die Beftimmnung des $ 106 alinea 2 der Gewerbeordnung von 1869, 
wonah durch Ortsftatut Lehrlinge zc., ſofern fie Das 18. Lebensjahr 
nicht überfchritten haben, zum Beſuche einer Fortbildungsichule des Ortes, 
Arbeits: und Lehrherren aber zur Gewährung ber für dieſen Beſuch erforber- 
lihen Zeit verpflichtet werden können, Hat faft gar feine praftifche 
Bedeutung erlangt. Mit fehr feltenen Ausnahmen fehlt es den Gemeinden 
an den erforverlichen Mitteln und Lehrkräften, um ſolche Schulen in der 
entfprehenden Ausdehnung einzurichten und zu unterhalten. Die 
in manchen Gemeinden beftebenvden freiwilligen Fortbildungsſchulen find aber 
nicht genügend, um den Zwed der bezogenen Beſtimmung nur annähernd zu 
erreichen. Hier muß der Staat mit feinen Mitteln eintreten, ſoll etwas 
Tuchtiges erreicht werben. 

Auf die geftellten drei Fragen iſt zu bemerken: 

ad 1) daß die Klagen über den Mangel an ordentlichen Lehrlingen ſich 
gegen früher vermehrt haben. Die Erklärung Tiegt zum Theil 
darin, daß die Eltern ihre Knaben, mehr wie früher, möglichft 
bald nad) beendeter Schulzeit ausnutzen wollen. ‘Da die Knaben 
in Fabriken fofort einen wöchentlichen Verdienft von etwa 2 Thalern, 
mit 16 bi8 17 Jahren fhon einen ſolchen bis zu 4 und 5 Thaler 
haben, jo wird die Lehrzeit bei einem Schmiede, Reider oder 
Schleifer, welche 4 Jahre dauert, vielfach umgangen; 
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ad 2) die Fabrikanten, die eigentlichen Arbeitgeber in ber Fabrifinbuftrie, 


ad 3) 


ſtehen mit den Lehrlingen in feiner directen Verbindung. Soll 
auf dem Wege einer freien Thätigfett geholfen werben, fo ließe 
ſich ſolches nur durch die Handwerker⸗, Arbeiter oder Gewerkvereine 
erreichen, welche 3. B. die Vereinbarung treffen müßten, daß ber 
nach beiden Seiten Bin ſchädlich wirkende häufige Wechſel ver 
Lehrmeifter — wenigftend in demjelben Gewerbe — nicht mehr 
ftattfinde ; 

die Geſetzgebung kann meiner Meinung nad) die beftehenven Uebel⸗ 
fände dadurch weſentlich vermindern, daß fie Die Lehrmeifter zwingt, 
mit ihren Lehrlingen bündige ſchriftliche Verträge zu fchließen. Die 
Streitfälle, welche die Gewerbegerichte faft in jeder Sitzung zu 
jchlichten haben, beweifen, daß Died in der Regel unterbleibt und 
die meiſten Differenzen dem Mangel eines gehörigen Lehrvertrags 
zuzufcgreiben find. Sodann muß der Staat die Einrichtung von 
Fortbildungsſchulen duch Gewährung binlängliher Mittel ermög- 
lichen. 


— — — — — 


IH, 


Gutachten 


erſtattet von 


Dr. Karl Möller, 


ilhaber b i 8. & Th. Möller, Maſchinenfabrik, GEifengieherei und Kefſelſchmiebe 
Zbeith er Birma x zu —E eis, ſengieß nel et 


Neben ver Vervollkommnung der Volks- und Mittelſchule iſt die Ver— 
beſſerung des Lehrlingsweſens ohne Zweifel das wirkſamſte Mittel, die ge: 
werbliche Leiſtungsfähigkeit zu erhöhen, und den ſocialen Frieden zu ıbefeftigen ; 
an der Löfung der Lehrlingsfrage ift die Großinduſtrie mindeftens ebenfo 
jehr intereffirt, wie das Kleingewerbe. — Sch werde mid im Wefentlichen 
darauf befchränfen, auszuführen, in welcher Weile der Staat durch Ge- 
feggebung und Verwaltung auf eine Berbefferung des Lehrlingsweſens 
bimvirfen muß. 

Wir ftellen und zunächſt die Borfrage: entſpricht das jetige Lehrlings- 
weien, wo der Lehrling nicht eigentlich ſyſtematiſch unterrichtet wird, ſondern 
zumeift zufehend, dann zuerft Hilfe leiftend und allmählig Kleinere Arbeiten jelbft- 
ftändig ausführend fein Gewerbe erlernt, ven erhöhten Anfprücden, die man 
an die Leiftungsfähigfeit vieler Arbeiter ftellen muß? Wäre e8 nicht vielleicht 
befier, Arbeitsjchulen zu errichten, in denen ſyſtematiſcher Arbeitsunterricht 
ertheilt wird? Unzweifelhaft würde in ſolchen Schulen, wenn wirklich tüchtige 
praktiſch gejchulte Lehrmeiſter angeftellt worden wären, in jehr viel kürzerer Zeit 
Tuchtigeres geleiftet, und es bliebe für bie geiftige und körperliche Fortbildung 
der jungen Arbeiter viel mehr Zeit übrig. Das großartigfte Vorbild für eine 
derartige ſyſtematiſche Schulung in mechantichen Fertigkeiten ift unfer Heer, 
wo binnen Jahresfrift aus einem fteifen, unbehilflichen Bauernburſchen felbft 
in den Specialmaffen ein gewanbter, feine mannigfachen Aufgaben fiher aus- 
übender Soldat gemacht wird; auch ſonſt Liegen noch einige günftige Erfahrungen 
vor: es beftehen in Baiern Holzichnigichulen, wo ſehr Tüchtiges geleiftet werben 
fol, ferner bewährte Webeichulen in Mühlheim am Rhein und andern Orten, 
(lettere wejentlicy für Söhne von Fabrikwebern beftimmt). ‘Der allgemeinen 
Einführung derartiger Schulen witrden ohne Zweifel die erheblichen Koften ver: 
jelben und anfangs der Mangel wirklich tüchtiger Lehrmeiſter entgegenftehen, da 
ältere vorzügliche Handwerker fi) dem Unterricht an ſolchen Schulen felten 
widmen würden. Nur für die Hebung des SKunftgewerbes find derartige 
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Schulen ſchon jett ausführbar und, wie ich glaube, ein dringendes Be⸗ 
därfurg; für die große Zahl der andern Gewerke müſſen wir vorläufig darauf 
verzichten und uns darauf beichränfen, die Uebelftände zu mildern, die unaus⸗ 
bleiblich mit der jetzigen Art der Lehrlingsausbildung verbimden find. — 

Als Lehrling find zum Unterfchied von den jugendlichen Arbeitern im 
engeren Sinne alle Diejenigen zu bezeichnen, die nach dem 14. oder vor vollendetem 
18. Jahre in irgend einem Gewerbe angenommen werden, um zu einem be 
ſtimmten gewerblihen Berufe ausgebildet zu werben, den fie während 
ihres Lebens ausüben jollen, während unter jugendlichen Arbeitern 
im engen Sinne foldye zu verfiehen find, die wegen ihrer Gewanbtheit und 
ihrer fleinen zierlichen Singer oder des niedrigen Lohnes wegen angenommen 
werden, um Arbeiten zu verrichten, bie fie in der Kegel im [päteren 
Leben nicht ausüben. 

Eine Mare Scheidung beider im Gefetgebung und Praxis iſt jehr 
wimſchenswerth. Bisher wird der in der Fabrik beichäftigte Lehrling meiftens 
ixrig als gewöhnlicher jugendlicher Arbeiter angeſehen, während jeder vom Klein⸗ 
gewerbe beichäftigte jugendliche Arbeiter als Lehrling betrachtet wird. In diefer 
Weiſe hat fih auch das Preuß. Obertribunal ausgeſprochen; während doch 
thatfächlih in vielen Zweigen der Großinduftrie Lehrlinge regelmäßig und 
ſorgfaltig ausgebildet werben. 

Bei dem Lehrling foll die Sorge für die Ausbildung 
überall in den Bordergrund, die Ausnugung als Arbeiter 
möglihft zurüdtreten. Das Ausbilden von Lehrlingen erfordert bei 
gewiſſenhafter Ausführung daher Opfer von Eeiten des Lehrherrn, die 
entweder durch ein Lehrgeld oder durch eine Verpflichtung des Lehrlinge, 
längere Zeit gegen eine mäßige Entſchädigung bei feinem Lehrherrn zu bleiben, 
oder durch eine Verbindung beider erjet werben können! 

Die Zahlung eines Lehrgelds ift feit langer Zeit wohl allgemein ab» 
gelommen, und bie Lehrlinge empfangen jett in den Fabriken meiften® einen 
mit den Fahren fleigenden Lohn, der indeß geringer zu ſein pflegt, wie berjenige 
der jugendlichen Arbeiter (im engem Sinne). Bet den Handwerkern erhalten 
fie freie Station, der fich vielfach Geldgeſchenke des Meiſters zugelellen. Bet 
dem jetzigen hoben Werth der Arbeitöträfte bietet in der That das Bleiben eines 
Lehrlings während eine® Zeitraums von 3 Jahren gegen mäßige Entſchädigung 
in der Regel eine genügende Entihäbigung für die directen und . inbirecten 
Berlufte des Lehrherrn und die von ihn aufgewandte Mühe. 

Das Lehrlingsweien krankt vor Allem an zwei fchweren Mifftänden, die 
unfere gewerbliche und fociale Zukunſt ernft bedrohen und bejeitigt werden müflen. 

Diefelben bedingen und verftärken ſich gegenfeitig: Die Lehrlinge 
derlaffen einerfeits oft firaflos ihren Xehrherrn vor Be— 
endigung ihrer Lehrzeit, weil fie bei andern Arbeitgebern ohne Schwie⸗ 
rigfeit angenommen werben, und weil das Geſetz e8 geftattet. Während 
andererſeis mande Lehrherren ihre Lehrlinge als billige 
Arbeitsträfte auszunugen beftrebt find, ftatt pflittren für 
ihre Ausbildung zu forgen. 
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Das einzige wirkſame Mittel: den Contractbruch ber Lehrlinge 
zu fteuern, liegt m einer Beftrafung der Arbeitgeber, welde Lehr⸗ 
linge als Arbeiter annehmen, die ihre Lehrherren vor Ablauf der Lehrzeit 
verlafien Haben, und zu den Zwei muß man für alle jugendliden 
gewerbliden Arbeiter vor vollendetem 18. Jahre Arbeits- 
büder einführen. Die mit diefer Einführung der Arbeitsbücher nothmendig 
‚verbundene Einführung von genauen Liften aller jugendlichen gewerblichen 
Arbeiter die in emem beftimmten Bezirk heimathsberechtigt beziehungsweiſe 
beicäftigt find, ift die Vorbedingung einer wirkſamen Durchführung aller für 
jugendliche Arbeiter getroffenen Beftimmungen überhaupt. Die Einführung von 
Arbeitsbüchern für erwachſene Arbeiter würde allerdings ein ſchwer durch⸗ 
zuführender Schritt jein: die Einführung von Arbeitsblihern für alle gewerb⸗ 
lichen jugendlichen Arbeiter, die ja für jugendliche Yabrifarbeiter in der Ge 
werbeorduung bereit8 vorgefchrieben ift, wird dagegen ohne Zweifel auch von 
Seiten aller tüchtigen älteren Arbeiter gebilligt werben. 

Wenn die Lehrherren fi darauf verlaflen können, Daß die Lehrlinge bis 
zum Schluß der Lehrzeit bei ihnen bleiben, fo muß man von ihnen entjchieden 
fordern, daß fie ihre Verpflichtungen gegen dieſelben gewiſſenhaft erfüllen. 
Die Ausnutzung der Lehrlinge für Häusliche Arbeiten, weldye bet den Hand⸗ 
werfern früher als arger Mißbrauch beftand, bat abgenommen, weil e8 an 
Handwerks⸗Lehrlingen überhaupt fehlt; bei mehr fabrifmäßigem Betriebe fällt 
fie von jelbft fort. Dagegen ıft ein andrer Mißbrauch jetst vielfach eingerifien, 
nämlich der, die Lehrlinge mit Rüdfiht auf die Vortheile, welde eine Theilung 
der Arbeit bietet, nur für beftimmte Arbeiten zu benugen, von deren Erlermung 
fie oft fpäter nicht den geringften Vortheil haben, während fie das eigentliche 
Gewerbe nicht erlernen. Dieler fowie jeder anderen mißbräudlichen Benugung 
der Lehrlinge, die ohne Zweifel vielfach der Grund ift, weshalb die Lehrlinge 
ihren Lehrherren entlaufen, muß dadurch gefteuert werben, daß man dem Bater 
reſp. Vormund des Lehrlings, dem Fabrikinfpector, dem Innungsvorftand und 
der Bolizeibehörbe, in deren Bezirk der betreffende Lehrherr wohnt, das Klage 
recht gegen ſolche eigennütige Arbeitgeber giebt. Es ift nöthig, Died Recht 
außer den Eltern namentlih den Fabrikinſpectoren und Innungsvorſtänden 
zu geben (die Polizei wird fich meiſtens wohl nicht darum fümmern), weil 
die Eltern oft zu abhängig, zu ſchwach oder zu gleichgültig fein werben, um 
eine ſolche Klage anzuftellen. Freilich jest Dies Klagerecht der Fabrikinfpectoren 
voraus, daß fo viele diefer technifch worzubildenden Beamten angeftellt werden, 
daß deren Bezirk höchſtens 3—6 Kreiſe umfaſſt, und daß fie fich nicht allein 
um die Großinduftrie, fondern aud um das Handwerk und die Hausinduftrie 
kümmern müfjen. ine derartige Einfegung von Inbuftrie-Infpectoren muß 
aber möglichſt bald getroffen werben, damit Der Staat Beamte erhält, bie 
von den Arbeiterverhältniffen wirklich etwas kennen und berufmäßig dafür 
forgen müflen, daß fie verbeflert und Mißbräuche fern gehalten werden. Außer: 
dem ift es nothwendig, wenn man eine Reforın des Lehrlingwelend anbahnen 
will, daß überall Gewerbegerichte errichtet werben, bei denen bie Streit: 
fragen zwiſchen Arbeitern und Arbeitgebern möglichſt nach einem rein mündlichen 
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Berfahren in einem Termin von ſach verſtändigen Richtern, Arbeiten und 
Arbeitgebern entſchieden werben. Kin fchnell geiprochenes, fofort vollftredbares 
ohne große Koftenvorichäffe zu erwirkendes Urtheil ift e8 allein, was bei ſolchen 
Streitigkeiten dienen Tann. Solange wir feine Inpuftrieinfpectoren in allen, 
auch den nicht induftriellen Diftrieten, haben und Gewerbegerichte an allen 
Orten errichtet find, werben alle Beitimmungen und Berbeflerungen der Ger 
mwerbeorbnung über Arbeiterverhältuiffe im Weſentlichen nur auf dem Papier 
ſtehen bleiben ! 

Die Gewerbeordnung beftimmt in 8 106, durch Ortsftatut ($ 142) 
fönnen Geſellen, Gehülfen und Lehrlinge, ſofern fie das 18. Lebensjahr 
nicht ũberſchritten haben, ober einzelne Klaſſen verfelben, zum Bejude der 
Fortbildungsſchule des Orts, Arbeits- und Lehrberren aber zur Ge— 

ã der für dieſen Beſuch nöthigen Zeit verpflichtet werden. Es wird ſich 
empfehlen, dieſe Beſtimmung in etwas verſchärfter Form in den über das 
Lehrlingẽweſen handelnden Abſchnitt herüber zu nehmen und die Verpflichtung 
zum Beſuch der Fortbildungsſchule auf die Lehrlinge zu beſchränken, aber für 
deren Unterhaltung die Lehrherren durch Zahlung des Schulgeldes heranzu⸗ 
ziehen, fofern die Commune diefe Schulen nicht übernehmen wil. Das 
Warten auf die Errichtung eines Ortsſtatuts, welches nad) der Gewerbeord⸗ 
nung Die Fortbildungsſchulen obligatoriſch machen ſoll, möchte, fall man die 
Initiative dafür den communalen Vertretungen überlaffen will, Die Errichtung 
Iedensfähiger Fortbildungsſchulen in vielen Orten verzögern oder verhindern. 

Cine Beihräntung der Arbeitszeit ift für alle Tebrlinge 
geboten. Die in der Gewerbeordnung für die jugendlichen Fabrikarbeiter 
getroffene Beftimmung, wonach für diefelben zwiſchen dem 14. und 16. Jahre 
eine Arbeitözeit von täglich höchſtens 10 Stunden vorgeichrieben ift, bat viel- 
fach nur Dazu geführt, die Jugend aus den geräumigen, gut ventilirten Räumen 
der Großinduſtrie, wo fie 11 Stunden arbeiteten, in den engen, dumpfigen Arbeits⸗ 
raum der Haus- und Kleininbuftrie und der Handwerker zu verbannen, wo 
je 12—14 Stunden arbeiten müſſen. Es war unzweckmäßig, in 8 131 
der G.-D. fie Fabrikarbeiter zwiſchen dem 14. und 16. Sabre eine 10ftündige 
tägliche Arbeitszeit als Maximum feftzuftellen, weil in faft allen beutjchen 
dabrifen eine 11ftündige Arbeitözeit üblich war und ift, und weil bei 1 1ftändiger 
Arbeit genügende Zeit zur Ruhe bleibt. Nun ift es vielleiht in folden 
Induſtrien, die wejent Lich jugendliche Arbeiter befihäftigen (manchen Spinnereien 
x) möglih, den Betrieb nach den jugendlichen Arbeitern einzurichten: in 
Berfflätten aber, wo auf 10—20 erwachlene Arbeiter ein Lehrling kommt, ift 
das unmöglich, und man kann den erwachjenen Arbeitern keinen Lehrling zur 
Unterftigung zutbeilen, wie das doch nöthig ift, wenn biefer eine Stunde vor 
Schluß der Arbeitözeit Dad Local verläft. Eher kann man allen Lehrlingen 
einen Tag in der Woche um Mittag oder Nachmittags um 4 Uhr frei geben, da⸗ 
mu fie zu Hauſe fi umfleiven und bamit fie efien ꝛc. können, ehe fie in bie 
dortbildungsſchule gehen, und es empfiehlt fi deßhalb als Maximum eine 
gemifie Zahl von Stunden per Woche (etwa 63—64) feftzufegen und 
zu jagen, daß die Lehrlinge in der Regel nicht über 11 Stunden innerhalb 
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24 Stunden und nicht des Nachts arbeiten follten. Auch in England beftimmen 
die Fabrifgefege ein Maximum per Woche und dort hat fi) wohl allgemein 
der Gebrauch herausgebildet daß alle Arbeiter an den gewöhnlichen Tagen 
11 reſp. 10 Stunden arbeiten und mit ihnen die jugendlichen, daß fie jedoch 
am Sonnabend Nachmittag frei haben. Solch ein freier oder halb» 
freier Nachmittag ift aber für die Arbeiter eine große Annehinlichleit, während 
das um eine Stunde frühere Aufhören der jugendlichen Arbeiter von Arbeit- 
gebem und Arbeitern al8 ein flörendes, unverftändiges, zweckloſes Eingreifen der 
Staatögewalt empfunden wird. — Es würde deshalb ein Fehler fein, dieſe für 
jugenvliche Fabrikarbeiter getroffene Beſtimmung auf alle Lehrlinge auszudehnen. 

In einem Geſetz über das Lehrlingsweſen darf man micht zu viel Detail: 
beftimmungen treffen, da für die Induſtrie die Bedurfniſſe jowie Gefahren jo 
mannigfaltig find; e8 ift deßhalb in hohem Grabe zu wünſchen, baß die 
Innungen als organifirte Berbindungen von Arbeitgebern 
und Arbeitern neues Xeben gewinnen; und die Anregung, Die dazu 
namentlich von Hamburg aus gegeben ift, muß deshalb mit Freude begrüßt 
werben. Die Innungen würden dann die geeigneten Organe fein, um bie nöthigen 
Detailbeftimmungen zu treffen und im Einzelnen darüber zu machen, daß die 
Lehrlinge tüchtig außgebilvet werden, denn die Geſammtheit der Gewerbe— 
genoffen hat ein großes Intereffe daran, daß alle Lehrlinge tüchtig aus- 
gebildet werben, während e8 im materiellen Intereffe des einzelnen Lehrherrn 
liegt, feine Lehrlinge auszunugen. Diefe Oberaufſicht über das Lehrlingsweſen 
kann man den Innungen dadurch fihern, Daß man ihnen die Feftitellung 
von Reglement für die Lehrlinge ihres Gewerbes überträgt (freilich unter 
Genehmigung der ftaatlichen Aufſichtsbehörde) und ihnen dad Klagerecht und 
die Klagepflicht gegen pflichtvergeſſene Lehrherren überträgt. Im dieſen Reglements 
könnte u. X. auch vorgefchrieben werben, daß die Lehrlinge fich, ehe fie Geſellen 
werden, von der Innung prüfen laſſen müflen u. |. w. Ebenſo wie dieſen 
InnungsreglementS müßte man den Fabrikordnungen, wo ſolche obrigkeitlich 
genehmigt find, das Recht einräumen, die Pehrlinge zu ihrer Beobachtung zu 
verpflichten. 

Wenn ein Lehrlingövertrag als auf 3 Jahre gefchloffen anzujehen iſt, 
foweit nicht Anderes verabredet worden ift (und das ift entſchieden Gewohn- 
beitörecht), fo muß fich ein ſolches Verhältnig noch außer auf dem eben er- 
wähnten Wege der Klage gegen ven Lehrheren auf einfachen Wunſch des 
Vaters unter Entfchädignng des Lehrherrn und von Seiten des Lehrherrn 
durch Entlaffung des Lehrlings in geſetzmäßiger Weife löſen laſſen. Es ift 
durchaus unzweckmäßig, wie das 8. 120 der Gewerbeorbnung thut, den Lehr⸗ 
bern an dieſelben Beringungen zu binden, an welche eine Emlaſſung bei 
14tägiger Kindigungsfrift geknüpft if. Ein Lehrling kann dur Faulheit 
und eime erheuchelte oder wirfliche Ungeſchicklichkeit, durch Böswilligkeit und 
Frechheit feinen Lehrberen zur Verzweiflung bringen, ihm den ſchwerſten 
Schaden zufügen und die Disciplin feiner Werkftatt zerftören, ohne daß eine 
der Bedingungen einträte, welche in $ 111 ber Gewerbeorbnung vorgeſehen 
find. Da die körperliche Züchtigung wohl in allen Sabrifen und bei den 
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meiften Ha den Lehrlimgen gegenüber mit Recht abgetommen ift, fo 
bleibt die einfache Tofortige Entlaffung ſchließlich das einzige Mittel, um bie 
Disciplin zu erhalten, und man darf den Lehrherren dieſes echt nicht nehmen, 
welches fie wohl jo Lange befeflen haben, wie es Lehrlinge gegeben bat. Daß 
diefe Befugniß zur fofortigen Entlaffung nicht zu oft gebraucht wird, dafür 
forgt das eigene Interefie der Lehrherren. 

Ebenfo ericheint es völlig unbillig, daß das Verhältniß wider den Willen 
des Lehrherrn ohne Weiteres vor Ablauf der Lehrzeit aufgehoben wird, „wenk 
der Lehrling zu einem andern Gewerbe oder Berufe übergeht”, wie dies in 
S 122 der Gewerbeorbnung beißt; diefer Paſſus muß fortfallen. ‘Daß ın 
Dielen Falle noch das weiterlaufende Lehrgeld für 1; Jahr bezahlt werben 
fol, Pat natürlich garkeinen prattiihen Werth, weil feit langer 
Zeit das Lehrgeld außer Gebrauch gelommen ifl. Bon Eeite 
der Angehörigen des Lehrlinge muß das Verhältniß gegen Entſchädigung 
des Lehrherrn jederzeit ſich aufheben laſſen. Ein Maßſtab für Diele Ent- 
ſchädigung läßt fich gewinnen, wenn man annimmt, daß der Nußen, den der 
behrherr von feinem Lehrling Hat, anfangs gleih Null ift, und mit der Zeit 
wählt, bis er gegen Schluß dem täglichen Lohne eines Gefellen gleich fteht. 
Hiervon ift der Lohn, den der Lehrling in Form von Geld oder in freier 
Station erhalten bat, abzuziehen. Es läßt ſich darnach leicht eine Art von 
Tarif für die dem Lehrherrn zu zahlende Entſchädigung feftfegen, der allgemeine 
Geltung für alle Lehrlinge deſſelben Bezirks haben könnte. Da eine fofortige 
Entlafjiung des Lehrlingd in ver Regel größere Unanmehmlichkeiten mit fich 
bringen wird, als wenn etwa eine vierteljährige Kündigungsfriſt eingehalten 
wid, fo ift die Entſchädigung de Lehrherrn bei fofortiger Entlaffung des 
vehrling® höher zu bemefjen, als wenn fie nach vierteljähriger Kündigung erfolgt, 
mo dann der Lehrherr rechtzeitig fi einen andern Lehrling verichaffen kann. 
Es erſcheint gerecht, das willfürliche Entlaufen der Lehrlinge durch eine dem 
Lehrherrn zu zahlende Entſchädigung an dem Bater des entlaufenen Lehrlinge 
zu abnden, welde Doppelt fo Hoch ift, wie die Entichäbigung, welde dem 
Lehrheren bei Löjung des Verhältniſſes nad gegenfeitiger Abrede gezahlt 
werden muß. Auszunehmen würde wohl nur der Fall fein, wo ver Pehrling 
offenbar gegen den Willen des Vaters feine Lehre verlaflen hat. Allerdings 
wird in vielen Fällen der Bater unpfändbar Jein, und deßhalb eine derartige 
Entſchädigung keinen praftifchen Werth haben. Es erſcheint daher nöthig, 
außerdem jeden Arbeitgeber zu betrafen, der einen Lehrling aufnimmt, welder 
feinem Lehrherrn entlaufen iſt, wie das oben ausgeführt wurde. In 8 126 der 
Gewerbeordnung, mit welchem der tiber die Lebrlinge handelnde Abſchnitt ſchließt, 
müßten die namentlih bei Schloffermeiften und in ben Mafchinenfabriten 
geichäftigten „Volontaire“, welche fi dem Ingenieurfache wiomen wollen, aus⸗ 
genommen werden ; diefelben pflegen ihre Lehre ſchneller zu beenden, wie andere 
gewöhnliche Lehrlinge und beanſpruchen oft feinen Lohn. Außerdem find in 
diefem Paragraphen „Werfmeifter” in Fabriken ausgenommen: was dies beißen 
ſoll, ft aus dem Zufammenbang und aus den Motiven nicht verſtändlich und 
wird wohl fortfallen müſſen. 

Schriften X. — Ueber Lebrlingäwwefen. 2 


18 Möller. 


Die hier begründeten Aenderungen der Gewerbeordnung haben neben 
einigen anderen, die keiner Motivirung bedinften, am Schluſſe dieſes Gut- 
achtens in Form von Amendements Ausdruck gefunden. 

Wenn derartige Aenderungen der Gewerbeortnung gleichzeitig mit einer 
Organiſation von Gewerbegerichten, der Errichtung von Provinzial-Arbeitöäintern 
und zahlreihen Inbuftrieinfpectoren in's Leben träten und wenn bie Innungen 
aufs Neue aufblühten und ſich der Lehrlinge annähınen, jo würde Das ohne 
Zweifel die eingeriffenen Mißbräuche erheblich vermindern, aber es würde 
allein keine ganz durchgreifende Beſſerung bewirken können. Die Gewiſſen⸗ 
baftigfeit in der Ausführung übernommener Berpflichtungen von Seiten ber 
Arbeitgeber und Arbeiter muß ſich vielmehr zur unumſtößlichen Sitte außbilven, 
e8 muß Sache des Ehrgeizes werben, die Lehrlinge gut auszubilden. Yür bie 
vielen jetzt beftehenden Gewerbes, Handiverker-, Arbeiterbilpungsvereine zc. bietet 
fid) in der Agitation für die gewiſſenhafte, gründlidye und vielſeitige Ausbildung 
der Lehrlinge ein dankbares Feld der Thaͤtigkeit. 


Amendementd zur Gewerbeordnung. 


8 113 erhält am Schluß folgenden Zuſatz: „fofern die Betreffenden 
das 18. Lebensjahr vollendet haben.’ 

8 115 am Scdluf: 

„sein Lehrherr darf einen Knaben als Lehrling annehmen, der Kein 
Arbeitsbuch befigt; für ihm gilt da8 in 88 130 und 131 Gefagte. Die 
Lehrlinge mliffen bei ihrem Eintritt mindeftens 14 Jahre alt fein und find, 
foweit nicht Anderes ausbedungen wurde, verpflichtet, 3 Jahre lang bei ihrem 
Lehrherrn zu bleiben.” 8 131 ift dann in folgender Weile umzuändern: 

Hinter „dieſes Arbeitsbud” im 2. Abſatz folgt: „welchem die 85 115 
bis 126 und 128 bi8 133 vorzudruden find“. 

Hinter „Ortöpolizeibehörbe‘‘: „wo derſelbe heimathsberechtigt iſt“. 

Zu 3 am Schluß: „und ein Vermerk, ob er ordentlich leſen, ſchreiben 
und rechnen kann“. Ferner am Schluß des Paragraphen: 

„Jede Ortöpolizeibehörde führt ein Verzeichnig über die ertheilten Arbeits: 
bücher, welches das Datum der Ausftelung und den Namen des Empfängers 
enthält, und darf für keinen jugendlichen Arbeiter zum zweiten Male ein 
Arbeitsbuch auögeben, außer wenn deſſen Vater oder Vormund glaubhaft 
nachweiſt, daß das zuerft ertheilte verloren gegangen if. Jedes Arbeitsbuch 
ift Ihe dem Datum der Ertheilung und dem Stempel der Polizeibehörbe zu 
verſehen.“ | 

„Kein Arbeitgeber darf ein Arbeitsbuch wieder aushändigen, bevor der 
jugendliche Arbeiter entlaflen ift, und er bat vor der Rückgabe folgende That: 
ſachen durch feine Unterfchrift zu beicheinigen: 1) Datum dev Annahme und Ent- 
laſſung. 2) Vermerk, ob der jugendliche Arbeiter Lehrling war oder nicht, 
3) die Art der Entlafiung, und 4) auf Wunſch des Vaters oder 
Bormundes den Grund der Entlafjung und ein Zeugniß über Fleiß und 
Betragen.“ 
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„Kein Arbeitgeber darf einen jugendlichen Arbeiter annehmen, in beflen 
Arbeitsbuch Fein Entlafſungsvermerk ftebt, nachdem ein Annahmevermerk ein- 
etragen war.“ 

Ru 5, 150 iſt flott „bis zu Fünf Thaler” zu feßen: bi zu „Fünf⸗ 
zig Mar”. 

Der erfte Sag von 8 118 fällt fort, dafür tritt an die Stelle: 

„Der Lehrherr ift verpflichtet, den Lehrling mit allen Arbeiten des zu 
erlermenden Gewerbes befannt zu machen und für eine möglichft vielfeitige und 
gründliche Ausbildung deffelben Sorge zu tragen.” 

Ferner am ß von 8 118: 

„Die für obrigkeitlich genehmigte Fortbildungsſchulen erforderliche freie 
Zeit bat der Lehrherr ihm jederzeit zu gewähren und ihn fo früh aus ber 
Arbeit zu entlaflen, daß er Zeit bat, vor dem Beſuch der Schule fih um- 
zufleiden, fich zu reinigen, zu eflen und ben Weg zur Schule zu machen. 
Der Lehrherr if für den regelmäßigen Beſuch der Schule durch feine Lehr⸗ 
Inge verantwortlich und zahlt das Schulgeld und die Strafgelver für Schul: 
verſaumniſſe fir diefelben. Die Strafgelver haben die Lehrlinge dem Lehr: 
berren zu erfegen, wenn Erſtere obne ausdrücklichen Befehl des Letzteren die 
Bortbildungsfchule verfäumt Haben.“ 

As neuer Paragraph ift einzufchalten: S 118 B. „Lehrlinge dürfen 
mt mehr wie 64 Stunden in der Woche, nicht in der Zeit von 9 Uhr 
Abends bis 5 Uhr Morgens und innerhalb 24 Stunden nicht mehr wie 
11 Stunden beichäftigt werden; jeltene Ausnahmen unter befonderen Ber: 
hãltniffen find geftattet.” 

In $ 119 vor „Geſellen“ einzufcalten: „Directoren, Ingenieure, 
Werkmeiſter“. Ferner am Schluß: 

„Bo Bereinigungen von Gewerbögenofien (Innungen ꝛc.) befteben, und 
diefe befondere VBeftimmungen für die Lehrlinge und Gehülfen vereinbart haben, 
wo femer Fabrikordnungen beftehen, gelten diefe auch für die Lehrlinge, die 
bei Mitgliedern der Imnungen x. reſp. in den betreffenden Fabriken eingetreten 
find, fofern diefe Innungsregeln oder Fabrikordnungen obrigfeitlih geneh⸗ 
migt find.’ 

8 120 fällt fort, dafür tritt an die Stelle: 

„Der Lehrling kann von feinem Lehrherrn jederzeit entlaffen werben, 
jedoch ift der Letztere verpflichtet, dem Vater refp. dem Vormund des Lehrlings, 
unter Angabe der Gründe, davon fofort Anzeige zu machen und auf Wunſch 
deffelben den Grund der Entlafjung in das Arbeitsbuch einzutragen.“ 

8 122 fällt fort, dafür tritt an die Stelle: „Wünfcht der Vater oder 
Bormund das Verhältniß ſeines Sohnes ꝛc. als Lehrling zu Töfen, ohne daß 
einer der in & 121 aufgeführten Gründe vorliegt, jo hat er deſſen Lehrherrn 
4, Jahr zuvor zu kündigen und ihm, fofern nichts Anderes vereinbart wurde, 
eine im Voraus durch einen obrigkeitlich genehmigten Tarif feftgeftellte Ent- 
ſchädigung zu zahlen; wünſcht der Vater reſp. fein Stellvertreter fofortige 
Aufpebung des Berbältniffes, jo Hat er dem Lehrherrn eine erhöhte, gleich 
falls durd Tarif feftzuftellende Entſchädigung zu zahlen. ‘Die doppelte Ent⸗ 

. 2” 
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ſchädigung hat der Vater refp. fein Stellvertreter zu zahlen, wenn fein Sohn 
x. ohne Zuftimmung des Lehrheren den Letzteren verläßt. Wenn das Lehrlings- 
verhältnig auf dieſe Weile gelöft wird, fo bat der Arbeitgeber einen viele 
Thatfache ausſprechenden Vermerk im ArbeitSbuche zu machen. Weiſt der 
Bater oder Bormund nad, daß jein Sohn reſp. Mundel den Lehrherrn gegen 
feinen Willen verlafien bat, und daß er nicht im Stande if, ihn zurückzu⸗ 
führen, jo zahlt er keine Entſchädigung. War ein Lehrgeld ausbebungen, fo 
ft das Lehrgeld noch bis zu einem Halbjährigen Betrage zu zahlen, eine 
andermweite Entichädigung aber nicht zu leiſten.“ 

8 124 fällt fort, dafür tritt an die Stelle: „Der Lehrherr ift ver- 
pflichtet, dem Lehrling nach Vollendung feiner Lehrzeit ein Lehrzeugniß aus- 
zuftellen, welches indeß tabelnte Bemerkungen nicht enthalten darf.“ 

8 124 B. „lagen über Berlegung der Pflichten feitens der Lehrlinge 
fönnen nur ſeitens der Lehrberren oder ihrer Bevollmächtigten angebradit 
werden; Klagen über Verlegung der Pflichten feitens ver Lehrherren können, 
außer von dem Vater oder Bormund des Lehrlings, von dem betreffenden 
Iunungsoorftande, dem Yabrifinipector und der zufländigen Polizeibehörde 
angeftellt werben ; fie find, wo Gemerbegerichte befteben, bei dieſen, fonft bei den 
ordentlichen Gerichten anzubringen.” 

Zu $ 126, binter: „auf die Gehülfen der Apotheker und Kaufleute‘ 
einzufchalten: „fowie auf die in Fabriken oder bei Handwerkern lernenden 
Bolontaire, welche eine höhere Schule (was als ſolche anzufehen it, beftummt 
eine Regierungsverordnung) beſucht haben, feine Anwendung.‘ 

Die Worte: „ingleihen auf die Werkmeifter der Fabriken“ fallen fort. 


IV. 
Gutachten 


erftattet don 
Carl Roth, 
Yabritant in Chemnig 1. ©. 


Aufgeforvert, zu den von dem geehrten Vorſtande des „Vereins für 
Socialpolitik aufgeftellten drei Fragen auch meinerjeitd ein Öutachten zu 
liefern, fomme ich dieſem Wunſche hiermit gern entgegen, Da aud ich aller= 
dings bereit® feit Ianger Zeit der Meinung bin, daß, wenn auf Grund ber 
umerbalb der legten Sabre gemachten fchfummen Erfahrungen etwas Erſprieß⸗ 
liches anf dem gewerblidyem Gebiete Deutſchlands geſchehen foll, der Anfang 
dazu an wi nnterften Sprofſe der ſchwierig zu erklimmenden Leiter gemacht 
werden mn 

Ich bin zwar durch meine perſonliche Stellung in der Induſtrie des 
Lonigreichs Sachſen — obwohl im ber, durch ihre bedeutende gewerbliche 
Thãti einen hervorragenden Rang einnehmenben Stadt Ehemnig lebend — 
nicht fo direct mit den einfchlagenden Verhältniſſen befannt, um mich zur 
Abgabe eines enticheidenden Urteils befähigt erachten zu können, aber id 
babe mir von theoretiſch gebildeten und praktiſch erfahrenen Dlännern geeignete 
Unterlagen zu verſchaffen geſucht, und dieſe mir in freundlichſter Weiſe mit⸗ 
getheilten Anficten und Belege find die Titel, auf deren Bafls das nachfole 
gende „Referat“ aufgebaut ift und bie Foeen, welche ich geneigter Beur⸗ 

zu unterbreiten, mir hiermit geftatte. 

de eingehender ic mich mit dem Gegenſtande befchäftigte, um fo weniger 
habe ich mich mit den Vorſchlägen, wie fie in dem Entwurf der Hams 
burger Herren niedergelegt find, befreunden können, obwohl ich mich mit 
den allgemeinen Anſichten berfelben auf durchgängig gleichem Voden befinde. 

Namentlich meine ich, daß dort fehr richtig bie Irrthumlichteit der An⸗ 
| * — iſt, welche glauben machen möchten, es ſei in Wirklich⸗ 

eine Beſſerung in der Stimmung der Arbeiter durchgebrochen, fo 
I — he Wieder zu einem frambliden Austauſch zwiiden ben bislang 
gegnertichen Parteien zubig der Zeit überlaffen werden und in einer, nicht gar 
zu lange ausftehenden, Friſt eine Berföhnung erwartet werden könne, 
die Alles beftens zu begleichen im Stande fei. 
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Bin id aud zu der Meinung gelangt, daß die im Mär; 1875 — 
der Zeit, wo dieſe Niederichrift geſchieht — im Principe beichlofiene Einigung 
der beiden foctaliftiichen Linien aus der den Fuhrern berfelben gewordenen 
Ueberzeugung entftand: 
die bisherige Erfolglofigkeit ihrer Beftrebungen, auf deren Berwirflihung 
die Maffen nun ſchon fo Lange vergeblich warten, bedinge, daß ein weiterer 
Trumpf ausgejpielt werde, von dem man wieder eine Weile zehren kann; 
fo kommt e8 mir doch wie eme arge Selbfttäufhung vor, wenn man fan: 
guine Schlußfolgerungen daran reiht. Die Verbitterung ıft nad) wie vor die 
alte, fie bat auf beiden Seiten nichts an Imtenfivität verloren und was an 
der Oberfläche des ſich momentan wie flagnirend zeigenden Waſſers beobadh- 
tet wird, giebt ficherlich keinen Auhalt für die eigentliche Lage der Dinge ab. 
Nur die traurigen induftriellen und gewerblichen Berhältnifje, unter denen ganz 
Deutichland ausnahmslos fo ſchwer leidet, find, meines Erachtens, die Urjache, 
daß jener trügerifche Schein vorhanden, aber die Wiederbelebung des nationalen 
und internationalen Verkehrs wird, wenn nicht zwifhentlid Vor— 
forge getroffen wird, welde befjernd und läuternd wirten 
kann, die augenblidliche Berubigung fehr bald in ihr Gegentheil verfehren 
und und die bevauerlichen Zuſtände der vorvergangenen Jahre mieder in ber 
früheren Schärfe bringen. 
Dabei darf nicht verfchwiegen werben, daß der Uebergang vieler Bri- 
vatfirmen in den Bells von Actiengefellichaften es ſehr erichweren muß, die 
gedantenlofe Menge davon zu überzeugen, daß nicht Alles, was glänzt, Gold 
jei, daß nur emfige Arbeit einen gewiſſen Durchſchnittserwerb zeitigt und daß 
jene Eapitalanhäufungen und die mit jo großer Oftentation in der Deffent- 
lichkeit auspoſaunte phãnomenale Rentabilität mander Etabliffements, bei 
Lichte beſehen, mit diefem Durchſchnittserwerb nicht in Widerſpruch flehen. 
Auch die Kataftropbe, welche jüngft über mehrere ber betreffenden Treib⸗ 
hauspflanzen hereingebrochen, ändert gar nicht8 an dem Urtheile, in dem 
man fich jeitend ber Nachbeter ſocialiſtiſcher Kraftwendungen anmal gefällt 
und dad man fich fettend der Agitatoren wohl hütet zu modificiren, geichweige 
dem zu verbeflen. — 
Verfaſſer fat die in der Anregung der drei ragen über das „Lehrlings- 
weſen“ befunbete Abſicht des Vorftandes des „Vereins fir Socialpolitik da⸗ 
bin auf, daß man wünfcht 
eine Lucke auszufüllen, beziehungsweile eine Verbeſſerung in dev Reiche: 
gewerbegefetsgebung anzubahnen, ohne welde die Gewerböverhältnifie je 
mebr und mehr einer ſchweren Schädigung anheimfallen, 

und er begrüßt diefe Initiative mit hoher Freude. 

Scheint es doch faft, als ob die Regierung über den zahlreicher Arbeiten, 
welche das junge Reich an ihre Leiſtungsfähigkeit ftellt, den foctalen Zuftänden 
nicht biejenige Aufmerkſamkeit fchenfen könne, welche diefelben verbienen, und 
ift e8 daher, wenn diefe Anſicht nur einigermaßen begrünvet ift, eine abſolute 
Nothwendigkeit, daß die Angelegenheit von Außen ber in Fluß ge 
bracht werde. 
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Tabei verfennen wir wahrlich nicht, daß die Unbilden, welche der Ge: 
ſellſchaft aus dem Schooße der Eocialdemocratie erwachlen lönnen, ja, welche 
ihr von der letzteren zugefügt werben möchten, nicht im (Entfernteiten mit 
denjenigen ®efabren verglichen werden dürfen, die aus einem Siege des Ultra⸗ 
montanismus erwachien würden und wir begretfen barım recht wohl, daß 
der Fräftige Wille, welcher den Kampf mit der Hierarchie aufnahm, benfelben 
zur Zeit in allererfie Linie ſtellt — aber wir halten e8 dennoch für eine 
fatale Wirkung dieſes Kampfes, daß dadurch -andere Lebenöfragen von emi⸗ 
nenter Wichtigkeit in den Hintergrumd gedrängt find. 

Das Königreih Sachſen mit feiner geringfügigen Zahl Katholiken leidet 
bei feiner ausgedehnten Induſtrie ungemein darunter. 

Wenn es aber auch felbft der Fall wäre, daß wir in der foctaliftiichen 
Bewegung zu ſchwarz fähen, weil wir zu fehr nad Dem urtheilen, was 
täglich und ſtündlich um und herum vorgeht, fo haben wir darum gewiß 
nicht minder das Recht, auch für unſere Zuſtände das Intereſſe der zur amt⸗ 
fihen Unterfuchung berufenen Kreife in Anſpruch zu nehmen. 

Dabei wollen wir in feiner Beziehung Forderungen ftellen, welche unver: 
träglih mit dem Geiſte der Jetztzeit find, oder benen man ein Zurlidgehen 
auf die ſtrengeren Anfichten der Bergangenheit nachfagen könnte, denn wir 
halten und davon überzeugt, daß die richtige Auffaffung defien, was wirflich 
nothwendig ıft, die beftehenden Inſtitutionen nicht zu unterbinden braudt, 
daß fie vielmehr nur Einrichtungen zu treffen hat, unter deren Controlle der 
Einzelne ferne naturgemäßen, leider jetst aber fo vielfach verleugneten, Ber: 
Mlihtungen dem Geſammtwohl gegenüber zu erfüllen angehalten wird. — 

Die Bewegung, welde unter den Arbeitern eingerifien iſt und bie zu 
immer verhängnifvollerer Unflarheit über Rechte nnd Pflichten geführt bat, 
macht oft den Eindruck, als ob fie namentlich von der heranwachſenden Ar⸗ 
beiterfchaft, ten Lehrlingen, gefördert werde. 

Es iſt eine Yrühreife des Individuums durchgebrochen, die in jeder von 
den Socialiften einberufenen Berfammlung beobadıtet werden fann. ‘Die den 
Eindrud einer beftellten Claque machende, nie dort fehlende auffällige Zahl 
blutjunger Burfchen kennt Jever, welcher einmal einer ſollhen Zulammen- 
kunft einen Abend geopfert bat. 

Es kann Niemand Wunder nehmen, wenn junge Leute, die noch feine 
Vebenserfahrungen, in den weitaus allermeiften Fällen nur tie nothdürftigſte 
Schulbildung „gerofien haben, mit an Aberglauben grenzender Leidenichaft 
den Pbrajen „Freiheit“ Taufchen, wenn fie foftematifch zu Haß und Neid 
gegen die über ihnen ftebenden Gefellihaftöflafien erzogen, in einer Zeit, wo 
fie der väterlichen Zucht noch nicht entbehren follten, bald die zuverläfligfte 
Phalanır der Agitatoren bilden. Bedenkt man, daß auf ihren Ideen, auf 
ihrer fittlichen Kraft fich die Zukunft unſeres gewerblichen und’ induftriellen 
Lebens aufbauen wird, fo drängt ſich jedem Freunde ber allgemeinen Wohl» 
fahrt und guter Sitte der Gedanke auf, daß Etwas zu gefchehen Habe, geeig- 
net, die fonft gefährvete Zukunft ficher zu ftellen. 

Fragen wir ung nun aber aud, ift bier allein der Hebel anzufegen, bat 
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ber Arbeiterſtand durch fein bisherige Gebahren die Zuftände allein hervor⸗ 

erufen, welche wir bellagen und iſt er wirklich der einzige Theil der Geſell⸗ 
haft, von deſſen Umkehr zu andern Anfichten und damit verändertem Auf- 
treten eine Beſſerung der allgemeinen Lage der Dinge erwartet werden kann ? 
Wenn e8 wahr tft, daß die Leiftimgsfähigkeit abgenommen habe, weil die 
Leiſtungswilligkeit untergraben fei, und daß Inbuftrie wie Gewerbe nur dadurch 
von Neuem zu alter Tüchtigfeit emporgehoben werden können, daß wenigſtens 
die heranwachſende Generation zu richtigem Ernſt und fittlihem Streben an- 
gehalten, dieſen Mahnungen folgt, jo ift damit gleichzettig auch ausgedrückt, 
daß ihr auf geeignete Weile gezeigt werden muß, weldes ihre wirklichen In⸗ 
terejjen find. 

Haben wir dad Recht, namentlid von der Jugend zu verlangen, daß 
fie nit nur mit Eifer, fondern auch mit Beicheivenheit den Ermahnungen 
ihrer Lehrherren und Vorgeſetzten folge, fo ift auch felbftverftändlich, daß die 
Perfonen, denen die Aufgabe der Erziehung dur ihre Stellung zufällt, ſich 
bewußt fein müffen, Damit Verpflichtungen übernommen zu haben, und beftrebt, 
darnach zu handeln. 

Waren in dieſer Klaſſe Lüden vorhanden, oder gar faliche Grundſätze 
zu conſtatiren, jo müflen dieſe ebenſo rüdhaltlo8 aufgededt und geändert wer⸗ 
den, als die vorher beiprocenen Dinge. 

Und da glaube ich denn allerdings, daß man ben Lehrherren und Prin- 
cipalen manden Vorwurf nicht eriparen kann. — 

Wie der jet chronifch gewordene Zuſtand der „Arbeiterfrage” ſich nur 
dadurch To ſchlimm herausgebilvet hat, daß man, als es nody Zeit war, be= 
rechtigten Yorderungen fein Ohr verſchloß und ſich über die Tragweite der 
ganzen Angelegenheit in ſcheinbarer Intereſſeloſigkeit gar nicht Mar wurde, 
jo bat man ſich aud auf Seiten der Arbeitgeberichaft, als die Kataſtrophe 
einmal materielle Formen angenommen hatte, vielfach furchtſam gezeigt und 
fein Recht auch da preiögegeben, wo man die “Pflicht Hatte, es zu vertheidi⸗ 
gen und man bat meiter, in Mißſtimmung über die jeweilige Sachlage, Der 
Ausbildung der Lehrlinge nicht diejenige Aufmerkſamkeit gewidmet, welche von 
der Wichtigkeit Ver Angelegenheit eigentlich fo recht bedingt war. 

Die Folge davon aber war naturgemäß, daß der andere Theil zu immer 
anmachfender Ueberlegenbeit herauswuchs. 

Die Fehler Tiegen demnach nicht allein auf einex Seite und die Folge 
davon kann nur die fein: 

daß. wenn bie induſtriell⸗gewerblichen Berbältniffe eine Wendung zum 

Beſſeren nehmen follen, welde fih dann auch ftichhaltig erweiſt und 

auf eine Reihe von Jahren Hinaus Gutes wirken können jo, Jeder an 

feinem Theile berufen ift, mit beftem Willen für das Allgemeinmwohl ein: 
zutreten. 

Auf dieſer Ueberzeugung fußen unſere nachfolgenden Erwägungen. 

Das „Nothgewerbegeſetz des Norddeutſchen Bundes vom 8. Juli 1868” 
bat die großen Erwartungen, welche man hinfichtlich feiner Wirkung auf die 
Entwidelung der Imbuftrie hegte, zum großen Theile erfüllt. | 
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Die durch daſſelbe beſeitigten Privilegien und ann ÜRonopole der vormaligen 
Zünfte und anderer Corporationen machten einer regeeen Gewerbethätigfeit 
Flag und auch minder bemittelten Handwerkern und Arbeitern ward bie Mög⸗ 
lichleit geboten, ſich felbfifländig zu machen. Das find in die Augen fprin- 
geube Bortbeile, aber und fcheint trog derfelben bie Enticheivung über ben 
Durchſchnittseinfluß des beſagten Geſetzes Fein günftiger für Die 
Allgemeinheit fein zu dürfen. Deshalb nicht, weil jeine Beſtimmungen 
un Bezug auf das „Lehrlingsweſen“ zum Theil unzureichend, zum Theil 
ſogar als Direct ſchädigende erachtet werben müſſen. 

Und das gilt ebenſowohl für die Großinduſtrie wie für dad Handwerk. 

Sieben Jahre find feitvem verflofien und Fachleute find daher im 
Stande, auf eine reiche Erfahrung hin zu urtheilen 

Bo immer man auch fragt, ausnahmslos erhält man die Antwort: 

.. den jüngeren Arbeiten und Geſellen, deren Lehrzeit in beregte 

Periode fällt, find kaum 50%, als Solche zu tariren, deren Leiftungen 
an bie beiheidenften Borberungen hinasreeichen, weldye Arbeit- 
geber, Werk: und Handwerksmeifter berechtigt find, an einen ausgelernten, 
fachkundigen und fomit brauchbaren Gehulfen zu ftellen.” 

Eingeweibte behaupten weiter, daß diefer traurige Zufland immerfort 
fih noch verichlimmere und daß "die Urfache auf die ungenligende gejetliche 
Regelung bed —— — zurädzuführen ſei, wenn auch ber haſtige, ſich 
überftürgende Aufſchwung, den bie Großinduſtrie in den borangegangenen 
— nahm, ein gutes Theil Mitſchuld an dem Zuſtande der Dinge 


mag. 

Fragen wir einmal an ber Hand der biefigen Fabrikverhältniſſe — ſpe⸗ 
al des Maſchinenbaues — nad der Begründung vorflehender Behauptung, 
indem wir gleichzeitig den Unterſchied zwiſchen dem Lehrlingsweſen vor ber 
Gewerbefreiheit und dem Lehrlingswefen unjerer Tage mit in dem Kreis 
unferer Betrachtung ziehen. 

Die Kinder Derfaffen mit 14 Jahren die Volksſchule und befinden fich 
alfo zweifellos in einem Alter, wo der Knabe vor Allem einer erzieheriichen, 
wohlwollenden Leitung bedarf. 

Diefe Leitung kam ſich nit alleın auf vie Anlernung zu manueller 
md mafchineller Fertigkeit erſtrecken follen, fie muß vielmebr auch darin ihre 
Aufgabe erbliden, dem jungen Menſchen zu zeigen, daß er fid fein Gewerbe 
niht nur in fo weit nothdurftig zu eigen zu maden babe, ald es genügt, 
ihm fein Brod als einfacher Leiftenarbeiter zu ſichern, fie muß ihm vielmehr 
—— nen in dem gewählten Beruf bie denkbar größte Geſchick⸗ 
ihleit 

—* wo — Grundſatz befolgt wird, iſt es denkbar, Daß Die Jugend 
die rechte Luft und Liebe zu ihrer Sache gewinne, nur dadurch wird fie ein⸗ 
ſehen lernen, daß nur „jahrelang fortgefetster redlicher Fleiß und arbeitsfrohes 
Mühen die Mittel find, welche hervorragende tüchtige Männer aus ihr heraus⸗ 
bilden werden und N wird fo allein begreifen, daß tiefe, gründliche Kenntniß 
des Gewerbes nur befähigt auch ihre materielle Zukunft vollftändig zu ſichern. 
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Fügen wir endlich noch an, daß auf einem andern Wege auch die Ueber⸗ 
leitung vom bloßen handwerksmäßigen Gewerböbetrieb zum Kunſtgewerbe“ 
undenkbar erfcheint. 

Die Sorgfalt, welche, wie oben ausgeführt, als eine Pflicht der arbeit: 
g Perſonen erſcheinen ſoll, muß nun füglich dadurch weiter geführt 
werden, daß der nur mit dem nothwendigſten Wiſſen aus der Volksſchule ent: 
laſſene Knabe angehalten werde, auch feine geiftige Fortbildung nicht aus dem 
Auge zu verlieren, wozu Fortbildunge- !) und Sonntags-Schulen ja faft aller 
Orten Gelegenheit bieten. 

Der Lehrling muß durch väterlichen Hinweis auch zu der Ueberzeugung 
gebracht werben, daß Züchtigfeit im Beruf nicht allein das Ziel feine® Stre⸗ 
bens fein dürfe, daß fie vielmehr gepaart fein müſſe mit pofitivem geiftigen 
Willen, um einen ſich in allen Sagen des Lebens zurecht findenden, nüchtern 
überlegenen und barum gefitteten und verfländigen Dann umd Staatsbürger 
aus ibm beranzubilben. 

Wie man mit Recht der Klein und Pielftanteret Deutichlands das 
Zeugniß auszuftellen bat, daß fie weientlih in früheren Jahren dazu beige: 
tragen babe, Kunft und Wiſſenſchaft zu pflegen, jo kann ber LUnbefangene 
auch ben in bie Jetztzeit nicht mehr pafienden „SZünften‘ die Anerfennung 
nicht verfagen, daß fie bis zur Zeit ihrer Aufhebung und bis zur Entwidelung 
der Großinduftrie jene erzieherifche Thätigkeit mit großer Hingabe ausgeüht. 

Der junge Mann, welcher zu einem Sanpmwerfsmeifter in die Lehre trat, 
fühlte fih, nachdem er unter Beobachtung gewiſſer Geremonien vor den ver- 
fammelten Zunftmeiftem in die „Iunung‘ aufgenommen worden war, zur 
betreffenden Corporation eh er wußte aus den ihm vorgelefenen Zunft: 
gejeßen, daß es ungemein ſchwierig jei, zu einem andern Mleifter oder gar zu 
einem anderen Gewerbe tiberzugeben, er war ſich ferner bewußt, feinem Meiſter 
Reſpect und Gehorſam ſchuldig zu fein und ans dem ibm eingehändigten 
Berhaltichein entnahm er, daß er ſich auch ven Gefellen gegenüber eines be- 
ſcheidenen und gefitteten Betragen® zu befleißigen babe und daß e8, wenn er 
fi in irgend welchem Bezuge etwas zu Schulden fommen laſſe, an Mitteln 
und Wegen nicht fehle, ihn zum Fleiß, Aufmerffamteit und gutem Verhalten 
zurückzuführen. 

Sein Ehrgeiz war, bei ſeinem Geſellenwerden ein möglichſt ſauberes und 
vollfommenes Geſellenſtück“ aufweiſen zu können und er mußte beſtrebt fein, 
auch feinem Lehrmeifter die Genugthuung zu verichaffen, daß ihn der Letztere 
den verſammelten Sunungsgenofien als einen tüchtigen Arbeiter vorftellen 
fonnte. — 

Die „Zunftgefege‘ bewegten fich durchgängig in übereinftimmenden Bor: 
Schriften und es möge bier ein „Berhaltichein fir Lehrlinge” der Chemmitzer 
Weberinnung Platz finden, wie diefelben noch kurze Zeit vor Erlaß der neueren 
Gewerbegefetgebung gang und gäbe waren. 


») Fortbilbungsfhulen find durch Set vom October 1874 im Königreich 
Sachſen für das Alter bis zu 17 Jahren obligatorifch eingeführt. 





lieber Lehrlingäwefen. 27 


Derſelbe lautet wörtlich : 
Berhaltungs-Vorſchriften für einen Lehrling. 


Es hat jever Weberlehrling 

1) eines frommen und füttlichen Lebenswandels ſich zu befleifigen, den 
Gotteßdienfi an Sonn: und Tyeiertagen nicht zu verjäumen, alle unfittliche 
Geſellſchaft zu vermeiden und ſich des Beſuchs öfientlicher Schankhäufer 
oder Tanzbeluſtigungen während ſeiner Lehrzeit gänzlich zu enthalten; 

2) Sebermann, , in&bejonbere feinem Meifter und andern ihm vorgeiegten 
Perfonen, wie auch den mit ihm in Arbeit ſtehenden Geſellen mit gebüh⸗ 
render Achtung und Beſcheidenheit zu begegnen ; 

3) ſich nad 8 8 Gapitel 1 der Seneralinnungsartitel treu, fleißig, ebr- 
lich und gehorfam zu verhalten, ohne gejetlich gegründete Urſache nicht 
enen anderen Lehrmeifter zu verlangen; — Entlsen der Lehrling vor 
a feiner Lehrzeit, jo bat Derfelbe nach 89 genannter Artilel fir 
* Keine 1a leben außgeblieben, eine Woche über die beftimmte Zeit in ber 

zu 

4) die Sonnlagsſchule fleißig und regelmäßig zu beſuchen und ſich den 
Disciplinargeſetzen dieſer Schule zu unterwerfen, überhaupt ſich zu beſtreben, 
nügliche Kenntniſſe aller Art zu erwerben; 

5) ohne feines Meiſters Vowwiſſen und deſſen ausdrücklich hierzu erlangte 
Erlaubniß, aus deſſen Behaufung fich richt zu entfernen und wenn ihm 
von feinem Meifter in einzelnen Yällen hierzu Erlaubniß ertheilt werden 
he der ihm beftimmten Zeit fi pünktlich wieder bei demſelben ein- 
zu 

6) Dasjenige, was in feines Meifterd Werkftatt oder Familie vorgeht, 
zii auszureben, vielmehr aller Klatichereien fich gänzlich zu enthalten; 

endlich 


7) mit Feuer und Licht auf Dad Sorgfältigfte umzugehen, damit nicht 
vu feine Fahrlaſſigleit Feuersgefahr entftebe; 
) bat derſelbe feine Lehre treu und ehrlich, ausgebalt.n, fo foll er nach 
—R der Geſellenprobe (wenn dieſelbe für gut erkannt wird) und 
dieſes deAunſdinge⸗ Scheines von der Lehre frei und zum Geſellen geſprochen 


adden mın N. N, aus X. X. geboren ben ....... dieſen Ver⸗ 
haltu ngsvorſchrieften treulich nachzulommen handgebend gelobt hat, ſo iſt 
derſelbe im Quartal Faſtnacht untenangeſetzten Tages vor offener Lade 
zum 

Weberlehrling auf 3 Jahre 
bei Meiſter N. N. 

aufgedingt worden, was hiermit beſcheinigt wird. 

Chemnitz, den 7. März 1860. 

(ge) N. N., Obermeifter. 
N. N., Handwerksſchreiber. 
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Zur Jetztzeit zurückkehrend, fo kann ein unparteiiſches Urtheil der Groß⸗ 
induſtrie den Vorwurf ſchwerlich eriparen: daß fie e8 zwar verftanden, ie 
von dem Kleingewerbe berangebilveten Arbeiter auszunutzen, daß fie aber fo 
gut wie gar nichts für das Lehrlingsweſen gethan Bat, und daß ihr zur. 
feiner Zeit in den Einn kam, fie habe bei der Beichäftigung jugendlicher 
Arbeiter and die Berpflihtung: denſelben eine folde Aufmerkſamkeit zu 
widmen und folde Beranftaltungen zu treffen, welche geeignet feien, aus der’ 
Jugend leiftungsfähige und gefittete Männer zu erziehen. 

So lange die Großinduftrie noch in ihren Anfängen neben den Zünften 
beftand, waren e8 die in den Fabriken arbeitenden Handwerksgeſellen, welche 
auf die neben ihnen arbeitenden Lehrlinge und jugendlichen Arbeiter noch einen 
weientlich günftigen Einfluß übten, indem fie fih aus alter Gewohnheit ber. 
jungen Burſchen annahmen und, wenn der Werkmeiſter anderswo beichäftigt 
war, auf ordentliche Leiftungen, wie auf Zucht und Ordnung bielten. 

Nachdem die früheren Sandwerfögefellen aber mit der Zeit die Minder⸗ 
beit der Fabritarbeiter geworden, weil die in den gefchloffenen Etablifiement® in 
Lehre geftandenen Gebülfen herangewachſen waren und weil die Inbuftrie begann, 
.bereitwilligft auch folde Leute aufzunehmen, welde vorher allen möglichen 
Berufsflafien angehört hatten, änderte fi das Lehrlingsweſen weiter bedeutend 
zu feinem Nachtheil. 

Die früberen Fabriklehrlinge kümmerten fi wenig um die nun neben 
ihmen aufwachjenden neuen Lehrlinge und die legterwähnten Arbeiter konnten 
e8 gar nit. Diele wirkten vielmehr oft "geradezu demoraliſtrend auf die 
jungen Leute. Waren fie doch felbft nur „Handarbeiter“, weil fie in ihrem 
früher eigentlich erlernten Handwerk meift Stümper gewelen waren und oft 
uur um deswillen Unterfommen in den Fabriken geſucht hatten ! 

Konnte der Lehrling von dem neben ihm beichäftigien älteren Manne 
alſo etwas Iernen? Oft gewiß nicht, war er doch Häufig der relativ Geſchick⸗ 
tere von Beiden. — — 

Und wie fland e8 mit dem moraliichen Einfluffe, den dieſe Leute auf den 
jungen Mann ausübten? Meift herzlich fchlecht, wie ſchon vorher ange- 
deutet. 

Selbft wenn er gewollt hätte, war ein folder Dann nicht im Stande, 
dem Lehrlinge fo gegenüber zu treten, wie e8 der Gelelle in der Werkftatt 
des Meifterd that. Und darum bilvete ſich ein mehr collegialed Verhältniß 
heraus, weldes für den jungen Lehrling gewaltige Schattenfeiten aller Art 
hatte. Anſcheinend unweſentlich, aber dennoch von mweittragender Wirkung ift 
3. B. das oft zu börende vertrauliche „Du“, welches ein 17jähriger junger 
Menſch mit älteren, längft verheiratheten Männern medhfelt. 

In diefe foldermaßen bereit8 vielfach untergrabenen Zuftände warf nun 
die Sorialdemocratie ihre finnverwirrenden Aufregungen. 

Die Lehrlingswelt zeigte fih vor allen Anderen am empfänglichiten für 
die Lehren der focialiftiichen Beglüder und wir führten bereitö oben an, wie 
gerade die Jugend die befannten „Volksverſammlungen“ frequentirt. 

Bedarf e8 nun noch des Beweiſes, daß die Großinduftrie zu gutem 
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Theile verantwortlich zu machen iſt fiir die fo ſehr zu bellagende Vernach⸗ 
läfigung des Lehrlingsweiens, fo wird ein einfacher Hinweis auf die biefigen 
Fabritverhältniffe daflir Leicht genügen. 

So viel uns bekannt geworben, giebt es unter den circa 20 Maſchinen⸗ 
fbrifen und Gießereien ın Chemnitz nur 4, welche überhaupt noch Lehrlinge 
contractlich aufnehmen. 

Die Uebrigen, und darunter ſehr bebeutenve, befaflen ſich gar nicht mit 
ven Seranbilden von Lehrlingen, fie beguägen fidy vielmehr Leber mit den 
oben erwähnten ungeichulten Gehülfen und jugendlichen Arbeitern, denen ſchon 
der Zwang, welder ihnen als Fabriklehrling auferlegt werden müßte, zu 
viel iſt. 

Man begegnet bei Nachfragen diesbezüglich Häufig der Anficht, derartige 
„Hãande“ ſeien die billigeren, einer Meinung, welche wir in Anbetradht, daß 
der nur ſchablonenmäßig zu verwendende Mann unmöglich fo gut, fo ſchnell 
md vor allen Dingen 7 vielfettig wie ein gründlich angelernter Gehülfe ın 
\emen Lerftungen fein Tann, nicht zu theilen im Stande find. Käme aber 
aud) für die gröberen Arbeiten wirklich noch nicht einmal fo viel darauf an, 
wer fie macht, fo fragt es ſich doch fehr, ob dadurch die Leiſtungsfähigkeit der 
Geſammtinduſtrie nicht implicite ganz bedeutend geſchädigt wird. 

Und allerdings meinen wir dieſe Frage unbevingt bejahen zu müſſen, 
dem es iſt eime nichtezu beftreitende Thatfache, daß die wenig qualificirten 
Arbeiter eine bedenllich hohe Ziffer erreicht haben, daß fie gerade die erorbi- 
tanteften Lohnforderungen flellen, und daß durch ihre wenig befriedigenden 
Leiftungen vorab einmal die Concurrenz der kleineren Etabliſſements gegen 
die großen Fabriken ungeheuer erſchwert wird. 

Ze größer die Zahl der Arbeiter eines Werkes ift, um fo leichter wer- 
den die Pfuſcher von den guten Arbeitern übertragen werden Tönnen, wenn 
der Fabrikant und feine Werkmeifter anders richtig zu disponiren verftehen — 
ane Combination, deren der kleinere Induſtrielle entbebrt. 

Henn aber jever Unterlommen finbet, der einen Entlaſſungsſchein als 
Schraubftodarbeiter, ald Dreber, Hobler oder Gießer probuctren fann, ohne 
über feine Befähigung und die Zeit, welche er auf das Erlernen feiner Spe⸗ 
cialität verwandt hat, befragt zu werden; wenn dann während ber ſich über- 
fingenden Gntwidelung ber legten Jahre der Arbeitermangel dariiber hinweg: 
ſchen Hilft: daß man fo viele Leute bekommt, deren Leitungen unter bie 
Mittelmäßigkeit zu taxiren find, jo darf e8 nicht wundern, daß das ſchließliche 
Reſultat ein ſolches wird und bereitö geworben ift, welches die junge In— 
duftrie Deutſchlands in ihren Keimen zu erftiden droht, weil andere Länder, 
fpeciell England, über einen fletigeren und fachkundigeren Arbeiterftamm 


Wie wir oben die Lehre des Knaben zur Zeit der Zunfte genauer 
verfolgten, jo wollen wir nunmehr einmal die Ausbildung des Lehrling in 
der heutigen Großinduſtrie betrachten. 

Richten wir und auch bier wieder vornehmlich nad) den Mafchinenfabriten 
unferer Stabt Chemnitz, jo conftatiren wir vorab fehr gem, daß die wenigen, 
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welche Lehrlinge auszubilden fuchen, um fo mehr Anertennung vervienen, als 
ihre Zahl eine fo verſchwindend Fleine und daß diefe Anerkennung auch eine 
um fo bereitere fein muß, als ja gewiß viel Aerger und Verdruß damit ver- 
unden ift. 

Dennoch aber halten wir die Art, wie die Lehre beichaffen ift, nicht für 
eine foldye, weldye den jungen Burfchen die rechte Xiebe zum Berufe, und jenes 
auf fittlicher Grundlage berubende Streben einzuimpfen geeignet fei, und wir 
werden verfuchen, in Nachfolgendem ven Beweis zu führen, daß man ſich 
auch dort faft ausnahmslos viel zu wenig um die Lehrlinge befümmmert und 
ihnen keineswegs die Sorgfalt fchenft, die man als eine ſelbſtverſtändliche 
Miflion des Lehrberen dem Lernenden gegenüber auffaffen ſollte. Alfo. 

In dem zwilchen dem Fabrikherrn und dem Bater oder Vormunde bed 
Knaben gewechjelten Contracte wird die Lehrzeit feitgefett, der Lohn genannt 
und weiter find bie Beſtimmungen darin getroffen, welche zur Innehaltung 
der Bereinbarung nöthigen follen. Dann wird der junge Dann in die Wert: 
ftatt eingeführt und einem Werkmeifter übergeben. 

Iſt nun dieſer Werkmeifler ein verfländiger Dann, fo wird er gewiß 
baranf ſehen, daß aus dem Knaben ein tlichtiger Arbeiter werde, vorausgeſetzt 
freilich, daß der Lehrling ſich ſeine Sache angelegen fein läßt und ſich nicht 
als ein Solcher zeigt, der Dank den fchon erwähnten ungünftigen Einwirkun⸗ 
gen, ein gut Theil der Bemuühungen feines Werkmeifterd contrecarrirt. 
an Niemand anders kümmert fi fonft um die Ausbildung Des jungen 


enfchen. 
Ob derſelbe Etwas Iernt, ob nicht, ob ex beftrebt ıft, ſich allgemeine 
Kenntniffe zu erwerben, welde ihn befähigen, ſpäter auch ein nützliches Mit: 
lied der Gefellichaft und ein guter Staatsbürger zu werben, ob er außer⸗ 
Ib der Fabrik ein gefittetes oder ein liederliches Leben führt, darnach fragt 
fein Menſch, genug, daß er ſich in dem Etabliſſement feine groben Berſehen 
zu Schulden fommen läßt und die Fabrikordnung befolgt. 

Es ſei uns geftattet, an dieſer Stelle noch ein Wort über Die demore- 
lifirenden, verderblichen Einflüfle zu fagen, welchen die jugendlichen Arbeiter 
und Lehrlinge von der hierorts unter den Arbeitern dominirenden ſocialdemo⸗ 
cratiſchen Partei ausgeſetzt find. 

Zuvörderſt werden die jungen Leute von ihren Nebenarbeitern zum Ein: 
tritt in die Vereine aufgefordert und fie folgen natürlich meift diefem Auf, 
ſchon weil fie jung find und das Neue fie reizt. 

Wie bereitö oben erwähnt, bejuchen fie nun zunädft die Parteiverfamm: 
lungen mit einem Eifer, der einer befferen Sache werth wäre, und dort lau: 
ſchen fie mit Andacht den aufreizenden, gegen alles Beſtehende gerichteten Re⸗ 
den, fie nehmen begierig die Verhetzungen in fi auf, welche gegen das ganze 
Fabritantenthum ſyſtematiſch losgelaſſen werden und fie müßten Fiſchnaturen 
fein, wenn fie nicht leidenſchaftlich davon aufgeregt würden. 

Das Weitere beforgen dann noch die nicht feltenen Feſtlichkeiten, welche 
von der Partei arrangirt werben, und in denen ein Programm abgemwidelt 
wird, befien einzelne Theile immer das gleiche Ziel im Auge haben, einerki 
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ob fie im Gewande von „teftreben“, Declamationen, Gefangßvorträgen oder 
————— demſelben Vorſchub leiſten ſollen. 

Das vom Liede aber iſt: Der Burſche wird von den jeſuitiſchen 
Beitrebungen der ſocialiſtiſchen Agitationsweiſe dahin gebracht: daß er nicht 
alein gegen feine Vorgeſetzten, ſondern auch gegen feine eigenen Eltern wider⸗ 
hinftig und ungehorſam wird, umb zum Wenigften erblidt er in feinem 
Sehrmeifter wicht länger den Dann, der ibn, den unerfabrenen jungen Men- 
fden, berufen fe, da mit Ernſt und Strenge zu behandeln, wo Sucht und 
Etrebſamleit im Argen Tiegen. 

Bir können verfihern, daß es oft vorkommt, daß Eltern fih an den 
!ehrmeifter ihres Sohnes mit der dringenden Bitte wenden, allen feinen Zin- 
Nu anfbieten zu wollen, um den SYüngling von dem betretenen Wege ab- 
zulenten. 

Bir glauben aljo, der Beweis über die verberbfichen Folgen der ſocia⸗ 
Ififchen Lehre auf das jugendliche Gemüth ift damit genugfam geführt und 
die Gründe hinreichend angedeutet, welche die Zukunft gefährven, wenn bie 
heutigen Knaben einmal zu erwachſenen Männern berangereift fein werden. 

Ber aller hohen Achtung, welche den Berfafier für bie deutſchen 
Gewerkvereine beſeelt, bei feiner ungetheilten Sympathie, welche ibm 
die Beftrebungen derfelben neuerdings abgemannen, glaubt cr doch an dieſem 
Urte darauf aufmerffam machen zu follen, daß aud biefe dem „Lehrlings⸗ 
meien“ wicht den richtigen Vorſchub leiten In ihrer Nachbildung der eng- 
kiten „Trades- Unions“ haben fie eine ganz weſentliche Befſtimmung ber: 
ſelben ganz außer Acht gelaffen. 

In die „Trades- Unions“ werden nur ſolche Arbeiter aufgenommen, die 
nachweiſen können, 7 Jahre in ihrem Gewerbe gearbeitet, beziehungsweife 
gelernt zu Haben, ja einige jener Bereine verlangen. von dem Aufnahme- 
Yuhenden ſogar den Nachweis des Verdienſtes eines beſtimmt normirten Lohn⸗ 
ſates um ſich auf diefe Weile der Verufstüchtigfeit des Betreffenden zu ver: 
geniflern. 

Vielleicht bedarf e8 an maßgebenver Stelle nur einer Anregung, um Die 
o eine zu beftimmen, eine Cinrichtung zu befeitigen, die wir an ber 
Hand des Borgefagten für eine Schädigung des Lehrli ngöweſens halten. 

Kehren wir zu dem Yabriflehrling zurüd. 

‚ Die Ichäplichfte Nachbarſchaft deſſelben find jugendliche Arbeiter, welche 
fane Lehre beftanden haben, feine burchmachen wollen und gleichwohl nicht 
ſellen einen beträchtlich höheren Lohn beziehen ale der Lehrling. Oft ift ber 
Lehrling der Aeltere von Beiden. 

Bergleiche werben fortwährend gemacht. Hier führen fie zur Unzufrie⸗ 
denheit des Lehrlinge. Auch geminnt der Gedanke Raum bei ihm, daß er 
doch eigentlich auch nicht nöthig Habe, eine lange Lehre zu beflehen und daß 
er ja einfach durch Brechen feines Contractes zu befferen Löhnen gelangen fönne. 
Tarüber aber kann fi am Ende Niemand wundern. Fehlt doch bei den 
Reiften die Einficht, dag nur eine gründliche Lehre zu allfeitiger Ausbildung 
führe und dag nur eine folde fie ferner befähigt neben guter Arbeit — zu 
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der es ſchließlicb auch der einfeitig gebrillte Arbeiter in feiner Specialität 
bringt — auch jchnell und gemandt Dad Berlangte zu Leiften, Erfolge, bie 
ihm allemal eine bevorzugte Berbienftftellung neben den Andern ficdern. 

Neben der Großinduſtrie (mir ſprechen flet8 einzig und allein von ber 
Geſammtheit umd nie von den Fabrikanten jelbft) muß man bie Eltern we 
fentlich mit für den ſchliimmen Zuſtand der Dinge verantwortlih machen. Die 
Meiften verfäumen durchgehende, ihre Söhne zu Zucht und Orbnung anzu: 
halten. Site follten doch wahrlich, wenn ihnen das Wohl der berammadhien- 
den Kinder warm am Herzen läge, darauf halten, daß die jungen Burſchen 
ihre freie Zeit auf den Beſuch der Handwerker-Sonntagsſchulen ꝛc. ver: 
mendeten. Wie viel oder richtiger wie wentg das geichiebt, erhellt aus fol- 
genden Zahlen. 

Im Geſchäftsjahre 1872/73 waren 1896 Zöglinge in der von bem 
engen, um das Fortbildungsſchulweſen hochverdienten, „Handwerkerverein“ eta- 

lirten Sonntagsſchule — im Geſchäftsjahre 1873/74 deren 1856. Die Ge 
fammtzahl der in unferer Stadt arbeitenden jugenblichen Arbeiter und Yehr- 
linge ift zur Zeit noch nicht ermittelt, ſoll aber eheſtens nachgetragen werben. 

Dem gegenüber informire man ſich über bie Frequenz der Zanzlocale 
und den frübzeitigen Contact der Geſchlechter in finnlicher Ausſchweifung 
Man wird dann — und das ift unter Umſtänden noch das Günftigfte — 
einen Begriff befommen, wie unüberlegt Arbeiterehen geſchloſſen werben. 

Zwingt nicht die noch bevorſtehende Soldatenpflicht zu mebrjährigem 
Aufſchub, fo werden fie vielfach eingegangen, bevor die Mittel zum ange: 
mefjenen Erhalt der Familie verdient werben, und was daraus wird, fann 
man täglih und ſtündlich beobachten. 

Der junge Dann ift übrigens bier auch noch um deswillen ein Opfer 
der beftehenden Einrichtungen, weil er in unreifen Jahren mehr Geld im die | 
Hände bekommt, als der vom Handwerk ausgebildete Lehrling, deſſen Yeiftun- 
gen gegen die ihm von feinem Meiſter gegebene Koft und Wohnung ohne 
weitere badre Bezahlung gerechnet werden. — — 

Wir erinnern und in Bezug auf die Fortſchritie, welchen auf ber Bine 
Weltausftellung in manden Branden der deutihen Induſtrie unter Vergleich 
zu denjenigen Englands und Frankreichs nachgeforicht wurde, wenig Tröſt⸗ 
liches gehört zu Haben und überall faft werben Klagen Darüber laut, daß 
die Gorcurvengäbigkeit Deutſchlands auf vielen Gebieten geſchädigt jet. 

Wie kann dem entgegengeivirkt werden? Doch wohl nur durch bie An- 
ſpannung aller Kräfte im induftriellen Betriebe. 

Derfelbe muß ſich in allererfter Linie" die Gewinnung tüchtiger, Teiftung®- 
fähiger Leute zur Aufgabe maden und wird dann wie von jelbft auch der 
Hebung des gehrlingömwelens feine Aufmerffamteit ſchenken. Er wird, wie wir 
vertrauen, Dabei auch zu Der Ueberzeugung gelangen, daß es nicht bie vᷣhe 
der Löhne an ſich ift, welche die Concurrenzfäbigfeit mit andem Länbern er 
ſchwert, fondern daß die Repartition der. Koflen auf das einzelne Product 
en Tabrifen die Schuld an der Vertheuerung der inländiſchen Induſtrie 
trägt. 
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Verdienen gute engliiche Arbeiter Doc bedentend mehr und find doch bie 
Preife der dortigen Fabrikate trotzdem nicht unweſentlich billiger! 

Da nun die Berhältniffe der Neuzeit den veralteten Zunftgeſetzen, die 
m Stande waren, bie Zahl der Meifter, der Geſellen und Lehrlinge nad 
der jeweiligen Größe der Städte feftzufegen, ein abfolutes Ende bereitet haben, 
und da der erleichterte Bertehr Jeden geftattet, feine Einkäufe da zu verfor 
gen, wo ex feine Convenienz findet, fo wird der Conſument auch die Quellen 
des Auslandes aufzutreiben verftehen, wo ihm das eigene Land nicht volle 
Befriedigung. bietet. 

Es Könnte nun den Eindrud machen, als ob wir und zu ſehr von ben 
kungen hätten leiten laſſen, melde un® am biefigen Orte aufge 
flogen feien. 

Dem gegenüber vermeifen wir auf Harkort's „Arbeiterfpiegel”, in 
welchem geſagt ift, daß es bereits viele Maſchinenfabriken gebe, welche ihre 
Arbeiter entlaffen und mit von auswärts bezogenen Mafchinen handeln, weil 
fie nicht mehr im Stande feien, für den Bezugspreis ſelbſt zu fabriciren. 

Erhöhte Gewerbtbätigleit muß unferem Lande erfegen, was andere in 
dem natürlichen Reichthum ihres Bodens beſitzen und es ift daher eine abfo- 
Inte Lebensfrage, daß für die Ausbildung der Gewerbsgehülfen Fürſorge ge⸗ 
trofien, Mißſtände abgeftellt werden. 

Jeder Berufene follte fi für moraliſch mitverantwortlich erachten und 
fen Augenmert auf die Heranbildung eine tüchtigen, gebilbeten Arbeits- 
ſtandes — und zwar fowohl im Handwerke wie in der Großinduſtrie — 
richten. Faſt jeder Erwachſene kann ja je nad) feiner Stellung — aud ber 
ſcheinbar heterogenſten — in diefer oder jener Weife fein Scherflein zur 
Sicherung dieſer günftigeren Zukunft beitragen. 

Inden wir hiermit unfere Erwägungen fchließen, werfen wir nod ein: 
mol ausdrüdlid darauf bin, daß e8 und in feiner Weile in den Sinn ger 
ftommen ift, eine andere ald die Geſammtheit betreffende Kritik zu üben. 
Bir Hatten nirgend einzelne Etabliſſements oder gar deren Beliter und 
Directoren im Auge, die Großinduftrie als ſolche und der Standpunkt, auf 
den fie durch den Aufbau der Zeitverhältniffe nach und nach der vorliegenden 
Frage gegenüber gerieth, war vielmehr der einzige Boden, auf dem wir un 
bewegten und wenn wir und faft asichließlih mit der Maſchi nenbranche be 
ihäftigten, fo war der Grund davon der, daß ſich an dieſer die Beobachtungen 
am fhärfften verfolgen laſſen an 

Aus gleicher Urſache BHielten wir und weiter von einem gleichzeitigen 
Eingehen auf das Handwerk“ fern. 

Wir gelangen nun zu folgenden Borfchlägen: 

1) Die Großinduftrie derjenigen Brandyen, welde unter ihren Gehülfen 
Sole Hat, deren Beichäftigung nicht in bloßer mechaniſcher Beauf⸗ 
fihtigung von Maſchinen befteht, darf jugendliche männliche Arbeiter 
nur als „Lehrlinge“ aufnehmen und fie ıft verpflichtet, für deren fad: 
mäßige Ausbilbung zu jorgen. 

2‘ Ye nach der Brande wird die Dauer der Lehrzeit auf Grund der in 
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* lien gemachten Erfahrungen (Ufancen) in geeigneter Weile 

geſetzt 

3) Die Innehaltung der Lehrzeit wird für beide contrahirende Theile 

durch das Geſetz garantirt — beziehungsweiſe iſt das Verlaſſen oder 

die Kündigung der Lehre auf angeſtellte Klage der Entſcheidung der 

Behörde unterftellt. 

Die Lehrlinge haben bei ihrer Losſprechung: 

a) einen Lehrbrief ihres Arbeitgeber oder Meifters; 

b) ein Zeugniß über regelmäßigen Beſuch von Fortbildungse oder 
Sonntags-Schulen 

bei der Behörde des Ortes, in welchem fie ihre Lehrzeit abbielten, 

vorzuzeigen und beglaubigen zu Laffen. 
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Nachtrag. 


Erwägungen deſſelben vom Standpunkt des Handwerks ans. 


Als ſich Verfaſſer dieſes Berichtes zuerft mit dein Material für den- 
felben beichäftigte, wünſchte er feinen Gegenftand nach zweifacher Seite beleud;- 
ten zu können. 

Die Eine bat er, wie vorftehend, zu erörtern verjucht, wegen der Anderen 
wandte er fih an feine Yreunde im hieſige „Handwerfer- (Gewerbe 
Berein” und erhielt aud freundliche Zulage ihrer Mithülfe. 

Da aber der Borftand des „Vereind für Socialpolitif”‘ die baldige Ein: 
fendung des Manuſcripts wünſchte, fo mußte daſſelbe Mangels Zeit im ber 
oben geichehenen Weile verfaßt und abgejchloffen werben. 

Run gebt mir nachträglich noch die danfenswerthe Arbeit einer für 
meinen diesbezüglich geftellten Antrag vom „Bandmerferverein ernannten 
Commiffion zu und ich beeile mich, deren Bericht bier wörtlich anzufügen. 

Ih komme vdiefer Pflicht um fo lieber nach, als trog der gang ver- 
ſchiedenen Ausgangspunkte unjerer Betrachtungen doch eine große innere Ber: 
wandtichaft zwifchen Beiden eriftirt, Die beiderjeitigen Folgerungen zu faft 
gleichen Zielen führen und, al3 einander ergänzend, zu betrachten fein bürften. 

Das Gutachten Tautet: 

Die zur Beantwortung vorliegende Frage ift in” drei Theile zerlegt, 
und zwar: ' 

1) Welde Beränderungen haben fich feit Auflöfung Der 
alten Gewerbeverfaffung in der Lage der Tehrlinge in 
Deutihland in der Groß: und Kleininduftrie vollzogen? 

Bei der Kleininduftrie, den Handwerke, haben ſich die Verbältniffe im 

Kl apoefen nah Einführung der neuen Gewerbeordnung weſentlich wer: 

tert. 

Die alten Innungen, fo fehr fie fich überlebt hatten, und fo fehr es 
hohe Zeit ward, mit ihnen zu brechen, und dem Handwerk diejenige freie 
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Bewegung zu Tchaffen, welcher e8 bedarf, um unter den fortgefchrittenen Ver: 
hoöltniſſen der Großinduftrie neben diefer noch beftehen zu können, übten aber 
kerade auf das Tehrlingsmefen einen günftigeren Einfluß aus, als die an bie 
Stelle getretene Ungebundenheit der jungen Leute, welche ſich in der Lehre 
vorbereiten follen zu tüchtigen Arbeiten und Stantöbürgern. 

Bei den Innungen war es Regel, daß der Lehrlind Wohnung und 
Rabrung von feinem Lebrmeifter erhielt, er wurde dadurch gleihfam ein Fa⸗ 
milienglied, er konnte neben feiner Fachbildung in feinen übrigen Handlungen 
und in feiner Führung nicht allein vom Lehrmeifter, Tondern von deſſen ganzer 
Familie überwacht werben. 

Nah Einführung der neuen Gewerbeoronung bat fi) ein großer Um- 
ſchwung hierin vollzogen, namentlich in größeren Städten. 

Ein großer Theil der Eltern zieht es jett vor, die Söhne in ihrer 
Wohnung und an ihrem Tiſche zu behalten und biefelben nur während ber 
Arbeitözeit dem Lebrmerfter zu überlafien; vie Pegteren, in der ‘Meinung, 
hierdurch eines großen Theils der Auffichtsführung über den Lehrling enthoben 
zu fein, geben meiſt auf diefen Wunfch ein und hierdurch entfteht ein Ver⸗ 
bältniß, welches dein Lehrmeifter anfcheinend bequemer ift, da er nur während 
der Arbeitszeit den Lehrling zu beaufjichtigen hat, dem Lehrling aber gemährt 
& einen größeren Theil Freiheit, als wenn er feine Wohnung bei dem 
Meiſter bat. 

Hierzu kommt noch gegen früher ein entgegengeſetztes Verhältniß in 
Leiſtung und Gegenleiftung. 

Sobald der Lehrmeifter dem Lehrlinge Wohnung und Koft giebt, macht 
er ın den allermeiften Fällen Aniprud auf eine Entſchädigung, mwenigftens für 
das erfte Jahr, in weldem der Lehrling nit fo viel verdienen fan, als 
ſein Unterhalt foftet, er verlangt aljo ein mäßiges Lehrgeld. Nach bem 
jegigen Brauche muß jedoch der Dleifter vom Beginn der Lehrzeit an dem 
tehrling einen Lohn zahlen. Nimmt er nun einen Durchſchnittslohn auf die 
ganze Lehrzeit, welchen er von Anfang bis zu Ende in gleicher Höhe giebt, 
jo iſt ber Lehrling in der erften Hälfte der Lehrzeit wohl zufrieden; ſobald 
er jedoch fühlt, daß er in feinen Leiftungen vorfchreitet, tritt Unzufriedenheit 
en und hierin werden Die jungen Leute zumeift von ihren Eltern unterftütt. 
Dan denkt nicht mehr daran, daß der Pehrling in der erften Zeit gar nicht 
in Stande war, den Durchſchnittslohn zu verdienen und dazu fommt noch, 
dag die Eltern dem Sohne die Freiheit geftatten, ſich Genüffen hinzugeben, 
zu deren Befriedigung Geld gehört, und da ift es denn auch nicht zu ver: 
kunden, wenn diefe jungen Leute, lange vorher ehe Die Lehrzeit abgelaufen ift, 
dem Pebhrmeifter, ohne ein Wort zu verlieren, den Rüden kehren und ſich 
als wohlbeſtallte Gefellen bei einen anderen Meifter Arbeit ſuchen. Wer 
aber kann fie an folhem Gebahren hindern, wenn es die Eltern nicht thun? 
Niemand! — Denn e8 giebt feine Behörde, bei welcher der Meifter Recht 
ſuchen kann, ſelbſt wenn er einen bündigen Lehreontract gemacht hat, wozu 
aber auch weder der Lehrmeifter noch die Eltern große Luſt bezeigen, eben 
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weil feine Behörde vorhanden ift, die Abhülfe Ichaffen kann, wenn von ber 
einen ober anderen Seite über Berlegung des Contractes geflagt wird. 

Zahlt der Lehrmeiſter dagegen einen Lohn nach dem jeweiligen Wertbe 
ber Arbeit des Lehrlinge, fo geht e8 in ber zweiten Hälfte der Lehrzeit etwas 
befier, dafür aber hat der Meifter in der erſten Hälfte feine Notb und zwar 

hauptſächlich miP den Eltern, weil diefen der anfangs geringe Verdienſt eines 
jungen Menſchen, welcher noch nicht die geringfte Geſchiclichkeit beſitzt, zu 
deſſen nothbürftigem Unterhalt nicht genügend ericheint. 

Die Folgen davon kennzeichnen fih in der Thatſache, daß die gewifſſen⸗ 
haften Handwerker fi immer mehr von der Annahme von Lehrlingen zurüd- 
ziehen und dieſe den minder ſerupulöſen Collegen überlafjen, welde, nur 
ihren Nugen im Auge behaltend, die Kräfte der ihnen anvertrauten jungen 
Leute ausbeuten, fo gut es geben will, wobei ihnen die Theilung der Arbeit 
und die Anwendung von Hülfsmaſchinen jehr zu ftatten kommen. 

Daß aus ſolchen Lehrlingen ſchwerlich tüchtige Geſellen hervorgehen 
tönnen, Liegt to fehr auf der Hand, daß es eines Beweiſes kaum bedarf. 

Ein zweiter, ebenfo großer, wenn nicht noch größerer Uebelſtand entfteht 
dadurch, Daß fich die jungen Leute zu früh einem ungebundenen Leben Bin- 
geben, ihren Lehrmeifter verlaffen können, wenn fie fi irgendwie beeinträch- 
tigt glauben, ohne daß fie, außer den Eltern, jemand daran hindern Tann. — 

2) Welche Berbefferungen können mit Erfolg durch die 

freie Thätigleit von einzelnen Arbeitgebern, fowie von 
Arbeiter» und Arbeitgeber-Bereinen angebahnt werben? 

Hierauf Haben wir nur die traurige Antwort zu geben, daß auf die 
Selbfthülfe der Betheiligten wicht zu vechnen ift. 

3) Wie kann die Geſetzgebung fördernd und anregend 

oder zwingend einwirten? 

Es ift ein Reichögele erforderlich, in welchem beftimmt wird, daß: 

1) Eine Behörde geichaffen werde, welde für jeden Ort ein Lehrlinge- 

tegifter führt — nn 

2) Jeder Gewerbtreibende verpflichtet ift, einen angenommenen Lehrling 

nad einer beftimmten Zeit (Tpäteftend 3 Monaten) in das Lehrlings⸗ 
cregiſter eintragen zu laſſen — 

3) Bei Eintragung in das Lehrlingsregiſter vom Lehrmeiſter wie dem 
Vater oder Vormund bed Lehrlings ein Lehrcontract unterſchrieben 
werde — 

Der Lehrcontract unter Anderem enthalten muß: 

a) die Zeit, auf welche die Lehrzeit beſtimmt wird; 

b) die gegenfeitigen Bedingungen, unter welchen der Lehrling ange- 
nommen wird ; 

ce) die Bedingungen, unter welchen die Lehre vor Alauf der beftimm- 
ten Zeit aufgehoben werben fanı — 

5) Nah Ablauf der um Contract beftimmten Lehrzeit der Lebrmeifter bei 
ber betreffenden Behörde hiervon Anzeige zu machen und bieje dem 

Lehrling ein Zeugniß auszuftellen bat — 


4 


at 
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6) Bei eintretenden Differenzen zwiſchen Lehrmeiſter und Lehrling, reip. 
befien Vater oder Vormund, bdiejelben der betreffenden Behörde zur 
Entſcheidung vorzulegen find und beide Parteien verpflichtet werben, 
vor derſelben zu erfcheinen. 

Die ın Frage fiehende Behörde würde nach unferer Anficht am zwei: 
mãßigſten durch ein Gewerbeſchiedsgericht mit einem feftangeftellten Borfigen- 
den, welcher den Richterftande angehört, zu beichaffen fein. 

Ueber den Hamburger Gewerbeordnungsſentwurf und auszuſprechen, fin= 
den wir feine Beranlaflung, da er unferen Aufichten wenig entipricht. 

Wenn vom Standpunkte der zur Zeit beftehenden Gewerbeordnung gegen 
die obigen Borjchläge der Einwand erhoben werden follte, daß bie individuelle 
Freiheili dadurch benadhtbeiligt werde, jo verweilen wir einfach auf die Be 
ſtimmungen perſelben Gewerbeorbnumg, in melden der Beſuch einer Fort 
bildungsicjule vom 14—17. Yahre für die aus der Voltsichule Entlaffenen 
geſetzlich vorgefchrieben ift umd meinen, daß es nicht nur eben fo zuläffig, als 
vielmehr ebenfo erforderlich fer, in Bezug der techniſchen Ausbildung der 
heramwachſenden gewerblichen Jugend dieſelben vorforglichen Mittel zu ergrei- 
fen, * die Gewerbeordnung „für Die geiſtige Ausbildung derſelben an die 
Hand giebt. 


Die zur Beantwortung der Fragen beauftragte Deputation 
des Handwerkervereins in Chemnitz. 


Folgen die Unterſchriften. 


V. 
Gutachten 


erſtattet don 


F. W. Brandes, 
Obermeiſter ber Tiſchler⸗Inunung in Berlin. 


Ad 1. Welche Beränderungen haben fih ſeit Auflöfung 
ber alten Gewerbe: Berfafjung in der lage der Lehr— 
linge in Deutſchland in der Örof- und Kleininbuftrie 
vollzogen? 

Wenn auch noch ein großer Theil des Handwerkerſtandes fi im 
Allgemeinen an die vor 1869 beftandene Gewerbe: Gefeßgebung Hammern 
möchte, jo ift Doch zu bemerken, daß ein beveutender Theil mit der Gemwerbe- 
ordnung vom 21. Juni 1869 fi immer mehr und mehr vertraut macht; 
dies würde noch mehr der Fall fein, wenn nicht durch dieſes Geſetz mit einem 
Male die Hauptfundamente der Ordnung niedergerifien worden wären 
ohne daß an deren Stelle etwas Anderes gefeßt wurde, was bie nothwendige 
Ordnung aufrecht erhalten könnte. 

Als die Verhandlungen über die Gewerbe-Geſetzgebung im Jahre 1868 
im norddeutſchen Reichsſtage ftattfanden, da war für die damals ſchon mög— 
liche Durchführung der Gewerbefreiheit, in ver jest als Geſetz beftehenden 
Torm, der leitende Hauptgedanfe, taß der Arbeiter: und Handwerkerſtand 
Deutſchlands fich bereits auf einer fo hohen Stufe der Bildung befänve, daß 
man ihm unbeforgt die größtmöglichen Freiheiten gewähren könne, mindeftens 
aber die, welde damals ſämmtlich in den Anträgen vorlagen. 

Hätten die Gefegeöfactoren auf unfere damals bereits ausgeiprochenen 
Bedenken nur etwas gegeben, würde viel Unheil vermieden worden, oder hätten 
fie fih über die Bildungsverhältniffe bei den Betreffenden und zunächſt Ber 
theiligten informirt, würden fie ebenfall8 eines Anderen belehrt worden fein. 
Daß e8 nie zum Heile gereichen kann, erft Freiheit zu fchaffen, und dann 
Bildung, das wird zur Genüge die Zeit der Pritfung bewielen haben. Daß 
die Freiheit aber die beften Früchte tragen muß, wenn fie aus der Bildung 
beroorgeht, wird Niemand beftreiten; darum Alles zu feiner Zeit, erft Bildung 
und dann Freiheit. 

Schon als die Berathungen über die Gewerbefreiheit ftattfanden, bilbete 
fih bei dem größten Theile des Handwerkes vom Mkeifter, Gefellen bis zum 
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Yehrling der Gedanke aus, dag nun Alles aufhöre, was fonft in den Kreifen 
üblich geweien, daß man machen tönnte, was man wolle; daß man nad) 
temer Seite mehr Geborfam oder Achtung fchuldig ſei; daß der Eine nicht 
mehr wie der Andere fer und dergl. unglüdjelige Gedanken mehr, die ja 
leider auch von Seiten derjenigen Leute zur Genüge gepflegt wurden, und 
noch werden, denen Ordnung ber größte Dorn im Auge war und if. Es 
war nicht mehr nöthig, als Arbeitgeber, fi) der Innung oder einem Ber- 
Bande anzufchließen, der Arbeitnehmer follte die Arbeit beginnen und verlaffen 
finnen nach jenen Ermeſſen, wie er wolle, brauche auch Feiner Krankentaffe 
mehr anzugehören, der Lehrling brauche keine Schule mehr zu beſuchen, Tönne 
nah Belieben feine Lehrzeit unterbrechen, verlaffen, den. Contractbruch voll- 
ziehen und all dergleichen Commune⸗Ideen mehr. 

Die ſchlimmen Wirkungen des neuen Geſetzes und ber dadurch hervor⸗ 
gerufenen Anfichten zeigten fich denn aud bald, wie folgende Zahlen aus ver 
anfgeftellten Statiſtik der Tiſchler⸗ Innung und der außer der Innung ſtehenden 
Arbeitgeber bemweifen. 

Es eriftirten im Zahre 1860 in unb außer der Imung 2028 und 
im Jahre 1875 — 3244 Tifchler - Arbeitgeber. 


—. — —— —— — — —7 ——— —— — — 








Tiefelben Igon ben Gin« Der Innung Im Fer re) Ranben in 


Tapon gehörten » Hatten in bie 
ber Junung als ee: Lehre auf- ı geihriebenen als Meifter in biefem |diefem Jahre 
Meifter an in 2 genommen ' baben ihre ;, traten in Sabre in un | anßer ber 
den Jahren vom | = und einförei- Lehrzeit nicht diefem Jahre Annung Innung 
CRer-Duartal | ı beendet bei ' Zifchlere Arbeitgeber 
ben lafien Arbeitgeber 
1560 — 1661 | 1649 230 13 94 2028 | 379 
1661—1962 1742 361 27 129°, 2160 | 418 
162-1863 1777 385 50 9 ii 2250 | - 478 
1563 —1864 1839 530 40 118 | 220 ı 431 
1:64— 1865 | 1566 455 | 56 ı14 2340 ı 474 
1865—1866 | 1642 465 | 44 96 2610 968 
1866—1867 | 1575 ' 329 | 47 74 2700 1125 
1867—1568 | 1647 sy | 55 51 2721 1074 
1868— 1769 ı 1726 ! 212 | 80 18 2743 16017 
1869—1570 , 1831 193 | 175 17 270 ı 959 
1970—1871 , 1634 122 189 8 2793 1159 
19873—1872 1650 140 | 163 3 2880 1230 
—1873 : 1599 5 3 ' 

| 
1674—1855 ı 1551 185 712 * 36 324 , 1693 





Bevenlt man nun, daß die grüßere Zahl der Arbeitgeber außer ber 
Innung ober des Verbandes flieht, bie auch nicht im Entfernteſten daran 
denfen, fich einer ſolchen anzufchließen, weil fie Dadurch gehindert fein könnten, 
ihre materiellen Berbältnifle fo auszubenten, wie e8 ihnen genehm ift, dann 
dürfte zur vollen Gewißheit werden, daß etwas Anderes geichaffen werben 
muß, als im Augenblid vorhanden. 

Ferner fieht man, daß der Arbeitgeber üunmer mehr und mehr fich 
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davon zurückzieht, Lehrlinge zu halten, da er nicht gemeigt iſt, fich em, 
zwei oder brei Jahre mit bein Lehrling für Andere, weldye den Mugen davon 
ziehen, abzumühen, während für ihn Das leere Nachſehen bleibt, weil nicht 
ber genügende Schug, den Lehrcontract der Betreffenden erfüllt zu ſehen, 
gejetlich vorhanden iſt. Es ift die Leider auch ein Grund, außer mehreren 
anderen, bafür, daß trotzdem jest eine geichäftslofe Zeit herrſcht, dennoch 
fchwer brauchbare Leute zu haben find, weil der heranzubildende Zuwachs fehlt. 

Ferner erfieht man, daß bei der geringen Zabl, welde in die Lehre 
treten, ein großer Theil die Lehre verläßt und als unausgebildeter und ein⸗ 
feitiger Arbeiter in einer Fabrik eine Zufluchtsftätte jucht und findet; dieſe 
aber Ieiften auch den Fabrikanten nicht Dasjenige, was die Jetztzeit verlangt, 
und daraus geht hervor, was heute fo tief in allen Schichten des Volkes, 
wie in den Böchften Kreifen empfunden wird: bie Leiſtungsunfähigkeit wie 
die Leiftungsunmilligfeit ,; Beides aber iſt die größte Schädigung, welche einem 
Bolte wie dem beutfchen zu Theil werben fonnte. 

Dan kann im Allgemeinen wohl von der Großinduſtrie betreffs der 
Lehrlinge nicht viel erwarten, da wohl bis jet und auch ferner von derſelben 
die wenigften Lehrlinge auögebildet worden find und werden; diefe Ausbildung 
wird zum allergrößten Theile von der Kleininduftrie vollzogen und bie Groß: 
induftrie heimſt ihre Ernte von der Kleininduftrie ein und macht fie zum 
Theil für die Confumenten nutzbar. Iſt vieles, wie vielleicht Manche meinen, 
auch nur zum Theil richtig, fo muß der Kleininduftrie der nothwendige Schu 
geteetih gefichert werben, damit die nötbige Ausbildung zum Nugen Aller 
möglich ift. 

Ad 2. Welche Berbefferungen fünnen mit Erfolg burd die 
freie Thätigleit von einzelnen Arbeitgebern, ſowie 
von Arbeiter= und Arbeitgebers Bereinen angebabnt 
werden? 

Die Appellation an den einzelnen Arbeitgeber dürfte, wenn ſämmtliche 
bie Jetztzeit erfannt und Luft und Liebe hätten, Opfer zu bringen, eine nicht 
erfolglofe fein, da aber im Allgemeinen der Grundfag, nur für ſich zu forgen, 
in den legten Jahren tiefe Wurzeln geichlagen bat, und Niemand auf das 
Wohl feiner Mitmenihen Rüdfiht nimmt, jo ift vorläufig von ſolcher 
Appellation wenig zu hoffen. Ä 

In faft Tämmtlihen Gewerken giebt man fi die größte Mühe, Ver: 
bände über ganz Deutichland anzuftreben. Dem unfrigen, der Tiichler-Arbeit- 
geber und Fachgenoſſen, gehören jegt circa 70 Städte mit 2500 Mitgliedern 
an und wir hoffen von Jahr zu Jahr an Ausvehnung zu gewinnen. 

In allen diefen Verbänden ift man jehr wohl der Ueberzeugung, daß 
nicht Alles durch Geſetz gemacht werben Tann, Vieles fogar nicht dadurch 
gemacht werben fol, Daß ein großer Theil der Aufgabe durch uns felbft 
geleiftet werden muß und immer mehr audy werben wird; daß aber, went 
in beftimmten Verhältniſſen von Seiten des Reichsgeſetzes feine Hülfe geleiftet 
wird, al’ unfere Verbände bei der größten Tätigkeit nicht im Stande find, 
wie die Angelegenheiten jett Liegen, ihre Aufgabe zu erfüllen. 
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Biee, man könnte faft fagen, die meiften von den Arbeitgebern find 
eben nicht "die ‚ weihe fie fein Follen ; wenn 3. B. Schulen für Lehrlinge 
bereits vor ‚ ſo mögen fie dem Lehrling kaum die notwendige 
Zeit neben, biefelbe zu Kefußen: wenn wir da, wo feine find, bie Hrbeitgeber 
auffordern, die fläbtifchen Behörden zu erfirchen, folche einzurichten und ſeitens 
der Immmgen oder der Berbände Zufchüiffe zu gewähren, da wird und, oft jelbft 
in Berlin, mo wir eine Schule für umnfere Eilöferlehrlinge gegründet und ſeit 
Jahren befigen, geſagt, bie Pe ift die Brutftätte al’ der Nichtswürdig⸗ 
leiten die im Laufe der Woche in der Werkftatt ausgeführt werden u. dgl mı. 
Unfer Hauptbeftreben geht überall aljo dahin: 
a. Dem Lehrling Die nothwendige Schule angebeihen zu laſſen; 
b. wenn irgend möglich eine Fürzere Lehrzeit einzuführen ; 
c. durchzuführen, daß nirgends mehr der Lehrling zu anderen Dienſt⸗ 
leiftungen verwandt wird, al® zu denen, weldye zu dem zu erlernenden 


Geſchãft gehören 

d. eme Eehrlings-Brifungepflidt einzuführen, aber nicht, wie früber bie 
geſetzliche, eine ſolche, welde am Schluß der Lehrjahre erfolgt, ſondern 
eine ſolche, welche Jahr für Jahr fich wiederholt, und ſowohl in den 
Schulwiſſenſchaften wie in dem Praktiſchen des erwählten Berufs beſtehen 
ſoll. Dieſe fo angefertigten Prüfungsarbeiten ſollen dann in Räumen 
zu einer Ausſtellung arrangirt werben und zur Schau dem Publikum 
gegen ein geringes Entree geftellt werden. Die Daraus fi ergebenden 

Mittel follen mit noch etwaigen Bufchüflen aus ben Innungen oder 
Berbänden verwandt werben, um davon diejenigen Lehrlinge mit Prämien 
zu dehnm weiche ſich anögegeichnet: haben. 

Man darf wohl annehmen, daß hierin uns der Beiſtand der Preſſe 
gewiß iſt, wie wir auch überzeugt ſind, daß, wenn ſo der Arbeitgeber 
zeigt, daß er wirklich bemüht iſt, ſo viel ihm felbft möglich, zu thun, 
aud Leute ſich berbeilaffen werden, die am Emporbläben des Hand⸗ 
werterftande8 ihre innige Freude haben und ſich in glüdlicher materieller 
Lage befinden, ſolchen Verbänden für dergleihen Zwede Vermächtniſſe 
zu binterlaffen. 

e. An dem Tiſch der familie den Lehrling feinen Platz finden zu laſſen, 
damit Sitte und Benehmen in ihm erzogen, hauptſächlich aber ihm 
duch die Bugehörigfeit zur Familie des Meifters das Elternhaus 
erſetzt werde. Auf diefe Weiſe kann man „geftise und tüchtig aus: 
gebildete Lehrlinge erzielen, die unmöglich ſolche Arbeitnehmer werden 
önnen, wie wir fie im Laufe biefer Jahre fo fehr zu beflagen gehabt 
haben ; fo auch können die Lehrlinge demnächſt nüglihe Mitglieder ber 

Sefelicheft und Staatöbürger werden, wie wir fie für bie heutigen 
und zukünftigen Zeiten gebrauden. 

Ad 3. Wie fann die Sefeggebung fördernd und anregend 

oder zwingend einwirten? 
Wenn, was ad 1 und 2 gejagt ift, erreicht werben foll und muß, fo 
kann du die Geſetzgebung fördernd veranlaßt werben zum Nuten Aller, 
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daß fie zwingend berbeiführt, was auf dem Wege der freien Vereinigung durch 
die Verbände vorläufig unmöglich ift. 


b. 


Der Sculunterriht muß m der Volksſchule bis zum Wlter von 
15 Jahren obligatoriich werden. Es dürfen nicht, wie es leider fo 
allgemein vorkommt, die Kinder aus der Schule ſchon mit 13/, Jahre 
entlafjen werden, weil fie angeblich zur Hälfe der Eltern erforderlich 
find. Sie werden jegt in der Fabrik verwandt, um Etwas zu ver: 
dienen. Daher kömmt e8 denn auch, daß ber größte Theil der Lehr⸗ 
linge, welche dann nad) Jahresfriſt zu einem Handwerk übergeben, in 
Schulkenntniſſen weit zuridgeblieben find, ihr Körper fiech geworben, 
es mit Moral und Eittlichkeit ſchlecht beſtellt ift und fie mit ſolchen 
geringen geiftigen YFähigfeiten und ſchwachem Körperbau in bie Lehre 
treten. Was im Augenblid durch verkehrte Humanität der Familie 
dum Nuten gereichen ſoll, ift der Verderb von einer Generation zur 
anderen. 
Wunſchenswerth ift die Einführung von obligatorifchen Fortbildungsſchulen 
für Lehrlinge, Der obligatorifche Charakter der Schule ift mır 
deshalb nothwendig, weil wegen der mangelhaften Vorbildung der 
Schüler ein eigenes Erkennen der Nothwendigteit nur ſchwer zu hoffen 
ft. Dann aber fünnen wir und leiver der Wahrnehmung nicht ver⸗ 
Ichließen, daß auch ein Theil ver Arbeitgeber die Wichtigfeit der von 
und geforderten Inftitution nicht in genlgenden Daß erfannt hat und 
in der Meinung verbarrt, daß die in früberen Jahrzehnten vorhandene 
Bildung auch heute dem Handwerker noch genüge. Wir müſſen leiver 
zugeftehen, daß cin Theil der Arbeitgeber, in Folge diefer irrthüm⸗ 
lichen Anſchauung, ihren Lehrlingen den Beſuch der etwa bier und 
da vorhandenen Fortbildungsſchulen nicht nur ſehr erſchwert, ſondern 
oft geradezu unmöglich macht. Einer folden Ausbeutung des Lehrlings 
durch Einzelne zum Schaden des Gewerbes und der ganzen Geſellſchaft 
kann aber nur durch die obligatorische Schule vorgebeugt werden. 
Denn man dem entgegen aus den Kreifen des Reichstages Fragen 
ftellen hört: Eollen die Schulen obligatoriid für Stadt und Land, für 
die größten und Heinften Gemeinden fein? Wen fol die Aufbringung 
der Unterhaltungsmittel obliegen? u. dgl. m., jo antworte ich mit der 
Frage: Warum bat man es denn für nothwendig erachtet, geſetzlich 
feftzuftellen, daß das Kind vom 6. Jahre an (wenn es gejund) bie Vollks⸗ 
ſchule bejuchen muß, während es fogar im lieben Vaterlande noch fo 
manche Stelle giebt, wo, um das zarte Kind zur Schule zu bringen, 
erſt eine Landpartie gemacht werden muß? Und da frägt man nod, 
ob das, was bei einem Kinde möglich, bei dem Lehrling ausfügrbar fei? 
Vergeſſen wir doch nicht, daß der Lehrling in dieſem Falle nicht anders 
zu behandeln ift, wie das Kind. Wie legtereö zur Schule fteht, ohne 
zu willen, was aus ihm gemacht werden fol, fo fteht der Lehrling 
vor feinem künftigen Berufe, wenn er in die Lehre tritt; was beim 
erfteren erforderlih, um ein Fundament des Willens zu legen, das 
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it auch beim Lehrling im zweiten Stadium der Fall Wollen 
und ſollen wir daher die Lehrlinge zu nützlichen Mitglievern ber 
Geſellſchaft heranziehen, jo ift es nur durch einen beftimmten Zwang 
möglich, da, tie oben gejagt, ein Selbſterlennen bei den Wenigften 
vorhanden fein dürfte. 
. Bas die Mittel anlangt, fo bat der Staat mit den Gtäbten 
und Gemeinden bie Beiligfte Pflicht, dieſe nad aller Möglichkeit zu 
gewähren, und Grfterer hat dahin zu wirken, daß durch die Bildung 
in allen Geſellſchaftskreiſen es dahın kömmt, von dem Militäretat von 
Bahr zu Jahr fo viele Millionen abzufegen, wie irgend zu der Aus⸗ 
bildung nur gebraucht werden können. 
e. —— iſt die geſetzliche Legitimation mit ſolidariſcher Ver⸗ 
i un 
ch bier hört man aus den Kreiſen des Reichstages Aeußerungen 
wenn * geſetzliche Legitimation eingeführt werden ſollte, wen * 
man mit deren Ausführung beauftragen? und kömmt zu den Schluß, 
dag man fie in die Hände der Polizei legen muß, was die Bittfteller 
ſelber nicht wollen, als ob feine geſetzliche Beſtimmung ausgeſprochen 
werben könnte, wonach Jeder, der in ein Arbeitsverhältniß tritt, oder 
im ein ſolches aufgenommen wird, auf irgend weldem Wege (angenom: 
men, daß die Form run gefehlich fefigeftelt) fih eine foldye Legitimation 
beichaffen Bat, und dann die Kontrolle den betreffenden Kreifen 
—* ũberlaſſen wird. Wird Jemand aufgenommen ohne olche Legi⸗ 
timation aus dem einen Lehrverhältniß in ein anderes, jo hat ber 
folgende Lehrherr oder Arbeitgeber mit dem Betreffenden gemeinſam 
ben Schaden zu tragen, welcher dein Erſteren verurſacht wurde, und 
den Lehrling oder Arbeitnehmer zu entloffen. Es wird ſich ſehr bald 
zeigen, daß durch ſolches Geſetz die verloren gegangene Ordnung wieder⸗ 
hergeſtellt, daß durch die Beſeitigung des eigenmächtigen Verlaſſens des 
Vertragsverhãltniſſes und der Damit verbundenen Ausbeutung von 
Anderen eine vollftändigere Ausbildung der Lehrlinge erzielt, bie ver: 
loren gegangene Leiftungsfähigfeit und Willigfeit wieder gewonnen 
werden kann, daß das erreicht wird, was auf den Wege ber 
freien Vereinbarung innerhalb ver Verbände vorläufig nicht erreicht 
werben konnte, mämlid ein feſtes Aneinanderſchließen ſämmtlicher 
Arbeitgeber, weil Jeder genöthigt wird, ſich einem ſolchen Verbande 
anzuſchließen, um ein einheitliches Verfahren in der Controlle zu 
veranlaſſen. Sind aber durch dieſen gelinden Zwang die betheiligten 
Kreiſe zuſammengeführt, dann läßt ſich innerhalb derſelben, den 
heutigen Anforderungen eutſprechend all dergleichen Nützliches ausführen, 
was bereits vorhin angeführt worden iſt, da wir nicht Opferwillige 
genügend finden, trotz unſerer Bemühungen, Die aus eigener Initiative 
diefe Aufgaben des Lebens mit Luft und Liebe erfüllen mögen. Tann 


dürfte: 
d. die Einführung obligatorifcher Gemerbe-Schiedsgerichte mit Executiv⸗ 
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gemalt erforderlich fein, welde ja annähernd bereitS in $ 108 ber 

erbe-Ordnung anerfannt, aber dort in das Belieben der Gemeinde- 
Behörden geftellt find. Da bereits diefer Gegenftand in den Gutachten 
über den Contractbruch, wie an vielen anderen Stellen von uns behan- 
delt worden, jo dürfte bier nicht Gelegenheit zu nehmen fein, nochmals 
auf denfelben zuritdzutommen. . 

Was nun den Hamburger Entwurf zur Gewerbe-Sefeßgebung anlangt, 
fo könnte ich mid im Allgemeinen, was meine Perfon betrifft, mit der 
Grundidee einverftanden erklären; jedoch wird auch bier Das eintreten, was 
überall zu beflagen ift, weil der Gemeinfinn im Allgemeinen nicht, vorhanden 
und erſt berangebilvet und erzogen werben foll, daß nämlich vorläufig die 
Ausführung ſich als unmöglich erweilen wird. Stände der Handwerker bereits 
auf dem Standpunkt, daß er nicht nur allein für ſich bedacht wäre, fondern 
auch der heutigen Zeit entiprechend feinen Nebenmenichen das zu Theil werben 
ließe, wozu eine gewille Berechtigung vorhanden: dann könnte man jehr wohl 
mit der betreffenden Gemwerbe-Gefeggebung (außer einigen nothwendigen Ber: 
änderungen) jehr viel zu erreichen im Stande fein. 

Außerdem ift aber auch nach dem Entwurf noch zu bedenken: wie ſoll ſich 
die Gefeßgebung zu den Innungen ftellen, deren fich verfchiedene ergeben würden, 
als erftens die beftehenven, zweitens die nach dem Entwurf zu bilvenven, 
beſtehend aus Arbeitnehmern und Wrbeitgebern, drittens folche, welche den 
freien Verbänden angehören, und viertens jolche, welche fich zu Nichts entfchließen 
mögen. Soll die Geſetzgebung beftimmen, daß fie alle zu einer einzigen, ber 
neu zu bildenden Innung gehören müſſen, jo dürfte das jedenfalls ſchwer zu 
erwarten und auch faft faum mehr möglich fein; iſt das aber nicht der Fall, 
dann wird aud Das nicht erreicht werben, was erreicht werben fol. Würde 
3. B. die Hälfte der Arbeitgeber freiwillig ſich einer ſolchen neu zu bildenden 
Innung anfdließen (mas ſchon viel fein därfte) und diefelben nun unter ſich 
den bindenden Beichluß herbeiführen, Niemand obne Legitimation in Arbeit 
- zu nehmen, fo würden die außer berfelben ſtehenden Arbeitgeber Davon wenig 
oder gar Feine Notiz nehmen, ſondern fie würden Arbeitnehmer, wie biejelben 
es ja gerne wünfchen, ohne Legitimation aufnehmen, und die in der Innung 
ftehenden würden, zumal wenn viel Arbeit am Pla und nicht genügende 
Kräfte zu deren Erledigung vorhanden, den größten Nachtheil dadurch haben. 
Weiter auf die ganze Borlage im Einzelnen bei diefer Gelegenheit einzugeben 
find wir außer Stande, da die Beantwortung zu umfangreich werden dürfte. 





VI. 
Gutachten 


erſtattet bon 
C. Koeppen in Berlin. 


Ich erlaube mir, die vorgelegten Fragen meiner Erfahrung gemäß zu 
beantinorten, wenn id auch durch Strankheit zur verſpäteten Zuſendung 
genithigt bin. 

L Welche Beränderungen baben fi jeit Auflöfung der 
alten Gewerbeverfaffungin der Lage der Lehrlinge in 
Deutihland in der Groß- und Kleininduftrie vollgogen? 

Seit Einführung der Gewerbe-Orbnung vom 21. Juli 1869 ift eine 
Zuchtlofigleit in dem Lehrlingsweſen entflanden, wie nie zuvor dageweſen. 
Ein großer Theil der Lehrlinge erfüllt die contractlich eingegangene Yehrzeit 
nicht, ſondern verläßt ſchon Jahre vor Beendigung berielben die Lehre und 
fuht ohne gemügende Ausbildung fein Brod als Gefelle. Diele kann er 
ur bei ſolchen Meiftern finden, die nur die allerorbinärften Arbeiten machen, 
da er bei ſolchen, welche gute Arbeit liefern, nicht gebraucht werden Tann, 
oder aber nicht das Salz auf's Brod verdimen würde, weil er zu Ichwad in 
der Borbilding ; folder Bälle habe ih im Jahre 1873 ſchon 39 umd im 
Jahre 1874 bon 45 in meinem Gewerbe erlebt, und frägt man fidh, 
woher das kommt, jo ift die Antwort von Gefellen wie auch Lehrlingen: 
8 ıft ja Gewerbefreiheit, der Zwang hat aufgehört, e8 kann ein Jeder leben, 
wie er will! Zu diefer Anficht bringen viele Gefellen die Lehrlinge, was 
wir oft genug hören müflen. Sch jedoch bin der Anficht, es ift der Geift 
der Buhrlofigtei, welcher von Jahr zu Jahr immer mehr um fich greift, 
fo daß der Sohn nicht dem Bater, der Schüler nicht dem Lehrer, der Diener 
oder daB Dienftmäbchen nicht mebr der Herrſchaft gehorchen wollen — und 
ſo geht es durch alle Klafien der Gefellichaft. 

Bei der Grofinduftrie dagegen werben meiner unmaßgeblichen Anficht 
nach die Folgen auch nicht ausbleiben in Betreff des Lehrlingsweſens; denn 
die deutſche Großinduftrie hätte nie einen ſolchen rapiden Aufſchwung genom: 
men, wenn diefelbe nicht einen ſolchen gut audgebilveten Handwerkerſtand 
vorgefunden hätte, welcher nicht einfeitig, ſondern allfeitig in feinem Fache 
vorgebilvet war; aber dadurch, daß felbft die Großinduſtrie in der Iegten 
Zeit viele aus der Lehre entlaufene Lehrlinge in ihren Fabriken als Gefellen 
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beichäftigte, wird die Leiſtungsfähigkeit in den Fabriken wahrlich nicht gefördert, 
fondern beeinträchtigt, und die Leiſtungswilligkeit verringert. Jeder genaue 
Beobachter der Strifebewegungen wird genügend erkennen, daß gerade bie 
ſchwächſten Arbeiter fowie die trägften die Hauptftrifer find, alfo die Unzu— 
friedenften! So auch ber den Handwerkern. 

Noch ein anderer Punkt iſt nicht zu überſehen. Seitdem jede Aufficht 
über das Lehrlingsweſen aufgehört bat, fommt e8 häufig vor, daß ein Lehr: 
ling, der vielleicht 20, 30 bis 100 Meilen von feiner Heimath entfernt 
feine Lehrzeit durchzumachen bat und um den ſich weder Vater noch Mutter 
oder Bormund kümmern, während feiner Lehrzeit als Laufburſche oder Haus: 
knecht gebraucht wird, was demſelben aud ganz gut gefällt, weil cr fi 
freier bewegen kann und nicht die Weberlegung hat, feine Zukunft und fpüteres 
Fortkommen im Auge zu haben; nach beendeter Lehrzeit wird ein ſolcher 
Lehrling, ohne etwas Tüchtiged gelernt zu haben, entlaffen und ift um 
mehrere Jahre feines Lebens betrogen. In welder Lage fteht nun ein 
folder junger Mann der menſchlichen Geſellſchaft gegenüber da; wo ift ın 
der Gewerbe-Gefepgebung ein Paragraph, der dem Lehrling in folder Be: 
ziehung Schu gewährt?! Es giebt aber auch Meifter, die fagen: was nügt 
e8 denn, daß ich auf den Unterricht des Lehrlingd fo viel Zeit und Sorgfalt 
verwende, habe ich denfelben zum tüchtigen Arbeiter berangebilvet, fo Läuft 
er auß der Lehre und ich babe alle Zeit und Koften umfonft geopfert! 
Dieſes Alles find Dinge, die fih feit Auflöfung der alten Gewerbeverfaffung 
in erfchredendem Maße zeigen, aber nicht alle aufzuführen find, de8 Raumes 


en. 
IT. Welche Berbefferungen fünnen mit Erfolg durch Die 
freie Thätigteitvon einzelnen Arbeitgebern, ſowie von 
Arbeitersund Arbeitgebervereinen angebabntwerden? 
Berbeflerungen können von einzelnen Arbeitgebern nur im Kleinen dadurch 
angeftrebt werben, daß ein Jeder dahın ftrebt, feine Pflicht in jeder Beziehung 
feinem Lehrlinge gegenüber zu erfüllen in dem Bemwußtfein, damit dem großen 
Ganzen zu dienen; jedoch einen vollftändigen Erfolg wird derfelbe nicht erzielen, 
wenn nicht Alle von dieſem Geifte befeelt find; wohl aber ıft won Arbeiter: 
wie von Arbeitgeber:Vereinen mehr Erfolg zu erwarten, wenn biejelben in 
ihren Vereins -Statuten Maßnahmen feftitellen, welde die ad I befagten 
Uebelftände befeitigen können, fo daß jedes Mitglied eben auch zur firengen 
Erfüllung der angegebenen Beftimmungen verpflichtet ıft und ein Zuwider⸗ 
handeln mit Conventionalftrafe nad) dem Ermeljen des Vereins belegt wird. 
Es müßten aber nit nur die Kleingemerbtreibenden, ſondern auch die Groß: 
induftriellen fidh der allgemeinen Verbindung in Betreff der Grundfäge und 
Maßnahmen anſchließen, weil viefe merner Ueberzeugung nach ebenfowohl 
Intereſſe an ber beſſeren Ausbildung des Arbeiter haben, mie der Hand» 
werker. Letztere find eigentlid, Diejenigen, welche der Großinduſtrie die tüch- 
tigften und nicht nur eimfeitig ausgebildeten Arbeitskräfte liefern, welche für 
jene in jeder Art und Weife zu verwenden find. Somit müffen aud die 
Großinduftriellen ihren Theil zum allgemeinen Erfolge beitragen, um tüchtigere 
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Ausbildung in der Lehre zu erzielen und ſomit die Leiftungsfähigfett und 
Leiſtungẽwilligleit zu fördern. 

Was nun Die Urbeiternereine anbetrifft, fo ift ja nicht wegzuleugnen, 
mt welcher Ausdauer die Gewerke oder Orts-Vereine (Hirſch⸗Duncker) ſich 
der Ichrlingöfrage und deren Förderung gewidmet haben, auch mit ben 
Krbeitgeber-Bereinen in Berbindung getreten find, um auf dem Wege der 
Seranigung nit allein im Lehrlingsmweien, ſondern in den Beziehungen 
zwilden Arbeitgeber und Arbeitnehmer ein beſſeres Verhältniß herbeizuführen, 
welches trog Entgegenfommen von beiden Seiten noch nicht bat gelingen 
wollen. Die Schuld, daß ſolches noch nicht gelungen, Liegt aber darın, daß 
der größte Theil der Arbeitnehmer oder Sefellen, ſowohl den Hirſch⸗Duncker⸗ 
ſchen Orts-Vereinen wie auch ven Arbeitgeber Vereinen mit dein bitterften 
Hafſe und Feindſchaft gegenüberfteht; ans diefem einfachen Grunde wird ohne 
eine Beränderung in der Gewerbegeſetzgebung der Erfolg fein volljtändiger 
werden troß des guten Willens der vorbergedachten Vereine. 

Il. Wie kann die Geſetzgebung fürdernd und anregend 
oder zwingend einwirfen? 

Der Berein giebt den Gutachtern anheim, fich bei vieler Gelegenheit 
über nene Gewerbeorbnungs- Entwürfe, namentlid, den von Hamburg aus- 
gegangenen, auszuſprechen. 

Durch das Gewerbegeſetz könnte wohl manches im diefer Angelegenheit 
verbefjert werden, wenn der 8 108, welder von gewerblichen Schiedsgerichten 
bandelt, nicht nur auf dem Papier flände, d. b wenn Schiedsgerichte that⸗ 
ſächlich ins Leben gerufen würden, und zwar zufaınmengefegt ans Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern der verfchiedenen Gewerbe; folde müßten jedoch unter 
Vorſitz eines Yuriften verhandeln und ihre Urtheile müßten executive Wixk- 
famteit Haben, um Strafen wie Forderungen mit Kraft und Strenge einziehen 
zu können. Zugleich müßten Aufſeher über vie Lehrlinge von den Schieds⸗ 
gerichten beftellt werben, welche berechtigt find, die Werkjtätten der Meifter zu 
befuchen, bei etwaigen Beſchwerden den Lehrling zu ermahnen, ſowie auf feine 
Pflichten aufmerffan zu maden; tm entgegengefesten Falle aber aud den 
Meifter zur Pflichterfüllung gegen den Lehrling aufzufordern, und nöthigen- 
falls bei Nichterfüllung feiner Pflicht durch Beſchluß ihm das Halten von 
Lehrlingen zu unterfagen von Eeiten des Schiedsgerichts. 

ıer müßte in die Reichsgewerbeordnung aufgenommen werden: 

I. Jeder Lehrling ıft verpflichtet, feine auf Grund abgefchloffener Con: 
tracte beſtimmte Lehrzeit durchzuführen. Die Lehrzeit fann, ohne daß ein 
anderer geſetzlich feitftehender Grund dazu beredtigt, nur unterbrochen oder 
beendet werden, wenn ein Zeugniß des Lehrherrn die Legale Löfung des bie- 
berigen Lehrverhältniſſes beicheinigt. Ohne ein ſolches Atteft darf Das ehr: 
terbältnig bei einem anderen Lehrherrn deſſelben Geſchäfts weder fortgefegt, 
noh darf dem Lehrlinge von irgend einer Behörde eine Legitimation ald 
Geſelle oder Gehülfe auögeftellt werden. Dieſes muß deshalb geichehen, weil 
ſehr Häufig die Erflärung abgegeben wird, der Lehrvertrag werde aufgehoben, 
wel der Lehrling zu einem andern Gewerbe übergeben wolle, welche Erflärung 
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aber nur fingirt wird; ber Lehrling arbeitet vielmehr nachträglich als Geſelle 
in bemfelben Gewerbe und der Lehrherr wird auf diefe Weiſe betrogen. 





IH. JIeder Meifter ift verpflichtet, den Lehrling zum tüchtigen Gefellen 
auszubilden, damit verfelbe fein Brod als folder redlih verdienen kann, und | 


darf ihm hierzu die nöthige Zeit und Gelegenheit nie vorenthalten. Sollte 


durch des Meiſters Echuld der Lehrling während der Lehrzeit nicht die nöthigen 
Kenntniſſe erlangt haben, fo ift der Meifter verpflichtet, demſelben einen mäßigen 


GSefellenlohn zu zahlen bis zur Erlangung derſelben. Die Entſcheidung Hier: 


über fteht dem Schievögerichte zu, weldes bei Wiederholung das edit, 
Fehrlinge zu halten, abertennen Tann. 

III. Der Lehrlings⸗Contractbruch ift infoweit geſetzlich zu beftrafen, als, 
wenn ein Arbeitgeber einen Lehrling aufnimmt, welcher ſich dariiber nicht 
auszuweiſen vermag, daß er mit feinem früheren Lehrherrn fein contract: 
liches Berbältniß egal geregelt hat, beide Theile ſolidariſch fuür den Schaden 
verantwortlich zu machen find, welcher dem früheren Lehrheren etwa noch ver: 
urfacht worden iſt. 

Bei Aufhebung des Lehrverhältniſſes aus gejeglichen Gründen tft dem 
Lehrlinge ein Entlaffungszeugniß vom Lehrherrn ſofort auszuhändigen. 

Was nun den Hamburger Entwurf zur Gewerbe-Orbnung betrifft, fo 
ftellt verjelbe ganz neue Principien auf, die theilweiſe —* ideal ſind und 
ſehr ſchön wären, wenn ſie im praktiſchen Leben auszuführen wären. Man 
hat zwar bei zwei kleinen Innungen in Hamburg den Verſuch gemacht, 
welcher ſich bis jetzt auch bewährt hat, jedoch glaube ich nicht, daß ſich derſelbe 
bei großen Corporationen ſo leicht durchführen ließe. Wir haben denſelben 
zwar als Grundlage betrachtet, aber verſchiedene Aenderungen in demſelben 
vorgenommen, was meiner Ueberzeugung nach auch vom Geſetzgeber geſchehen 
wird und muß. Die Abänderung beizufügen mangelt es an Raum. 





VII. 
Gutachten 


erſtattet don 
Prof. Lujo Brentano in Breslau. 


Die ——— gelo⸗ fih in unſerm heutigen Lehrlingsweſen finden, 
find viel früher als bet uns in England heroorgetreten. Auch bat die Be 
fatigung der alten Gewerbeverfaflung, wodurch das Entftehen dieſer Miß⸗ 
fande erleichtert wurde, dort viel früher ſtattgefunden als im Deutſchland. 
Üegreifliher Weiſe find aud dort früher Verſuche in's Leben getreten, um 
dieſen Mißſtänden entgegenzuwirken und auch dieſe Gegenmittel find dieſelben, 
we die, welche heute in Deutſchland ſchon vielfach in Anwendung kommen. 
Chwohl der Ausſchuß des Bereind für Socialpolitit feine Tragen über das 
Lehrlingsweſen auf Deutichland beichränft, fchien es dem Schreiber dieſer 
Filen daher angezeigt, der Betrachtung der deutſchen Berhältnifie eine kurze 
betrachtung der engliſchen vorberzufciden. Denn durch gleichzeitige Betrach⸗ 
tung der englifchen und deutſchen Verhältniſſe werden die letzteren erft in's 
echte Licht gejegt. Die Uebereinftimmung der Entwidlung der Mipftände in 
beiden Ländern zeigt, daß wir es bier keineswegs mit etwas Zufälligem zu 
thun haben; das ſpontane Hervortreten berfelben Gegenmittel in beiden Yän- 
dern beutet "auf eine innere Berechtigung derfelben, und die viel ältere Ent- 
widlung Englands, wo zuerft die Lehren, welche für Beleitigung der alten 
Gemerbeverfafiung wirkten, —— wurden und zur Geltung gelangten, 
geſtattet eine viel ſicherere Beurtheilung dieſer Lehren, cbenſo wie fie der Kritik 
kr genannten Gegenmittel feite Anhaltspunkte bietet. 


I. Die Lehrlingsverhältnilfe in England. 


Durch den Act 5. Elizabeth c. 4 vom Jahre 1562, das k . Zehrlings- 
geſetz (Statute of Apprenticeship), wurden in En (and, — efeben von 
dem, was das Geſetz bezüglih der Ländlichen Arbeiter Geftimmte — die 
Beffimmungen der engliſchen Zunfte über das Lehrlingsweſen codificirt, und, 
wie Adam Smith ſchon gefagt hat, „maß bisher die Ordnung vieler Bünfte 
geweſen, wurde in England das allgemeine und öffentliche Recht aller in 
MWarktftäbten betriebenen Gewerbe”. Auf die an anderen Orten betriebenen 
und nad 1562 aufgefommenen Gewerbe wurden diefe Beſtimmungen durch 
die Gewohnheit ausgedehnt, und gelangten ſonach auch bier thatſãchich zur 

Schriften X. — Ueber Lebrlingsiveien. 
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Geltung, wenn ſie auch bier des gefeglichen Schuges entbehrten. Nach sectio 31 
dieſes Geſetzes follte Niemand ein Gewerbe betreiben, der nicht eine fieben- 
jährige Lehrzeit in demfelben durchgemacht. “Die Lehrzeit follte nach sectio 36 
niht nah dem 21. Jahre beginnen und nad sectio 26 nicht vor dem 
24. Yahre aufhören. Jeder Hausbälter, der eine fiebenjährige Lehrzeit durch⸗ 
gemacht und das 24. Jahr vollendet hatte, durfte wieder Lehrlinge annehmen. 
Auf drei Lehrlinge follte er jedoch gemäß sectio 33 einen Arbeiter, (Gefellen) 
Halten und für jeven Lehrling über Drei wieder einen Arbeiter. 

Durch diefe Beftinmungen des Lehrlingsgefeges fühlte fich Die moderne 
Großinduftrie, als fie fih zu entwideln anfing, beſonders in zweifacher Weife 
gehemmt. Das Erfordemiß der zurüdgelegten Lehrzeit zum ſelbſtſtändigen 
Gewerbebetrieb war denen eine umbequeme Schranke, welche, im Befiß von 
Bermögen, ein Gewerbe betreiben wollten, nit jo ſehr um ihre eigene 
Arbeitöfraft nugbar zu maden, al3 um ihre Gapitalien gewinnbringend 
anzulegen. Ferner fanden diejenigen, weldye in dem Gewerbebetrieb nur eine 
Capitalanlage fahen, durch die Beitimmungen über die Lehrzeit und durch die 
Beſchränkung der Lehrlingszahl den Arbeitsmarkt beſchränkt und vertheuert 
und demgemäß den Gewinn und die Ausdehnung ihres Geſchäftes beeinträchtigt. 
Dem centiprechend treffen wir mit dem Beginn des 18. Jahrhunderts bie 
erwachende Großinduftrie in einem Kampfe mit den Beitimmungen des Lehr: 
lingsgeſetzes, welcher theils vor den Gerichten, theil® vor den Parlamente, 
theils mit Urbeitercoalitionen, die zur Aufrechterhaltung der überflommenen 
Lehrlings-Beftimmungen entflanden, geführt wurde. 

Einen mächtigen Bundeögenofien in diefem Kampfe erhielt die Grof- 
induftrie in Adam Smith, welcher das Lehrlingsgeſetz gleichfalls, wenn auch 
von anderem Standpunfte, befämpfte. „Wie das Eigenthum,“ fchrieb er 
(Wealth of Nations 1I. 10 part. 2), „das em Jeder an feiner eigenen 
Arbeit hat, die urfprünglihe Duelle jeglichen Eigenthums iſt, fo iſt es auch 
das heiligfte und unverletzlichſte. Das Vermögen des Armen liegt in ber 
Stärke und Gejchielichkeit feiner Hände. Ihn zu bindern, diefe, in welcher 
Weiſe ihm gutbünft, ohne Benadtheiligung feines Nächften zu gebrauden, 
ift eine offene Berlegung dieſes heiligften Eigenthums. Es iſt ein offenbarır 
Eingriff in die berechtigte Freiheit ſowohl des Arbeiters, als auch Jener. 
die geneigt fein mögen, ihn zu beicäftigen. Wie e8 den Einen verhindert, 
das zu arbeiten, was ihm für gut dünkt, fo verhindert es die Andern, die 
zu beichäftigen, die fie für geeignet Halten. Die Beurtbeilung, ob Jemand 
zu einer Arbeit ſich eignet, Tann doch ohne Zweifel dem Gutdünken des 
Arbeitgeberd überlaffen werden, deſſen Intereſſe es fo ſtark angeht. Die 
affectirte Beſorgniß des Gejetgebers, die Arbeitgeber möchten eine ungerignete 
Perſon beicäftigen, ift offenbar ebenjo unverfchämt wie bedrückend.“ Unt 
nach diefem allgemeinen, principiellen Angriff gegen das Lehrlingsgeſetz bemerkt 
A. Smith im Einzelnen gegen daſſelbe: 

1) Lange Lehrzeit ſchütze nicht gegen ſchlechte Waare, denn Schlechtigkeit 
der Waare habe mehr ihre Urfache in Betrug als in Ungeſchicklichkeit; gegeu 
Betrug aber könne die längfte Lehrzeit feine Sicherheit geben. 
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2) Webrigens Habe lange Lehrzeit keineswegs die Wirkung, junge Leute 
zum Fleiße zu erziehen. Ein gegen Stüdlohn beichäftigter Arbeiter ſei fleißig, 
da er von feinem Fleiße Bortheil babe; der ohne Lohn arbeitende Lehrling 
dagegen fer träge, Da er keinerlei unmittelbaren Anlaß habe, anders zu fein. 

3) Ueberhaupt ſei lange Lehrzeit völlig unnöthig, da die Technik des 
Gewerbes in wenigen Wochen, vieleicht in wenigen Zagen erlernt werden 
fümme, dig nöthige Uebung und Fertigfeit aber werde ein junger Mann, der 
entiprehend der von ibm mohlgeleifteten Arbeit bezahlt werde und Das durch 
Ungeſchicklichkeit oder Unerfahrenheit Verdorbene erjegen müſſe, viel raſcher 
erlangen als ein Lehrling, der kein Intereſſe habe, fleißig zu ſein. 

4) Auch ˖ verhindere das Erforderniß, daß Jeder, der ein Gewerbe 
betreiben wolle, eine fiebenjährige Lehrzeit in demfelben durchgemacht haben 
mülle, daß Arbeiter von einem zurüdgehenben zu einen blübenderen Gewerbe 
übergingen und verweile deshalb die Arbeiter zurüdgehender Gewerbe auf die 
Armenunterſtũtzung. 

Deshalb ſolle das Erforderniß der ſiebenjährigen Lehrzeit abgeſchafft 
werden. Die Heranbildung junger Leute zu den Gewerben würde dann im 
Allgemeinen wirkſamer und ſtets weniger langweilig und koſiſpielig ftattfinden. 
Tie Meifter allerdingd würden verlieren, indem fie dann fieben Jahre lang 
den Lehrlingen den Lohn zahlen müßten, den fie jest ſparten. Schließlich 
werde Der Lehrling vielleicht auch verlieren; denn wenn bie Erlernung des 
Gewerbes weniger Toftfpielig geworben, werde er al8 außgelernter Arbeiter 
mehr Soncurrenten haben und jein Lohn würde geringer fein. Allein das 
Publikum wiirde gewinnen, indem nun alle Gewerböarbeit billiger zu Markt 
kommen würde. 

Dies Die Angriffe Adam Smith's gegen die Lehrzeit; da er danach mit 
dem ganzen Lehrlingsfuften aufräumen wollte, bedurfte e8 feines befonderen 
Angriffs gegen die in ber 33. Section des Lehrlingsgeſetzes enthaltene Bes 
ihränfung der Lehrlingäzahl, wenn man nicht etwa annehmen will, er habe 
bei feiner oben angeführten Ausführung über die Heiligleit des Eigenthums, 
das Jeder an feiner Arbeit hat, an diefe Beichränfung beſonders gedadıt. 

Im Jahre 1776, alfo zu einer Zeit, da der erwachende Großbetrieb 
den Kampf gegen das Lehrlingägefe, Das ihn hemmte, zwar Längft begonnen 1), 
da die Erfindungen von Hargreaves, Arkwright und Watt den ganzen Ge— 
merbbetrieb jedoch noch nicht rerolutionirt hatten und die alte gewerbliche 
Ocdnung noch vorberrihenn war, hatte Adam Smich diefen Angriff auf Das 
tehrlingögeleg zum erften Male veröffentlicht. Schon aus dieſer Erwägung 
der Zeit, in der A. Smith fchrieb, gebt hervor, daß derjelbe die Lehrlings- 
verhältnifie, wie fie fich nach) Beſeitigung der von ihm angefochtenen gewerb- 
(chen Ordnung und unter dem präbominirenden Einfluß des Großbetriebes 
entwidelten, nicht kannte, daß er bei Abfaffung feiner Schrift nur das da⸗ 
malige verfommene Kleingemerbe vor Augen hatte. Noch mehr aber zeigen 
dies feine Argumente. Obwohl zu feiner Zeit, wie die Parlamentsjournale 
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des 18. Jahrh. zeigen, in einzelnen dem Großbetriebe frühzeitig zuftrebenden 
Gewerben die Unternehmer bereit3 in einem Kampfe gegen das Lehrlingsgeſetz 
begriffen waren, finden wir in dem ganzen Werke A. Smith's feine Stelle, 
aus der bervorginge, daß er davon Kenntni genommen; nirgend® ein den 
Interefien des Großbetrieb8 entlehnte8 Argument gegen das Lehrlingsgeſetz, 
obwohl folche Argırmente an ſich jo naheliegend und für jene Zeit ökonomisch 
fo emleuchtend waren. U. Smith kennt nur Meiſter des Klagewerbes 
die, pochend auf eine veraltete gewerbliche Ordnung, ihre Rechte zum Nach— 


theile des unbemittelten Arbeiter und des Publikums mißbrauchen. Nicht 


im Intereffe, der neu entftehenden Großinduftriellen bekämpft er die alte 
gewerbliche Ordnung, fondern weil dieſelbe durch Erſchwerung der Nieder: 
laffung und des Gewerbbetriebes das „Vermögen der Armen: das heiligſte 
und unverleglichfte Eigentbum, das ein Jeder an feiner eigenen Arbeit hat”, 
beeinträdhtigte und die dadurch bewirkte Beſchränkung der Concurrenz dem 
Publitum die Waare vertheuerte. Es ift dies wohl im Auge zu behalten, 
weil gegen eine reformirte Ordnung der Lehrlingsverhältnifle bei grof- 
induftriellen Verhältniſſen Häufig noch U. Smith's aus ganz anderen Gefichts- 
punften und Auftänden gejchöpfte Argumente in's Feld geführt werben. 

Müffen wir demnad bei Prüfung der Argumente A. Smith's fefthalten, 
daß er diejelben im Intereſſe der vermögenslofen Arbeiter und der Eonfumenten 
gegen den engherzigen Geift der damaligen Fleincapitaliftifhen Meiſter richtete, 
jo müffen wir uns, um diefe Argumente zu verftehen, ferner gewiſſer philo⸗ 
fophifcher Anſchauungen erinnern, denen A. Emitht) ebenfo mie die meiften 
feiner Zeitgenofien huldigte. Es ift Died Die Lehre, daß alle Menfchen von 
Geburt völlig gleich feien, und daß fpätere Unterfchieve, welche die Menſchen 
zeigen, lediglich die Folge der Erziehung und der bejonderen Umftände feien, 
unter denen fie aufgewachſen. Ber Annahme diefer beiden Sätze läßt ſich 
die oben unter 3 angeführte Anfhauung Adam Smith's, daß eine Lehrzeit 
überflüffig, ia verberblih fer, völlig begreifen. Denn daß ausgezeichnete 
Menſchen auch ohne Lehrzeit ein Gewerbe erlernen und vorwärts kommen 
fünnen, ift unbeftreitbar. Sind aber alle Menſchen gleich, fo gilt die nicht 
blos für beſonders Ausgezeichnete, ſondern für Alle. 

Tinden ſich num auch bei einzelnen neueren Bhilofophen, 3. B. bei 
3. St. Mi in feiner Selbftbiographie, noch Spuren der Lehre des 
18. Jahrh. von der natürlichen Gleichheit der Menſchen, fo würden in 
unferem Zeitalter der Darmin’fhen Anſchauungen die Meiften e8 doch als 
Verſchwendung von Raum und Seit betrachten, wollte man heute noch Bei 
Widerlegung diefer Lehre verweilen. Die Menfchen, dies wird heute ziemlich 
allgemein anerkannt, find von Geburt nicht gleich. Die große Maffe gehört, 
wie Thon das Wort „die Außgezeichneten” fagt, nicht zu den Lesteren, 
fondern bildet den Mittelſchlag. Sich ſelbſt überlaffen und ohne Erziehung 
würde fie, flatt die größtmögliche Vollkommenheit zu erreichen, auch nie nur 
zu mittelmäßiger Tüchtigfeit gelangen. Iſt e8 aber unzweifelhaft verrammungs- 


1) Wealth of Nations B. I. ch. 2. Bgl. auch Knies polit. Oelon. ©. 175 fi. 
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märdig, den Ausgezeichneten durch Fünftlihe Einrichtungen Hemmniſſe in ihrer 
Entwidlung zu bereiten, jo wäre es doch zum Mindeften ebenfo Unrecht und 
von viel ſchlimmeren Yolgen für das Gemeinwohl begleitet, wollte man die 
große Maſſe des Volks nicht durch beſondere Einrichtungen zu der größten 
ihr möglichen Tüchtigkeit bringen. Ohne weitere Anleitung, ficy felbft über- 
loifen, würde fie verfommen. Sie bedarf notywendig der befonderen Erzie⸗ 
bung zu den verfchiedenen Gewerben, und der fchnellfte und ölonomifchfte Weg, 
um irgend Etwas zu lernen, ıft für jie die Annahme eines Lehrers, ver 
direct und ſyſtematiſch das zu Lernende lehrt . 

Damit ergiebt fi aber für die große Maſſe das Lebrlingsverhältnig 
von jelbft. Denn begiebt ſich ein Junge, um ein Gewerbe zu erlernen, zu 
eınem Lehrer, jo muß dieſer Lehrer remunerirt werden. Welches Cntgelt 
aber kann ein armer Junge, der Sohn armer Eltern, ibm anbieten? Cr 
bat kein Geld; wohl aber Hofft er eined Tages, wenn er fein Gewerbe 
erlernt Bat, Gelb zu verdienen. Er verpfändet daher feinem Lehrer oder 
melmehr beim Großbetriebe dem Unternehmer, der ihn einem Arbeiter zum 
Unterricht zumeift, feine zufünftigen Arbeitsjahre in einem Lehrdertrage. In 
dielem Bertrage verpflichtet fich der Unternehmer, einen Jungen zu lehren, 
und ald Entgelt verpflichtet fi der Junge, für eine gewiſſe Zeit für den 
Unternehmer zu arbeiten. Nun ift e8 allerdings thöricht, wenn dieſer Zeit: 
vom, wie Died nach dem alten englifchen Lehrlingsgejfeg der Hall war, für 
ole Gewerbe gleih iſt. Es muß im den verfchtebenen Gewerben im Ber: 
bilmig zu dem Grade, in dem Gejchidlichkeit nöthig, natitrlich verſchieden 
kin. In allen Gewerben aber läßt fich diefer Zeitraum in zwei Perioden 
anheilen: in bie erfte, in welcher der Unternehmer umfonft lehrt, veir. lehren 
läßt; fie endet gerade an dem Punkte, au dem die Arbeit des Lehrlinge 

werden beginnt; und in Die zweite, in welcher der num fchon 
vorgeſchrittene Lehrling umfonft arbeitet; fie endet naturgemäß, wenn bem 
Unternehmer ein Aequivalent für die auf die Pehre verwendete Mühe oder 
Cumme Geldes durch Arbeit gegeben if. Diefe Periode wird aber noch 
eiwas länger dauern müſſen, jo lange nämlich, bis die Arbeit des Lehrlinge 
dem Unternehmer auch den von demſelben während der Lehrzeit empfangenen 
Lohn erfegt Hat. Der Unternehmer bezahlt nämlich zweckmäßig feinem Lehre 
Ing während der Lehrzeit auch Lohn, um ihm den Antrieb zu geben, fleißig 
zu ſein. Anfänglich ift diefer Lohn rein nominell; aber er wächſt allmählid); 
bis er am Schluffe der Lehrzeit die Hälfte oder zwei Drittel des Lohnes 
eines außgelernten Arbeiter8 erreicht. Hiedurch wird auch der oben unter 2 
angeführte Einwand A. Smith's gegen das Lehrlingsinften, daR es junge 
Yeute nicht zum Fleiße erziehe, beſeitigt. 

Dieſe Erwägungen führen aber auch zur Verwerfung des oben unter 4 
angeführten Argumentes A. Smith's gegen das Lehrlingsſyſtem, daß es 
nämlich den Uebergang der Arbeiter von zurückgehenden zu blühenden Gewerben 
Binder. Deun, iſt die Zurücklegung einer Lehrzeit für die große Maſſe 
nothwendig, damit fie ein Gewerbe erlerne, fo Liegt, — fobald nur Borjorge 
getroffen iſt, daß Ausgezeichnete, melde ohne Zurüdlegung einer Lehrzeit, 
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ein Gewerbe erlernt haben, von deſſen Betrieb micht ausgeichloffen find, — 
das Hinderniß folchen Uebergangs nicht jo fehr in der Nothwendigkeit, eine 
Lehrzeit zurücklegen zu müſſen, als in der mangelnden Fertigkeit in dem 
blübenderen Gewerbe zu fuchen. 

Iſt endlich für die große Maſſe der Menſchen die Zurücklegung einer 
Lehrzeit nothwendig, damit fie ein Gewerbe erlerne, fo ift das Lehrlingsfyſtem 
auch im Ünterefle des Publikums. Den oben unter 1 angeführten Einwand 
A. Smith's, daß die Schlechtigkeit der Waare ihre Urſache mehr in Betrug 
als in Ungeichicklichteit babe, dürfte heute Niemand mehr gelten Iaffen. Und 
wenn Die gute Waare, die das Publikum verlangt, nur durd das Lebrlings- 
Äuften zu erreichen ıft, jo kann es fein Einwand gegen dieſes fein, daß es 
den Preis der Waare vertheuere. 

Eine Reform des Lehrlingsfuftems, nicht eine Befeitigung deſſelben, wie 
A. Smith fie befürwortete, wäre alfo zu feiner Zeit am Plate geweſen. 
Dabei bleibt e8 allerdings fraglih, ob der Staat die Zurüdlegung einer 
Lehrzeit zum geſetzlichen Erfordemiß des Gewerbebetriebes machen jolle. Dieje 
Trage wird für verichtedene Zeiten und Länder verfchieden beantwortet werden 
müffen. Wie fie in England beantwortet wurde, wird bie folgende Dar- 
ftellung der englifchen Entwidlung zeigen. 

Ber völliger Theilnahmloſigkeit aller Nichtintereffenten wurde auf Antrieb 
der neu emporgekommenen und emporlommenden Großinduftriellen am 18. Juli 
1814 dur) den Act 50 George III. c. 96 das Lehrlingsgefe der Eliſabeth 
abgeſchafft ). Doch damit war das Lehrlingsfuftem nur feines gefeglichen 
Schutzes beraubt, nicht wirflih beſeitigt. Denn an die Stelle des Yehrlings- 
geſetzes traten die Coalitionen der durch feine Abſchaffung in ihren Intereflen 
bedrohten Arbeiter, und die oben angeführten Lehrlingsbeftunmungen des 
Etatuts der Elifabeth wurden, modificirt, Durch die englifhen Gewerfoereine 
bi8 zum heutigen Zage aufrecht erhalten. 

Statt daß nämlich, wie Adam Smith 40 Jahre früher erwartet hatte, 
die „Armen“ durch Beſeitigung des Lehrlingsgeſetzes die freie Verfligung 
über das „beiligfte und unverletzlichſte Eigenthum”, ihre Arbeit, erhielten, 
wurde durch dieſe Befeitigung ihre Fähigkeit, von ihrem „Vermögen“, mie 
A. Smith die „Stärte umd Gefchidlichkett ihrer Hände” nennt, zu leben, 
äußerft bedroht. A. Smith hatte nämlich erwartet, daß mit Beſeitigung der 
Beftimmung des Pehrlingsgefeges, dag Niemand ein Gewerbe felbflänpig 
betreiben folle, der nicht eine fiebenjährige Lehrzeit durchgemacht, eine vermehrte 
Niederlaffung felbftändiger Gewerbtreibender erfolgen würde, und da er nur 
kleingewerbliche Verhältniſſe vor Augen hatte, begreift ſich dieſe Ermartung. 
Allein eine größere Schranke der felbftändigen Nieverlaffung, als die verhält- 
nißmäßig geringen durch die Yehrzeit bedingten Erziehungskoften waren, erwuchs 
nit der Entftefung des Großbetrieb8 in dem Erforderniß eines beträchtlichen 
Gemerbcapitald. Statt daß die Zahl der felbftändigen Gewerbtreibenden 
nach Beſeitigung des Lehrlingögefeßes fi wermehrt hätte, nahm biefe Zahl 
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ab und zwar nicht ohne daß jene Beleitigung dazu mitgewirkt hätte: denn 
durch fie wurden alle geſetzlichen Schranten, welche der unbedingten Entfaltung 
der Kräfte des großen Capitals entgegenftanden, befeitigt, und das entfeflelte 
große Capital erbrüdte feine Fleineren Concurrenten. Eine Menge fleiner 
Meiſter wurde in die Lage von Arbeitern berabgedrüdt und Andre, Die 
eben Meifter geworden wären, blieben nun ihr Lebenlang unfelbfländige 
Arbeiter. 

Wie geftalteten fi bei ſolchen Berändermgen nun die Verhältniſſe der 
Schrlinge? Diefelben verfchwanven keineswegs überhaupt, wie A. Emith 
erwartet hatte. In allen’ Gemwerben, deren Betrieb noch gewiſſe Kenntnifle 
und Fertigkeiten vorausſetzte, wurden nach wie vor Lehrverträge abgeichloffen. 
Aber abgefehen von der immer mehr zuſammenſchrumpfenden Zahl der im 
Heinen Mafftab betriebenen Gewerbe, in Denen nach wie vor der Unterneh- 
mer, mit dem der Lehrvertrag abgeichloffen wurde, auch ber Lehrende war, 
war nun der Geſchäftsherr nicht mehr der Lehrmeifter. In allen im großen 
Mapftab betriebenen Gewerben wurden die Yehrverträge entweder mit einem 
Arbeiter abgeſchloſſen, der fich verpflichtete, einen Jungen zu lehren, — aller- 
dings der jeltenere Fall, — oder ald Regel wurde der Lehrvertrag mit den 
Unternehmer zwar abgeſchloſſen, viefer aber lehrte den Jungen nicht felbft, 
iendern ũberwies ihn an einen Arbeiter, der ihn gegen eine Remuneration oder 
ehue folde zu lehren übernahm. Bei allen Lehrverträgen, ſowohl bei denen 
mit lleinen Meiftern, als audy bei denen mit größeren Unternehmern, kam 
es immer mehr außer Gebrauch, jo wie unter dem -frühern Gefeße eine Urkunde 
'indenture) Über den Abichluß des Lehrvertrages aufzımehinen. Der Bor: 
tbeil eines urkundlichen Lehrvertrages war aber der, daß die beiberfeitigen 
Verpflichtungen von Unternehmer und Lehrling dadurch fo firtrt wurden, daß 
fie gerichtlidy einneflagt werden Tonnten. Der Unternehmer war verpflichtet, 
zu lehren reſp. lehren zu laſſen, der Junge zu arbeiten, jeder unter Straf: 
androhung. Der Unternehmer war alſo ſeines Entgeldes ficher; in wenigen 
Jahren batte er dem Jungen das Gewerbe gelehrt, und für den Reſt der 
Lehrzeit erhielt er von ihm die Arbeit eines Gefellen für den Lohn eines 
Lehrlinge. Es lohnte ven Unternehmer daher, zu lehren und lehren zu Laflen, 
und alsdann war auch Außficht, daß der Zunge das Gewerbe erlernte. 

Nachdem mit Befeitigung des Lehrlingsgeſetzes die gefetzliche Verpflichtung 
zum Abſchluß urfundlicer Lehrwerträge weggefallen, wurben folde Verträge 
immer feltener abgeſchloſſen. Wo aber ſolche Verträge fehlen, find meift 
Berhältniffe der ſchlimmſten Art die Folgen dieſes Mangels 1). Es befteht 
alsdann keinerlei rechtliches Band zwifchen Unternehmer und Yehrling. Der 
Unternehmer kann nach Belieben den Jungen entlaflen, der Junge Das Ber- 
haltniß auffündigen. ‘Der Unternehmer bat feine rechtögültige Verpflichtung 
zu lehren, reſp. lehren zu laſſen, der Lehrling Teine, zu arbeiten. Und eben 
wegen des letzteren Mangels ift es nicht wahriceinlich, daß Der Unternehmer 
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Social. Seienee Transactions 1862, p. 726. 
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auch nur verſuchen werde, zu unterrichten, da er nichtS dabei gewinnt: benn 
fobald der Junge etwas zu Können vermeint, eilt er fort, um einen andern 
Arbeitgeber und höheren Lohn aufzufuchen. Aber die Sade tft die, daß 
Jungen, mit denen fein Lehrvertrag eingegangen wird, gar nicht als Lehr⸗ 
linge angenommen werben, um ihnen das Gewerbe zu lehren. Ihre Arbeit- 
geber gehören zu jenen Unternehmern, welde, obne feften Fuß im Gewerbe, 
diefen zu erlangen ſuchen, indem fie ihre Nachbarn durch Lieferung ſchlechterer 
Waare zu geringerem Preife und Berwendung der fchlechteren und billigeren 
Arbeit der Lehrlinge unterbieten. Im beliebiger Anzahl nehmen fie Lehrlinge 
an, entlaffen fie bei sitgebenber Conjunctur, um fie bet Wieverbelebung Des 
Gewerbes durch friſche Mengen zu erjegen. ‘Der Lehrling findet daher bald, 
daß er nicht angenommen wurde, um gelehrt, fondern um ausgenutzt zu 
werben; Daß ber Zwedck feines Arbeitgeber8 nicht der ıft, ihn in's Gewerbe 
einzuführen, jondern foviel Vortheil wie möglich aus ihm zu ziehen. Er 
muß gewöhnliche Arbeit verrichten und lernt die feinere Arbeit nie Termen. 
Er wird frühzeitig gegen Stüdlohn beſchäftigt und erlernt deshalb fein 
Gewerbe nie ganz, da er dadurch veranlagt wird, nur gewiſſe einzelne Fertig: 
feiten im Gewerbe zu erlangen. 

Beligt dann ein Lehrling eine Uebung von zwei ober drei Jahren, fo 
wird der Junge durch feine bei Stüdlöhnung verhältnigmäßig hohe Einnahme 
oft übermüthig und es ergreift ihn die Luft nach Veränderung. Bewirbt er 
ſich alsddann um eine andere Stelle, fo ift er durch die Ausſicht auf höheren 
Lohn zu der Angabe verfucht, er babe eine Längere Lehrzeit durchgemacht, 
als wirklich der Fall iſt. Beweiſende Papiere führt er nicht bei fih, und 
jo wird er Betrliger, und für's Erſte wenigftend jehr oft mit Erfolg. Oft 
aber bieten ſolche Lehrlinge auch fofort ihre Arbeit zu geringerem Lohne aus 
al3 die auögelernten Arbeiter, und, da fie als außgelernt gelten, wird dann 
ihr Angebot zu geringerem Lohne den Unternehmern ein Mittel, um eine 
Lohnreduction auch der auögelernten Arbeiter zu verfuchen. 

Sehr Häufig aber ift e8 nicht Uebermuth allein, der den Lehrling vor Ablauf 
feiner Lehrzeit zum Berlaflen feines Lehrherrn bewegt). Es giebt nämlich 
in jedem Gewerbe, insbefondere aber, wie es ſcheint, im Buchorudergemerbe, 
Arbeitgeber, welche fih nie damit befaflen, Jungen als Lehrlinge anzunehmen, 
ſondern dies den größeren Unternehmern überlajfen. Haben dieje einen Jungen 
in die nothdürftigſte Kenntniß des Gewerbes eingeführt und bat fich ber 
Junge einigermaßen Uebung im Nothwendigften erworben, fo veranlajien 
ſolche Arbeitgeber denfelben, durch das Gebot eines nur wenig höheren Lohnes 
jeinen urfprünglichen Herrn zu verlaffen. Die Arbeit folder in den Iekten 
Jahren ihrer Lehrzeit befindlichen Jungen iſt den Heinen Unternehmern für 
die gewöhnlichen Arbeiten, die fie allein berftellen laſſen, ebenſoviel werth, 
wie die Arbeit gelernter Arbeiter, und der geringere Lohn, den fie Dafür 
zahlen, fett fie in Stand, mit den größeren Häufern zu concurriren. Iſt 


2) Bgl. A plea for short apprenticeships, by James Wilkie, printer. 
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die Lehrzeit diefer Jungen vorbei und verlangen fie nun benfelben Lohn, wie 
die ausgelernten Arbeiter, fo werden fie entlaſſen. Da fie nır Stümper im 
Gewerbe find, wird ihnen dieſer höhere Lohn auch von keinem Andern gezahlt, 
bis fie ihre Arbeit zu geringerem Lohne anbieten und dadurch, wie ſchon 
gejagt, den Unternehmern ein Mittel an die Sand geben, eine Lohnreduction 
auch der ausgelernten Arbeiter zu verſuchen. 

Selbft wenn die Lehrlinge aber die ganze Lehrzeit bei Dem Unternehmer, 
der fie in Die Lehre genommen, ausharren, wird ihr enbliches Schidfal nicht 
ſelten das gefchilverte fein. Da fie ihre ganze Lehrzeit hindurch gegen Stück⸗ 
lohn nur gewöhnliche Arbeit verrichteten, ohne das ganze Gewerbe zu erlernen, 
werben fie nach überflandener Lehrzeit oft jofort entlaflen, und ihre mangel- 
bafte Ausbildung bringt ihrer weiteren Beichäftigung die geſchilderten 
Schwierigkeiten. 

Die in dem Gefagten fchon angedeuteten Folgen dieſes Syſtems werden 
von einem Engländer folgendermaßen geſchildert 1): 

Das Gewerbe wird im Folge deſſelben angefüllt mit Arbeitern, die 
„Männer find der Größe, aber nicht der Kemtniß nah”; mit Männern, 
die nicht3 gelernt Haben und nichts mehr lernen werben, benn die Jugend, 
und im Allgemeinen die Jugend allein, ift die Zeit des Lernens; mit Män⸗ 
nern, welche ihre Arbeit verabfcheuen, wie fchlechte Arbeiter Died immer tbun, 
die mit fich ſelbſt und mit ihren Arbeitgebern ſtets unzufrieden find, deren 
Arbeit nicht tüchtig und die deshalb den Lohn eines tüchtigen Arbeiterd nicht 
werth find; mit Männern, die ihren Mitmenfchen zur Laft werben. Das 
publikum gewöhnt ſich an billige Waare und giebt fi) allmählich mit Gerin- 
gerem zufrieben; die beiten Arbeiter ſehen, daß die Nachfrage nad guter 
Arbeit abnimmt und erleben, daß ihr Lohn auf das Niveau der chlechteften 
herabſinkt. Die Arbeit wird ſchlechter; Die beften Unternehmer werden vom 
Markte vertrieben; das ganze Gewerbe verfällt. 

Dies die Folge der Beſeitigung bes Lehrlingsgeſetzes, was die Heran⸗ 
bildung von jungen Leuten zu den ben angeht. Die Nachtbeile, welche, 
wie das Vorſtehende zeigt, auch den wirflich ausgelernten Arbeitern aus dieſen 
Verhältnifien erwachſen, haben dazu geführt, daß bie Organifationen dieſer 
Arbeiter, die Gewerkvereine, die Tüchtigfeit im Gewerbe zur Aufnahme- 
bedingumng in den Verein gemacht Haben. Zum Nachweis dieſer Tüchtigkeit 
wird insbeſondere der Nachweis der richtig zurüdgelegten Lehrzeit, — deren 
Tauer in den verichievenen Gewerben verſchieden iſt, — verlangt und zu 
dem Zwecke der Abſchluß urkundlicher Lehrverträge als wünſchenswerth 
bezeichnet. Im Folge des Einfluſſes der Gewerkvereine wird denn auch heute, 
ſechzig Jahre nach Befeitigung des Lehrlingsgeſetzes, in England in allen 
Gewerben allgemein eine Lehrzeit zur Erlernung derjelben zurüdgelegt. 

Die andere Hauptfolge der DBeleitigung Des Lehrlingsgeſetzes wurde in 
dem Vorftehenden bereitS berührt. Nach dem Lehrlingsgeſetze follte die Zahl 
der Lehrlinge, die ein Unternehmer befchäftigte, nie in einem größeren als in 
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einem durch das Geſetz beftummten Berhältniffe ftehen In allen Gewerben, 
in benen dieſe gefeglihe Beſchränkung wegfiel, trat alsbald die That⸗ 
ſache hervor, daß nun nicht etwa mehr erwachſene Arbeiter wie früber 
beichäftigt wurden, fondern die ausgelernten Arbeiter, welche den vollen Lohn 
eines Arbeiter erhielten, wurden nun maſſenhaft entlaflen und durch ebenfo 
große Mengen von Lehrlingen, die nur Lehrlingslohn erhielten, erjett, welche 
ihrerfeit8 wiederum, „nachdem fie”, um Sheridan's Worte!) zu gebrauchen, 
„zum Ruine ihrer Geſundheit fieben Jahre der Erlernung eined Gewerbes 
gewidmet“, entlaffen und entweder auf Beſchäftigungen verwielen wurden, 
„für welche ihr körperlicher Zuſtand (eben in Folge der zurüdgelegten Lehrzeit) 
fie gänzlich ungeeignet machte”, oder „jeglicher Beichäftigung beraubt auf bie 
Geſellſchaft losgelaſſen wurden, der Milvthätigfeit zur Yaft oder zur Gefahr 
des Eigenthums ihrer Nachbarſchaft“. Diefer Mißbrauch der Freiheit feitene 
der Arbeitgeber bat vielleicht mehr wie alle anderen ähnlihen Mißbräuche 
derfelben zu Coalitionen der englischen Arbeiter geführt, und in allen Ge— 
werben — außer in den fo jehr im ortichreiten begriffenen, daß fie die über- 
ſchüſſige Arbeit aller anderen Gewerbe zu abforbiren im Stande find, — machen 
ed die englischen Gemerfvereine 2) ihren Dritglievern zur Pflicht, in Seiner 
Werkflätte zu arbeiten, im ber die Zahl der Lehrlinge in einem größeren 
als einem beftimmten Verhältniſſe zur Zahl der auögelernten Arbeiter ſteht. 
Bei den angeführten thatfächlihen Verhältnifſen empfinden die Arbeiter N. 
Emith’8 gegen das Lehrlingsſyſtem gerichtete Berufung an das heiligfte und 
unverleglichfte Eigenthum eine® Jeden an der Stärke und Gejchidlichkeit feiner 
Hände als bittere Ironie. Statt zu einem Eingriffe in dieſes Eigenthum 
ift ihnen die herkömmliche Lehrlingsbeſchränkung vielmehr zu deſſen Bollmert 
geworden gegenüber den Mißbrauch der Uebermadt. Wuch findet man die 
Klagen über diefe Beſchränkung und die Berufung auf jene natürlichen Men- 
fchenrechte nicht bei etwa durch die Beſchränkung beeinträdtigten Arbeitern, 
fondern bei Arbeitgebern, welche von dem Standpunkte -ihred fpeciellen Er- 
werbs und Geſchäfts die Befeitigung jeglicher Schranken verlangen, welde, 
wenn auch dem Gemeinmefen zum Segen, doch ihrer ungezügelten Gewinn⸗ 
ſucht zum Schaden gereichen 9). 

Gegen die bezeichnete Politit der Gewerkoereine iſt nun der Schrei 
erhoben worden, die Gemerfvereine ftörten Damit die Arbeitgeber in der freien 
Berfügung über ihr Eigenthum und Hinderten fie in der Ausübung ihres 
Rechtes, die ihren nutzbringendſten Arbeitskräfte zu verwenden. Allein bie 
Gewertvereine erfennen dieſe Berechtigung der Arbeitgeber im Princip völlig 
an. Nur ermwidern fie ihnen: „Wir find dagegen, wie Ihr Euer Recht 
fuftematifch gebraucht, und ebenfo bereditigt wie Ihr, find wir, wenn Ihr 
eine größere Anzahl von jungen Burſchen beichäftigt, al8 wir für geeignet 
halten, Euch zu jagen, daß wir nicht für Euch arbeiten wollen.” Und obne 





1) Sal Brentano, Arbeitergilpen der Gegenwart, I. 116. — *) Brentano, 
Arbeitergilden, U. 159. — 9) Den vollen Belen für bie Richtigfeit dieſes Satzes 
fiehe: Brentane, Arbeitergilben der Gegenwart, II. 164 fi. 
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Zweifel find die Arbeiter juriſtiſch ebenſo berechtigt, nur unter beſtimmten 

i zu arbeiten, wie die Arbeitgeber, nur unter beſtimmten Bedin⸗ 
gungen fie zu beſchäftigen. 

Allen die Gewerkvereine behaupten auch die dtonomifche Berechtigung 
ihrer Politiik. „Wir find der Anficht‘‘, Tagen fiel), „daR, wenn in emem 
Gewerbe eine Stelle frei ift, der unbeichäftigte erwachſene Arbeiter, der bis 
in die Mitte feines Lebens für dieſes Gewerbe gearbeitet und Weib und Kind 
bat, welche für ihren Unterhalt auf ihn angewieſen find, einen Anfpruc auf 
dieſe Stelle habe, bevor neue Kräfte in das Gewerbe eingeführt werden. So 
lange e8 unbefchäftigte Arbeiter im einem Gewerbe giebt, jollte die Zahl ber 
ihm angehörigen Arbeiter nicht durch neue vermehrt werben, oder es würde 
ein größere® Angebot entitehen, als vie Nachfrage erheiichen würde Wir 
ſind beftrebt, durch Beſchränkung der Lehrlingszahl auf unferen Markte einen 
Ueberſchuß won Arbeit über die Nachfrage zu verhindern, und als Arbeiter, 
welche zu einem Gewerbe herangebildet wurden und eine Anzahl Jahre ferner 
Erlernung gewidmet haben, find wir in gewillem Maße zu einer Anpaffung 
des Angebots an die Nachfrage berechtigt.” 

Und in der That vom dlonomifhen Geſichtspunkte aus find die Arbeiter 
ebenfo wie die Berlünfer anderer Waaren als Arbeit zu einer Anpaflung 
des Angebot ihrer Waare an die Nachfrage nicht nur berechtigt, ſondern 
ſogar verpflichtet. Ein Unterfchied befteht indeß zwiſchen der Arbeit und 
anderen Gütern, ſowohl foldyen, welche der Subjtanz nad, als auch ſolchen, 
deren Nutzungen allein verfauft werden. Andre Güter werden nur zu dem 
Zwede producirt, um dem Producenten Nuten abzumerfen. Da ihre Ber: 
Bufer ihre Production demnach in ihrer Willfür haben, können fie auch das 
Angebot derfelben mehr oder minder genau nach der Nachfrage regeln. Sie 
fmd Deshalb auch für ein etwaiges zu großes Angebot verantwortlich, und 
bet zu großer Production trifft fie im Sinten des Preifes die verdiente Strafe 
ihrer verfehlten Speculation. — Die Arbeitötraft Dagegen, deren Nutzung 
verfanft wird, iſt identiſch mit dem Menſchen. Der Menſch aber ift Selbſt⸗ 
jned; er wird zu feinem Zwecke außerhalb ſich ſelbſt producirt; ja anders, 
wie bei dem Angebot von zu nugenden Gapitalien oder anderer Waaren 
außer Arbeit iſt terjenige, Der die zu nutzende Arbeitskraft anbietet, nicht 
deren Producent Ganz obne fein Zuthun kam er und fie mit ihm in die 
Belt, während die Selbfterhaltung ihn zwingt, fie auf ven Markt zu bringen. 
Die er aber nicht einmal Einfluß bat auf das eigene Angebot und dafür 
nicht verantwortlich ift, fo tft er e8 auch nicht für das ferner Eoncurrenten. 
Jeder von biefen fam, wie er felbft, ohne eignes Zuthun zur Welt und mit 
ihm feine Arbeitöfraft, und Leder wird wie er durd die Selbfterhaltung 
gerwungen, zu Markte zu kommen. Jeder von ihnen ift abfolut einflußlos 
auf die Zahl der gleichzeitig mit ihm vorhandenen Arbeitöträfte. Der 
Einfluß, den Jeder auf diefe Zahl üben kann, erſtreckt ſich nur auf den 
zufünftigen Markt. Aber jelbft für die Zukunft fann und wird das ver⸗ 


1) Brentano, Arbeitergifpen, II. 166. 
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nünftige Verhalten Einzelner in Bezug auf die Ehe durch das entgegengeſetzte 
Berhalten Anderer völlig paralyfirt werben. Da die nicht organifirten 
Arbeiter ſonach ablolut außer Stand find, die Summe der Arbeitskräfte der 
Nachfrage nad) Arbeit anzupaflen und für ein zu großes Angebot von Arbeit 
demnach unverantwortlich find, trifft fie das Sinken des Preiſes der Arbeit 
in Folge eines zu großen Angebotes als unverbientes Unglüd. Dasjenige 
aber, mas die Arbeitöverfäufer den Berläufern andrer Waaren als Arbeit 
aud in dieſer Beziehung gleichgeftellt hat, ift die Organifation berjelben in 
Gewerkvereinen. Durch fie erhalten Die Arbeiter die Fähigkeit, nicht nur 
duch Zurüdziehung ihrer Waare vom Markte in einem gegebenen Augen: 
blicke das Angebot der vorhandenen Nachfrage anzupafien, ſondern durch die 
Lehrlingsbeſchränkungen werden fie auch zu einer ſolchen Anpaſſung bes zu: 
fünftigen Angebot an die zukünftige Nachfrage befähigt, und zugleich 
werden durch dieſe Beichränfungen diejenigen, welche ſich vernünftig in Bezug 
auf die Ehe verhalten, gegen vie Folgen des entgegengelegten Teichtfinnigen 
Verhaltens Andrer geſchützt. 

Gerade vom Standpunkt der Nationalökonomie alſo, welche von allen 
Verläufern ohne Unterſchied ein Anpaſſen des Angebots ihrer Waare an die 
Nachfrage verlangt, iſt die erörterte Lehrlingspolitik der engliſchen Gewerl- 
vereine unter den zur Zeit gegebenen Verhältniſſen zu billigen. Dies tft ferner 
um fo mebr ber Fall, einmal, weil die Arbeiter felbft es find, welche die 
Lehrlinge in ihrem Gewerbe — und zwar meift ohne befondere Remuneration 
zu empfangen, — unterridten müſſen !), und es gewiß ſehr thöricht von 
ihnen wäre, ſich Concurrenten zu ſchaffen, die fie felbft vom Markte ver: 
drängten, und zweitens, weil die Gewerfoereine enorme Summen auf die 
Unterhaltung ihrer beicjäftigungslofen Mitglieder verivenden und Dadurdı die 
Armenlaft beträchtlich erleichtern. Da wir die brodlofen Mitglieder unſeres 
Gewerbes unterhalten, jagen fie, beanipruchen wir auch das Recht, die Zahl 
dev in pas Gewerbe eintretenden Arbeiter nad) der Nachfrage nach ihnen 
zu regeln. 

Endlidy müſſen die legten allenfallfigen Bedenken gegen Die in Frage 
ſtehende Beichränfung der Lehrlingszahl ſchwinden, da ſelbſt Arbeitgeber zu: 
geben ?), daß Diefelbe das Wachſen Des Angebotes im Verhältniß zur Nad- 
frage nicht gehindert Babe, und da auch ber Einwand, Daß Durch bervegte 
Beſchränkung Arbeiter, welche bejondere Anlagen gerade zu beftunmten Ge: 
werben hätten, von der Verfolgung ihres Berufes abgehalten werden Könnten, 
und daß man es einem Jeden felbit überlafjen könne, zu beurtbeilen, ob ein 
Gewerbe bereits zu fehr überfüllt fei, bei näherer Prüfung ſich als hinfällig 
zeigt. Wie nämlich bereitd J. ©. Hoffmann?) und G. Schmoller 4) aus: 
geführt haben, wird der bei Weiten größte Theil der Menſchen überhaupt 
gar nicht durch eine beftimmte Neigung oder durch eine verftändige Würdigung 


1) Bgl. Brentano, Arbeitergifden, IL 168. — *) Bgl. Brentano, Arbeitergifben, 
U. 167. — °”) 3. ©. Hoffmann, Befugniß zum @ewerbebetriche, 394. 400. — 
ı) &. Schmoller, Kleingewerbe, 344. 
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des möglichen Erfolges zu der Wahl derjenigen Beichäftigung geleitet, wodurch 
er lebenslãnglich fernen Unterhalt zu erwerben hofft. Diele Wahl trifft der 
Arbeiter nicht einmal felbft, fondern feine Eltern für ihn. Diefe aber 
beftummen ihren Sobn durchaus nicht immer mit klarer Erkenntniß fir einen 
der Berufe, im denen im Wugenblide die größte Nachfrage befteht. Die 
Saupträdficht, von der fie geleitet werden, ıft bie, daß der Zunge fo bald 
wie möglich etwas verdiene, ferner ihre größte Bequemlichkeit und ähnliche 
Motive. Die Eltern befördern alfo felbft die zu große Beſchäftigung von 
Unerwachſenen und das fortwährenne Wachlen der Anzahl unbeichäftigter, 
gelernter Arbeiter in einem Gewerbe. Defto nothwendiger, daß die erwachſenen 
Arbeiter die Eltern der Lehrlinge zur klarern Erkenntniß bringen und gegen 
die üblen Folgen des umwirthſchaftlichen Verhaltens derſelben ſich ſchützen. 

Das Berhalten der englifchen Gewerkvereine in der Lehrlingsfrage ericheint 
ſonach durch Die gegenwärtigen Verhältniffe völlig gerechtfertigt. Mit der 
Anerkennung dieſer relativen Berechtigung ſoll aber nicht im geringften gejagt 
fein, daß dieſe Löfung der Frage eine dauernd befriedigende oder auch nur zur 
Zeit eine idealen Anfprüden genügende ſei. Sie ift dies weder, was die 
Seranbildung der jungen Leute zum Gewerbe, noch auch, was bie Beichräntung 
der Lehrlingszahl angeht. Die Aenderungen, die in erfterer Beziehung nöthig 
nd, werben weiter unten beſprochen werden bei Erörterung der Reformen, 
de in Deutfchland, für welches daſſelbe gilt wie fur England, nothwendig 
ind. Was aber die Beſchränkung ber Lehrlingszahl in den einzelnen Ge⸗ 
werben betrifft, fo ift offenbar, daß die Regelung der Arbeiternerhältnifie 
durch die Gewerkvereine mit einfeitiger Berückſichtigung der Arbeiterinterefien 
ebenſo wenig befriedigen kann, wie der ihr vorhergehende Verſuch der Arbeit- 
geber, nach gefeglicher Beſeitigung des Lehrlingsſtatuts diefelben im einfeitigen 
Intereſſe der Arbeitgeber zu orbnen. 

Der aus dem Widerftreit der Imtereffen beider Parteien hervorgehende 
Kampf zwilchen Gewerkvereinen und Arbeitgebern brachte indeß — wenigſtens 
in einer Reihe von Gewerben bereit8 — die Arbeitgeber zur Anerkennung 
der Gleichberechtigung der Arbeiter bei Feſtſetzung der Berkaufsbeningung 
ihrer Waare mitzureden. Diefe Anerfennung führte zur Einfegung von 
Einigungsämtern, d. b. eine Anzahl von den Arbeitern eines Gewerbes 
gewählter Delegirter tritt mit einer gleichen Anzahl Delegirter der Arbeit 
geber periodifch zufammen, um fiir eine beftimmte kommende Periode ent= 
ſprechend den concreten gewerblichen Verhältniſſen ſämmtliche Arbeitsbedingun⸗ 
gen feſtzuſetzen. Zu dieſen Arbeitsbedingungen gehören auch die sehrlings- 
verhältniffe ). Die Einigungsämter treffen Beſtimmungen nit nur über 
die Lehrzeit, fondern auch über die Zahl ver Lehrlinge, bie ein Arbeitgeber 
beihäftigen fol. Kommt ein Fall vor, daß ein bereitS erwachſener Arbeiter 
von einem Gewerbe zu einem andern übergehen will, jo geftattet eine Ver⸗ 
handlung deffelben wor dem Einigungsamt die nothwendige Berückſichtigung 
der individuellen Verhältniſſe und beugt etwa daraus entftehenden Streitig- 





) Bgl. Brentano, Arbeitergilben, IT. 169. 279. 
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feiten zwilchen Arbeitern und Urbeitgebern vor. In Streitigkeiten wegen 
angeblicher Nichterfüllung des Arbeitövertrags dient das Einigungsamt als 
Schiedsgericht. 

Wo Einigungsämter beſtehen, hängt alſo die Regelung der Lehrlings⸗ 
verhältniffe nicht mehr ab von der rohen Uebermecht, fondern von einer 
vernünftigen Ermägung ber Verhältniffe des Gewerbe. Eine derartige Rege- 
lung der Lehrverhältniſſe iſt aber gewiß viel wünkhenswerther, als die frühere 
durch den Staat. Geſetzliche Beſtimmungen in gewerblichen Fragen find 
nothwendig immer ſtarr, können fi veränderten Verhältniſſen nicht elaſtiſch 
anſchmiegen und ſchließen die Berüdjichtigung befonderer individueller Fälle 
ſtets aus. Bei Regelung der Lehrlingsverhältniſſe durch Einigungsämter 
kann nit nur jeder Wandelung der allgemeinen gewerblichen Berhält- 
niffe, jondern auch der befonderen Verhältniſſe jedes einzelnen Falls mit 
Leichtigkeit Rechnung getragen werden. 


U. Das Lebrlingswefen in Deutſchland. 


Menden wir und nad dieſem Meberblif über die Entwidlung der 
Lehrlingsverhältniffe in England zur Betrachtung des Lehrlingsweſens in 
Deutſchland. Die früher beftehende zünftige Lehrlingsordnung enthielt Hier 
ganz ähnliche Beſtimmungen wie das Lehrlingegefeg der Eliſabeth. Durch 
das Eingreifen der abfoluten Regierungen des 18. Jahrh. insbeſondere der 
preußilchen, waren indeß bier früher als in England gewiſſe veraltete Be⸗ 
ſtimmungen befeitigt worden, ohne indeß durch einen radicalen Wet, wie Das 
engliſche Gefet von 1814, die überkommene gefeßliche Gemerbeverfaflung auf 
einen Schlag zu befeitigen. Unter dem Einfluß der zu immer größerer 
Anerkennung gelangenden Lehren A. Smith's wurde dieſe allmählich refor: 
mirende Xhätigfeit im 19. Jahrh. fortgeſetzt. Die legten Nefte der früheren 
Lehrlingsordnung befeitigte exft Die Gewerbeordnung für den norbdeutichen 
Bund von 1869. 

Der Entwurf der Gewerbeordnung, den die Regierungen dem Reichstag 
vorgelegt hatten, enthielt noch Anklänge an bie frühere Ordnung des Lehrlinge: 
weſeus. Insbeſondere gilt dies von den 85 121 und 123 des Regierungs⸗ 
entwurfs. 8 121 Tautete: „Die Aufnahme eines Lehrlingd erfolgt, wenn 
derjelbe bei dem Genoffen einer Innung eintritt, vor der Innung. Zritt 
der Lehrling bei einem andern Gewerbetreibenden ein, fo erfolgt die Aufnahme 
in den Städten vor der Oemeindebehörde, auf bem Lande vor der Orts⸗ 
polizeibehörve”, und der $ 123 beftimmte: „Die Verabredungen über die Lehr: 
zeit, das Lehrgeld und die fonftigen Bedingungen find bei der Aufnahme zu 
verzeichnen”. Es wurde alſo eine beſonders feterlihe Aufnahme als Lehr: 
ling und fchriftliche Abfaffung des Lehrvertrags gefordert. Was den 8 122 
angeht, fo war feine Hauptbeftimmung, daß der Lehrling vor der Aufnahme 
darthun mußte, daß er Iefen, fchreiben und vechnen könne und daß er eine 
Beſcheinigung feines Neligionslehrer® beibringen mußte, daß er in der Glau⸗ 
bens= und Cittenlehre genügende Kenntniffe befige. Allein die Abgeordneten 
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Dr. Stepfant und Dr. Weigel ftellten den Antrag, der beſonders lebhaft 
duch Dr. Braun (Wiesbaden) unterftügt wurde, die 88 121—123 zu ftreichen. 
Was die Aufnahme als Lehrling bei Genoffen einer Innung angebe, fagte 
mon, jo könnten die Innungöftatuten darüber Beſtimmungen treffen; die 
Aufnahme als Lehrling vor den Behörden würde Dielen eine zu große Geſchäfts⸗ 
loft aufbürden. Was ferner die geforderte Schriftlicgkeit des Lehrvertrags 
angehe, To verneine die moderne Geſetzgebung die Schriftlichkeit als Erforderniß 
emed giltigen Vertrages, und nur ausnahmsweiſe fer die ſchriftliche 
Beurfundung noch erforderlich, nämlıdh bet ſolchen Berträgen, die ftreng for: 
meller Natur feten, wo das Geſchäft lediglich in der Form liege und nicht 
in einem fpecifiichen Inhalte. Bei dem Lehrvertrage Lügen aber keine tech⸗ 
niſch· juriſtiſchen Gründe vor zu einer beſonders formellen Solennität. Endlich 
ſeien die Erfordernifje der 88 122 und 123 auch überfläffig, da jeder ver- 
fändige Meifter, Vater und Bormund ihnen von felbft nachkommen werbe. 
„Die Intereſſenten mögen von felbft dafür forgen” 1). 

Der Bundesconmiflar Dr. Michaelis wollte dieſe Gründe gegenüber 
ben wichtigen Sweden, welchen zu dienen die VBorfchriften der 88 121—123 
beſtimmt waren, allerdings nicht als durchichlagend anerkennen. Er meinte, 
es müfje Dafür Sorge getragen werben, daß die Lehrverträge in einer erichöpfen- 
den und vollfländigen Form und Faſſung aufgenommen würden, damit jehr 
haufig eintretende weitgehende Streitigleiten vermieden wilrden. Um der 
Sorglofigfeit der Eltern und Vormünder in der Sorge dafür, daß Die Kinder 
gehörigen und erfolgreihen Schulunterricht genießen, zu ſteuern, fer es nöthig, 
eine Controle eintreten zu laffen, damit, wenn ein Erfolg des Schulbefuches 
nicht vorhanden, Nachhilfe eintrete. Diefe Borfchriften ferien aber nicht blos 
im Interefje der Lehrlinge und Lehrherren, Tondern im allgemeinen Interefie, 
und gegen die Sicherung dieſes Intereſſes könnten die angeblichen möglichen 
Belãſtigungen der Gemeindebehörden nicht in Rechnung kommen. 

Die Gegenargumente des Dr. Braun (Wiesbaden) erfochten indeſſen im 
Reichstag den Sieg: die 88 121—123 des Regierungsentwurfs wurden 
geftrihen. Dagegen zeigen die in allen Theilen Deutſchlands berrichenden 
Klagen über den Mangel an Kenunmiſſen und bie zunehmende LUngelehrig- 
tet und Unfolgſamkeit der Lehrlinge und über die Nichtbeachtung dev Lehr⸗ 
verträge ſeitens derfelben, daß die Bedenken des Bundescommifiard nur zu 
gerexptfertigt waren. Allerdings dürfte nicht jo obne Weiteres als feitftehend 
angenommen werden, daß alle bie fchlimmen Lehrlingsverhältnifie, welche die 
Handwerksmeiſter jet fo Taut beklagen, gerade vom Erlaß der Gewerbeorbnung 
ven 1869 Datiren. Die Handwerksmeiſter waren befanntlih auch feliher 
ſchon unzufrieden und klagend und, wie zurückkommende Menſchen fo oft eines 
Simdenbod3 bevürfen, ven fie für alles Widerwärtige, das ihnen begegnet, 
verantwortlich machen, Tiebten fie ſtets jede Neuerung in ber Gefeggebung, 
in Folge deren größere Anſprüche an ihre Tüchtigkeit und Energie geftellt 


1) Stenographifcde Berichte Über die Verhandlungen bed Reichſstages des Norb- 
deutſchen Bundes. Seſſion 1869. 622 fi. 
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wurden, als den Urquell alles Uebels zu beſchuldigen. Darf man dies Bei 
Beurtheilung der Klagen der Handwerksmeiſter nicht aus dem Wuge verlieren, 
fo kann indeß auch nicht geleugnet werden, daß die Auflöfung der alten 
Gewerbeverfaffung das Einreifen einer Menge von Mikbräuchen im Lehrlings⸗ 
weſen erındglit und erleichtert bat und daß die Neuerungen der Gewerbe- 
ordnung von 1869 insbeſondere auch den Principalen diefe Mißſtände fühl- 
bar gemacht haben. Hören wir eme Schilderung diefer Mikftände zunächſt 
aus dem Munde eines eifrigen Vertheidigerd der Meifterinterefien und gründ- 
lichen Kenners des deutlichen Handwerks, des Redacteurs I. 5. H. Dannen- 
berg in Hamburg. 

Nah Dannenberg's Darftellung in feiner Schrift: „Das deutſche Hand⸗ 
werf umd die foctale Trage” ift, ebenfo wie in England, bei uns der Einfluß 
des Lehrgeldes auf das Verhältniß zwilchen Lehrherrn und Lehrling unbedeu- 
tend. Die Eltern der Lehrlinge find höchſt felten im Stande, fir ihre ber 
Schule entwachfenen Jungen auch noch Lebrgeld zu zahlen. Statt des Lehr: 
geldes verfpricht der Junge dem Lehrherrn, eine größere Zeit al8 Lehrling 
zu dienen und der Lehrherr findet feine Entichäbigung für die Lehre in dem 
geringern Lohne, den er dem Lehrling für Arbeit eines gelernten Arbeiters 
bezahlt. In diefem Verhältniſſe ift nichts Neues, Es war vielmehr Längft 
Ihon die Negel Auch ftanden fich die Meifter früher dabei recht gut. „Der 
Lehrling,” fagt I. ©. Hoffmann 1), „blieb immer ver wohlfeilfte Gehülfe und 
jever Meiſter hielt fortwährend wenigftens einen, wenn die Zunftgefeße nicht 
mebr geftatteten.“ 

Dies hat fich feit der Gewerbeorbnung von 1869 geändert. Demnach 
ift das Lehrverhältnig Gegenftand völlig freier, formlofer Uebereinkunft une 
der Lehrherr, dem ein Lehrling entlaufen, bat kein Mittel, ihn zu feiner 
Pflicht zuritdzuführen oder ihn zu beftrafen; er kann nur — und zwar meift 
vergeblich — auf Schabenerjag Flagen. Hiedurch tritt an den Lehrling eine 
große Verſuchung heran. Sobald ev nämlich etwas gelernt hat und die 
Zeit beginnt, wo er als Erſatz für die Lehre dem Lehrherrn Vortheil bringen 
jolte, indem er fir Lehrlingslohn die Arbeit gelernter Arbeiter Leiftet, wird 
e8 für ihm vortheilhaft, dem Lehrheren zu entrinnen, um fid von einem 
andern Arbeitgeber gegen vollen Lohn oder wenigſtens höheren Yohn anmwerben 
u laſſen. 

’ Das häufige Vorkommen ſolchen Vertragsbruchs hat wiederum ſchlimme 
Folgen für die Lehrlinge gehabt. Es ventirt fich nämlich für tüchtige Meiſter 
nicht mehr, Lehrlinge anzunehmen, und diejenigen, die noch Lehrlinge anneh- 
men, denfen nicht mehr daran, fie zu lehren. Ste beichäftigen vielmehr den 
Lehrling während der ganzen Lehrzeit mit einer und derjelben Arbeit, und 
ziehen fo alsbald aus feiner Arbeit Nuten, indem fie den Lohn eines gelernten 
Arbeiterd, der die Arbeit fonft verrichten müßte, fparen. Dafür lernt ber 
Lehrling aber nicht mehr das ganze Gewerbe, wie früher, fondern nur einen 
Theil deſſelben, und häufig einen vecht winzigen. So find, wie Dannenberg 


1) Die Befugniß zum Gewerbebetriebe, 133. 
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angiebt, Schneidergejellen vorgelommen, welche in ihrer ganzen ſog. Lehrzeit 
ansſchließlich mit dem Annähen von Knöpfen befchäftigt wurden! 

Ein foldyer Lehrling bleibt dann nothwentig fein Leben lang ein halber 
md mißvergnügter Menſch. Da er tbatfächlih fein gelernter Arbeiter ift, 
wird er entlafien, fobalb er ven Lohn eines folden verlangt. Sucht er 
anderswo Arbeit, jo findet er fie gleihfalld nur zu niebrigerem Lohne. Die 
Selammtheit aber leidet unter dem Nachtheil, daR die Durchſchnittsfähigkeit 
der Arbeiter überhaupt finkt. 

Diefe Schilderungen des verbienftvollen Verfechter8 der Intereſſen ber 
Handwerksmeiſter bedürfen einer Ergänzung durch die Schilderung der Lehr: 
Imgöverbältnifje jettend der Arbeiter. Eine ſolche geben die Klagen ber 
deutſchen Buchdruckergehilfen über die Zuftände im ihrem Gewerbe. Auch 
fie Hagen über die große Anzahl untüchtiger Arbeiter, in Folge marigelhafter 
Lehre, die den Markt überfüllen. Allein fie betrachten diefe Erſcheinung 
nicht als die bloße Folge nicht eingehaltener Lehrverträge, als welche Dannen⸗ 
berg fie ſchildert. Im einem vom 12. März 1869 datirten Aufruf an die 
Eltern und Erzieher, alſo bereits vor Erlaß der Gewerbeordnung, bezeichnen 
fie ald die Urſache jener Erſcheinung, daß die :Drudereibefiger der Berfuchung 
emer zu ſtarken Anwendung ſog. Lehrlinge, d. 5. unerwachlener Arbeiter, nicht 
mderftehen, ftatt der alten Gelchäftöfitte treu zu bleiben, auf 3 Gehilfen 1, 
auf 9 Gehilfen erft 2 Lehrlinge zu halten. Solche Yehrlinge werden, wie 
Kereit8 gefchilvert, mit gewiflen Arbeiten beichäftigt, die fie, weil fie nichts 
Andered erlernen, bald ebenfo gut verrichten wie gelernte Arbeiter. Der 
Drudereibefiger zahlt ihnen aber geringern Lohn als diefen, und ſobald fie 
nad wollendeter Lehrzeit den Lohn gelernter Arbeiter verlangen, werden fie 
entlaſſen und durch andere Lehrlinge erjegt. So entfteht eine Ueberfüllung 
des Marktes mit ermachlenen Arbeitern, Die nichts gelernt haben, ſich aber 
als gelernte Arbeiter ausgeben und deren Angebot dazu benugt wird, ben 
Lohn der wirklich gelernten Arbeiter zu drücken. 

Bor Allem muß e8 überrafchen, wie fehr dieſe Angaben über die Folgen 
der Bejeitigung der alten Lehrlingsordnung in Deutichland mit den oben 
wiedergegebenen Angaben der Engländer über die Folgen der Beſeitigung der 
alten Gewerbeverfaffung übereinftinmnen ?). Außerdem aber erfehen wir aus 
diefen Angaben, daß die Mißbräuche im Lehrlingswelen nicht exft feit dem 
Erlaß der norddeutſchen Gewerbeordnung datiren, wie die Meifter und bie 
Vertheidiger ihrer Interefien angeben; höchftens Täßt ſich fagen, daß die Miß⸗ 
bräude ſeitdem auch den Meiftern In wurden, während früher die Arbei⸗ 
ter allein Darunter litten. Der Thatſache, daß die Arbeiter länger und empfind- 


) In einer Bali erfehienenen Schrift: „Zur Reform ber Handwerksverfaffung“, 
Berlin 1875 fagt Dr. %. Kleinwächter: „In Defterreih, wo die Gewerbefreibeit 
durch Geſetz vom 20. December 1859, alfo um beinahe zehn volle Jahre früher 
angeführt wurde als in Dentfchland, wurden bie nämlichen lagen, und zwar bei⸗ 
nahe Wort für Wort wie fie Dannenberg ausſpricht, ſchon im Beginne ber ſechszi⸗ 
ger Jahre unzählige Male Taut.” 
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licher unter diefen Zuſtänden leiden, entfpricht e8 aber, Daß, wie Dannenberg 
(a. a. O. ©. 63) angibt, aus der Initiative der Arbeiter zuerft wirkſame 
Verſuche bervorgingen, den gefchilderten Webelftänden zu feuern. Diefe Ver: 
fuche find diefelben wie die geichilderten der engliichen Arbeiter. &benfo wie 
dieſe Haben in einzelnen Gewerben die deutfchen Arbeiter ziemlich ftrenge Vor: 
fhriften auf eigene Fauft wieder eingeführt über die Zahl der Lehrlinge, 
welche ein Principal gleichzeitig in die Lehre nehmen darf, und verlangen, daß 
Jeder, der als Gefelle arbeiten will, einen orbnungsmäßigen Lehrbrief bei⸗ 
bringe, um dem vorzeitigen Verlaſſen der Lehre vorzubeugen. Das Mkittel, 
mit dem fie diefe Vorſchriften durchſetzen, ift die Wetgerung, mit einer größern 
al8 der beftimmten Anzahl von Lehrlingen und mit nicht orbaungsmäfig 
Ausgelernten zu arbeiten. 

Die Meifter dagegen haben ſich bi8 jest auf Klagen und Seufzer nad 
den vergangenen Zuftänden beſchränkt. Viele von ihnen verlangen Wieder: 
einführung der Meifterprüfung; andere wollen die Meifterprüfungen menn 
aud nicht obligatorifch, jo doch facultatio wieder einführen, und von dem Be: 
ftehen diefer Prüfung wenn auch nicht Den Betrieb des Gewerbes jo doch das 
Recht, Lehrlinge zu halten, abhängig maden. Wieder andere find für Wieder: 
einführung der Prüfungspflicht für Lehrlinge nach beendeter Lehrzeit. Außer: 
dem verlangen fie fchriftlihe Abfaflung des Lehrvertrags und Veftrafung des 
Lehrvertragsbruchs. 

Keine Seufzer und Klagen werden indeß die Prüfungen, weder die der 
Meiſter, noch auch die der Lehrlinge aus dem Grabe zurückrufen. Die Meiſter⸗ 
prüfung in der einen wie in der andern Geſtalt widerſpricht den fundamental⸗ 
ſten Principien unſerer Zeit. Mit der Beſeitigung der Meiſterprüfung fällt 
aber auch die Lehrlingsprüfung; denn was ſoll ſie für einen Sinn haben, 
wenn auch der Lehrling, der ſie nicht beſteht, das Recht hat, als Meiſter ſich 
niederzulaſſen! Für die obligatoriſche ſchriftliche Abfaſſung der Lehrverträge 
ſprechen dagegen alle im Vorigen bereits angeführten Thatſachen. Auch ver: 
dient der Geſetzesvorſchlag Billigung, welchen eine freie Commiſſion des Reich: 
tags vorbereitet hat: jeder. Arbeitgeber, welcher einen jugendlichen Arbeiter 
unter 18 Jahren beichäftigen will, bat danad in dem alle, daß dieſer be: 
reits in einem Lehr- oder Arbeitöverhältniffe geftanden, das obrigfeitlich be: 
glaubigte Lehr⸗, beziehungsweile Arbeitözeugniß deſſelben, bei Strafe fi vor: 
legen zu laffen und bis zur Beendigung des Lehr- oder Arbeitöverhältnified 
in Berwahrung zu behalten. Mit Recht heben die dieſem Geſetzesvorſchlag 
beigegebenen Motive hervor, daß die Beſchränkungen in der Selbftbeftimmung 
und Zugfreiheit bei Unmündigen nicht den gleichen Bedenken unterliegen, wie 
bei Erwachlenen, daß dagegen bei Erfteren das Bedürfniß der Erziehung und 
der Gewöhnung an Gefeg und Ordnung die vorgefchlagenenBeftim mungen 
bringlich ericheinen laſſen. Und diefelben Rüdfichten laſſen dieeft rafu ng des 
Bruches des Lehrvertrags angezeigt fcheinen. 

Mit Vorſchriften über die ſchriftliche Abfaffung des Lehrvertrags und 
Strafbeſtimmungen wegen Bruchs des Lehrvertrags und Beſchäftigung contract⸗ 
brüchiger Lehrlinge kann indeß nur die Beachtung des Lehrvertrags erreicht 
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werden. So wüunſchenswerth diefe Errungenfchaft nun auch fein würde, To 
wären damit doch noch keineswegs die Mifflände des heutigen Lehrlingsweſens 
beſeitigt. Es wäre Damit weder für eine genügende Borbildung des Lehr: 
ling8 zum Gewerbe, noch auch gegen die Beichäftigung einer zu großen Anzahl 
Lchrlinge Borforge getroffen. 

Das Lehrlingsſyſtem hatte bis jest einen deppelten Bedürfniß zu dienen. 
Es war dem Jungen einmal gewerbliches Unterrihtsmittel und fodann Mit⸗ 
tel, um in die Praris eingeführt zu werden und die nöthige Routine zu er: 
werben, Im beiden Beziehungen bedarf e8 einer Reform. Wus die Bedeu- 
tung des Lehrlingsſyſtems als eines Unterrihtömittel8 angeht, jo ift klar, daß 
ein Lehrling, der einen Meifter oder, wie heute immer mehr der Fall, einen 
Arbeiter zum Lehrer bat, von dieſem offenbar nicht mehr lernen kann, als 
diefer fjelbft weiß. Diele Willen wird fi in der großen Mehrzahl von 
Fallen auf die herkömmliche Praxis des Gewerbes beichränfen und dieſe Prarıs 
wird jehr Häufig Hinter dem von dem technifchen Wiffenfchaften bereits als richtig 
Erfannten weit zurückſtehen. Was aljo nothwendig erjcheint, iſt Die Beleiti- 
gung des Lehrlingsſyſtems als Unterrichtsmittel, die Verkürzung der Lehrzeit, 
ſoweit ſie als Unterrichtszeit dient, und ihre Erſetzung durch Unterricht in 
gewerblichen Schulen. Auch iſt die Klage, daß der Lehrling bei der heutigen 
Lehrweiſe nicht fein ganzes Gewerbe, fondern nur wenige, und häufig ſehr 
untergeordnete Manipulationen erlerne, daß ein Urbeiter, der feine Yehrzeit 
richtig zurückgelegt hat, fein Gewerbe noch nicht verftehe, ganz allgemein ; der 
Schreiber diefer Zeilen Hat fie ebenſo in England wie in Deutichland gehört. 
Die Erſetzung eines Theiled der Lehrzeit durch Unterricht in techniſchen Schu: 
len würde aber, wie ſchon Schmoller 1) hervorgehoben Bat, ein Gegengewicht 
bieten gegen ſolche durchaus einfeitige, feine techniſche und menſchliche Erzie⸗ 
hung gewährende Beſchäftigung unfrer vierzehn- bis achtzehnjährigen jungen 
Lente. Sie wilrde dem von vielen einfichtigen Fabrikanten betonten Bedürfniß 
nah Hebung der Bieljeitigkeit der Arbeiter entgegentommen. Sie würde e8 
ferner Denen, welde in dem einmal ergriffenen Gewerbe nicht vorwärts 
fommen, erleichtern, zu einem andern Gewerbe überzugehen. Es ericheint dem⸗ 
nach die Errichtung gemerblider Schulen, ähnlich den in Belgien beftehenden 2), 
angezeigt, in denen hauptſächlich Unterricht im Zeichnen, fodann in den Ele- 
menten der Geometrie, Mechanik, Phyſik und Chemie, und ebenfo bereits in 
den Elementen der einzelnen Gewerbe, melde die jungen Leute erlemen wol⸗ 
len, ertheilt werden müßte. Jeder Lehrling aber müßte gefetlich verpflichtet 
werden, während feiner Lehrzeit eine beftimmte Anzahl Unterrichtöftunden in 
einer ſolchen gewerblichen Schule zu befuchen. Und bier mag man denn durch 
Prüfungen, Preife und Ehrendiplome den Lerneifer anjpornen. 

Die Lehre beim Meifter bliebe ſonach nur mehr das Mittel zur Ein- 
führung des Lehrlings in die Praxis und zur Erwerbung der nöthigen Routine. 


2) Schmoller, Kleingemwerbe, 699. 354—E. — *) Vgl. Steinbeis, Die Elemente 
ber Gewerbebeförberung nachgewieſen an den Grundlagen der belgifchen Inbuftrie. 
Stuttgart 1853. 
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Sol fie als folches wirkſam fein, fo ſcheint aber die Befolgung des Adam 
Smith'ſchen Rathes, mo er noch nicht befolgt if, am Plake, dem. Lehrling 
einen geringen Lohn zu geben und ihn für Beſchädigungen durch Ungeſchick oder 
Leichtſinn aufkommen zu laffen. Während der Lehrling in der Gemwerbeichule 
wirflid unterrichtet mürde, würde hierdurch dafür gejorgt fein, daß er auch 
wirklich arbeite. Ber einen fo combinirten Lehrſyſteme würde, der Lehrling 
alfo auch wirklich etwas lernen. 

Was endlich die Frage wegen der zu beichäftigenden Lehrlingszahl ?) anr 
gebt, jo wurde fchon oben erwähnt, daß ebenjo wie in England auch in 
Deutichland die Arbeiter begonnen haben, fie einfeitig zu löſen, inden fie es 
verweigern, mit einer größern al8 einer beftimmten Anzahl von Lehrlingen zu arbei⸗ 
ten. Diefer Berfuch hat indeß nur fo lange Berechtigung, als ihm der Ber: 
ſuch der Arbeitgeber gegenüberfteht, die Lehrlingszahl einfitig ihrem Interefle 
gemäß feftzuftellen.. An und für fi und dauernd fann er ebenjowenig be- 
friedigen wie überhaupt der Verſuch der Gewerkvereine die Arbeitsbedingungen 
gemäß den Intereſſen der Arbeiter einfeitig zu regeln. Auch giebt e8 keinen 
Bertheidiger der Gewerfvereine, der in ihnen etwa eine dauernd befriedigende Löſung 
der Arbeiterfrage erblidte; feinen, der in ihnen etwas Anderes ſähe ald das 
einzige Mittel, das den Arbeitern zur Zeit zu Gebote flieht, um die Feſt⸗ 
fegung der Arbeitsbedingungen wirtlih zum Eegenſtand eines Bertragd zu 
maden, fatt fie, wie biöher, in den alleinigen Willen des Arbeitgeber zu 
ftellen ; feinen, der in ihnen etwas Anderes ſähe al8 den erften Schritt zu einer 
Drganifation, in welcher beide Intereflengruppen friedlih zujammenwirten. 
ALS ſolche gemeinfame Drganifation, welche die Organifationen der Arbeiter 
wie der Arbeitgeber umfaßt, bat fi in England, wie oben gezeigt wurde, aus 
den Bebürfniffen des Lebens das fog. Einigungsamt entwidelt. Und nad 
diefem englifchen Vorbild find aud in Deutfchland bereits eine Anzahl von 
Einigungsämtern entftanden, in denen Arbeiter und Arbeitgeber ihre Inter- 
eifeftreitigkeiten friedlich zum Austrag bringen, und Die ebenfo wie die eng- 
liſchen aud in der Trage über die zu beichäftigende Anzahl von Lehrlingen 
eine die Intereſſen beider Theile berüdfichtigenve Löſung herbeizuführen im 
Stande find. 

Abgefehen von diefen Einigungsämtern, welde in Nachahmung der eng⸗ 
lifchen, in Deutfchland ins Leben getreten find, und für welche Dr. Mar Hirſch 
und die von ihm ins Xeben gerufenen Gemerkvereine beſonders agitiren, ift 
neuerdings auf Anregung 3. F. H. Dannenberg's von Hamburg aus ber 
Borihlag ergangen, unter dem Namen „Neue Innungen“ Organifationen 
zur, Regelung der Arbeitöverhältniffe ind Leben zu rufen, welche Arbeiter und 
Arbeitgeber umfaſſen. Diefe „Neue Innungen” follen in allen aus abge» 
Ichlofienen Arbeitöverträgen hervorgehenden Streitigfeiten ſchiedsrichterliche 


1) 58 muß in hohem Maße auffallenb erſcheinen, baß die von bem Reichs⸗ 
tanzleramte verfenbeten Fragebogen über Lehrlingsverhältniſſe dieſe für die Arbeiter 
fo äußerft wichtige Frage mit feiner Sylbe berühren und nach ber Methode unfrer 
Bien den Ürbeitern fomit feinerlei Gelegenheit bieten, ſich über diefelbe zu 

ern. 
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Junctionen ausüben; ferner follen u. U. in ihre Sphäre fallen die Bildung 
von Einigungsämtern und die Regelung und Beauffihtigung des Lehrlingswe 
ſens. Sieht man davon ab, daß dieſe „Neue Innungen‘ ihre Competenz auch 
auf Nichtinnungsgenoſſen ausdehnen follen, jo ſcheinen fie demnach in ihrer Be: 
deutung ziemlich dafjelbe fein zu follen wie die Schieds⸗ und Einigungsämter, 
welche der engliſche Grafſchaftsrichter Rupert Kettle ins Leben gerufen bat. 
Auch Hier werden aus Delegirten der Arbeitgeber und Arbeiter Schiedsgerichte 
gebilvet, welche außerdem als Einigungsämter functioniren und als ſolche 
neben andern Arbeitsverhältniffen auch das Lehrlingsweien regeln. Mit Recht 
erflärte deshalb der diesjährige Verbandstag der deutſchen Gewerkvereine in 
einer Refolution, daß diefe hamburger Neuen Innungen ihrem innern Princip 
nah mit dem von ben deutichen Gewerfvereinen angeftrebten Einigungsamt 
übereinftimmten. Ein Unterſchied ber Neuen Innungen von dieſem erhellt 
af aus den von Dannenberg verfaßten Motiven, welde dem Entwurfe eines 
neuen Innungsgeſetzes beigegeben find. Dieſer Unterfchied befteht vornehm⸗ 
lich darin, daß der Verfaſſer deſſelben glaubt, daß die nach feinem Vorſchlage 
orgamifirten Innungen focialen Frieden herbeiführen würden, ohne die Thätig- 
keit des Einigungsamtes häufig in Anſpruch zu nehmen !), fowie daß er die 
Nothwendigkeit des Beſtehens bejonderer Organifationen der Arbeiter und 
Urbeitgeber aud nad Einführung der Neuen Innungen verfennt. 

Was den erftern Irrthum angeht, jo ift er baflelbe, wie wenn Jemand 
fogen wollte: wenn erft Streitigfeiten zwiſchen Kaufleuten wegen angeblicher 
Nichterfüllung eines Kauf: und Verkaufvertrags unter Zuziehung von Kauf- 
leuten entjchieden werden, wird e8 nur mehr wenig Differenzen geben über bie 
Bedingungen, zu denen eine Waare verfauft werben fol! Die Streitigfeiten 
deren Schlichtung in die Sphäre der Einigungsämter fällt, find Streitigfeiten 
über die Bedingungen, unter denen fünftig gearbeitet werden fol. Es find 
dies die erbitterten Streitigfeiten, deren Austrag durch Urbeitseinftellungen und 
Ausſperrungen den focialen Frieden ftört. Die Aufgabe, um die es fich 
Bandelt, ift die, dieſen Austrag auf gefittetem Wege ohne die Wunden und 
Schmerzen herbeizuführen, weldye jene Kämpfe den Betheiligten wie der ganzen 
Geſellſchaft ſchlagen. Es iſt nun weder einzufehen, wie die Einfegung eines 
Gerichtes für Entſcheidung von Streitigfeiten wegen Nichterfüllung von abge- 
Ihlofjenen Verträgen Streitigkeiten über abzuſchließende Verträge verhüten fol, 
noch auch läßt fich begreifen, wie man von einer Organiſation, welche den Haupt- 
punkt, um den der ſociale Kampf wüthet, als Nebenſache behandeln würde, 
focialen Frieden erwarten kann. Zum Glück aber ift das vorgeſchlagene 
Innungsgeſetz in vielem Punfte befler al8 die Motive. Es läßt den Eini- 
gungsämtern vollen Spielraum zu ihrer Entwidlung, und follten die Neuen 
Innungen prattijch und Iebenöfräftig werben. jo wird die Macht der Verbält- 
niffe die Yunction als Einigungsämter zu ihrer Hauptfunction maden. 

Der zweite Irrthum Dannenberg's beruht auf einer irrigen Borftellung 


2) Siehe den von einer freien Commiſſion ber hamburgifchen Gewerbekammer 
ausgearbeiteten Entwurf einer Gewerbenovelle. ALS Mifer. gebrudt 1874. ©. 28. 
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von dem vergangenen Zunftweſen. Er meint, die früheren Zünfte hätten Mei⸗ 
ſter und Geſellen in einer Organiſation vereinigt, ohne daß beſondere Organi⸗ 
ſationen der Geſellen vorhanden geweſen ſeien. Allein von dem Augenblice 
an, wo ein beſonderer Geſellenſtand mit beſonderen Intereſſen zu entſtehen 
begann, finden wir beſondere Organiſationen der Geſellen in den Geſellenladen; 
die Geſellen gehören zwar noch nach wie vor zur Zunft, aber ſie haben in 
Zunftangelegenheiten nicht die gleicha Stimme wie die Meiſter; die Zunft iſt 
vielmehr recht eigentlich zur Organiſation der Meiſter geworden und beanſprucht 
Aufſichtsrecht über die Organiſation der Geſellen. Dieſes Verhältniß finden 
wir ſo allgemein in allen Ländern in allen Gewerben, in denen eine Trennung 
der Intereſſen der Meiſter und Geſellen ſtattfand, daß wir, wo wir feine be 
ſondern Gefellenladen finden, annehmen: dürfen, daß die Verhältniſſe des 
betr. Gewerbes fo wenig entwidelt waren, daß keine derartige Intereſſen⸗ 
jonderung ftatifand. Daß aber, mo eine Verſchiedenheit der Intereſſen der 
Arbeiter und Arbeitgeber ftattfindet, auch heute innerhalb der auf Gleichbe— 
rechtigung beruhenden gemeinfamen Organiſation bejondere Organifationen 
beider Parteien notbwendig find, zeigen die Erfahrungen Mundella's und 
Rupert Kettle's, der beiden Begründer der englifchen Einigungsämter. Auch 
in den Statuten ihrer Einigumgsänter ift nirgends etwas won Gewerkvereinen 
der Arbeiter oder Arbeitgeber zu leſen. Trotzdem haben Beide wiederholt 
erklärt 1), daß insbeſondere ohne Gewerkvereine der Arbeiter das Yunctioniren der 
Einigungsämter unmöglid wäre. “Die Gewerkvereine nämlich find e8, welche die 
Beichlüffe der Einigungsämter bei den einzelnen Arbeitern zur Anerkennung briu⸗ 
gen, und es ift auch nicht denkbar, wie dieſe Beſchlüſſe ſeitens der Menge täglich 
tommender und gebender Arbeiter Beachtung finden follten, wenn fie nicht von 
einer bleibenden Organifation derjelben anerkannt würden. Webrigen® fcheint 
auch der hamburger Vorfchlag eines Innungsgeſetzes bejondere Organijationen 
der beiden Parteien vorauszujegen, indem an einer Stelle *) bemerkt wird, 
daß „über die nit vom Innungsftatut als „gemeinſam“ bezeichneten An⸗ 
gelegenheiten jeder Theil Telbftändig nad eigenem Ermeſſen zu befchließen 
babe”. Jedenfalls aber jchliegt der hamburger Vorſchlag das Beitehen be 
fonderer Organifationen der Arbeiter und Arbeitgeber nicht Direct aus, und 
fo wird die Macht der Verbältniffe, falls die Neuen Innungen praktiſch 
werben follten, aud in dieſem alle die Anfchauungen des Verfaſſers der 
Motive über die Nothmendigfeit von Gewerkvereinen berichtigen. 

Trotz dieſer Ausftellungen an den Anfchauungen des Verfaſſers ber 
Motive des hamburger Geſetzvorſchlags, glaubt Schreiber diefer Zeilen von 
den vorgeichlagenen „Neuen Innungen“ die beften Wirkungen erhoffen zu 
dürfen. Diefe Wirkungen werden, wenn die „Neuen Innungen‘ ind Yeben 
treten, dieſelben fein wie die der engliſchen Schieds⸗ und Einigungsämter, 
mit denen fie dem Weſen nad) glei find; und fo ift zu Hoffen, daß auf 


1) Brentano, Arbeitergilden, II, 296, 297, und Brentano, Die wiſſenſchaftl 
Leiftung d. H. 2. Bamberger, 97. — 9 X. a. O. 26. 
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die glüclliche Regelung des Lehrlingsweſens den „Neuen Innungen“ ebenſo wie 
den engliſchen Einigungsämtern gelingen werde. 

Mit dieſen Ausführungen bat der Verfaſſer auf die von dem Aus- 
ſchuſſe des Bereins für Socialpolitik über das Lehrlingsweſen geftellten ragen 
geantwortet. Um feine Antwort auf die Frage nad) den Mitteln, durch 
welche den gegenwärtigen Mifftänden im Lehrlingsweien entgegengawirkt wer⸗ 
den foll, kurz zu vecapituliren, fo geht fee Anficht dahin, daß es wünichend- 
werth ericheint, Daß gefeglich die jchriftlihe Abfaſſung des Lehrvertrags ver- 
langt und Strafen für Arbeitgeber, welche Arbeiter unter 18 Jahren, die 
bereits in Arbeit waren, ohne Entlafjungszeugniß annehmen, fowie für ver- 
tragäbrüchige Lehrlinge feftgefegt werben. Ferner ſcheint es ibm wünſchens⸗ 
werth, daß gewerblide Schulen zum technifchen Unterricht der Lehrlinge ge- 
ſchaffen werden und gefeglich verlangt werde, daß jeder Lehrling wöchentlich 
ane beftunmte Anzahl Unterrichtöftunden in venfelben beſuche. Die Regelung 
der zu beichäftigenden Lehrlingszahl tft nach der Anficht des Verfaſſers ver 
gemeinfamen Bereinbarung der Arbeiter und Arbeitgeber in Einigungsämtern 
der „Neuen Innungen“ zu überlaffen. Die Stellung der Gefeßgebung zu 
folgen Cinigungsãmtern wurde bereit8 auf der Jahresverſammlung des Vereins 
für Soctalpolitif von 1873 erörtert. 

Breslau, den 5. Mai 1875. 


£ 
VIII. J | 
Gutachten J 
erſtattet von 


Schriftſetzer Ganguin in Berlin, 
bearbeitet im Auftrag von Richard Härtel. 
Bürgerlicdhe Freiheit iſt abhängig don 


dem Grabe ber Gultur bed Volkes. 
31chokke. 


Ueberall, wo entweder durch beſondere Verhältniſſe, oder aber durch lang⸗ 
ſame, naturgemäße Entwickelung der Sachen bedingt, Veränderungen im 
ẽffentlichen Verkehre Platz greifen, Freiheiten im ſtaatlichen wie communalen Leben 
fh Bahn brechen, werden dieſe Ereigniſſe Veränderungen in allen bisherigen 
Eriſtenzbedingungen, in den vielen großen und kleinen Lebensgewohnheiten, in 
unſerer Anſchauungsweiſe beroorrufen, die wir anfänglic kaum begreifen, die 
und unbequem find und am welde wir und erft nad und nad) gewöhnen 
mülfen. Ja, häufig genug kommt es vor, daß, wenn wir eine Veränderung 
getroffen, un® mit diefer erft der Berluft aufgegebener Annehmlichkeiten fühl- 
bar wird, Die zu ergänzen oder ganz wieder berzuftellen nım unfer eifrigftes 
Beitreben ift. 

Mit diefer Beobachtung hängt eng zufammen, da nicht alle Menſchen 
dieſelbe Anſchauung, diefelben Gewohnheiten, dieſelben Lebensbeningungen haben, 
daß ſolche reformatorifche Begebenheiten die verfchiedenartigften Beurtheilungen 
finden, weil eben jedes Licht auch Schatten wirft. Ein Jeder urtheilt von 
kinem Standpunkt aus, und jedes Einzelnen Standpunkt ift vom Egoismus 
kegrengt, vom Ich eingegeben. 

Demnad wird es fchmwierig fein, fir Iemand, der nur in Fabrikftäbten 
gelebt hat, ein Urtheil über Das Kleingewerbe zu fällen, noch ſchwerer aber 
für den Bürger einer Aderftadt, dem Groß-Induſtrie Betriebe feine Cigen- 
beiten, feine Licht⸗ und Schattenfeiten abzulaufchen und vorurtheilöfrei zu 
betrachten. Der Landwirth wird das kranke Ausfehen der Fabrifarbeiter 
auf Unmäßigkeit und Faulheit (Verminderung der Arbeitszeit) zurüdführen; 
der Jahritarbeiter das frifche, Fräftige Ausfehen des Landmannes der befieren, 
wel biliigeren, Nahrung — dem felbfteingefalzenen Sped und dem eigenge: 
backenen Brod — allein zufchreiben. 
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Man möge deshalb gütigſt Nachſicht üben, wenn die nachfolgenden 
Streiflichter, ſelbſt da, wo ſie Allgemeines zu beleuchten ſich beſtreben, doch 
immer wieder auf die zunächſt gelegenen Verhältniſſe reflectiren. Der Ber: 
faſſer benbfichtigte keinesweges, die Verhältniſſe der Buchbruder in grellen Far: 
ben zu malen; er weiß jehr wohl, daß e8 viele Arbeitsbrandhen (Krämer, 
Kellner, Bäder, Schornfteinfeger, Bauhandwerker u. |. w.) giebt, die der ge: 
jeglichen Hülfe im viel größerem Grade bedürftig find. Eine befondere Schrift 
über die Angelegenheiten des Buchdrucker-Gewerbes ſoll ſpäter ericheinen. 

Haben dieje Gedanken alſo feinen Anſpruch darauf, dem Wunſche des 
Vereins nad einem Gutachten über die Lehrlingsfrage auch nur im Gering⸗ 
ften zu genügen, jo lebt der Verfafler doch der Hoffnung, daß das eine oder 
andere Kömden würzig genug ericheinen möge, um das Ganze Tchmadhafi, 
genießbar und verbaulich zu machen, 


J. 


Welche Veränderungen haben ſich ſeit Auflöſung der alten 
Gewerbe-Verfaſſung in der Lage der Lehrlinge in Deutſé— 
land in der Groß- und Klein: Induftrie vollzogen? 


ALS welentliche Veränderungen gegen früher bürften wohl genannt werden, 
daß die oft übermäßig Lange Lehrzeit (A—5— 7 Yahre) jest in eine beden— 
tend fürzere umgewandelt worden ift (2—3—5 Jahre); dieſe Veränderung 
ift Hand in Hand gegangen mit dem Fortfall des fonft üblichen Lehrgeldes, 
trogdem man durch die erftere Menderung gerade eine Erhöhung des Lehr⸗ 
geldes oder aber eine allgemeine Einführung deſſelben hätte erwarten ſollen. 

Dagegen haben die Lehrherren auch ihre Verpflichtungen herabgemindert. 
Für ein hohes Lehrgeld übernahmen fie die Verpflichtung, den Lehrling zum 
tüchtigen Gefellen auszubilden. Hatte man gegen die Nichterfüllung dieſer 
Bedingung feine feſt normirten Strafen (über Anwendung des $. 185 
Preuß. Gew.⸗Ordn. ließe fih in vorliegendem Falle fireiten, ebenſo wie Abır 
&. 148 Nr. 9 Reiy8:Gew.-Orbn.), jo gab doch die vom Lehrlinge zu ke 
ftehende Prüfung beim Eintritt in den Gejellenftand einen Anhalt dafür, daß 
der Lehrherr es an Energie und Luft zur Ausbildung des Lehrling nit 
werde feblen laſſen, da bei fchlecht beftandener Prüfung das Anſehen des 
Lehrherrn bei feinen Geichäftsgenofien in die Brüche kam, während anderer: 
jeit8 die Prüfung des Gefellen zum Meifter dem Publitum die Garantı 
gab, daß es feinen Nachwuchs nur wirklich erprobten Leuten anvertraut. 

Der Lehrherr übernahm aber aud für eine möglichſt lange Lehrzeit (d. h. 
Monopol auf die Arbeitskräfte des Lehrling) oder für eine zu zahlende Eni- 
ſchädigung (Lehrgeld) die Verpflichtung zur Unterbaltung des Lehrlinge, fo: 


wohl in körperlicher wie geiftiger Beziehung; er Batte ihn zu beherbergen, zu 


kleiden, zu ernähren, ihn theilweiſe nach den Arbeitsſtunden über fein Gewerbe 
zu unterrichten, ibn im Verkehre mit feiner Familie zum geſellſchaftlichen 
Menſchen beranzubilven, feine Lectüre und Erholungen zu überwachen, ihn 
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om Kirchenbeſuch anzubalten, genug, den Lehrling wie ein Familienglied zu 
behandeln. 


In großen Städten namentlich, oder in Städten mit beſonders großem 
sabrıfbetriebe Hat die Berfürzung der Lehrzeit oder der Wegfall des Lehr⸗ 
geldes alle diefe Verpflichtungen an die Familie überwieſen, welchen damit bei 
der Theurung der Lebensmittel eber eine Laſt aufgebürdet, als eine Erleichterung 
‚u Theil wurde. 

Durch die gänzliche Umgeftaltung ſehr vieler Gewerbe in fabrikmäßigen 

Betrieb iſt das Lehrlingsweſen überhaupt bedeutend gefchwunden, indem die 
Groß⸗ Imduftrie, deren fabrifmäßiger, oft mehrere Kleingewerbe vereinigenber 
Betrieb feine Zeit und Fein Intereſſe hat, fich mit der Bildung von Hand» 
arbeiten abzugeben, fondern vielmehr für die Handarbeit Erfag in der mög- 
tchften Ausbildung mechaniſcher Einrichtungen oder in der Ausnutzung jugend- 
licher Arbeiter ſucht. Dadurch find ſchon viele Arten von Handarbeitern faft 
ganz verſchwunden (Tuchmacher, Raſchmacher, Kammmacher u. |. w.). Neu auf- 
geiauchte Inbuftriezweige nehmen den Charakter von Gewerben erft gar nicht 
ner an (Blumen-, Knopf, Poſamentier⸗, Papier-Fabrilation) ; fie bilden 
kıne an ihren Beruf gebundene gemerbfiche Arbeiter aus, fondern verbrauchen 
nm Me vorhandenen Kräfte des Kindes⸗ und Jünglings⸗ (Iungfrauen-)Alters, 
im dadurch dem Proletariat de Mannes- und Greilen-Alters immer größe- 
vn Zuwuchs zuzuführen, und durch Entfräftung der Frau, durch Ueber- 
enfengung der Mutter das Siechthum fchon in die Keime der jüngeren 
Generationen Hineinzulegen und fortzupflanzgen. Die Kinder werden dann 
wiederum in den Fabriken zu mechanifchen Arbeitsmaſchinen „hergerichtet“, 
und einförmig, wie die fie umgebenden, ihre ftete Aufmerkſamkeit in Anſpruch 
nehmenden Mafchinen, wird ihr Gefichtöfreis, geftaltet fich ihre ganze Pebens- 
beſtimmung. Daß dieſe Uebelftände für die Staatswohlfahrt drohend, ja 
gefährlich wurden, geht zur Genüge daraus hervor, daß die Geſetzgebung auf 
ihte Bejeitigung reſp. Verminderung fann, das fie „Beftimmungen zum 
Schuge der jugendlichen Arbeiter” ſchuf. Die Lehrlings-Heranbildung bleibt 
jemit nur noch dem Kleingewerbe überlaffen, welches fi in verhältnikmäßig 
bedeutendem Umfange nur noch in den fleineren Städten vorfindet. Bon 
<titen der Kleinmeifter in Fabrifftädten werden Klagen über Mangel an 
rehrlingen laut, während uns von den Geſellen und Gehülfen die Verficherung 
rird, daß an Lehrlingen ein arger Ueberfluß vorhanden ift, deren planmäßige, 
et übernatürliche und übermenſchliche Ausnugung die Gefellen zum Feiern, 
sur Arbeitslofigfeit zwingt. 
Aber gerade ber tyabril-Betrieb hat den jungen Leuten aus dem Arbeiter- 
fiande, ſowohl in phyſiſcher wie moralifcher Hinficht, bedeutenden Schaden 
zugefügt, Der Schulknabe tritt nicht in ein fernere® abhängiges Lehrver⸗ 
bilturß, fondern er wird von dem Fabrikherrn als „Arbeiter“, als ſchaͤtzens 
werthe „Waare” erhandelt; der jugendliche Arbeiter verdingt ſich, beftimmt 
ſeinen Lohn, Löft nach Belieben das Verhältniß, um ſich andere „beſſere“ 
Arbeit zu fuchen; er iſt nicht mehr ber von den Eltern dem Lehrherrn zu 
einem beftimmten Zwecke übergebene „Lehrjunge“. 
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Aus dieſen Aenderungen reſultirt nun, daß ber ganze Charalter der 
heutigen Generation, wie in allen Verhältniſſen des bürgerlichen und ſtaat⸗ 
lichen Lebens, jo auch in den bier unjerer Beobachtung unterftellten Sphären 
ein wejentlih anderer, fagen wir, freierer geworden iſt. Der zmölfjährige 
Knabe, welcher in der Fabrik arbeitet, over als Lehrling gegen wöchentliches 
Koftgeld „in das Geſchäft geht“, wird auf feine ehemaligen Schulkameraden 
geringſchätzend herabbliden, fie find ja eben, obgleich vielleicht älter als er, 
„Schuljungen“; er wird feinen Mitmenſchen, ja jelbft feinen Eltern gegenüker 
ein ganz anderes, felbftbewußtes Auftreten geltend maden, als dies der 14 
bi8 16jährige Yüngling im Stande iſt, der binfichtlich feines Lebensunterhalt 
und feiner Erziehung von den Eltern noch ganz abhängig if; Der jugend: 
Arbeiter erwirbt fih feinen Lebensunterhalt, er will in Folge deſſen aut 
über ſich und feinen Verbienft frei verfügen; wird ihm dieſe freie Verfügung 
geichmälert oder ganz unterfagt, jo wird er zu Lift und Betrug greifen, at 
weber feinen Berbienft geringer angeben, oder etwaige Nebeneinkünfte (Irut: 
gelver) oder Ueberarbeits Verdienſt verſchweigen. Genau daſſelbe in viel 
leicht noch größeren Maße, zeigt fi bei den Lehrlingen, weil Bier die Ger: 
trole der Eltern noch unwirkjamer ift. Daher Magen auch Lehrberren, % 
figer von Fabriken über Arroganz, Wideripenftigfeit, Unverfchämtbeit der nur: 
gen Leute, welche Untugenden in ihrem Ende zur jelbftftändigen Löfung te 
Arbeits- reſp. Lehr-Verhältniffes (Contractbrucy) Häufig genug führen. 

Daß an diefer Miſère zum nicht geringen Theile aud brutale Behand 
lung, Gleichgültigkeit, Beobahtungsunluft oder auch Unmverftändniß für ie 
förperlichen wie geiftigen Anlagen der Lehrlinge und für deren Weiterbildun;, 
endlich übermäßige Anftrengungen und unver[hämte, entwürdigende Anferk: 
rungen feitend der Lehrherren oder Urbeitsherren vefp. deren Vertreter Sault 
find, fol nicht in Abrede geftellt, jondern fogar hervorgehoben werden, un 
wünſchten wir dem Worte Freiherrn von Knigge's über die Lehrer, weht 
auch auf unfere Lehrherren paßt, aufrichtig mehr Beherzigung: 

„Der geringfte Dorfichulmeifter, wenn er feine Pflichten treu lich erfül, 
ift eine wichtigere und müglichere Perſon im Staate, als der Finanyminit., 
....... da erſterer, wenn er ſeinen Platz ganz erfüllt, als der wictigt: 
MWohlthäter der Familie angejehen werben ſollte.“ 


II. 


Welche Verbeſſerungen können mit Erfolg durch die fre« 
Thätigkeit von einzelnen Arbeitgebern, ſowie von Arbeiter— 
und Arbeitgeber-Bereinen angebahnt werden? 


Dem Wirkungskreis der Arbeitgeber wäre hier ein bedeutendes Feld ge— 
öffnet, das, gut beadert, jedenfalls reiche Früchte tragen würde Es beta 
fih ihnen bier zwei Wege: 

1) Einfluß auf Moral und Bildung; Entwidelung und Ausbilun; 

der Anlagen und Fähigkeiten der Lehrlinge; 
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2) Schonung der geiftigen und Lörperlichen Kräfte der Lehrlinge. 

Zunähft hat der Arbeitgeber dur fein äufßeres Verhalten, ſowohl in 
ihäftlicher wie in geſellſchaftlicher Beziehung, auf ein gutes Benehmen der 
Arbeitnehmer einzuwirken. 

„Wie der Herr, fo der Knecht.” 

Hierher gehören: Erweckung von Achtung und Liebe für den ermählten 
Lauf, indem derjelbe und feine gründlide Erfaffung als ficherfter Weg, wenn 
ou zu Beicheidenem, doch lohnendem Ziele gezeigt wird, vor Allem praktiſche 
Einprägung des homeriſchen: 

„Immer der Beſte zu fein und vorzuſtreben vor Andern“ 

m jeder Beziehung, ſowohl, was die eigentlid;e Berufsthätigkeit, als auch bie 
aaffige Forderung betrifft; jeder Lehrherr follte jelbft fo hoch fliehen, um in 
lezterer Hinſicht auf den Lehrling anregend zu wirfen, fein Beiſpiel würde 
em meiften nützen. Beftimmte Torberungen an gewiſſe Geſchäfts⸗ und 
Lebensbräuche oder Gewohnheiten, die jedoch nicht in Imtoleranz und Pedan⸗ 
tere, oder in Despotie und Autoritätsſucht ausarten dürfen, wird gemiß 
Zedermann billigen; dägegen darf nicht einem jungen Menſchen, gefchweige 
dem einem erwachſenen Arbeiter, der Beitritt zu dieſem oder jenem Vereine 
unterlagt werben, während der Arbeitgeber fich öffentlich über höhere Behör- 
ten bellagt, welche dieſes oder jenes Geſetz erlafien, weldes ihn vielleicht ver- 
meimlich ſchädigt oder hoch befteuert; ober wenn fie eine Zeitung, bie der 
Arbertgeber gerne Tieft, verfolgen. — Zeitgemäße Einrichtungen in den Fa⸗ 
brilen zur Aufrechterhaltung der Ordnung haben die Arbeiter längſt ftill- 
Idmeigend fanctionirt; dagegen darf man nicht von dem Arbeiter Ordnung 
erlangen, wenn man, rüdfiht8los, ihm zum Aufbewahren feiner leider, die 
er auf dem Gange zu und von der Fabrik trägt, den nöthigen Raum ober 
bie Nögel zum Aufhängen verjagt oder nicht freiwillig gewährt. 

Dieſes Thema könnte aus der Praxis heraus bis ind Unendliche aus- 
gedehnt werden, da, wie Bogumil Golg, leider ſehr zutreffend, fagt: 

„Don dem Berbum ber Freiheit begreift Jeder nur den Anfang: „ich 
fin fra" — Das „Du, Er, Wir, Sie find frei” bleibt uns im Halle 
Neden oder iſt gar nicht in der Bruft vorhanden.” 

Zmweitend würde es Sache der Arbeitgeber fein, durch Unterftügung 
reid. Einrichtung von Unterrichtd-Anftalten, ſowohl in techniſcher wie allge 
meer Beziehung, zur Ausbildung der Arbeiter beizutragen, 

Da die Arbeitgeber jedoch, wie ad 1 auögeführt, ihre erziehende Thä⸗ 

apfeit ſchon Längft als unbequem aufgegeben haben, ſo läßt ſich auf dieſem 

Rbiete nach den biäher gemachten Erfahrungen wenig oder gar nichts er⸗ 

keiten. Es ift auch bequemer und einträglicher, über die Unwiſſenheit, Un- 

moralität ımd Verderbtheit der Arbeiter zu eifern, als durch Mühe und 

Ka feinen eigenen Theil zur Beflerung und Beſſerſtellung der Geichmähten 
zutragen. 

Andererjeitd find die Arbeitgeber zu ſehr Kaufleute, ja zu ſehr von 
derrihgeläften durchdrungen um in dem Arbeiter etwas Anderes als „Mittel 
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zum Zweck“ zu erblicken. Für die „Herren“ iſt der Arbeiter eben nur 
„Waare“ oder „Untergebener“, jedoch nicht Staatsbürger, Mitmenſch oder 
Nächſter, den er lieben ſoll, wie ſich ſelber. „Waare“, die er je nad den 
Fluctuationen theuerer oder billiger kauft; „Untergebener“, dem die Staatẽ- 
geſetze zu viel Recht gewähren, und für den er als „Herr in feinem Hau“ 
noch Special-Gefege (Baus: und Fabrik-Ordnungen) fchaffen will. 

‚Wenn bei plöglich eintreffender fchleuniger Arbeit unerwartet Berläng: 
rung der Arbeitszeit beftimmt werden muß, jo ıft dem Folge zu leiften, 
da die Förderung der Arbeit dem Privat⸗Intereſſe vorgeht.“ 

Diefer charakteriftiiche Sag, welcher fich in faft allen Haus: und fahrt: 
Ordnungen findet, fommt nicht nur bet ermachlenen, ſondern auch bei jugend: 
lichen Urbeitern zur Anwendung, da dieſe zu gegebenen Zeiten wohl eben's 
brauchbar aber bedeutend billiger find als die erwachlenen. Bor Allem akt 
ift das der Tall bei Lebrlingen, weil diefen nicht die ſchützenden Gelege gegen 
Ausbeutung ihrer jugendlichen Kräfte zur Seite ftehen, wie den „jugendliche 
Sabrilarbeitern”. 

Die Arbeiter jelber werben erzählen können von Zuftänden, nad) welde 
jugendliche Arbeiter und Lehrlinge bis in die Nächte hinein und ganze Son: 
tage in den Fabrikfälen feftgehalten werden gegen eine geringe Entſchädigung 
die von den Arbeitern, wie von deren Eltern, da diefe fi) in Noth befinden, 
gern eingeftrichen wird. ‘Den Herren Fabrifinipectoren dürften dieſe Zuftin: 
freilich entgehen, da fie Sonntags ſowie Nachts den Arbeitögebäuden weh 
Ihwerlih ihre Befuche abftatten. Lehrlinge, die zn ihrer ferneren Ausbildung 
die Fortbildungs⸗ (Sonntags-) Schulen bejuchen wollten, mußten dieſen Be 
ſuch periobenmweife aufgeben, um de8 Sonntags zu arbeiten. In einem and: 
ren Geſchäft erlitt ein junger Menſch (Lehrling) von 14 oder 15 Jahren 
eine körperliche Züchtigung, weil er auf Anrathen feines Vaters fich weigert, 
als Schriftfegerlehrling bis in der Nacht um 2 Uhr im Gefhäft zu verbla 
ben, um dafelbft Zeitungen zu falzen. 

Die Buhdruderei-Befiger Leipzig Hatten vor einigen Jahren eine sort: 
bildungs-Schule für Lehrlinge errichtet, in welcher denſelben Unterricht in 
Sprachwiſſenſchaften und anderen Disciplimen ertheilt werden ſollte. 

Nachdem die Xehranftalt zwei Jahre angeblich „ſegensreich“ beitar: 
ben, kam die Ausjperrung der Buchdrucker in Leipzig (1873). Man fütırt 
die Schule, um die Lehrlinge zur Ueberarbeit benugen zu können. Da je 
gleich der Director der Schule abging und dadurch die Beſchaffung eine 
neuen Locals u. f. w. nöthig wurbe, Tieß man es auch nach der Arbeitdan: 
ftellung bei der Siftirung bewenden, wenigſtens iſt und bi8 heute Nichts davon 
bekannt geworben, daß man ſich irgend melde Mühe gegeben hätte, die Am 
ftalt von Neuem ins Leben zu rufen. 

Die vorftehend aufgeführten Beiſpiele und Gründe Iaffen wohl kaum 
darauf fchließen, daß durch Arbeitgeber perlönlih oder durch Arbeit: 
geber-Bereine etwas Nachhaltiges in dieſer Richtung gefchehen wird 
oder kann. . 

Noch weniger dürften die Arbeiter Vereine geeignet fein, in bier 
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veziehung helfend einzugreifen. Für's Erſte haben fie mit ihren eigenen Mit- 
gliedern, falls fie auf Ausbildung derſelben Werth legen, vollauf zu thım. 
verner aber iſt nicht zu Iengnen, daß alle Arbeiter: reſp. Gewerkſchafts⸗Ver⸗ 
ee neben ihren inftructiven Beftrebungen auf beftimmte Agitationen für die 
Einancipatton des Arbeiterftandes ihr beſonderes Augenmerk richten. Der 
rane Parteimenſch könnte wünſchen, die Lehrlinge fo früh wie möglich mit 
dem Weſen und den Tendenzen diefer Vereine befannt zu machen, um ſich fo 
ki Zeiten gute Parteigänger zu erziehen. Im Intereſſe der Lehrlinge wäre 
dies nit zu wünſchen, pa fie für ſolche Beftrebungen erft dadurch reif werben, 
daß fie Die Lehrzeit und das ihnen während derfelben Gebotene dazu benugen, 
um ſich zu tüchtigen Arbeitern nach jeder Richtung bin auszubilden, die dann 
ih fpiter nach der einen Seite bin nicht überfchägen, nad) der anderen Seite 
aber ihre Forderungen auf jeven Einwand Hin- rechtfertigen und motiviren 
fönnen. Um dies zu erreichen, iſt e8 aber eben nöthig, in ihrem zarten Alter 
ihnen nur das aufzubirden, was fie tragen und ertragen fünnen, was ihrem 
Begriffsvermögen erreichbar iſt, daß man fie nicht überlade; daß man fie nur 
zu dem anbalte, was bei der Anſchauungsweiſe von ihrem neuen Berufe als 
rorläufig zu erreihen fi ihnen aufvrängt. Hat der junge Mann erft 
einen Ueberblid von dem Allen, was nothwendig ift, um in feinem neuen 
Berufe vorwärts zu kommen, fühlt er dagegen jest ſchon eine Leere, einen 
Mangel an diefen nothwendigen Kenntniſſen, fo wird es leicht fein, ihn für 
den Befuch von Unterricht8-Anftalten zu beftimmen, wenn ihm derjelbe foften- 
[68 und ohne zu große Unftrengung feiner körperlichen und geiftigen Kräfte 
gebeten wird. 

Wohl könnten Arbeitgeber- und Arbeitnebmer=-Bereine ges 
meinſam auf dieſem Felde operiren, durch gemeinfame Leitung, gemeinfame 
Koften u. |. mw. ſolche Inſtitute im Intereſſe ſowohl der jungen Leute wie des 
gemeinfamen Berufes ſchaffen und pflegen, wie ſolches ſchon in Oeſterreich 
und der Schweiz theilweiſe geſchieht. Die vorweg angeführten Beiſpiele laſſen 
aber auch hierbei feinen Nuten erfehen, da, wie gelagt, die Lehrherren ein 
warmes Herz für die Ausbildung ihrer Lehrlinge nicht haben. Ihnen ge 
nügt, dem jungen Menſchen die notbgedrungenften Hanbgriffe zum „Arbeiten‘‘ 
feizubringen, um dann dur Bietung von Gelbprämien ein möglihft hohes 
Quantum billiger Arbeit zu befommen. Schlägt ein folder Lehrling nicht 
an, fo hat man für fein geringes Koftgeld in den wenigen Jahren ber Lehr⸗ 
"at immerhin bei irgend welcher Beſchäftigung den Lehrling angeftrengt, feine 
Procente beransgefchlagen und — nach der thatfählihen Weußerung eines 
ſolchen Lehrherrn — wenn er nichts gelernt hat, und feine Lehrzeit ift um, 
derm läßt man ihn laufen, da er doch zu Weiteren nicht zu gebrauchen iſt. 

Ein anderer Hinderungdgrund wäre der, daß die Arbeitgeber ihren 
Arbeitern wohl nicht Das Recht der Mitverwaltung zugeftehen würden. Es 
ift dies Teinesweges zu viel behauptet, da die Erfahrung diefelbe Thatſache 
auf dem Gebiete des gewerblichen Hilfskaſſenweſens documentirt bat. Die 
Arbeiter würden aber ganz befonders darauf dringen müflen, bei Einrichtung 
und Verwaltung folder Inſtitute ein entſcheidendes Wort mitzureden, da die 
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Arbeiter wiederum darüber zu wachen Hätten, daß die Verträge von ben 
Principalen nicht gebrochen werden; da ferner es ſich Häufig findet, daß ſei⸗ 
tens der Arbeitgeber Leute in die betreffenden Verwaltungen gewählt werben, 
die Alles verfteben, nur das Geſchäft nicht, welches fie betreiben und jomit 
auch nicht — wie allerding8 der praftiiche Arbeiter — im Stande find, über 
Einrichtungen zu befchließen, die zum Wohle und Nugen der Lehrlinge und 
des Berufes erforderlich find. 

Die ın fat allen größeren Städten beftehenden fogenannten Hand: 
werker-Vereine oder auh Bildungs-VBereine u. ſ. w. nehmen junge 
Leute mit dem 17. Lebensjahre auf, bieten ihnen Vorträge, Lectüre und all 
gemeinen wie fachwiſſenſchaftlichen Unterricht; ferner Gelegenheit zu gejelligen 
Umgang unter Aufjiht von Borftandömitglievern reſp. unter Betheiligung der 
Familien. Hier wäre leicht eine Einrihtung zu treffen, ‚jüngeren Perjonen 
Betheiligung am Unterricht, an der Bibliothek und — wie Died ja fchon that- 
ſächlich geſchieht — an den gefelligen Bergnügungen zu gewähren. Bon einer 
Theilnahme an ten fonftigen Berfammlungen, an den Vorträgen und Discuffionen, 
wie died von Einigen ſchon gewünfcht wurde, möchten wir auch bier aus den 
Ihon oben angeführten Gründen entichieven abrathen; um fo mehr, ba ge: 
rade diefe Vereine bei der verjchiedenartigen Zuſammenſetzung ihrer Element: 
und der damit zufammenhängenden oder fi daraus ergebenden gemilchten 
Nahrung ihren Echülern oit eine halbe, Biertel-, Achtels oder vielleicht nur 
Bierundjechzigftel-Bildung geben, durch diefe ihnen aber ihre ‚ganze Beſcheiden 
heit nehmen, die den wahrhaft Unterrichteten im Hinblid auf das, was ihm 
immer noch zu erftreben bleibt, niemals verläßt. Daraus ergiebt ſich denn 
das in heutiger Zeit fo üppig wuchernde Theoretiſiren, das mit feinenhalb: 
verdauten Allapotrida-Rudimenten oft komiſch wirkt," aber doch auch feine 
ſehr ernfte Eeite hat, und dahin führt, um wieder mit Knigge zu reden: 

„Menſchen zu fchaffen, deren Phantafie mit ihrem gefunden Menichen: 

verftand unzlichtigen Umgang treibt.” 


ID. 


Wie kann Die Gefeggebung fördernd und anregend oder zwin: 
gend einwirken? 


Der Geſetzgebung allein it es vorbehalten, bier die Dämme anzulegen, 
welche dem Ueberhanpnehmen ver in den beiden erften Abfchnitten behanbelten 
Uebelſtände wirkſam Einhalt gebieten können. 

Daß vor Allem die Schonung der jugendlichen Arbeitskräfte nothwendig 
ift, ift wohl aus den Kreis-Erſatz⸗Liſten genügend zu erſehen. ALS femere 
Beifpiel fegen wir die Sterbe-Statiftit zweier Berliner Gefellen = Kaffen auf 
zwei Jahre nach ihren amtlihen Rechnungs-Abſchlüſſen hierher, und bitten, 
auf die Alterögrenze der Sterbefälle genau zu achten: 
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A. Scmeidergefellen-Raffe. 
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B. Kucdrucer-Gehilfen-Bafe. 
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Der Ertract diefer Tabelle flellt fi folgendermaßen heraus: 
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SE lee d 
_ Schneidergefellen 1,37 | 76,09 , 2,44 | 48,53 | 1,90 | 59,65 
Buchdruckergehilfen 1,87 | 61,58 | 2,41 | 52,50 | 2,12 | 57,52 





Daß im Jahre 1871—72 eine unverbältnigmäßig hohe Zahl von 
Sterbefällen tiber 35 Sabre hinaus vorgelommen find, findet jeine Crflärung 
ın vorftehender Tabelle, wenn wir berüdfichtigen, daß in genanntem Jahre 
in Berlin die Pocken-Epidemie graffirte. Wir finden bei der Schneibergejellen- 
Kaffe 509%, der Boden= Sterbefälle über 35 Iahre; während die Poden- 
Sterbefälle zur Gefammtzahl der Sterbefälle 29,412 0), ausmachen. Hierbei 
iR noch beſonders zu berüdfichtigen, daß fich gegen 1868/69 die Mit- 
gliederzahl um 16,716 %/, verringert hat. 

Bei den Buchbrudern zeigt fih nun ein gleiches Verhältniß nicht; indeß 
zeigen uns bier die Zahlen, daß trotzdem das Verhältniß ber Sterbefälle 
Be nr Jahren bei entfprecpenb erhöhter Mitgliederzahl ziemlid) das gleiche 
geblie 

Schriften XL — Weber Sehrlingeweſen. 6 
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Meberfiht ver Boden- Sterbefälle pro 1871/72. 
a. bei der Schneidergefellen- Aranken- Kaffe in Kerlin. 


bis über 
Jahre 20 25 30 35 40 45 50 55 60 65 70 70 Summa 
Zahl der | 
Tiefe 2 329393 19302 1 — 2 
b. bei der Suchdrncergehilfen-Raffe in Kerlin. 
bis über 
Sabre 20 25 30 35 40 45 50 55 60 65 70 70 Summa 
Zahl der 
Strbkfle 1112 — — — 1 — — — — — 5 


Doch haben die Krankheiten hier augenblicklich keine Bedeutung; uns 
genügt, gezeigt zu haben, daß von ben Mitgliedern zweier Gewerke ein be: 
deutender Procentfag im ganz jungen Jahren dem Staate durch den Tod 
entzogen wird. Haben wir auch feine Hülfsmittel, um beweiſen zu können, 
wie viel an diefen Mifftänden der frühe und bedeutende Berbraud von jugend: 
Tihen Arbeitöfräften verfchulbet, fo wird man doch nicht fehl greifen, hierauf 
den größten Theil diefer Mißſtände abzuwälzen. 

Eine gleiche Beweiskraft in Bezug auf das Unterrichtsweſen fteht uns 
leider augenblicklich ebenfalls nicht zu Gebote. Wir hoffen indeß, daß andere Gut- 
achter fie in den Kreis ihrer Betrachtungen ziehen werden und erlauben und nur 
noch die Bemerkung, daß wir der Anficht find, eine genaue Feſtſtellung Lafle 
fi hier faum erzielen, indem man für den Grab der Bildung feinen General- 
nenner bat, eine bloße Aufzählung der ſog. Analphabeten jedoch auch nicht nur 
annäberungsweife ein brauchbares Material liefern kann. 

Der Geletgebung blieben zur Ausführung der erforderlichen Maßregeln 
zwei Wege. Erſtens: der Erlaß von Ausführungs-Gefegen oder Orts-Sta⸗ 
tuten, wie fie im 8. 142 der Reichs-Gew.Ordn. generell, in 88. 23, 106 
a. a. O. fpeciell vorgeſehen find; oder zweiten® durch Erlaß befonderer Ges 
fee über die gegebene Materie. | 

Wir betätigen uns hier hauptſächlich mit dem zweiten Punkte. 

Die Geſetzgebung könnte in Ausführung der Beitimmungen Tit. VL, 
VII fog. „Arbeits⸗Aemter“ einfegen, die dann, ähnlich wie die Handelskam⸗ 
mern mit Induftries, Handeld- ꝛc. Berbältniffen fich bejchäftigen, ſich mit ben 
Arbetter- Angelegenheiten vollftänbig vertraut zur machen hätten. Durch ſtati⸗ 
ftifche Erhebungen, durch offictelle Meittheilungen derſelben an die Regierungs- 
behörden, durch äffentliche Publikationen endlich könnten fie Zeugnig von ihrer 
Thätigfeit, von ihrer Nothwendigkeit und von ihrer Unentbehrlichkeit geben. 
| Zwar wird man und einwenden, daß das, was wir eben als Wunſch 
ausgeſprochen haben, heute ſchon durch die. Handelskammern geſchieht. Wir 
erlauben uns darauf Die Aeußerung, daß die Elaborate der Handelskammern 
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fih äußerfi wenig mit ben beregten Angelegenheiten befchäftigen, baß aber, 
mo fie es dennoch thun, es in einer den Arbeiterftand geradezu ſchädigenden 
Beile geſchicht. | | 

Bir werben verſuchen, an einigen Beiſpielen den Beweis bieler Behaup⸗ 
tung zu flatuiven. 

Da wird in „Preußiſche Statiftil. Amtlihes Quellen: 
wer. Nach den Berihten der HandelSfammern und kauf— 
männijhen Corporationen“ XL pro 1865 aus Stolberg ge 
Ihrieben: 

„Die geſetzliche Beſchränkung der Arbeitszeit für jugenvliche Arbeiter 
erſchwert unferer Induſtrie, namentlich der Glasfabritation und ber Streich 
garn-Spinnerei, die Concurrenz mit dem Auslande, welches derartige Hemm⸗ 
niffe nicht Fennt. Der durch die Handelöverträge angebahnte größere inter- 
nationale Verkehr erheiſcht eine Reviſion des bezäglichen Geſetzes.“ 

Daſelbſt XX. pro 1867 wird aus Aachen. berichtet: 

„m Frankreich und Belgien werden. faft in allen Gefängniflen Hand⸗ 
ſchuhe genäht, wodurch ber Nählohn ſich dort viel billiger flellt. Cine gleiche 
Einribtung in Preußen wird empfohlen.” Ä 

Dofelbft XL pro 1865: 

„Aachen: Wieverbolt macht die Kammer auf die Folgen aufmerlfam, 
welde in ihrem Bezirk Die rigorofe (!) Ausführung des Schulzwanges und 
der geſetzlichen Beftimmungen über die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter in 
den Fabriken veranlaft hat... . . . Sie befürwortet, daß die Schulpflicht 
der zwölfjährigen jugendlichen Arbeiter fiftirt und für ihren Bezirk (I) die 
Arbeitszeit allgemein und unbedingt auf 10 Stunden täglich ausgedehnt werde.” 
Nach Angaben in demjelben Jahrgange beichäftigt Aachen (ca. 57,000 Ew.) 
320 jugendliche Urbeiter von 12—14 Jahren, und 1860 folder Arbeiter 
von 14—16 Jahren. 

Daſelbſt XIII. pro 1866 ermeuerter Antrag aus Aachen um Ber: 
mmderung der Schulpflicht der arbeitenden Kinder. 

Dafelbft XXIL pro 1868 wird von Aachen fogar zweimal, ©. 30, 
34, die Aufhebung der Gftlindigen Arbeitszeit fir Kinder von 12— 14 Yab- 
en gewünſcht. 

Auch die Plauener Handelskammer richtete 1872 an die Sächſiſche 
Regierung einen Antrag, dabin zu wirken, daß in der Reih8-Gewerbe-Orb- 
nung die Erhöhung der Arbeitözeit von 6 auf 7 Stunden pro Tag für 
Kinder von 12—14 Jahren; von über 10 Stunden fiir junge Leute von 
14—16 Jahren; daß die Vorſchrift wegen Bewegung in freier Luft an bie 
Möglichkeit der Ausführbarfeit gefnüipft; daß der Beginn der Arbeitözeit 
um %, Stunde früher (alfo um 5 Uhr) angelegt, und daß endlich Die Sonn: 
t098- und Feſttagsarbeit, ſowie der Ausfall des Katehumenens und Confir- 
manden · Unterrichts geftattet werde. 

EEs iſt num manniglich bekannt, daß in England zu Gunſten ber Arbeiter⸗ 
llerung eine bedeutend energiſchere Geſetzgebung und weit rigoroſere Durch⸗ 
6* 
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führumg derſelben gehandhabt wird, ſowohl in Bezug auf dieſe Frage wie 
auch auf die Frauen⸗ und Mädchen-Arbeit; daß auch die Arbeitslöhne nicht 
nur poſitiv, ſondern auch relativ höher find. Die Concurrenzunfähigkeit unferer 
Induſtrie iſt demnach wenigſtens noch mit in anderen Urſachen zu ſuchen, 
3. B. im Markenſchutz, Patentgeſetzgebung, Zollgeſetze, und vor allen Dingen 
in den günftigeren Capitalverbältnifien u. dgl m., was denn aud) in andern 
Handelöfammerberichten zugeftanden wird. 

Auch das Unterrichtsweſen wird nicht beffer behandelt. 

Die Verbeſſerungswünſche reſp. Anträge betreffen Hochſchulen, Gymnaſien, 
Realſchulen (Berechtigung zur Ertbeilung des Zeugniſſes zum Einjährigfrei⸗ 
willigen-Dienft), Handels“, Navigations- und Gewerbeſchulen — und ganz 
ſchüchtern gedenkt man — fern von dem geräuſchvollen Treiben — in irgend 
einem idylliſchen Winkel einmal der Bürger- oder gar der Vollsſchulen, der 
Fortbildungs- und Handwerkerſchulen. Oder man redet auch einmal der 
Verkürzung der Arbeitözeit das Wort; aber nicht im Intereſſe des Arbeiters 
oder des Schulbeſuchs der Jugend, — fondern im Intereſſe des eigenen Geld» 
beutel8, im Intereſſe der höheren Leiftungsfähigkeit der Arbeiter, der Induftrie 
(vgl. XIII. pro 1866 ©. 30 Gladbach). 

Die Handelsfammern vertreten überhaupt nur locale, fogar bivergirende 
Intereſſen. So wird 3. B. in XX. pro 1867 auf S. 29 die Einführung 
der Zuchthausarbeit von Aachen beantragt; dagegen wünſchen Iferlohn und 
Elbing veren Befeitigung; in XXII. pro 1868 S. 30 wiederholt Sfer: 
Lohn feinen 1867 geäußerten Wunſch; ihm fchließt fih Neuß an, wäh— 
vend Hannover Über Aufhebung der Zuchthausarbeit klagt. 

Aehnlich verhält es fi mit den Staatögewerben. In XIII. pro 1866 
©. 32 wünſchen mehrere Kammern Monopol-Aufhebungen, während man 
folde in Saarbrüden (Kgl. Steintohlen-Gruben) nur bedingt zugeftehen 
wiirde; an einigen Orten plaidirt man für Einführung der Staatögemerbe 
( Eifenbahnen), an anderen Orten fordert man deren Beſeitigung (Salz, Zum: 
pen u. f. w.), nicht ſich danach richtend, wie es für das Wohl des Geſammt⸗ 
ſtaates paßt, fondern, wie e8 der augenblidlihe Vortheil des betreffenden 
Drte8 und deſſen Induftrie erheiſcht; jo daß die Landesvertretung für jeden 
Kirchthurm alljährlidy zwölf beſondere Gefege machen könnte. 

Wir glauben genügend dargethan zu haben, daß die Handelskammern 
weniger an allgemeine Intereſſen der Staatsbürger denken, als an wohnliche 
Einrichtungen des eigenen Hauſes mit Nichtbeachtung des Arbeiterſtandes, ja 
daß fie geradezu ſich oder dem durch fie vertretenen Handelsftand Annehm⸗ 
Iihleiten auf Koſten des Arbeiterftandes zu verichaffen fich beftreben. Und 
wie die Landwirthſchaft vor einigen Jahren eine befondere Vertretung inner- 
halb ver Legislative verlangte, fo kann man dem Arbeiterftande wohl eine 
Vertretung außerhalb der Geſetzgebung — wie dem Hanbelöftande — zum 
Bortheil des ganzen Staatsgemeinwohls geftatten. 

Den Arbeit-Aemtern könnte ferner aufgegeben werben, für gewilfe Zweige 
der Arbeiter-Gefeßgebung (Vertrags- reſp. Kuͤndigungsweſen, Lohnſätze, Ar: » 
beitszeit, Schug-Borrichtungen zur Erhaltung der Gelundbeit, Lehrlings⸗ und 
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Prüfungsweien, Hilfslaſſenweſen u. ſ. w. u. |. w.) Normativ⸗Beſtimmungen 
aufzuftellen, und bie Ausführung berjelben, ſowie ber Beftiunnungen ber 
übrigen Geſetze durch eigens einzufegende Beamte zu überwachen. Sie wür⸗ 
den alfo zunächſt die in der GewerbesOrbnung vorgefehenen Orts-Statuten 
zu entwerfen haben, wenn ihnen nicht durch geeignete Vertretung in ber Ge: 
meinde = Behörde noch weitere, ſelbſtändigere, Machtbefugniſſe eingerämmt 
werben fönnten, 


Die Zufammenfegung der Arbeits-Aemter dürfte jedoch nur zu gleichen 
Theilen aus Arbeitnehmern und Arbeitgebern geſchehen, va es fid bier um 
weientlih andere Dinge handelt, als bei den Handelskammern. 

Sollte die Ausführung dieſes Vorſchlages, alſo die Ereirung von „Arbeits: 
Aemtern“, jedoch auf Hindernifie ftoßen, oder fi}, wie fo viele verſprochene 
oder erwartete Gejege, in die Länge ziehen, jo wäre vor allen Dingen eine 

Tiche Uenderung der jetigen Gewerbe⸗Ordnung zu erftreben, melde da⸗ 
bin geht, daß die Beſtimmungen ver SS. 127 bis 139 in ihren generellen 
Feſtſetzungen aud auf die Lehrlinge ausgedehnt werben. 

Wir fegen die bauptfächlichften, die Lehrlinge berührenden Beſtimmun⸗ 


gen hierher: g j 
2 21. Juni 1869 „ .. 
Die Reichs· Gewerbe⸗Ordnung vom 16. Aprit 1871 beftimmt . 


88. 105 - 108. Berhältniffe der Sefellen, Gehilfen und 
Lehrlinge im Allgemeinen: 

8. 106: „Die nad den Landesgefegen zuftändige Behörde bat darauf 
zu achten, daß bei Beſchäftigung der Lehrlinge gebührende Rückſicht auf Ge— 
ſundheit und Sittlicleit genommen und venjenigen Lehrlingen , welche des 
Schul: und Religions-Unterricht8 noch bedürfen, Zeit dazu gelaffen werde. — 
Durch Orts-Statut (8. 142) können Gefellen, Gehülfen und Lehrlinge, fofern 
fie das 18. Lebensjahr nicht überichritten Haben, oder einzelne Klaſſen derſel⸗ 
den, zum Beſuche einer Yortbildungsichule des Ortes, Arbeits und Lehrherren 
aber zur Gewährung ber für dieſen Befuch erforderlichen Zeit verpflichtet 
werden.” 


88. 109 bis 114 jeßen vie Verbältniffe feft der Gefellen und 
Gehilfen insbefondere, weile nah 8 147 auch auf Fabrikarbeiter 
anwendbar find. 

Bon diefen Behtimmungen gelten fir Lehrlinge: $ 108: GStreitig- 
teiten mit dem Lehrherrn betreffend; $ 111. Sofortige Löſung des Lehrer: 
hãlmiſſes Durch den Lehrherrn bei Vergeben des Lehrlings. 
ss 115 bis 126 regeln die Berhältniffe der Lehrlinge insbe: 
andere. 

8. 115: „Als Lehrling iſt jeber zu betrachten, welcher bei einem 
tehrberen zur Erlerming eines Gewerbes in Urbeit tritt, ohne Unterfchied, 
ob die Erlernung gegen Pehrgeld oder unentgeltliche Hülfsleiftung flattfindet, 
oder ob fr die Arbeit Lohn gezahlt wird. — Auf Lehrlinge über 18 Jahre 
— bie Beſtimmungeñ der 88. 106, 116, 117 und 119 keine in⸗ 

ung. 
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88. 116, 117 handeln von ben Formen ber zeitweiſen Entziehung des 
Rechtes, Lehrlinge zu balten. 

8..118: „Der Lehrherr muß fi angelegen fein laſſen, den vehrling 
durch Vveſchafligung und Anweiſung zum tüchtigen Geſellen auszubilden. Er 
barf dem Lehrlinge die hierzu erforderliche Zeit und Gelegenheit durch Ber: 
wendung zu anderen Dienftleiftungen nicht entziehen. Der Lehrherr muß be 
müht fein, den Lehrling zu Arbeitſamkeit und zu guten Sitten. anzubalten und 
vor Laftern und Ausſchweifungen zu bemahren.“ 

Demgemäß unterwirft 8. 119 den Lehrling der väterlichen Zucht bes 
Lehrherrn. 

88. 120 bis 125 enthalten Formen über Schließung und Löſung des 
rar seh deſſen Folgen. 

121 Abf. 1: „Wider den Willen des Lehrherrn kann das Verhält⸗ 
niß aufgehoben werden, wenn ber Lehrherr die ihın nach 8. 118 obliegenven 
-Berpflichtungen gröblich vernadhläffigt ‚oder das Recht der väterlichen Zucht 
mißbraucht “ 

8. 126 ſchafft Ausnahmen fir Apotheter und Kaufleute, jedoch mit er⸗ 
neuter Ausnahme des 8. 106 Abi. 2 

8, 148 Nr. 9 endlich ſetzt eine Strafe bi8 zu 50 Thlen. event. 4 Wochen 
Gefängniß auf die Uebertretung bed. 8. 118 

Wir kommen jest zu dem ungleich wichtigeren Abſchnitt: et bält- 
niffe der Fabritarbeiter: SS. 127 bi8 139. Ohne der vielen For: 
men zu gebenfen, wollen wir bier nur bie harakteriftilchen Unterjchiede zu dem 
vorhergehenden Abſchnitte, Lehrlinge betreffend, marfiren. 

88. 127 beftimmt, daß die SS. 105 bis 114 aud auf Fabrikarbeiter 
Anwendung finden. 

8. 128 jet feft: 

in daß Rinder unter 12 Jahren in Fabriken nicht befchäftigt werden 


daß Kinder vor vollendeten 14. Lebensjahre täglich nur 6 Stunden 
arbeiten bilrfen und einen täglichen breiftändigen Unterricht erhalten follen; 

3) daß junge Leute nach zurücdgelegtem 14., jedoch vor vollendeten 16. 
Lebensjahre, nicht über 10 Stunden arbeiten Dürfen; 

4) daß bei NaturEreigniffen und Unglüdefälen die Ort8-Polizei-Be- 
hörde auf 4 Wochen die tägliche Arbeitögeit um 1 Stunde (allo 7 vefb. 11 
Stunden) erhöhen kann. 

$ 129 garantirt den jugendlichen Arbeitern: 

1) täglich eine zweiſtündige Pauſe, und innerhalb dieſer 

2) die Bewegung in freier Luft; 

3) beſchränkt er die Arbeitszeit von 5%/, Uhr früh bis 8/, Uhr Abends; 

4) verbietet er die Arbeit an Sonn⸗ und Feiertagen. 

8. 132 enthält dann Beitimmungen über Fabrik⸗Reviſionen (durch die 
log. Fabril-Infpectoren) cfr. S. 11 des Preuß. Gef. vom 16. Mai 1853 
nebft Eircular-Berfügungen vom: 18. Auguft 1853,..12.. Auguft 1854... 

3. 150 fett endlich hinſichilich der Uebertretung der 88. 128, 129 (An 
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melvungsformalitäten) Strafen feft, die in ihrer höchſten Potenz in Entziehung 
der Berechtigung zur Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter, für immer, befteben. 

Es fpringt bei Bergleihung dieſer Beſtimmungen in die Augen, daß, 
ebenfo beſtimmt, ar und feft die Beziehungen der jugendlichen Arbeiter präci⸗ 
ſirt find, ebenfo unflar, dehnbar und verſchwommen die Beftimmungen über 
die Lehrlinge fi ausnehmen. Da nad der Gemwerbe-Orbnung ein Un⸗ 
terſchied zwiſchen „Wabrilarbeitern” und „jugenblichen Arbeitern” überhaupt 
nicht gemacht ift, jo war es nöthig, vie 88. 105 bis 114 fir die Verbält- 
niffe der männlichen Fabrikarbeiter zu ftatuiren, was durch 8. 127 geichehen 
it. Derſelbe 8. 127 vergünftigt jedoch den jugendlichen Arbeitern die Bor- 
tbeile der SS. 105 bis 108, in specie$. 106 und mit biefem 8. 148 Nr. 9. 
Während aljo die Babrifarbeiter alle übrigen Vortheile genießen, die bie 
Gewerbe⸗Ordnung den Arbeitern überhaupt zumwendet, find die Lehrlinge 
wie von einer chinefiichen Dauer umgeben, dur 8. 115 als gänzlich exclufive 
Kaffe hingeſtellt. Durch die verichtebenartigften Preußiſchen Ausführungs- 
Geſetze: Negulativ vom 9. März 1839, Geſetz vom 16. Mai 1853, und 
die beiden Circnlar-Verfügungen vom 18. Yuguft 1853 und 12. Auguft 
1854, fowie in Sachſen durch die Anweifung zur Ausführung der Gewerbe- 
Ordnung $. 49, find diefe Unterſchiede noch mehr firirt, noch haltbarer ge 
worden. 
Endlich Yäßt auch 8. 127 durch Herüberziehung des $. 106 die Straf- 
vorfchrift m S 148 Nr. 9 für Vergehen gegen die Beftimmungen über ju⸗ 
gendliche Arbeiter zu; dieſe beftebt in Geloftrafe bis 50 Thlr. “Die in ber 
alten Preußifchen Gewerbe-Orbnung 8. 129 fo wirkſame Strafandrohung ber 
Entziehung der Befugniß zum Halten von Lehrlingen ift für dieſe aufgeho- 
ben, zum Schute der jugendlichen Arbeiter jedoch beibehalten morben. 

Es iſt nun abſolut nicht einzufehen, welche Gründe hier geltend gemacht 
werden fünnen, 

daß Lehrlinge von 12 bis 14 Jahren täglich 10 und mehr Stunden, 

daß fie ferner de8 Sonn: und Feiertags arbeiten ſollen; 

daß fie des täglich dreiftündigen Unterrichts verluftig geben follen; | 

daß ferner 14= bis 16jährige Lehrlinge über 10 Stunden täglich, und 
zwar über 81/, Uhr Abends hinaus, | 

daß auch fie des Sonn= und Feiertags arbeiten follen; 

daß fie täglich Die 2ftündige Paufe und die Bewegung in freier Luft 
entbehren follen ; 

daß endlich die Fabrikinſpectoren nicht auch die Verbältnifle der Lehr⸗ 
linge in den Kreis ihrer Beobachtungen ziehen follen ; 

daß mit einem Worte die Lehrlinge nicht alle die geſetzlichen Schuß- 
rechte genießen follen, welde für die mit ihnen ſich in gleihem Alter, auf 
gleicher Culturſtufe, ja in gleicher gefellichaftlicher Lage befindlichen „jugend= 
lichen Arbeiter” feftgefegt find und gehandhabt werben. 

Bon Ddiefen Erwägungen ausgehend beichloß der IV. Deutihe Buch⸗ 
drudertag zu Dresden am 21. bi8 26. Juni 1874, bei dem ‘Deutichen Reichs⸗ 
tage eine Petition einzureichen, welde eine Abbülfe in der oben angebeuteten 


.88 Ganguin. 


Richtung anbabnen, event. die in ber Gewerbe⸗Ordnung vorgefehenen Orte- 
Statuten zur Ausführung zu bringen anregen foll. 

Die Petition, ſowie der etwa einſchlägige Su, find zur Zeit 
nod nicht fertig geftellt umb werben noch im Sommer d. 9 ‚ aldeinen umd 
eingereicht werben. 


W. 


Die auch auf die Lehrlinge zum Theil ausgedehnte over ſtillſchweigend 
übergegangene wirtbichaftliche und politifche Freiheit hat dieſelben in gewiffer 
Beziehung auf einen gefellihaftlih höheren Standpunkt gehoben, der — wenn 
von ibnen falſch aufgefaßt — als ein Rückſchritt in Cultur und Moral be: 
‚zeichnet werben Lönnte.. Dagegen haben die Lehrlinge durch Auflöfung des 
—— * Verhaͤltniſſes wie durch den immer mehr um ſich greifenden 
Fabrikbetrieb der Induſtrie die nöthige Stütze für ihre gewerbliche Erzie⸗ 
hung eingebüßt; die Lehrherren haben das Intereſſe für einen Menſchen ver 
loren, ver nicht mehr — mie früher — Glied der Familie, ſondern ein frem⸗ 
der Menſch ift, der die Arbeitöftätte benugt, um am Tage ein Unterkommen 
a haben, um Gelb zu verbienen, um fein Leben durch höchſte Anfpannung 
Feiner jungen, unentwidelten Kräfte — Berwerthung feines einzigen Ca— 
pitals, wie die Freihandels-Schule e8 nennt — zu friften. 

ben aber die Lehrherren dieſe ihre erziehende Thätigleit einmal aufge: 
geben, fo tft nicht zu erſehen, wie Urbeitgeber-Bereine bier trgendivie praktiſch 
eingreifen kͤnnen. Die Entwidlung der Induſtrie zur Welt-Inbuftrie, zum 
BelteBandel läßt Fabrikanten und Kaufleute nicht mehr in den engen Rab- 
men des früheren Gewerbes zurüdtreten, und damit fallen auch von jelbfi 
die Bedingungen des alten Lehrlingsweſens. 

Arbeiter-Bereine find ihrer mehr oder weniger beftructiven, theoretifiren: 
ben Tendenzen wegen, deren fie fich bei allem guten Willen nicht immer ganz 
erwehren können, bie aud fir Männer unter einer bejonnenen Anwendung 
eine Nothwendigteit fein können, auf junge, unerfahrene Leute jedoch nur be: 
moralifivend wirken müſſen, — ebenfowenig geeignet zur Anbahnung refp. 
Erhaltung fördernder Iuftitutionen ; ihnen fehlen Mittel und Zeit, wenn auch 
ber gute Wille hier vorherrſcht, denn gut erzogene, wohlaußgebilvete Lehr: 
linge find ſpäter die ſchönſte Zierde, die kräftigſte Stüge der Vereine. 

Beide Bereinigungen, wenn fie zu dieſem Zwecde zulammengeben wollen, 
haben aber auch nicht die Kraft, nit den Muth, noch das gegenfeitige Zu: 
trauen, um an folgen Inſtitutionen nachhaltig zu arbeiten, da — mag man 
darüber denken, wie man will, mag man es beflagen, mag man es bezweifeln 
ober beftreiten, der Beweis liegt aller Stunden zu Flar zu Tage — ba bie 
Grundlagen ihrer jeweiligen Eriſtenz darauf beruhen, daß fie in fteter Feind⸗ 
ſchaft gegeneinander Teben, daß fie — heute durch einen glüdlichen Zufall vereint — 
fih bei der nächften Gelegenheit wieder neweiten „ fih mit verſteckten 
Ranchnen entweder das Leben ſchwer machen, in offenem Krieg ſich 
gegenſeitig jo lange bekämpfen, bis einer von iemen wieder auf unbeſtinunte 
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en nen ben uf auf den Naden fest, ihn durch ſein 

8 

Somit bleibt nur übrig, daß ber Staat eingreift und Gelege ſchafft. 

die e8 ermöglichen, ihn felber, dem Staat, den jungen Nachwuchs fo Lräftig, 

jo intelligent zu machen und zu erhalten, wie es nötbig ift, will er ſich tüch⸗ 
tige Webrträfte, will er fich —** Nährkräfte, brauchbare Soldaten und 

tige arbeitfame und arbeitöfähige Bürger herangiehen 

Um dies zu erreichen, wird vorgeſchlagen, beſondere Aemter einzuführen, 
bie über die einzelnen Verhältniſſe des gewerblichen Lebens Enguöten vorzu⸗ 
nehmen und deren Rejultate zujammenzutragen hätten, woraus dann die 
Geſetzgebung ihr Material für die zu fchaffenden Staatögejege zu ſchöpfen 
hätte. Diele linterfudungen werben um fo ſegensreicher ausfallen, wenn man 
nicht nach der Lehre vom beicränften Unterthanenverſtande die Angelegenhei⸗ 
ten in — Manier betreibt, ſondern dem zunächſt Vetbeiligten — 
dem Arheiterftanpe in feinen Vertretungen: ben FachVereinen, die, gleich den 
Innungen, Corporationsrechte erhalten müßten — ein freies Wort, eine thä⸗ 
tige Mitwickung an der Beförderung und Entwidlung bes gemerblichen Le⸗ 
bens geſtattet, ihm als gutes Recht ſichert. 

Die Geſetzgebung in dieſer Materie muß durch ihre Praxis in den be— 
treffenden Freien die Ueberzeugung befeftigen, daß fie jedes Recht berielben 
ebenſo —— ſchutze, als jede muthwillige oder gar boshafte Verletzung des 

anderen Theiles ſtreng beſtrafe. Am allerbeſten wäre es freilich, die Geſetz⸗ 
gebung brauchte ſich um dieſes Thema gar nicht zu befümmern, denn erfahrungs⸗ 
mäßig vermehren ſich mit den Geſetzen auch die Uebertretungen, wie mit ben 
Aerzten die Krankheiten; aber leider iſt es ſchon ſehr lange her, daß ein gan 
zes Volk durch die zehn Gebote konnte in Ordnung gehalten erden, und 
ebenfo iſt man leider jetzt überall beftrebt, die Blitze, mit denen fonft Die 
himmliſchen Mächte den Frevler zerfchmetterten oder exzittern machten, in 
irdiſche Hände zu Iegen, welche e bel elben weder zu erzeugen, noch zu ſchleudern 
verſtehen und die Kraft 


V. 


Mit unſerer Arbeit zu Ende, gelangen wir in ben Beſitz einiger Num⸗ 
mern der „Concordia“, in welcher der Hamburger Gelegentwurf zur Ge- 
werbe-Orbnunge- Novelle enthalten ift. 

In ber Einleitung wird betont, und kehrt dieſer Klageruf immter wieder: 
die Leiſtungsfähigkeit und Reiftungswilligteit unfererXohn: 
arbeiter ift feit einer Reihe von Jahren unbeftreitbar zu: 
tüdgegangen. 

Wir haben augenblidlich ebenfo menig Zeit, wie Mittel, eine Contro- 
verje gegen die dort gemachten Ausführungen unternehmen zu fönnen, glauben 
aber, in Vorſtehendem einige andere Gefichtöpunfte angedeutet zu haben, welche 
fl wohl nicht zum geringen Theil an der — übrigend gern zugeftan- 

— Berringerung der Leiftungsfähigkeit der Arbeiter Schuld find. 
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Indeß dürfte es auch wohl nicht zu weit gegangen fein, wenn wir den 
größten Theil diefer Schuld auf die heute im gewerbliden 
Leben herrſchende maßloſe Concurrenz abwälzen. 

Ohne theoretiſtrend hierauf einzugeben, erlauben wir und, nur im einigen 
Fragen Material für die Discuffton dieſes Satzes zu bieten. 

Man frage 3. B. einen Tifchlergefellen, woher e8 fomme, daß eine 
Kommode, vor 50 bis 80 Jahren gefertigt, heute noch, nachdem fie im Laufe 
der Bett mehrere Male von einer Stadt zur anderen, auf Land- und Schie 
nenwegen, transportirt worden ift, feft im Zimmer fteht und der Hausfrau 
nit nur ihren Zweden, fondern auch noch, ohne minder feft zu werben, oder 
geworden zu fein, den jungen Sprößlingen als Turngeräth dient oder ge: 
bient bat? während heute der Tiſchler nach dem erften Transport aus dem 
Magazın nach der Wohnung in legterer bereitö feine Doctorfünfte an ber 
armen balbverftaucdhten Kommode verjuchen muß? 

Man frage einen Schneider, wie e8 zugebe, daß von einer gefauften 
Hofe in der erften Stunde die Hälfte der Knöpfe abfpringen? Nähte der 
Geſelle wirklich fo fchlecht ? 

D nein! Man fehe nur die Knöpfe genauer an, und man findet nur 
2 Löcher in denfelben, währen die Knöpfe aus guter, alter Zeit A, aud 5 
Löcher Hatten; nun iſt es leicht erflärlic, daß, wen der Baden zu wieberbol: 
ten Malen durch 4 Löcher kreuzweis gezogen wird, der Knopf fefler figen 
wird, als dies bei unferen zweilächerigen Knöpfen geſchehen kann. Aber, war 

denn auch hier nur der Snopfmachergefelle zu faul, um 4 Löcher zu machen? 
Ober hält das heutige Eifengarn auch nur annäherungsweiſe einen Ber: 
gleih mit dem früheren Zwirn aus? 

Wenn die „Kölnifche Zeitung‘ heute mit derfelben Präcifion gelett und 
gedrudt werben follte, wie noch vor 20—30 Jahren — wie ftellenmeije auch 
heute noch — ein Werk, ein Buch behandelt wurde: fie könnte thalſächlich 
höchſtens alle 2 oder 3 Tage erſcheinen. 

Die Concurrenz, um fi) zu überbieten: verſchlechterte ſämmt— 
Ihe Materialien, drüdte die Arbeitslöhne, weshalb für 
ſchlechteren Arbeitslohn auch ſchlechtere Arbeit geliefert 
wurde; oder die Concurrenz gab dem Arbeiter nicht mehr 
Die nöthige Zeit, um accurat und tüchtig zu arbeiten, meil 
viel und billig gearbeitet werden mußte. 

Dder find wirklich die heuer in fo erſchreckend großer Zahl vorkommen: 
ben Eifenbahnunfäle und Häufereinftärze u. dgl. m. nur oder überhaupt auf 
bie Leiſtungsunwilligkeit der Beamten oder der Arbeiter zurückzuführen. 

Ueberall hat man feit Jahren über die Fortfchritte unferer Induſtrie 
gejubelt, und jest auf einmal diefe Klage über koloſſalen Rückſchritt? 
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Als zweiter zu belämpfender Grund werben die Arbeitervereinigungen 
rt 


Es iſt bier nicht unfere Sade, eine Geſchichte folder Vereinigungen zu 

iben; aber, will man in den Bereind-Archiven dieſen Gründungen nach⸗ 
ſpüren, jo wird man in 99 von 100 Fällen erfahren, daß die Gründung 
eines ſolchen Bereins— und wir fpredden bier nur von Fach-Vereinen — bie 
Folge der größten Berzweiflung, der fogenannte „letzte Verſuch“ geweſen ift. 
Die leider nicht zu beftreitenden Ausichreitungen, melde bier und ba vorge- 
fommen find, waren fie nicht beroorgerufen dur den maßlofen Haß, melden 
man ſolchen Bereinigungen entgegenbradte? Standen die Arbeiter in ihren 
Vereinen ihren Arbeitgebern etwa anders gegenüber, als ein auflebendes Bolt 
finer Regierung zur Zeit der blühendſten Reaction? 

Als Abhülfe wird endlich ein Geſetz⸗ Entwurf vorgeſchlagen, der fi mit 
der Bildung von Innungen beſchäftigt. 

Hier wirb’in 8. 97 gegen die biöherige Faſſung auch den Arbeitern ber 
Eintritt in die Innung gewährleiftet. 

Corporationdrechte haben die Innungen feit immer befellen, in allen 
Staaten; den Wrbeitervereinigungen nur waren fie verfagt; in jüngfter Zeit 
gewährte man fie den-legteren in einigen Staaten, 3. B. Sachſen, und man 
bat noch keinen Grund zu irgend welchen Klagen gehabt. Im Gegentbeil 
baden diefe Inſtitute wohlthätig auf die Moral wie auf die materiellen Ber- 
hältuiffe der Arbeiter eingewirkt; das Gleiche gilt von der Genofjenfchaftd- 
geſetzgebung, deren zahlreich, lebende Zeugen Kenntniß davon geben, daß alle 
die Befürchtungen, die man bei der Forderung dieſer Gefege ihnen entgegen- 
fegte, in Nicht zerfallen find. 

$. 103 b. fommt unferen vorfiehend über „Arbeits-Aemter“ geäußerten 
Wünſchen entgegen. 

8. 103d. AL 3 flatuirt einen durch Nichts gebotenen, zu Gehäfligkei- 
ten Anlaß gebenden Rang-Unterjchiev, der ohne directe Forderung jedoch in 
praxi wohl überall geübt werben würde. Das Statut der Kranken⸗- und 
Sterbe-Raffe der Berliner Buchdrucker bat eine folde Beſtimmung nod nie 
enthalten und doch Hat bis auf den heutigen Tag ſtets ein YBuchbrudereis 
Beſitzer das Vorfteher-Amt, als Ehrenamt, inne gehabt; die mit Arbeiten 
berfnüpften Aemter befinden ſich in den Händen der Gehilfen. 


Der Gewerbegefeg-Entwurf gebt weiter auf Das Hulfskaſſenweſen über, 
und findet Die Benutzung der Hülfskaſſen als Agitationsmittel inopportun. 

Wir wollen bier einige analoge Beilpiele anführen, um zu zeigen, daß 
nicht ſo etwas gar Verbrecheriſches, ja nicht einmal etwas Neue, von den 
Arbeitern geübt wird. 
Wenn ich aus einem Staatsverbande austrete, oder ausgewieſen werde, fragt 
die Regierung etwa nad meinen langjährig gezahlten Steuern ? kümmert e8 
fe, daß ich im einem anderen Staate die Nechte des Bürgerihumg, der Orts: 
angehörigkeit, der Armenverforgung nicht erhalte, die ich in dem aufgegebenen 
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oder mir geraubten Domicil doch erlangt, mir doch erworben Hatte? a, 
noch mehr?“ Haben denn die Arbeitgeber nicht genau ebenjo gehandelt durch 
Gründung von fog. Haus» und Fabrik Kaſſen, in welde fie fogar mitunter 
nicht eimmal Zufchüffe zahlten ? Wurden Diele Haus- und Fabrik⸗Kaſſen, 
werben die fog. Arbeiter-Wohnungen nicht noch heute dazu benugt, um von 
dem Arbeiter — unter Androhung der Entlaffeng, d. 5. unter 'Berluft ver 
durch gezahlte Steuern erworbenen Nechte an die Haus- und Fabril Kaſſen, 
unter Obdachlosmachung — Alles zu verlangen, was man von ihm erlan- 
gen will: Lohmebuction, Enthaltſamkeit von dieſem oder jenem Vereine, 
Stimmabgabe für diefen oder jenen Kandidaten? Haben bier nicht jo recht 
die Arbeiter von den Arbeitöherren gelernt? Und tft der Grundfag denn gar 
fo verwerflih, dap man in fchlimmen Zeiten auch nur die fennen will, die 
mit und die guten genoften haben? daß man die nicht unterftügen will, wenn 
fie in Notb find, die und in der Roth, in der Zeit der Sorgen und des 
Kampfes verlaffen, ja, die vielleicht ſelbſt das Schwert des Kampfes gegen 
uns geführt Haben? — Garantirten die alten Innungen ihren ausſcheidenden 
oder auögefchlofjenen Mitgliedern etwa auch noch nad ihrem Ausfcheiden oder 
nad ihrem Ausſchluß bejondere Rechte und Anfprüde? Die Preuß. Gem: 
Dron. ſchweigt darüber und die Reichs-Gew.Ordn. 8. 82 ftatuirt das gerade 
Gegentbeil; denn feine Innung wird flatutarifch den ausſcheidenden Mitglie: 
bern, wie es der Schlußfat vorausfegt, noch fernerhin Rechte gewähren. — 
8. 82 der Reichs⸗Gew.⸗Ordn. bleibt aber nah der Hamburger Novelle um- 
verändert. 

Diefe Erwägungen dem Ermeffen Jedermanns anheimgebend), glauben 
wir nicht, daß die Innungen der Hamburger Novelle ihren Zwed zu erfüllen 
Träftig genug, daß fie mit einem Worte lebensfähig fein werden. Immerhin 
aber können wir ihnen dad Wort reden, da wir nicht fo kühn find, zu hoffen, 
unfer Vorfchlag werde Eingang bei den geſetzgebenden Yactoren finden. Wir 
würden aljo die Statuten der Hamburger Novelle als ein nothwendiges Ueber: 
gangsftabium anfehen, an weldem die Zeit ändern wird, was zeitgemäß 
wird. Wir begrüßen vorläufig in dem Geſetz: Entwurf einen Fortfchritt der 
Zeit, der darin gipfelt, den Arbeiter bei den ihn berübrenden Angelegenheiten 
hören zu wollen, ihn mitfprechen zu laſſen, und das feheint uns für heute 
genug. Damit aber capituliren wir Teinesweges, Balten vielmehr unfere Au- 
fiht aufrecht, daß das Wünfchenswerthere ſei, den Urbeiter: (d. h. Fach-) 
Vereinen diefelben Rechte (Corporationsrechte) zu gewähren, wie den Arbeit: 
geber:Bereinen (Innungen) und die Austragung der gewerblichen Angelegen: 
heiten ruhig dem fih dann ergebenden gegenfeitigen Uebereintommen zu überlaffen, 
wie e8 in Teutichland zwiſchen Bucdruder-Brincipalen und Gebilfen in der 
Tarif: und Schiedsgerichtsfrage, wie e8 in genannten Corporationen in Defter: 
reih und der Schweiz in berfelben Frage und in ber Trage des Lehrlinge: 
hr Ing Theil angeregt, zum Theil als anfänglicher Verſuch ſchon durch⸗ 
geführt iſt. 


— — — — — 
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Befler noch, als wir e8 vermögen, iſt jevoch der Hamburger Novelle das 
worden durch eine Notiz in der oben erwähnten „Concordia“ 
1874. Nr. 50 ©. 205. Es heißt de: 
„Berlin, 8. December. Der Hamburger Entwurf zur Abände⸗ 
„rung des Zit. VI der Gewerbe⸗Ordnung bat bereits mehrfeitige Beach⸗ 
„tung gefunden ... . . Auch ift es keinesweges richtig, zu jagen, daß bis 
„eat ja nirgends Anläufe und Anfäge im Sinne des Hamburger Ent 
„wurfs, alfo Vereinigungen von Arbeitgebern und Arbeitern zu einer und 
„derfelben Gewerkögenofienichaft hervorgetreten jeien . . . . Ferner erinnern 
„wir an den umlängft bier in Berlin begründeten neuen Buchdruckerver⸗ 
„an!), an welchem Brincipale und Gehilfen mit vollkommener Oleich— 
„beredtigung theilnehmen ..... . u 
Sollie die Hamburger Novelle und ihre Innungen das Unglüd haben, 
im Einne dieſes Vereines aufgefaßt zu werden, fo iſt ihr ein günftiges 


) Zum befieren Berflänbniß erlauben wir uns hier einige Befimmungen bes 
Statuts von 1874 berzufegen: 

5.6. Der Berein wirb verwaltet durch einen Borftand, beſtehend aus einem 
Borfigenden , defien Stellverteter, einem Renbanten (Darlehns- und Unterfüßunge- 
Kaſſen⸗Verwalter, einem Secretair und drei Beifikern; im Ganzen von 7 Ditglie- 
dern. — Der Borfigende, deſſen Stellvertreter und der Rendant müffen immer 
Principale fein; ber Gecretair und minbeften® zwei Beifiter ftets Gehilfen. 
ie if es jelbfiverftändlich, ob das fiebente Mitglied Principal 
e ebilfe if. 

8. 8. Der Borfkand beihließt Über die Aufnahme neuer und die Ausmwei- 
fung der bie Principien des Vereins verlegenden Mitglieder mit einfacher Majo⸗ 
nt; bei Stimmengleichheit entfcheidet der Vorſitzende. 

Die Ansmweifung bedingt den Verluft aller Anrechte, jedoch kann 
gegen biefelbe Recurs bei ber nächſten General-Berfammlung ergriffen unb muß 
dem Be den zu dieſem Zweck der Zutritt zu biefer geftattet werden; Bei ber 
ſchließlichen Abſtimmung hat er ſich aber zu entfernen. 

Bil ein Mitglied Freiwillig ausfdeiden, fo hat e8 den Borfland davon in 
Kamtniß zu feßen, und erlöſchen mit dem Tage des Austritts alle feine 
Achte und Pflichten der Geſellſchaft gegenüber. Beiträge ober gemachte Geſchenke 
in feinem Falle ezahlt. 

& 9. Zur Bewilligung von Darlehnen und Unterſtützungen ergänzt ſich ber 
Vorſtand durch Beifitzer aus der Reihe ber Mitglieder in ber Weife, daß Principale 
and Ehrenmitglieder fi) zu den Gehilfen verhalten wie 2 zu 1. (Ann. d. Berf. 
Zu tiefer Kafie zahlen nur Principale und Ehrenmitglieder; auch werden aus ihr 
tie Berwaltungstoften, wenn nicht anberweite Dedung beftimmt wird, beftritten. 
Ziele Darlehnẽ⸗ und —— i —— iſt inzwiſchen aufgelöſt worden.) 

$. 22. Den Vorſtandsmitgliedern ſieht es zu jeder Zeit frei, den Kranlen zu 
Keinen, oder durch andere Bereinsmitglieber befucen zu lafien. Der Krante ift 
verpflichtet, dem Befuchenden jebe verlangte Auskunft über feine Krankteit zu ertheilen. 

Der Borftand ift angewieſen, ben Kranlen von benjenigen ii liebern befuchen 
ud controliven zus laflen, die ihm zunächſt wohnen. Mitglieber, welche fi) weigern, 
tie Beſuche zu vollziehen, können vom Vereine und feinen Kaſſen aus- 
geihloffen werden (cfr. 8. 8). 

$$ 13, 30, die 3.5. beflandene Darlehns⸗Kaſſe betreffend, fagen, daß Bei Sta- 
tnten-Aenderungen die Stimme eines Principals foviel gilt, als bie Divifion ber 
Zahl der noejenden Brincipale in die der auweſenden ergiebt; ferner, daß wer 
mt 4 Beiträgen veflirt, ausgefchieden wirb und „ſämmtlicher Rechte an dem Ber- 
ein und feinen Kaffen verluftig geht. 
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Prognoftifon unbebirigt nicht zur flellen, denn es ift zu beachten, Daß der frag: 
liche Verein gegrlindet wurde, weil man fi dem aus Prinzipalen und Ge 
bülfen gemeinfam gebilbeten Schiedoericht für Zarı-Streitigfeiten nicht fügen 
wollte, und daß der größte Theil der Gründer und der Vorſtandsmitglieder 
folde Prinzipale waren reſp. noch find, die, dem Sprude des Schiedsgerichts 
zuwider, ihren Gehulfen die vereinbarten Tariffäge zu zahlen ſich dennod 
weigerten. 

ß Haben wir bet Beantwortung der zweiten Frage von der Undurchfül rbarkeit 
des Zufammengehens von Arbeiter-Bereinen und Arbeitgeber-Bereinen geſprochen, 
jo könnte uns der Beweis wohl nicht Leichter geworden fein, als durch Citation 
des Teßtgenannten Vereine. 


Anhang. 


Anfprade an Eltern und Erzieher 


abgefoßt laut Beſchluß des zu Oſtern 1868 in Berlin ſtattgefundenen zweiten 
deutſchen Buchdruckertags von Richard Härtel. 


Zur Lehrlingsfrage. 


Es ſoll und muß die Aufgabe nicht nur des Deutſchen Buchdruder⸗ 
verbandes, ſondern eines jeden rechtlich denkenden Menſchen ſein, vorhandene 
Schäden, da wo fie fi finden, aufzudeden und auf deren Befeitigung bin: 
wirken, ganz beſonders dann, wenn es fih um die Zukunft junger Leute han⸗ 
delt, die beftimmt find, inmitten des nachfolgenden Geſchlechts auf ben gege 
benen Grundlagen fortzuarbeiten und ſich eine wirbige Stellung in ber menſch 
lichen Gefellfhaft zu erringen. Das Tann aber nur geichehen, indem mir 
entſchieden Yront machen gegen die herrichende Verfahrungsweiſe, nach welcher 
man jeiten® ber meiften rbeitgeber den anzunehmenden Lehrling nicht al 
eme Perſon betrachtet, fir deren Zutunft zu forgen Aufgabe des Arbeit: 
gebers ift, jondern als eine Sache, die man bes bloßen Geldgewinnes halber 

nut, unbelümmert darum, ob derfelbe ipäter im Stande ıft, die Koften, 
bie für ihn bis zum Eintritt in das öffentliche Leben aufgewendet wurden, 
wieder zu erſetzen. 

Die gründliche Regelung reſp. Verbeſſerung des Lehr— 
lingsweſens gehört demnach zu den Hauptaufgaben des Buchdruder- 
verbandes. Dieſe Aufgabe möglichſt umfaſſend zu löſen, das liegt ebenſowol im 
Intereſſe der Principale wie Gehilfen, aber ganz beſonders in dem der anzu⸗ 
lernenden jungen Leute felbft, refp. deren Eltern und Erzieher. 

Durch die gewiſſenloſe Lehrlingsannahıne, ohne alle Rüdfiht auf bie 
Bedurfnißfrage, und die ebenjo gemiflenlofe eng berjelben werben 
bie mannichfaltigften Mängel erzeugt, jo 3. B.: die Shmugconcurren; 
der Brincipale unter fi, der Ruin jedes rechtlichen Geſchãftsmannes; die 
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mangelhafte Befähigung der Gehilfen in geſchäftlicher Hinſicht; die 
Herabdrückung der Arbeitslähne und vielfach fonft ausgeübter Drud 
im Geſchãft wie außerhalb veffelben ; die Entfremdung der ausübenden 
Kräfte unter einander und dadurch Benachtbeiligung des Gewerks in 
jeder Hinfidht u. |. w. , 
* 
* 

Betrachten wir zunächſt die näheren Umſtände, wie das „Lehrlings⸗ 
geihäft” faft ohne Ausnahme betrieben wird. Schon dies diirfte genügen, 
jeden Erzieher ernftlich zu veranlafien, den ihm anvertrauten Zögling 
ſolchem Gebabren zu entziehen. 

Sobald auch nur ein fcheinbares Bebärfnig nach Arbeitskräften vorhan- 
den, ift der nächſte Gebanfe die Jagd nach Lehrlingen. Dan nimmt fie, wo 
man fie haben kann, gleicyoiel ob diefelben die geiftigen und körperlichen Er⸗ 
forderniſſe, die zu dem Geſchäft gehören, befisen oder nit. Im Anfange 
verrichten dieſelben in Fleinexen Geichäften die Arbeiten der Dienftboten, in 
größeren werden fie zu Laufburfchen oder bergl. verwendet. Nachdem fie ein 
Jahr damit bingebradht, welches vielfach als Probezeit betrachtet wird, 
(um Theil geſchieht das Letztere deshalb, um das üblihe Wochengeld, das 
malt Einen Thaler beträgt, fir diefe Zeit zu eriparen), ftellt man den Lehr⸗ 
ling in die Druderet, weift ihm eine beliebige Arbeit an und da heißt es 
nun: „Hilf dir ſelbſt“ — es findet fich in den meiften Fällen Niemand, der 
dem Uneingeweibten auch nur die Grundregeln eines guten Sages oder Druckes 
beizubringen für nothwendig fände. 

Im Zeitungsdrudereien, wo die Ouantität bes gelieferten Satzes 
den Mapftab für die Brauchbarkeit des angeftellien Setzers abgiebt, wirb der 
Lehrling ohne Weiteres diefen Iebenden Maſchinen beigefügt, in Accidenz- 
druckereien wird er zu allerhand technifchen Spielereien verwendet und in 
Wertdrudereien findet er feine Gelegenheit, die beiden anderen Zweige 
fennen zu lernen. Geber ‚wie Druder werben in den meiften Fällen einfeitig 
ausgebildet: wenn fie dem Principal fo viel wie irgend möglich verdienen, fo 
haben fie biefem gegenüber ihre Schuldigfeit geihan, mögen fie num außerhalb 
des Geſchäfts thun und laſſen, was fie wollen, mögen fie fich beftreben, ſich die 
nothwendigſten Kenntniſſe anzueignen oder nicht, das ift dem Lehrherrn ziemlich 
gleichgültig: So lange, wie er fie braucht, weiß er es auch einzurichten, daß 
fie ihm Geld verdienen. | 

Intereſſant find die Lehrmethoden, die man in neuerer Zeit einzu- 
führen beliebt bat. 

Grüber war es Regel, daß man jeven Lehrling eimem Gehilfen über- 
gab, deſſen Lohn firirt war; dieſer Gehilfe war gewifiermaßen für den Lehr- 
ling verantwortlid. Außerdem forgte der Principal nicht nur für die nöthige 
Ueberwachung in geichäftlicher wie fittliher Hinficht, ſondern er gab auch 
dem Lehrling die nöthigen Anweifungen, fich die befonders fir den Setzer noth- 
wendigen wiflenfchaftlihen Kenntniſſe anzueignen. | 

Jetzt läßt man die Lehrlinge ihre Arbeit berechnen und beftimmt fie 
dadurch geradezu, ihr Augenmerk ausfchlieglich auf die Quantität zu ride 
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ten. In einigen Druckereien Leipzigs und vielleicht auch anderen Orten giebt 
man ihnen die Hälfte des für die Setzer üblichen Preiſes und geſteht damit 
ganz offen ein, daß man den Lehrling nur anſtellt, um eine billige Arbeits⸗ 
kraft zu haben. Zei diefem Berfahren kommt e8 dem vor, daß man die 
Lehrlinge zufammen arbeiten, alfo den Einen durch den Andern beauffichtigen 
läßt. Ein anderer Modus ift der, daß für eine größere Anzahl Lehrlinge 
ein Gehilfe angeftellt wird, deſſen Aufgabe e8 ift, darauf zu ſehen, daß bie 
erfteren ihre gehörige Quantität Tiefen; die Ueberwachung, wie fie für bie 
Ausbildung der Lehrlinge nothwendig wäre, ift einfach deshalb illuſoriſch, weil 
dem betreffenden Gebilfen eine Menge von Arbeiten aufgebürbet wird, bie 
er meiftens deshalb übertragen bekommt, damit Die Lehrlinge im regelmäßigen 
Arbeiten nicht geftärt werden. Weiter iſt e8 vorgefommen, daß man den 
Lehrlingen fogar Prämien deshalb gegeben hat, weil fie viel gearbeitet; ob 
die viele Arbeit auch gut war, ift Nebenſache. Im einigen ‘Drudereien ver- 
theilt man allerdings die Lehrlinge noch an einzelne Gehilfen. Diele mäfjen 
dem Geſchäft allmöchentlich jedoch etwas abgeben und außerdem den Lehrling 
entichäbigen, Da® Uebrige gehört ihnen — eine Ausbeutung, von der ein Theil 
auf Rechnung der Gehilfen gebt. Endlih tragen nun auch nod die Gehil- 
fen direct bei, den Lehrling auszunutzen, indem fie denfelben nach ber 10—11- 
ftündigen Geichäftözeit für ein geringes Entgelt für ſich arbeiten Iaffen. 

Die ein rother Faden zieht es fich durch alle dieſe Arbeitsmethoden: 
Mangel an Ausbildung, erzeugt durch die beabfichtigte Ausnutzung für Privat: 
zwede. Wir geftehen gern zu, daß e8 noch Principale giebt, die den guten 
Willen haben, ihren übernommenen Berpflihtungen dem Lehrling gegenüber 
nachzulommen und diefen guten Willen auch theilweiſe in Ausführung brin: 
gen — die Mehrzahl thut dies aber entſchieden nit. Wir wollen bier 
den Ausſpruch eines diefer Herren herſetzen, der im großen Ganzen bie be- 
zeichnete Klafle von Principalen repräfentirt; er lautet: „Ich gebe meinen 
eigenen Weg und babe, da man jest ganz Kaufmann fein 
muß, meinen Bortbeil im Auge; wenn ih in der Annahme 
vieler Lehrlinge meinen Vortheil febe, fo nehme ich folde 
an, unbelümmert um alles Uebrige!” Trotz dieſes Ausſpruches 
haben fib Eltern gefunden, welde dieſem Mann ihre Kinder als Lehrlinge 
anvertrauten, deren er ftetö eine ftattliche Anzahl aufzuweiſen hat. Man fieht, 
die Gewifienlofigkeit ift überall zu Haufe. 

Nachdem man einen folchen Lehrling fünf lange Jahre nach Kräften aus- 
gebeutet, dann erflärt man ihn zum „freien Mann“, d. 5. er kann nun ge 
ben wohin er will, denn in dem Gejchäft, wo er fünf Jahre lang fehr oft 
nur allzuviele Beihäftigung fand, giebt e8 für ihn nichts mehr zu tbun, er 
muß Anderen Bla machen, die in gleicher Weiſe ausgenubt werden; ja es ift 
ſogar vorgelommen, daß man die Lehrlinge fofort nad) überftandener Lehrzeit 
entließ, weil — man fie als Gehilfen niht brauchen Eonnte, 
denn fie hatten Nichts gelernt.s Ebenfowenig wie man fi) um die 
geiftige und techniſche Ausbildung kümmert, ebenfowenig, ja theilmeife noch 
weniger, ſcheert man fi darum, ob ber aufzunehmende Lehrling auch bie 
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frperlichde Befähigung bat, die zu dem Berufe notwendig. „Fünf Jahre 
lang geht es ſchon!“ 

Man weiß recht gut, daß der junge Mann 10, 11 und mehr Stunden 
pro Tag, ja theilweiſe auch, des Nachts, auf einem Plate flehend zubringen 
mug und Daß dadurch nicht allein die Deine, ſondern bei dem Mangel an 
Benegung und ber gleichzeitiger geiftiger Unftrengung der ganze Organismus 
übermäßig ermübdet und erjchlafft wird, weöhalb man auf gefunden und 
fräftigen Körperbau fehen müßte, man weiß, daß durch das gleich- 
mäßige und dauernde Ausftreden und Anziehen der Arme bei dem Seten die 
ruft ſehr in Anſpruch genommen, reſp. auf dieſelbe höchſt nachtheilig einge⸗ 
wirkt wird, weshalb eine geſunde Bruft zu den Haupterforderniſſen des 
Setzers gehört; man weiß, daß ohne gute Augen ein Eeker faſt faum zu 
gebrauchen ift, — aber in wie vielen Fällen mag man darnach gefragt haben ? 

Wir haben diefer Darlegung einige Zahlen beigefügt, welche das Krank⸗ 
heits⸗ und Sterbeverhältniß, ſowie die Beichaffenheit der Augen der Bud 
druder und Schriftfeger zur Genüge darthun. Es it hiernach ein Verbrechen 
an der menſchlichen Geſellſchaft, gegenüber dieſen Thatſachen noch ſolche Kräfte 
anzuſtellen, die den Keim der an und für ſich unausbleiblichen Uebel ſchon in 
ich tragen. 


* * 
> 


Beicyäftigen wir und nun mit der Frage: Was hat ein Gehilfe, 
wenn er die fünf Lehrjahre überftanden, zu erwarten? 

Beſitzt er nicht To viel Energie, fi ſelbſt in allen Fällen fortzubelfen, 
veip. auszubilden, fo ift er wegen Mangels an techniicher Brauchbarkeit auf 
die untergeorbnetften Buchdruckereien angewielen, er muß fich mit einem 
Lohne abfinden laſſen, der ihn geiftig total bamieberbrüdt und ihn einem 
Iangfamen Hungertode entgegenführt; er finft immer tiefer und tiefer und 
darand recrutirt fi dann die anſehnliche Zahl Derjenigen, welche allmöchent- 
Ih an Berpflichtungen erinnert werben, die fie bier und da hinter fich ließen. 
Diefe Zahl betrug in dem Zeitraume von 6 Jahren nad) von und veran- 
laßten Aufzeihnungen fieben Procent aller vorhandenen Buchdrucker. Es 
ift hieraus erfichtlich, daß bie Sache eine jehr ernfte, Tittliche Seite bat. 

Durch ſchlechte, finftere Locale, ſchlechte Beleuchtung, übermäßige Arbeits⸗ 
zat u. f. w. wird der Buchdrucker körperlich und geiftig ruinirt, davon zeu= 
gen die Krankheits⸗ und Sterbeziffern. (Wir bemerken bei dieſer Gelegenheit, 
daß bei der unten angeführten Tabelle aus Leipzig zu berüdfichtigen ift, daß 
hier die Locale verhältnißmäßig gut beihaffen und daß die Nachtarbeit nur 
ın feltenen Füllen flattfindet, wodurch die Thatſache nur um jo greller ber 
vertritt.) 

Und Bat er fich nicht körperlich zu Grunde gerichtet, iſt er nicht mora⸗ 
liſch verloren gegangen oder am Lungenfchwindfucht geftorben — jo vegetirt 
er fein ganzes Leben hindurch als Fabrikarbeiter, ven Launen ſeines Arbeit 
geberd Preis gegeben wie jeder andere Fabrifarbeiter, denn an ein Selb 
Rändigmerben ift nicht zu denken. da hierzu ein ziemlich großes Capital gehört, 
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Hälfte aller unterfuhten Seger war kurzſichtig. Diele Relul: 
tat wurde nur von den Primanern der Gymnaſien und den Studenten über: 
troffen. Nah den Angaben der 68 Kurzſichtigen konnten bei 
Beginn der Tehrzeit 51 vorzüglich ſehen, worin der Beweis Tiegt, 
daß die Kurzfichtigkeit fletig zunimmt. 17 Seßer waren [bon bei 
Beginn der Lehrzeit furzfichtig. Das mag zugleich als Beweis für 
unfere Behauptung dienen, wie forglo8 die Herren Principale bei Annahme 
von Lehrlingen verfahren. 

Diele kurzen Bemerkungen dürften genügen, um die Schäblichkeit des 
Segerberufs auch für die Augen darzuthun Daß in diefer Beziehung Bie: 
les getban werden fönnte, um das Reſultat zu vermindern, daran ift nicht 
zu zweifeln, aber bie eine Aenderung wollen, können nichts thun, und bie 
es könnten, wollen es nid. 


* 
* 


Unterſuchen wir nun zunächſt, was bisher ſeitens der Principale und 
Gehilfen geſchehen iſt, um dieſen Mißſtänden abzuhelfen. 

Daß die Principale nicht allzu eifrig ſich bei dieſen Beſtrebungen be⸗ 
theiligen, liegt auf der Hand. Es iſt ihr eigenſtes Intereſſe, die Arbeitskräfte 
ſo billig als nur irgend möglich zu beſchaffen: Sie find Kaufleute und be⸗ 
treiben ihr Geſchäft kaufmänniſch und unter den Beutigen Berbältnifien 
wäre e8 eine Thorbeit, von gebotenen Vortheilen feinen Gebrauch zu machen. 
Die Brincipale werben und deshalb nur infoweit unterflügen, als e8 in 
ihrem Intereſſe Liegt, und das ift zum Glüd theilweife der Fall. Kann 
3. B. infolge einer Wgitation einer ihrer Concurrenten unſchädlich gemacht 
werden, oder gilt e8, einer fich überlebt habenden Bereinigung (wie u. A. den 
früberen Innungen) Boden zu fchaffen, jo werben wir auch von diefer Seite 
unterftügt, ja man wird vielleicht fogar in dieſem Falle dem größern Publi- 
fum ausnahmsweiſe ungefcheut die Wahrheit fagen — dies gelchieht aber 
nit aus humanen Gründen, fondern lediglih um des eigenen Bor⸗ 
theils willen, und aus diefem Grunde haben wir, die Gehilfen und bie 
wenigen Principale, die fih und überhaupt angefchloffen, mit den vereinzelten 
Veftrebungen von jener Seite nicht? zu thun. 

Es iſt alfo Lediglich die Aufgabe der Gehilfen, ſich zu dieſem Zwede 
zu verbinden. Und viele haben denn auch feit einer Tangen Reihe von Jah: 
ren ſich mit der vorliegenden Frage beichäftigt. Freilich find die meiften Vor: 
Ichläge nicht durchführbar. Das kann uns indeß nicht Wunder nehmen, da 
alle dieſe Borfchläge zu einer Zeit gemacht wurden, welche den Uebergang von 
dem alten Innungsweſen in die Neuzeit bildete. Es zieht ſich aus dieſem 
Grunde durch faft alle angerathene Maßnahmen zwar das Beftreben, der neuen 
Zeit Rechnung zu tragen, aber man fann ſich von dem Alten noch nicht ganz 
loßtrennen, und fucht daher einzelnes Gute mit herüberzugiehen, ohne zu be 
denken, daß der äußere Rahmen in Wegfall gelommen ift, mit deſſen Hülfe 
Derartige Beftrebungen nur Erfolg haben fonnten. 

Bor Allem war e8 die Normirung der Zahl ver Lehrlinge, die 
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man vvn jeher aufflellte und zum Theil noch heute mit echt vertheidigt. 
So verlangte mau, daß auf drei Gehilfen nicht mehr wie ein, auf neun 
Gehilfen zwei und auf je weitere neun Gehilfen je ein Lehrling gehalten 
werden darf. Beichloffen wurden derartige Normirungen ſchon viele 
Mole, aber ausgeführt mr in ven feltenften Fällen. Jedenfalls iſt auf 
vielem Wege eben nichts zu erreichen: So lange die Principale nit über⸗ 
jengt werben können, und fie werben ſich, um ihres Vortheils willen, nicht 
äberzeugen la ſſen, fo lange find wir auch auf die bloße Macht ange 
wien, und biefe erlaubt bekanntlich nur einen fehr beichränften Gebrauch. — 
jener bat man die Gehilfenpräfungen auch be uns einführen und 
Denjenigen, ber dieſe Prüfung nicht beftand, von allen Kaffen und Vereinen aus- 
ſchließen wollen. Da man dur dieſes Mittel jedoch Niemand aus ver Welt 
Ihaffen kann, fo ift der Betreffende troß alledem da umd wird als „billige Ar⸗ 
batöfraft‘' auch feine Verwendung finden. Die Lehrlingsprüfung dagegen 
wird. wenn man fie in der richtigen Weiſe vornimmt, Ichon mehr Anhänger 
finden und wir kommen deshalb weiter unten darauf zuräd. — Biele Eltern 
werben ohne Zweifel durch das übliche Wochengeld veranlagt, ihre Kinder 
einem foldyen Geſchãfte zuzuführen; vie Abſchaffung des Wochengeldes, 
die man von einigen Seiten verlangte, würde biefen Umſtand allerdings ver- 
eteln, — aber dem Lehrling gar nichts zahlen, das wiirde den Bortheil des 
principals nur vergrößern, und, wie , venfelben in Koft und Logis 
nehmen — dieſe patriarchaliichen Verbältniffe, fo gut wie fie zu ihrer Seit 
geweien fein mögen, find heute nicht mehr am Plage und nad unferer Mei⸗ 
nung würde auch Dadurch die Zahl der Lehrlinge wicht vermindert werben, 
dem bei umferen heutigen Verhältniſſen find Leider die Eltern ſchon zufrieden 
geftellt, wen fie nur überhaupt einen Keftgänger weniger haben, ja wir möch⸗ 
ten faft behaupten, daß es nur im Intereſſe der Principale gelegen bat, diejen 
früher allgemein gehandhabten Modus in Wegfall zu bringen, werl ihnen 
der Lehrling zu theuer zu ſtehen kam. Uebrigens reicht das übliche 
Loſtgeld nicht einmal hin, dem Lehrling den nöthigen Unterricht geben zu 
lofien, e8 kam alfo von einem Bortheil für die Eltern feine Rebe fein, vor- 
ausgeſetzt, daß biefelben ihre Pflicht dem Sohne gegenüber erfüllen wollen. — 
Weiter wollte man das Reiſegeld abfchaffen oder den Ausgelernten 
bode Eintaufsgelder auferlegen. Es ift wohl faum nöthig, darauf 
hinzuweiſen, Daß fid) ein Erzieher nicht darınn kümmert, ob feinem Zögling 
ſpãter Hinderniſſe bereitet werben, die ja doch nur in gewiſſen Fällen ein- 
treten. Wenn derfelbe fih um den ihm anvertrauten jungen Mann fo wenig 
fümmert, daß er ihm unter Umftänden feine ganze Zukunft verdirbt, fo 
wird er fich auch nicht wegen folder Sleinigkeiten bemühen. — Endlich will 
man es jo weit bringen, daß den in Burfhenfabriten (d. 5. in ſolchen 
Drudereien, welche faft ausſchließlich nur Lehrlinge beſchäftigen) Ausgelernten 
der Eintritt in unfere Gemeinſchaft verfagt wird. Ebenſo follen die Gehilfen 
en für allemal in folhen Drudereien nicht conditioniren. ‘Die Gründe gegen 
den erfiem Vorſchlag haben wir fchon oben erörtert, man ſchafft dadurch bie 
Vetreffenden nicht himveg, ja man macht das Uebel nım noch größer, weil 
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denfelben nicht8 Anderes übrig bleibt, als mit den übrigen Gehilfen zu con 
eurrivn. Der letztere Vorſchlag if eigentlich felbftverflänblich und Bebarf 
feiner Erdrterung: Wer gegen ein Uebel anlämpft, und das ift Pflicht der 
Gehilfen, ſoll und darf dieſes Uebel durch feine Unterftügung nicht noch vergrößern. 


% * 
* 


Das wären die hauptſächlichſten Vorſchläge, die bisher bezüglich dieſer 
Frage auftauchten. Wir haben dieſelben der Vollſtändigleit wegen bier ange: 
führt und gehen nun zu Dem über, was in biefer Frage für jetzt zu thun iſt 

Alle Forderungen, die wir aufftellen, mäffen vom humanen Standpuntte 
aus zu vertheibigen, fie müffen jo beſchaffen fein, daß jeder rechtichaffene Menſch 
men ohne Weitere nicht allein feine Zuftimmung giebt, Tondern auch nah 

äften zu deren Verwirklichung beiträgt. 

Freilih mag bier und Da die individuelle Freiheit der Arbeitgeber be- 
ſchränkt werden. Uber Freiheit fett gleiches Recht voraus: Wir können und 
dürfen deshalb nicht dulden, daß ein Theil, die Arbeitgeber, ihre Freiheit 
in jo ausgedehntem Mafe gebrauchen, daß für den andern Theil, die Lehr: 
linge, fo gut wie nichts übrig bleibt. Und da ferner der Iegtere Theil ſich 
nicht jelbft helfen kann und deren Erzieher von ven herrſchenden Liebelftänven 


nicht unterrichtet find, fo muß die Gefammtheit dafür eintreten, indem fie 


folgende leitende Geſichtspunkte aufftellt: 

1) Jeder aufzunehmende Lehrling muß die nöthige geiftige und körperliche 
Befähigung zu dem zu erlernenden Berufe befigen; es iſt alfo barauf 
Bedacht zu nehmen, daß er | 
a. eine gute Schulbildung; 

d. einen gefunden Körper, vor Allem eine gejunde Bruft umb gute 
Augen befigt. 

2) Der Erzieher ift verpflichtet, fi, genau nah dem Geichäftäbetriebe ver 
betr. Officin zu erfundigen; er muß fih vor Allem überzeugen: 

a. ob die Möglichkeit gegeben ift, den Lehrling allfeitig auszubilden; 
b. daß die regelmäßige Arbeitszeit eine die SKräfte des Lehrlinge 
nicht überſteigende ift. i 

3) Durch Vermittelung des Deutichen Buchbruderverbandes find ar jedem 
größeren Orte Commiffionen, event. unter Betheiligung einiger Prir- 
cipale, zu bilden, dieſen Commiſſionen fällt die Aufgabe zu: 

a. den Erziehern mit Rath und That an die Hand zu gehen, reſp. fiber 
alle8 Erforderliche Auskunft zu geben; 

b. den Lehrling theils vor der Aufnahme, theils während der Dauer 
bes erften Lehrjahres, in der fogenannten Probezeit, zu prüfen ; 

c. denfelben während der Lehrzeit zu controliren. 

4) Alljährlich find für das größere Publikum beſtimmte Berichte zu ver: 
öffentlichen, die, gleich dem vorliegenden, die berrichenden Uebelſtände, 
nötigenfalls mit Nennung der betr. Firmen, beipreden und fo biret 
auf Diejenigen Kreife einwirken, die einzig und allein noch ein Intereſſe 
daran haben können: auf die Eltern und Erzieher. 
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Die Lehrherren haben die Pflicht, die Thatigten des Lehrlings ſtreng zu 
beauffichtigen, ſeinen Wirkungskreis nach jeder Seite hin zu erweitern, 
ihn zur — zu erziehen, auf. die Fortbildung amregend zu 
wirten ıL 

Die meiften diefer Herren thun das aber nicht; fie tragen vielmehr 
tüglih Dazu bei, die ihrer Obhut anvertrauten Zöglinge intellectuell und 
materiell zu Grunde zu richten. 

Es bleibt und ſonach nichts übrig, als dieſe Angelegenheit ſelbſt in bie 
Hand zu nehmen. Wir werben demnach vor Allem ın jedem Bezirke Fach⸗ 
commilfionen bilden, welche Das, was eigentlich den Lchrherren zufäme , jelbft 
bejorgen und dadurch bie Ießteven zwingen, dem Sumanitätögefübl mehr 
Rehnung zu tragen, al dies bisher geſchah. 

Die Aufgabe diefer Commiffionen wird es fein, die Eltern und Cr 
sicher, welche gefonnen find, ihre Kinder und Böglinge unferm Berufe zuzu⸗ 
führen, auf die Schäden und Mängel, wie fie in einzelnen Buchdruckereien 
und überhaupt auftreten, aufmerffam zu machen. Als Grundlage werben 
diefen Commiſſionen bie alljährlih zu veröffentlichenden Zujammenftellungen 
dienen, die fich fpäter, wie ſchon erwähnt, darauf beichränfen follen, die ein- 
zelnen. Geſchäfte, reſp. Drucdorte zu bezeichnen, welchen im Intereſſe des heran- 
wachſenden Geſchlechts feine Lehrlinge zugeführt werben dürfen, ferner ftatiftifche 
Nachweiſe über die wachſende Zahl der Buchdrucker im Verhältniß zu dem 
Seihäftögange, über Kranfheitd- und Sterbefälle u, dergl. zu bringen, 

Weiter wird es diefen Commiſſionen zufallen, vor —— der Lehrzeit 
darauf zu ſehen, daß die nöthige Schulbildung, ſowie der erforderliche Ge- 
Iundpeitözuftand vorhanden ift. Dies foll erreicht werden durch anzuftellende 
Prüfungen, denen bie betr. Lehrherren actio oder paſſiv beiwohnen können. 

Eine fernere Aufgabe dieſer Commiſſionen liegt darin, daß fie bie 
ehwaigen Lehrcontracte prüfen, wie überhaupt ihr Augenmerk darauf richten, 
dag von beiden Seiten, Lebrherm und Lehrling, die eingegangenen Ver⸗ 
pflichtungen erfüllt werben. 

Sobald diefe Einrichtung in's Leben getreten, werden ſich noch mehr 
Anforderungen geltend machen, welde derartige Commiffionen zu erfüllen 
haben. Auf jeden Fall können fie nur nugbringend wirken, ſowohl für das 
Geſchäft im Allgemeinen, wie ganz beſonders für folche junge Leute, die aus 
Unerfahrenheit fi dem Berufe zuwenden Aa erft zu ſpät erfahren müflen, 
welcher Nachtheil ihnen dadurch erwachſen iſt 

Dieſe Forderungen mögen fur die derren Arbeitgeber hart klingen, ein 
Theil von ihnen wird uns auch auf dieſem Gebiete bekämpfen, aber wir 
lonnen nicht den materiellen Vortheil Einzelher berüdfichtigen, wo es ſich um 
die Rettung junger Männer Handelt, die aus Unwiſſenheit ober weil man 
ihnen eine glänzende Zukunft vorfpiegelt, fi diefe ihre Zukunft gründlich 
verderben. Wir wollen Wahrheit, wir wollen Erkenntniß des Bevor⸗ 
ſtehenden. Iſt diefe da, fo bat es fich der Betreffende dann Lediglich felbft 
zuzufchreiben, wenn jeine Hoffnungen nicht erfüllt werben, und das ıft das 
allein Richtige, denn „Ieder ift feines Glüdes Schmied!” 
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Bisher Bat man mr die Arbeitgeber um Kath gefragt. Dieſe 
waren im betreffenden Falle Partei. Und fie haben wohl kaum je die Wahr⸗ 
heit gejagt — ein großer Theil des Publitums iſt ſich darliber ſchon jegt 
Kar, man ift im Allgemeinen, wenigftens in größeren Stäbten, bei Weiten 
borfichtiger geworden; die meiften Lehrlinge werden ohne Ausnahme von den 

Dörfern vecrutirt. Ein Beweis, daß es nur an der nöthigen Aufklärung 
efehlt Bat. Suchen wir alfo mit allen Mitteln dieſe Wufflärung zu 
chaffen, ſo wird am die Stelle der Ausbeutung zu Gunften Einzelner bie 
Gereihtigkeit treten, d. 5. ein jeder Arbeitgeber wird ſich dann gezwungen 
ſehen, den Abernommenen Verpflichtungen auch nachzulommen. Wer nicht 
das Geſchick dazu hat, oder wer nicht ehrlich genug iſt, dies zu thun, dem 
ln gene Lehrlinge anvertraut werden, und das zu verwirklichen ift unfere 

ga 
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Wiederholen wir in ame des im Vorftehenden näher Ausgeführte. 

Die Aufnahme der Lehrlinge geſchieht meiſtes mr, um billige Ar⸗ 
beitöfräfte zu ſchaffen — die Ausbildung derſelben erfolgt nur infoweit, 
al8 der pecuniäre Gewinn des Arbeitgebers dies erheiſcht — auf die Ent: 
widelung der geiftigen und körperlichen Fähigkeiten wird nur Obacht ge⸗ 
nommen, ſoweit es der Geſchäftsgewinn erfordert. 

Die Folgen dieſer Verfahrungsweiſe ergeben ſich von ſelbſt: Ueberzahl 
an Arbeitöträften, welche ſich gegenfeitig unterbräden Helfen — unvollkom⸗ 
mene techniſche Ausbildung — Mangel an Charatterfeftigtet — ſchlechter 
Berbienft — ungenügende Emährung — Krankheiten aller Art und ſchließ⸗ 
lich moralilder und phyſiſcher Tod. 

Die Zahl der hier geſchilderten Buchdruder ift täglich im Wachſen, aus 
dem einfachen Grunde, weil die Gewerbefreiheit ꝛc. ausſchließlich zu Gunſten 
der Arbeitgeber auögebeutet wird. 

Was bedürfte es noch weiterer Auseinanderfegungen? Das Borftehende 
iſt hinxeichend, um Beranlaffung zu geben, daß Eltern und Erzieher erft 
mit ſich zu Rathe gehen, ehe fie die Zukunft der ihnen anvertrauten jungen 
Leute beftimmen. 

Wir fehen recht wohl, daß die meiften anderen Gewerfe ebenfalls Män- 
gel und Gebrechen zu verzeichnen haben, aber trogdem wäre ein befferer 
Ausgleich möglih, wenn man mit etwas weniger Gedantenlofigkeit zu Werke 
ginge; wenn dadurch weiter Nichts zu erreichen ift, fo wilde Doch erreicht 
werben können, daß Jeder an den richtigen Plag geftellt wird, und das muß 
die Hauptaufgabe aller Derjenigen werben, welche ſich berufen glauben, im 
allgemeinen Intereſſe zu wirken. 

Diefe Hauptaufgabe kann freilich erft ganz und voll erreicht werben, 
wenn feitend der Arbeiterparteien die berrichenden Mißflände mehr amd 
Tageslicht gezogen werden — und dazu dienen beſonders die ſtatiſtiſchen Rod: 
weile — und wenn ſeitens der einzelnen Arbeiter etwas mehr in Praris als 
in Theorie gemacht wird. Wiffen wir, welde Berbältniffe in jedem einzelnen 
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Gewerk walten und bringen wir dieſe Verbältnifie in ein Gefammtbilp, fo 
laſſen fih auch fehr Leicht bie Mittel und Wege finden, wie verſchiedenen 
abgeholfen werben kann. 

Gedanfenlofigteit Hier und dort — Arbeitgeber, Arbeiter, Eltern 
md Erzieher, Alle tragen gleihmäßig ihren Theil bei. Möge man beſtrebi 
ſein, an deren Stelle ——ei— zu ſetzen, dann wird man viel weniger 
Grund zu Klagen haben. 

Unwiſſenheit iſt der Feind aller Beitrebungen der Neuzeit — ſetzen 
wir an deren Stelle Wiſſen und ruhige, klare Ueberlegung, und 
man wird bald die Wahrheit von dem Schein unterſcheiden lernen. 

Bor Allem iſt es die Aufgabe der Gewerksgenoſſenſchaften, 
in dieſem Sinne zu wirlen. Man unterftüse diefe nach Kräften und ftrebe 
vornehmlich dahin, je viefelben durch Ziffern den Nachweis der verſchiede⸗ 
nen Mängel führen und auf dieſe Weiſe fich eine fefte Baſis für ihre Be⸗ 
firebungen bilden. Der Erfolg wirb nicht ausbleiben. Haben wir alle 
Schäden ſchonungslos aufgededt, fo giebt es fir unſere wirthichaftlichen 
Gegner mr zwei Wege: Entweder fie mäfjen gegen und direct Front machen 
md dadurch bekunden, daß fie es jet und immer mit dem Wohle der arbei⸗ 
tenden Kaſſe —* gemeint haben, oder fie muſſen ſich unſeren Be— 

anſchließen und dadurch in die Reihe ber ehrlichen Verfechter für 
gleihes Recht für Alle eintreten. 

So Iange die folide Baſis nicht geichaffen, wende man fi an bie 
Arbeitervereine um Auskunft. Diefe allein find befähigt, ein gerechtes Urtheil 
über die einjchlogerben Berhälmnifie abzugeben. 

Möge das Borftehende wenigftend in etwas dazu beigetragen haben, 
und den oben bezeichneten Ziele näher zu führen, dann iſt der Zweck dieſer 
Zalen zur Genüge erfüllt. 

Leipzig, im März 1869. 





Da der Ausſchuß des „Vereins für Socialpolitit“ Werth darauf Legte, 
aus einzelnen Gewerlen Stunmen über die in denfelben berrichenden Lehrlings⸗ 
verhältnifje zu veröffentlicyen und das Qutachten des Hrn. Ganguin mehr 
allgemein gehalten ift, jo glaubte der Berf. der vorſtehenden „Anſprache“ ber 
Sache einen Dienft zu erweifen, wenn er dem genannten Ausihuß die Auf: 
nahme diejer Arbeit beſonders empfahl und dadurch dieſelbe der Bergejtenheit, 
entriß, zumal bie gefchilverten Verhältniffe im großen Ganzen nod 
vorhanden find, zum Theil ſogar in erhöhtem Grabe, ohne daß bis * 
irgend eins der vorgeicilagenen Mittel zur Ausführung gefommen wäre. 





RK. 


Gutahten 
erſtattet dem 
Ständigen Ausſchuß des Verbandes der bentichen Baugewerksmeiſter. 


Die von dem Berein für Socialpolitif über das Lehrlingsweſen geftellten 
drei Fragen beebrt ſich der Verband der Deutihen Baugewerken⸗Vereine auf 
Örundlage der von den Deutichen Baugewerten-Vereinen erforderten und erftat- 
teten Gutachten ganz ergebenft dahin zu beantworten: 

1. Seit Auflöfung der alten Gewerbe: Berfaffung bat fih im Bau⸗ 
gewerbe nicht allein eine erftaunliche Zunahme des Bruchs von Lehrverträgen 
Seitend der Lehrlinge, fondern auch eine Abnahme der Luft, etwas Tüchtiges 
zu erlernen, berausgeftellt. Das Streben der Lehrlinge, ihrer Eltern und 
Bormänder ift dem Uebergewicht nach weniger auf die Erreihung einer guten 
Fachbildung, als auf die Gewinnmg eines möglichſt hohen Lohnes bei mög- 
lichſt geringer Leiftung gerichtet. Die Lehrlinge haben aufgehört, wie früher 
& war, ed ald Ehrenpunkt zu betrachten, bei demſelben Meiſter, bei dem fie 
ihre Lehrzeit begonmen haben, viefelbe zu beendigen. Mit Gleichmuth gehen 
fie einem Wechſel entgegen. Namentlich legen fie auch auf Die Form, unter 
der die Löſung des Lehrlingsverhältnifies geichieht, feinen Werth mehr. Mit 
diefer Schwächung des Ehrgefühls geht das Schwinden der Luft, feine Schul= 
digfeit zu thım, Hand in Hand. Dazu mehren fi täglich die Anzahl ver 
Faͤlle, daß Eltern und Vormünder der durch Lehrvertrag auf beftimmte Zeit 
gegen vorher vereinbartes Lohn gebundenen Lehrlinge noch im Laufe der Lehr: 
zeit — zumeiſt im dritten und vierten Lehrjahre — an die Lehrherren mit 
dem Verlangen berantreten, das Koſtgeld der Lehrlinge der Lohnabreve eut- 
gegen zu erbößen ‚ widrigenfalls fie biefelben nicht ferner bei ihnen belaſſen 
würden, ımb daß bei Weigerung bieler Koftgelverböhung diefe Drohung zur 
Wahrheit gemacht wird. 

Eine Berfolgung derartiger, nicht vereinzelt unter der Autorität von 
Bormundfchaftöbehörden verübten Nechtöverlegungen wird erichwert, weil bie 
Gerichte über die Competenzfrage flreiten. So liegen Fälle vor, in denen 
die Recursinſtanz bie zur Entſcheidung einer Streitigfeit zwilchen Lehrherrn 
und Eltern des Lehrlings angerufenen ordentlichen Gerichte auf Grund des 
8. 108 Gew.:Orbn. fir unzuſtändig erflärt bat, weil der Tall vor die Ge 
werbegerichte gehöre, während das Gewerbegericht feine Thätigkit ablehnt, 
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weil e8 ſich um feine Shreitigkit zwiſchen Lehrherrn und Lehrling jelbft Ban- 
dele. Erlangt der Lehrherr aber felbft ein obſiegliches Erkenntniß, fo fehlt 
e8 an der nätbigen —2* ſolches zur Vollſtreckung zu bringen. In den 
ſeltenſten Fällen gelingt e8, durch Perſonalzwang den Geprling dem Lehrhern 
zurüdzuführen, für we ichen dann immer noch keine weitere Wirkung davon 
entſteht, als vaß der Lehrling abſichtlich Alles verdirbt, um ſich ſo bei dem 
Lehrheren unleidlich zu machen und ſeine Entlaſſung zu "erreichen. 

In den bei Weiten wmeiften Fällen weiß fich indeß der Lehrling durch 
ef feines Wohnortes jeder Eyeentionsmaßregel zu entziehen. Entſchä⸗ 
bigungäflagen find theils wegen der Mittelloſigkeit der Lehrlinge und deren 
geſetzlichen Vertreter, theils aus der irrigen &uffoffung mancher Richter, der 
Anfpruch könne fi nad) Gew.⸗Ordn. 8. 108 nur auf das halbjährige Lehrgelt 
erftreden, jo daß, wo Lehrgeld nicht vereinbart, ein Schabenserfaganfprud 
wegen Lehrvertragabruche nicht beftehe, mdurdführbar. 

Es Bat ſich deshalb im Berliner Baugewerbe die bedauerliche Praris 
beraußgeftellt, daß einerſeits wegen der Weitläufigfeit und Unzuverläffigfett 
bes Rechtsverfahrens, andererfeitd wegen der Refultatlofigkeit von Eyecutione 
una bregeln die Verfolgung von Lehrertragsbrädyen faft ausnahmslos unter: 

ei 

Diefe Nichtverfolgung reip. Unverfolgbarkeit der Rechte des Lohnherru 
gegen den Lehrling und deſſen gefeßliche Vertreter auf Vollendung des Lehr: 
verhältnifies veip. Schadenserſatz wegen früherer Unterbredung deſſelben trübt 
in weiterem Berfolg injofern das allgemeine Rechtsbewußtſein, als die Bethei- 
Tigten ſich bei ihrem Contractbruch im echte glauben und fo eine Rechts 
verlegung immer mieder neue nad fi) zieht, jo daß allmählich für Hecht 
gehalten wird, was unrecht iſt. 

Die Neigung der Tehrlinge zum Contractbruch droht aber in weiterem 
Derfolg für die Entwidelung, der Bauimbuftrie auch dadurch nachtheilige 
Wirkung zu äußern, daß mit Zunahme der Ungewißheit, ob ber Lehr⸗ 
ing feinen Bertrag aushalten und fein Lehrverhältniß beenden werbe, die 
ſchon vereinzelt auftaudenbe, an ſich nicht ungereditfertigte Anſchauuug im ben 
Lehrherrnkreiſen weitere Verbreitung finden möchte, es jei unflug, ben Lehr⸗ 
ling möglichſt gründlich auszubilden. Denn da der tüchtige, geichulte Lehrling 
vor Beendigung der Lehrzeit leichter als Gefelle Arbeit finden wird, als ber 
minder gejchulte, fo wird felbftrevend der auf Ausbildung des Lehrlinge ge: 
richtete größere Fleiß für den Lehrherrn die ihm nadtbeilige Wirkung äußern, 
daß der Lehrling ihm nur deſto früher entläuft. Die Klugheit bürfte peahal 
leicht zu dem der Imbuftriefachentwidelung nachtheiligen Praxis führen, den 
gehrling erft möglichſt ſpät zur vollfommenen Ausbildung zu bringen, deshalb 
die Beibringung gewiſſer Handgriffe, Bertigfeiten und Arbeiten ſozuſagen bis 
zur legten Stunde zu verichieben, jo daß es leicht fommen Tann, daß Der 
eintretende Ablauf der Lehrzeit Sehrling und Lehrheren überraſcht, bevor bie 
vollftändige Ausbildung gelungen if. Mit einem Wort, bie Zunahme des 
Lehrlingsvertragsbruchs birgt die Gefahr einer Abnahme der Luft, Lehrlinge 
auszubilden. Sehen wir ja jett Ichon viele bewährte Arbeitgeber der Aus- 
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bildung ron Lehrlimgen fid) principiell enthalten. Bon nicht minterer Trag⸗ 
weite ift die Erwägung, daß die ohne genügende Ausbildung entlaufenen 
Lehrlinge Da® Contingent der unbrauchbaren Geſellen vermehren, daß grade 
bei den unbrauchbaren Geſellen Lohnforderung und Yeiftung nicht im richtigen 
Lerhaͤltniſſe fliehen; daß deshalb fie bei eintretendem Weberfluß des Angebotes 
über die Nachfrage nach Arbeitöfraft zunächft brodlos werden und damit in 
das Lager der fiber die gelellfchaftliche Lage Unzufriedenen geführt werben, 
jo da die durch die Gewerbeordnung gefchaffene geſetzliche Begünftigung des 
kehrertragsbruchs jedenfalls alſo auch moraliſch nachtheilig wirft. —2 
nur zur ſachgemäßen Ausführung einer Arbeit die Aneignung eines gewiſſen 
Grades von Fertigkeiten nothwendig ift, folgt weiter, daß, ſofern die päteren 
Arbeitnehmer diefen Fertigleitsgrad nicht ſchon während des Lehrverhältniſſes 
fh angeeignet haben, fie ſich denſelben in der Zeit, wo fie als Arbeiter 
Belhäftigung nehmen, alfo auf Koften des Arbeitgeberd aneignen müſſen 
and fo eine Bertbeuerung der Productionskoften bewirken. Dabei ift auch 
mt zu überſehen, daß namentlih im Baufach felbfländige Thätigfeit ohne 
techniſche Vorkenntniſſe leicht zur Gefährdung von Leben und Geſundheit führen 
fm. Als weitere Folge der Abſchaffung eines Fähigkeitsnachweiſes zur 
Geſellenarbeit ift endlich die Thatſache nicht unberührt zu laflen, daß die 
Fehrlinge überwiegend die Gelegenheit zur tüchtigen Ausbildung der Lohnfrage 
nachſetzen. Dort, wo der höchſte Kohn gezahlt und die Türzefte Lehrzeit gefor- 
dert wird, ift Andrang von Lehrlingen. Lehrlingsbildungsanftalten werben 
mit Widerwillen beſucht. Ter Bund der Bau, Maurer: und Zimmermeifter 
im Berlin bat drei Fachſchulen für Lehrlinge feiner Mitglieder eingerichtet. Hier 
ſtößt man bei Lebrlimgen, mit welchen vor Einrichtung der Schulen Vertrag 
abgeihloffen, alfo der regelmäßige Schulbeſuch noch nicht zur Vertragsbedin⸗ 
gung gemacht werden konnte, nicht felten auf einen von Eltern und auch Vor⸗ 
mündern begünftigten Widerſtand, die Schulen zu befuchen, indem fle darauf 
pochen, vertragsgemäß zum Beſuch nicht verpflichtet zu fein. 

Im Großen und Ganzen läßt fi alfo das Geſagte dahin zuſammen⸗ 


taflen, 
daß ſeit Auflöfung der alten Gewerbeverfaffung in Deutichland in der 
Lage der Lehrlinge ſich einerjeitS zwar eine beſſere Löhnung der Lehrlinge, 
andererfeitö aber eine unverfennbare Abnahme des Lerntriebes, des Ehr⸗ 
hls und des Grades der erworbenen, fiir das Fach erforderlichen Ges 
chicllichkeit vollzogen habe. 

2. Daß dieſe Uebelſtände durch freie Thätigleit von Arbeitern und 
Ardeitgeber-Bereinen ohne Mitwirkung, beziehentl. Eingreifen der Staatshülfe 
wirffam behoben werben könnten, ift jo lange zu bezweifeln, als engberzige 
Ausgabeſcheu und Lurzfichtige Selbftfucht vieler Arbeitgeber von einem Ans 
\hließen an die anderen zu gemeinſamem Wirken abhalten wird, ohne daß 
jedoch geleugnet werden foll, daß diefe jest beftehenden Vereinigungen bis zu 
gewiffem Grade nütfich wirken können. Es ift bereitö unter 1 hervorgehoben, 
daß Seitens des unter dem Namen „Bund der Bau-, Maurer: und Zimmer 
meifter zu Berlin“ beftehenden Bau-Arbeitgeber-Vereind drei Bortbildungsfchulen 
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für die Lehrlinge errichtet find, deren Beſuch für die fett 1. Yuli 1874 an: 
genommenen Lehrlinge ein obligatoriicher iſt. Auch ftellt dieſer Verein und 
ftellen alle anderen Baugewerken- Vereine ihren Lebrlingen nach beenbeter 
Lehrzeit Lebrbriefe aus. Sie regeln das Lehrverhältniß nach einheitlichen, 
die beiberfeitigen Intereſſen in bumaner Weile vegelnden Verträgen. Die 
Veitglieder vieler Vereine werden in Zukunft den mit Lehrbriefen ausgeftellten 
Arbeitnehmern auf ihren Bauplägen vor allen anderen den Borzug geben. 
Die Namen contractbrüdiger und entlaufener Lehrlinge werben auf zwed⸗ 
bienliche Weife den Vereinsmitglievern angezeigt, ohne daß denfelben ſelbſt 
vedend verfagt ift, ſolche unausgelernte, entlaufene Burſchen in Arbeit zu 
nehmen, während andererfeitS allerdings annehmbar ift, e8 werde Tauın Jemand 
große Neigung zur Belchäftigung Contractbrüciger verfpüren, von denen er 
fi zu verſehen Bat, ähnlich behandelt zu werden, alſo Uerger und Undank 
als unvermeidliche Folge vor Augen bat. 

Da indeß der bei Weiten größere Bruchtheil von Arbeitgebern aufer: 
halb ver Vereine fteht, wird die worberegte freie Thätigfeit der Arbeitgeber: 
Vereine für die nächfte Zeit wenigftend nur einen geringen Erfolg geräbten, 
der ſich indeß Heben müßte, jobald Arbeitnehmer -Bereine in der Weile mit 
den Arbeitgeber-Bereinen Hand in Hand gehen würden, daß jene die Mit 
gliedſchaft ſolchen Arbeitnehmern verjagen, welche vor beendeter Lehrzeit con: 
tractbrüchig ihr Lehrverhaͤltniß gelöft haben. 

Durch ein ſolches gemeinfames Wirken von beiverlei Vereinigungen würden 
beide gewinnen: ‘Die Arbeitnehmer = Vereine würden den befjer vorgebildeten 
Theil der Arbeitnehmerſchaft in fich vereinigen und könnten fo für die Arbeit: 
geberſchaft unverwendbare Perjonen in ihrer Diitte nicht haben. Dann wilrde 
eine Verftändigung beider in der Art anbahnbar fein, daß Arbeitgeber-Vereine 
die Mitglieder der beregten Arbeitnehmer-Bereine ausſchließlich, oder, falls fie 
mehr Arbeitskraft als diefe ftellen können, bedürfen, vorzugsweiſe vor andern 
Arbeitnehmern zu beſchäftigen ſich verpflichten, und jedenfalls Mitglieder jener 
handen Y von der Arbeit zurückweiſen, fo lange folche überhaupt nod vor: 

anden ift. 

Gegenwärtig, wo contractbrüdige Lehrlinge Mitgliever aller Arbeit: 
nehmer-Bereine fein können, werbietet fich ſelbſtredend für vie Arbeitgeberichaft 
ein Beichluß, ausnahmslos nur Mitglieder beftimmter Vereine zu beichäftigen, 
indem es dann ja kommen Tönnte, daß auf biefe Weile Jemand zur Beſchaf— 
tigung ſeines eigenen entlaufenen Lehrlings als Gejelle verpflichtet ſein fönnte. 

3. Jede Eur befteht in ver, Beleitigung der Wurzel, aus dem bie 
Krankheit 'entfprungen, und muß am Sige der Krankheit beginnen. Demnach 
läßt fih Beſeitigung des im Lehrlingsweſen eingefchlichenen Uebels auch mır 
durch Bejeitigung feiner Urjachen, d. h. Werden des Rechtsbewußtſeins und 
der Erkenntniß des Unrechtes, das im Contractbrud Liegt, Anipornen de 
Lerntriebes, Belohnen des Lerneiferd erwarten. Höchſtens das Letztere, die 
Belohnung des Lerneiferd, ift der freien Thätigfeit allen möglich, zu ben 
— iden Umgeſtaltungen iſt die Mitwirkung der Geſetzgebung unent⸗ 

rlich. 
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Demmach find aljo bei Lage ber Berhältnifie ofme Mitwirkung ber 
Geſetzgebung durch freie Thätigfeit von Arbeiter und Arbeitgeber - Vereinen 
die entflandenen Krebsſchäden im Lehrlingsweſen nicht befeitigbar. Erſprieß⸗ 
liche Aenßerungen der Thätigfeit der Geſetzgebung würden fein müſſen 

a. durch ſtrafrechtliche Ahndung des doloſen Lehrlings⸗Contractbruchs an 
den Thäter, deſſen Anſtifter (Eltern, Vormund), Theilnehmer und 
Begänftiger (zukünftige Arbeitgeber), 

b. oder Doch mindeſtens durch ähren einer Perfonalhaft gegen ben 
entlanfenen Lehrling auf die Dauer des Lehrverhältnifjes im Wege des 
Civilrechtsverfahrens und 

e. Schaffen einer Scadloshaltungspfliht der Eltern und Vormünder, 
ſofern fie Anftifter und Mitwiſſer des Contractbruchs find, 

das verloren gegangene allgemeine Rechtsbewußtſein wiederherzuſtellen; ferner 
durch Feſiſtellen einer 

d. Pflicht des Lehrlings zum Beſuch ver Lehrlingsichulen, wo ſolche befleben, 
und eined Verbotes der Lehrherren, fie von diefem Beſuche abzırhalten, 

e. Nachweispflicht für die Arbeitnehmer, ihre Lehrzeit vertragsgemäß beendet 
zu haben, alfo obligatoriſche Einführung von Lehrbriefen 

die Rothwendigkeit, Kenntniffe ſich aneignen zu müffen, zu Ichaffen; 

f. durch Aufftellen einer Hauptoorausfegung für die ftantliche Anerkennung 
von Arbeiter-Bereinen, ihre Mitglievichaft auf Perfonen zu befchränten, 

den Nachweis rite abſolvirter Lehrzeit führen, 

g. durch Schaffen ſowohl einer Gelegenheit für die Lehrlinge auf Grund 
einer abzulegenven Prüfung vor einer ftantlih anerkannten Behörde 
den Befähigungsnachweis zu führen, als 

h. eines Prämienfonds zur Belohnung hervorragender Leiftungen den 
Ehrgeiz der Lehrlinge und damit den Lernbetrieb wieder zu beleben. 

Die legtere Forderung anlangend kann, was für die Arbeitnehmerihaft 
auf wifienichaftlihem Gebiete fortwährend mit Erfolg gefchieht, nämlich bie 
Ertkeilung von Staatsprämien für gelöfte Breisichriften, von Reifeftipenbien bei 
nachgewieſener Witrdigfeit, von Ehrenmebaillen und Aebnliches mehr, für bie 
Arbeitnehmerſchaft im Handwerkögebiete unmöglich nachtheilig fein. Einem 
Mißbrauch, daß die Geſellennachweiſe ebenfo verfäuflich fein möchten, wie die 
Doctordiplome in Göttingen, Gießen, Heidelberg, Roſtock e8 längere Zeit 
waren, tft Dadurch vorzubeugen, daß man die Eramengebühr möglihft gering 
bemißt und fo den Prüfungscommiffionen die Luft benimmt, einer veichen 
Nebenrevenue wegen, aljo aus Liebe zum Erwerb den Ernft der Sache berab- 
zuwärdigen und ihre Vorrechte zu mißbrauchen. 

Unerwähnt darf fchlieglih nicht bleiben, daß der Braunfchweiger und 
der Thüringer Baugewerten-Berein in der Einführung von Schiedsgerichten 
mit ſtaatlicher Execution eine wirkſame Maßregel für Hebung des Lehrlings- 
weiend finden zu bürfen meinen und lesterer fogar zur Hebung des Lehre 
lingsweſens: 

a. Schutz der Arbeitgeberſchaft bei Führung des Meiſterprädikats, 

b. Geſellen⸗Arbeitsbücher oder Arbeitskarten und Entlaſſungsſcheine, 
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gt 
So ſehr wir das Erſprießliche dieſer angeſtrebten — im 
Gebiete des Gewerbeweſens und der —— —— behufs allgemeiner 
Hebung des Gewerbeſtandes vielleicht zu vertreten im Stande fein möchten, 
fönmen wir body nicht umhin, auszuſprechen, daß ein Cauſalzuſammenhang 
zwifchen Lehrlingsweſen umb jenen ang angeftvebten Gelegetänderungen und nicht 
erfennbar ift und wir die gebotene Gelegenheit wicht für angethan halten, 
auf jene Wünfche weiter einzugeben. 


Berlin, im Mai 1875. 


Der fändige Ausfhuß des Verbandes der Deutihen Bau: 
gewerksmeiſter. 


(Folgen die Unterſchriften.) 











X, 
Gutahten 


erftattet don 
Julius Schulze, 


Sandelstammerfecretär in Mainz. 


I. 


Die Verſchiedenheit des Beutigen Lehrlingswefend im Verglkich zu dem 
früberen ftellt ſich als eine folhe dar, welche in ungemein hohem Grade 
„von innen beraus“ ſich vollzogen bat. Nicht gegebene oder aufgehobene 
Sefege, nicht beflimmte Einrichtungen und Gewöhnungen, ja nicht einmal eine 
andere Auffafiung vom Welen und Zweck der Sade haben bier einen ent: 
Kheidenden Einfluß geübt; fondern, den Trägern des Gemerbebetriebs faft 
bewußt, geftaltete fi die Art von Grund aus anders, in welcher Lehrlinge 
angenommen, behandelt und unterrichtet zu werben pflegten. Es muß daher 
wohl unterfchieden werden zwifchen dem eigentlichen „letzten Grunde”, welcher 
Diele Umwälzung bedingte, und den äuferen, der Hauptfache nach nur ſympto⸗ 
matischen Erjcheinungen, melde hierdurch veranlaßt worden find. Die Frage 1 
kom offenbar nur auf lestere bezogen werben. ‘Da aber, nach meiner Auf: 
faffung, ihre Beantwortung in diefem Sinne nur eine ungenügende, für bie 
drogen 2 und 3 feine hinreichenden Anhaltspunkte barbietende fein könnte. 
ſo fell nachſtehend der Verſuch gemacht werden, vor Allem den erwähnten 
legten Grund ausfindig zu machen und feine Bedeutung kurz zu charakterifiren. 

Als folden erfenne ih die gänzliche Loslöſung des modernen Lehrlings- 
weſens vom inneren Zuſammenhange mit dem betr. Gewerbe in feiner Geſammt⸗ 
beit. Früher ging die leitende Idee dahin, daß eigentlich das ganze Gewerbe 
den Lehrling aufnehme, und daß der Meifter, welchem verfelbe übergeben 
wurde, gewiflermaßen nur als Vertrauensmann einer gewerbepolitilchen Orga⸗ 
niſation fungire, während ver Lehrling ſeinerſeits, um in das „Gewerbe 
reipirt werben zu können, feine Befähigung hierzu durch die Lehrlinge= und 
Ipäter noch die Geſellen⸗ oder Meifterprüfung nachzumeifen hatte. So ſchwer 
verbuntelt diefer Geſichtspunkt auch geworden war, fo bildete er doch ficherlich 
eine der Quellen, aus denen das Zunftweſen noch bis tief in unfer Yahr- 
hundert hinein eine gewiſſe Eriftenzfähigfeit und infofern auch Eriftenzbered- 
tigung gezogen hat. — Nun kann fchwerlich verfannt werden, daß, um bei 
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dem Gleichniß zu bleiben, dieſe Duelle abgegraben worden ift, fo daß dem 
Zunftweſen ein directer Vorwurf aus feiner Unfähigkeit, dieſelbe befler zu 
benugen, nicht erwächſt. Die Auffafjung der einzelnen Gewerbe als orga- 
nifcher Gefammtheiten war nicht nur der Zeitanſchauung total zuwider, derart, 
daß kaum gegen einen Punkt mit folder Exbitterung und Hartnädigfeit 
Sturm gelaufen wurde ald gegen diefen, ſondern e8 war in der That un: 
möglih, die alte Gliederung aufrecht zu erhalten ober auch nur fie als 
Grundlage einer neuen Geftaltung zu benugen. Ganze Gewerbe verfchwanden 
oder gingen in anderen auf; andere erhoben ſich auf ganz neuer Grundlage, 
unter neuen Vorausfegungen; wieder andere nahmen Elemente in fich auf, 
die ihnen früher ganz fremd gewelen waren; die Verbindung mit dem Hankel, 
mit dem Maſchinenweſen, mit genoflenichaftlihen Betrieböformen wirkte viel: 
ſach völlig umgeftaltend; die Großinduftrie ſchuf nicht nur ihre eigenartigen 
Verhältniſſe und Eriftenzbedingungen, fondern übte auch, direct oder indirett, 
gewichtigen Einfluß auf die einfchlägigen Zweige des Kleingewerbed. Tas 
alte Gewerbe, das „Handwerk“ in feinem concreten Sinne, exiſtirte nicht mehr — 
e8 konnte alfo auch das Lehrlingsweien nicht mehr in ihm wurzeln. 

So ift das Lehrlingsverhältniß, ganz von innen heraus, ein privates, 
mit gelammt-gewerblichen Zwecken nicht mehr im Zuſammenhange ftehendes 
geworden. Es hat nicht mehr den Charakt ereiner&inrichtung, ſondern aus- 
Ichlieglich den eine8 Vertrags; ob und inwieweit der letztere erfüllt iſt, gebt 
nur die Contrahenten etwas an, und von öffentlichen Einrichtungen, welche 
hierüber eine Garantie gewähren follen (Lehrlingsprüfungen ꝛc.), kann natürlich 
feine Rede mehr fein. Sehen wir nun zu, welche Erſcheinungen fich an dieſe 
Veränderung fnüpfen. 


I. 


Auch bier Haben wir wieder zu unterfcheiden zwiſchen Primärem und 
Sekundärem, d. h. zwiſchen Soldem, was allgemein und mit einer gewiſſen 
inneren Nothwendigkeit heroortritt, und Solchem, was als gelegentlihe Neben: 
eriheinung, deren äußere Urfachen ſich überſehen und verfolgen laſſen, ſich 
geltend macht. In erfterer Hinficht find es namentlih die Lehrlingölähne, 
die Auebildung von Lehrlingen durch die Großinduftrie und das Gewerbe: 
ſchulweſen, womit wir und zu beichäftigen haben; in Ietterer die Schwäche 
der dur das moderne Lebrlingöverhältniß begründeten Vertragsrechte, das 
beinahe gänzliche Fehlen eines, durch dieſes Verhältniß auf den Lehrling ſelbſt 
ausgeübten moraliihen Einfluſſes und folgerecht einerfeit8 der allgemeine 
Rückgang der Arbeitöqualität, andererſeits die ſtarke Dispofition des heran- 
Wachtenden Geſchlechts zu Turbulenz, Meifterlofigteit und Genußſucht. Natär: 
lich wird fein Bernünftiger behaupten wollen, die jegige Geftaltung des Lebr- 
lingsweſens trage allein die Schul an den Iegterwähnten Punkten. Daß 
aber bier ein Zuſammenhang obwaltet, Tann, meined Erachtens, nicht ın 
Abrede geftellt werden. — Ehe nun zu einer Durchſprechung diefer einzelnen 
Punkte übergegangen wird, möge eine kurze Rechtfertigung des, troß gänzlich 
fehlenden verläffigen Materials, unternommenen Verſuches hierzu an dieſer 





Ueber Lehrlingsweſen. 115 


Stelle ihren Plat finden. Es iſt ohne Zweifel richtig, daß Vieles, was ich 
aachſtehend als allgemein Binftelle, in Wirklichleit nur anf einzelnen Wahr: 
nehmungen beruht; daß andere Beobachter zu anderen Reſultaten gelangt 
fein innen, und daß das Gefammtrefultat, wenn es fi ermitteln ließe, 
wahrfcheinlich nicht unerheblich von dem Bilde abweichen würde, welches ich 
bier entwerfe. Indeſſen wird ſchwerlich zu beftreiten fein, daß die nachſtehend 
geſchilderten Verhältniffe maſſenhaft vorkommen und in manden Theilen 
Deutſchlands überwiegen; und es bleibt für Denjenigen, welder die Berbält- 
niſſe ſchildern möchte, wie fie find, nichts Anderes übrig, als feine Erfahrungen 
und Beobachtungen, mangelhaft wie fie nothwendiger Weiſe nur fein können, 
zu Rathe zu ziehen. 

Man fann unter dem Gefichtspunkte des Lehrlingslohnes die Lebrlinge 
beutzutage faft nur noch in zwei Kategorien tbeilen: die einen erhalten fofort, 
die anderen erft nach einer gewifjen Zeit eine Bezahlung. Jene alten Lehr: 
Iingöverhältnifje, bei denen ein anfehnliches Lehrgeld bezahlt wurde und der 
Lehrling nur im legten Jahre, wenn es body kam, eine Art Taſchengeld erhielt, 
baben fich mit reißender Schnelle dem völligen Verfchwinden genähert, und 
nehmen an Zahl und Werth noch fortwährend ab. Der Lehrlingslohn ift 
allerding® durchgehends ein folcher, daß der Lehrling nicht davon zu eriftiren 
vermag — wiewohl ed auch vorkommt, daß der Lohn in den fpäteren Jabren 
allenfall8 ausreichen würde —, aber doch über einen Betrag, ber als ein 
ſachgemãäßes Taſchengeld anzufehen wäre, entichteden weit hinausgehend. Es 
wird Daher diefer Lohn mindeftens als ein Beitrag zu den Unterhaltungstoften 
angejehen. Hiermit fteht e8 weiterhin im Zuſammenhange, daß der Yehrling 
nuc noch in jeltenen Fällen Koft und Wohnung bei feinem Lehrherrn Bat; 
höchſtens wird, je nach der Eigenart des Geſchäftes, ein theilweiſes Arrange- 
ment in diefer Hinficht getroffen. Hier und da beginnt man, zur Errichtung 
eigener Anftalten für die Unterbringung, Beköſtigung x. der Lehrlinge über- 
zugeben ; doch ift dies noch viel zu vereinzelt der Fall, als daß in Anfnüpfung 
bieran fchon beftimmte Gewohnheiten ſich Hätten berausbilven können. — 
Auf dem Lande und in indbuftrielojen Gegenden dauern zwar großentheilß bie 
früberen Berhältniffe noch fort, aber von entſcheidendem Gewichte ift dies in 
keiner Hinficht. 

Daß die Großinduftrie fid mit der Ausbildung von Lehrlingen nicht 
abgeben könne, ıft ein in letter Yeit oft gehörtes, jedoch nur tbeifiweie wahres 
Wort. Wohl Liegt ein tiefer Sinn in jener altpreußtichen Auffaffung, wonach 
Sroßinduftrie diejenige Art eines Betriebes ift, bei welcher eine Erlernung 
diefeg Betriebes in feiner Gefammtheit, eine Ausbildung für denfelben, nicht 
flattfindet ; es ift in der That wahr, daß ein weſentliches Kriterium für ben 
Begriff einer „Fabrik“ in der Zufammenfaffung einer Anzahl, mehr oder 
weniger mechaniſch betriebener Cinzelthätigfeiten Tiegt, und weder dieſe Zu- 
ſammenfaſſung, die ja gar nicht mehr eigentlich gewerblicher, ſondern im 
engeren Sirme ded Wortes techniſcher Art ift, noch die Einzelthätigkeiten, bet 
denen fich ja unter allen Umftänden die mechaniſche Eingliederung in die Fabrik 
als unerläßlich darftellt, bieten ein geeignetes Feld fr gewerbliche Erlernung. 
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In diefem Sinne läßt fich vielleicht auch die Faflung der Frage anfedyten; 
denn lange Zeit dachte man in denjenigen Branden der Großinduſtrie, 
welche dent kleingewerblichen Betriebe verwandt find, nicht an ein eigenes 
Lehrlingswejen, und wo ſich jett ein ſolches herausbilvet, da läßt fich alſo 
im Allgemeinen von einer gegen früher eingetretenen „Beränderung” deſſelben 
nicht ſprechen. Indeſſen iſt e8 Thatfache, Daß neuerer Zeit die Verhältniſſe 
fih in vielen Gewerben hinlänglich entwidelt haben, um von einem groß: 
induftriellen Lehrlingsweſen ſprechen zu können. Der Grund hiervon ift ein 
doppelter. Für's Erfte ıft in manchen Gewerben — jo bei der Mafchinen- 
Ichlofferet und Eifengießerei, bei der Bijonterie, der Uhren-Induſtrie u. |. w. — 
der Großbetrieb in folden Umfange an die Stelle des Kleingewerbes 
getreten, Daß eine Heranbildung von Lebrlingen unerläßlich geworben war. 
Aehnlich verhält es ſich in denjenigen Brandyen, wo eine Großinduftrie auf 
ganz neuen gewerblichen Gebieten — fo namentlid auf dem der Tertil⸗ 
Induſtrie — fich herausgebilvet hat; Hier iſt jedoch eine Ausbildung, welde 
nur einigermaßen an bie des gewerblichen Lehrlingsweſens erinnerte, meiftens 
nicht erforderlich. Für's Zweite bat die Großinduftrie einen ſtarken, theils 
in wirflichem Intereſſe, theils in innerer Abneigung beruhenden Drang, ſich von 
den „gelernten Arbeitern” thunlichſt freizumachen, und fie fucht dieſes Ziel u. 9. 
auch dadurch zu erreihen, daß fie fir ihre jeweiligen Specialbedürfnifſe 
ſich ſelbſt Lehrlinge beranzuziehen beftrebt if. — Mit Letzterem ift bie 
wefentlichite Eigenthiimlichfeit des großinduftriellen Lehrlingsweſens harakterifirt. 
Dan kann zwar keineswegs fo fchlehthin fagen, die großinduftrielle Lehrlinge: 
Ausbildung ftehe qualitativ hinter der Fleingewerblichen zurüd; der Groß⸗ 
betrieb bietet jo mancherlei Vortbeile, es giebt bei ihm fo Vielerlei zu lernen 
und bie Heinfte Arbeit kann fo fehr vom Hauche der fortgeichrittenften modernen 
Technik durchweht fein, daß eine, wenn auch anders geartete, jo doch eben 
fo große und jelbft größere Tüchtigkeit des von ihr Ausgebilveten gegenüber dem 
fleingewerblichen Lehrling fehr wohl denkbar ift, und wenn ordentlicher gewerb- 
licher Unterricht und Gelegenheit zur Erlangung größerer Bielfeitigfeit (z. B. 
durch Aufenthalt in mehreren, in ihren Betriebs-Einridhtungen abweichenden, 
aber doch mit einander verwandten Etabliffements) hinzutreten, jo Tann bier 
ein Grad von Tiihtigfeit erlangt werden, wie da8 Kleingewerbe ihn nie und 
nimmer zu bieten vermag oder vermochte. Aber folde Ausnahmetälle können 
nicht entjcheidend fein. Die Regel ift, daß es dem „Lehrherrn“ gar nicht 
Darauf. ankommt, ben Lehrling zu irgend einem felbftänbigen Geſchäftsbekrieb 
zu befähigen; er will ihn entweder zu einem Meifter des Etabliſſements 
(Aufieher) beranbilven, in meldem Falle er ihn allerdings bis zu einem 
gewiſſen Punkte mit der Gefammtheit des Betriebes vertraut zu machen juct, 
aber eben doch nur im Hinblid auf das betreffende einzelne Etablifjement, oder 
er will einen tüchtigen Arbeiter für eine beftimmte, nad) den Bebürfniffen des 
Etablifjements abgegrenzte Hantierung gewinnen, wa® doch immer mehr 
oder weniger auf bloße Abrichtung Hinauslaufen wird. Allerdings giebt e# 
noch verſchiedene andere Verhältniſſe. Im manchen Gewerben muf eben dod 
die Erlernung eine ſtufenweiſe fortichreitende und allmählich das ganze Gebiet 
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derſelben umfafiende fein; übrigens find dies zum Theil wieder folde, wo 
(wie bei der Bijonterie) jede Stufe der Erlernung durch eine beſondere 
Beihäftigungßart vepräfentirt wird, von benen aud bie unterfle ſofort eine 
Dahn empfängt. Weiterhin fommt es vor , daß in Fabriken Lehrlinge 
ausgebildet werden, ohne daß die Fabrik als ſolche hiermit Etwas zu thun 
hat; theils im Auftrage der Fabrit, theils aber aud auf eigene Fauſt und 
unter bloßer (oft foger nur ftinfehweigender) Zuftimmung der Leiter des 
Etabliffements, nimmt ein gelernter Arbeiter einen Lehrling an und ift einer: 
ſeits deſſen Lehrherr, andererſeits, der Fabrik gegenüber, gleichſam Gerant 
für ihn. Es giebt Branchen des Fabrikbetriebs, bei denen dieſe Art der 
Erlernung der regelmäßigen Lehrlingsausbildung ganz gleichwerthig ſein kann, 
weil jo ziemlich alle einfcilägigen Arbeiten vorkommen, dies gilt z. B. von 
dem Schmiede = Gewerbe auf Bergwerten, in Wagenfabrifen u ſ. w. Je 
nachdem kommt es aud vor, daß ſolche junge Leute einfach als Arbeiter 
betrachtet werden und wie andere ihren Arbeitslohn beziehen. Sei dem num, 
wie ihm wolle, fo wird doc, jedenfall® durch dergleichen Berbältnifie an dem 
weientlihen Charakter des Fabritk-Lehrlingsthums Nichts geändert. Daffelbe 
bleibt, der maßgebenden Hauptfache nach, eine nicht ſowohl auf das Erlernen 
des ganzen betr. Gewerbes, als vielmehr auf Befriedigung ber in dem betr. 
Stablifiement gerade obialtenden Bedürfniffe gerichtete Ausbildung. “Diefe 
Ausbildung kann in ihrer Art eine jehr intenfive und jehr gründliche fein, 
und kann infofern für einen ganz zwedmäßigen Ausdrud des großen Grund⸗ 
ſates der Arbeitöiheilung gelten. Was fie aber nur unter gewillen Umftäuden 
kann und meiſtens auch gar nicht beabfichtigt, das ift eine Erziehung bes 
Lehrlings zu gewerblicer Selbftändigfeit. Hier liegt der fpringende Punkt. 
Der ‚Babrinehrling iſt durchgehends ein künftiger Fabrik-Angeſtellter oder 


Das Gewerbefchulmeien, zu weldem wir nunmehr fommen, bat eine 
doppelte Bedeutung: es werwilcht die Grenzen zwiſchen den einzelnen Gewerben, 
«8 zieht aber feinerfeits eine neue Grenzlinie zwilchen ‘Denjenigen, welche 
gleichſam bie erſte Stufe peigtecmilcer Ausbildung erflommen haben, und 
Denjenigen, welde innerhalb Schranken einer blos empirifhen (von 
Dielen auch „praktiſch“ —* Erlernung ſtehen geblieben ſind. — Es 
iſt tein Wort darüber zu verlieren, daß nach beiden Richtungen Hin die 
Gewerbefchule unendlich fegensreih gewirkt hat. Die alte Abgrenzung ift 
nicht aufrecht zu erhalten; neue Formen des Betriebs bilden ſich überall 
heraus, und es ift für eine wirthſchaftliche Entwidlung in unferer Zeit 
mmerläßlich, daß der Gewerbetreibende e8 nicht nur verftehe, alle Fortichritte 
der Technik und des Verkehrs für fein Gewerbe nugbar zu machen, fondern 
hierin auch Aenderungen treffe, jo viel und fo oft es ihm Beliebt. Hierzu 
giebt ihm die Gewerbeichule die Drittel an die Hand, indem fie ihn über 
die Handgriffe und mechaniſchen Fertigkeiten feines Gewerbe und über die 
Kenntniß einzelner Artikel und einzelner phufitaliicher Thatlachen emporhebt 
. zur Kenntniß allgemeiner Wahrheiten und zur Ausübung von Yertigfeiten, 

welche gleichzeitig ein treffliches formales Bildungsmittel und ein Hülfsmittel 
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zur beſſeren Beherrſchung jeder Art gewerblicher Thätigleit find. Ebenſo 
verhält es fich mit dem zweiten Punkt. Es mag offen herausgeſagt werben, 
daß das Zurüdfinten eines Theils unserer heutigen gewerblichen Arbeiter in 
den Taglöhnerſtand nur noch eine Frage der Zeit iſt; und zwar bezieht ſich 
die nicht nur auf folde Fälle, in denen junge Leute aus Trägheit oder 
Mangel an Gelegenheit oder in Folge böfen Willend ihrer Lehrherren keine 
Gewerbeſchule befuchen, ſondern auch darauf, daß gewiſſe Gewerbe, für welche 
dieſelbe kaum andere als ihre allgemein bildenden Zwecke bat, ſich mehr und 
mehr als untergeorbnete, vom Taglöhnerthume nicht weſentlich unterfchiedene 
Gewerbe heraudftellen werden. Auch das iſt jehr denkbar, daß innerhalb 
einzelner Gewerbe eine höhere, an den Gewerbichul-Unterricht ſich anlehnende, 
und eine geringere, taglöhnerartige Form des Betriebs zur Abfcheivung von 
einander kommen. Unter allen Umſtänden ıft e8 durchaus zwed- und zeit: 
gemäß. Dasjenige, was wirklih ein Willen und Darum aud der Weiterent⸗ 
widlung und der Eingliederung in den großen Bildungsgang unſerer Zeit 
fähig if, von Dem zu ſcheiden, was in Wahrheit nur die Aneignung einiger, 
mebr oder weniger rohen mechaniſchen Yertigfeiten vepräfentirt, wenn es fi 
auch noch jo ſehr ald Gewerbe oder wohl gar als „Kunſt“ berühmt Und 
die Wichtigkeit dieſes Gefichtspunktes ift eine jo große, daß viele Leute zu ber 
Sclußfolgerung gelommen find, die Gewerbeſchule biete den einzigen, in 
unferer Zeit noch berechtigten Unterſcheidungsmaßſtab; in Bezug auf fie ſei 
eine Wiederherftellung der Yehrlingsprüfungen nicht mur möglich, ſondern fogar 
wünfchenswerth, während es ein erkennbare Moment für ſolche Prüfungen 
un einzelgewerblihen Sinne gar nicht mehr gebe. Hieran hat man fogar 
die weitere Idee gereiht, daß eine glänzende, durch Prüfungen ꝛc. beglaubigte 
Abſolvirung der Gewerbeſchule zu denjenigen Dingen gehören folle, welche ein 
Recht auf gewifle Ermäßigungen der Militärdienftzeit, gleihfam auf ein Ein- 
jährig-Freiwilligenthum zweiter Klaſſe und vieleiht auch auf fonftige Berüd: 
fichtigungen (in einer neuen Socialgefetgebung z. B.) verleifen — ein &e 
danke, welchem ich in dem Sinne volltommen beiftimme, daß die theils fchon 
thatſächlich vollzogene, theil® in der Strömung und den Bebürfniffen der Zeit 
Tiegende Abfcheivung des höheren Gemerbebetrieb8 vom niederen auch ihre 
äußere Anerkennung wird finden müffen. — Jedoch Toll nicht verfannt werben, 
daß die Entwidlung des Gewerbeſchulweſens auch minder erfreuliche Einflüſſe 
geübt Hat. Bor Allem bat diefelbe der Tendenz großen Vorſchub geleiftet, 
eine gediegene einzelgewerbliche Ausbildung gering zu achten und die Echaffung 
der hierfür erforderlichen Organe ganz aus dem Auge zu verlieren. Sie 
hat, mit einem Worte, dazu beigetragen, Iare Begriffe über das Rebrlings- 
weſen überhaupt zu verbreiten, und die Gewerbeſchule felbft Hat hiervon die 
Frucht geerntet, daß ihr theoretiicher Unterricht ſich bei Weiten nicht in ben 
wünſchenswerthen Maße an die praktiichen Bedürfniſſe anlehnt. 

Zur Bermeidung von Mifverftändnifien möge an diefer Stelle Folgendes 
bemerkt werben. Unſer gegenwärtige Gewerbeichulmelen ift ein jo bunte& 
und mannigfaltiged, daß es kanm unter einen einheitlichen Geſichtspunkt 
gebracht werden kann; ich Habe mich daher im Obigen fo allgemein wie 
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möglich halten müſſen. Es fehlt niht an Anftalten, welche tbatlächlich 
Gewerbeſchulen find, während fie ſich Fortbildungsſchule oder höhere Bürger- 
ſchule tituliren, und es giebt Anftalten unter dem Namen von Gewerbefchulen, 
melde ſich nur durch Aufnahme des einen und anderen Unterrichtsfaches non 
der Hortbildungsfchule unterfcheiden. Hiermit hängt einer der ſchwerſten 
Mißſtände umferer Zeit, der Mangel eines in fich geichloflenen mittleren 
Bild ungsganges nämlich, zufammen. Im Uebrigen weiß ich ſehr wohl, daß 
einerſeits die vorhin geäuferten Bedenken auf mande Gewerbeichulen keine 
Anwendung finden, andererſeits bei Weiten nicht alle Gewerbeichulen die 
einihmeidende Wirkung üben, die ich oben kurz zu charakterifiren fuchte. 

Ziehen wir nun ans den Aenderungen, die fid) und unter dieſem brei- 
fachen Gefichtöpunfte ergeben, zunächſt das Facit. Die Lehrlinge find von der 
Familien⸗Gemeinſchaft mit dem Lehrherrn der Hauptſache nach Ioßgelöft und 
die wirthſchaftliche Gemeinſchaſt mit ihm ift eine rein äußerliche; letztere beruht 
faft nur noch auf der Vorftellung, daß für die Arbeit des Lehrlinge, jo lange 
tiefelbe eine geringwerthige ift, wenig oder nichts bezahlt wird. Von einer 
Vergütung des Lehrens ıft eigentlich gar nicht mehr die Rede, ſondern dieſe 
wird darın gefunden, daß der Lehrherr mehrere Jahre hindurch eines, wenn 
auh anfangs wenig zu gebrauchenden, Gehilfen ficher iſt. Weiterhin ift die 
Borftellung ſehr abyeichwächt worden, daß das Erlernen fid) auf den Geſammt⸗ 
ınbalt einer gewerblichen Branche beziehe und eine innerhalb derſelben zu 
erlangende wirtbichaftliche Selbftändigkeit zum Ziel babe, indem bie Fabrik 
lehrluge — möge auch der Lernftoff und die Lerngelegenbeit für dieſelben 
qmalitativ oft höher fiehen als bet kleingewerblichen Lehrlingen — doch betreffs 
iener beiden Punkte mindeftend vernachläſſigt werden. Der eigentlihe Zwed 
der Anlernung ift bei ihnen ja nicht die künftige gewerbliche Selbftändigfeit, 
iondern die Befähigung, ein beſtimmtes Maß vorgejehener Arbeit zu leiften. 
Endlich Hat die mehr und mehr in den Vordergrund tretende, theoretifche und 
allgemem = technifche ewerbeichul- Ausbildung zwar die legten Reſte zünft- 
leriſcher Abſperrung und Abgrenzung zerfiört und ben nothwendigen Procek 
einer Scheidung der gewerblichen Arbeiter in ſolche von höherer und von 
geringerer Qualität befchleunigt, aber auch wieder dazu beigetragen, bie 
Birdigung des gewerblichen Lernſtoffes berabzudrüden. — Diefe Refultate, 
verbunden mit verfchiedenen anderen Einflüffen moderner Berhältniffe, die 
wir an diefer Stelle nicht zu unterfuchen haben, fommen in nachſtehend dar⸗ 
zulegender Weife zum Ausdrud. 

Es liegt in der Natur der Dinge, daß ein eeprlingeverteag nicht ſchlecht⸗ 
din bindend fein kann. Der Lehrling mag, felbft bei gutem Willen, zu 
dem betr. Gewerbe keine Neigung und feine Befähigung haben; der Lehrherr 
mag der zur zwedmäßigen Behandlung eines balbwüchfigen Burſchen nöthigen 
Eigenſchaften ermangeln, zu Bart oder zu nachſichtig fein, oder aud in Ber: 
bältnifje fommen, die eine Fortdauer des Lehrvertrags als unthunlich erichernen 
laſſen. Man wird vielleicht einwenden, daß alles dies früher auch der Fall 
geweſen fei, und gleihwohl kaum Iemand daran gedacht Habe, einen einmal 
abgefchlofienen Bertrag wieder rüdgängig zu maden. Aber bie humane 
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Nüdfichtnahme, welche zum Geifte umferer Zeit gehört und welche gewiß. 
wenn auch zu Webertreibungen neigend und bie und ta wirklich im folde 
verfallen, fir fich allein fchon einen gewichtigen Fortſchritt in fich ſchließt, 
duldet eben ſolches ftarre Fefthalten, ſolche rüdfichtslofe Durchführung einer 
Sade nicht um des damit verbundenen Zweckes, ſondern nur noch um. ihrer 
ſelbſt willen, nicht mehr. Es muß alfo davon auögegangen werden, daß die 
Dauer des Lehrvertragd nur unter beftimmten Borausfegumgen gemährleiftet 
werben kann, und es ift nicht zu umgeben, bei der Erwägung, ob diefe Bor: 
ausfegungen noch zutreffen oder nicht, auch dem Lehrling felbft eine Stimme 
einzuräumen. Steht Iegterer unter ſtarken moraliichen Einflüflen, fühlt er 
fih als Glied eines Ganzen, welche auch für feine fpätere Eriftenz von 
Bedeutung ift, jo wird es biermit auch Feine Gefahr haben; denn es wir 
für dasjenige Maß von Selbftbeftiimmung, welches vernünftiger Weile dem 
Lehrling zuzuweiſen ift, ſchon ftarter Antriebe bedürfen, um es eimmal in 
Wirkjamfeit treten zu laſſen, voraußgefeßt, daß ein einigermaßen ausgiebiges 
Gegengewicht vorhanden iſt. Gegenwärtig aber ift ein derartiges Gegengewicht 
überhaupt nicht vorhanden. Es giebt Lediglich keinen Factor mehr außerhalb 
der Angehörigen und des Lehrherren, welcher für den Lehrling von Wichtigkeit 
wäre, und dieſe beiden Factoren find in ſehr vielen Fällen nicht dazu angethan, 
die Selbſtbeſtimmung des Burſchen innerhalb vernünftiger Schranken zu 
halten; ja, die in mandyen Gewerben förmlich zur Gewohnheit, zur „Ueblich⸗ 
feit” gewordene abfcheuliche Unſitte, vorgefchrittene Lehrlinge unter Zuſage 
befferen Lohnes in ein anderes Gelhäft — alfo zum Bruche des Lehrvertrags — 
zu verloden, muß nothwendig die Wirkung üben, dem legteren Factor zu 
ungemeſſener Geltung zu verhelfen, die beiden anderen aber in ber Werth: 
Ihägung des Lehrlings vollends zu Grunde zu richten. Sobald aljo mm: 
mebr der Vorderſatz feſtſteht, daß der Lehrling felbft eine Stimme haben fol 
bei Beantwortung der Trage, ob der Lehrvertrag fortdauern foll oder nicht, 
fo ift der Nachſatz, daß ſehr häufig Erwägungen der zweifelbafteften Art zum 
Bruce des Lehrvertrags führen müfjen, nicht mehr zu umgeben. 

Hier haben wir zugleich den Uebergang gefunden zu der weiteren Wahr: 
nehbmung, daß im Lehrverhäliniſſe ſelbſt nur mehr in feltenen Fällen ein 
fräftiger moralifcher Einfluß auf den Lehrling geübt wird. Der Lehrherr 
befitst nur eine fehr zweifelhafte, weder rechtlich unbedingt feſtſtehende, noch 
durch die Art und Weile des Beiſammenlebens oder durch die Ausſicht auf 
ipätere Beziehungen ſonderlich gefräftigte Autorität; der Lehrling Bingegen bat 
das Bewußtſein, daß das ganze Lebrverbältnig nur ein vorlibergehendes und 
dabei auflößbares iſt, und feine Rüdficht auf die Stimme der Gewerbögenofien 
oder eine fonftige, für den jungen Menſchen wahrnehmbare Form der öffent: 
lihen Meinung iſt da, um dieſes Bewußtfein abzuſchwächen. So mußte «6 
denn kommen, daß tüchtige, gewifienhafte Leute mehr und mehr die Luſt ver 
loren, fi mit der undantbaren, von Widermärtigfeiten aller Art durchtränkten 
und ſchließlich wohl gar unvollenvet bleibenden Lehrlings-Ausbilvung abzugeben, 
und daß dieſes Geſchäft großentheils in bie Hände von Leuten kam, die, jo gut 
oder fo ſchlecht es gehen wollte, eben doch noch ein „Geſchäft“ dabei beraus- 
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zuſchlagen fuchten; ſicherlich nicht mit dem Erfolge. den moraliſchen Einfluß bed 
Ychwerhältnifieg zu erhöhen. Der Lehrling ſeinerſeits lernte es als ſein 
Naht anfehen, das ganze Verhältniß zu brechen, ſobald fi, für ihn ein Bor- 
tbeil hierbei zu ergeben ſchien, und lernte alle Berfuche, die etwa Seitens des 

gemacht wurden, fi) um feinen Geift und fein Gemüth zu kümmern, 
ald Zopf und Unterbrüdung betrachten. Soweit das Lehrverhältniß die Natur 
eines Rechteverhältmified hatte, wurde es dem Lehrling, je nach feiner Fähig⸗ 
fat fi) darüber hinauszufegen, entweder zur drüdenden Feſſel oder zum Spotte. 
Es erzog ihm nicht mehr zur freien Einfügung in geordnete Rechtsverhältniſſe, 
fondern geradezu zum Hafle und zur Verachtung berfelben. 

Wenn es nun wahr ift, daß nicht allein die öffentlichen Zuftände, ſondern 
auch das intelleftuelle und felbit das wirtbichaftliche Leben des Einzelnen durch 
das Maß der in ihm vorhandenen moraliſchen Qualitäten bedingt werden — 
und Died iſt meined Eradıtend eine Wahrheit, die nur von der gröblichſten 
Therflächlicheit geleugnet werden fann, da ja die Heinfle, auf gefellichaftlicher 
Grundlage vollbrachte perfönliche Thätigfeit ein gewifjed Maß von moraliſcher 
Kraft vorausſetzt —, fo kann es hiernach nicht Wunder nehmen, daß einer: 
ſeits die wirtbichaftliche Tüchtigkeit, andererſeits die Teftigfeit der Geſellſchafts⸗ 
Grundlagen unter den geichilderten Einflüffen Noth gelitten bat. Der junge 
Mani, dem die Erlernung eines Gewerbes nicht mehr als Mittel zukünftiger 
wirthichaftliher Selbftändigkeit, fondern nur noch als Mittel zu möglichlt 
frũhzeitigem und reichlichem Geldverdienen ſich Darftellte, und der dabei wäh: 
end der Erlernung in feiner fittlichen Auffaffung und Haltung eher geſchwächt 
als gefräftigt worden war, hatte ja lediglich fein Intereſſe, fich um allgemeiner 
Imede willen in feinem Gewerbe thunlichft zu vervolltonmmen; ihm kam 
es nur darauf an, die erworbene Fertigkeit beſtens zu verwerthen, und wenn 
er hierbei unbefriebigende Refultate erzielte, jo war er ſchwerlich geneigt, fich 
und feiner mangelhaften Ausbildung die Schuld zuzufchreiben und wohl gar 
dad Berfäumte jest noch nachzubolen, wohl aber, alles Mögliche und Unmög⸗ 
Iihe ſeines unzureichenden Berdienfted wegen anzuflagen. Der Rüdgang der 
Arbeitöqualität während der legten Jahrzehnte ift eine Erſcheinung, deren 
Realität mir noch von feinem, mit den gewerblichen Berhältniffen vertrauten 
Manne beftritten worden ift. Gefellen von einer beflimmten Bertigfeit oder 
Yeittimgsfähigfeit, die vor Zeiten häufig vorkam oder ſelbſt als normal betrachtet 
wurde, find ungleich feltener, ja in mandyen Gewerben geradezu zur Selten- 
beit geworden; und im Zuſammenhange hiermit hat das Lebergewicht, welches 
früher deutſche Arbeiter im Auslande behaupteten, gegenwärtig aufgehört oder 
fih doch fehr vermindert. Daher fommt es denn au, daß Die Schweiz, 
Frankreich x. bei Weiten nicht mehr in dem Maße das Eldorado der deutichen 
Arbeiter find wie früher. Nur folde Fälle, bei denen eine höhere techniſche 
Ausbildung durch die Gewerbeſchule gefördert worden ıft, bilden Ausnahmen. — 
Was vie gefellichaftlihen Verhältniſſe betrifft, jo kann ich mich hierüber 
turz faſſen. Es iſt mit Händen zu greifen, daß erftens die Mangelhaftigkeit 
der wirtbichaftlichen Qualität von ſelbſt Unzufriedenheit und Auflehnmg gegen 
die beſtehende Ordnung erzengen muß — venn wer die Erlangung hoben 





U ⏑———— ⏑ ⏑⏑⏑ — — 


122 Julins Schulze. 


Lohnes für ſein Recht hält, ihn aber trotzdem nicht zu erlangen vermag, der 
muß nothwendig der Armee der Weltverbeſſerer anheimfallen, — und daß 
zweitens der dem heutigen Lehrling anerzogene Mangel an Rechtsachtung und 
Vertragstreue in ſeine ganze Anſchauungsweiſe, „in Fleiſch und Blut“, über: 
gehen wird. Die moraliſche Qualität des ganzen Menſchen iſt zurückgegangen, 
weil dem Lehrlingsweſen keine ſittigende Kraft und kein erzieheriſches Princip 
mehr innewohnt. Und in höhniſcher Rechtsverachtung, in wildem Haſſe gegen 
Staat und Gefellichaft, im Erſatz alles höheren Strebens durch rohe Genuf- 
ſucht und aller ernften Fortichrittsthätigleit durch impotentes Agitiren und 
Demonftriren, findet diefer Rüdgang feinen Ausprud. — Daß hierzu aller: 
ding® auch noch andere, an dieſer Stelle nicht zu befprechende Umftänbe mit: 
gewirkt haben, ift oben ſchon bemerkt worden. 


II. 


Die Frage 2 glaube ich in weſentlich negativem Sinne beantworten zu 
müffen. ‘Die freie Thätigkeit Tann grade das nicht ſchaffen, was meines 
Erachtens den Kern jeder wirffamen Reform bilden muß: einen inneren 
Zuſammenhalt des gewerblichen Lebens, eine moralifche und den Umſtänden 
nad) auch zu reeller Machtausübung befähigte Autorität, und eine Allgemein- 
beit der zu jchaffenden Einrichtungen. Es darf, Angeſichts der vielfachen 
Berweilungen auf englifche Zuſtände (die merhwürbiger Weife immer nur 
auftauchen, wo ſie den Gegnern unferer Anſchauung in den Kram paflen, 
während, jo oft wir und auf engliſche Zuſtände berufen wollen, Dies als 
unwiſſenſchaftliches Verfahren entrüftet zurückgewieſen wird), nicht aus dem 
Auge gelalien werden, daß England wenigftend der Ides und dem Weſen nad 
fih jenen Zufammenbalt der Gewerbögenofien bewahrt hat, der und fo vol: 
fändig verloren gegangen ifl. Die gewaltige, zähe Kraft der englifchen 
Gewerkvereine liegt ja gerade Darın, daß fie eine moralifche ift und fein kann, 
weil das die Gewerbs⸗ bezw. Bereinsgenoffen umſchlingende Band nicht nur 
in den praftifchen Intereſſen, jondern aud in den Anjchauungen, in der Den: 
und Gefühlsweife, in dem ganzen Wefen der Leute wurzelt. Ber uns zer 
flattert die wirthichaftliche Vereinigung darum fo leicht in haltlofen Allgemem: 
beiten, weil eben dieſe unbewußte Gemeinfamteit der Anſchauungsweiſe nicht 
vorhanden ift. Der beutiche Arbeiter fühlt ſich nur in den verſchiedenen 
äußerlichen Beziehungen, die ihm nach Lage feiner Lebensverhältniſſe erwachlen, 
al® Angehöriger feines Gewerbes; im Webrigen ift er einfach „Arbeiter“, der 
fih als folden fühlt und als folcher handelt. Bei tem engliichen Arbeiter 
wachen die allgemeinen Beftrebungen aus den praktiſchen Bedürfniſſen feines 
Gewerks heraus; bei dem beutfchen erſcheint umgelehrt die praftiiche Inhand⸗ 
nahme der unmittelbar gewerklichen Intereſſen nur als Ausflug feiner allge: 
meinen Beftrebungen. Ueber die Urſachen diefer Ericheinung oder über bie 
Frage: welche von beiden Richtungen die zukunftsvollere und die fittlich höhere 
ftehenbe ift, ſich außzufprechen, dazu ift hier der Plag nicht. Aber es darf 
conftatirt werden, daß, wo die gewerbliche Zuſammengehörigkeit und die 
Gleihartigkeit beftimmter praktiicher Intereſſen nicht ein Fräftiges, ſelbſtthätiges 
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Motiv für den Menſchen abgeben, es unnüte Arbeit fein wilrde, auf dem 
Wege freier Vereinigungen die Formen dberftellen zu wollen, welche uns 
abhauden gekommen find. Ä 

Es bleibt fomit auf dem Gebiete freier Selbſtthätigkeit nichts übrig, 
old eine zeitgemäße Ioeen-Entwidlung nad drei Seiten bin thunlichft zu 
fordern: nach der Seite des Lehrlingsweſens im engeren Sinne, indem das 
tehrlingeverhältnig nicht mehr als bloßer, obenbrein fehr Ioderer Bertrag, - 
ſondern als die Uebernahme emfter Verpflichtungen, als Ausübung eines 
geſellſchaftlichen Ehrenamtes angejehen werben follte, nad) der Seite der per⸗ 
ſönlichen Beziehungen zwifchen dem Arbeitgeber und feinen Arbeitern und 
Lehrlingen, indem biefelben nach Kräften gepflegt und die Vorftellung geweckt 
werde, daß hier Verhältniſſe nicht blos des privaten, ſondern des öffentlichen 
Rechts obwalten; und nach ber Seite des öffentlichen Lebens, indem die Noth- 
wendigleit fefter, nicht äußerlich zufammengewäürfelter, fondern auf innerer 
Semeinfamkeit berubender Vereinigungen auf gewerblihem Gebiete für immer 
weiteren Reifen zum Bewußtſein gebracht werde. Dies ift der Punkt, wo ein 
weientlicher Theil der den deutſchen Gewerkvereinen innewohnenden Bedeutung 
gejucht werden muß. Die Abneigung, die fich diefen Vereinen feither fo viel- 
tah entgegenftellte, beruht in der That darin, daß man unwillkürlich bie 
Empfindung von dem Bruce mit den eingelernten, jeder feften Form des 
gewerblichen Lebens feindlichen Anſchauungen hatte, den dieſe Vereine reprä- 
fentirten. Aber gerade diefen Bruch gilt es zu vollziehen. Die öffentliche 
Meinung muß dahin gebracht werden, daß fie gewerbliche Organifationen nicht 
mehr mißtrauiſch als etwas von den modernen Grundſätzen Abweichendes 
erachtet, fondern in ihnen wieder etwas Naturnothwendiges, ja eigentlich 
Zelbſwerſtändliches erkennt. Die Gewerkvereine haben das anfänglide Odium 
auf fih genommen, haben das Eis gebrochen, und hierfür vor Allem muß 
man ihnen dankbar fein. Einſtweilen wird daher auch ihre Weiterentwidlung 
nob eine Förderung des neuen Ideenganges, welcher den veränderten Ber: 
biltmiffen und Bebürfniffen bezw. dem klareren Herortreten derſelben entfpricht, 
in ſich ſchließen. 

IV. 


Die Aufgabe der Geſetzgebung muß unter den dargelegten Umſtänden 
eine doppelte ſein: eine auf die Erreichung allgemeiner Ziele, hier einer 
Bieverherftellung irgend welcher feſter und — aͤußerſten Falles wenigſtens 
in moraliſchem Sinne — mit autoritativer Gewalt bekleideter Formen gerich⸗ 
tete, und eine ihrem Zwecke nach mehr negative, zur Bekämpfung von Miß- 
Händen, welche den eigenthümlichen Erſcheinungen und Schwierigfeiten der 
Gegenwart entfpringen. 

Für durdaus nöthig Halte ih es, daß der Auffaffung, wonach das 
Lehrlinggweſen nicht eine Summe bloßer Privatverhältniffe, ſondern eine 
geſellſchaftliche Einrichtung darſtelle, Ausprud verliehen were. Es muß aljo 
eme Inftanz ind Leben gerufen werben, welche das Lehrlingsverhältniß zu 
überwachen und eine gewifle Jurisdiction demfelben gegenüber auszuüben, und 
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welche fernerhin den Uebergang aus dem Lehrlingsſtande in die Ausübung 
des Gewerbebetrieb in irgend einer, mit öffentlicher Autorität bekleideten 
MWeife zu fancttoniven bat. Tragen wir zuerft, wie biefe Inſtanz beichaffen 
fein fol, jo wird die Antwort lauten: fie kann feine Staatsbehörde fin — 
aus Gründen, die näher darzulegen wohl nicht erforderlich ift —; aud keine 
Gemeindebehörde, weil die gemerberechtlichen Verhältniſſe zu wenig Beziehum 
zu denjenigen Gebieten des öffentlichen Rechts haben, weldye allen Gemeine 
mehr oder weniger gemeinfam find und daher eine Regelung unter gemeinde: 
rechtlichem Geſichtspunkte ertragen; endlich auch Feine einfeitig aus Arbeit 
gebern zujammengejegte, weil die Beitbegriffe dies nicht mehr als gerecht und 
zweckmäßig ericheinen laſſen, und eıne Wieverbelebung des Geiftes zünftleriſcher 
Ausihlieklichkeit unmöglich gewänfcht werden kann. Somit bleibt nichts übrig 
ale eine aus Gewerbetreibenden und Gewerbögebilfen gemifchte Körperſchaft 
biermit zu betrauen und die Bedingungen feftzufegen, unter denen die Staatd 
gewalt ſolchen Körperichaften ein gewiſſes Maß executivifcher Gewalt um 
Öffentlihen Beurkundungsrechtes einräumen will. Die Einzelnbeiten em 
ſolchen Syſtems gelellichaftliher, vom Staate fanctionirter Neufchöpfungen 
dürften erft dann in das Gebiet der Discufjion zu ziehen fein, wenn m 
Princip anerkannt ift, daß derartige förperichaftliche Vereinigungen nothwendig 
und ausführbar find. Was Lepteres betrifft, fo ſcheint mir nach den unter 
den ungünftigften Umftänden ſchon gemadten Erfahrungen ein Zweifel fun 
obzumwalten. — Das Ueberwachungsrecht der in folder Weiſe geſchaffenen Inftanı 
denfe ih mir 1) als Controlirung und Negiftrirung ber Lehrwerträge: 2) ald 
Ausübung einer Lehrlingspolizei, einerfeit8 dem Lehrlinge, andererſeits aus 
dem Lehrherrn (Einrichtung der Arbeits: und Schlafräume, Beſuch der Gewerbe 
ſchule ꝛc.) gegenüber; 3) al8 Conftituirung zu einem ftändigen Schiedsgerihu 
ad hoc, an weldes beide Theile fi nach Bedürfniß wenden Können ‚u 
allen diefen Hinfihten müßten diejenigen Punkte feftgejegt werben, in bene 
die Körperichaft ihren Beſchlüſſen ohne Weiteres Nachdruck verfchaffen lann, 
und diejenigen, in denen bieje Beichlüffe, bezw. die Ausſprüche oder Ermit: 
telungen der Körperichaft, nur als Beweismaterial für das Vorgehen der 
ordentlichen Behörden zu dienen haben. — Was endlich den rvegelmäkige: 
Mebertritt aus dem Lebrlings- in den Gehilfen- oder Arbeiterftand betrifft, 
ſo dürfte eine eigentliche gewerbliche Prüfung kaum ausführbar fein. Das 
moderne Gewerbewefen ift von einer zu großen Bielgeftaltigfeit und fein 
Entwicklung iſt zu ſehr im Fluſſe begriffen, als daß es möglich jcheint, einer 
folgen Prüfung den Charakter des Willkürlichen und dabei des Befchräntenten 
zu nehmen. Uber zweierlei dürfte ſich conftatiren laſſen: die Innehaltung 
der contractlichen Lehrzeit, und der befriedigende Beſuch der Gewerbeſchule 
Legtere könnte und follte ihre Eurfe jeweilß mit förmlichen Prüfungen abjchliepen, 
welche dann weitere Material an die Hand geben würden. 

Segen Vorſtehendes werden vorausfichtlid zwei Haupteinwendungen 
erhoben. Das Lehrlingsweien in Fabriken und auch in manchen Haut: 
gewerben, wird man fagen, iſt fo ganz ander geartet wie das kleingewerb 
liche Lehrlingsweſen, daß es nicht mit diefem gleichartig behandelt werden Fanı. 
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Es iſt dies vollkommen richtig; aber es ift auch durchaus nicht abzufehen, 
warum die in Vorſtehendem vorausgeſetzten gewerblichen Körperſchaften nicht 
den guten Willen und die Fähigkeit haben ſollen, alle Beſonderheiten entſprechend 
u berüdfichtigen.. Im Allgemeinen werden es ja doch die Angehörigen gleicher 
wer wenigften® verwandter Branden fein, die zu ſolchen Körperſchaften zu⸗ 
ſammentreten. Daß e8 aber fo ſchwierig fein foll, Die Frage zu entfcheiden, 
ch in Diefem oder jenem Falle ein Lehrverhältnig vorliege oder nicht, vermag 
th um jo weniger einzufeben, als ich allerdings eine bedeutende Ausdehnung 
dieſes Begriffes für geboten erachte. — Sodann wird geltend gemacht werden, 
die Ausftellung von Beglaubigungen über ein regelmäßig abjolvirtes Lehr⸗ 
verhältmß biete nur eine fehr unzureichende Garantie dafür, dag nun aud 
wufih eine ausreichende Aneignung der für den betreffenden Geſchäftsbetrieb 
erforderlichen Kermtniffe und Fertigkeiten flattgefunden habe, ba einestheils 
bet dem Lehrherrn fein ſonderliches Interefle für gewiſſenhafte Ausftellung 
torausgefegt werden könne, anderntheils Aushalten der Lehrzeit und 
Erlernung des Geichäfts keineswegs identiſch fein. Hierauf ift zu erwiebern, 
daß die fragliche Mafregel allerdings nicht ſowohl technifche als vielmehr 
pohzeilihe — oder, wenn man Tieber will, disciplinariſche — Bedeutung 
haben ſoll; die gewerbetechniſche Ausbildung läßt ſich freilich nicht dirigiren 
und reglementiren, aber die foctalen und moraliſchen Hinderniſſe, die einer 
ſolchen gegenwärtig entgegenftehen, laſſen fi} befeitigen. Und was gewiffen- 
hafte Ausſtellung der Lehrbriefe betrifft, fo darf die, gewiß nicht Baltlofe 
Lorausfegung nicht auß dem Auge verloren werden, daß die Wieverher- 
ſiellung gewerblicher Organe auch das Ehr- und Solidaritätögefühl der Ge- 


werbetreibenden neu beleben würde. Uebrigens würde die Außftellung ver - 


vehrbriefe, ſoweit in denſelben thatſächliche Verhältniſſe zu conftatiren find, 
unter der«Controle der zu ſchaffenden Körperichaften ftehen, durch welche ja 
de Beurfundung erfolgen fol. 

Ueber die Organifation felbft werben ſich einftweilen folgende Andeutungen 
geben Iafien. Arbeitgeber und Arbeiter desienigen Geſchäftszweiges oder 
derrenigen Kategorie von Geſchäftszweigen, für welde eine „Innung“ 
gebildet werden fol, conftituiren ſich als Wahlkörperſchaft, und zwar, ſobald 
te Zahl der bezüglichen Geichäfte oder diejenige der Arbeiter eine gewiſſe 
Grenze überfchreitet, als indirecte. Wo nah dem Ermeſſen der Behörde 
ein Bedürfniß vorliegt, da kann diefelbe die Organifation ven fih aus für 
beſtimmte Kreife ind Leben rufen; andernfalls ift e8 dem freien Willen ber 
Gewerbetreibenden anheimzugeben, ob und in welcher Form — innerhalb ber 
geleglihen Normen — fie *— dies thun wollen, und iſt bie Grenze frei⸗ 
williger Betheiligung feſtzuſetzen, jenſeits deren ſich auch Nichtmitglieder der 
Jurisdiction dieſer freiwilligen Organiſation zu unterwerfen haben. Es wird 
thunlich ſein, ſich bei Feſiſetzung dieſer Grenze auf die Arbeitgeber zu be— 
ſchränken, da ja ein fpecielles Arbeiterintereſſe, welches durch ſtrengere Hand⸗ 
habung des Lehrlingsweſens und durch Schaffung einer innergewerblichen 
ſchiedsgerichtlichen Inſtanz verletzt werden könnte, thatſächlich nicht vorliegt. 
Die (active und paſſive) Wahlberechtigung der Arbeiter dürfte auf diejenigen 
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zu befchränfen fein, welche an ben betreffenden Orte den Unterfiäßungswohnfig 
den, und nad Ablauf einer Uebergangsfrift fernerhin auf diejenigen, welche 
ihr Lehrlingsverhältnig ordnungsmäßtg abfoloirt oder aber in einer nad- 
träglihen Specialprüfung beftanden haben. 
Ueber ven legten Punkt: die Bekämpfung der Mifftände, welche aus 
den befonderen focialen Berhältniffen unferer Zeit entfpringen, Tann ih mid 
kurz fallen. Die Contractbrüchgkeit der Lehrlinge bat ihre Wurzel und ihre 
Nahrung in derjenigen der Arbeiter; principielle Beftrafung des Contract: 
bruches Halte ich ſchon aus diefem Grunde für unerläßlih. Ebenſo bin ich 
der Meinung, daß, ohne daß Preß⸗, Bereind- und Berfammlungsfreiket 
angetaftet zu werden brauchen, doch eine fchärfere Handhabung der Gele: 
gewillen Dingen gegenüber möglich und nötbig ift. Andererſeits aber wird «4 
auch erforverlih fein, begründeten Beſchwerden der Arbeiter in Sachen di 
Kaſſenweſens, der in Fabriken ꝛc. obwaltenden Nechtöverhältniffe, der Sicherung 
von Leben und Gefundheit ꝛc. abzubelfen. So lange die verderblichfte Ayı: 
tation noch Vorwände findet, auf welche fi in Wahrheit kaum Etwas aut: 
worten läßt, jo lange wird e8 mit unferen Arbeiter» und fo lange wird es aud 
mit unſeren Lebrlingsverhältniffen nicht ernftlich beffer werden. Was hierüber 
zu jagen wäre, läßt fid kurz in dem Worte ausprüden, daß der Stanbpuntt 
zur ganzen Arbeiterfrage ein anderer und zwar vor Allem ein aufrichtigerer 
werben muß als er zur Zeit in den maßgebenden reifen des Publikums zu 
Iein pflegt, ebe die Lehrlingöfrage in befriedigender Weife erledigt werden 
ann, 








Xl. 
Einige Beiträge zur Lehrlingsbildungsfrage 


von 


I. Meßmer, 
früherem Director ber Maſchinenwerkſtätte in Graffenftaden bei Straßburg. 


Borbemerfung. 


Die Leſer der „Concordia“ erinnern fich der Schilderung, welde eine 
gefhichte Feder in Nr. 5 und 6 des Jahrgangs III diefer Zeitichrift von ber 
Maſchinenfabrik in Graffenftaden und ihrer trefflihen Schule gab, die eines 
ter glängenbften Beiſpiele ıft, wie beilfam nicht blos Fabrikſchulen für un- 
erwachſene Kınder find, fondern wie vor Allem Schulen für die 14—20jäb- 
gen, in Fabriken befchäftigten Leute wirken, wie nothwendig ſolche find, 
wenn nicht der ganze Arbeiterftand zurüdgehen fol. In der erwähnten Be: 
ſchreibung Heißt es: „In den dreißiger Jahren erwarb der während ber Be⸗ 
lagerung Straßburgs vielgenamnte Baron Renouard de Buſſières auf der 
Robertsau bei Straßburg, in Gemeinſchaft mit einigen Müblbäufer Herren, 
die Verrieb8- Einrichtungen einer älteren Werkzeugfabrit, welde indefien 
hauptſächlich in Straßburg felbft betrieben worden war. Aus verfchiedenen 
Gründen entſchloß man fih, den geſammten Betrieb nach Graffenftaden zu 
verlegen, oder vielmehr zwilchen die in geringer Entfernung von einander 
gelegenen Orte Illkirch und Graffenftaden, etwa 1/, Stunde füblich von 
Straßburg. Die Hauptichwierigfeit befand nun in der Gewinnung eines 
tühtigen Perſonals, da die meiften Arbeiter des früheren Gefchäfts Straß» 
burg nicht verlafien wollten. Mit 37 Arbeiten begann das neue Unter- 
nehmen feine Thätigfeit, und das eifrigfte Streben wurde jest vor Allen 
dahin gerichtet, brauchbare junge Leute aus der Umgegend durch diefe älteren 
teute anlernen zu laſſen. Dies genügte aber nicht; es ftellte fich vielmehr 
fofort die Nothwendigkeit heraus, auch einen Grundftod mehr theoretiſch aus⸗ 
gebildeter Leute heranzuziehen. Etwa 30 fähige Sünglinge aus der Umgegend 
wurden demnach zu einem förmlichen Lehrcurſus vereinigt, deſſen Dirigent, 
zugleich Lehrer, Hausvater ıc., kurz Alles in Allem, der Fabrildirector Meßmer 
velbft (früher Gewerbelehrer zu Karlsruhe) war. Ein ungemein herzliches 
Verhãltniß, welches bis Beute fortdauert, entwidelte fich zwilchen dem Lehrer 
und feinen Söglingen; praktiſche Uebungen, Stubium und häusliches Leben 
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gingen Hand in Hand, und nicht nur der Geiſt, auch Herz und Gemüth 
wurden gebildet. Der jetige Director des Etabliffements, Herr Brauer, iſt 
einer der Dreifig; es ift eine Familienverbindung zwifchen ihm und fernen 
ehemaligen ehemaligen Lehrer und Erzieher bergeftellt worden, und Her 
Meßmer hat, ald er fi im die wohlverdiente Ruhe (deren er heute neh 
genießt) zurüdzog, feine Schöpfung ohne Beſorgniß einer jüngeren Kraft an: 
vertrauen können. Bon den Uebrigen find Einige auf der Fabrik angeftell, 
die Meiften aber haben gute, zum Theil jogar glänzende Stellungen ats 
wärts erhalten, Mebrere find ſelbſt Directoren bedeutender Etabliffementz, 
Andere hereorragende Eifenbabntechnifer geworben, und der Ruf der Oraffen: 
ftadener Schule ift durch fie in die fernften Länder getragen worden.‘ 

Bon dem Berein für Socialpolitit aufgefordert, ſich über die Lehrlinge 
frage und über feine Eule auszufprehen, hat der liebenswürdige ei 
alte Herr ſich fofort dazu Bereit erflärt und die folgenden Notizen zu unferer 
Verfügung geftellt, die wir mit dem beften Dante bier abdruden. 


1 


Ueber die Erziehung tüdtiger Arbeiter in ber Klein und 
Großinduſtrie. 


Wer ſich zum tüchtigen Arbeiter in der Induſtrie ausbilden will, muß 
ſeinen Weg durch die Werkſtätte nehmen und darf ſeinen Eintritt nicht durch 
einen zu lang fortgeſetzten Schulbeſuch verzögern. Die geeignetſte Zeit iſt 
nad Beendigung eines tüchtigen Elementar-Unterrichts, was mit dem 14. 
oder im längften mit dem 15. Sabre geichehen kann. 

Die induftrielle Kunſt ıft nur den ausgezeichneten Praltikern befannt, 
welche fie ſchon lange mit Erfolg ausüben. Die Kunft der Werkftätte ift im 
Allgemeinen weit höher al8 der technifche Theil der Wiſſenſchaft. Der jump 
Mann muß daher bei einem tüchtigen und wohlwollenden Meiſter Dienft in 
der Werkftätte nehmen. Hier übt er ſich unter den Augen des Meifterd an 
der Seite geſchickter Arbeiter in der Arbeit, gewöhnt fih an die fo noth: 
wendigen Disciplinen des Metiers, Iernt dem Meifter geboren und mit ſeinen 
Kameraden gut zu leben. Indem er fidh ftreng feiner Lehre widmet, ſucht er 
bie Bervollftändigung feiner geiftigen und wiſſenſchaftlichen Erziehung, deren 
Notäwendigfeit die tägliche Praxis geltend madt, in einer vorzäglicen ge 
werblichen Fortbildungsfchule. Diejenigen, welche auf dieſem Wege fehr gut 
vorgebilbet find, mit den nöthigen Anlagen audgeftattet und nad) Beendigung 
ihrer Lehre in ber Werfftätte, noch eine höhere willenichaftliche Ausbildung 
erhalten wollen, werben ſich gewiß hierzu Gelegenheit auf höheren techniſchen 
Lehranftalten und auf Reifen zu verfchaffen ſuchen (ſ. Nr. 5). Für be 
größere Anzahl der Lehrlinge und befonder® ber unbemittelten, fer es in der 
Klein: oder Großinduſtrie, Hat ein zu ſpäter Eintritt in bie Werkſtätte ben 
Nachtheil, daß die Handgeſchicklichkeit und im Allgemeinen vie fpeciellen Fähig⸗ 
teiten beeinträchtigt werben, welche in biefen fünften ein bedeutendes Element 








Ueber Lehrlingsweien. 129 


bed Erfolges find. Die Schule allein wird dem Arbeiter als Compenfation 
feine fubftantielle Erziehung geben. Der fpäte Eintritt in die Werkflätte hat 
noch den weitern Nachtheil, daß er das Salair (Lohn) in gleicher Proportion 
als die profeffionelle Geſchicklichkeit verringert, indem er die Epoche ver 
zögert, wo die Arbeit fchon probuctiv fein follte. 

Im der Großinduftrie ift es eine Lebensbedingung, daß der Grunbftod 
(die Cadres) des Perſonals durch fortwährendes Nachziehen von intelligenten 
und geſchictten Arbeitern erhalten werden. Die Uſine von Graffenſtaden hat 
zur Erreichung dieſes Zweckes eine gewerbliche Fortbildungsſchule in ihren 
Werkſtätten felbft gegründet, welche jeit ihrem Beftand vorzüglide Refultate 
geliefert hat. Diee Schule wurde in dem Bericht der Commiſſion für tech⸗ 
niſchen Unterricht (von General Morin erftattet) mit dem Bemerken erwähnt, 
daß ihre Reglementd als Modell (type) für Gründung ähnlicher Schulen 
dienen Können (f. die Nr. 4, über die Schule). 

Ber dem Beſuch der vorzüglichften induftriellen Etablifſements in Eng⸗ 
land, Frankreich, Deutſchland und Belgien habe ich mich überzeugt, daß die 
ẽigenthumer die Leitung ihrer Werkſtätten größtentheils ‚Denjenigen über⸗ 
tragen, welche als Lehrling in der Werkſtätte debütirt, gezeigt haben, daß fie 
mit geiftiger und moraliicher Tüchtigkeit ausgerüſtet find und ihr Leben meiſt 
in der Werfftätte zugebracht haben. Sie verlangen von dieſen Chefs nicht 
die Theorie der Arbeit, wie die Schule behauptet folche zu lehren, ſondern 
die vollftändige Kenntniß des Metiers. 


2. 


Beitrag zur Beantwortung der drei Fragen über das Lehr» 
lingsweſen, welqhe der Verein für Socialpolitik auf— 
geſtellt hat. 


Es laßt ſich nicht leugnen, daß fett der Auflöſung der alten Gemwerbe- 
verfaflung bie Lage des Lehrlingsweſens ſich eher verihlimmert als 
verbefiert hat. Dan hört Heute weit mehr Klagen, daß e8 an tüchtigen 
Arbeitern fehlt, als ehedem, beſonders in ver Keininduftie, die aber auch 
auf die Großinduftrie rückwirkend find, da erftere letzterer eine nicht unbebeu- 
tende Zahl vielfeitig gebilveter Arbeiter Lieferte. 

Die Meifter nehmen feit der Einführung der Gewerbefreiheit die jungen 
Leute mehr in ber Eigenihaft als Tagelöhner, bezahlen ihnen gleich einen 
Meinen Lohn, wodurd fie fih aller Verpflichtungen eines Meifterd zum Lehr: 
ling enthoben eben, insbeſondere dem für fie fo Läftigen, aber heute fo noth- 
wendigen Beſuch der gewerblichen Fortbildungsichulen. _ ‘Da konnte von einer 
Erziehung tüchtiger Lehrlinge keine Rede mehr fein, umſomehr, als die jungen 
Leute nicht mehr wie früher beim Meifter in Koft und Logis find, wo fie 
met als Mitgliever der Familie angefehen und behandelt wurden. Heute 
find die jungen Leute ohne alle Aufficht außerhalb ber werfiähe , von dem 
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Beſuch der Fortbildungöſchule iſt nicht mehr die Rede, und dies Alles finde 
ftatt in den für die Erziehung widtigften Jahren !). 

Nun ftellte e8 ſich aber bald heraus, daß diefe Nachzucht von jungen 
Zaglöhnen mehr ein Kontingent zum Proletariat, als zur Yortentwidlung 
einer intelligenten, lebend- und concurrenzfähigen Induftrie lieferte. — Eng: 
lands inbuftrielle Kraft befteht vorzugsmeife in der Nachzucht von tüchtigen 
Arbeitern, die in ihrem Metier ſehr gut, geſchwind und ausdauernd arbeiten. 
Die Lehrlinge haben dort eine firenge Lehre von 5—7 Jahren durchzumachen, 
ehe fie von dem Arbeiter als ebenbürtig angefehen werden. Ich glauk, 
man wird früber oder ſpäter darauf zurüdfommen müfjen, von den alten 
Zunfteinrichtungen zu benugen, was gut wer. 

Im Jahr 1836 war ich Mitglied einer Commilfion des Gemerber 
vereind in Karlsruhe, welde mit der Ausarbeitung eines Gutachtens über 
die Aufbebimg der Zünfte und Einführung der Gewerbefreibeit beauftragt 
wor. In diefer Commiffion waren auch eine Anzahl unlerer beften und 
aufgeflärteften Gewerböleute, die Lehrlingöfrage wurde fehr ausführlich be 
ſprochen; von den dort feftgefegten Satungen giebt Nr. 3 eine Abſchrift. 


3 


Auszug aus dem Öutadten über die Aufhebung der Zünſte 
und Einführung der Gemwerbefreibeit. 


Bon der Lehrzeit und Erziehung der zehrlinge, — den Pflichten des Lehr: 
deren und des Lehrlings. 
(Gewerbeverein von Karlerube, 1836.) 

1) Die Lehrzeit Toll bei den verfchiebenen Gewerben in Hinſicht der 
Dauer, den zu erlangenden nöthigen Fertigkeiten, um als Gehilfe felbf: 
ftändig fortlommen zu können, angemefien fein. 

2) Sie beginnt mit dem Eintritt und dauert ununterbrochen fort bi 
zur Vollendung der geſetzlich beftimmten Jahre. 

3) Hein Meifter ift berechtigt, diefe geſetzliche Lehrzeit zu feinem eigenen 

1) Der jüngft verflorbene S5jährige Sainbairn zu Mandhefter fagt in feinem 
vortrefflichen Auffat Über Volls-Erziedung (4. Abſchnitt. Erziehung der Er— 
wadhfenen vom vierzehnten bis zwanzigften Jahre): 

„Diefe erfte Stufe geifiger Erziehung ift wahricheinlid bie meift wichtige ın 
„der ganzen Leiter des geiftigen Horticritteß. In diefer Zeit müſſen die wilden 
„zeidenfchaften ber Jugend controllirt und in bie Grenzen ber Mäßigung gebradt 
„werben. In biefer Periode enbigt ber erfie Schulunterriht und die Berufs⸗ 
„bildung beginnt. Dies ift eine Hauptperiode für die Jugend, mann ein Leben 
‚non Arbeit durch Studium fol unterftütt werben, indem e8 zum Gegenfland bie 
„Erwerbung von Kenntniffen zur Verfolgung feines Berufes bat, und berechnet if, 
„bie Fäbigleiten des Geiſtes zu erweitern. — Es ift erfiaunenswerth, was ein junger 
„Mann auf diefem Weg felbit ohne Leitung und Beiftand und Lehrer (durch Selbf- 
„ſtudium) erlangen kann. Um ein erfahrener Arbeiter in jeder Handarbeit zu wer- 
„den, ift e8 nicht allein die Anwendung der Hand bei der Arbeit, im Gegentheil, 
„ber Kopf it Führer der Hand, bei jeder Bewegung, unb um biefe geſchickt zu 
„führen, muß er die Naturgefege kennen.“ 
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oder feines Lehrlings vermeintem Vortheil willkürlich abzufürzen, von Seite 
des Lehrling kann dies gar nie ftattfinden. Stirbt der Meifter oder wird 
derſelbe unfähig, die Lehre zu vollenden, jo foll viefelbe in einer andern 
Verfflätte vollendet werben. 

4) Die Summe des Lehrgeldes unterliegt der Uebereinkunft des Lehr⸗ 
berm und der Eltern (reſp. Vormunder) des Lehrlings, die Entrichtung aber 
allgemeinen gejeglichen Beftimmungen. 

5) Lange andauernde Kränklichkeit und daraus entftehende Unfähigkeit, 
die eingegangenen Verbindlichkeiten zu erfüllen, von der einen oder andern 
Seite, giebt ein Recht, den eingegangenen Bertrag aufzulöfen. 

6) Mangelt dem Lehrling Die geiftige oder körperliche Fähigkeit zur Er⸗ 
leinung de Gewerbes, fo kann er zur Erſtehung ber zeige nicht angehalten 
werden, jedoch bat der Lehrmeifter beim Austritt des Lehrlings für die ab: 
gelaufene Zeit eine dem Geſammtlehrgeld entſprechende Vergütung zu fordern. 

7) Ebenfo wird umwürbige, unmenfchliche oder ungeeignete, unerlaubte, 
zwedwidrige Behandlung und Verwendung des Lehrlings von Seiten des 
Yehr dem erfteren ein Recht begründen, den eingegangenen Bertrag auf: 
zubeben. Auch begründen erwiefene Unverbeſſerlichkeiten, Diebſtahl x. Des 
behrlings ein Recht von Seiten des Meifters, denjelben zu entlaflen. 

8) Lehrlinge, welde aus Unvermögen ken Lehrgeld zu zahlen im 
Stande find, haben dafiir eine angemeflene längere Lehrzeit zu erftehen, bürfen 
aber deshalb von dem Meifter nie unwürdig behandelt oder zu andern zweck 
Iofen, den Gewerben fremden Gefchäften verwendet werben. 

9) Mit dem Anfang der Lehrzeit wird der Lehrling von den Vorftehern 
der Zunft ober Innung in ein bejonderes nach Nummern fortlaufendes Yud) 
eingetragen, der Lebrcontract bei denfelben niedergelegt, oder ihnen die Haupt- 
punkte deſſelben über Lehrgeld ꝛc. angegeben, von denſelben ſchriftlich auf: 
geſetzt, gegenfeitig unterfchrieben und aufbewahrt. 

10) Mit dem Eintritt in die Lehre fteht der Lehrling unter der be⸗ 
ſondern Aufſicht des Lehrherrn, und erhält, um dieſe Aufficht über ihn ſtets 
—5 zu können, wo möglich Koſt und Wohnung am Tiſch und im Hauſe 


11) Der Mu Ha hat die befondere Verpflichtung, die moraliſche und 
religiöſe Bildung feines Lehrling zu befördern, feine jugendlichen Berirrungen 
zu überwachen, auf die Ausbildung und Stärkung feiner Törperlichen Kräfte 
wohl zu achten, überhaupt feinen körperlichen und geiftigen Geſundheitszuſtand 
fi, beſonders angelegen fein zu laſſen. 

12) Im eigenen Intereffe und in der befondern Verpflichtung des Lehr: 
bern muß es Tiegen, daß fein Lehrling die gefetzlich beftimmten Stunden der 
Gewerbſchule regelmäßig und pünktlich befuche, ohne an die Nachtheile 
und Berantwortlichleit zu denken, bie aus der Verſäumniß derſelben für beibe 
Theile entfpringt. 

13) Neben dieſem Tiegt e8 eben fo ſehr im Intereſſe und in der befon- 
deren Verpflichtung des Lehrheren, feinen Lehrling fo viel als möglid in ber 
Werkſtãtte zu beichäftigen, ihm alle Handgriffe und Vortheile feines Gewerbes 
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ſelbſt zu zeigen, oder durch geſchickte Gehilfen zeigen zu laffen und nad 
Kräften und beftem Wiſſen dazu beizutragen, daß derſelbe nach erſtandener 
ae als brauchbarer Gehilfe in eine andere Werkflätte einzutreten be: 
äbigt fei. 

14) Der Lehrling bat feinem Lehrberm in allen erlaubten Dingen 
willig Gehorfam zu Ieiften, befonders feine Befehle und Anordnungen im Ge- 
werbe felbft trenlich zu befolgen, ihn als den Stellvertreter feiner Eltern zu 
achten und den erlaubten Vortheil deſſelben nad feinen Kräften zu fürben. 

. 15) Am Schlufle der Lehrzeit hat der Lehrling eine Probe feines er: 
lernten Gewerbes abzulegen, um dadurch zu zeigen, daß er zum Gehilfen 
binlänglich befähigt ift, um in einer andern Werfftätte als Arbeiter eintreten 
zu können. Auch muß er eine fchriftliche Beſcheinigung über den fleigigen 
und nüglichen Beſuch der Gewerbeichule beibringen, ohne dieſe beiden Er: 
forderniſſe follte er ter Lehre nie entlaffen werben; venn eine gut zugebradite 
Lehrzeit ift die Grundlage für fein künftige Leben, und Meiftern, welche die 
Luft oder Eigenſchaft nicht haben, einen Lehrling gehörig beranzubilben, ſollte 
es auch nie erlaubt werben, einen ſolchen anzunehmen. 


Vom Neifen und Wandern der Gewerbsgehilfen. 


1) Nach zurüdgelegten Lehrjahren kann e8 nur von dem größten Nuten 
für den jungen Handwerker fein, wenn er die verfchtedenen Producte feine 
Gewerbes auf die mannigfaltigfte Weife und nach den verichiebenen Stoffen 
und ‚den Beditrfniffen einzelner Länder und Gegenden an Ort und Stelle 
ſelbſt verfertigen fieht und verfertigen hilft. Seine Einfichten in fein Ce 
werbe müſſen fich dadurch bebeutend erweitern und feine manuelle Wertigkeit 
fih vermehren, und von ihm darf man bei gehöriger Benutzung der Wander: 
jahre auch einen geſchickten Meiſter und tüchtigen Bürger erwarten. 

2) Nebft viefem trägt aber das Reiſen in fremde Länder auch beſonders 
dazu bei, ſich allgemeine Pebenserfahrungen zu ſammeln; es beförbert ven 
für den Gewerbsmann fo nöthigen Umgang mit verjchiedenen Klaffen von 
Menſchen, verichafft ihm Gelegenheit, fremde Sprachen zu erlemen; es lehrt 
ihn mande Widerwärtigfeiten des Lebens ertragen und macht ihn dadurch 
fühiger, fich einen beftimmten Lebensplan zu machen und mit feinem Schid- 
fale zufrieden zu fein. 

3) Doc fol zum Wandern kein Handwerker gezwungen oder Verſäumniß 
deſſelben von irgend einer Stelle zu einer Strafe angehalten werben können. 


4, 
Die Fortbildungsihule der Ufine von Graffenftaden 


Diefe Schule wurde durch den Director Meßmer unter der Protection 
des Herrn Baron von Buffiere, Eigenthümer der Ufine, gegründet; fie ift 
beftimmt, den Kindern aus der Gemeinde IMlich-Graffenftaden, den nächft: 
liegenden Dörfern, aus melden fie ihre Arbeiter-Population reerutirt, und 
den Kindern der Urbeiter der Ufine felbft Gewohnheiten für Ordnung und 
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om Moralität zu geben, ſowie bie Elemente von hinreichender Iuftruction, 
um fie in den Stand zu fegen, ihre inbuftrielle Laufbahn nach ihrer Intelli⸗ 
gen und ihren Fähigkeiten zu verfolgen. 


Auszug aus dem Schulreglement. 


Jeder junge Daun, welcher fidy vorflellt, um zugelafien zu werden, in 
der Ufine feine Lehre zu machen, foll folgende Debingungen erfüllen: 
1) das Alter von wenigftend 14 Jahren haben 
2) nen durch ein Zeugniß des Pfarrers, daß er zur erſten Communion 


3) ein iß einer guten Aufführung von feiner Orisbehörde aufweiſen. 
Die Daner der Lehre ift vier oder ſechs Jahre, während welcher 
die jungen Leute verpflichtet find, die Curſe der Fortbildungsfcule der Fabrit 
zu beſuchen. Nach dem erften Jahre erhalten Diejenigen unter ihnen, welche 
fh durch ihren Eifer und ihre Fortſchritte again , als Aufmunterung 
einen Lohn, welcher auf folgende Art abgeſtuft 
während des zweiten Jahres von fr. H 50 bi fr. 0,75, 
während des dritten Jahres von fr. 1,00, 
während des vierten Jahres von fr. 125, 
während des fünften und festen Jahres nad Berbienft. 
Da die Erfahrung beftätigt hat, daß die Curſe, um mit Erfolg beſucht 
zu werben, nicht ganz frei fein follen, fo wird den Lehrlingen ber —*— 
eines Zehutels ihres Verdienſtes zum Bortheil der Schullaſſe gemadt und 
em zweites Zehntel wird zurüdgehalten als Garantie für die pflichtmäßige 
Crfüllumg des Lehrvertraged. Es wird in der Sparkafle angelegt und nad 
Beendigung der Lehre das Ganze mit den Zinfen dem Zögling eingehändigt. 


Organiſation der Schule. 


Die Tortbildungsfchule zählt fünf Ahtheilungen, deren Unterricht von einer 
Abtheilung zur andern fleigt, und einem befonderen Lehrer anvertraut ift, 
welder vom Director und den Ungeftellten ver Fabrik unterftütt wird. 

Die Unterrichtögegenflände find folgende: Kalligraphie, — frampöfiiäe 

und deutſche Grammatil, — Dictat, Ortbographie, — Aufläge, — 
Band- und geometrifches Zeichnen und von Mafchinen, — Arithmetit bis au 
den Logarithmen und Zindrehnung einſchließlich, — Glementar - Geometrie 
volfländig, — Algebra bis einſchließlich der Gleichungen vom zweiten Grade, — 
Phyſil und Mechanik, einfahe Maſchinen. 

Die Curſe finden jeden Morgen von 6 bi8 8 Uhr ftatt ohne Ausnahme 
des Sonntags; die fünf vereinigten Abtbeilungen folgen dort dem Beiden: 
unterrigt, und alle Abende von 5—7 Uhr mit Ausnahme von Dienftag und 
Sonntag, To daß die drei unteren Abtheilungen ſechs Klafjenftunden und bie 
beiden oberen Abtheilungen jede 8 Klafienftunden . zählen 

Man giebt hier als nützliches Renfeignement das Tableau über die 


Bermendung der Zeit für die fünf Abtheilungen: 
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Mittwoch Donnerſtag Freitag Samflag | Sonntag 
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Kaffe am Morgen von 6-8 Uhr im Sommer, und von 7—9 Uhr im Winter. 
Arithmetit — Geometrie _ } 

" —ã BR | u une} Zeihuen 

2. et — ——e _ — Zeichnen 
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Kaffe am Abend von 7—9 Uhr. 
4. | _ — _ > Mi — geur Zeichnen 


a Geometrie y 
— —5*2 — —  |Beignes 


Geometrie 

Arbeit des Abends. Um den jungen Zöglingen während der 
Winterabende alle Leichtigkeit zu geben, die Abendſtunden nützlich anzuwenden, 
ſo wird jeder von ihnen, der hierzu an den Lehrer das Begehren ſtellt, in den 
Schulſaal zugelaſſen, welcher zu dieſem Zweck gewärmt und erleuchtet wird. 

Eine kleine Bibliothet von lehrreichen und unterhaltenden Büchern ſteht 
den Böglingen zur Peubung, 

Disciplin. Ein tägliches Bulletin fest den Director in Kenntniß 
ber Abweſenheiten und folder Vorfälle, welde wichtig genug find, um an- 
gezeigt zu werben. 

Die Strafen, welche die Zöglinge fi zuziehen können, find nach dem 
Grad des Vergehens: Verweis der “Direction, Geldſtrafe ober Entlaffung 
aus der Fabrik. 

Monatlides Eramen und vierteljähriges Bulletin — 
Eramen am Ende des Jahres. Jeden Monat, am Nachmittag des Mon- 
tags, welcher dem Zahltag der Arbeiter folgt, findet zum Claſſement der Zög- 
linge eine Prüfung ftatt, beitehend in mündlichen Fragen, in einer gefchrie: 
benen Sompofition (Dictat, Aufgaben der Arithmetik und Geometrie) und 
zwar abwechſelnd in franzöfifcher und deutſcher Sprache. 

Die Reſultate dieſes Concurſes, wovon eine Copie dem Director zu: 
geftellt wird, werden in ein Regifter eingefchrieben, wo ſich gleihfalls alle 
auf jeden Bögling bezügliche Noten finden. 

Am Ende jedes Trimefterd wird an bie Eltern der Zöglinge ein Bulletin 
geihidt, welches ihmen Bericht über die Aufführung, die Fähigkeiten, die 
Geicidlichfeit und Fortſchritte ihrer Söhne giebt. Dieſe monatlichen Bri- 
fungen find gekrönt durch eine entſcheidende Prüfung am (Ende des Jahres, 
in Gegenwart einer Commiffion aus höheren Angeftellten der Ufine, worüber 
ein Protocol aufgenommen wird. In Folge diefer Prüfung findet eine Aus⸗ 
tbeilung von reifen, beftehenid in nüglichen Büchern, ſtatt. Dieſe Austbeilung 
wird gewöhnlid, mit einer gewifjen Feierlichkeit gemacht. 


ihnen 
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Die Zahl der Zöglinge, welche heute die fünf Abtheilungen der Schule 
befuchen, beträgt 70. Gegen 300 junge Leute haben feit der Gründung ber 
Schule die verſchiedenen Klaſſen befucht. 

Ausgaben. Die Ausgaben, welde ven Unterricht betreffen, find 
3500 fr. obngefähr oder im Mittel 50 fr. per Zögling und per Jahr. 

Refultate. Wenn man den geringen Grad von Unterricht in Be 
traht zieht, welchen die meiften der Zöglinge bei ihrem Eintritt in die Schule 
befigen, fo fann man mit den Refultaten, welche die Schule feit ihrer Grün- 
dung geliefert Hat, zufrieden fein, und deren Folgen, melde fie für die Ufine 
md für die Arbeiterbevöllerung haben Tann. 

Diejenigen, welche von der Natur begänftigt find, wiffen über ihre Mit⸗ 
Müler den Rang zu behaupten, welden fie fchon bei den erften Prüfungen 
fih envorben haben, und find dann auch berufen, die erften Plätze in dem 
Bureau ſowohl, als in der Werkflätte einzunehmen. Der Fonds von Kennt= 
niffen, welche fie in den fünf Abtheilungen haben erwerben können, wird ge 
nũgen; Danf dem Studium und Dank ihren Beziehungen zu dem Perſonal 
der Direction, jowie zu den Eleven, deren jowohl rende als Franzoſen 
aus höheren technifchen Echulen in Graffenſtaden find, erhalten fie eine aus⸗ 
reichende praktiſche Ausbildung und die Möglichkeit, felbft ohne die Hülfe von 
anderen Lehrern das Feld ihrer Kenntniſſe zu erweitern. 

Sie finden zu diefem Zwecke große Hilfsmittel in der Bibliothek der 
Ufine, weldye von wiflenfchaftlichen und technifchen Werfen das Befte enthält, 
was ın der franzöftichen, deutſchen und englifchen Sprache erjchienen ift. 

Ale Kinmen überdies, indem fie einen Unterricht erwerben, der ihren 
Fahigleiten proportionirt iſt, außerdem durch die Lectionen des Meiſters umd 
m Umgang mit ihren Mitichälern die Grundfäge von Ordnung und Moral 
Ihöpfen, welche die Würde des Menfchen ausmachen. 


I. Anhang zu 4. 
Anfprache des Directord (DR.) bei der Preisaustheilungsfeier im September 1867. 


Hochgeehrtefter Herr Baron! 

Wir begrüßen Sie und Ihre hochgeſchätzte Familie und danken Ihnen 
nochmals, daß wir durch Ihre Liberale Unterftägung von 31/, Jahren in 
den Befig einer Gewerbichule gekommen find. Die Ehre, die Sie der Schule 
erweiſen, daß Sie und Ihre hochgeſchätzte Familie felbft die Preisaustheilung 
an die preiswürdigſten Zöglinge vornehmen, giebt ung einen Beweis, welches 
Intereſſe Sie an der Schule nehmen. Es wird aud die herrlichſten Früchte 
tragen. Die Lehrer und Zöglinge wird es zu neuem Eifer aufmuntem. — 
Ihre zweimalige Anmefenheit giebt und heute die Weberzeugung, daß wir alle 
Jahre diefen Tag als einen Samilienfefttag begrüßen können. Wir wünſchen 
deshalb von Herzen, daß es Ihnen und den Ihrigen nod lange geftattet 
bleiben möge, und dieſen Wefttag mit Ihrer Gegenwart zu verherrlichen. 
Bevor Sie, hochverehrteſter Herr Baron, die Austheilung eröffnen, bitte 
ich mir zu geftetten, einige Worte über die Schule zu jagen. | 
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Schon im vorigen Jahre Bat die erfte Prüfung flattgefunden. Diefelbe 
hatte, obgleich die Schule aus den Heterogenften Elementen vecrutirt wurde, 
jehr Lobenswerthe Reſultate geliefert, daß wir fhon damals Ihrem Wunfce 
gemäß und in Ihrer Gegenwart an die Preißwürdigfien Belohnungen und 
Belobungen zur Aufmunterung zu neuen Fleiß austheilen konnten 

In der legten Oftermoche haben nun die zweiten Prüfungen flattgefunden. 
Diefe Prüfungen waren durch einen überraſchenden Erfolg gefrönt. 

Bon 93 eingefchriebenen Zöglingen nahmen 91 an den Prüfungen theil. 
Die Prüfungen wurden mit großer Umficht, Strenge und Unparteilichfeit von 
‘der Dazu ernannten Prüfungscommiljion durchgeführt. 

In den theoretiichen Lehrgegenftänden wurde mündlich und ſchriftlich 
eraminirt, und in den Werfflätten unter den Augen der Commniffion und ber 
Leitung der betreffenden Gontremaitres Arbeiten ausgeführt. 

Ueber Alles wurde genaues Negifter geführt und das Ergebniß für jeden 
Unterrihtögegenfland in Zahlen ausgebrädt und geordnet in einem Cahier 
niebergefchrteben. 

Die Eleven find in vier Klaſſen eingetheilt und wurben klaſſenweiſe 
in der Schule in folgenden Lehrgegenftänden eraminirt: 

1) Mathematik, als: 
Arithmetik und 
Geometrie, 
2) Zeichnen und Linienzeichnen, 
R ae beides in franzöfifcher und deutſcher Sprache, 
5) in den Werfftätten alle Klaſſen vereint waren. 

Ich ſelbſt bin den Prüfungen mit größter Aufmerkſamkeit und Inter: 
eſſe gefolgt, und muß geftehen, daß die erlangten Refultate mir zur größten 
Satisfaction gereichten. 

Die vorliegenden Arbeiten, wie die numeriſchen Reſultate beweiſen Har, 
daß die Schule feit einem Jahr einen beveutenden Fortſchritt gemacht Bat. 
E83 bat in jeder Maffe und insbeſondere in der Werfftätte ein großer Wett: 
kampf ftattgefunden, Jeder Juchte zu leiften, was ihm feine Kräfte und An: 
lagen erlaubten. Es war in vielen Fällen ſchwer, den Preiswürdigfien zu 
finden, deshalb babe ich es auch gewagt, Ihnen eine größere Anzahl, als dies 
gewöhnlich der Fall ift, nicht fowobl zur Belohnung, als zur Aufmunterung 
zur Genehmigung vorzuſchlagen. 

Den Herren Lehrern und Allen, die bei der Schule mitgewirkt, Tpreche ich 
hiermit meinen verbindlichften Danf aus, Jeder bat mehr als feine gemöhn- 
liche Pflicht geleiftet. 


Und num noch einige Worte an unfere jungen Leute. 

„Ich bin mit Euerem Fleiß und dem Erfolg des vergangenen Jahres 
„ehr zufrieden; daß der Nugen der Schule von Jedem von Euch felbft er 
„tannt und gewirdigt wird, bewielen gerade die Fortſchritte und Liebe zu 
„Suerem Beruf. Diefer Nuten wird auch in dem Maß noch mehr von 
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„Such erfannt werden, je mehr Ihr Euch zu tüchtigen und intelligenten Ar- 
„seiten ausbilden werdet.‘ 

„Sch bin überzeugt, daß der größte Nuten in der Schule noch darin 
„beiteben wird, daß die Schule Euch natürlicher an das Etabliffement und 
‚jenen Herm knüpfen wird.‘ 

„Es wird durch die Schule ein gerechter Ehrgeiz und richtige® Pflicht» 
„gefühl in Jedem erwedt und Alle werden treu am Graffenftaden’8 Fahnen 
„halten und Alles aufbieten, daß ſolche überall geachtet werden. 

„Jeder wird, wenn auch nicht heute, doch in Jahren einfehen, was er 
„eier Schule zu danken bat.” 


U. Anbang zu 4. 
Anfprache des Directors (M.) bei der Preisaustheilungsfeier am 8. Septbr. 1861. 


Hochverehrtefter Herr Baron! 
Ih danke Ihnen und Ihrer hochwerthen Familie, für die Ehre, die Sie 
unferen Meinen Feſte heute zum brittenmale durch Ihre Gegenwart erweilen. 
Bevor Sie, hochgeehrtefter Herr Baron, die Krönung der Preiswürbigen 
eröfmen, fei e8 mir erlaubt, einige Worte über die Echule ſelbſt zu be: 
merken : 


„„Unſere Gewerbichule wurde vor ſechs Jahren unter Ihrer Liberalen 
Protection Durch den Director gegründet, die außgeftellten Arbeiten der Zög⸗ 
Iinge rechtfertigen Hinlänglich, daß dies Inſtitut bereit® gute Früchte getragen, 
md fiherlih wird dies von Jahr zu Jahr noch Ichlagender bervortreten in 
dem Berhältnig, als e8 uns gelingen wird, Werkſtatt und Schule innig mit 
einander zu verbinden. 

Letztere wurde in der Abſicht in's Leben gerufen, vor Allen den Söhnen 
der Gontremaitre®, Arbeiter und Lanbleute der Umgegend Gelegenheit zu 
derſchaffen, neben der praftifchen Lehrzeit fih im Schreiben, Zeichnen, ber 
Mathematik, im franzöſiſchen und deutſchen Auffat fortzubilden. Das Unter: 
richtsmaterial ift in der Art gewählt worden, daß das bier Erxlernte zur ge: 
Aaueren Einfiht und logiſchen Beurtheilung der Arbeiten in ver Werfftatt 

en wird. 

Hierdurch Hilft eind dem andern, und ift der Zögling erft in der 3., 4. 
oder 5. Klaſſe angelangt, jo wird ihm täglich der wirfliche Werth des Unter⸗ 
richts deutlicher. 

Diefe Erfenntniß wird fogar ein natuürlicher Sporn für ihn bleiben, 
auch nach Beendigung feiner Lehrzeit, ſich durch gut gewählte Lecture und im 
Umgang älterer, gebildeter Fachgenoſſen weiter fortzubilden; aud für bie 
jüngeren wird e8 eine Aufmunterung fein, zu fehen, mie bie älteren Kameraden 
im Folge ihrer Leiftungen ihren Weg machen, theils in der Ufine felbft, theils 
in fremden Inbuftrieen oder beim Militär. Jedem ohne Ausnahme ift Durch 
diefe Erziehungsweiſe das Mittel geboten, ein tüchtiger Arbeiter, Contremaitre, 
Ingenieur x. x., vor Allem aber ein achtungswerther Ortsbürger zu werben! 

Auf diefem Wege find in allen Fächern der Induftrie und insbeſondere 
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in der mechanischen, die viel manuelle Geſchicklichfeit erfordert, die meiften 
unferer größten Heroen Beraufgeftiegen, ſowohl in Frankreich, als in England 
und Deutichland. 

Männer, wie Watt, die beiden Stepbenfon, Richard Roberts, For, 
Maudsley, Whitworth, Nasmyth, Braitwaite, Bramah, die beiden Yatrbairn, 


Ramsden, Dollond, Fortin, Lenoir, Gambey, Bourdon, Cave, Schwilgué, 


Reichenbach, Frauenhofer, Borfig x. x., haben alle einen ähnlichen Weg ge 
gemacht; ihnen haben wir die außerorventliche Höhe der heutigen mechaniſchen 
Induſtrie zu verdanken; fie haben ven Ausſpruch des großen Philoſophen 
Leibnig zur That gemacht: j 
„Mit dem Mechanifchen fol der Menſch beginnen und mit dem 
Geiftigen ſchließen.“ 

Auch unfere Ufine felbit giebt hiervon ein Beifpiel: Als ich vor 
23 Jahren beauftragt war, den technifchen Theil zu gründen, begann ich mit 
einem Berfonal von ca, 35 Arbeitern, Heute ift dagegen unfer Geſammt⸗ 
perfonal über 1300 geſtiegen.““ 

Euch Zöglingen fage ich: 

„Sehet Euch um, junge Leute, und Ihr werbet finden, daß ſich der 
„ganze ©eneralftab der Ufine von Graffenftaden und unfere beften Arbeits 
„träfte mit wenigen Ausnahmen in der Ufine jelbit gebildet haben; Ahr 
„werdet weiter finden, daß nicht Geburtsrang, ſondern Kenntniſſe, Geſchick 
„lichkeit, Fleiß und Rechtlichkeit als einzige Mittel zum Avancement dienen.” 

„Zöglinge, ich gebe Euch heute wiederholt den väterliden Rath, daß 
„Jeder die ihm gebotene Gelegenheit, ſowohl in der Werfftatt, als in ver 
„Schule mit Fleiß und Liebe benuge, und auch nad) Beendigung feiner Lehre 
„fortfahren möge, ſich ferner auszubilden, denn das ganze Leben muß ale 
„eine Lehre betrachtet werden, will man durch die Nachfolgenden nicht über: 
„\prungen werben.” 

„ur zu wahr find die Worte Fairbairn's, unfere® Doyen in ber 
„Mechanik: 

„„Ihe Society never stand still!"“ — 
(Die Geſellſchaft fteht nie fill!) 
„Alles ift in ftetigem Fortſchritt begriffen, und wer dieſem nicht Nechnung 
„trägt, der wird zurüdbleiben !" 


HI. Anbang zu 4. 
Ueber den tehnifhen Zeihenunterriht in Graffenſtaden. 


Auf die Anfertigung von Entwitrfen, Veberfichts- und Detail-Zeichnungen 
zu auszuführenden Arbeiten, wurde gleih anfangs große Aufmerffamfeit ge 
wendet. 

Ale in den Werkftätten zur Ausführung kommenden Arbeiten wurden 
nad genau cotirten Arbeitszeihnungen gemacht, welche vom Zeichner und 
Director unterfchrieben waren. 

Bon jeder zufammengefeßten Arbeit wurde ein genau cotirter Ueber: 
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fhtöplan und fo viel Durchſchnitte und Detail- Zeichnungen gemacht, als zum 
Berfländnig und Bermeidung von Fehlern nöthig waren. 

Diefen Plänen war ein Verzeichniß aller unzerlegbaren Stüde (liste de 

pieces) beigelegt. — Diefes Berzeihniß war nad) einem gewählten Schema 

, mit verfchiedenen Colonnen, — 1. Col. die Nummern ver Stüde, 
2. Col Etüdzahl, 3. Bol. Benennung des Stüdes, 4. Col Croquis der 
Form, 5. Col bejondere Bemerkungen. — Diefe Methode erleichterte die 
Berification bei der Berfendung, daß nichts fehlt; der Nechnungsführer, der 
die gleiche Lifte erhielt, mußte fich der gleichen Namen der Stüde bevienen, 
die ihnen im Zeichenburenu gegeben wurden. Es war nötbig, die Zeichen- 
methode fo zu geftalten, daß die jungen Eleven fo ſchnell als möglich fih im 
dieſelbe hineinarbeiten konnten. 

Da man femer in der Fabrik in den erften Jahren mit einfachen Ar⸗ 
beiten (die articles courants), ald: Wagen jeder Art, Winden, Preſſen, 
Pumpen, Feuerfprigen, einfache Werkzeuge und Transmilfionen x., angefangen 
Batte, und erft fpäter zu den zufammengelegten größeren Arbeiten, ald: Mas 
ſchinen⸗Werkzeugen, Tabalfabrikations⸗Maſchinen, Eifenbahnwagen, Tender und 
wulegt zum Yocomotivenbau überging, fo Bat fich eine große Anzahl von Ueber: 
fichtsplänen angefammelt, welche in großen Büchern für jede Fabrilation mit 
Inhaltsverzeichniß eingeleimt wırrden und dann dem jungen Zeichner ein vor⸗ 
zũgliches Material zu jeiner Ausbildung und Leitung an die Hand gaben, 
Es bat fih aud in einer Reihe von Jahren eine vellftändige Zeichenmethode 
ausgebildet, welche fi) durch Klarheit, Genauigkeit, Beftunmtheit und gewiſſe 
Eleganz der Yormen auszeichnete. 

Die meiften Eleven mußten das erfte Jahr, in dem fie noch ſchwach von 
Körperbau waren, durch das Zeichenbureau geben, wo fie mit dem Copiren 
und Anfertigen der Detailzeihnung befchäftigt wurden. 

Alle Lehrlinge ohne Ausnahme mußten während der ganzen Dauer ihrer 
Lehrzeit den Zeichenunterricht bejuchen, welder Sommer und Winter jeden 
Sonntag von Morgens 6 — 8 Uhr gegeben wurde, fo daß jeder feinen Gottes⸗ 
dienft befuchen konnte, der gemöhnlih um 9 Uhr Morgens anfing. — 

Bei diefem Unterricht, der im Freihandzeichnen und geometrifchen Zeichnen 
beftand, bediente man ſich gut gewählter Originale Für das geometrijche 
Zeichnen einer Sammlung, die ich, zu diefem Behuf entworfen, im Zeichen- 
bureau babe anfertigen laſſen. 

Da alle Schüler der fünf Klaffen in einem großen Saale zu biefem 
Unterricht vereinigt waren, fo fand aud ein großer Wetteifer ſtatt. Man 
erfannte bald die Zalentvolleren, die ſich auch ſpäter diefer Spectalität mehr 
zumendeten. Gewiß ift der Zeichenunterricht am meiften dazu geeignet, am 
ſchnellſten die individuellen Anlagen jedes Schüler kennen zu lernen und jeden 
nach feinen Anlagen und feinem Fleiß vorwärts zu bringen. 

Zu Anfang ift e8 nothwendig, eine höchft pedantiiche Strenge auszuüben, 
um den jungen Dann an Reinlichkeit, Genanigteit zu gewöhnen, und dann 
nachher auf die Eutwidlung und Ausbildung ſeines Schönheitsſinns zu 
wirtn. — Außerdem muß der Lehrer darauf achten, daß Das angenommene 
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Format richtig eingehalten wird, daß das Zeichenmaterial in befter Ordnung 
ſei; beſonders gilt dies von den Reißfedern beim geometriſchen Zeichnen. 

Jedem Bögling muß gezeigt werden, wie er feine Reißfeder zu ſchleifen 
bat, damit er reine und weiche Linien von jeder Dicke ziehen könne. Wie 
man fih von Anfang gewöhnt, jo bat man fih in Zukunft. — Id er: 
innere mich noch fehr gut an meine Studienjahre an der polgtechnifchen Schule 
zu Karlsruhe, während bei einem Lehrer vorzüglich gezeichnet wurde, wurde 
bei einem andern nachläſſig gezeichnet, und ich hatte mich damals ſchon über⸗ 
zeugt, wie nothwendig gleich anfangs an den angeführten Disciplinen feſt⸗ 
gehalten werden müßte. 

Aber vor Allem darf man den jungen Mann nicht zu viel Zeit mit 
Künfteleien verlieren laſſen, man muß ihn fo ſchnell als möglich im bie 
Materie einführen, bei jeder Arbeit ihn ftreng auf feine Schwächen aufmerk- 
ſam maden, indem man feine Zeichnung neben dem Original einer firengen 
Kritit unterwirft, damit er fid) dann bei der nächſten Aufgabe bemübe, feine 
Tehler zu verbeffem. Er muß dann bald anfangen, nad der Natur zu 
zeihnen. Croquis zu machen von ausgefihrter Arbeit und mit den ein: 
gefchriebenen Maßen; diefe find dann wieder mit den Inſtrumenten nach einem 
angenommenen Maßſtabe zu zeichnen und benfelben ein Yarbenton zu geben. — 
Vach diefem iſt es gut aus dem Gedächtniß zeichnen zu laſſen; immer vom 
Einfachen zum Schwierigeren übergebend! Ich habe diefe Methode bei meinen 
Zöglingen ſehr bewährt befunden und mancher hat berfelben ſpäter eine vor: 
züglihe Stellung zu banken gehabt. 

Ich felbft wurde frühe von meinem Vater an diefe Methode gewöhnt, 
auf meinen Reifen bin ich felten zu Bette gegangen, ohne das Wichtigfte, 
was ich gefehen, zu Papier gebracht zu haben. Nur felten erhält man Er- 
laubniß, Eroquis aufzunehmen. 


5. 
Jakob Meßmer's Bildungsgang, 


als Beitrag zu einigen Noten, die Erziehung tüchtiger Arbeiter der Klein⸗ 
gewerbe und Großinduſtrie betreffend. 


Schon ſeit dem Jahre 1831 war das Studium des techniſchen ort: 
bildung$ = Unterricht8 eine meiner Lieblingsbeſchäftigungen und famen aufer- 
ordentliche Umflände, die auf meinen Bildungsgang einwirkten, mir hierbei 
fehr zu flatten; von frühefter Tugend waren der Werkftätte, Schule und Dil 
dungsreiſen der größte Theil meiner Zeit und Thätigkeit gewibmet. 

Mein Bater war feiner Profeffion nad ein gelernter Zimmermann, war 
von Natur körperlich und geiftig begünftigt und vereinigten ſich bei ihm große 
Geſchicklichkeit und Erfahrungen, die er fich auf feiner 15jährigen Wander: 
Ihaft im Ausland im Hochbau und Mühlenbau erworben hatte. 

Bei dem Bau des Karlsruher Hoftheaters (1807) war er mit der ker 
tung der Zimmerarbeit und Inftallation der Theatermaſchinerie betraut, nad) 
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Vollendung des Ganzen wurde er als Hoftheatermeiſter angeftellt, welche 
Stelle er bi zu feinem Tode (1837) inne hatte. 

Bereits unter feiner Leitung hatte ich reichlich Gelegenheit, mid zum ge⸗ 
Ihidten Holgarbeiter auszubilden, während ich gleichzeitig bis Mitte des 15. 
Jahres die katholiſche Elementarfchule, und bi8 zum 19. Jahre Das Lyceum 
md die obere Realklaffe befuchte. 

Nahdem ich in ten Jahren 1824—1828 bei Eccard in Karlsruhe, 
einem geſchickten mathematiſchen Inftrumentenmader aus der Ramddon’ichen 
Eule, bei dem ih in Koft und Logis war, eine vollftändige Lehre durch⸗ 
gemacht, an der Seite gebilbeter und gefchidter Arbeiter aus verſchiedenen 
Kndern mit großem Fleiß gearbeitet, und in den letzten drei Jahren meiner 
Lehre in den Früheften Dorgenftunden von 4—5 Uhr matbematilchen Unter: 
riht durch den Oberbaurath Weller, damals Student der Ingenieurfähule, er⸗ 
halten, war ich hinreichend vorbereitet, um mein Aufnabme- Examen in die 
polytechniſche Echule (1828) mit Erfolg machen zu können. 

Schon im erften Jahre meined Studiums wurde ich von unferem da⸗ 
maligen Director, Geheimen Hofrath Wuche rer, der zugleich Profeflor der 
Phyſik war, zum Mechaniker des Großberzogl. phnfifaliichen Kabinets er= 
nannt und bald darauf zum Mechaniker der ganzen Schule; hierdurch kam 
ich auch außerhalb des Collegiums in die angenehmften und lehrreichſten Bea 
jiebungen mit den Profefioren der Schule. 

Meine im Jahr 1830 erfolgte Ernennung zum Mechanifer des Mark⸗ 
grafen Wilhelm Hoheit verfchaffte mir Gelegenheit, einige hydrauliſche und 
landwirthſchaftliche Einrichtungen auf deſſen Gute zu Rothenfels zu machen. 

Nah Beendigung meiner Studien im November 1831 führte mich eine 
Reife über Stuttgart und Tübingen nad) Münden, wo idy die fünf Monate 
meines Aufenthalts dazu benupte, die Mafchinerie des königlichen Hoftheaters, 
damals eine der beften, fowie die berühmten Werfftätten von Reichenbach und 
Frauenhofer, ihre Arbeiten, jowie ihre Ausführungsmethoden gründlich zu 
ſtudiren. Einen Theil meiner Zeit verwendete ich aucd auf den Beſuch von 
Collegien an, der polytechniſchen Schule, fowie ihrer reihen Modellfammlung 
und des phyſikaliſchen Kabinets der Univerfität. 

Das Zufammenmwirten von Gelehrten, Inbuftriellen und Künftlern, ſowie 
die alljeitige freundliche Aufnahme eines Ternbegierigen jungen Mannes machten 
mir den Aufenthalt in München zu einem äußerft angenehmen und lehrreichen. 

Einige Monate nad meiner Rüdiehr aus Münden machte ih eine 
weitere Reife an den Unterrhein über Mannheim, Darmftadt, Frankfurt a. M., 
Wiesbaden, Mainz und Köln und lernte in dieſen Stäbten bie technifchen 
Lehranſtalten und inbuftriellen Etabliffements kennen. 

Bald nach meiner Rückkehr nad Karlsruhe übertrug mir der Staats⸗ 
rath Nebenius, der NReformator der polytechniſchen Schule, die Lehrſtelle 
der praktiſchen Mechanik und die Einrichtung einer mechaniſchen Werfftätte 
an der Schule ſelbſt. — Die Werkftätte wurde Anfangs Januar 1833 mit 
einer Fleinen Anſprache von mir eröffnet. — Da für den Unterricht in ber 
rraftiichen Mechanik und für das Arbeiten in der Werkftätte täglich nur zwei 
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Stunden beſtimmt waren,_fo fuchte ich meinen Zöglingen eine weitere Ge— 
legenbeit zu verichaffen, und errichtete zu diefem Zwecke zu Anfang des Jahres 
1833 und in Verbindung mit meinem Lehrtameraden Joſeph Berchmüller 
eine Privatwerfftätte zur Anfertigung von mathematiſchen Inſtrumenten, pbo: 
ſikaliſchen Apparaten, Modellen und Eleineren induftriellen Einrichtungen. 

Während der Jahre 1833—1836 war mein Wirkungskreis ein ſehr 
außgedehnter und erforderte eine außerordentliche geiftige und phyſiſche Thätig: 
teit. Mehrere größere Reifen verfchafften mir vielfache Gelegenheit, meine 
Kenntniffe und objectiven Urtheile, fowie den Kreis perfönlicher Bekanntſchaften 
zu erweitern. | 

Mitte des Jahres 1833 machte ih mit meinem Stubienfamerad und 
Zögling in der praftiihen Mechanik, Emil Kepler, dem fpäter berühmt | 
gewordenen Locomotivfabrikanten, eine viermonatliche Reife nad Paris über 
Mes und Chalons |. M. | 

Die freundliche Aufnahme in Meg und Chalons ſ. M. veranlaßten uns 
zu einem mebrtägigen Aufenthalt, um an erfterem Orte die ſchönen Samm⸗ 
lungen der Ecole d’application unter Poncelet’® Liberaler Yührung zu be 
fihtigen, und an legterem Drt die Organifation der Ecole des arts et 
metiers fennen zu lemen. 

In Paris mit dem Hoftbeaterintendanten, dem Grafen von Lei: 
ningen und dem Hoftbeatermaler Gaßner aus Karlörube zufaımmengetroften, 
wurde mir durd meinen Fürften der Auftrag, die Einrichtungen der größeren 
Theater einzufehen und den Borftellungen beizumohnen ; gleichzeitig bejuchten wir 
auch mit diefen Derren die merfwürbigften Sehenswürdigkeiten der Hauptſtadt 

Durch unfern Gejandten bei den damaligen Sternen erfter Gröfe, 
Arago, Dulong, Pouillet, eingeführt, wurde e8 und durch deren Tiberale 
Unterftügung erleichtert, die Apparate, Modelle und Inſtrumente der pelb- 
technifchen Schule, der Sorbonne, des Obferpatoire, des Conservatoire der 
arts et metiers und die vorzüglichen Einrichtungen diefer Anftalten zu fu: 
viren; Pouillet und Le Blanc machten und mit dem Stand der Jr 
duſtrie befannt und verſchafften uns Eintritt zu den jehenswertheften, mede: 
niſchen und induftriellen Etabliffements. Durch Neubert aus Hannover, 
an befien Seite ich bei Eccard gearbeitet habe, wurde ich mit vielen Klan- 
und Sunftgewerben befannt gemacht. 

Meines fpäteren Freundes, des berühmten Mechanikers Gambey, ie 
wie deſſen humanen Eigenfchaften, muß ich bier auch gedenken; überhaupt 
wurde der Damalige Aufenthalt in Paris durch Zuſammenwirken einer groben 
Anzahl Jugend- und Schulfreunde, ſowie der weiteren Belanntichaften ven 
anderen Ländern, die den verichiedenen Zweigen der Wiflenichaft, Kunft um 
Technik angehörten, ein äußerft nugbringender und angenehmer. 

Im Jahr 1834 wurde ich mit dem Director des landwirthſchaftlichen 
Dereind, Freiherrn von Ellrihshaufen, von der badifchen Regierung 
nad England geſchickt, wo ich während viermonatlichen Aufenthalts nicht nur 
die Iandwirthichaftlihen Maſchinen und Einrichtungen, fondern auch die wiſſen⸗ 
ſchaftlichen, techniſchen Lehranftalten, die großen Staats-Etabliffements Wool- 
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wid, Bortdmouth, Gosporth ꝛc. und die beften damaligen Mafchinenfabrifen 
und Fabrikeinrichtungen fehen konnte; auch fand ich vielfache Gelegenheit, die 
Rleingewerbe kennen zu Iernen. 

Die Rückreiſe führte mich) abermals über Paris, wo mich das Studium 
der damals flattfindenden großen Induftrie-Ausftellung und der neuen Mabl- 
mühlen in St. Denis und St. Maur im Auftrag des Markgrafen Wil: 
helm Hoheit zu fechöwöcentlibem Aufenthalte veranlaßte. 

Diefe Reife gab meinem Geifte eine andere Richtung und jegt wurde ich 
mehr zum großen Maſchinenweſen bingezogen, wozu fi” auch bald Gelegenheit 
bieten ſollte. Ich überließ nun meinem Aſſocie Berchmüller meinen 
Geihäftsantheil und machte, von Kepler unterftügt, den Civil-Ingenieur. 

Durch meine Ernennung in das Comité des Gewerbevereind und als 
Mitglied der Gewerbeihulen-Commiffion trat ich immer mehr ind öffentliche 
Leben ein und kam mit den erften Induftriellen und Meiftern aus allen Ge- 
werben in fortwährende Berührung. 

Im Jahre 1835 wurde ich zur Gründung einer neuen Privatmwerkftätte 
durch den Director und die Profefloren der polytechniſchen Schule veranlaft. 
In derfelben wurden Modelle für die Gewerbeichulen, mathematifche und 
phyſikaliſche Inftrumente und Apparate für Die polytechniſche Schule ꝛc. an⸗ 
gefertigt; und bald war Arbeit genug für eine größere Anzahl Arbeiter vor- 
Danden. Durch den Eintritt der drei geſchickten Mecaniter Martinfon 
aus Roftod, Trute aus Braunfchweig, Mündler aus Kempten hatte vie 
Verkftätte drei tüchtige Kräfte gewonnen. 

Bei Gelegenheit der Errichtung der großen Spinnerei und Weberei zu 
Ettlingen wurde ich vom Banquierhaus von Haber beauftragt, die großen 
Epinnereien des badiſchen Wiefenthal8, der Echweiz, des franzöfiichen Ober: 
rheins, ſowie die berühmten Majchinemwerfftätten von Eicher, Wys u. Co., Andre 
Koehlin, Schlumberger zu beſuchen; die Rejultate und Erfahrungen diefer Reife 
legte ih bald nach meiner Rückkehr in einem ausführlichen Bericht vor. 

Im Jahre 1836 wurde ich mit der Anfertigung der Pläne, Leitung des 
Baued und Inſtallation der Mafchinen und Apparate der Zuderfabrit zu 
Eitlingen nah Schutzenbach's Syſtem beauftragt, und entledigte mich bes 
Auftrages zur vollfommenen Zufriedenheit der Geſellſchaft. 

Schon im Jahre 1835 führte mid ein Auftrag unferer Zollbirection 
nah Straßburg, um in ber berühmten Fabrik von Rolle & Schwilgue 
eine große Anzahl von Brückenwaagen zu prüfen und zu übernehmen. 

Während eined 14tägigen Aufenthalts Hatte ich Gelegenheit, die genauere 
Bekanntſchaft des Hrern Schwilgue, meineß fpäteren Schwiegervaters, zu 
m 


Der nähere Umgang mit diefem hervorragenden Dann, die Mittheilung 
feiner intereffanten Arbeiten und befonders feine Art, technifche Arbeiten der 
Arengften miljenfchaftlichen Unterfuhung zu unterziehen, waren nicht nur von 
hohem Imtereffe, fondern machten auch den Wunfch in mir rege, einige Zeit 
an feiner Seite zu arbeiten. 

Diefes Gefühl mochte wohl gegenfeitig fein, denn einige Monate ſpäter 
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ward mir ber ehrenvolle Antrag zu Theil, in die Anftalt zur Unterftügung 
des Herm Schwilgue einzutreten. 

Nach Einholung der Genehmigung meined hoben Fürſten und Pro— 
tector8 und nad jchwerem Abſchied vom elterlihen Haufe und zahlreichen 
Freunden und Gönnen trat ich Anfangs des Jahres 1837 in das Geſchäft 
von Role & Schwilgus ein. 

Um meiner Vaterſtadt das von mir gegründete mechanifche Etablifie: 
ment zu erhalten, trat ih daſſelbe an Martinfon aus Roftod mit der 
Bedingung ab, Daß er daffelbe mit Emil Kepler fortführe, der ſeit dem 
Jahre 1836 wieder einen thätigen Antheil an unferen Arbeiten genommen Batte. 

In Straßburg an der Seite des Vaters Schwilgué als Ingentenr und 
Mechaniker thätig, war ich nicht nur mit Ausarbeitung neuer Entwürfe, fon: 
dern auch mit deren Ausführung bis Anfangs October beichäftigt, wo mid 
eine Reife Durch Rheinbayern, Rheinpreußen, Belgien, Nordfranfreidy aber: 
mals nad Paris führte. 

Bald nah meiner Ankunft in Paris erhielt ich die Nachricht, daß Bater 
Schwilgus nun definitiv von der Stadt Straßburg beauftragt worden 
jei, die Münfterubr in Angriff zu nehmen, zu welder er ſchon feit vielen 
Jahren die Vorſtudien gemacht hatte. Der Wunſch ſich ausſchließlich diefer Arbeit 
widmen zu fönnen, fowie das Bedürfniß des ſchon bejabrten Rolle nach Nuke, 
veranlaßten beide Herren, ihren gerade zu Ende gegangenen Geſchäftsvertrag 
nicht mehr zu erneuern; fie traten ihr Geſchäft an eine Geſellſchaft ab und 
behielten nur einen Antheil als Uctionäre. 

Bon meinen Chefs der neuen Gefellichaft zum Director vorgefchlagen, 
fehrte ich bald nach Straßburg zurüd, um mid mit der neuen Geſellſchaft 
zu verftändigen. 

Ih nahm den Antrag an, obgleich ich mir wohl veranfchanlicte, 
welche Schwierigkeiten ſich meiner Miffion darbieten mußten: durch den An: 
Yauf der alten Quincaillerie-Fabrik von Graffenftaden, 8 Kilometer von 
Straßburg, durch Ueberſiedlung des Role & Schwilgue’ichen Geſchäfts und 
einen Theil der Arbeiter dorthin, und welche Ausdauer und Opfer e8 be 
bürfen würde, eine Fabrikation im genannten Orte einheimiſch zu machen. 

Sind feitvem Nefultate erlangt worden, wie fie aus den beigeſchloſ—⸗ 
fenen Documenten!) hervorgehen, jo war dies mur möglich durch einen 
Bildungdgang, der von früher Jugend an objectire Anſchauung gewöhnt und 
Gelegenheit gab, Kenntniffe, Gefcidlichteit und Erfahrungen zu erwerben, bie 
es möglich machten, Einrichtungen und Schulen ins Leben zu rufen, in benen 
junge Leute fi zu geſchickten Arbeitern und Mechanikern, zu moraliſchen 
Menihen und achtbaren Mitbürgern heranbilden konnten. 

1) Die Documente find Berichte Über die Entwidlung und die Erfolge ber 

abrik zu Graffenftaben, die wir hier nicht zum Abbrud bringen, weil fie mit ber 
ehrlingsfrage in keinem birecten Sufammenbang fleben. D. Red. 


— — — ——— 


XI, 
Gutachten 


erſtattet von 
Franz Bujarsky 
in Berlin. 


Der Berein für Socialpolitik hat der öffentlichen Beurtheilung drei 
Fragen über das Lehrlingsweſen unterbreitet. Es iſt dies ein Thema, deſſen 
Behandlung mehr praktiſche als theoretiſche Erfahrung bedingt und ba über⸗ 
dies ausdrücklich gewünſcht worden iſt, daß ſich auch Arbeitnehmer über 
betreffende Fragen gutachtlich äußern mögen, fo erlaube ih mir, in Nach⸗ 
febendem den Anfichten und Erfahrungen Ausprud zu geben, die ih im 
praftiichen Leben gewonnen habe. 

Bevor ih auf die Beantwortung der Tragen näher eingebe, muß ich 
mit einigen Worten meinen Standpunkt zur Arbeiterfrage und zur Gewerbe- 
—— Be mit welden vorliegendes Thema doch untrennbar verknüpft 

— näher bezeichnen. 

Es iſt num eimmal unumſtößliche Thatſache, Daß die gegenfeitigen Be- 
ziehungen der Arbeitgeber und -Nehmer, der Lehrherren und Lehrlinge viel, 
ſehr viel zu wünfden übrig Iafien. Darüber berricht allgemeine Ueberein- 
fimmung. Ueber die Urſachen jedoch, welche die allbefannten, in allen Ton⸗ 
arten befprochenen Uebelſtände zur Folge hatten, geben die Meinungen, je 
nah der ſocialen Stellung des Einzelnen, himmelweit auseinander. Da will 
Niemand angefangen haben, Einer fucht immer die Schuld auf den Anden 
zu wälgen. — Wer ift denn aber der Urheber des allgemeinen Uebels? — 
der „fitten= und zügellofe“ Arbeiter? — ver „Champagner zechende und 
Auftern fchlürfende” Bourgeois? — oder der Staat, der mit feiner modernen 
„ũbertriebenhumanen“ Gefetgebung all den „heillofen Wirrwarr“ angerichtet 
at? — Es mag ein Jeder fein Theilchen Schuld daran tragen, die eigentliche 
und wirfliche Urfache fuche ich jedoch in der gänzlich veränderten Productiong- 
md Verkehrsweiſe. Die Entwidlung der Inbuftrie, die fogar der Politik 
neue Bahnen vorgezeichnet, hat auf ſocialem Gebiete wahrhaft revolutionär 
gewirkt. Die Calamitäten, unter denen das gewerblide Leben gegenwärtig 
leidet, find nur eine naturgemäße Folge der inbuftriellen Entwidlung und 
alle Diejenigen, die in unbewußter oder eigenfinniger Verkennung der that- 
ſachlichen Berhältniffe die Rücktehr in die früheren „goldenen“ Zeiten fordern 
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und betreiben, tragen zur Verſchlimmerung des Uebels bei und müſſen als 
Mitſchuldige betrachtet werben. 

Die Schuld der Betbeiligten abzumwägen, iſt ger nicht der Ort; doch 
- ann ich mich der Anficht nicht verichließen, daß bie biäher eingehaltene Brazis 
des Staates, die notbivendigften Gelege erft dann zu erlafien, wenn die „Be: 
dürfnißfrage“ gelöft ıft, d. 5. auf deutich, wenn dem ‘Drängen bes Volles 
nicht länger Widerſtand geleiftet werben fonnte, in bedenklicher Weile zur 
Berichleppung und Berichlimmerung der Berbältnifie beigetragen bat. Aller⸗ 
dings mangelt e8 nicht an „Capacitäten“, die behaupten, das Bol fer noch 
gar nicht reif für die freiheit und darum ſeien ihm die Freizügigkeit, Gewerbe: 
und Coalitionsfreiheit vor der Hand noch ſchaͤdlich, weshalb e8 Pflicht des 
Staates fei, durch beichränfende Beftimmungen Ddiefe Rechte wieder zu ver: 
tihnmern. Bon diefem Standpunkte aus beurtbeilt, hätte die Sklaverei nie- 
mals abgeihafft werben bitifen, weil die freigelaffenen Sklaven theilweiſe ihre 
plöglich gewonnene Freiheit mißbrauchten. Pflicht jeder verftändigen Regierung 
ift e8, die Lucken und Fehler der Geſetzgebung möglihft im Voraus zu erfennen 
und zu befeitigen. Nie darf vorübergehender Mißbrauch einer freiheitlichen 
Regierung Beranlaflung zur Reaction werden. Das möchten vor allem Di. 
jenigen bevenfen, denen die Befeitigung der ftantlihen Vorſehung und ber 
damit verbundenen Benormundung bed fjelbftändigen und ımfelbftändigen 
Gewerbe: und Arbeiterftandes einige Unbehaglichkett verurſacht hat. 

Noch ſei erwähnt, daß ich fpeciell der Stuhlarbeiter-Brande angehöre 
und daher die einichlägigen Berhältniffe einigermaßen genau fenne, aber aud 
die Lage der Lehrlinge anderer Berufözweige ift mir nicht unbelannt geblieben. 
Wo aljo in Nachſtehendem die Tertilindbuftrie nicht beſonders angezogen iſt, 
umfaflen meine Ausführungen die allgemeinen Berbältniffe. 

J. „Welche Beränderungen haben fi feit Auflöfung der 
alten Gewerbeverfaſſung in der Lage der Lehrlinge 
in Dentiäland inder Groß- und Klein-Induftrie voll: 
zogen?" 

Durch die Auflöfung der alten Gewerbeverfaffung wurden befanntlih 
die Innungen befeitigt, ein Imftitut, zu deſſen Aufgaben es gehörte, 
bie technifche Ausbildung der Lehrlinge zu überwachen, während ber Lehrzeit 
alle entftebenden Streitigkeiten zwiſchen Lehrherrn und den befugten Vertretern 
der Lehrlinge zu Ichlichten und nach vollendeter Lehrzeit den Lehrling zu prüfen 
und feine Befähigung zum Gehilfen durch ein amtliches Zeugniß zu beftätigen. 
Die Innungen waren nicht allein im Beſitz corporativer Rechte, fondern erfreuten 
fih eines nachhaltigen Schutzes der Gemeinde-Behirden. Unter biefem Schute 
und geftütt auf ihre eigene Kraft — die Kraft gefchloffener Bereinigung — 
haben die Innungen Jahrhunderte Tang ihre Aufgabe den jemaligen zeit: 
verhältniffen entiprechend gelöft, nicht felten mit umerbittlicher Strenge vor: 
gehend. Die Geſellſchaft erhielt Durch fie aber einen tüchtigen und fleifigen 
Handwerferftand. Warum find dem nun diefe wohlthätigen Inſtitute auf- 
gelöft worden? hat nicht die Geſetzgebung durch Beleitigung berfelben alles 
Unheil heraufbeſchworen, das uns innerhalb der gewerblichen, beſonders ber 
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Khrlngs- und Arbeitsverhältniffe beläftigi? Keineswegs! Die Regi 
vollzog durch Aufhebung der Innungen nur eine —— Form, in —** 
kit waren ſie Längft abgeſtorben. Anſtatt vor der Zeit ober wenigſtens mit 
der Zeit einberzufchreiten, ſchleppten fie nur mit Widerwillen Hinter der Zeit 
ber, fi immer und immer wieder an die liebe Vergangenheit klammernd. 
Den gänzlich veränderten Zeit: und Berlehröverhältniffen genügte der enge 

Rahmen der Innungen nicht mehr, anftatt denfelben zu erweitern, ſich ent- 
jprehend zu veformiren, ging deren Thätigkeit zuletzt ausſchließlich in pein⸗ 
licher Pflege der althergebradyten Formen und mittelalterlichen Zunftgebräuche 
auf und jo war auch von der Ueberwachung und Leitung des Lehrlingsweſens 
nur noch ein Schein geblieben, eine höchſt oberflählice Prüfung des Lehrlings 
nnter Einziehung dir üblichen Gebühren. Was fich bis heute innerhalb ber 
Yehrlingßverhältniffe zum Schlimmen geändert, das Bat nur zum Meinen 
Theil die moderne Gefeggebung — zum weitaus größten Theil aber ber 
liffige, veraltete Geift verſchuldei, der in den legten Zeiten der alten Gewerbe⸗ 
verfaffung die gänzliche Zerfegung der Innungen herbeigeführt bat. 

. Man klagt heute allgemein über ungefchidte, ungebildete Arbeiter, die 
während der Lehrzeit nichts gelernt haben. Wieviel Lehrlinge find denn aus⸗ 
gebildet worden in den wenigen Jahren feit Aufhebung der alten Gewerbe 
verfaſſung? Doch nur eine verſchwindend Meine Zahl im Verbältnig zu der 
großen Maſſe des Arbeiters, eine Minorität, die fi) zudem noch in jenem 
Alter befindet, das nur als Fortſetzung der Lehrzeit betrachtet werden kann, 
welchem ber junge Arbeiter die in den Lehriahren erworbenen Fähigkeiten 
erft ergänzen und vervollkommnen muß. Diejenigen aber, bie in den letzten 
Jahren der alten Gewerbeverfaffung unter der Leitung und Aufſicht ber 
Imungen eine ungenügenbe, techniſche Bildung erlangt haben, deren Zahl 
ame ſehr große ift, das find die, um berentwillen die Klagen über untüchtige 
Arbeiter jo allgemeine und leider berechtigte geworden find. Aus dieſer 
unleugbaren Thatſache geht das Irrige jener Behauptungen zur Evidenz 
bevor, daß die allgemeine Untüchtigfeit des Arbeiterftandes das Nefultat 
unferer modernen Gewerbegejeggebung und letztere daher fi bie Geſellſchaft 
höchſt nachtheilig ſei. | 

Wenn mit wenigen Worten die einſchneidendſten Veränderungen in 
der Lage des Lehrlings bezeichnen ſoll, fo finde ich feinen paſſenderen Aus⸗ 
drud dafür, als Daß der Knabe, der ein Handwerk erlernen will oder fol, 
micht in Die Lehre, ſondern in „Arbeit“ tritt, nicht Lehrling wird, fondern 
„Lohnarbeiter". Der fogenannte Lehrherr, fei er Kleinmeifter oder Fabrilant, 
nimmt fich Heutzutage keinen Lehrling, um einen tüchtigen Handwerker, einen 
tünftigen Berufscollegen aus ibm berauszubilden, ſondern um eine billige 
Arbeitstraft in ihm zu gewinnen. Dieſer Vorwurf ift ſchwer, aber ih will 
zu bemeifen fuchen, daß ex gerecht ifl. 

In der Schule Iernt der Knabe — ich fehe hier von den Kindern begüterter 
Eltern ab — Herzlich wenig. Die Eltern, die in ihrer Jugend noch weniger 
gelernt, meinen, dies Wenige jet mehr als genug und erwarten mit Ungebulb 
den Austritt aus der Schule, um Schulgeld und Erhaltungskoſten zu eriparen. 

10* 
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Was foll nun aus dem ungen werben, foll er in bie Fabrik gehen ober 
ein Handwerk lernen? Diele Frage beihäftigt ſchon Lange vorher die Eltern. 
Fällt die Entſcheidung zu Gunſten eines Handwert® aus, jo treten alle andern 
Nüdfichten in den Hintergrund vor der zweiten Frage: Welches Handwert 
ift am billigflen zu erlernen? Neigung und Befähigung der nahen werben 
nicht in Betracht gezogen. Mit gleicher Rüchſichtsloſigkeit wird bei der Wahl 
des Lehrheren zu Werte gegangen. Wer bie günftigften Bedingungen ftellt, 
ift der Beſte. Die Geichiklichkeit defien, dem man bie Erziehung feines 
Kindes anvertrauen will, ıft Nebenſache Nur in feltenen Fällen beicht es 
den Eltern, für bie Ausbildung der Knaben pecuniäre Opfer zu bringen, in 
der Regel erwartet man ſchon während der Lehrzeit klingenden Gewinn. 
Mit ſolchen Erwartungen verläßt der Knabe das —8* und tritt 
in die Lehre. Gier erwartet in gleicher Weile der Lehrherr ben größtmägtuhen 
Bortkeil. Die Schmerzensrufe der Lehrherren, bie in ber Prefie, in 
einen und Berfammlungen, in Petitionen und Borftellungen bei ben —* 
laut werden und faſt regelmäßig in dem Satze gipfeln: „Nachdem uns bie 
Ausbildung der Lehrlinge die größten Opfer gefoftet, reißen fie uns aus“, 
find großentheil® Redensarten. Es giebt einzelne Gewerbe — beifpielmeife 
die Tertilinduftrie — bei denen ein Lehrling in 4—6 Wochen ſchon fein 
Brod verdient und doch find die lagen dieſelben. Die Tertilinpuftrie ift 
jelbftverftändlich mit anderen Gewerben nicht zu vergleichen, doch iſt's auch in 
anderen Gewerben beutzutage nicht jo ſchlimm mit den gebrachten „Opfern“. 
Der kleine Handwerker kann mit dem Großinduſtriellen nicht concurriren, 
er Tann fi die Vortheile des Maſchinenweſens, der Arbeitstheilung und der 
Maflenproduction nicht aneignen, er befommt feinen höhern Preis für ferne 
Arbeit als der Babrifant, aber er will mit den Seinigen leben, muß | 
wie er durchkommt. Was bleibt ihm übrig, als fich billigere Krbeitökeäfte 
zu verichaffen. Gejellen wollten beim Kleinmeiſter ſoviel verdienen als in der 
Fabrik — darum nimmt er Lehrlinge. Da nur umter günftigen Bedingungen 
für die Lehrlinge ſolche zu erhalten find, Hat er doppelte Urſache, mit ber 
Arbeitstraft des Lehrlinge Tpeculatio umzugehen. Im erften Sabre ift Letz⸗ 
terer nur Laufe und Arbeitsburſche, zumeilen Küdenmagb und Kindermädchen, 
nur in der Zwifchenzeit, oft wenn bereits Teierabend fein follte, werden ihm 
bie erften Handgriffe beigebracht. Nach Ablauf des erften Jahres wird der 
ältefte Lehrling frei, der letzte rüdt eine Stufe höher und bie Function de 
Lauf und Arbeitsburſchen wird einem neu engagirten Lehrling übertragen. 
Der Borjährige fteht nun am Schraubftod oder an der Hobelkant, damit 
diefer aber bald etwas verdient, werben ihm mur ein und Vifeten Arbeiten 
übertragen unb wirb er endlich Gefele, ſo muß er zuſehen, wie er mit ſeinen 
einſeitigen Fertigkeiten fein Fortlkommen findet. Weit ſchärfer tritt bie ein⸗ 
feitige Ausbildung in größeren Etabliſſements hervor. Der Yabrifant, ben 
bie Leitung des ganzen Geſchäftes vollfländig in Anſpruch nimmt, überläßt 
die Ausbildung der Lehrlinge feinem Werfführer, dem die Zukunft des ſeiner 
Obhut anvertrauten Lehrlings doch wahrhaftig wenig am Herzen liegt und 
der in den meiſten Fällen fo ſehr beichäftigt iſt, daß er ſelbſt bei gutem 
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Bien fi wenig um die Lehrlinge fümmern kann. Nun ıft befanntlih in 
größeren Yabriten die Arbeitstheilung in ausgebehntefter Weiſe durchgeführt 
und nur wenige exiftiven, in denen dem Lehrlinge alle Zweige, ja aud nur 
bie Elementarbegriffe des Berufes gründlich beigebracht werben. 

In den meiften größeren Mafchinenbau-Anftalten giebt e8 Arbeiter, die 
ihre richtige Lehrzeit beftanden haben und doc nicht® meiter Fönnen, als eine 
Dehbank oder Hobelmaſchine bedienen, eine Arbeit, die jeder gewöhnliche 
Zagelöhner in furzer Zeit begriffen bat und die ein richtiger Schloffer oder 
Maſchinenbauer ſich zu machen jchämt, weil fie zwar Leicht und lohnend, aber 
nur ven mechaniſch if. Wollte num Jemand behaupten, daß es einem folchen 
Hobler oder Dreher an den nötbigen Tähigfeiten gemangelt hat, um mehr 
zu lemen, jo würde man in vielen Fällen dem Deanne Unrecht thun, er bat 
eben nicht das Glück gehabt, einen tüchtigen Lehrmeifter zu beſitzen. 

Zur beſſern Illuſtration des eben Gefagten mögen bier noch zwei Beis 
fviele aus meinen perjönlihen Erfahrungen folgen. Ich hatte den Borzug, 
die zwei erften Yahre bei einem Meifter von altem Schrot und Korn zu 
lernen, der mir — obgleich in der Werkſtatt nur leichte Waaren gefertigt 
wurden — doch die Elementartenntniffe meines Berufs gründlich beibrachte. 
Umftände halber mußte mein Lehrherr fein Geichäft aufgeben, ich jelbft wurde 
feinem Sohne übergeben, der das gleiche Geſchäft in größerem Maßſtabe 
betrieb. Auch mein neuer Lehrherr war durchaus ein Ehrenmann und doch 
gelang es meinen wiederholten Bitten und Vorftellungen nicht, ihn zu bewegen, 
mid die im Geſchäft probucirten ſchwierigen Gewebe Iernen zu laſſen. Die 
einfachen Gewebe waren minder Tohnend für den Arbeiter, weshalb ſich Geſellen 
nicht gern mit ihnen beichäftigten, fanden indeß guten Abfag. Darum wurden 
wir Lehrlinge zur Herftellung derfelben verwandt. Hier wie überall war das 
Geſchãftsintereſſe der einzig treibende Impuls, — In der Werkſtatt des 
Zuchfabrifanten ©. in der niederichlefiihen Stadt Sagan wurden in ben 

en 1862 — 1866 und jpäter durchſchnittlich 12—14 Lehrlinge beihäftigt. 
Der Fabrilant kam wöchentlih nur mehrere Male in die Werfftatt, er hatte 
wicht einmal einen ordentlichen Werkführer, die älteren Lehrlinge mußten die 
jüngeren anlernen. Selbftverftänplihd war die Ausbildung nur eine ober⸗ 
flächliche indeß verftand es der Lehrherr, durch ungemöhnlich hohe „Trink— 
gelder“ den Eifer der Lehrlinge anzuſpornen. Dieſe Trinkgelder, die ſich je 
nach der Quantität der gelieferten Arbeit progreſſiv ſteigerten, ſchwankten — 
neben freier Station — zwilden 15 Ser. bis 1 Thlr. 15 Sgr. wöchentlich, 
wovon indeß nur die Hälfte ausgezahlt, das Uebrige notirt wurde. (Beiläufig 
gejagt, ift die ein Ausbeutungsſyſtem der jugendlichen Arbeitskraft, wie man 
es fich nicht ſchlimmer denken kann, das aber in der Tuchmacherei allgemein 
verbreitet if.) Obgleich diefe Lehrlinge zuweilen boppelt fo viel, als bie 
Geſellen — man ftand Werftags von 4 Uhr früh bis 10 Uhr Abends und 
Sonntag Bormittag am Webſtuhl — Tieferten, wobei natürlich der Lehrherr 
am beften feine Rechnung fand, mochte doch fein folider Meiſter die Ausgelernten 
gern in Arbeit nehmen, weil letztere ebenjo roh und ungelchliffen als Tieverlih - 
waren. Und das geſchah unter den Augen eier großen und angefehenen 
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Innung, einer Innung, die fi freilich mit der Herablegung der Arbeite- 
Löhne mehr beichäftigte, als mit der Ausbildung der Lehrlinge. 

Zur Verwahrlofung der Lehrlinge hat ferner der Umſtand beigetragen, 
daß es den Lehrherren, den Kleinmeiftern wie den Fabrifanten beliebt Bat, 
ven Lehrling faft gänzlih von ver Familie auszuſchließen. Verhältnißmäßig 
fehr wenig Lehrherren mögen noch an einem Tiſche mit den Lehrlingen efjen, 
entweder müffen diefe mit der Magd in der Küche ejlen, oder erhalten Koft- 
eld, bei der Tertilinduftrie 3. B. 1. —/, des Geſellenlohnes. Hat ein 
Folder Lehrling feine Lehrzeit vollendet, dann hat er nicht einmal gelemt, fich 
bei Tiſche anfländig zu benehmen. 

Man fucht jest mit der Laterne nach guten Lehrlingen, aber dürfte 
man nicht ebenfo fruchtlos nach dem bieveren, einfachen Handwerksmeiſter 
von ehedem juhen? Wem ed der Meifter unter feiner Würde hält, ven 
Lehrling zur Familie zu zählen, wenn er nicht nöthig zu haben glaubt, das 
Betragen des Lehrlings auch außerhalb der Werkſtatt zu beauffichtigen, wenn 
der Lehrling fieht, daß es feinem Lehrherrn nur um ben leivigen Bortheil zu 
thun ift, wie fol er dann Anhänglichkeit an den Lehrherrn und Liebe zum 
Beruf erlangen? Er wartet die günftige Gelegenheit ab und läuft davon, 
ein andrer Meifter nimmt ihn ja mit Freuden auf, falls er noch Luft ver- 
ſpürt zum Weiterlernen. Im vielen Fällen ıft bei Beginn der Lehre nicht 
einmal ein fchriftlicher Contract abgeſchloſſen worden, nur münblide Ber: 
abredung bindet ihn und was bat wohl en 16—17jähriger Knabe mit 
höchſt mangelhafter Erziehung für einen Begriff von der SHeiligfeit eines 
Contracte® oder gegebenen Wortes, zumal wenn ihm bereits ein anderer 
Lehrherr zuflüftert: „Du kannſt zu jever Stunde zu mir fommen und follft 
eö bei mir befier finven, als bei Deinem bisherigen Lehrherrn.“ Diejes 
Verfahren gewifienlojer Arbeitgeber, das leider oft beliebt wird, iſt ganz 
dazu geeignet, den Contractbruc der Lehrlinge großzuhätſcheln. 

Alles in Allem genommen, bat fich die Lage der Lehrlinge in neuerec 
Zeit pecuniär verbeflert, leider auf Koften der fittlichen und techniſchen Aus- 
bildung. Dieſer bedauerliche Zuftand darf nicht fortbauern, ihm muß baldigft 
und energilch gefteuert werben. 

II. „Welche Berbefferungen können mit Erfolg durch bie 
freie Thätigleit von einzelnen Arbeitgebern, ſowie 
von Arbeiter- und Urbeitgeber-Bereinen angebahnt 
werden?“ 

Die Regierung bat ſchon früher eingefehen, daß eine Einmiſchung in 
die inneren gewerblichen Berhältnifje wenig erſprießlich fein dürfte, fie erließ 
daher nur allgemeine Beſtimmungen und übertrug den Innungen die Aus- 
führung verjelben, ven Behörden bezw. den ordentlichen Gerichten nur in 
beionderen Fällen die Entſcheidung vorbehaltenn. Die Innungen, mit Bri- 
vilegien und corporativen Rechten außgeftattet, gewährten ihren Angehörigen 

ewiſſe Vortheile, fo daß die Aufnahme in dieſelben gleichſam als eine Gunft 

vachtet wurbe. Lange Zeit hindurch war die Aufnahme von der Geſchid⸗ 
lichkeit und Tüchtigkeit des Handwerlers abhängig, Eigenichaften, bie un Voraus 
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die Heranbilbung der Lehrlinge zu tüchtigen Gehülfen verbürgten. Noch heute 
jmd Imungen vorhanden, aber das find faſt ausnahmslos nur Schatten» 
bilder, ohne Einfluß und ohne Lebensfähigkeit. Und doch iſt Niemand weder 
dazu berufen noch befähigt, eine Regelung der gewerblichen Verhältniſſe her⸗ 
kizufähren, als gewerbliche Bereinigimgen. 

Obwohl man über unfere humanen Gewerbegeſetze häufig Klage führt, 
giebt es doch keinen Zweig der Geſetzgebung, gegen welchen jo allgemein von 
len Seiten gejündigt wird, als gegen diefen. Daraus geht hervor, daß 
alle derartigen Gejege, mögen fie den alljeitigen Wünfchen noch jo fehr ent- 
fprecden, keinerlei Ausfiht auf nachhaltigen Erfolg haben; fo lange ed an 
Organen fehlt, die Ausführung zu überwaden und zu er— 
zwingen. Diejenigen Organe, die der Regierung auf dieſem Felde bisher 
zur Berfügung fanden, — die Polizeibehörven — haben ſich als unzuläng- 
lich erwiefen. Es bleibt demnach nichts weiter übrig, als daß ſich die Gewerb- 
treibenden felbft zu Hütern der Gewerbegefege machen. 

Die Hauptaufgabe fällt natürlich den Vereinigungen zu, doch bleibt auch 
den einzelnen Arbeitgebern ein weites Feld für eine erfolgreiche Thätig- 
fait. Diejenigen Arbeitgeber, die fo lebhaft über den Mangel tüchtiger Ar- 
keiter Hagen, mögen in den eignen Werkftätten die Erziehung der Lehrlinge 
wieder energiich in die Hand nehmen. Der Egoismus ded Einzelnen muß in 
den Hintergrund treten, wo das allgemeine Intereſſe gebietet. Der Lehrherr 
darf nicht jeden Pfennig mit peinlicher Aengſtlichkeit abwägen, den er auf bie 
Bildung des Lehrlings verwendet, aus purer Furcht vor dem ‘Davonlaufen. 
Dem tüchtigen Lehrherrn Läuft felten ein Burſche davon, und fommt dies 
ja mal vor, dann ift es ein folcher, hinter dem ber Meifter getroft ein Kreuz 
Ihlagen kann. Den minder tüchtigen Lebrherren möchte ich die Worte des Ab- 
geordneten Dr. Schulze⸗Delitzſch ins Gedächtnig rufen: „Wollt Ihr, Daß e8 
beſſer werben foll, fo werbet jelbft beſſer!“ Das eigene Befler- und Tüchtig⸗ 
werden ift Die erfte und wichtigfte Borausfegung für ein erfolgreiches Zu⸗ 
ſammenwirken aller Betheiligten. 

An gewerblichen Vereinigungen ift fein Mangel, aber alle find auf bie- 
km Gebiete mehr oder minder machtlos und werden das bleiben, fo Lange 
ich Arbeitgeber: und Nehmer-Bereine feinvlih gegenüber ftehen. Nur von 
dem friedlichen Zuſammenwirken aller Betheiligten ift eine durchgreifende Re⸗ 
form der gewerblichen, zumal der Lehrlingsverhältnifie, zu erhoffen. Verſuche 
zur Anbahnung freundſchaftlicher Beziehungen find oft genug gemacht worben, 
aber alle fcheiterten an dem vorhandenen KRaftengeift, der unter den ſelbſt⸗ 
fündigen Gewerbtreibenden durch die Imnungen groß gezogen worden tft und 
von dem fih unfer Jahrhundert noch nicht losſagen Tann. 

Sobald ver Friede zwilchen Arbeitgebers und Arbeitnehmer-Vereinen ber- 
geheilt ift, ſobald die gegenfeitige Thätigkeit nicht ferner durch den fortdauern- 
den Kriegszuſtand gehemmt wird, muß e8 den vereinten Berathungen und 
Bemühungen ein Leichtes fein, eine Verfländigung über die nöthigen Reformen 
berbeiguführen und die Durchführung ſolcher zu ermöglichen. Ich laſſe hier 
imige Reformen folgen, die ich zur Berbeflerung der Lehrlingsverhältnifie, für 
Eniehung eines tüchtigen Arbeiterſtandes für heilſam eradite. 
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Da ift zuaft die Prüfungsfrage, über welche die Anfichten fehr 
getbeilt find. Sch erkenne die Nothwendigkeit der Lehrlingsprüfungen voll: 
fländig an, nur Bin ich entfchiebener Gegner jeder tobten Form, und darum 
verlange ich, daß die Prüfungscommiffionen aus periodiſch gewählten Bertre- 
tern der Arbeiter und Arbeitgeber zufammengefett find. Mir genügt es 
nicht, daß der Lehrling nach überftandener Lehrzeit einen „Schein“ erhält, der 
nicht8 weiter ift als eine Beftätigung, daß ber Burſche jo und fo lange ge- 
lernt und ſich während diefer Zeit „treu, biever und fleißig“ aufgeführt Bat. 
Ein folder Schein ift Fein Beweis für wirklich erlangte Wertigfeiten. Nur 
eine eingehende Prüfung zeigt, ob Lehrling und Lehrherr während ber 
Lehrzeit ihre Schuldigkeit gethan. Sol indeß die VBeauffichtigung und Leitung 
des Lehrlingsweſens durch die Vertreter ver Arbeitgeber- und Arbeitervereine 
ihren Zwed erreichen, fo müffen fchon während der Lehrzeit in beftimmmten 
Zwifchenräumen Lehrlingspräfungen ftattfinden, wodurch am leichteften dem 
Mißbrauch der Verwendung des Lehrlings innerhalb der erften Lehrjahre ent 
gegengewirft und eine einfeitige Ausbildung vermieden werben fann. 

Ganz bejondere Aufmerkſamkeit ift den Contracten zuzumenden. Beis 
nabe in der Mehrzahl der Fälle werden fchriftliche Contracte nicht abgeſchloſſen, 
fondern nur mündliche Verabredungen über die Dauer der Lehrzeit u. |. w. 
etroffen. Das wirkt höchft nachtheilig. Es mag vorkommen, daß auch ber 
—5*— Contract gebrochen wird, das ſind indeß nur vereinzelte Fälle gegen⸗ 
über denjenigen Contractbrüchen, denen nur ein mündliches Uebereinkommen 
zu Grunde lag. Ueberhaupt iſt der Reſpect vor einem ſchriftlichen Contract 
auf beiden Seiten größer, als vor einer mündlichen Verabredung, die zwar 
den gleichen moraliſchen, jedoch nicht den gleichen juriſtiſchen Werth hat. 

Mit den Schulkenntniſſen der Eltern, nicht minder auch der Kleinmeiſter, 
iſt es oft ſehr ſchlecht beſtellt, meiſt reichen dieſelben zur Abfaſſung eines 
Lehrcontractes nicht aus. Im dieſen nicht ſelten vorkommenden Fällen wird — 
falls auf fchriftlihen Contract beftanden wird — ein Winkeladvocat zu Hülfe 
genommen, der alddann das Schriftftüd mit allen denklichen Kniffen und 
Winkelzügen ausftattet. Ich Habe dergleichen Contracte geſehen, die theils 
den einen, theils beiden Theilen Hintertbüren offen Tiefen, durch Die man 
jederzeit den übernommenen Verpflichtungen entjchlüpfen konnte, ohne contract: 
brüdig zu werden. Darum ließe fi empfehlen, daß die Gewerbtreibenden 
ein Schema für Lehrcontracte erließen, das gewiſſe Normatiobeflinmungen ent: 
hält und nur diejenigen Punkte offen läßt, die der perfönlichen Uebereinkunft 
der Contrabenten unterworfen find, wie 3. B. Dauer ber Lehrzeit, Höhe des 
Lehrgeldes u. |. w. Erſcheint aus dieſem Grunde eine beftimmte Vorſchrift 
für Lehreontracte empfehlenswertb, fo wird dieſelbe von einem anderen Gefichts 
punkte aus zum Gebot der Nothwendigkeit. Die deutſche Reichsgewerbe⸗ 
ordnung enthält Beitimmungen über die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter in 
Fabriken und Werkftätten. Wenn in den Fabriten oft, jo wird in fleineren 
MWerkftätten faft regelmäßig gegen diefe Beitimmungen gefehlt. Würden jedoch 
vorshriftsmäßige Lehrcontracte zur Anwendung gebracht, bei deren Abfafjung 
auf die Beftimmungen ber Gewerbeordrumg Rüdficht genommen ift, die z. 2. 
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bie Ränge der täglichen Arbeitözeit feftftellen, dam würde e8 kaum einer an- 
verm Controle bebürfen. Die Beftimmungen des Contractes iürben dem 
behrlinge bezw. deſſen Angehörigen hinreichenden Schutz gegen eine Ueber⸗ 
anſtrengung des jugendlichen Arbeiters im Sinne des Geſetzes gewähren. 

Der Lehrcontract muß ferner für den Fall des Auflöſung der Lehr⸗ 
verhãltniſſes im denjenigen Fällen, in welchen eine Löſung ſtatthaft iſt, eine 
beſtimmte Kümdigungsfriſt feſtſetzen, was bisher faft gar nicht üblich war. 
Die meiſten Lehrverhältniſſe werden unter der augenblicklichen Einwirkung 
irgend welchen Zwiſchenfalls ohne vorhergegangene reifliche Erwägung gelöft. 
Eine beſtimmte Kundigungsfriſt, die unter allen Umſtänden feſtgehalten werben 
muß und deren Nichteinhaltung mit fihtbaren Nachtheilen verfnüpft ift, dürfte 
den Betheiligten hinreichend Zeit zur Ueberlegung gewähren und vor manchen 
übereilten Schritt bewahren. Unter einem Monat birfte Die Kundigungsfriſt 
nicht zu bemeſſen fein. 

Eine mindeftend vierwöchentliche Probezeit binft mir außerorbentlich 
nothwendig. Erſt nach Ablauf berfelben dürfen die contractlichen Verbindlich⸗ 
keiten m Kraft treten. Durch die Probezeit wird Der Neigung des Lehrlinge 
wenigftens einigermaßen Rechnung getragen — wie bereitö erwähnt, berück⸗ 
fihtigen die Eltern nur felten Wunſch und Anlage des Knaben — ebenjo 
kam fih während diefer Zeit der Lehrherr einen Einblid in die Fähigkeiten 
des Lehrlinge verſchaffen. Kine Löfung des Lontractes dürfte unter Vor⸗ 
führung triftiger Gründe — die einer befonderen Prüfung unterworfen fein 
müſſen — nur in der erften Hälfte der Lehrzeit, in der zweiten Hälfte ber 
Lehrzeit aber nım in ganz auferorbentlichen Fällen — Die durch Vereinbarung 
der Vereinigungen vorher feitzuftellen find — zuläffig fein. Die willfürliche 
lung des Contractes würde am erfolgreichiten dadurch zu ahnden fein, Daß 
der Lehrling von keinem anderen Meifter deſſelben Berufe aufgenommen 
werden darf, im entgegengelegten Falle aber dem Lehrherrn bie Berechtigung 
zur Aufnahme von Lehrlingen zeitweife oder dauernd entzogen wird. 

Die Giltigfeit der Lehrcontracte ift von der Genehmigung der Einigung®- 
ämter, Innungen, Prüfungsausſchüſſe oder wie man fonft die aus Arbeit: 
geben und ⸗ Nehmern zufammengefegten Commiffionen zu nennen belieben 
wird,. eb zu machen. Denfelben Commiljionen muß aud die Ent- 
kleidung über Ulle Streitigkeiten zuflehen. Außerdem halte ich für wünſchens⸗ 
wertb, daß ſelbſtſtändige Handwerker fi) die Berechtigung zur Aufnahme von 
tehrlingen durch ein praftifched und theoretifhed Examen erwerben. Diefe 
Berehtigumg müßte wieder entzogen werden, fobald eine gemiffe Zahl Lehr: 
linge des betreffenden Meifters ihre Prüfung nicht beftanden haben. 

Ein namhaftes Berdienft können ſich Arbeitgeber- und Nehmer-Bereine 
durch Gründung und Unterftügung von gewerblichen Fachſchulen er: 
werben. Die Bauhandwerker und Techniker haben ihre Bau⸗ und Gewerbe 
Alademien, ebenfo die Brauer, für die Tertilinpuftrie giebt es Webſchulen, 
fir die Keramik keramiſche Fachſchulen. Letztere find indeß nur Privat⸗ 
unternehmungen, wie bei den Brauern, Stublerbeitern, Porzellinern und fafl 
ausnahmslos nur für Kinder begüterter Eltern zugänglich. Würden derartige 


154 Franz Bujarsky. 


Schulen in — Zahl für alle Gewerbe gegründet, würde auch ur 
bemittelten aber tlichtigen Lehrlingen der Beſuch durch Stipendien ermöglicht, 
fo dürfte ein neuer Antrieb für den Eifer der Lehrlinge und ein praltiſches 
Mittel zur Hebung des Handwerkerſtandes gefunden fein. 

Ih muß nochmals wiederholen, daß ich die Möglichkeit diefer und ähn- 
licher Reformen des Lehrlingsweiens nur von dem Zuſammenwirken 
der Arbeitgeber⸗ und Arbeitervereinigungen erwarte. In den meiften Arbeit: 
gebervereinen prägt fi zum großen Theil das Schablonenartige, zunftgemäß: 
Gebahren der Innungen zu ſehr aus, als daß von diefen allein eine Beer 
rung der Zuftände zu erwarten wäre. Durch Heranziehung der Arbeiter: 
verbindungen dürften die Erfteren ein neue belebenved Clement empfangen, 
während fi Anfchauungen und Begriffe der Letteren im Intereſſe des ge 
werblichen Friedens vortbeilbaft Ylären würden. Die Möglichkeit derartiger 
Berftändigung ift von emer Seite angebahnt worden, indeß ſtets an ben 
Klippen gewiſſer „berechtigter Eigenthuümlichkeiten“ der Arbeitgeber geſcheitert. 

Seit mehreren Jahren ftreben die deutlichen Gewerkvereine nad End: 
tung von Einigungsämtern und gewerblichen Schiedsgerichten. Wenn bield 
Streben aud nicht ganz ohne Erfolg geblieben, fo ift derjelbe Doch mit Kid: 
fiht auf die Energie des Strebend und die aufgemanbte Mübe ein ım- 
weientlicher zu nennen. Ich Fönnte eine lange Reihe induftrieller Städte an 
führen, in welchen die Gewer!vereine ftarf vertreten find und unermüdlich für 
daB Zuſtandekommen von Einigungsämtern thätig waren. Man bat in ben 
meiften Fällen dieſe Einrichtung als einen „Ausflug der Socialdemokratie 
von der Hand gewiefen, ja in einzelnen Fällen die Tyührer der Bewegung ge 
maßregelt. Ich mache indeß Niemand daraus einen Vorwurf, man kant 
altbergebrachte Standesvorurtheile nicht über Nacht abftreifen. 

Da ich gerade zu Denen gehöre, welche als Vorkämpfer für die ebenio 
humane als nützlihe und zeitgemäße Idee der Einigungsämter die bitterfien 
Erfahrungen gemacht Haben, : begrüße ich das Fürzlih von Hamburg au% 
gegangene Project der neuen Innungen mit berzlicer Freude, ja mit 
Genugthuung, erblide ich doch in ihm den erften ernfthaften Schritt ber 
Arbeitgeber, Die Bahn zu betreten, auf der allein eine Ausſöhnung zwiſchen 
Capital und Arbeit wie eine Löſung der gewerblichen Wirren möglid iſt — 
die Bahn, welche die deutichen Gewerkvereine feit ihrer Grundting zu eröffnen 
und zu ebnen fuchten. 

Was den Hamburger Entwurf fpeciell betrifft, fo enthält derſelbe aller 
dings einige Veftimmungen, bie ich von meinem Standpunfte als Arbeiter 
nicht billigen Tann. Unter den beutigen Berbältnifien kann nur dann eine 
Drganifatıon erfolgreih wirken, wenn fie den nationalen Charakter trägt. 
Diejen Charakter entbehren die neuen Innungen, wenigftend nach der jegigen 
Taffung des Entwurfs. Nechnet man ferner ernftlih auf eine Theilnahme 
der Arbeiter, dann muß auch der obligatorifche Beitritt zu den Hülfscafien 
wegfallen. Dieſer Beitrittszwang bürfte der erſte Reibepunft zwiſchen dieſen 
und ähnlichen älteren Vereinigungen ſein, die man ja heranziehen, aber nicht 
in ihren älteren Rechten und Einrichtungen ſchädigen will und darf. Ferner 
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erigeint mir auch Die Ausdehnung dev Competenz ber Innungsgerichte auf Nichte 
umungSmitgliever als ein heilles Ding, an dem jchließlich der ganze Plan ſchei⸗ 
tern Bönnte. Die Hamburger freie Commiſſion erflärt zwar in ihren Moti⸗ 
ven, daß man durch dieſen Pafſus ber Entziehung vor Strafen durch Aus⸗ 
tntt von Mitgliedern vorbeugen wolle, indeß ließe fich dieſer Zweck einfacher 
erreichen, ſobald die neuen Innungen im Beſitze von Eorporationsrechten find. 
De Erlangung der Lesteren wird lebiglich von ber Lebensfähigfeit der neuen 
Orgenifation abhängig fein, die ihrerjeitS wieder von den Sympathien ab- 
Bängt, mit denen das Project vom Publicum aufgenonmmen wird. Sympa⸗ 
thien zu erwerben, bürfte aber angeſichts folder beengenden Statutenſtim⸗ 
mungen ſchwer fein, was die Entwickelung der neuen Innungen weſentlich 
keeinträchtigen müßte. 

Soweit der Hamburger Entwurf ſich mit dem Lehrlingswelen beichäftigt, 
entſpricht derſelbe — wie auch in vielen andern Punkten — voll und ganz 
den Ideen der beutichen Gewerkoereine. Schon die Statuten der Lebteren 
fafien die Regelung der Lehrlingsverhältnifie ind Auge. Die Normalftatuten 
für Einigumgsännter vom Anmalt der deutſchen Gewerkoereine, Henna Dr. Mar 
Hirſch, ſowie deflen Gutachten und Gefegentwurf für Einigungsämter — 
beides bereit8 1873 wor der Hamburger Novelle veröffentliht — behandeln 
dieſen Punkt noch fpecieller und ftimmt namentlich der Gefegentwurf mit ben 
Borihlägen des Hamburger Entwurfs, was die Lehrlingẽfrage betrifft, voll- 
findig überein. — 

Wie bereits ausgeführt: Der freien Thätigkeit der Gewerbtreibenden in 
ihren Vereinigungen ift die Aufgabe vorbehalten, das vielfach geftörte Gleich- 
gwicht auf gewerblichen Gebiete wieverherzuftellen. Richtige Erkenntniß der 
Berhältniffe, Beſeitigung alles Claffenvorurtheild, aufrihtige Hingebung an 
die gewerblichen Intereſſen und als Folge von dem Allen das friedliche und 
äfrige Ineinanderwirlen ſämmtlicher Vetbeiligten, vie fih heute noch als 
Arbeitgeber und -Nehmer gegenüber ftehen — das find die Aufgaben, mit 
denen ſich jeder Einzelne wie die Geſammtheit zu beichäftigen bat. Das 
Werd ft och weniger groß, als Vielen ſcheint — Wohlen! laſſen wir's nicht 
wer 


OL „Wie fann die Gefeggebung fördernd und anregend 
oder zwingend einwirken?“ 

Daß ich jede gwingenbe Einwirtung ber Gefebgebung auf die gewerb- 
lichen Berhältnifie für überflüffig Halte, geht aus Borftehendem zur Genlige 
bevor. Am allerwenigften ſoll fich die Gejeßgebung an die Stelle des Ein- 
zelnen ftellen. Die Regierung ſoll fih mit dem Erlaß allgemeiner Beſtim⸗ 
mungen begnügen, wie der Gewerbeordnung 3. B.; die Ausführung und 
Ueberwachung darf indeß nicht den Polizeibehörden, fondern nur den natur- 
gemäßen Organen, ben gewerbliden Vereinigungen übertragen werden, welche 
zu dieſem Zweck unter Beobadhtung gewifler Normatiobeftimmumgen mit dem 
Rechte juriſtiſcher Perſonen auszuftatten find. Die Regierung ſoll für gewerb- 
liche Vereine ein Geſetz, ähnlich dem Genoſſenſchaftsgeſetz, erlafien, das biefen 
Bereinen inmerhalb der durch Normativbeftunmungen und Geſetz gezogenen 
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Grenzen freien Spielramm gewährt, Auf diefe Weile Können fih aus Be: 
einen, wie die beutichen Gemwerkvereine und die projectirten neuen Innungen 
heraus, Organifationen bilden, die vollftändig befähigt find, die Innungen 
bes Mittelalter8 den veränderten Verhältniſſen angemefjen zu erjegen, im ge 
werbliggen Leben Ruhe und Ordnung zu erbalten und unfere Induſtrie der 
höchſten Bluthe entgegenzuführen. 

Auf einem andern Gebiete bleibt indeß der Regierung ein weites Feld 
für erſprießliche Thätigfeit, auf dem Gebiete der. Bildung. ine mit den 
Anforderungen der Zeit ftetig fortichreitende Entwidelung der Vollsſchulen if 
Das Fundament eines blühenden Gewerbeſtandes. An dieſe muß fi bie 
obligatorifche Fortbildungsſchule ſyſtematiſch anreihen. Jeder freidenfenk: 
Menſch ſträubt ſich gegen geſetzliche Zwangsmaßregeln, auf dieſem Gebiet 
muß man den nachhaltigſten Zwang gutheißen. Hier handelt es ſich um die 
Ausbildung der unmündigen Jugend, die erſt auf dieſem Wege zur Freihei 
und Selbſtſtändigkeit geführt werben fol. Es giebt allerbing® Leute, Die vor 
ihrem vermeintlichen Freiſinn fo viefenmäßigen Reſpect haben, daß fie aud 
den Schulzwang als eine Beſchränkung der perfönlichen Freiheit bezeichnen. 
Diefen will ih zum Schluß noch ein kurzes Beifpiel vorführen. 

Der frühere Landtagsabgeordnete Bürgermeifter Schneider hatte für bie 
Stadt Sagan die Genehmigung zur Begründung einer Sonntagsſchule mit 
der gleichzeitigen Beftätigung eines Ortsſtatuts erhalten, das Eltern und 
Lebrherren fir den Beſuch der Schule ſeitens ihrer Lehrlinge verantwortlih 
machte, eventuell zur Strafe zog. Die Schule murde 1862 mit 4—500 
Schülern eröffnet, der Unterricht wurde unentgeltlich ertheilt. Im erften Jahre 
war der Beſuch zufriedenftellend, ſchließlich aber verjuchten einzelne Eltern und 
Lehrberren auf gerichtlichen Wege den Schulgwang zur befeitigen, mit welchem 
Erfolge, iſt mir nicht mehr erinnerlih. Der Schulbefuch verminderte fi in⸗ 
deß von Jahr zu Jahr, bi endlich im Jahre 1871 die Schule wegen un⸗ 
genügender Betheiligung gefchloffen werden mußte. Der Borftand des Sa⸗ 
ganer Gewerbeverein, dem faſt alle Telbftftänbigen Gewerbetreibenven am 
Drte angehörten, verfuchte die Schule zu erhalten. Dan wollte anflatt des 
Sonntags an zwei Wochentagen Abenbunterricht ertheilen und erwartete, daß 
die Lehrherren gern die geringen Koften — die ſtädtiſche Verwaltung war be: 
reit, einen beträchtlichen Zuſchuß zu zahlen — tragen würden. Man erlie 
einen öffentlichen Aufruf, außerdem ein Gircular an alle Lehrherren und das 
Reſultat? Bon den nach Hunderten zählenden Lehrherren Sagans erflärten 
drei — Sage drei — ihre Bereitwilligleit zur Unterftügung dieſes gemeine 
nügigen Unternehmens. 

Ih würde diefen Fall nicht erwähnt haben, wenn berjelbe vereinzelt da: 
fände. Er ift aber nur ein Beweis von vielen, daß gerade biejenigen, bie 
am meiften gegen den Schulzwang eifern, die wärmften Bertheidiger der 
Dummheit und Unmwiffenbeit find. An das Geſchrei diefer Leute darf ſich 
die Regierung nicht kehren. Der Schulzwang — auch für die Yortbildungs- 
ſchule — iſt ein Gebot der Notwendigkeit. Je früher ſich die Geſetgebung 
demſelben unterorbnet, je eher wir ausreichende Volksſchulen und obligator:- 
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Ne Fortbildungsſchulen erhalten, um fo größer wird das Berbienft der Geſetz⸗ 
gung um bie Entwidelung ber heimiſchen Induſtrie fein. Died Verdienſt 
nirde noch weſentlich vergrößert dur eine thatkräftige Unterſtützung von 
dachſchulen, die Durch gewerbliche Vereine gegründet werben, aus Mitteln des 
dnates. Der Letztere muß fi die Erhöhung der Nährkraft des Volles 
chenſoſehr angelegen fein Lafien, als die Bermehrung der Wehrkraft und zwar 
im eignen, wie im Intereſſe des gefammten Volkes. 


So mögen denn in dieſer Weiſe Geſetzgebung und Bolt Hand in Hand 
zen. Kräftiger und freifinniger Ausbau unferer Gewerbegejeggebung und 
angiiche Durchführung derſelben durch bie Gemerbetreibenven wird und muß 
m Handwerk wieder einen goldenen Boden verleihen. 


Beridt)) 


der Commiſſion, welde der Gewerbeverein zu Eifenad zur 

Prüfung desvonder Hamburger Öewerbefammer gefertigten 

Entwurfs zu einer Reform des Titels IU. (VL) der Reid: 
gewerbeordnung ernannt bat. 


Die Commiſſion Hat diefen Entwurf, feine Motive und die geftellten 
Tragen in Erwägung gezogen, aber die proponirten 88. 103a—e und 
108a—k nit annehmbar gefunden. 

Denn in Betreff des 8. 103a Eingang und lit. a iſt zu gedenken, daß 

1) die Erwartung, als werde die Reichsgeſetzgebung Gemeindebehörden 
zur Conftituirung —— Behörden Ermächtigung geben, keine Hoff: 
nung auf Erfolg bat, da dieſe Öetesgebung bereit8 ın alinea 3 des 8. 108 
der G.O. den Gemeindebehörden felbft die definitive Rechtſprechung entzogen 
und den Yuftzbebörden gemäß dem Grundſatze der Trennung der Juſtiz von 
der Bermaltung übertragen und den Gemeindebebörden nur die Verfügung 
einer ——— Anordnung überlaſſen hat, falls ſich die Parteien nicht 
der definitiven Entſcheidung unterwerfen; daß 

2) ein lediglich aus gleichen Zahlen von Arbeitgebern und Arbeit 
nehmern zuſammengeſetztes Gericht in Streitfachen zwiſchen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern nur in jeltenen Fällen einen Majoritätsbeſchluß zu Stande 
bringen wird, das Gericht alfo in den meiften Fällen unverrichteter Sache 
zurüdtreten muß, daß daher 

3) die nach alinea 4 des $. 108 der ©.-D. ſtalutariſch (d. 5. geſetz⸗ 
ih) zu bildenden Schiedsgerichte, zufammengefegt aus Gemeindebehörde mit 
Ereeutive und gleichen Theilen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, den Borzug 
verdienen, weil dabei die Gemeindebehörbe in allen Fällen ven Ausfchlag 
giebt; daß endlich 

4) die Procedur der Schievögerichte paflicher in einem Ortöftatute, als 
in der R.:©.:0. auszuführen ift. 

Was den Antrag im 8. 1038 lit. b betrifft, daß nämlih Zwang 
gegen die Innungsmitglieder zum Beitritt zur Kranken-, Invaliden-, Sterbe- 


— 


ı) Anm. db. Red. Der uns aitigft mitgetheitte Bericht nebft Anlage erfiredt 

19 auch auf einige andere Punkte der Gewer eorbnung, außer der Lehrlngefrage ; 

i dem inneren auf ammenbang diefer Dinge hat die Redaction geglaubt, bie Ar- 
beit vollfländig zum Abdrude bringen zu follen. 
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und anderen gewerblichen Hülfs-Eafien gebt werben Tolle, fo bat bie Innung 
isre Imungscaſſe und nur dieſe zu verwalten, gemäß den commımalen 
Zweden der Innung; daraus kann auch je nach Den Mitteln der Cafie Wohl- 
tbätigleit geibt werden. Auf Bildung genoffenichaftlicher Vereinigungen kann 
die Innung anregend einwirken, aber jelbft daran theilzunehmen liegt außer: 
I lb der Grengen der Innung. Deshalb kann man von Seiten der Innungen 
die Mitglieder zur Theilnabme an obengenannten Caſſen ermuntern, a 
nicht zwingen, und jo bat auch bereits $. 140 der G.⸗O. entſchieden. Hin- 
fihtlich derartiger Caſſen ift für Gefellen der Beitritt nad) 8. 141 obligato- 
rich, jeboch iſt der Bwang zum Beitritt verfagt, wenn ber Gefelle ſchon Bei 
einer andern dergleichen Caſſe betbeiligt if. ‘Der Geſetzgeber wird daher 
Ihwerlih auf Abänderung des 8. 140 eingeben, va es an einem bewegenben 
Grunde dazu mangelt. 

Dos in 8. 103 b aufgeftellte Verzeichniß gemeinfamer gewerblicher An⸗ 
gelegenheiten ift nach diefen Darlegungen in den Punkten unter lit. a, b, c 
hinfällig, in den Punkten unter lit. d, e, £ für eine Innung nicht vollftändig, 
und paßt ein ſolches Verzeichniß befler in ein Innungsſtatut al8 in die G.O. 

Die Zufaparagraphen 103 c—e und 108 a—k enthalten Beftimmungen, 
die nm Geltung haben, wenn die 88. 103a und 103b zu der von der 
Commiffion beizweifelten Geltung kommen. &8 brauchte daher die Com⸗ 
mifjion diefe Yolgeparagraphen nicht beſonders zu beipredyen. Nur fei das Eine 
noch erwähnt, daß es ein unglüdlicer, von der Gefchichte des Handwerks 
auch nicht unterftügter Verfuch fein würde, die Innung aus felbftfländigen 
und unfelbfiftändigen Handwerkern zufammenzufegen, da die Intereſſen dieſer 
beiden Gruppen oft in Gegenfäge auseinander treten; es wilrbe die Innung 
im fortdauernden Kampfe begriffen fein, der jedesmal mit der Majorifirung 
der Ichwächeren Partei durch die flärkere enden würde. Es wirbe alfo durch 
diefe Zuſammenſetzung der Innungsglieder der gewerbliche Friede nicht ges 
fordert werben. 

Bis hierher ift der Bericht der Commilfion verneinender Natur, durch 
die unter lit. A. des Fragebogens geftellte Trage: 

„Wie fol der Inhalt der Innungen beichaffen fein, wenn biefelben ven 
von uns angeftrebten Zwecken einer Kräftigung des aus dem Gewerbe- 
ftande hervorgehenden Mittelftandes im Allgemeinen förberlich fein jollen ?“ 

wärde die Commilfion nunmehr mit pofitiven Aeußerungen vorgehen müflen 
und es bat auch ein Mitglied Vorſchläge in dieſer Beziehung gemacht. Die⸗ 
jelben find in der Anlage enthalten. Bei der kurzen Friſt, die zur Bericht 
erflattung geftellt worden ift, bat es den Mitgliedern der Commiſſion an 
Zeit gemangelt, die in diefer Richtung gemachten Vorſchläge einer reichlichen Er⸗ 
one und Beurtheilung zu unterziehen. Es ftellt nunmehr die Commiſſion 
den Antrag: 


Der Gewerbeverein wolle ben verneinenden Theil des Gutachtens zum 
Beſchluß erheben, und mit diefem Beſchluſſe den Bericht und deſſen e 
dem Directorium des Verbandes der mittelveutichen @ewerbevereine ab⸗ 
ſchriftlich mittheilen, 
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denn e8 wird der Gewerbeverein in feiner größeren Zuſammenſetzung bei der 
Kürze der Zeit, in welder zu antworten ift, noch weniger vermögen, eine 
tiefeingebende Beurtheilung zu ermöglichen. 
Eifenad, am 23. Februar 1875. 
Die Commiſſion 


beftehend aus den folgenden, in der Bereinsverfammlung gewählten Mit- 

gliedern: 

Arthelm, Lehrer. Hering, Rechtsanwalt. Jäckel, Drecheler⸗ 

meifter. Möder, Landbaumeiſter. Müller, Werkführer. Roth: 

hub, Sattlenmeifter. wappert, Tunchermeiſter. Trunk, Stadt 
richte. Weber, Schloſſermeiſter. 


vorſchläge 
zu Abänderungen mehrerer Paragraphen der Gewerbe: 
ordnung, bez. zu Zufägen zu einzelnen Baragrapben. 


Bundedrath und Reichsrath Haben es für angemefien gefunden, bei 
Erlaß der R.⸗G.O. die Innungen beftehen zu laſſen, und für biefelben meh⸗ 
rere Borfchriften zu geben. Ungeachtet defien bat aber Das Geſetz eine ſolche 
Faffung, daß den Innungen kein Gegenftand für Entwidelung einer Thätig- 
keit gelafien iſt. 

Die Innung iſt eine Gemeinde von Handwerkern, und bat, wie die 
Handwerkögeichichte darthut, ftet3 nur als Commune fungirt, indem fie für 
geprüfte Lehrer des Handwerks forgte, die Lehrlinge zu ihren Lehrmeiftern 
einführte, Lehrmeifter und Lehrling überwachte, die Lehrlinge am Ende ber 
gegaeit präfte und zu Gefellen ſprach, auf geordnetes, fittliche8 und religiöfed 
Leben der Meifter, Gefellen und Lehrlinge hielt, die Meiſterrechtsbewerber 
prüfte, Meifterd:Wittwen mit Rath und That, kranke, abgebrannte oder ver: 
unglüdte Meifter, arme Lehrlinge unterflügte. Die Innung muß unter: 
Ichieven werben vom Handwerke, welches lediglich ein Gefhäftsbetrieb und nicht 
Gegenftand der Innung ifl. Daher fommt es, daß verfchievene Handwerker 
in ein und berfelben Innung fich befanden. Diejenigen, welche ohne In⸗ 
nung Handwerke betreiben, können nadı der G.⸗O. Lehrlinge. annehmen , ohne 
daß fie die Fähigkeit haben, Handwerkslehrer zu fein, und bamit ift das 
Leben und die Wirkſamkeit der Innung zerftört worden, fo daß die ſchöne 
Ordnung, die früher unter den Handwerkern berrichte, aus Rand und Band 
gegangen ift; und diefer wüſte Zuftand ift noch mehr unterflügt worden durch 
das Coalitionsgefeg, kraft defien Gewerbtreibende Intereflencoalitionen maden 
dürfen, welche den Mlitglievern der Innungen und den Gefellen ftreng ver: 
boten waren. Die Lehren der Nationalötonomie haben geblendet, und man 
vergaß bei Aufhebung der Handwerföprivilegien die Innungen zu reconſtruiren, 
die jo Bieles enthielten, was die Rechtlichkeit, Sittlichkeit, Religiofität und 
georbnete Privatölonomie gebot. Der politische Blick auf dieſe Factoren im Staate 
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wor verdunlelt burch ven flechenden Glanz der Nationalökonomie. Da man 
gleichwohl einſah, Daß abſolute Gewerbefreiheit nicht eingeführt werden konnte, 
jo ging man in eine Gewerbeorbnung ein und dieſe ermäßtgte die Gewerbe: 
freibeit und bierbei hätte man erwarten follen, daß die Innungen beachtet 
würden. Haß gegen die Hanpwertöprivilegien, Verwechſelung des Handwerks 
mt Innung ſchadeten der letteren. Es iſt aber heute noch möglich, vie 
Janungen zur Lebensfähigkeit zurückzurufen und zwar durch nur wenige Ab- 
änderungen ber G.⸗O. und durch Neugeftaltung der Innungsftatuten bei 
volftändiger Aufrechterhaltung der Freiheit des Gewerbebetriebes. 

Die Paragraphen, welde einiger Aenderungen und Zuſätze bebürfen, 
iind die 88. 83. 84. 91. 93. 94. 100. 108. 116. 124. 141. 

Zu 8. 83. Da nad dem Strafgefegbuche Entziehung der bürgerlichen 
Ehre für immer nit zuläffig ift, fo kann Nr. 1 im 8. 83 geftrichen wer- 
den und da kein Innungsmitglied Antheil am Corporationsvermögen bat, 
wie dieles bei Mitgliedern einer Geſellſchaft der Fall ift, fo kann auch Nr. 3 
in Befall kommen. 

Zu $. 84. Die alinea 4 des $. 84 Iautet: 

„Die Ablegung einer Prüfung fann von denjenigen nicht geforvert 
werden, welche das betreffende Gewerbe mindeſtens jeit Einem Jahre 
ſelbſiſtändig betreiben,“ 

Würde man diefe Beſtimmung fo verftehen, Daß das Jahr vor Meldung zur 
Aufnahme gemeint fei, fo würde diefe Beſtimmung bie nad) alinea 2 geftattete 
Nefterprüfung illnſoriſch machen, denn man brauchte nur ohne Prüfung das 
dandwerk ein Jahr lang zu betreiben, und fi dann erft zum Aufnahme in 
dee Innung zu melden. Es ift daher wahrſcheinlich, daß die alinea 4 ba 
Jahr vor Bublication der Gewerbeordnung gemeint Bat. Daher wäre zu 
petitioniren, diefe alinea zu ſtreichen, da dieſes Jahr Tängft verftrichen ift. 

Zu $. 100. Dagegen könnte man Diefe alines 4 als alinea 2 zu 
5. 100 m folgender Fafjung fegen: 

„Bilden Handwerker, die theils eine Meifterprüfung beftanden haben, 
theils aber ungeprüfte find, eine neue Innung und man macht die Prüfung 
zur Bedingung der Aufnahme, fo kann von denjenigen, welche das be⸗ 
trefiende Handwerk mindeftens fett einem Jahre vor Errichtung der Innung 
betrieben haben, die Ablegung einer Prüfung nicht gefordert werben.“ 

3u 8. 91. Die Beitreibung der Innungsbeiträge und flatutenmäßigen 
Geldftrafen (Ordnungsſtrafen) fol im Verwaltungswege ferner nicht ftatt 
baden, es wäre daher zu fagen, daß dieſe Veitreibung von der zuftändigen 
Juftigbehörde zu bewirken ſei, denn fonft müßte die Innung wegen weniger 
Groſchen jedesmal förmlich klagen. Liner Corporation, die collegialifch be- 
ſchließt, kann man doch zur Aufrechterhaltung ihrer Autorität vertrauen, daß 
fe feine umbegründeten Anträge ftellen wirb. 

Zu 8. 94. Im diefem 8. 94 ift von Abfterben der Innung die Rebe, 
& iſt aber nicht beftimmt, welches die geringfte Zahl der Mitglieder ift, ehe 
te ala abgeftorben angefehen werben kann. Gemeinrechtlich gehören zur 
Bildung einer Corporation drei Mitglieder, die Corporation befteht aber noch, 
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wenn nur ein Mitglied vorkanden ift. Mit Ruckſicht auf die Zweckerfüllung ver 
Immung Bönnte ınan, weil de lege ferenda die Rede ift, die Innung als abge- 
ſtorben anfehen, wenn nur noch zwei Mitglieber oder ein Mitglied vorhanden find. 

Zu alinea 6 fönmte man aljo hinzufügen: 

„Die Innung gilt für abgeftorben, wenn weniger als drei Mitglicder 

nur noch vorhanden find.“ | 

Bu 8. 93. Die Innung joll durch abfolute Majorität der ſtimmenden 
Mitglieder aufgehoben werden können. Wenn man der Eriftenz einer Innung 
einen Werth beilegt und annimmt, daß drei Mitgliever zur Exiſtenz einer 
Immung erforderlich find, fo folgt Daraus: 

„Stimmen weniger als drei Mitglieder für Erhaltung der Innung, jo 

gilt letztere als aufgehoben.“ 
Denn warum follen diefe drei eine neue Innung bilden, da fie fich bereits 
m einer ſolchen befinden. Diejenigen, welchen e8 nicht in der Innung gefält, 
tönnen ja nach $. 22 außtreten. Nicht die Herftörer einer Imung find zu 
begünftigen, fondern die Erhalter derſelben; jene wollen Geſpartes theilen. 
diefe wollen e8 erhalten und damit ſegensreich wirfen. 

Zu 8. 108. Diefer $. 108 ift ein ſehr gewichtiger; durch ihn wird 
die Aufrechterhaltung der gewerblihen Ordnung möglich, er ift gut angebahnt, 
aber nicht vollendet, und ohne Energie. Es find bei Beurtheilung des In: 
haltes dieſes Paragraphen zwei Gefihtöpunfte feftzuhalten, nämlich 

1) der abmimftrative, anordnende, 

2) der juftizmäßtg entichetdende. 

Bon abminiftrativer Anordnung handelt alinea 1, juſtizmäßige Entſcheidung 
erwähnt alinea 3. 

Die in alinea 1 aufgeführten Gegenftände find ſämmtlich von ver Art, 
daß fie einer Regelung für das nächſte oder überhaupt für das Blünftige Ber: 
balten bebürfen, nur die Worte 

„auf die gegenfeitigen Leiftungen,“ 
laſſen einigen Zweifel, ob fie nicht juſtizmäßiger Entſcheidung unterliegen 
müßten. ‘Daher wurde es fich empfehlen, ſtatt diefer Worte zu fegen: 
„auf Normirung der von nun ab einzubaltenden gegenfeitigen Leiftungen 
während der Dauer deſſelben.“ 

Die alinea 1 und 4 fprechen entfchieben, bagegen laſſen die alinea 2 
und 3 eine Unentichievenheit im Laviren ver Gefekgebung wahrnehmen. Die 
in alines 1 aufgeführten Gegenftände verlangen aber eine Regelung in 
firzefter Zeit. Deshalb werfe man die zaudernde alinea 3 ab, gehe dam 
aber durch die folgendermaßen gefaßte alines 2 

„Inſoweit foldye beiondere Behörden nicht beftehen, erfolgt Die Cnt- 

ſcheidung durch ein Schiedsgericht.” 
fofort auf die alinea 4 über, überlafie es aber nicht den Gemeindebehörben, 
ob fie ein Schiedögericht errichten wollen, oder nicht, ſondern disponire be: 
fiimmt etwa in folgender Weiſe: 

„Auf Grund eined zu errichtenden Ortsſtatuts ift das Schiedsgericht zu 

bilden. Daſſelbe bat zu beftehen aus der Gemeindebehörde unter gleid: 
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mäßiger Zuziehung von Beifigern aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern, Sind 

vie Parteien Handwerkler und es beſteht für das betreffende Handwerk 

eine mern jo find als Beifiter Obermeifter und Altgefellen zuzuzieben.“ 
Die vom Schiebögerichte getroffen werdenden Anordnungen müſſen befolgt, 
be. ausgeführt werben. Cs fann dies durch Zu⸗ und Abführung von 
Lehrlingen, außerdem durch Strafanflagen für ben Weigerungsfall geſichert 
werden. Daher würde man weiter zu beſtimmen haben: 

„Die vom Schiedgerichte getroffenen Anordnungen ‚find mit den even⸗ 
tuell angebrobten Orbnungöftrafen, welde regelmäßig in Geldſtrafen und 
bei Injolvenz in verhältnigmäßiger Haft beftehen, won der requirirten zu⸗ 
fländigen Juſtizbehörde zu vollftreden.“ 

Ferner fünnen aber außer den in alinea 1 erwähnten Füllen bereits 
fällige Leiftungen von Zahlungen over Objectabgaben in Frage fein. Dies: 
falls würde Die Sade an die ordentliche Juſtizbehörde von dem Ausnahme: 
gericht oder Schiedsgericht zu verweilen fein. Man fönnte daher dem $. 103 
die folgende alinea hinzufügen: 

„Iſt auf bereits fällige Leiftung einer Zahlung oder Objectabgabe der 
einen Partei an die andere zu eriennen, fo iſt dieſe Streitfrage an bie 
—— Juſtizbehörde zu verweilen.“ 

ri wärbe man folgende Beſtimmung der alinea 4 des $. 108 bei⸗ 


"Dos fo gebildete Schiedsgericht kann auch ſtatutariſch an die Stelle ber 

etwa vorhandenen (in alinea 1 erwähnten) bejonderen Behörde gejetst werden.“ 

Kürzer würbe es fein, wenn ben —— nee der Einzelfinaten die 

Einführung dieſer Schiensgerichte auf gefeglihem Wege ftatt der ſtatutariſchen 

Form zur Pflicht gemacht wilrde, wober alsbald die Procedur der Schieds- 
gerichte zu beftimmen wäre. 

Man betrachtet das Drbnen der Zerwürfniſſe der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer als eine große und fchmwierige Trage, während fie die vor: 
Ieitlagene Fafſſung des 8. 108 der G-D. ganz einfach löſt. Im einem aus 

Gemeindebehorde und Beifigern aus den Reihen der beiden gegenüberftehen- 
ben gewerbtreibenden Claſſen beſtehenden Sciebögerichte giebt umter allen 
Umfländen ein Dritter, die Gemeindebehörde, den Ausichlag. Auch Strikende 
und Vertragsbrüchige wärben gezwungen, zur Orbnung zurüdzufehren. Die 
Schiedögerichte normirten die Lohnhö —8* und beendigten dadurch die Strikes. 

Zu 8. 116. Die Gewerbeordnung bedingt für die Lehre, daß die 
er ——— ſein mäffen. Die Handwerkslehre gehört nicht zum Hand⸗ 

eb, fie ift aber von hoher Bedeutung, indem fie die Handwerker 
—— ſo ausbildet, daß ſie den an ſie geſtellten Aufforderungen zu ent⸗ 
ſprechen vermögen, dadurch aber ihr Brod mit Sicherheit verdienen könmen. 
Lehrling und Publicum muß vor Stümperei gefihert werden. Daher ift 
man berechtigt, von Sn Demjeniäen Handwerker, welcher neben dem Betrieb des 
Handwerks, der Jedem freifteht, auch als Handwerkslehrer fungiren will 
einen Nachweis zu fordern, daß er zum Lehrer befähigt ji. Wo Innungen 
befteben, deren Aufnahmebedingung die Meiſterprufung ift, beſeh der Nach⸗ 


— 
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weis ber Lehrtüctigteit in der beſtandenen Prüfung. Derjenige Handwerls 
lehrer, welcher nicht in die Innung eingetreten iſt, kann ſich von der Immung 
prüfen laſſen. Iſt der Zuſtand der Handwerker ein fo uwolllommener, daß 
alle Handwerker innungslos beſtehen, dann fehlt die Gelegenheit zur Prüfung 
der Handwerkslehrer und e8 Liegt dann aud die Lehre im Argen. Die 
Leitung der Lehre des Handwerls ımd bie Ueberwachung der Lehrmeifter und 
Lehrlinge und fchlieglich die Prüfung der Letteren war von jeher ein Haupt 
object der Tätigkeit der Inmungen. Die Gewerbeordnung überläßt bie Hand- 
werfölehre jedem Etümper und hat die Lehrlinge von der Prüfung entbunden. 
Dadurch ift die Innung ohne allen Grund des Hauptgegenftanves ihrer 
Thätigkeit beraubt worden. Würde ihnen dieſer Gegenftand durch das Geſetz 
zurüdgegeben, was ohne irgend welde Benachtheiligung des Freigewerbes 
wozu die Handwerkslehre nicht gehört, geſchehen kann, ſo würden ſich die 
Innungen wieder beleben. Aus diefen Grünen empfiehlt fih zum 8. 116 
folgende Zufagalinen : 

„Wer nicht die Meifterprüfung in einer Innung beftanden hat, muß 
aus NRüdjiht auf den Inhalt des 8. 118 der G.⸗O. den Nachweis 
führen, daß er Die Lehrfähigkeit befigt. Mangelt ihm diefer Nachweis, fo ift 
er zur Annahme von Lehrlingen nicht befugt, fofern in dem Bunftbereick, 
worin er fich ‚befindet, neben ihm geprüfte Deifter des betreffenden Hand 
werts vorhanden find.” 

Zu 8. 124. Die zu 8. 116 angeführten Gründe laſſen zu 8. 124 

folgende Zufatalinen wünfchen: 

„Wo Innungen beftehen, deren Mitglieder geprüfte Meifter find, * 
der Lehrling eine Prüfung zu beſtehen, ſelbſt dann, wenn der ber 
Handwerkslehrer kein Mitglied der Innung und erhält ſein —— 
zeugniß von der Innung.“ 

Zu 8. 141. Die Innungen hatten ſteis die Aufſicht über die Unter⸗ 
ftügungscafle der Geſellen. Seit Einführung der G.-O. hat dieſe Aufſicht 
aufgehört, und die Unterftügungsmittel find ſeitdem theilweiſe verzecht, als 
Honorare und Reiſegelder der ſocialiſtiſchen Parteiführer, wie auch zur Unter: 
ftügung Strifender verwendet worden. Deshalb ift folgender Zuſatz zu 
8. 141 winſchenswerth: 

„Gehören die Gefellen oder Gehülfen einem Handwerfe an, welches 
zünftig iſt, ſo hat die Innung die Verwaltung ber oben erwähnten Caflen 
durch einen oder mehrere deputirte Meifter zu überwachen. Außerdem fteht 
biefe Ueberwachung der ©emeinbebehörbe zu.“ 

Wenn die G.D. in der bargefiellten Weiſe revibirt und vervollſtändigt würde, 
jo würden die Innungen als bie Unterofficiere der deutſchen Armee ber 
Handwerker wieder inftallirt und gute Ordnung würde in Kurzem wieder er- 
fennbar werben. 

Bei Errihtung ber Innungsftatuten würden die Lehrgegenftände des 
Handwerts verzeichnet, jo daß die Lehre jedes Handwerks ihre beftinmte Be— 
grenzung erhielte. 


— iii RE EDER Eden Si 





XIV. 
Gutachten 


don 


G. 4. Lüde, 
Serretär bes Orts⸗ (Geiverk-) Vereins der Yabril- unb Hanbarbeiter in Zittau. 


Da der Berein für Soctalpoliitl in feiner diesjährigen Herbftuerfamm: 
Img aud die Lebrlingsfrage mit in Berathung ziehen wird und ihm hierzu 
auch Gutachten über dieſe wichtige Frage aus Arbeiterkreifen erwünfcht find, 
ſo will ich verfuchen, meine unmaßgeblichen Anfichten in diefer Sache in einem 
Arbeiter-Öutachten niederzulegen. 

Es fteht wohl aufer allem Zweifel, daß die Lehrlingäfrage eine der 
wichtigften Fragen der Jetztzeit ift, und daß das Heutige Lehrlingsweſen einer 
der tiefften Schäben des Kleingewerbes und fomit auch der allgemeinen Arbeiter- 
verbältniffe iſt, darin flimmen wohl Arbeitgeber wie Arbeitnehmer überein. 
Beiderſeits ıft man bemüht, den Kernpuntt dieſer höchſt brennenden Frage und 
deren Löſung zu entdeden und feflzuftellen, und bierin geben allerdings, wie 
ja nicht anders zu erwarten ift, die Anfichten aus Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmerkreifen wieder auseinander. Anerkennenswerth ift es aber, daß beider 
ſeits der Berfall des Lehrlingsweſens als der wundeſte Fleck des Kleingewerbes 
betrachtet wird, und daß man beiberfeit8 bemitht if, dieſen Schaden zu heilen. 
Bermöchte die Berlautbarung meiner Anfiht auch nur zum kleinſten Theile 
etwad zur Hebung des Lehrlingsweſens beizutragen, jo würde dies für mic 
die ſchönſte Genugthuung fein. 

Ber Erörterung der Frage 


„Velche Beränderungen haben ſich ſeit Auflöfung der alten 
Gewerbeverfaflung in der Rage der Lehrlinge ın Deutſch— 
land in der Groß- und Kleininduftrie vollzogen?“ 


lam durchaus wicht mweggeleugnet werben, daß fich mit Einführung der neuen 
Gewerbeordnung eine ganz andere Zeitrichtung geltend machte. Die Feſſeln 
des Zwanges wurden geiprengt und, wie Das Wafler eined Stromeß bet einem 
Durhbruche fich ein neues Flußbett Ihafft, jo traten auch die Berbältnifie 
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ber Arbeiter reſp. der Lehrlinge in neue Bahnen ein. ‘Der früher beſtandene 
Innungszwang, welcher das Lehrlingswefen belaftete und mitunter unerträglich 
machte, ward aufgehoben und dem Lehrlingsweſen entftanden mit der neuen, 
der modernen ‚Zeitrichtung entfprechenden Gewerbeordnung auch neue Ber: 
bhältniffe und freiere Bewegung. Leider haben dieſelben mit dazu geführt, daß 
fi) Unluft und Unwilligkeit zur Arbeit immer häufiger conftatiren laffen und daß 
das Fortlaufen der Lehrlinge vor beendigter Lehrzeit aus Ueberdruß der Arbeit 
zur Tagesordnung geworben ift, daß fie ungehindert überall als Gehilfe in 
Arbeit treten können, und daß fie darin gewiſſermaßen durch das Geſetz noch 
unterftügt werben. Die verberblichfien Folgen davon aber find, daß nicht 
nur der Lehrmeifter durch das Fortlaufen geſchädigt wird, fondern daß das 
Gewerbe überhaupt dadurch in Berfall gebracht werden muß, denn durch die 
auß der Lehre entlaufenen Burfhen muß ein Contingent Arbeiter geichaffen 
werden, welche ohne alle Intelligenz und Gefchidlichkeit im Gewerbe fort: 
vegetiren, und zwar wohl die höchſten Anſprüche mit flellen, aber dafür nur die 
Befcheibenften Leiftungen zu bieten vermögen. 

Unter dem alten Innungsweſen konnte das Fortlaufen des Lehrlinge 
nicht fo ftattfinden, denn der Lehrling befam alddann ja fein Lehrzengnif, er 
fonnte nicht zum Gehilfen geiprochen werden und in Folge deffen auch bei 
feinem anderen Meifter wieder in Arbeit treten. Mit dem aus der Lehre 
laufen war ſomit des Lehrlings Berufsleben zerftört, und nur durch Aufnahme 
einer andermweitigen Lehre oder durch den Eintritt in freie Berufsarten konnte 
er noch ein Unterfommen finden. Heute tft da8 Alles ganz anderd, Beute 
braucht er weder ein Lehrzeugniß, noch eine Freiſprechung, und überall fann 
ex ohne Anftoß in Arbeit treten. 

Aber auch ſchon unter den früheren Innungsverbältnifien zeigte ſich ein 
Kranken des Lehrlingsweſens, und die Zahl verjenigen, welche einen gewerb- 
then Beruf ſich erwählten, ſchwand immer mehr und mehr zufammen, jo 
daß fich in verfchtedenen Gewerben, die fonft ftarfen Zufluß an Lebrlingen 
aufmwiefen, jchon feit längerer Zeit faft gar feine ober doch nur eine ſehr Fleine 
Zahl Lehrlinge auffinden läßt. 

Wenn daher von Seiten der Arbeitgeber der Berfall des Lehrlingsweſens 
der neuen Gewerbeordnung ztigeichrieben wird, fo dürfte das meiner Anficht 
nad) nicht ganz richtig fein, denn das Schwinden der Luft zur Erlermung 
eine8 Gewerbes wurde ſchon vor deren Inslebentreten conſtatirt. Wohl ıfl 
Die neue Gewerbeordnung dazu angethan, die Mipftände des Lehrlingsweſens 
zu fördern, die alleinige Urheberin der Unluft zur Erlernung eines Gewerbes 
und des Fortlaufens aus der Lehre ift fie aber nicht, da liegen die 
Wurzeln jedenfalls ſchon in den früheren Zwangsverhältniſſen. Ich glaube 
daher furze Blide in das frühere Innungsweſen zurüdwerfen zu müſſen, 
um ben muthmaßlihen Wurzeln des fo verderblichen Uebels näher zu 
fommen. 

In früherer Zeit fannte man noch feine Großinduſtrie; der Gewerbs⸗ 
mann mußte daher im Handwerke fein Fortkommen ſuchen. Deswegen 
fonnten auch die Innungen damaliger Zeit den Lehrling in gewiffe Zwangs⸗ 
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verhältniffe bannen’ und ihm, namentlich in den erſten Lehrjahren, die verſchie⸗ 
denften Hänslichen Arbeiten anfinnen, die ihn mehr zum Haus⸗ und Kinder 
mãdchen der Frau Meifierin machten, als zum Lehrling des Gewerbes. Mit 
der Errichtung der Fabriken entjtand eine neue Zeit, die jugendlichen Arbeiter 
fanden darin Beſchäftigung, Lohn, beftimmte Arbeitszeit und eine gewifle 
Unabhängigfeit, und es ift durchaus fein Wunder, daß dem jugendlichen Ges 
mäth das Fabrilleben mehr behagte als eine 3— 5jährige Lehrzeit. Hierzu 
trat auch die Erfenntuiß, daß die häuslichen Dienftleiftungen nicht mit zur 
Erlernung des Gewerbes gehörten, und daß durch fie der Lehrlingsftand 
liherlih gemacht wurde. Die in freieren, gewiſſermaßen ˖ jelbftftändigeren 
Arbeitsverhãltniſſen Lebenden Schullameraden machten ihre Glofien über den 
mt dem Marktkorbe baberwandelnden oder mit dem Sinderwagen umher⸗ 
fahrenden Handwerkslehrling und Schreiber dieſes weiß fich ſehr wohl ber 
Gefühle zu erinnern, die ibn beichlihen haben, wenn er in feiner Lehrzeit mit 
den Markttorbe einkaufen ging, mit dem Kinderwagen ausfuhr oder andere 
hãusliche Berrihtungen machen mußte. Sein Ehrgefübl fand fich durch dieſe 
meblichen, nicht zum Handwerk gehörigen ‘Dienftleiftungen verlegt, und ſcheu 
ſuchte er in folder Beihäftigung jedes Begegnen mit ſich männlicher bewe⸗ 
genden Kameraden zu vermeiden. Daß hierdurch die Luſt zur Erlernung eines 
Handwerks nur noch mehr ſchwinden mußte, iſt wohl ſehr natürlich und die 
Folge davon zeigte ſich auch in der Abnahme der Lehrlinge. 

Die Gewerbefreiheit und die neue Gewerbeordnung waren der freieren 
Richtung der Neuzeit angepaßt, durch ſie wurde das Freiheitsgefühl und der 
Drang nach größerer Selbſtſtändigkeit genährt, und es iſt nicht zu ſehr zu 
verwundern, daß dieſe Gefühle nur zu bald ſich auch dem jugendlichen, leicht 
empfänglichen Gemlithe des Lehrlings mittheilten und einprägten. Hier wäre 
es nun an ber Zeit gewefen, der freieren Richtung auch Das gewerbliche Lehr: 
lingsweſen anzupaffen; die alten Yunftmeifter konnten fich aber nur langſam 
und ſchwer von ihrem Zunftzwange trennen und nur verhältnigmäßig Wenige 
erfannten, daß in erfter Linie das Lehrlingsweſen umgeändert werden müſſe, 
dat der Lehrling in die Lehre trete, um das Handwerk tüchtig zu erlernen. 
niht aber, ınn der Frau Meifterin einen Hausefel abzugeben, daß an Stelle 
einer dictatoriſchen Strenge eine Tiebreihe bumane Behandlung zu treten 
babe, daß der Meifter den Lehrling unter väterlihe Obhut nehmen und 
ihm hinreichend Gelegenheit und Anleitung geben müfle, Das erwählte Hand» 
wert gründlich, praktiſch wie tbeoretifh, zu erlernen. Die Meiften ſahen 
den Lehrling auch in ber fpäteren Zeit noch immer als die billige Arbeite- 
haft an, die in jeder Art und Weiſe auszunligen fie volle Berechtigung hätten. 
Das von der freieren Richtung inficirte junge Gemüth des Lehrlings Tuchte 
dieſes oft unerträgliche Joch ſobald als möglich abzuſchütteln, und da fam ihm 
allerdings die neue Gewerbeordnung fürdernd zu Hülfe, denn fie machte es 
ihm leicht, and der Lehre zu gehen und fofort als Gehilfe aufzutreten. Ob 
der aus der Lehre entlaufene Lehrling aber auch fein Fortkommen finden 
werde, ob er den Anfprücen, welche an einen Gehilfen geftellt werben, nadı: 
fommen könne, dies kümmerte wohl die meiften fortgelaufenen Lehreinge am 
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wenigſten, fie waren ja nun frei und Arbeitsträfte wurbden ja auch immer 
gebraucht. Leider bat das Fortlaufen der Lehrlinge aus der Lehre, durch die 
in der neuen Gewerbeordnung Tiegenden Beglinftigiungen geförbert, fo 

überhand genommen, daß dadurch das ganze Handwerk beträchtlichen Schaden 
leiden muß. Denn aus folchen vorzeitig die Lehre verlafienden Lebrlingen 
werben ſich nur in feltenen Fällen noch tüchtige, brauchbare Gehilfen aus: 
bilden, am allerwenigften aber kann aus denjelben eine geſchickte, der Neuzeit 
und ihren Anfprücen entiprechende Meifterichaft erftehen. Heute verlaflen nicht 
mehr nur Diejenigen die Lehre, welde während berfelben eine tyranniſche Be: 
handlung zu ertragen gehabt "haben oder nicht begehrte Ausbildung und eme 
moralijche Verkommenheit finden , und deren Austritt aus einer ſolchen Lehre 
fih auch rechtfertigen Tieße, ſondern das vorzeitige Verlaſſen der Lehre iſt 
ordentlich zu einer Krankheit geworden; bie jungen Burſchen glauben fid 
beutzutage ſchon durch den gelindeften Tadel in ihrer Ehre verlegt und glauben 
dem Meifter Dadurch, daß fie eben aus der Lehre treten, die befte Revanche 
zu bieten. Daß fie fi dadurch aber fehr oft den meiften Schaden zufügen, 
das wird weder von ihnen, noch von vielen ber betreffenden Eltern erkannt. 

Ebenfo bedauerlich ift eine weitere Thatſache, daß Meifter ſich nicht 
entblöben, einigermaßen ſchon geſchickte Lehrlinge zum Verlaſſen der Lehre zu über: 
reden und unter allerhand Verſprechungen an fich zu locken. Erſt vor Kurzem 
wurde mir von einem hiefigen Handwerksmeiſter ein folder Tall mitgetheilt. 
Sein Lehrling, welcher noch ein halbes Jahr zu lemen gehabt, und mit dem 
er jehr zufrieden war, ftellte plöglih das Berlangen, die Lehre zu verlafien. 
Der Lehrmeifter erflärte ihm darauf, daß er ihn zwar nicht halten werde, 
daß er ihm aber ein Lehrzeugniß nicht ausftelle, führte ihm auch das Unrecht. 
welches er begehen wollte, in bumaner, väterlicher Weile vor Augen, der Lebr- 
Ting ſah vaffelbe ein und blieb. Um ven Grund zum Weggeben befragt, 
erklärte ex endlich, daß ihn ein anderer Meifter, welcher ihn in Arbeit nehmen 
und ihm einen Thaler Lohn zahlen wolle, dazu überredet habe, und wenn er 
fid) Ihon ein halbes Jahr früher wöchentlich einen Thaler verdienen könne, 
fo fet das für ihn ſchon ein Object und könne ihm nicht jo arg ausgelegt 
werben. 

Ein ſolches Verfahren ftebt aber keineswegs vereinzelt da, und muß um 
fo mehr bevauert werben, als e8 gerade die Meifter felbft find, die zu ſolchen 
unedlen Handlungen Anlaß und Aufreizung geben und biefelben unterftügen. 
Im alten Zunftwefen konnte ſolches freilich nicht geſchehen, daſſelbe iſt aber 
als überlebt abgefhafft, und da man der Neuzeit entiprechende Vereinigungen 
erft neuerdings wieder anzubahnen fucht, jo ift allerdings das ſchädlichſte Uebel 
im Handwerke, da8 kranke Lehrlingsweſen auf der einen und der Egoidmus 
und der Brodneid auf der anderen Seite, zu einer Ueppigfeit emporgewuchert, 
daß es jest nur mit größter Selbftverläugnung und gemeinfamer Selbf: 
aufopferung gelingen wird, das Lehrlingswelen wieder in gefunde Bahnen 
zu leiten. 

Das krankhafte Lehrlingsweien zeigt fih bauptfählih nur im Klein— 
gewerbe, weit weniger aber in ber Großinduftrie, denn letztere nimmt zehnmal 
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lieber voll bezahlte Arbeiter an, als daß fie Lehrlinge aufnimmt, und dann 
find au die Arbeitöverhältniffe der Lehrlinge in der Großinduſtrie ganz 
ondere ald im Kleingewerbe, und häusliche Dienfiverrichtungen können in ber 
Großinduſtrie wohl gar nicht vorkommen. 
Nach ſolchen Betrachtungen komme ich zu Frage 
U. 


„Belde Berbefferungen können mit Erfolg durch die freie 
Zhätigteit von einzelnen Arbeitgebern, fowievon Arbeiter: 
und Arbeitgebervereinen angebahnt werden?“ 

Diele Frage ift keine ganz leichte und Doc tft fie die bedeutungsvollſte, 
denn durch fie nur können die Mittel und Wege gefunden werden, durch welche 
md auf weldyen das gejunfene Lehrlingsweſen wieder emporgehoben und in 
geſunde Bahnen wieder zurücgeführt werden kann. 

Die früheren Innungen batten fi überlebt, ihr Zopf: und Zwangs⸗ 
weſen paßte nicht mehr zu der neuen freieren Geſetzgebung; dennoch will ich 
nicht behaupten, Daß nicht auch gute Gedanken in denfelben noch mit ent- 
halten waren, die fehr wohl und leicht mit der freieren Gefeßgebung fich 
vereinigen Liegen und dann auch gewiß eriprießlichen Nuten geichafft haben 
würden 


Bor allen Dingen muß ſich jeder Arbeitgeber bewußt fein, daß der junge 
Menſch, weldyer zu ibm in die Lehre tritt, von ihm das Handwerk auch 
tühtig erlernen will. Aus diefem Grunde wäre der Lehrling auch vollftändig 
nm ım Berufe zu beichäftigen, nicht aber zu häuslichen Dienften zu verwenden. 
3 früher der Arbeitgeber den Lehrling etwas zu lehren vermag, defto früher 
wird er benfelben auch nutzbringend verwenden können. Wohl giebt e8 ver- 
ſchiedene Meiſter, bei denen die Frau Meiſierin nicht über den Lehrling vers 
fügen darf, doch im großen Ganzen ift dies leider immer noch nicht der Fall. 
Mit dem Eintritt in die Lehre wird der Lehrling Berufögenofie, durch ver⸗ 
fändige und humane Unterweifung im erwählten Berufe muß die Luft und 
Liebe zum Berufe erhalten und gepflegt werden; fühlt fich der Lehrling als 
Verufögenofie betrachtet und behandelt, fo wird er auch die Luft zur Arbeit 
nicht verlieren, je mehr er Fertigfeiten darin erlangt, deſto Lieber wird er den 
Beruf gewinnen. Wird der Lehrling aber in den erften Jahren, und dies ift 
leider vielfach der Tal geweſen und zum Theile noch der Fall, den wirklichen 
Berufsarbeiten entzogen und nur zu Lauf-, Handlanger= und Hausdienften 
verwendet, fo wird dadurch dem Lehrlinge die Luft zur Arbeit genommen und 
ein firebfamer Lehrling wird fogar in der ihm nicht zuftehenden häuslichen 
Vermendung eine Entehrung feines Berufsftandes fühlen und nad Befreiung 
von dieſer unwürdigen Verwendung ftreben. 

Mit der verftändigen und humanen Unterweifung muß fidy auch väter: 
liche Erziehung reſp. Leitung und milde und Liebreihe Behandlung paaren. 
Dieſes wird dem Lehrlinge die Anhänglichkeit zum Meiſter und die Willigfeit 
jur Arbeit fihern und erhalten. Cine väterliche Leitung wird den empfäng- 
lien Lehrling vor verfchievenen Berführungen zu bewahren wiffen, und mit 
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Luft und Liebe wird derſelbe willig feinen Berufsarbetten nachgehen und fid 
dem Meifter dankbar zu erweilen ſuchen. Dur harte, abftoßende Behand⸗ 
lung dagegen werben bie weichen Geflihle des Lehrling verbärtet, es bildet 
fih daraus Ungehorſam, Unmwilligfeit, Trotz und Rachfucht. Hat der Lehr: 
ling nur foviel gelernt, daß er glaubt, fortlommen zu Können, jo wird er 
gewiß das ihn drüdende und belaftende Zoch abzufchütteln fuchen, und dies 
macht ihm allerdings die neue Gewerbeordnung leichter, als der früßere 
Innungszwang. 

Aber mit dieſen Andeutungen iſt noch keineswegs die Lehrlingsfrage 
geregelt, ſondern es ſind nur Anſichten, wie eine Lehrzeit angenehm zu machen, 
jede Unluſt zur Arbeit zu verſcheuchen, und dadurch eben die Gründe zum 
Berlafien der Lehre verringert werben Können. 

Zur allgemeinen Hebung und Berbeflerung bes Lehrlingsweſens millten 
noch andere, durchgreifendere Reformen ins Leben treten und zur alljeitigen 
Anerkennung gelangen. 

Die rafch fortichreitende Inpuftrie hat das fiehengebliebene Handwerl 
überftügelt, die gewerblichen Berbältniffe haben einer gänzlichen Veränderung 
unterlegen, mit denen die gewerbliche Ausbildung in feiner Weile Schritt ges 
halten Hat. Dieſes Zurückbleiben muß in erfter Linie nachzuholen und aut: 
zugleihen gefuscht werden. Yu der heutigen Anforderung des Publikums und 
der reihvorhandenen Concurrenz paßt nicht mehr das bloße praftiiche Erlernen 
eines Handwerks, fondern es müſſen zu einer nutbringenden Eriflenz aud tie 
theoretiichen Seiten des Handwerks erlernt werden, und dies kann mur in 
guten Wortbildungs-, namentlich aber in Fachſchulen erfolgen. Ich gedenfe 
hierbei nur der Handelsſchulen und anderer Fachſchulen, deren erſprießlicher 
Nuten in jenen Berufen allfeitig anerkannt wird. Durch eine tbeoretifche und 
praftifche Ausbildung werden ſodann intelligente und tüchtige Arbeiter erfteben, 
die zu einer lebensfähigen Eelbfiftändigtert zu gelangen fichere Hoffnung haben 
und ſtets einen gefunden Kern des Handwerks bilden werben. Derart aus: 
gebildete Arbeitgeber werten ſodann auch befähigt fein, wieder tüchtige Arbeiter 
auszubilden , leider Bat die gegenwärtige Zeit fehr großen Mangel an folden 
ausgebildeten Arbeitgebern und Arbeitnehmern, und das heutige Handwerl 
muß ohne Zweifel durch dieſen Mangel Schaden leiden. 

Tief ıft die foctaldemolratifhe Behauptung: „der Arbeiter kann nit 
mehr zu einer Selbftftändigkeit gelangen” in Arbeiterfreilen eingemurzelt, und 
die Meberzeugung davon hemmt bei Vielen die Luft und den Eifer zu einer 
ftrebjamen Kortentwidelung und Berjelbftjtändigung. Es gilt daher vor Allem 
diefe Behauptung zu entlräften. Hat man erft bei dem Arbeiter die Hoffnung, 
daß er es fehr wohl zu einem Beſſeren als zum bloßen Fabritarbeiter bringen 
fann, wieder rege gemacht, dann werden auch wieder gejundere Verhältniſſe 
im Gewerbe und namentlib im Lehrlingsweſen entftehen, und am ficherfien 
läßt ſich dieſe Hoffnung durch tüchtige praktiſche und tbeoretiiche Ausbildung 
der Lehrlinge wieder beleben. Bebauerlich ift, daß noch Beute von vielen Ar: 
beitgebern der Nuten von Fach und Fortbildungsichulen nicht anerkannt wird, 
ja daß man am liebften dem Lehrlinge „die dazu benöthigte Zeit gar wicht 
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gewähren möchte, da diefe Zeit dem Lehrherrn anfcheinend verloren gebt. Ich 
meine aber, Daß der Lehrberr die zum Beſuche der Yortbildungs: reſp. Fach⸗ 
ſchule bewilligte Zeit mehrfach erfegt erhält, indem der Lehrling durch bie 
doppelte Ausbildung fehr viel an Intelligenz und Gejchilichkeit gewinnt, die 
ja dem Lehrherrn wieder zu Gute kommt. 

Bon verſchiedenen Seiten wird auch eine größere Arbeitötbeilung als Drittel 
jur Hebung des Handwerf8 bezeichnet. Dielelbe mag ſchon unter Umftänden 
Ihre Borzüge haben, allen als Norm möchte ich fie nicht eingeführt wiffen, 
am allerwenigften aber für ben Lehrling. Diefer muß feinen Beruf nicht 
änfettig, ſondern im vollen Umfange erlernen, dann wird ihn auc keine Lebens⸗ 
ſtellung und Geſchäftskriſis fo in Noth bringen, wie den einfeitig Ausgebil- 
deten. Fabriklehrlinge werden meiftentheil® einfeitig ausgebilvet, fie find daher 
aud) ſtets am die Fabrikarbeit und an die von ihnen erlernte einfeitige Ge 
khäftsthätigfeit gebunden. Weit eher und Lieber wird ein allfeitig ausgebildeter 
handwerler Arbeit und lohnenden Broderwerb finden, als ein eimjeitig aus- 
gebildeter Fabrikhandwerler. 

Wenn jeitend der Arbeitgeber die Wiedereinführung einer Lehrlings- 
prüfung zur Hebung des Lehrlingsweſens gewünfcht wird, jo will ich daran 
leinen Zweifel fegen, daß aud Prüfungen ihr Gute und Anreizendes zu 
größerem Fleiße und Lernbegierde haben, doch dürften dieſelben nicht nach der 
Urdlihfeit der früheren Innungen ftattfinden. 

Richt minder zwedmäßig erjcheint mir auch die Abſchließung guter Lehr⸗ 
contracte, denn wenn ic mir auch fage, daß eine darin aufgenommene Ente 
Khädigung am den Lehrherrn im Falle des Nichtaushaltens der Lehrzeit oft: 
mals dadurch illuforifch wird, dag zum großen Theile gegenwärtig nur noch 
Zoöhne ımbemittelter Eltern ein Handwerk erlemen, und daß, wo nichts ift, 
auch der Kaifer fein Recht verloren bat, jo erblide ich doch in guten fchriftlichen 
!ehrcontracten ein Mittel mehr, das geeignet ift, dem Mißbrauche des Fort: 
laufend einigermaßen Einhalt zu thun, da in dem jchriftlichen Contracte 
immerhin ein moralifher Zwang liegt Ebenſo dürfte auch einem ſchriftlichen 
Gentracte feiten® der Behörden auf Grund der Gewerbeordnung mehr Schug 
und Geltung zuftehen, al® einem mündlichen Vertrag. Daß aber eine 
criminelle Contractbeftrafung, welche die Arbeitgeber verlangen, das Lehrlings- 
weien wejentlich beffern fol, glaube ich denn doch bezweifeln zu müffen, denn, 
obwohl ich entſchiedener Gegner geſetzwidrigen, Contraetbruches bin, und auch 
nıht bezweifeln will, daß eine ftrafrechtliche Verfolgung des Lehrlingd-Contract- 
bruches Die Ausfchreitungen nach diefer Richtung im Zaume halten fann, fo 
bill mir die Rückkehr zu dieſem Zwangsſyſtem doch nicht recht zu der fon» 
ſtigen freiheitlihen Entwickelung der Gegenwart paflen, und id trage bie 
Befürchtung, daß mit diefem Zwangsſyſteme dem Lehrlingsweſen mehr geſchadet 
ald genügt wird, und daß ſich die Klagen, es will Niemand mehr ein Hand» 
wert erlemen, nur noch lauter vernehmen laſſen werben. 

Wenn man ferner bevenft, daß der Lehrling in der Fabrik, ſowie im 
Zimmerhauer⸗ und Maurerhandwerke fchon jest ein Lohnäquivalent ale 
Erſatz für Koſt und Logis empfängt, das mit feinen gewerblichen Leiftungen 
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auch an Höhe zunimmt, alfo ihm gleichfalls als Preis der Anerkennung feines 
Fleißes und feiner Brauchbarkeit gilt, fo dürften auch in anderen Gewerbe 
ausgeſetzte Preife nicht minder anregend auf den Lehrling bleiben. So werte 
3. ®. von einem biefigen Maurermeiſter zeitweilig Preiſe ausgeſetzt, und mit 
großer Befriedigung kann derjelbe beobachten, mit welchem Fleiße feine Lech: 
linge arbeiten und mit einander wetteifern, um den Preis zu erringen. Ebenſe 
giebt derjelbe Meiſter jedem Lehrlinge bei Vollendung feiner Lehrzeit ein ſeht 
ehrenvolle8 Lehrzeugniß, während er ſolche, vie frühzeitiger won ihm geben 
wollen, nicht hält, ihnen aber nur einen ganz einfachen Entlafſungsſchein aus: 
ftellt. Beide Mittel haben ſich bei ihm während feines Iangjährigen Gewerke: 
betriebe8 gut bewährt, er bat über ferne Lehrlinge wenig und gar feine Klage 
zu führen, denn ein jeber ftrebt danach, ein ſolches ehrenvolles Lehrzeuanif 
zu bekommen. 

Als ein weitered Mittel zur Hebung des Lehrlingsweſens, zur Belebun; 
der Arbeitöluft und zur Förderung des Fleißes und der Gefchidlichkeit betrachte 
ih auch alljährliche gewerbliche Ausftellungen von Lebrlingsarbeiten mit Pri: 
miirungen. Schon verichiedene Vereine, namentlich Gewerbevereine, haben 
ſolche Ausftellungen veranftaltet, Leider aber find biefelben nicht regelmäßig 
wiederholt worden, und obgleich dieſelben wohl überall nur von günftigen 
Erfolgen begleitet geweien, find fie doch größtentheils im Stadium bleke 
Verſuche geblieben. 

Ih kann mir nicht verbeblen, daß, wenn die vorgebachten Mittel mt 
Wege wirklich thatkräftig das Lehrlingsmwelen heben und beleben follen, vie: 
felben nicht von Einzelnen angewendet werden dürfen, jondern daß zur durd: 
greifenden und ficheren Regelung und Hebung des Lehrlingsweſens eine Ber 
einigung ſämmtlicher Berufögenofien, jede Berufsflaffe aber in einer gejondentr. 
Bereinigung, ſich eınpfiehlt. Eine folche Vereinigung aller Genoffen eines Berufes 
darf aber nicht analog den früheren Innungen mit dem überlebten Bopf: un 
Zwangsweſen fein, fondern fie muß vollftändig der gegenwärtigen Zeitrichtun 
angepaßt werden und mit derjelben auch regelrecht fortſchreiten. Tie Jetztzet 
erfordert auch zur Hintanhaltung und Befeitigung der verfchiedentlichen über 
band genommenen Mißbräuche und zur Herftellung wieber geſunder Arbeit 
verhältuiffe nicht nur Lokale Bereinigung, fondern auch nationale Bereinigung, wie 
ſolche ſchon von verſchiedenen Gewerken angebahnt wird, und namentlich ir 
den deutſchen Gewerkvereinen befteht. Auch darf man in foldden Bereinigunga 
die Berbefferungen und Abhülfen nicht von der Staatöhülfe erwarten un 
verlangen, fondern da heißt es die Bahnen der Selbſthülfe bejchreiten: 
auf denfelben wird man ganz fiher den Mißbräuchen des Lehrlingsmeie:t 
fleuern und bdurchgreifende Beſſerung anwenden können, die weit günftiger 
und fchnellere Erfolge ergeben würde, als dies die Stantöhülfe erwarten lieiz. 
Eine Unterftägung der Selbfthülfe durch gefegliche Anerkennung und Executire 
wäre ſodann wohl auch zu erwarten. 

Das Hamburger Gutachten über neue Gewerbeordnung, neue Innungen. 
tritt meinen Anfichten in vieler Beziehung bei, und da namentlich die dat: 
ſchen Gewerkvereine, denen anzugehören ich mir zur Ehre rechne, auch mt: 
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zuger Seele die Mißbräuche des Lehrlingsweſens zu befeitigen und baffelbe 
wieder auf einen gefunden Boden zu fegen erftreben, jo begrüßte der dritte Ver⸗ 
kundstag deutſcher Gewerfoereine in dem Entwurfe der Hamburger freien 
Crmmilfion, Neue Innungen betr., eine höchſt fruchtbare Reformidee, welche 
ihtem inneren Prinzip nach mit den von den beutfchen Gewerkvereinen ſeit 
Jahren angeftrebten Einigungsämtern übereinftimmt. Insbeſondere war der 
Verbandstag damit emverftanden, daß der verberblidhe Mißbrauch des Lehr: 
lingsweſens nur durch gemeinfames Vorgehen der Meifter und Gefellen unter 
Veiſtand der Geſetzgebung befeitigt werben könne. Beanftandet an dem Ham⸗ 
burger Entwurfe wurde vom Verbandstage hauptfächlih: 1. die Competenz 
der Immungsgerichte über Nicht-Innungsgenofien ; 2. die obligatorifchen Innungs- 
bülföfafen ; 3. Die erforderliche Anerkennung der Berwaltungsbehörden (dafür 
gerihtlie Eintragung als Genofienfchaft); 4. die nicht genügende Berüd- 
ſichtggung Der nationalen Organifation, über welche Punkte eine nähere Ver⸗ 
einbarung vorbehalten wird. 

Wie die deutichen Gewertvereine zur Regelung aller Arbeiter und Berufs⸗ 
verhältnifje Einigungsämter und gewerbliche Schiedögerichte empfehlen und er- 
ſtreben, jo glaube ich auch, daß durch diefelben das Lehrlingswelen am ficherften 
und nachhaltigften geregelt werden kann. 

Hierbei fomme ich zur Frage 

IL 


„Bie fann die Gejeggebung fördernd und anregend oder 
zwingend einwirfen?“ 


Wie ich ſchon oben angeführt, glaube ich dem Unweſen im Lehrlinge- 
weſen am gründlichften und nachhaltigften durch die Selbfihälfe und durch 
Tereimigung aller Genoſſen eines Berufes zu einem Ganzen fteuern zu können. 
Hier könnte die Geſetzgebung infofern fürdernd einwirken, daß fie ſolche Ber- 
anigungen empfiehlt, geleglich anerkennt und durch gerichtliche Eintragung, 
unter ein Normativgefet ſtellt. 

Im Weiteren wiirde es förberlidy fein, daß fie zur Regelung gewerb⸗ 
licher Streitfragen gewerblide Kinigungsämter und Schiedögerichte anoronet 
und diefelben mit Executive betraut, das Heißt, daß fie den Urtheilsiprüchen 
der Schiedsgerichte dadurch Geltung verſchafft, daß fie diefelben auf erfolgten 
Antrag fofort durch die ordentlichen Gerichte executiviſch vollziehen läßt. Bon 
den mehrſeits verlangten und empfohlenen Gemwerbegerichten erwarte ich einen 
geringeren Nuten, als von gewerblichen Einigungsämtern und Schiedsgerichten. 
Solche Schiedögerichte find meines Wifjend bereit8 in Hamburg gejetlich ein- 
geführt, anberenort8 ermangeln dieſelben aber noch der gerichtlichen Anerkennung 
und Geſetzeskraft. 

Zwingend wiirde die Gefesgebung dadurd einwirken können, daß fie den 
ünfchen der Arbeitgeber entſprechend die gerichtliche Verfolgung des Contract- 
bruches und die ArbeitSblicher wieder einführt. Es ift nun zwar nicht wegzu⸗ 
leugnen, daß ſolche Zwangsmittel die Ausichreitungen etwas im Zaume halten 
minden, daß fie aber Das Lehrlingsweſen heben follen, ift doch wohl zu be= 








174 Lücke. 





zweifeln, ich glaube vielmehr, daß fie eher daſſelbe noch mehr ſchädigen würden 
Wenn die Arbeitgeber felbft erflären, daß ihnen an einem gezwungenen Yr- 

beiter gar nichts Liege, jo hätte das polizeiliche Zurüdbringen des Conttac- 
brüdigen ja gar keinen Zweck, und von einer gerichtlichen Beſtrafung des 
Sentractbrücigen bat doch der Arbeitgeber auch Teinen Nuten; denn wen 
auch der fortgelaufene Lehrling beftraft würde, jo könnte demfelben doch fein 
Brandmal auf die Stirne gebrüdt werden, nach berbüßter Strafe wir 
berfelbe doch als Gehilfe in Arbeit treten, und ſomit wären weder das Yehr: 
lingswejen noch die weiteren Arbeitöverhältuiffe um etwas gebefiert. Ein 
Entſchaädigung, um die e8 den Arbeitgebern bauptfächlich zu thun fcheint, würde 
ja aus dem ſchon oben angeführten Grunde, daß meiſtens nur noch mie 
mittelte Kinder ein Handwerk erlemen, nur in wenigen Fällen zu erlangen 

fein, und die Beftrafung des Fortlaufens wide alfo mehr nur als ein Racheac 

ericheinen. Ganz andere und nachhaltiger wirkende Reſultate können meint 

Anficht nach aber durch freie Vereinigungen mit Einigungsämtern und Schiede 
gerichten erzielt werden, bei denen ja eine Berbüßung einer Haft auch nid! 
ausgeſchloſſen wäre. Wenn z. B. die Arbeitgeber daran fefthalten, nur Ar⸗ 
beiter anzuneßmen, die ein gutes Lehrzeugniß oder eine Arbeitöbefcheinigung 
führen, dann follte e8 einem fortgelaufenen Lehrlinge wohl ſchwer werde, 
als Gehilfe ein Unterfommen zu finden, zumal, wenn die Vereinigungen 
nationaler Natur find. 

Fachſchulen Tiegen ſich von der Geſetzgebung mit anregen und fünnten 
diefelben auch durch Staatshülfe unterftügt werden. — 

Mit dieſen meinen Betrachtungen ift keineswegs die ganze Lehrlingẽfrage 
erichöpft, im Gegentheil werden ſich noch verſchiedene Anflihten geltend made, 
über die fich ftreiten läßt. Ein weſentlicher Fortfchritt aber iſt wohl damıt 
ſchon erzielt, daß immer mehr die Nothwendigkeit erkannt wird, daß in Arbeit 
verhältniffen auch der Arbeiter ein Wort mit zu ſprechen habe und daß durd 
gemeinfame Berathungen und Beleuchtungen am eheſten biejenigen Mittel 
gefunden und zur Anwendung gebracht werben können, die am ſicherſten Ani 
ficht auf erfolgreiche durchgreifende Regelung und Beſſerung des Lehrling 
weſens und damit zugleich auch des ganzen Kleingewerbes gewähren. Ebenis 
warm zu begrüßen ift auch das thatlräftige Eingreifen wiflenichaftlicher Männer 
zur Beleuhtung und Aufbeflerung des Lehrlingsweſens. 
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Das franzöfiihe Lehrlingsgeſetz von 1851 und die Debatten 
bei feiner Berathung 


bon 


Dr. Clamor Neuburg, 
Mitglied des ſtaatswifſenſchaftlichen Seminars ber Umiverfität Straßburg. 


Ber den heute in Deutjchland ſchwebenden Crörterungen über das 
Lehrlingsgeſetz fcheint es angezeigt, einen Blick wenigflend auf das Nachbar: 
land zu werfen, das nad) langem Schmanten auf Grund ähnlicher Erfahrungen, 
wie wir fie jest machen, im Jahre 1851 zu einem befonberen Lehrlingsgeſetze 
lam. Und wenn es dem Berfafler diefer Zeilen auch nicht möglich war, alle 
die Fäden bloß zu legen, bie zu dem Erlaß des Geſetzes führten, wenn es 
ihm uoch weniger möglich ıft, ein ſicheres Urtheil darüber abzugeben, ob das 
Geſetz günftig in Frankreich gewirkt bat (dazu gehörte ein Stubimm ber 
franzöftichen gewerblichen. Zuftände im Lande felbft), To fcheint doch auch 
ton eine Vorfuhrung der mwejentlichen Vorbereitungen zu dem Geſetze und 
der Debatten, die fi an daſſelbe Mnüpften, von Wert, Und eine ſolche 
zu liefern, ift nach den authentiſchen Duellen möglich. 

Zur Einleitimg ſei des ältern Berfudes gedacht, den ein Geſetz vom 
22 germinal XI gemacht hat, das Lehrlingsweſen zu orbnen. 

Die Stürme der franzöflichen evolution vernichteten die bisher be- 
ſtehende Organifation der gewerblichen Arbeit, nicht nur die alten privilegirten 
Zinfte, auch die Reglements über den Gewerbetrieb wurden aufgehoben. 
Zunächſt war die fonft jo reiche gefeßgeberifche Tchätigkeit der gefeßgebenden 
Berfammlungen der Revolutionszeit in dieſer Richtung nur eine negative. 
Sie begnügte fi damit, die vorhandenen Schranfen des Gewerbebetrieb& zu 
bejeitigen (duch das Geſetz vom 16. Februar und 28. März 1791) obne 
die entihieden heilfamen Beftimmungen, die diefelben etwa enthalten mochten, 
fei e8 zu erhalten over neue an deren Stelle zu fegen. Bon diefem Schichſal 
wurde and) das Lehrlingsweſen betroffen, auch in dieſer Beziehung berrichte 
die völligfte Ungebimbenheit; doch war dies keineswegs der öffentlichen Meinung 
völlig entfprehend. Wir finden mehrfach in den cahiers, welde die Bee 
Idwerden und Wunſche der Wähler enthielten, ven Wunſch nad Abſchaffung 


176 Neuburg. 


der alten Zunftprivilegien ausgeſprochen, aber doch die Erhaltung der Be: 
ftimmungen über das Lehrlingöweſen oder eine neue Regelung befielben ver- 
langt. So heißt e8 in den cahiers der Deputation von la Rochelle: Indeſſen 
da es das öffentliche Intereſſe und die Bervolllommnung der Handwerke 
erfordert, daß es in allen Handwerken wirklich unterrichtete Leute giebt, werben 
die Abgeordneten, wenn fie die Aufhebung der Meiſterrechte verlangen, nict 
die Reglements über das Lehrlingsweſen einbegreifen, im Gegentheil wird es 
nöthig fein, ein Geſetz zu erlangen, welches die Dauer der Lehrzeit im jedem 
Handwerk feftfegt und die Verſuche oder Meifterftüce vorfchreibt, welchen fih 
die Lehrlinge bei der Prüfung durch vom Nichter ernannte Sachverſtändige 
unterwerfen müſſen, ebe fie ermächtigt find, fih dem Publitum als Aus 
übende des Handwerks, das fie ergriffen haben, vorzuſtellen. Auch in ven: 
jenigen der Stadt Paris fand man eine Wieverherftellung des Lehrlinge: 
weſens gewünfcht, da es das einzige Mittel fei, dem Handel und Verkehr die 
Perfonen zu liefern, welche die erforderlihen Kenntniffe hätten. Selbft Marat, 
einer der Hauptführer der Bergpartei, wirkte im Intereſſe einer geſetzlichen 
Regelung des Lehrlingswelend. Wir finden im ami du peuple Nr. 91, worin 
er zugleich für die Abichaffung der Corporationen eintritt, den kurzen Entwurf 
eines Geſetzes, welcher in feinem erften Paragraph verlangt, daß eine firenge Lehr: 
zeit von 6—7 Jahren die Bedingung zum Eintritt in ein Handwerk bilve, indem 
die völlig freie Eoncurrenz und ver völlig freie Zutritt zu den Handwerken 
zu einer Berfchlechterung der Waaren und Gewerbeprobucte führen würde 
Alles dies blieb aber wirkungslos; die Lehroerträge, wie überhaupt das ganze 
Lehrlingsweſen, blieben zunächſt der freien Vereinbarung überlafin. ie 
Mißſtände dieſer abfoluten Freiheit zeigten fi; jedoch bal im größten 
Mapftabe und riefen eine Gefeggebung hervor, die wenigftend ben ärgften 
der entftandenen Mißbräuche entgegen treten ſollte. In dem Gefege vom 
22 germinal XI, das fih auf Manufacturen, Fabriken und Werkflätten 
bezieht, fand aud das Lehrlingswelen eine Berüdfihtigung in dem Tit. III, 
Art. 9—11. Es wird daſelbſt beftunmt, in welchen Fällen der Lebrvertrag 
von der emen oder andern Seite aufgelöft werben, ferner, daß ber Meifter 
dem Lehrling ein Entlafjungszeugnig geben, daß kein Meifter einen bereits 
beſcattigten Lehrling ohne Entlaſſungszeugniß annehmen darf. (Eiebe 
nlage 1.) 

Waren nun dieſe furzen Beftimmungen auch von günftiger Wirkung, 
und wurden ihre Zwecke auch noch mehr unterftütt durd die Thätigkeit der 
wenig fpäter errichteten Gewerberäthe, fo blieb doch noch immer die Mangel⸗ 
baftigfeit der Regeln über dieſe wichtige Materie eine ſehr große und das 
Bebürfnig einer beftimmten Gefeggebung mußte mit dem immer größeren 
Aufſchwung, den die franzöſiſche Induſtrie nahm, ein immer lebhaftere® 
werben. Trotzdem vergingen lange Sabre, ehe man daran Dachte, biejelbe in 
die Hand zu nehmen und der Thätigfeit der Gemerberäthe, Die gewiß Das 
Einreißen noch größerer Uebelftände verhindert hatte, durch ein neues ſpeciell 
gefaßtes Gefeg eine fefte Grundlage zu geben. 

Erft gegen Ende des Julikönigthums, nachdem eine fpecielle Geſetzgebung 
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fh mit den jugendlichen Arbeitern ber Fabriken beihäftigt hatte, begann 
man fih auch mit den Hanbwerfölehrlingen zu befafien. Cine im Jahre 
1845 gemachte Borlage in diefer Richtung veranlaßte die Regierung zu ge 
muern Enqueten Über die Dlaterie, deren Refultate dann auch fpäter in 
dem Project der Sommiffion im Weſentlichen vermandt wurden. Durch bie 
bald darauf ausbrechende Yebrnarrevolution wurde die ganze Geſetzgebung 
über Arbeiterverbältniffe in ein raſcheres Tempo gebracht und fo wırrde auch 
das Lehrlingsweien bald einer erneuerten Betrachtung gewürdigt. Am 9. 
Anguft 1848 legte Herr Peupin der conftituirenden Nationalverfammlung einen 
darauf bezüglichen Geſetzentwurf vor, der daſſelbe einer genauen und ſorg⸗ 
fültigen Regelung unterwarf. 

Er verlangte darin für den Eintritt in die Lehre ein Diinimalalter von 
12 Yabren, ein Maximum der Arbeitözeit von 10 Stunden, abjolute Sonn⸗ 
tagernhe, ſowie eine Beichräntung der Zahl von Lehrlingen, die ein Meifter 
halten dürfte. Werner wurde jedem Meiſter, der die Bolljährigfeit noch nicht 
erreicht hatte oder criminell beftraft war, das Recht abgeiprochen, Yehrlinge 
zu halten, ſowie dem Lehrlinge das Recht gegeben, gegen feinen Meifter eine 
Entihäbigungsflage anzuftrengen, wenn er nicht genügend ausgebildet war. 
Tiefer Entwurf wurde bein comite du travail übenwiefen. Daſſelbe ſprach 
ſich in eimem Bericht, den Herr von Parrieu in der Eigung vom 12. Februar 
1849 darüber erftattete, im Ganzen günftig darüber aus, doch wollte es ber 
privaten Uebereinkunft einen größeren Spielraum überlafien. Der Entwurf 
gelangte indeſſen während der Dauer der Conftituante nicht zur Berathung. 

Das comite d’assistance der folgenden legislativen Berfammlung 
war ım Begriff, das renidirte Project der Discuffion zu unterbreiten, als 
dr Berfammlung vom Handeldminifter Dumad am 4. März 1850 ein 
nenes Project vorgelegt wurde, welches nur jehr allgemeine Beftimmungen 
enthielt. Daſſelbe wurde an das comitd d’assistance verwiefen. Dieſes 
gab am 26. December 1850 dur den Berichterflatter Herm A. Gallet 
feine Meinung ab und legte der Berfammlung zugleich ein erweitertes Project 
vor, welches im Weſentlichen auf den Studien von 1845, ſowie dem Entwurf 
3 Herrn Peupin von 1848 beruht. Daſſelbe wurde am 22. Januar 
1851 in erfter Lefung angenommen. In der zweiten Leſung am 28. Januar 
1851 ſprach der Minifter des Handels, Herr Schneider, den Wunſch aus, 
die Berathung auf einige Tage vertagt zu fehen, damit die Regierung und 
die Commilfion ſich über einzelne Punkte vereinigen fünnten. In der am 
3. Februar flattfindenden zweiten Lefung wurde ber von der Regierung und 
Commiffion vereinbarte Entwurf ſodann theilweiſe amendirt, jedoch im Großen 
und Ganzen ziemlicd; unverändert angenommen. Die dritte Berathung am 
22. Februar 1851 rief eine heftige Discuffion hervor, indem die Linke 
der Verſammlung das Geſetz und beſonders einzelne Punkte deſſelben 
zum Gegenſtande heftiger Angriffe machte; doch waren die Veränderungen 
auch in dieſer Berathung nur unbedeutend. Das ſo angenommene Geſetz wurde 
alsdann im Moniteur vom 4. März 1851 publicirt. Am 5. April 
1851 erließ fodann der Handelsminifter ein Circularſchreiben an die Bräfecten, 
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in dem er benfelben die nöthige Inſtruction für die Ausführung vieles 
Geſetzes gab. 

Um dieſes Geſetz einer richtigen Würdigung unterwerfen zu fünnen, iſt 
ed vor allen Dingen nothwendig, die Yactoren, die zu feiner Entftehung mit: 
wirkten, einer genauen Prüfung zu unterwerfen Es find dies weniger Tie 
jenigen, die auf fein Zuſtandekommen im Allgemeinen hinwirkten, da über 
die Unzulänglichfeit der bisherigen Geſetzgebung in diefer Materie und das 
Bedürfniß einer Verbeſſerung derjelben wohl nur Eine Stimme im ganzen 
Lande berrichte, als diejenigen, die den einzelnen Artikeln des Gefeges ihre 
Färbung verliefen. Tür die Mitwirkung derſelben bei dem Entftehen des 
Geſetzes bieten und nun die Motive, weldhe die Vorlagen der Regierung und 
Commiffion begleiteten, ſowie die ‘Debatten, die fih am einzelne Artikel 
Inüpften, ein reiches Material. 

Wenden wir und zunächft der Vorlage der Regierung (vgl. Anlage II) 
und den ihr beigegebenen Motiven zu. 

Die Regierung erfennt in den Motiven an, daß feit lange ein Bebihf: 
niß nad) einer genauen Gefeßgebung vorhanden geweſen fer, da ın den Artifeln 
des Geſetzes vom 22. germinal XI und in den codes die Natur des Lehr: 
vertraged® und die daraus beroorgebenden weſentlichen Berpflihtungen nicht 
genau feftgejegt feien, während dies doch für die Privatverträge gerade ke 
ſonders erforderlidh fe. Sie habe das vorliegende Material, aus Gutachten 
der verichiedenen Handels: und Gewerbefammern und ähnlicher Inſtitute be 
ſtehend, ſowie frühere Entwürfe eingehend geprüft und bei dem vorliegenden 
Entwurfe benugt. Defien Zweck fer, die Intereſſen des Meiſters und Lehrlinge 
zu vereinigen und ihre Beziehungen auf einen loyalen Grund und Boden 
zu ftellen. Weber die Motive zu den einzelnen Artikeln des Geſetzes berichten 
wir möglichft kurz, da dieſe felbft in der Anlage abgevrudt find. 

ad Art. 1. Diefer fchreibt vor, daß der Unterricht des Lehrlinge eın 
volftändiger und fortfchreitender fein ſolle. Diele Vollftändigkeit des Unter: 
richts, wird auseinander gelet , folle nicht bedeuten, daß der Lehrling 
zu einem volltommenen Arbeiter beranzubilden fei, fondern nur, daß er in 
ben Gewerbebetriebe in feiner Gelammtheit zu unterrichten jei. 

ad Art. 2. Das Verbot des Lehrlingshaltens dur Minderjährige fe 
durch die Stellung des Meiſters als ſolchen begründet. 

ad Urt. 3 und 4. Hier werden die Pflichten des Meiſters gegen ven 
Lehrling und dieſes gegen den Meifter feftgelett. Das Berbältnig jet 
analog dem des guten Tamilienvaterd aufzufaffen. 
ad Art. 5, 6 und 7. Die Beftimmung, daß der Lehrling mur zu 
Arbeiten innerhalb des betreffenden Gewerbed anzuwenden ſei, Tiege darın 
begründet, daß der ganze Contract eben behufs Erlernung dieſes Gewerbes 
abgeichlofien fe. Dur die Beſtimmung über die eventuell zu Unterrichts⸗ 
zwecken vefervirte Zeit glaubt der Entwurf ſowohl den Intereffen des Meifterd 
in Beziehung auf die Hülfe, die er vom Lehrlinge zu fordern hat, als aud 
denen des legteren in Beziehung auf die ihm nöthige geiftige und moraliſche 
Entwidelung gerecht geworden zu fein. Die Beitimmungen über Nacht: und 
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Somiagsarbeit feien nur Wiederholungen eines früheren Geſetzes zum Schuge 
der in Fabriken beichäftigten Kinder. 

sd Art. 8 (Auflöfung des Kontracte fir weibliche minderjährige 
!chrlinge, wenn die Frau des Meifterd ftirbt) bemerken die Motive: Im 
Allgemeinen müſſe man in der Statuirung folder Auflöfungsgründe eines 
frei geſchloſſenen Contractes vorfichtig fein, da fonft zu leicht das äffentliche 
Vertrauen in dieſelben erſchüttert würde, doch fcheine diefe Ausnahme durch 
moraliſche Rüdfihten bedingt; übrigens fei in jedem fpeciellen Falle durch die 
deflung des Artifeld die Sorge, über die Möglichkeit der Fortdauer deſſelben 
zu urtheilen, dem betreffenden Richter übermiefen. 

ad Art. 9 (Heftftellung einer Probezeit) heißt es, dieſe ſei dadurch be= 
gründet, daß der Yehrling bei feinem Antritt meift weder das betreffende 
Gewerbe, noch feine Neigung für daſſelbe kenne, eben fo wenig, wie ber 
Meiſter vie Fähigkeit und Tüchtigkeit deſſelben. 

Im Art. 11 wird feſtgeſetzt, daß der Vertrag fchriftlich abzufaſſen fe; 
8 wird dies damit begründet, daß dadurch eine Menge von Streitigkeiten 
vermieden würden und die Wichtigkeit des Vertrages es erforbere. 

Endlich könne nad älteren Geſetzen felbft ein wolljähriger Arbeiter fich 
auf länger als ein Jahr nur durch fchriftlichen Vertrag binden, um fo mehr 
ia dies bei minderjährigen und für eine längere Zeit erforderlich. 

Art. 12 beſtimmt Erleichterungen für die Abfaffung Ichriftliher Con⸗ 
tracte, während Art. 13 den erforderlichen Inhalt derfelben näher angiebt. 

Im Art. 14 wird ſodann feftgefett, daß die Gerichtsbarkeit über even- 
tuelle aus dem Contract vefultirende Streitigkeiten den Gemerberäthen, ober 
ın Ermangelung folder den Friedensrichtern zuftehe. “Die Competenz der- 
elben wird aber auch auf dritte Perfonen, die beun Vertrage betbeiligt find, 
ausgedehnt. 

Im Urt. 15 wird fodann der Art. 9 des Geſetzes vom 22. ger- 
minal XI aufgehoben, die Aufhebung der beiden anderen Artikel deſſelben 
Geſetzes, die ſich gleichfalls auf das Lehrlingsweſen beziehen, will die Re— 
gerung nicht vorichlagen, da fie fi) auf weitergehende ragen beziehen, die 
ener ferneren Gefepgebung vorbehalten bleiben müſſen. Die Abficht des 
Entwurfes fe, die Lehrverträge ernfter und wirffamer zu machen, man ftrebe 
dahin, den gewerblichen Unterricht der Arbeiter zu verbeffern und ihnen eine 
ſichere Zufunft zu bereiten und größeres Wohlfein. 

Die commission d’assistance erweiterte diefen Entwurf weſentlich und 
legte denfelben in drei Titeln von zufammen 24 Artileln der Berfammlung 
tor; derfelbe war von ausführlichen Motiven begleitet. 

Diefer Bericht der Commiſſion bebt zunächft den großen Widerſpruch 
bevor, der bisher zwifchen der wifienfchaftlichen und gewerblichen Erziehung 
geherrſcht habe. Die erftere fei ſtrengen Regeln unterworfen gemelen, während 
letztere derjelben entbehrte, und doch habe auch Hier die Gefelichaft ein 
gleiche Interefſe. Die Erziehung in der Werkftatt fei auf gleihe Weife für 
das Leben beftimmt. Wie bei der Exften, fo Habe auch bei Letterem der 
Staat das Recht und die Veranlaffung, einzufchreiten. 
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Nur müſſe dabei den verſchiedenen Verhältniſſen Rechnung getragm 
werden. Während die Anftalten für wiſſenſchaftliche Erziehung wenig zahl: 
reich ſeien im Verhältniß, To feien die gewerblichen a hekten zahl: 
108, deshalb fer bei ihnen eine Beauffihtigung ungleich ſchwieriger, zuglad 
erfordere fie die größte Zartheit, da die Verhältniſſe zwifchen Meiſter und 
Lehrling vielfach denen der Familie gleich ſeien und daher mit großer Bor: 
fiht behandelt werden müßten. Aber ein gewifler gefegliher Schutz fer den⸗ 
noch nöthig. Sodann weift der Bericht darauf Hin, wie diefer Schuß im 
reihlihften Maße vor 1789 befanden habe, wie die Zahl ver Lehrlinge 
feftgejett, die ein Meifter halten durfte, wie das Alter beim Eintritt in bie 
Lehre und die Dauer berjelben mit Rückſicht auf die Ausbildung des Lehrlinge 
und die Entſchädigung des Meifterd für feine Mühe feſt normirt gemelen 
fei. Es beftand, fo heißt e8 weiter auch eine ftrenge Beauffichtigung der ganzen 
Einrichtung durd die jurats und syndics des Gewerbe, die die Fortjchritte 
des Lehrlings zu beobachten hatten und bei etwaigen Mißftänden fofort ein: 
Ichreiten konnten. Diefe ganze Einrichtung ſei aber, da fie fih auf dem 
Boden des Privilegiums bewegte, im Jahre 1791 abgejchafft worden. Freilid 
hätten fi, wie wir ſchon früher gefehen, zahlreiche Stimmen, die für die 
Ablhaffung der Handwerkerprivilegien waren, für die Erhaltung diefer Eaite 
der gewerblichen Einrichtungen ausgefprochen. (Wir ſahen ſchon oben, wie in 
dieſer Beziehung die Gefeßgebung der Revolutionszeit zunähft nur cine 
negative war, und auch fpäter nur ein ſehr ungenügendes Gefet in dieler 
Richtung erlaffen wurde) Dieſe nützlichen, aber fehr unvollftändigen Be 
fiimmungen feien nun freilih Häufig durch die Einfiht der contrahirenden 
Parteien ergänzt und jo babe der Uſus im Verein mit den im Jahre 1810 
errichteten Gewerberäthen das Einreißen der gröbften Uebelſtände und Miß— 
Bräuche verhindert; dennoch fer diefer Nothbehelf auf die Dauer nicht ge 
nügend, zumal fich die Gewerberäthe nicht an allen Orten befänden. Es 
liege die Gefahr nahe, daß dieſe fegensreihen Gebräuche untergehen, wenn fie 
nit durch ein Geſetz geichiigt werden. Sodann werden die Entwürfe und 
Vorſchläge aus den Jahren 1845 und 48 befproden. Unter folden Ber: 
bältniffen fei die Regierungsvorlage entftanden. Sicher feien die Anſichten 
der Regierung und der Commiſſion dieſelben. Aber dennoch ſchien letzterer 
nach forgfältiger Prüfung das Project der Regierung nicht zweckentſprechend. 
Daſſelbe — wird ausgeführt — enthält wohl die Grundlage, aber nicht 
das erforderliche Geſetz, es enthält nur wenige Strafbeflimmungen, welde 
die Ausführung der darin fanctionirten Gebräuche fichern können. Diele 
Zurückhaltung babe der Minifter durch die Auffaffung des Vertrages, ale 
eined Yamilienvertraged, zu erklären gefucht. Aber es gemügten diefe laren 
Beftimmungen nit; ein klares Geſetz fer nöthig, zumal die Rechtſprechung 
ber Gemwerberäthe, auf die der Minifter ſich als einen wichtigen Factor ver 
laſſe, durch die Veränderungen, die fie 1848 erlitten hätten, fich erft eine 
neue Praxis bilden müßten. 2) Wir wollen, fo ſpricht der Commiſſionsbericht, 


1) Die Conseil de prud’hommes beftanden bis 1848 nur aus Arbeitgebern 
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nicht durch Regeln die Freiheit der Contracte verlegen und baben deshalb 
die Artifel des früheren Entwurfs, melde ein Minimalalter von 12 Jahren 
fefſtellen und die Zahl der von jedem Meiſter zu haltenden Lehrlinge 
beſchränken, nicht angenommen. Die Einwürfe, daß ein Lehrling unter 
12 Jahren fein wirklicher Lehrling fen und nur zu häuslichen Arbeiten 
dewandt werden fünne, fchien und entlräftet zu werben, wenn man bedenkt, 
in wie vielen Familien das Kind eine Laſt iſt und in dieſem Falle ein fo 
weites Hinausſchieben des Anfangstermines der Lehrzeit kaum nüglich fein 
dirfte. Die Beichräntung der Zahl der Lehrlinge haben wir fallen laſſen, 
de ein tüchtiger Meifter ſehr wohl gleichzeitig mehrere Pehrlinge ausbilden 
toın. Die Behauptung der Anhänger diefer Beſchränkung, fie trete von 
felbft ein, kann nicht genügen, um ihre gefegliche Fixirung zu veranlaffen. Die 
Misbräude und Mängel, die etwa durch das Fehlen diefer eben erwähnten 
Beſtimmungen entftehen können, werden durch andere Artikel unferes Entwurfs 
gehindert. Wir ſuchen jo Das Böſe zu verhindern, ohne zugleih das Gute 
zu vernichten. Wenn wir die Zahl der Lehrlinge befchränfen, fo wird Damit 
zugleich die der Meifter und Arbeiter gemindert und die Bünfte werden 
wieder belebt. Die Arbeiter werden fiher durch die Beichränfung der Pro: 
ductton nicht rei, und was wird aus der Menge, der man die Arbeit 
nimmt? Wir Haben uns im wejentlihen an die Erfahrung gehalten, bie 
duch die Praxis der Gewerberätbe feftgeftellt if. Die einzelnen hinzu⸗ 
gefügten Strafbeftimmungen find der Competenz der Polizeigerichte zugewieſen, 
eine Neuerung des Projectd des Arbeitercomite’8 von 1849, die von vielen 
competenten Seiten gebilligt und gewünſcht, aber aus der Regierungsvorlage 
verſchwunden war. In dem * von der Competenz liegt der Schwerpunkt 
des Geſetzes, da der Gewerberath wohl einen Vertrag vernichten, aber nicht 
dem Gefchädigten Genugthuung verſchaffen kann; doch iſt dies gerade nöthig, 
da vielfach die Ungerechtigkeiten der Werkſtätten, die ungeſtraft bleiben, den 
ſchlimmſten Eindruck auf das Gemüth des jugendlichen Arbeiters hinterlaſſen. 
Der Entwurf umfaßt, wie ſchon erwähnt, drei Titel). Der erſte handelt 
vom Lehrvertrage. Theil I defielben Beftimmt bie Form und Natur des 
Vertrages. Art. 1 ıft in der Faſſung der Commiſſion der Conftituante 
angenommen. Die Worte „fortfhreitend und völlig” der Re— 
gierungsvorlage findet man im Theile über die Pflichten des Meifterd und 
Lehrlings. Bezüglich der Artikel, die die Borım des Vertrages beftimmen, des 
zweiten und britten unſeres "Entwurfes, die 11, 12 und 13 der Regierungs- 
vorfage entipredyen, können wir und auf die Motive zu letzteren beziehen. 
Im zweiten Theile, der von den Bedingungen des Bertrages handelt, 
ſtimmt die Sommiffion mit der Regierung darin überein, daß der Meifter 


einerfäitß, Contremaitres und Arbeitern, bie ein Gewerbefteuer- Patent gelöft Haben, 
andererfeite. Das Decret vom 27. Mai 1848 ftellte Patrone und Arbeiter steil, 
eine Gleichſtellung, die aber durch das Geſetz vom 1. Juni 1853 näher präcifirt 
wurde — 1) Bgl. Anlage III, nämlich das Geſetz ſelbſt, das dem Entwurfe ber 
Commilfion fat durchaus entſpricht. 
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volljährig, alſo frei von Bormundichaft fer, ehe er felbft wminderjährige 
Lehrlinge überwachen darf. Dur die Beſtimmung des Art. 5 will dieſelbe 
häufig vorgefommene Scandale verhüten. Im Art. 6 ſchließt der Entwurf 
deftrafte Individuen gewiffer Kategorien, von der Fähigkeit, Lehrlinge zu Kalten, 
aus. Da jedoch dies in manchen Fällen zu ftreng ein dürfte, beſtimmt ver 
Art. 7, daß Ausnahmen unter gewiffen Bedingungen ftattfinden dürfen. 

Es ſoll dies hauptſächlich reuigen Beftraften die Möglichkeit geben, ihr 
Handwert mit Erfolg treiben zu können, da dazu Häufig die Hülfe eines 
Lehrlingd unumgänglich erforderlich if. Doch darf Das Mitleiden mit ben 
Unglüdlihen,, die zu der ſchon verbüßten Strafe hinzu durch Urt. 6 ned 
eine neue harte Beftrafung erleiden, das Intereſſe der Jugend nicht ver: 
geſſen laſſen. 

Wie der Stand des Lehrers allen peinlich Beſtraften unterſagt iſt, ſo 
muß eben ſolchen Individuen verboten fein, Lehrlinge zu halten, va cm 
Schule verhältnigmäßig leicht zu überwachen ift, gegenüber der gejchlofienen 
Werkftatt, in der ſich ferner der comumpirende Einfluß nicht nur eimge 
Stunden, fondern den ganzen Tag hindurch geltend machen kann, ohne Auf: 
hören und ohne Zeugen. Solchen Leuten darf das Recht, Lehrlingsverträge 
zu ſchließen nicht bleiben. Im Deutichland 3. B. verliert der Meifter 
felbft durch Aebertretungen der Art dies Recht. Es iſt ſicher nicht über: 
triebene Vorſicht, dies bei Verbrechen anzumenden, die eine tiefe Verderbniß 
verrathen. Schließlich ift daber noch zu erwägen, daß bie Antecedentien des 
Meifters häufig dem Publitum nicht bekannt find, wohl aber den Beamten. 

Freilich giebt Tit. 1110 des Code penal den Eltern das Recht, alsdann 
den Vertrag aufzulöfen, aber dann Tann das Unglück ſchon gefchehen fen 
und bie verborbene Moral des Kindes Tann dur die Auflöfung des Fer 
trageß nicht wieder hergeftellt werben; darum muß dem bei Yeiten worgebeug: 
werben. 

Der Theil III handelt von den Pflichten des Meiſters und des Lehr: 
lings. Seine ſechs Artikel find mit Kleinen Veränderungen der Regierungsverlag: 
entlehnt. In Beziehung auf die Beftimmungen derjelben über die Dauer der 
Arbeitözeit, Unterfagung der Nachtarbeit und Erleichterung der geiftigen Ar} 
bildung wird auf die Motive der Regierungsvorlage verwiefen. Ebenfalls bei denn 
Berbot der Sonntagsarbeit. Das Orbnen der Werfftatt am Sonntag fol mid: 
über 10 Uhr Morgens ausgedehnt werden, um nicht die ganze Beſtimmung 
Hinfälig zu machen. Die Sonntagsruhe ift befonders nöthig für Kinder und 
jede Sonntagsarbeit hat das Gehäffige einer erzwungenen Sklaverei an ſich 
Die ganzen Pflichten des Meiſters, die in Art. 8, 9, 10 und 12 enthalten 
find, werden in dem Ausdruck, er babe fi) al8 guter Familienvater zu 
halten, zufammengefaßt. Dieſer ift dem Code civil Art. 450 entlehnt, mo er 
vom Bormunde gebraudt ift, er ift bier eben fo fehr am Plage, auch der 
Meifter bat foftbare Güter, die Unſchuld, den Glauben, die Gefundkei:, 
Kraft und Moralität eined Kindes zu überwachen. Tür diefe Pflichten giebt 
es feinen befieren und genaueren Ausdruck, als den angeführten. Die That: 
ſachen in einzelnen Fällen müſſen von den Gewerberätben geprüft und 
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beurteilt werben. Ein häufig in großen Induſtrieorten vorfommender Miß⸗ 
hrauch, daß ein ausgebildeter Lehrling dem Meifter abwendig gemacht wird, 
M durch Urt. 13 gehindert. rüber -balf eine Klage nichts, weil der 
Khrling meift zahlungsunfähig war, jest ift der mitichuldige Meiſter ſoli⸗ 
dariſch mit haftbar. “Die Competenz des Gewerberaths iſt jet durch Art. 18 
auf dieſe Fälle mit ausgedehnt. 

Theil IV betrifft die Auflöfung des Vertrages. Die Probezeit ift darin 
auf einen Monat feftgefettt, es können dabei durch Verabredung eventuelle 
Entihädigungen feſtgeſetzt werben. | 

Art. 15 beftimmt die Fälle, wo die Auflöfung ipso jure erfolgt; 
Art. 16 diejenigen, wo fie durch Urtheil erfolgen fan. rt. 17 wiederholt 
eine wejentliche Beftimmung des Geſetzes vom 22. germinal XI. 

Der zweite Titel des Entwurfs regelt die ragen der Competenz und 
zwar erhalten die Art. 18 und 19 ven Gewerberäthen ihr exclufives Recht, 
die Lehrverträge zu erflären und Intereſſenfragen zwiſchen den Parteien zu 
enticheiden. Die Competenz wird auf alle beim Bertrage betbeiligten Perfonen 
und im alle des Art. 13 aud auf Dritte ausgedehnt. In Srmangelung 
eines Gewerberaibes übernimmt der Friedensrichter deſſen Befugniſſe. 

Im Art. 20 ift beftimmt, daß die gegen den Art. 6 Handelnden vor 
das Polizeigericht verwielen werben ſollen. Art. 21 reſervirt demſelben 
Gericht die Fälle der Artikel 5, 8 SS 3, 9 und 10, im falle beftimmte 
Thatſachen vorliegen. Die übrigen Paragraphen des Art. 8 können wegen 
der ſchwierigen Tälle nur zu einer Klage auf Vertragslöfung gemäß Art. 16 
5 2 Beranlaflımg geben. Es ſoll dadurd dem häufigen und leichtfinnigen 
Contractbruch vorgebeugt werden. Bon den drei Beftinmmungen des Tit. 3 
iſt die wichtigfte die, welche dem Maire die Aufficht über die Werkflätten, in 
denen Kinder beichäftigt find, überträgt. 

Schließlich weiſt die Commiſſion noch auf die bebrängte Lage ber 
Lehrlinge Bin, die ohne jede Hilfe und Schu von Seiten ihrer Eltern ſeien, 
da dieſe theils entfernt wohnten, theils den Meifter nicht anzuflagen wagten, 
aus Furt, daß ihnen das Kind wieder zur Laft falle, oder die gewiflenlos 
ihr Kind verließen und ſich Tpäter feiner nırr erinnerten, um Wohlthaten von 
ihm zu verlangen; vielen unglüdlichen ſchutzloſen Kindern müſſe wenigftens 
der Schutz des Geſetzes zu Theil werden. Die in den Fabriken beichäftigten 
Kinder, deren Lage in Folge ihrer Mlafjenbefchäftigung und der dadurch be- 
dingten Deffentlicheit eine bedeutend befjere fer, wären durch ein beſonderes 
Gele geſchützt, um fo mehr fei dies näthig bei den ſchwer zur übermachenden 
Werfftätten, die aber doch die Heerde ber ärgften Mißbräuche und die viel 
fachen Pflanzflätten aller möglichen Lafter feien. Leider fei in den Juſtizannalen 
der legten 10 Jahre dies nur zu deutlich zu fehen. “Die Commilfion wolle 
in den Grenzen der Möglichkeit dem fteuern, ohne die Häuslichkeit zu vers 
legen und irgend eine freiheit anzugreifen; fie wolle nur die Mißbräuche 
hindern und die Schwachen hüten. 

Der auf dieſe Weiſe motivirte Entwurf erlitt durch die Berein- 
barung mit dem Handelsminiſter zwifchen der erften und zweiten Berathung 
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einige Veränderungen, deren wichtigfte im Folgenden kurz zufammengefoßt 
werden 


Zu Art. 2 iſt Hinzugefügt, daß der Contract von den Contrabenten 
unterzeichnet fein muß. 

Art. 9 iſt dur einen $ 5 vermehrt, ver eine Aufhebung der früheren 
Paragraphen durch einen auf ein Gutachten des Maires bin gegebenen Erlaß 
des Präfecten zuläßt. Im Art. 10 ift die Altersgrenze, in der dem Lehrling 
erlaubt ft, 2 Stunden von der täglichen gejeplichen Arbeitözeit zu jener 
Schul- und religiöfen Ausbildung zu benugen, von 14 auf 16 Jahre erhöft. 
Im Art. 4 ift die Verſuchszeit auf 2 Monate verlängert, Art. 20 und 21 
find zu einem Art. 20 zufammengezogen. Als neuer Art. 21 iſt hinzugefügt 
die Beftimmung, daß Art. 463 des Code penal auf die Fälle des Geſetzes 
anmwenbbar ſei. Der Art. 24 des Commilfionsentwurfes endlich ift geftricen. 

In der zweiten Berathung, welcher der auf ſolche Weile veränderte Entwurf 
zu Grunde lag, wurden zu demſelben mehrere Veränderungsvorſchläge geftellt, 
die fich theils auf redactionelle Aenderungen beichräntten, theils einzelne Artifel 
bes Geſetzes ändern wollten, oder endlid die ganze Haltung deſſelben zu ver: 
ändern ſich beftrebten. Dieſes Letztere gilt vor Allem von dem zu Art. I 
geftellten tiefgreifenden Amendement der Herren Benoit und Doutre, die letzten 
Worte zu flreichen und dafür zu fegen: „Alles zu Bedingungen fef: 
geftellt Durch Die Gewerberäthe“. Durch dieſes Amendement follte die 
Teitftellung der Bedingungen des Lehrvertrags durdaus von den Privaten auf 
bie Gewerberäthe übergeben. “Der Antragfteller Herr Benoit begründet daſſelbe 
wie folgt: Er verlange die Internention der Gewerberäthe bei den Contracten 
aus Furt vor den Mißbräuden und Irrungen, die die Anwendung eine 
allgemeinen Geſetzes auf fpecielle und örtliche Verhältniſſe veranlaſſen könne. 
Solche theoretiſch leicht faßlichen Geſetze böten in der Praxis die größten 
Schwierigkeiten, dies liege in ihrem abſoluten und allgemeinen Charalter. 
Auch Hier müffe das Reglement jo mannigfach fein, wie bie Induſtrie und 
Gewerbe an den verſchiedenen Drten; fein Zwed ſei, die Schwachen zu 
ſchützen; dieſem genüge das Project nicht. Hierzu fei niemand geeigneter, ald 
die Oewerberäthe, die eintreten müßten bei dem Abſchluß des Contract, de 
zwilchen Lehrling und Meiſter dabei keine Gleichheit herrſche. Er wolle nidt 
unterfuchen, wie oft Minderjährige, die nicht felbit pactiren könnten, verfauft 
würden. Er halte e8 aber für billig, daß die Gefellichaft die Schwachen 
gegen Die ſchütze, die fie bei ſolchen Verträgen ausbeuten wollten. Died müfle 
Durch Intervention bed Gewerberaths geicheben; fie müſſe fi auf Pas auf: 
dehnen, was das Gele nicht aufzählen könne. Die Arbeiter der Induſtrie 
reerutirten fi) aus Kindern, die vom Sande hereinfämen und dem ärmſten 
ländlichen Klaſſen entflammten‘). Sie find dur das Elend von dort ver- 


1) Vergleiche hierüber ven übertriebenen und gehäffigen, aber ſchwerlich gan; 
Unzichtiges berichtenden Artilel im Pforzheimer Genoſſenſchaäfter vom 2. April 1875 
„Zum Lehrlingsfang“, in welchem erzählt wird, wie bie Kinder von Bauern un? 
Tagelöhnern auf dem Lande beim Glaſe Wein von ihren Eltern an bie Fabrikanten 
verdungen werben. 
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trieben; die Eltern, die ihre Kinder fo fortichiden, kümmern ſich nicht mehr 
um fie, für dieſe ſei der Schuß der Gewerberäthe nöthig. Es fer dies 
übrigens nur die geletzliche Sanction eines Gebrauches, der an vielen Orten, 
beſonders in Lyon, üblich fe. Das Amendement greife nicht die freiheit 
der Contracte an, da dieſe doch nicht fo weit geben dürfe, die Schwachen 
Ihuplo8 zu laſſen, auch fei diefelbe fchon durch die Geſetze über Kinder⸗ 
orbeit in ben Sabrifen verlegt. Er wolle nicht verlangen, mie e8 eigentlich 
In müßte, daß das Lehrlingsweſen einen Theil des öffentlichen Unterrichts 


Der Berichterftatter Callet befümpfte das Amendement, indem er ber: 
vorbob, e8 gebe zwei Arten von Bedingungen für den Lehrvertrag. Diejenigen, 
die die öffentliche Ordnung intereffirten, feien allgemein und im Entwurfe 
berüdſichtigt; andere gingen nur die Parteien an und dürften deshalb nur 
von ihnen beſtimmt werden. Deshalb verwerfe die Commiſſion das Amen» 
dement, da e8 den Contract zerftöre und die Einmiſchung Dritter herbei 
führen wolle. 

Hierauf wurde das Amendement vermorfen. Bon den übrigen Berän- 
derungen, die das Geſetz bei der Berathung erlitt, werde ich diejenigen, welche 
die Redaction allein betreffen, nicht berüdfichtigen, da diefelben den Sinn 
des Geſetzes nicht verändern, fondern ihn nur genauer feftftellen, und außerdem 
auch feine Debatte bervorriefen, die irgendwie die leitenden Motive in Bezug 
auf das Geſetz erkennen ließ. 

Von den Veränderungen, die einzelne Artitel betreffen, fer zunächft der 
zu Art. 2 geflellte Antrag des Herrn Balette erwähnt, der die Zuſtimmung 
der Commiſſion fand und angenommen wurde, bdenjelben dahin zu ändern: 
der Lehrvertrag wird durch öffentlichen Act geichloffen oder durch einen Act 
mit Privatunterfchrift. 

Er kann aud mündlich gefchloffen werben, aber der Zeugenbeweis darüber 
wird nur nach dem Tit. de Code penal des contrats ou des obligations 
conventionelles en general zugelaffen. Cine Debatte Inüpfte ſich nicht an 
diele Veränderung. 

Eine lebhafte Debatte Mnüpfte fih an den Art. 9 $. 4, veranlaßt durch 
die Anfrage des Herm Morellet, ob derfelbe beſagen folle, daß die Lehrlinge 
nicht zur Arbeit am Sonntag verpflichtet fein, oder ob dieß eine Folge des 
Berichteß des Herm von Montalembert fer; anjchliegend daran, jchlug er vor, 
demfelben eine neue Yaflung zu geben. Eine ebenfall® geftellte Anfrage des 
herrn Bictor Lefranc, ob fich derſelbe auf die Glasfabriken beziehe, wurde 
dur die Antwort des Berichterftatterd, Ddiejelben ftänden unter dem Geſetz 
über Kinderarbeit in den Fabriten, erledigt. 

Auf die Einwendung des Berichterftatterd, nach feiner Yaflung Fünne 
man die Lehrlinge mit häuslichen Arbeiten beſchäftigen, erwidert Herr Morellet, 
er ſtimme barın mit der Commiſſion überein, daß der Lehrling am Sonntag 
Ruhe haben folle, er fei zufrieven, wenn man einfchalte: „vie Arbeit des 

bes, welches er lernt”. Hieran fnüpfte fih eine Debatte, ob Herr 
Morellet die häusliche Arbeit erlauben wolle. Der Minifter Herr Schneider 
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trat hierauf für das Amendement Morellet ein. De Riancey (Mitglied der 
Commilfion) widerſetzt fich den Gedanken des Amendements nicht, er will es 
nur nicht improviſiren, da es in jetiger Faflung einen Widerſpruch mit 85 
gäbe. Die Commiffion wolle fein Gefeg über Sonntagsheiligung geben, fon- 
dern nur beftimmen, daß der Lehrling am Sonntag zu feiner Arbeit wer: 
pflichtet fei. Nachdem noch eine Debatte über die paſſendſte Faſſung dei 
Artikels ftattgefunden,, wurde derfelbe an die Commiſſion zurückverwieſen und 
am Schluß der Sitzung dann in einer neuen Faflımg angenommen. 

Zu Art. 10 ergreift Herr Doutre das Wort und verlangt die 
Streichung der Worte „weniger als 14 Jahre alt” und folglich auch de 
$ 3. Er begründet die mit ber geringen Verbreitung des Elementar⸗ 
unterricht, wodurch es fehr wohl möglich fei, daß ein Lehrling von 14 
Jahren noch nicht die nöthigen Renntniffe, die der Artikel erfordert, befitt. 

Die Commiſſion widerſprach, weil der Meiſter zu fehr an der Arkat 
des Lehrlings verlieren würde und daher Tängere Lehrzeit oder höheres Lehr: 
geld verlangen würde. Auch follte die Belchränfung veranlaffen, daß die 
Kinder vor dem 14. Jahre den nöthigen Unterricht erhielten. Schlieklis 
wird Herr Doutre darauf aufmerkſam gemacht, daß der Artikel durch die vor- 
geichlagene einfache Streichung unverftändlich würde und jedenfalls einer nenen 
Redaction bebürfe. Derfelbe vertagt fein Amendement daher auf die dritte De 
rathung. Zu Urt. 14 beantragte Herr Peupin, die Probezeit auf einen Monat 
zu fegen, fie fei nirgends länger gebräuchlich. Der Minifter Schneider be 
kämpft dies, da ein Monat fir einen wirklichen Verſuch zu kurz fein könne 
Darauf wird das Amendement verworfen. Herr Bertrand verlangt darauf 
drei Monate, weil fie erforderlich feien, um ben gegenfeitigen Charalter 
tennen zu lernen. Der Minifter giebt dies für den Contract auf länger 
Zeit zu, doch müfje man auf bie kurzen auch Rückſicht nehmen, er halte zwei 
Monate für genügend, welche dann angenommen werden. Herr Boubier de 
l'Ecluſe, welcher Streihung der Worte „außer bei entgegengefetten Ber: 
abredungen” verlangt, da fie den Artikel illuforifch zu machen ſchienen, wird 
von Herr Peupin befämpft, der fi jet mit der zweiten Faſſung ter 
Commilfion, die ihm unbefannt geweſen, einverftanden erflärt, weil ber 
Meifter fonft keinen Vortheil vom Lehrlinge haben könne. Nachdem Herr 
de Melum, Commilfionsmitglied, auf den Zweifel des Herm Boubier ter 
Artikel fer weitergehen, als es fcheine, erwidert bat, der Ausdruck beziehe 
fih nur auf die Entſchädigung, wird der Artifel fo angenommen. 

Zu Art. 15 will Herr Morellet hinzufügen „durch Hetrath des Lehrlinge“. 
Die Heirath ſchaffe neue Verhältniffe, fie berühre die perfönliche Freiheit und 

öffentliche Ordnung zu nahe, um nit den Bertrag aufzuldien. Herr Peupin 
befämpft dies, weil der Meiſter fo häufig den Vortheil, den er in den 
letzten Jahren der Lehrzeit aus der Arbeit des Lehrling ziehen will, wer: 
lieren würde. Der Bräfident bemerkt, daß die Fälle, die die Auflöfung be 
Dingen, unabhängig vom Willen feien, während die Heirath ein millfürlicer 
Act fei. Der Minifter will dann den Paragraphen zu dem folgenden Artikel 
hinzugefügt haben; biermit ftimmen die Commiffion und Herr Morelk« 
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überein und wird Art. 15 unverändert und Art. 16 mit dem Amendement 
Morellet als $ 7 angenommen. 

Ber Art. 18 will Herr Benoit-Champy, daß bei der Appellation der 
Inftanzenzug, der fonft ein werfchievener von den Gemwerberäthen und Friedens⸗ 
gerichten ſei, bei beiden an das Handelsgericht gebe. ALS der Miniſter dem 
bericht, weil es die ganze Geſetzgebung angreife, zieht er fein Amende⸗ 
ment zurück. 

Bei Gelegenheit der dritten Berathung ) wurden mehrere der bei ber 
zweiten Berathung verworfenen Amendements wieder aufgenommen, ſowie 
auch einige neue aeftellt. Betrachten wir zunächft dieſe Tetteren. 

Im Art. 4 will Here Morellet ftatt loger, avoir fegen. Die Commilfion 
ſtimmt diefem nicht zu, da fie glaubt, die Sitten genügend geſchützt zu haben, 
ohne dabei der Freiheit zu ſchaden. Hieran Inüpfte ſich eine Debatte die im 
Weientlihen darın gipfelte, daß Herr Morellet die guten Sitten durch die 
Faffung der Commiffion nicht fir genügend geſchützt Hält; dennoch wird 
dieſelbe angenommen. 

Das zu Art. 7 geſtellte Amendement Benoit', für ben Präfecten ben 
Maire und für den Maire den Gemeinderatb zu ſetzen, unterftügt Herr 
Morellet damit, daß der Maire mehr in tägliher Beziehung zu der Bes 
völferung ſtehe, als der häufig entfernte Präfect, der fih erft an jenen um 
Auftlärung wenden müſſe Deshalb fei es natürlich, jenem gleich die be= 
treffenden Befugniffe zu übertragen. Trotzdem wird daſſelbe abgelehnt. 

Schließlich führte ein von Herrn Pons Tande geftellter Antrag bei 
Art. 16 8 3 „die Unfähigkeit des Meiſters zum Unterricht” Binzuzuflgen, 
weil derfelbe in feiner bisherigen Faſſung ganz einfeitig fer, Dazu, daß auf 
Vorſchlag des Berichterftatters, der den Zufag zurüdweift, der 8 3 ganz 
geftrihen wurde, nachdem Herr Bons Tande zugegeben, Daß 8 3 und fein 
Amendement unter die allgemeinen Beftimmungen des $ 1 falle. 

Bon den wieder aufgenommenen Amendements führte ‘vor Allem das 
de8 Herrn Benoit, welche wir bereit3 bei der zweiten Leſung erwähnt haben, 
zu einer ausführlichen Debatte. 

Sein Wortlaut war „le tout & des conditions conformes aux bases 
reglementnires arrötees par les conseils des prud’hommes“. Zunächſt 
ergriff Herr Benoit felbft das Wort zu feiner Begründung. Es feien 
zweierlei Leitende Motive dabei vorhanden, den Lehrling und die Induſtrie 


— an — — 


1) Zwiſchen ber zweiten und dritten Berathung erlitt das Geſetz noch einige 
Beränderungen in der Commiſſion; zunächſt eine —28 indem der letzte Titel, 
„Befondere Beftimmungen“, als folder geſtrichen wurde. Veranlaßt wurde dies 
wohl durch eine andere tiefergehende Veränderung, die Streichung bed Art. 23, 
den die Gommiffion in ihrem Bericht als den wichtigſten des Titels bezeichnet 
hatte. Ueber die Beranlafjung dieſer Streigung geben bie Berathungen leider 
feinen Auffhluß. Da jegt nun der Zitel III, nachdem ſchon KR ber Art. 24 
weggefallen war, nur aus einem Artilel beftanden hätte, iſt er als ſolcher wohl ge⸗ 
Rriden und ber Art. 22, handelnd über Aufhebung einiger Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 22. germ. XI, mit dem Titel 1I vereinigt" worden. 
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betreffend; der Contract werde für den Lehrling durch Dritte mit oder ohne 
feine Zuftimmung abgeſchloſſen. Diefe Beſchränkung menſchlicher Freiheit 
billige er zwar nicht, aber fie ſei einmal vorhanden. Pflicht der Gefjellſchaft 
fei, die Schwachen zu fchligen gegen den Mißbrauch und die ſchändliche Spe— 
culation der contrabirenden Theile, dies fer der Leitende Gedanke der Regierung 
und Commiſſion geweſen, der aber durch das Project nicht erreicht werde. Ter 
Contract, erklärt er, ift nicht frei genug, die Gefellfchaft tft nicht dabei vertreten 
und ber intereffixtefte Theil ſchließt ihn nicht felbft ab. Dadurch wird der 
factifchen Ausbeutung des Lehrlings durch Kleine Unternehmer, denen er vie: 
fach anvertraut wird, in vielen Fällen Thür und Thor geöffnet. Dies bat das 
Project hindern wollen, doch werben feine Beftimmungen in der Praxis nidt 
genügen. Auch bezüglih der Nahrung und der ſchlechten Behandlung ift das 
Project nicht deutlich genug, es wird leicht umgangen werden. Cine andere 
Lüde des Geſetzes ift, daß es feine Beſtimmung bat, für den Fall, Daß ber 
Meifter wegen eigener Unfenntnig unfähig ıft, den Lehrling zu unterridten. 
Auch die Feſtſetzung einer Altersgrenze, deren Tehlen die Commiſſion in ihrem 
Bericht begründe, halte er für nöthig. Nur können alle dieſe Bedingungen dur 
ein allgemeines Geſetz nicht erfüllt werden, Dies ıft nur durch ein fpecielles 
Reglement der Gewerberäthe möglich. Was die Induftrie betrifft, fo wird 
dies allgemeine Geſetz nicht befolgt werden. Sie ift von Launen abhängig, 
die nicht durch ein Geſetz zu beichränten find. Dan wird die verichiedenen 
Arten derfelben nicht einer gleichen Regelung unterwerfen wollen, und doch 
berricht wieder eine Solidarität zwiſchen allen Induftrien, was die Socialiften 
mit den Worten solidaritd, unite, association rejümirt haben. Auch die 
Lehrlingefrage fei eng damit verknüpft. Er führt Dann Beiſpiele an, wo Etüd: 
arbeit mit eingeführt ſei, da Babe man flatt einer Diinimalarbeitszeit eine 
Diinimalfumme von Arbeit angenommen, die der Kehrling zu leiſten verpflichtet 
je. Bon dem Mehrgearbeiteten erhalte der Lehrling Procente. Dieſes feien 
Gebräuche, die ihre Mängel hätten, die aber durch die Gewerberäthe leicht zu 
verbefiern feien, die überhaupt beffer als die Verfammlung dieſe Fragen, die fie 
genau kennten, entjcheiden könnten. 

Der Berichterftatter betämpft hierauf das Amendement, welches bie 
alten Zünfte berftellen .und viele taufend vwerfchtedene Reglements hervor: 
rufen wolle, freiheit würde dann feiner Annahme nur noch an Orten 
berrichen, die feinen Gewerberath hätten. Dean müſſe dann ein Geier 
erlaffen, welches befehle, Lehrlinge zu halten, und den Eltern, ihre Kinder 
dazu berzugeben. Hierauf ergriff Herr Madier-Montjau das Wort, um das 
Amendement zu unterflügen. Er tbue dies, weil daſſelbe das Geſetz um: 
ftoße, welches nur alte Mißbräuche fanctionire und auch praktiſch nicht an: 
wendbar fei. Sodann geht er zu einem Bergleich mit den engliſchen Geſetzen 
über die Dauer der Arbeitäzeit Über und bebt hervor, wie viel günftiger 
dielelben feien, als die gleichartigen franzöfifchen, um dann die Beftimmungen 
über die tägliche Arbeitözeit der Lehrlinge anzugreifen, die er als eine längere 
betrachtet, al8 bei erwachlenen Männern erlaubt fer, fowie die Zeit, Die 
den Lehrlingen zur Erlangung der Elementartenntniffe gegeben fei, ihm auf 
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gleiche Weiſe ungenügend ſcheint. Durch fpecielle locale Reglements follen 
ale dieſe Mißbräuche aufhören, es ſei richtig, daß dadurch Eingriffe in die 
verfönliche Freiheit geſchehen, aber foldye feien auch im Commiſſionsentwurfe, 
der aber die alten Mißbräuche nicht abftelle und dabei nicht einmal durch— 
führbar fer; außerdem fei e8 ſicher bei der jegigen Lage der Geſellſchaft kein 
Verbrechen gegen die freiheit, wenn man die Schwachen gegen die Starten 
Ihüge. Der Arme follte gefchügt werben durch die Begrenzung der Arbeits⸗ 
zit, der Dauer und des Preiſes der Lehrzeit, durch Sicherung reich⸗ 
ler und guter Nahrung. Dies Alles follte beftimmt werden durch eine 
Behörde, die von Arbeitern und Meiftern gewählt fei und deren beiderfeitige 
‚ntereffen kenne. Man dürfe fein allgemeines Gele für Nord und Süd 
erlafien, fondem durch Iocale Behörden feien Locale, für die einzelnen 
nduftrien paſſende Reglement zu erlaſſen. Er wundert fi, daß die 
Commiſſion das Amendement zurücdweife, da ihr Bericht Alles enthalte, was 
zu jeiner Bertheidigung dienen könne. Die Gewerberäthe hätten ohne dem die 
Befugniß, Reglements zu erlaffen und als fie weniger demokratiſch waren, 
ſchon viele Mißbräuche abgeftellt, es ſcheine aber als ob die neuere Aenderung 
in ihrer Zufammenfegung der Grund der Verwerfung fe. 8 Leuchte dies 
aus dem Gommilfionsberiht durch. Die Antragfteller dächten aber anders, 
fe hielten die Gewerberäthe fir verbeffert und wollten ein freiheitlicheres 
Geſetz, welches nicht allgemeine und gleichförmige Beſtimmungen enthalte 
und deshalb unausführbar fer, Tondern Beflimmungen, die durch Männer 
rigefelt feien, die die Bebürfniffe der Imbuftrie, Gegend und Partei 
ennen. 

Hierauf erwiderte Herr de Riancey, als Bertreter der Commiffion, er 
wolle diefelbe zunächft gegen die gemachten Angriffe vertheidigen. Das Gefet 
ſei nicht Bart. Der Vorredner babe fortwährend das Geſetz über Kinder 
arbeit mit dem Entwurfe verwechſelt. Er wolle fih an Iegteren allein halten, 
derielbe biete alle erforberliche Garantie. Die Eltern ſeien wohl im Etande, 
die Interefien ihrer Kinder zu vertreten und außerdem feien aud die Con— 
tracte noch unter den Schu des Friedensrichters geftellt. Aber aud Herz 
und Geift feien in demfelben beachtet, er fuche dem ‘Meifter die höchſte Idee 
von feiner Diiffion zu geben. Die Sicherung diefer Vorſchriften Tiege im 
Öffentlihen Gewiſſen. der Entwurf fer auch zu Detailvorichriften über- 
gegangen, betreffend den Unterricht und die Moralität. Wir haben — fagte 
cr — Fälle der Unwurdigkeit feſtgeſetzt. Die Grenze von 16 Jahren bei 
Gelegenheit des Unterrichts fei geiegt, damit der Unterricht früher ftattfine. 
Tie Feſtſtellung der Arbeitözeit beziehe ſich nur auf das zu forbernde Marimum, 
ſolches fei nöthig geweſen, da die Arbeitözeit eine fehr verfchiedene fi. Die 
Geſellſchaft fer nicht fo barbariſch, daß der Meifter ven Lehrling ütberbürben 
wäre, Es gebe wohl Mißbräuche, um fie zu vwerbüten, fei das Geſetz da, 
aber man dürfe die Freibeit der Familie und der Contracte nicht angreifen. 
E dürften nur gewiſſe Hauptregeln feftgelegt werden, die doch den Parteien 
freien Spielraum ließen. Das Iette Argument, im Sinne bed Amen= 
dements, gehe dahin, man könne ſich eher als auf ein hartes und wirkungsloſes 
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Geſetz auf die Thätigfeit der Gewerberäthe ftügen. Die Commiſſion ſei nicht 
gegen bie ewerberäthe eingenommen. Die Ueberweifung vieler Befugnifle 
an diefelben beweiſe dies. Aber es fer jedenfall nicht richtig, dieſelben dadurch 
zu binden, daß man fie die Neglements entwerfen ließe, da fie dann nicht 
mehr gemäß dem Gebrauch urtbeilen lönnen. Der Zweck des Arnendements 
fe, das Eingreifen des Staates in gewerbliche Angelegenheiten allmählich ber- 
beizuführen und fo allmäblih das jocialiftiihe Programm durchzufegen. Das 
Geſetz — fage man — greife Die Freiheit an; dies ſei nicht richtig, 
es ſchütze nur die Schwachen, wo die Sitte nicht mehr ſtark genug fer, Died 
zu thun. Man gehe aber nicht weiter, als durchaus nöthig, um die Freiheit 
nicht anzugreifen. Herr Madier-Montjau ergriff hierauf nochmals das Wort, 
er warf dem Vorredner zunädft vor, einige Artikel aufgezählt zu haben, 
die er vorbin nicht berührt habe, dagegen die widhtigften nicht erwähnt zu 
haben. Der Borwurf der Freiheitswidrigkeit und Härte des Geſetzes ſei 
nicht widerlegt; er befämpft dann nochmals die ungeriügende Seit zum Unter 
richt und die übermäßige Länge der Arbeitszeit und fügt noch Hinzu, daß 
man früher einen Meifter auf Grund des Code penal wegen ungewöhnlicher 
Härte angreifen konnte. Den ihm gemachten Vorwurf, mit dem Amen: 
dement die Freiheit anzugreifen, dürften die nicht machen, die das Gefetz von 
1841 erlaffen hätten. Aud in der dritten Berathung wurde Diefes Amen 
dement wiederum verworfen. 

Nachdem wir fo die Debatten in der Kürze betrachtet haben, die bei der 
Berathung des Geſetzes ftattfanden, bleibt noch übrig, zu erwähnen, Daß das 
nah der Publication des Gefeges im Meoniteur vom 5. April 1851 ab: 
gedrudte Gircular des Aderbau: und Handelminifterd an die Präfecten, 
welches die Ausführung deflelben der befonderen Sorgfalt derfelben anempfahl, 
bejonderd zwei Beltimmungen als die wichtigften betont, den Art. 6: hier 
ſei vor Allem auf fichere und mwirflihe moraliſche Garantie zu ſehen; ferner 
die drei erften Paragraphen des Art. 9, betreffend die Arbeitsdauer und 
Nachtarbeit. 

Unterwerfen wir nun nad) Berüdfichtigung der Entflehung des Geſetzes 
daffelbe eier Betrachtung ſowohl im Ganzen, als au in Beziehung auf 
einzelne Detail-Beftiinmungen. 

Zunächſt das Gefeg im Ganzen. Taffelbe iſt unzmeifelbaft in vieler 
Beziehung von fegensreiher Wirkung geweſen; e8 bietet in vielen Punkten eine 
fihere Baſis, e8 beftimmt die Art und Weiſe, wie der Contract abgeſchloſſen 
werden muß; es ſetzt die Pflichten des Meifterd und Lehrlinges feſt; es ent- 
zieht unwürdigen Meiftern die Fähigkeit, Lehrlinge zu halten, und verhindert 
Lehrverbältniffe, die im Stande find, die öffentliche Degral zu untergraben; 
es beſtimmt über Die Art und Weiſe der Auflöfung des Contractes, über die 
Zeit, die dem Lehrling zum Unterricht zu bewilligen iſt und jetzt endlich die 
Gerichtsbarkeit bei Streitigkeiten feſt. Aber trotzdem ſcheint mir daſſelbe an 
unzweifelhaft beveutenden Mängeln zu leiden und zwar find biefelben der Akt, 
daß fte fich in einem weniger centralifixten Lande, wie Frankreich, unfehlbar 
ſehr empfindlich hätten zeigen müſſen. Ich meine bamit die Geltung eın 
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und deſſelben Geſetzes für ein ganzes großes Land und für die verſchieden⸗ 
artigften Gewerbe. Es giebt wohl einige allgemeine Beſtimmungen, die auf 
alle einſchlägigen Verhältniſſe anwendbar find, aber das Geſetz beichränft fich 
nicht auf dieſe, es erläßt Detailvorichriften, die unmöglih bei der Verſchieden⸗ 
ortigleit der Verhältniſſe überall beobachtet werden können. Man denke nur 
an vie Beichränkung der Arbeitözeit auf ein gleiches Maß für das ganze Land 
und DB ganze Jahr. Hierin Liegt entichieden ein Reiz zur Uebertretung 
deſſelben und wirkt daſſelbe fo ſchädlicher, als ter Mangel einer jeden Regelung 
dieſer Verhältnifſe. Es ift dies gerade der Gedanke, der das Amen 
dement Benoit infpirirte. Andererſeits kann freilih auch durch die zu große 
Vmigfaltigfeit und Verſchiedenheit der betreffenden Beftimmungen leicht eine 
große Verwirrung entftehen, da ein jeder Kreis, der die Befugniß, Reglements 
zu erlafien, Bat, diejelben nur dem eigenen Bedürfniß anpaffen wird ohne auf 
da8 große Ganze Rückſicht zu nehmen. Dieſe Mißſtände werden entſchieden 
am beften außgeglichen, wenn die allgemeine Gejeßgebung neben den für das 
Ganze abfolut anwendbaren Beftimmungen, fi auch mit denen beicäftigt, 
die vermöge ihres Objects nicht für Das ganze Land gleihförmig fein 
dürfen, fondern der örtlichen Beichaffenheit und dem betreffenden Gewerbe 
gemäß wechſelnd fein müſſen; doch darf bier nicht eine jpecialifirte Gefeg- 
gebung von oben erfolgen, fondem e8 muß nur ein Rahmen gegeben 
werden, innerhalb deſſen durch Locale Körperfchaften oder Behörben, die dazu 
geeignet find, durch Verhandlungen der Arbeitgeber und -Nehmer eine dem 
dortigen Bedürfniſſe gemäße Anordnung der Lehrbedingungen zu erfolgen bat. 
68 mürde auf dieſe Weife dem UWebelftande vorgebeugt, daß das Gelet für 
einzelne Gegenden und Gewerbe ein unerträgliches wird, andererfeit8 aber 
werden auch ie übeln Folgen einer völlig verichievenartigen Geſetzgebung in 
den einzelnen Landestheilen möglichſt vermieden. Ein anderer nicht zu unter⸗ 
Ihigender Vortheil hierbei ift, daß auch den einzelnen reifen ſoviel leichter 
die Möglichteit gegeben wird, ihre Reglements ihren veränderten gewerblichen 
Tovürfnifien gemäß zu verändern, während fie andernfall® oft noch Lange 
darauf warten müßten, bi8 das gleiche Bedürfniß fich im ganzen Lande oder 
dem größeren Theile deſſelben geltend machte. 

Was num die einzelnen Punkte des Geſetzes betrifft, fo Handelt der 
Artitel 2 des erften Abſchnittes über die Abfaſſung des Contractes. Hierbei 
wire es jedenfalls befier, die Möglichkeit, denfelben nur mündlich abzufchließen, 
tollen zu laſſen. Diefe Art des Vertrages ift wohl Bei einfachen Verhält⸗ 
niſſen paſſend und kann dabei den nöthigen Anforderungen geniigen, allein die 
beutigen Gewerbe bewegen fid wenigftend in den großen Städten und inbuftries 
reichen Gegenden nicht mehr in biefen Berhältniffen und eine bloße münd⸗ 
liche Abſchließung eines Vertrages kann doch leicht die größten Irrungen 
veranlaſſen. Zugleich aber würbe das Erforderniß einer fchriftlichen Ab- 
faſſung des Contracte® das Handwerk in den Verhältniſſen, wo es nicht 
nothwendig wäre, auf keine Weiſe beläftigen, es läge aljo bier keine Beran- 
lafung vor, etwa eine Verſchiedenheit des Abichluffes nach örtlichen Bedürf— 
nifſen zuzulafſen, ſondern es wäre völlig gerechtfertigt, auf gleiche Weiſe die 
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Schriftlichfeit der Verträge für das ganze Land zu verlangen. Auf dieſe 
Weiſe wilrden nicht nur leicht zahlreiche Streitigkeiten vermieden werden, fondern 
e8 würden audy die Verträge ſelbſt genauer und beftimmiter abgefchloffen werden 
und fo die Rechte und Pflichten beider Theile viel mehr außer Zweifel ftehen. 
Nicht erforderlich ift dagegen die Abichliegung defjelben umter öffentlicher Be: 
glaubigung und e8 ift Daher nur fehr zu billigen, wenn dies in dem freien 
Willen der Parteien geftellt iſt, ebenfo wie die Erleichterung diefer durch 
Anfegung ſehr mäßiger Gebühren nur zu loben ift, da durch dieſes Ver⸗ 
fahren die Berträge entſchieden an Yuverläffigfeit gewinnen, wenn auch dieſer 
Bortheil nicht eine folde Bedeutung hat, daß dies für die Giltigfeit des 
Contraftes zu fordern wäre. 

Den Theil 2., welcher die Beftimmung in Art. 5 enthält, daß kein uns 
beweibter Meiſter minderjährige meibliche Lehrlinge bei fih mohnen haben 
darf, dürfte paflender Weile auf ein Verbot, diefelben überhaupt zu halten, 
ausgedehnt werden, wie e8 die Linke bei der Berathung des Geſetzes ver: 
langte, da der Gefahr einer Berleitung zur Unmoralität, die allein eine folde 
Beſtimmung rechtfertigen kann, durch den Artifel nicht genügend vorgebeugt 
wird. MUeberhaupt dürfte eine Regelung dieſes Punktes am beften lokalen 
Reglementd vorbehalten bleiben, da derjelbe überhaupt nur einzelne Hand- 
werke, die weiblicye Arbeiter beichäftigen, betreffen kann, und auch bei diefen 
Häufig Ausnahmen durch die Art des Gemwerbebetriebes gerechtfertigt fint. 
Andererſeits ſcheint e8 wünſchenswerth, daß hier in Fällen, wo der Charakter ober 
das Alter des Meifterd eine genügende Sicherheit gegen zu befürchtende Aus: 
fchreitungen bieten, Ausnahınen von der Beftimmung dur die competente 
Behörde geftattet werden fünnen. 

Die Beftimmungen des III. Theile über die Pflichten des Meifters 
und Lehrlings dürften im MWefentlihen durch locale Reglements oder Berein- 
barungen gemäß dem Bebürfnig der Gegend und der einzelnen Gewerbe zu 
regeln fein. Gerade hierbei wird fih am wentgften ein Maßſtab finden laſſen, 
der für alle Verhältniſſe paßt Das Bebürfnig ift zu verſchieden; was in 
einer Gegend als recht und billig gilt, wird in den anderen als brüdende 
Laft ericheinen, in einem Gewerbe wird der Lehrling eine gewiſſe Zeit jehr 
angeftrengt arbeiten müffen, mährend er die übrige Zeit nur fehr geringe 
Beihäftigung bat, bei einem andern wird fidh die Arbeit gleihmäßiger über 
das ganze Jahr vertheilen; dort würde es ficher nicht gerecht fein, das Hant- 
werk dadurch zu lähmen, dag man den Normalarbeitötag auf gleiche Weife 
feftftellte, wie bei letzterem. 

Der Urt. 8 zunähft fett feft, wie ſich der Meifter dem Lehrlinge 
gegenüber im Allgemeinen zu verhalten bat, daß er ihm gut zu halten, feine 
Führung zu überwachen und feinen Eltern eventuellen Bericht über ihn 
zu erftatten hat u. |. w. Diefer Artikel ift vermöge feiner Allgemeinbat 
noh am erften dazu geeignet in ein allgemein giltiged Geſetz aufgenominen 
zu werden, die übrigen Artikel des Abjchnitts, foweit fie Pflichten des 
Meifters betreffen, find nur eine weitere Ausführung diefer Beftimmung, 
die paffender einer Specialgejeßgebung überlaffen bleib. Im Uebrigen 
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# m dem Artikel nod als verfehlt anzujehen die Beſtimmung deſſelben, 
daß privatim vereinbart werben darf, daß der Meiſter den Lehrling 
ach zu außergewerblidien Arbeiten verwenben kann; hierdurch wird dem 
Mifbrauch Thur und Thor geöffnet; es wird dies durch bie Beſtimmung 
des Art. 12, daß der Meifter den Lehrling vollftändig in feinem Gewerbe 
mterrichten muß, wenig gehindert, da der Begriff eines vollſtändigen Unter⸗ 
richts bei den gegenwärtigen Verhältnifſen jedenfalls ſchwer feftzuftellen if. 
Was die Beſtimmmgen des Art. 9, betreffend die erlaubte Marimal- 
arbeit@daner angeht, To halte ich, wie ſchon mehrfach erwähnt, es für beffer, 
derartige Beftimmungen ben etwaigen bejonderen Bebürfnifien und Gewohn⸗ 
beiten gemäß durch ürtliche Reglement zu regeln. Auch fcheint mir 
die Arbeitszeit im Ganzen etwas hocgegriffen, beſonders wenn man an- 
ummt, daß das erlaubte Maximum für bie jlingeren Alteröflaflen Tängere 
Zeit hindurch erreicht wird. Das Verbot der Nacht: und Fefttagsarbeit ift 
mr zu billigen. ‘Doch dürfte e8 wohl gerathen fein, daß die Altersgrenze, 
nach welcher Nachtarbeit geftattet ift, etwas höher, etwa auf 18 Jahre geſetzt 
würde. Die Nachtarbeit ıft nun einmal ein nothwendiges Uebel, body 
müſſen damit die jugendlichen Arbeiter, deren in der Entwidelung begriffener 
Körper durch die Tagesarbeit ſchon ohnehin ſtärker angegriffen ift, jedenfalls 
verihont bleiben, wenn man nicht ein ſchwächliches und kränkliches Geſchlecht 
beranziehen will. Wie fehr man übrigens ſchon in Frankreich bei Erlaß des 
Geſetzes deſſen Unzulänglichfeit fühlte, zeigt der letzte Paragraph des 
Artiteld, welcher dem Präfetten die Befugniß giebt, von den Vorſchriften ber 
drei erften Baragrapben zu Dispenfiren, eine Maßregel, die jedenfalld dem An⸗ 
ſehen des Geſetzes jchabet und zu vielen Mifbräuden Anlaß geben ann. 
Dies Alles würde vermieden, wenn die betreffenden Beftimmungen befonbers 
für fpecielle Fälle erlaffen würden. 

Art. 10 Handelt über einen der wichtigften Punkte der Erziehung junger 
Handwerker, über den Schul- und religiöfen Unterricht derſelben. Er ift erlaffen 
unter der Vorausſetzung, daß fein obligatorifcher Unterricht exiſtire. Wir Können 
hier die Frage ganz beijeite laſſen, ob die dafür gegebenen Beftimmungen genügen 
der nicht, da wir dieſe Frage von einem ganz anderen GefichtSpunft zu betrachten 
haben, wenigftens wenn wir das Gefeg mit Rüdficht auf Deutichland betrachten 

. Bei dem in Deutichland allgemein herrſchenden Schulzwange können 
mr annehmen, daß der Knabe bei Antritt der Lehrzeit, der in Wirklichkeit 
möt vor Vollendung des Schulcurfes möglich fein wird, diejenigen Elemen- 
tarfenntuiffe, die unfer Geſetz verlangt, ſich bereit angeeignet hat, er wird 
hoͤchſtens noch einiger Nachülfe bedürfen. Aber wir können jedenfalls diefen 
Grad von Kennintfien bei dem heutigen Stande der Gewerbe nur noch für 
die allereinfachften derfelben als genügend anerkennen, die meiften Handwerke 
werden zum gründlichen Betrieb neben der praktiſchen Uebung, die durch die 
Lehrzeit erreicht wird, aud) einen gewiffen Grab theoretifher Kenntniffe ver: 
langen, der nicht in den Volksſchulen erlangt werden kann. Diefes Bedirf⸗ 
mp iſt in der deutfchen Gewerbeordnung $ 106 ff. vorgefehen, doch wohl nicht 
in genügender Weiſe, indem nur die Möglichkeit einer ſolchen Fortbildung 
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dort gegeben wird, während entſchieden ein Zwang dazu vorhanden fein muß. 
Die zu dieſem Zweck nöthige Zeit kann jehr wohl, ohne den Meiſter zu 
ſchädigen, von der Arbeitäzeit abgenommen werden, ba fein etwaiger Verluft 
durch die entzogene Arbeitskraft jeher wohl durch die auf diefe Weiſe raſcher 
erlangte größere Geſchicklichkeit des Lehrling erfegt wird. Die im Urt 11 
präciſirten Pflichten des Lehrlings find von felbft begründet; ebenfalls it 
e8 wohl geredhtfertigt, daß der Lehrling eine längere verfäumte Zeit nad: 
hole. Der Art. 12 verpflichtet den Meifter zum vollftändig gemügenden 
Unterricht, ſowie zur Ertheilung eines Abſchiedszeugniſſes. Die im Art. 13 mt- 
baltene Strafbeftimmung ift jehr geeignet, den Meifter vor umverdienten Ber- 
Iuften zu fügen und die Zuverläfjigkeit im Gewerbe zu ftärten. Ueber 
den 4. Abſchnitt, betreffend die Auflöfung des Vertrages, habe ih nur wer 
binzuzufügen. Er begreift den Art. 14—19 inclufive. Die Feftfegung einer 
Probezeit ift fehr zu billigen und dürfte diefelbe eher noch etwas Länger au 
zubehnen fein, da die Fähigkeit und Neigung des Lehrlings für ein be 
ſich doch erſt zeigen kann, wenn er daſſelbe einigermaßen kennt. Der Art. 
17 dürfte in Wegfall kommen können, da die Dauer der Lehrzeit auf dem 
Wege des Reglements geordnet werden muß. 

So viel zur Kritik dieſes Geſetzes, wobei ich freilich hinzufüge, daß diee 
kritiſchen Bemerkungen fi mir aus den Borverhandlungen und dem Geſet 
an fi ergeben haben und nicht auf einer genaueren Kenntniß feiner An: 
wendung feit 1851 beruhen. 

Das muß ich aber hinzufügen, daß, wenn auch die glinftigen Folgen dieſes 
Geſetzes nicht ganz geleugnet werden können, bie Klagen über das Lehrling 
weien in Frankreich feither nicht aufgehört haben. Einiges intereſſante 
Material in diefer Beziehung enthält der Bericht der Commission d’enqutte 
sur l’enseignement professionel, cr&&e par decret imperial en date du 
22 juin 1863. Ich hebe aus demfelben Einiges hervor. 


Nachdem die Commilfion die Zulänglichkeit, ja die Vollendung des höhern 


technifchen Unterrichts in Frankreich conftatirt, fagt fie, e8 fei unzweifelhaft, 
daß ein viel zu allgemeiner angel techniſcher Erziehung fih in ben unten 
Klaſſen der franzöfifchen Imduftriebevölferung zeige; der Schwerpunft diele 


technifchen Erziehung müfle, das zeige die Enquoͤte und alle Erfahrung, unma 


in der Lehrlingichaft, in der Erziehung und Anweiſung des jungen Mamne: 


in der Werkftatt felbft Liegen bleiben. Nur bier Lernen fie manuelle Ge | 


ſchicklichtkeit, Arbeiteifer, raſtloſe Thätigkeit. 

Doch dürfe man deswegen nicht glauben, daß jeder, der formell eine 
Lehrzeit von 4 - 6 Jahren durchmache, num ein guter Arbeiter werde; bi 
Arbeitsiheilung bringe es mit fi, daß der Lehrling oft jahrelang em um 
diefelbe Berrichtung babe: trop souvent employds comme de simple: 
manoeuvres, il ne sont parfois exerc&s qu'à l’ex6cution de certaines 
pieces et non à l’ensemble des travaux de la profession; rarement 
les patrons ou les maitres ouvriers, auxquels ils sont adjoints se 
donnent la peine de leur expliquer les règles et les principes, qui 
doivent les guider pour arriver & la meilleure execution possible. 
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Dezu timen dann noch die befonderen Webelftände in den großen Städten 
md Iduſtriecentren 

Die Lehrlinge, Kinder von 12 Jahren an, würden zunächft als Ausläufer 
md Dienftboten gebrandit ; ihre Kräfte wurden überangeftrengt ; moraliſche 
Uebelſtände kämen zu diefen phyſiſchen. Freilich zeige ſich bei den Verhand⸗ 
Imgen vor den Prad’hommes, daß die Klagen, die oft von den Eltern der 
nk angelirengt witrden, um den Lehrcontract aufzulöfen, in fehr vielen 

te feien. Die Folge ſei: on donne habituellement raison 
har * malgré l'intérôt qu inspirent les apprentis. 

Ein ſehr angejehenes Mitglied eine Conseil de prud'hommes hat 
aflärt, daß in den häufigen Yällen, in weldyen die Eltern nad) zwei Jahren 
den Schramtrct gelöft haben wollen, die vorgebradhten Gründe fid) fo heraus- 
ſiellt 


Schlechte Behandlung niemals wahr 


Schlechte Nahrung ſelten wahr 
Ueberarbeitung oft wahr 
Sonntagsarbeit beinahe immer wahr. 


Theilweiſe werde freilich auch geflagt, daß die Conseils de prud’hommes 
von den Befugniffen, die ihnen das Geje gebe, nicht genug Gebrauch 
machten. 

Am ſchlimmſten feien die Lehrlingsverhältnifie da, wo fein geichriebener 
Contract eriftire; da komme aud vielfach, Nachtarbeit vor. 

Als Resume diefer ihrer fachlichen Borberathung ſpricht die Commiſſion aus: 

Les besoins de l’enseignement technique, au point de vue de 
[instruction des apprentis, ne sont pas suffisamment satisfaits. 

Die Commiſſion geht dann auf Die Mittel über, die gegen diefen Uebel- 
fand zu ergreifen feien, und berichtet da zuerft über bie Societes de patro- 
nage, die, wie es fcheint, zahlxeih in Frankreich beftehen. Ihr Bwed ift, 
tüchtige, moraliſch gut beleumundete Meifter ausfindig zu machen und bei 
ihnen die Kinder unterzubringen, beim Abſchluß des Lehrvertrags mitzuwirken, 
ſeine Ausführung zu überwaden, durch Prämien vorzügliche Lehrlinge zu 
unterftügen, für Unterricht zu forgen, ausgelernten Lehrlingen Stellen zu 
verichaffen. 

Sie beipriht dann die Verfuche, welde mit fürmlichen Lehrmerkftätten 
'ateliers speciaux d’apprentissage) in Belgien und Frankreich gemacht 
wurden, dann bie mit größern Etabliſſements verbundenen Schulen für Lehr⸗ 
linge, wie eine folde in Graffenſtaden exiſtirt. Erſt herauf geht ſie zum 
examen de la loi sur le contrat d'apprentissage über. 

Das Wichtigfte ſcheint ihr hierbei, ob der Art. 10 des Geſetzes über die 
dreiheit von zwei täglichen Unterrichtäftunden für den Lehrling ausreiche. Sie 
zeigt, daß nach der Faſſung dieſes Artifel3 nur der Lehrling Anſpruch auf 
EN Wohlthat habe, der nicht leſen, ſchreiben und rechnen Tann, defien Ele- 
mentarerziehung und veligiöfer Unterricht vernachläſſigt iſft. Sie meint, das 
genüge nicht; es müßten allgemeine Abend- und Sonntagscjulen für die 
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Lehrlinge errichtet werben und der befagte Art. 10 dam eine Faſſung er- 
halten, daR er jedem Lehrling die Zeit zum Beſuch folder Fortbilbungafchulen 
lafle. Nach einer langen Debatte, ob zwei Stunden bierzu genügen, beſchloß 
die Eommilfion, nicht mehr als diefe zwei Stunden zu fordern. 

Auf weitere Aenderungsvorſchläge bezüglich des Geſetzes vom 1851 
ging die Commiſſion nicht ein, weil fie damit über den ihr geftedten Kreis 
von Aufgaben binaustrete. Nur in einer Note wollte fe noch auf die 
Tendenzen aufmerkſam machen, die zur vollfländigen Sefeitigung des Lehrlings⸗ 
inftitut8 führen könnten. Es heißt daſelbſt S. 148 

„Indem die Commiſſion die Fragen, bie ſfich auf das Lehrlings⸗ 
weſen beziehen, ſowohl nad der Seite des praltiſchen, als nach der 
des technifchen Unterrichts in Betracht zog und indem fie die Mor 
bificationen erörterte, deren vielleicht das Geſetz über das Lehrlinge 
weſen fähig fei, konnte fie ſich nicht verbehlen, daß in den großen 
Centren ber Induſtrie, und fo hauptſächlich in Paris, die Sitte, Lehr⸗ 
Iinge anzunehmen und zu bilben, in Abnahme begriffen iſt. 

Diele Batrone und Meine Meifter (obefs ouvriers) nehmen, um 
den Verbindlichkeiten, die das Geſetz auferlegt, und der Thätigleit der 
Conseils de prud’hommes zu entgehen, anjtatt Lehrlinge einfach j — 
Leute als Arbeiter an; dieſelben leiſten erſt einfache Handlan m 
dienfte; wenn fie dann Einiges ihren Meiftern abfehen und durch 
obachtung lernen, erhalten fie etwas höheren Lohn; ihre Ausbildung 
ift ihnen felbft überlafien. 

Wenn der junge Arbeiter fofort einen Lohn erhält, jo hat das die 
gute Seite, daß er ſich felbit mehr ſchätzt, daß ihn die Hoffnung auf 
Erhöhung des Lohnes antreibt. - In großen Etabliſſements, wo bie 
Ürbeiten gut geleitet find, Tann aud ein ſolches Syſtem gut auf bie 
technifche Erziehung wirken; fo 3. ®. in Graffenftaden, Ereuzot und 
anderwärts, wo freilich die entſprechenden Schulen zu biefem Reſul⸗ 
tat beitragen. Aber e3 kann diejes Syſtem in den ſehr einen 
Werkftätten nicht von gutem Exfolg begleitet fein; es läßt dem But: 
dunken des Patrons, den Einfällen des Kindes und feiner Familie 
zu viel Spielraum; fein fefter Contract regelt ihre Erziehung; der 
junge Menſch Läuft von Werkftatt zu Werkftatt, ift überall nur kurze 
Zeit und bat zulegt fein Handwerk gelernt. 

Ueberdieß verliert der Junge e Arbeiter in diefer Stellung den Bor: 
theil, den ihm Art. 10 des Lehrlingsgeſetzes zuſichert, tgl 
zwei Stunden für fih und feine Ausbildung zu haben. Es wid 
daher nothwendig, die Säge über Kinderarbeit in Fabriken je nad 
feinem Alter auf ihn anzuwenden reſp. auszudehnen. 

Eine andere noch ernftere Tendenz glaubt die Commiſſion hier noch 
anführen zu ſollen; es ift dies das abfolute Verbot, Lehrlinge zu 
bilden, das gewiſſe Kategorien von Arbeitern gegenüber den Fabri⸗ 
fanten auf Grund von Eoalitionen aufrecht erhalten. So miber: 
jegen fi) m Paris die Hutmaher, die Druder und andere Kate 


Ueber Lehrlingswefen. 197 


gorien von Handwerkern ımter dem Vorwand, daß ein Ueberangebot 
von Händen vorhanden fei, der Zulaffung von Lehrlingen in bie 
Derkftätten unter Androhung des Interdictes; die Unternehmer werben 
genötbigt fein, ſich Concurrenz zu machen, um nur die nötbigen Ar⸗ 
beiter zu erhalten, und denen, welche jie halten wollen, alle Forde⸗ 
zungen zu bemwilligen. &8 wird ihnen allerdings die Möglichkeit 
bleiben, ſich aus den Departements zu rekrutiren, die allein kunftig 
werben Lehrlinge ausbilden fünnen. Aber felbft das verbieten einige, 
z. B. die Hutmacher.“ 

In einer Anmerkung muß die Commiſſion freilich hinzufügen, daß bie 
Hntmacher nicht die Lehrlinge überhaupt zurückweiſen, fondern nur unter 
gewiſſen Bedingungen. 

Tragen fo die Bemerkungen der Commiſſion von 1868 weniger zur 
Kutit des Lehrlingögefeges von 1851, als zur Aufflärung über die fran⸗ 
zofiſchen Lehrlingsverhäliniſſe Überhaupt bei, fo fchien es doch paflend, ihnen bier 
zum Schluffe diefes Berichtes eine Stelle zu gönnen. 


Anlage L 
Geſetz vom 22. germinal XI. 
(Theile Inhaltsangabe, theils Ueberfegung.) 

Zt. I Urt. 1-5 handelt über die Errichtung von Handelskammern 

und deren Befugniffe. 
Zt. I At. 6—8 enthält Beſtimmungen gegen Coalitionen ber Ar⸗ 

beitgeber und Arbeitnehmer. < 

it. III. 


nat. 9. Die ımter BVolljährigen oder unter Miinderjährigen unter 
Veiſtand der Berfonen, unter deren Aufſicht fie ſtehen, geichloffenen 
tehwerträge Können nur aufgelöft werden, vorbehältlich einer Entſchädigung 
zu Gunften einer oder der andern Partei, in folgenden Zählen: 
l. en Nichtausführung der Beringungen von einer oder der anderen 
e— 


2. Bei ſchlechter Behandlung von Seiten des Meiſters. 
3. Bei ſchlechter Aufführung des Lehrlings. 
4. Wenn der Lehrling ſich verpflichtet bat, anſtatt einer Geldentſchädigung 
eine Arbeitszeit zu leiſten, deren Werth das gewöhnliche Lehrgeld über⸗ 
t 


Art. 10. Der Meiſter darf, unter Strafe der Entſchädigung, den 
Lehrling nicht Aber ferne Zeit zurückhalten, noch ihm em Entlaffungszeugniß 
verweigern, wenn er feine ichtungen erfüllt bat. 

Die Entihädigung beträgt wmindeftens das dreifache des Tagelohns feit 
Ende der Lehrzeit. 

Art. 11. Niemand, der Arbeiter befhäftigt, darf einen Lehrling ohne 
one annehmen unter Strafe der Entſchädigung an deſſen 

after.” 


Art. 12—15 enthalten allgemeine Beftimmungen über Arbeiter. 
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Tit. IV Urt. 16—18 bandelt über den Markenſchutz. 

Tit. V handelt von der Gerichtsbarkeit. Art. 19. Alle einfachen Polizei: 
ſachen zwifchen Arbeitern und Lehrlingen, Gewerbetreibenden, Fabrikanten und 
Handwerkern kommen in Paris vor den Polizeipräfecten, vor die General; 
polizeicommiffäre in den Städten, wo es diejelben giebt, im ben anderen 
Orten vor den Maire oder einen Beigeordneten. 

Diefelben werden in den verſchiedenen Fällen ohne zuläffige Appellation 
die anwenbbaren Strafen gemäß den Ortöpolizeigefegen ausſprechen. 

Wenn die Sahe vor die Zuchtpolizei- oder Criminalgerichte gehört, 
können fie die proviſoriſche Feſtnehmung der Angefchuldigten befehlen und 
fie vor die Sicherheitsbeamten führen laſſen. 

Art. 20 beftimmt, daß die übrigen Streitigkeiten vor die ordentlichen 
Gerichte kommen. 

Art. 21 beftimmt, daß das Forum der Sachen durch die Lage der 
Fabriken und Werkftätten bedingt ift. 


Anlage II. 


Borlage der Regierung vom 4. Mär; 1850. 
Weberſetzung.) 

Art. 1. Der Lehrvertrag verpflichtet den Meiſter, den Lehrling fort 
fchreitend und völlig in der Ausübung der Brofeffion zu unterrichten; dieler 
verpflichtet fich anderfeits, für ihn zu arbeiten. Alles gemäß verabreden 
Bedingungen und während einer verabrebdeten Zeit. 

Art. 2. Niemand darf minderjährige Lehrlinge annehmen, wenn er 
nicht wenigftend 21 Sabre alt ift. 
| Art. 3. Der Meifter muß dem Lehrling gegenüber als guter Samilier- 
vater handeln, feine Aufführung überwachen, feine Eltern oder geſetzmäßigen 
Vertreter im Falle von Krankheit, Abweſenheit oder jedes fonftigen Ereignifie, 
welches geeignet wäre, ihr Einfchreiten zu veranlaffen, benachrichtigen. 

Art. 4 Der Lehrling ift feinem Meifter Gehorfam und Achtung 
ſchuldig, er muß ihn durch feine Arbeit nach Maßgabe feiner Gejchidlicte 
und Kräfte unterftüßen. 

At. 5. Der Meifter darf den Lehrling Lediglich zu Arbeiten un 
Dienften verwenden, welche mit der Ausitbinig feiner Profeffion verknüpft fine. 

Art. 6. Die Dauer der wirklichen Arbeit der Lehrlinge, die weniger 
als 14 Yahre alt find, darf 10 Stunden täglich nicht überfchreiten. 

Wenn der Lehrling, der weniger als 14 Jahre alt ift, noch nicht leſen, 
fhreiben und rechnen kann, und den religiöfen Unterricht noch nicht em- 
pfangen bat, muß der Meifter ihm von dem Arbeitstage die fiir feinen 
Unterriht nöthige Zeit bewilligen. 

Wenn der Lehrling das Alter von 14 Jahren erreicht hat, kann er die 
Gelegenheit, feinen Unterricht zu vervollftändigen, nur außerhalb der gemöhn- 
lichen Arbeitszeit verlangen. 

Art. 7. Den Lehrlingen unter 13 Jahren Tann Feine Nachtarbeit anf: 
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erlegt werden. Als Nachtarbeit wird jede Arbeit zwiſchen 9 Uhr Abends 
m 5 Uhr Morgens beiraditet. 

An Sonntagen und gefeglichen Feſttagen ift der Lehrling von jeder 
Atbeit frei, es jei denn daß er durch Bereinbarung oder Gebrauch zum 
Odnen der Werkitatt verpflichtet ift. 

Art. 8. Der Eontract Tann für minderjährige Mädchen aufgelöft 
neden, wenn der Meiſter feine Frau oder jede andere Frau feiner Familie 
verliert, welche fein Haus leitete zur Zeit des Contractabſchluſſes. 

Art. 9. Die drei erften Monate der Lehrzeit werden als Verſuchszeit 
ketradhtet, während welcher der Vertrag durd die einfache Willenserklärung 
ker einen ober anderm Partei ohne Entihädigung aufgelöft werden Tann. 

Art. 10. Nach drei Monaten kann die Kurftöfung von jeder Partei 
verlangt werden, gemäß dem gemeinen Rechte, wegen Nichterfüllung der 
verpflichtungen. 

Art. 11. Der Lehrvertrag muß ſchriftlich abgefaßt werben. 

Art. 12. Die Notare, die Serretäre der Gewerberäthe und die Ge— 
sihtsfchreiber der Friedensgerichte können die Lehrverträge entgegennehmen. 

Diefer Act ift wegen der Eintragung der feiten Ge von 1 Franc 
mterworfen, felbft wenn er Verpflichtungen über Summen oder bewegliche 
Berthe, oder Duittungen enthielt. Die den Bffentlichen Beamten ſchuldigen 
Honorare find auf 2 Francs feſtgeſetzt. 

Art. 13. Der Lehrvertrag muß enthalten: 


1) Den Namen, die Bomamen, Alter, Beihäftigung und Wohnort des 
Meifters. 

2) Den Namen, die Bornamen, Alter und Wohnort das Lehrlings. 

3) Die Namen, die Vornamen, Beihäftigung und Wohnort feines Vaters, 
feiner Mutter oder feine Vormundes. 

4) Das Datum und die Dauer des Vertrages. 

5) Die Bedingungen über Wohnung, Nahrung, Preis und alles Andere, 
wie fie zwiſchen den Parteien vereinbart find. 


Art. 14. Die Streitigkeiten bezüglich des Lehrvertrages zwiſchen allen 
Berfonen, die bei dem Vertrage betheiligt find, werben entfchieden durch den 
Gewerberath, bei dem ber Meiſter femen Gerichtsſtand bat, und in Ermangelung 
defien durch den Friedensrichter des Cantons. 

Art. 15. Aufgehoben wird Art. 9 des Geſetzes vom 22. germinal 
88 Jahres XI. | 


Gegeben ꝛc. 


Die Borlage der Eommiffion ift im Wejentlihen in dem Gejege von 
1851 enthalten und find die etwaigen Abänderungen leicht aus den Verhand⸗ 


lungen zu erfehen. 
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Anlage III. 
Geſetz vom 22. Februm 1851. 
(Ueberfegung.) 
I. Titel. 
Bom Seßdrverfrage. 


Theil 1. 
Bon der Natur und Form des Bertrageß. 

Art. 1. Der Lehrvertrag ift derjenige Vertrag, durch welchen ein Fabrilant, 
ein Werkmeifter oder ein Arbeiter fich verpflichtet, Die Ausübung feines Gewerbes 
einer anderen Perfon zu lehren, welche ſich andererfeitS verpflichtet, fur ihn zu 
arbeiten, Alles gemäß verabredeten Bedingungen und während einer be 
fimmten Zeit. 

Art. 2. Der Lehrvertrag wird durch Öffentliche oder Privaturkunde 
abgeichloffen. Er kann auch mündlich abgefchloffen werden, aber der Zeugen⸗ 
beweiß dafür wird nur gemäß dem Titel des Code civil über Contracte und 
vertragsmäßige Verpflichtungen im Allgemeinen zugelaflen. 

Die Notare, die Secretäre der Gewerberäthe und die Gerichtöfchreiber 
der Friedensgerichte können die Lehrverträge entgegennehmen. 

Diefer Act ift wegen der Eintragung der feiten Gebühr von 1 Franc 
ımterworfen, jelbft wenn er Verpflichtungen liber Summen, oder beweglide 
Werthe oder Quittungen enthielte. 

dar den öffentlichen Beamten fehuldigen Honorare find auf 2 ran 
ebt. 

Art. 3. Der Lehrvertrag foll enthalten: 


1) Dan Namen, die Bomamen, Ülter, Gewerbe und Wohnort be 
eiſters. 
2) Den Namen, die Vornamen, Alter und Wohnort des Lehrlings 
8) Den Namen und Vornamen, Stand und Wohnort feines Vaters und 
feiner Mutter, ſeines Vormundes oder der durch die Eltern oder in 
Ermangelung ihrer durch den Friedensrichter bevolimächtigten Perſon. 
4) Das Datum und die Dauer des Bertrages. 
5) Die Bedingungen in Betreff der Wohnung, der Nahrung, bes Preiſes 
und alle fonftigen Verabredungen der Parteien. 
Er muß unterzeichnet fein durch den Meifter und die Vertreter dei 
Lehrlings. 


Theil 2. 
Ueber die Bedingungen des Vertrages. 
Art. 4. Niemand darf minderjährige Lehrlinge anmehmen, wenn er 


nicht wenigftend 21 Sabre alt ift. 
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Urt. 5. Kein lediger oder vermwittweter Meifter darf als Lehrlinge 
junge minderjährige Mädchen bei fid) wohnen haben. 

Art. 6. Unfähig Lehrlinge zu halten find: Die wegen eines Verbrechens 
Beſtraften; die wegen Vergehens gegen die Sittlicjleit Beftraften; die, melde 
zu als drei Monaten Gefängniß verurtheilt find, wegen der durch die 
Artlel 388, 401, 405, 406, 407, 408, 423 des Strafgeſetzbuches vor⸗ 

ebenen Bergehen. 
„ Art. 7. Die and dem rtilel 6 hervorgehende Unfähigkeit kann von dem 
prãfecten auf ein Gutachten des Maire bin aufgehoben werden, wenn der 
Berurtheilte nad, Verbußung feiner Strafe drei Jahre Lang in derfelben 
Gemeinde gewohnt hat. In Paris wird die Unfähigkeit durch den Polizei⸗ 
präferten aufgehoben. 


Theil 3. 
Pflihten der Meifter und Lehrlinge. 

Urt 8. Der Meifter muß dem Lehrling gegenüber als guter Familien⸗ 
voter handeln, feine Aufführung und feine Sitten, fei e8 im Haufe, fei es 
auswärts, überwachen und feine Eltern oder ihre Bertreter von den Der; 
gehen, welche ex begeht, ober von den laſterhaften Neigungen, bie ex etwa 

en 


it, benadjrühtigen. 

Er muß fie aud ohne Zögern benachrichtigen im Kalle einer Krankheit, 
oder von Abwefenheit, oder was fonft ihre Dazwiſchenkunft veranlafien kann. 

Er darf den Lehrling außer bei entgegengejeter Verabredung nur zu 
den Arbeiten oder Dienften verwenden, welche mit der Ausübung feines 
Gewerbes verbunden find. Er darf ihn nie zu folchen verwenden, bie 
ungefund find oder feine Kräfte überfteigen. 

Art. 9. Die wirflihe Arbeitsdauer bei Lehrlimgen unter 14 Jahren 
darf 10 Stunden täglich nicht überſteigen. 

Faur die Lehrlinge im Alter von 14 bis 16 Jahren darf fie 12 Stunden 
ea eine Nachtarbeit darf den Lehrlingen unter 16 Jahren 
au t werden. 

Als Rachtarbeit wird jede Arbeit zwifchen 9 Uhr Abends und 5 Uhr 
Rorgens angejchen. 

An Sonntagen ımd anerkannten ober geſetlichen Feſttagen bürfen bie 
Lehrlinge Feinenfalls von ihrem Meifter zu irgend einer Arbeit ihre Ge- 
werbe8 angehalten werden. 

In dem Zalle, daß der Lehrling durd, Uebereintunft oder Gebrauch 
verpflichtet ift, an den erwähnten Tagen die Werkſtatt aufzuräumen, darf 
diefe Arbeit ſich nicht über 10 Uhr Morgens hinaus verlängern. 

‚ Die in den drei erften Paragraphen dieſes Arlifels enthaltenen Be⸗ 
fimmungen Können nur durch einen Erlaß bes Präfeten, auf ein Gutachten 
des Maires geftügt, aufgehoben werben. 

Art. 10. Werm der Lehrling unter 16 Jahren noch nicht leſen, ſchreiben 
und rechnen kann, oder wenn er feinen erſten veligidfen Unterricht noch nicht 
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‚ beendigt bat, muß der Meifter ihm die nöthige Zeit zur Vollendung feines 
Unterrichts vom Arbeitätage ablafien. 

Doch darf diefe Zeit zwei Stunden täglicy nicht überjchreiten. 

Art. 11. Der Lehrling fhuldet feinem Meiſter Treue, Gehorſam und 
Adtung; er muß ihn durch feine Arbeit nach Maßgabe feiner Geſchicklichkeit 
und Kräfte unterftitgen. 

Er muß am Ende der Lehrzeit die Zeit nachdienen, die er in Folge 
von Krankheit oder fonftiger Verſäumniß im Betrage von mehr ala 14 Tagen 
nicht hat arbeiten können. 

Art. 12. Der Meifter muß den Lehrling fortfchreitend und völlig m 
dem bejonderen Handwerk oder Gewerbe unterrichten, welches den Gegen: 
ftand des Vertrages bildet. 

Er muß ihm am Ende der Lehrzeit ein Entlafjungszeugniß oder eine 
VBeicheinigung geben, welche die Ausführung des Vertrages bezeugt. 

Art. 18. Jeder Fabrilant oder Werkmeifter oder Arbeiter, der über: 
führt ift, einen Lehrling feinem Meiſter abwendig gemacht zu haben, um ihn 
als Lehrling oder Arbeiter zu verwenden, kann ganz oder theilweiſe haftbar 
fein für die Entihädigung, welche zu Gunſten de3 verlaffenen Meiſters 
jerfannt wird, 


Theil 4. 
Bon der Auflöfung des Bertrageß. 


Art. 14. Die zwei erften Donate ber Lehrzeit werden als eine Ber: 
ſuchszeit betrachtet, während welcher der Vertrag durch einfache Willenserklärung 
einer Partei aufgelöft werben kann. In diefem Falle darf feiner Partei eine 
Entſchädigung zugefprochen werden, außer bei befonderen Berabredungen. 

Art. 15. Der Lehrvertrag wird ipso jure aufgelöft: 


1) Durch den Tod des Meifterd oder Lehrlinge. 

2) Wenn der Meifter oder Lehrling zum Militärdienft einberufen werben. 

3) Wenn der Meifter oder Lehrling durch eine der im Art. 6 dieſes 
Geſetzes vorgefehenen Berurtheilungen getroffen wird. 

4) Für minderjährige Mädchen im Falle des Todes der Sattin des Meifterd 
oder der anderen rau feiner Familie, welche feinem Hausweſen zur 
Beit des Vertragsabſchluſſes vorftand. 


Art. 16. Der Bertrag kann aufgelöft werben auf Verlangen der Par: 
teten oder einer derfelben: 


1) Wenn eine Partei fich gegen die eftünnmungen des Vertrages vergeht. 
2) unegen er oder gemohnbeitsmäßigen Bruches der Beſtimmungen 
ieſes Geſetzes. 
3) Ber fortdauernder ſchlechter Führung des Lehrlings. 
4) Wenn der Meifter feinen Wohnfig in eine andere Gemeinde, als bie 
er zur Beit des DBertragsabichluffes bewohnte, verlegt. 
Doc fol der Antrag auf Löſung des Vertrages aus dieſem Grunde 
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mr drei Monate lang, vom Tage an gerechnet, wo der Meifter feinen 
Sofnfi verlegt, zulälfig fein. 

5) Wenn der Meifter oder Lehrling zu mehr als drei Monaten Gefängniß 
verurtheilt witrde. 

6) Wenn der Lehrling fich verbeirathet. 


Art. 17. Wenn die verabredete Lehrzeit die Tängfte ort3gebräuchliche 
Zeit überfchreitet, Tann diefelbe verringert oder der Vertrag aufgelöft werben. 


I. Zitel. 


Bon der Competenz. 


Art. 18. Jeder Antrag wegen Ausführung oder Auflöfung des Ver⸗ 
tages wird durch den Gewerberath beurtheilt, deſſen GerichtSuntergebener der 
rien ft, oder in Ermangelung deſſen durch den Friedensrichter bes 

ton. 

Die Forderungen, welde Kraft des Artikels 13 dieſes Geſetzes gegen 
Dritte gerichtet werden könnten, werden vor den Gewerberath oder den 
Friedensrichter ihres Wohnfiges gebracht. 

Urt. 19. In den verfchiedenen Auflöfungsfällen, welche im Theil 4 
des erften Titels vorgejehen find, werden die Entfchädigungen oder Rüd- 
erftattungen, welche einem oder dem anderen Theile gefchuldet werben 
Einnten, in Ermangelung bejonderer Verabredimgen durch den Gemwerberath 
geregelt, oder durch den Friedensrichter in den Cantonen, welche nicht von 
einem Gewerberath reflortiren. 

Art. 20. Jedes Zuwiderhandeln gegen die Artikel 4, 5, 6, 9 und 10 
dieſes Geſetzes wird von dem Polizeigericht verfolgt und mit einer Geldftrafe 
von 5 bis 15 Franc beftraft. 

Beim Bumiderhandeln gegen die Artikel 4, 5, 9 und 10 kann das 
Poligeigericht im NRüdfall außer der Geldſtrafe Gefängniß von 1 5i8 5 Tagen 


en. 
Im Rüdfalle des Vergehens gegen Artikel 6 ift das Buchtpolizeigericht 
competent und kann auf 14 Tage bis 3 Monate Gefängniß neben einer 
Gelöftrafe von 50 bis 800 Franc erfennen. 
Art. 21. Die Veftimmungen des Artikels 463 des Strafgejegbuches 
find auf die durch diefes Geſetz vorgejehenen Fälle anwendbar. 
Art. 22. Aufgehoben find die Artikel 9, 10 und 11 des Geſetzes vom 
22. germinal des Jahres XI. 


XVI. 
Geſetzentwurf 


mit 
Motiven, 
verfaßt von einer freien Commiſſion 
der 
Hamburgiſchen Gewerbekammer. 


Berathungen, welche in der Hamburgiſchen Gewerbekammer“ über die 
Novelle zur Gewerbeordnung und über die von mehreren Gewerbe⸗ und 
Handelsklammern und gewerblichen Bereinen dieſerhalb an den Reichstag er⸗ 
gangenen Kumdgebungen gepflogen wurben, veranlaßten im Mai dieſes Jahres 
den Zufammentritt einer freien Commiſſion, welcher von Seiten der Gewerbe: 
fommer die Herren Reihötagsabgeoronetr Eduard Schmidt, Schlofier- 
meifter, Präſes der Gewerbelammer, D. Steinert, Fabrikant, und Dr. 
Juſtus Brindmann, Secretair der Gewerbekammer, beitraten. Diefelben 
zogen zu ihren Berathimgen hinzu Herm €. ©. Bivis, Bildhauer, Präfes 
der Stäbtilchen Vergleichsbehörde für Gewerbetreibende, Hern F. Werner, 
Mobelfabrikant, Vorſitzender des hamburgiſchen Ortövereind des allgemeinen 
deutſchen „Vereins ſelbſtändiger Handwerker und Fabrikanten“, Herrn H. M. 
Wehncke, Mechaniker, und Herrn J. F. H. Dannenberg, Revacteur des 
„Hamburgiſchen Correſpondenten“ und der, Börſenhalle“, Verfaſſer der Schrift: 
„Das deutſche Handwerk und die ſociale Frage“. 

Dieſe Commiſſion hat das Ergebniß ihrer umter dem Vorſitz des Herrn 
E G. Bivie geführten Berathungen in einigen Vorſchlägen zur Abänderung 
der Gewerbeordnung formulirt und beſchloſſen, dieſe Vorſchläge nebſt den von 
Ham J. F. H. Dannenberg verfaßten Motiven zu denſelben einigen mit 
den gewerblichen Berhältnifien und der Gewerbegeſetzgebung vertrauten Männern 
behnfs gutachtlicher Aeußerung über viefelben mitzutheilen, Imüpft an bieje 
Mittheilung jedoch das Erfuchen, ven Inhalt verfelben als vorläufig nicht 
für die Deffentlichkeit beſtimmt zu behandeln. 

Hamburg, Ende Juli 1874. 


€. 6. Livie Eduard Schmidt. F. Werner D. Steinert. 
HM. Wehnde J. F. H Dannenberg Dr. Juftus Brindmann 


206 Borfchläge der Hamburger Oewerbekammer 


Bei Erlaß der gegemwärtig in Kraft ftehenden Gewerbeorbnung de 
deutfchen Reichs ift vor Allen die Abficht maßgebend geweſen, den Grundig 
der Freiheit des Gewerbes und des Erwerbes möglichft ungeſchmälert zur 
Geltung zu bringen. Dieſe Abficht ift im Großen und Ganzen erreidt 
worden. Die inzwifchen gemachten Erfahrungen Haben jedoch gezeigt, daß 
hiermit noch keineswegs alle BVerhältnifie des Gemerbebetriebes, fomeit fie die 
Grenzen des Einzelintereſſes überfchreiten und für die Allgemeinheit von 
Bedeutung werden, in völlig befriebigender Weile geregelt find. Um mit 
den Worten 9. B. Oppenheim’s (Gewerbegeriht und Contractbrud, 
S. 8) zu reden, konnten „die Gefeßgeber der Gewerbe-Ordnung in Betreft 
neuer pofitiver Schöpfungen nicht fo entfcheidenb vorgeben, wie bei der Au 
hebung veralteter Beſchraͤnkungen.“ Namentlich in den legten Jahren iſt die | 
Unzufriedenheit mit der allgemeinen Rage der gewerblichen Dinge immer leb⸗ 
hafter zum Ausdrud gefommen und bat zu den genügend befannten Abhülfe 
verfischen geführt. Daß in legterer Hinſicht irgendwie Erhebliches bis jegt 
erreicht fei, wird von Niemandem behauptet werden; mas bis jettt in Bezug 
auf die Erridtung von Gemwerbegerichten, Schiedsgerichten und Einigunge: 
ämtern, Neuregelung des Caſſenweſens, Einführung von Arbeitsbüchern oder 
Karten, Beitrafung des Contractbrudjes, Regelung des Lehrlingsweſens und des 
gewerblichen Schulweſens angeftrebt worden, tft faft vollftändig im Stadium 
des Verſuchs geblieben; wo man mit irgend einem Theile dieſer Beſtrebungen 
bis zu pofitiven Verfuchen fortgefchritten iſt, haben wirklich durchgreifende 
Wirkungen noch nirgends ſich gezeigt. 

In neuerer Zeit bat ſich fogar Hin und wieder die Anſicht kundgegeben, 
daß man es noch einmal mit dem ruhigen Gehenlaſſen verſuchen jolle. Dan 
bat darauf hingewieſen, daß feit dem im vorigen Jahre eingetretenen Rüd- 
Ihlage auf allen Gebieten der Erwerbsthätigkeit die Zahl und Ausdehnung 
der offenen Kämpfe zwilchen ben verſchiedenen inbuftriellen Claſſen, ver 
Strikes x., ſich wejentlich verringert babe, und bat daraus folgern wollen, 
daß die ſchweren Webelftände auf dem gewerblichen Gebiete, deren Borhanden- 
fein nicht beftritien werben konnte, lediglich Folgen der Ueberjpeculation und 
des Gründungsſchwindels geweſen feien und jegt nach Beleitigung dieſer Ur: 
ſachen gleichfalls wieder verjchwinden würden. Möglih, daß auch die aus 
dem bisherigen Verlauf der Dinge bewiefene Schwierigfeit des Verſuches, 
richtige Abhulfsmaßregeln zu finden, Manchen geneigt macht, Die eben berührte 
Argumentation anzunehmen, weil dadurch wenigſtens fir eine Zeit die Noth 
wendigfeit, einen mühſamen Entihluß zu faflen, befeitigt wird. 

Es wäre jedoch nach unferer auf Erfahrung begründeten feften Ueber 
zeugung ein folgenfchwerer Irrthum, wenn man aus dem augenblidliden 
Abnehmen der Stritebewegung und aus dem in leßter Zeit mehr wie früher 
vorgelommenen Mißlingen von Lohnſtrikes folgern wollte, daß die inneren 
Zuftände des Gewerbelebens in irgendwie nennenswerthem Umfange fi ge 
befiert hätten, und daß man biefelben deshalb getroft der heilenden Einwirkung 
ber Zeit überlaſſen könne. Wir erwarten nicht, irgendwo auf begründeten 
Widerſpruch zu ftoßen, wenn wir behaupten, daß bie. Gefinnung in bin 





zur Abändernug ber Gewerbeordnung. 207 


arbeitenden Kreifen, auf die e8 denn doch in Wirklichfeit allein ankommt, 
wenn es fi um den zufitnftigen Entwidelumgsgang des gewerblicyen Lebens 
überhaupt handelt, in keiner Weife fich gebefiert Bat, fondern daß das Dieler 
Gefimung entiprungene feindſelige Verhalten der arbeitenden ſtreiſe gegenüber 
den Arbeitgebern, wie gegenliber den befigenden Claffen und den Einridtungen 
8 Staatslebens im Ganzen, nur darum weniger offen in beſtimmten Er⸗ 
ſcheinungsformen fi Tundgiebt, weil augenblidlih die Ausficht, mit offenen 
vemieligfeiten durchzudringen, unter dem Drud der allgemeinen wirthichaft- 
Den Berhältniffe geringer geworden if. Sobald aber dieſe Verhältniſſe ſich 
mu im mindeſten wieder beſſern follten, oder ſobald auch unter den augen- 
büflichen Aufländen nur irgendwie eine Chance des Erfolges fich bietet, 
werben — das iſt umfere fefte Meberzeugung — alle diejenigen Berfuche, das 
Wirthſchaftsleben einfeitig zu Gunſten ver fpeciell |. g. arbeitenden Clafſen 
umgugeftalten, wieder aufleben, durch weldye in den letzten Jahren auch dem 
Optimiftifcheften vie Meberzeugung aufgebrängt ift, daß im Innern unferer 
gewerblichen Berhältnifie HZuftände fi entwidelt Haben, weldye dem ganzen 
Staatsleben Gefahr drohen. 

Wir müflen bier ausdrücklich betonen, daß wir diefe Gefahr nicht in 
dem Streben der arbeitenden Claſſen nach möglichit hohem Lohn finden. Ein 
jeder fleißige Arbeiter iſt feines Lohnes werth, und e8 könnte nur erfreulich 
wirten, wenn e8 gelingen follte, die Löhne auf die Dauer jo zu erhöhen, daß 
die Behaglichkeit des Lebens für diejenigen Claffen, melde ſich und ihre An⸗ 
gehörigen durch Lobnarbeit ernähren, dadurch weſentlich gefteigert würde. 
der Bortheil Davon würde direct und indirect auch allen andern Benölferungs- 
dafien zu Gute kommen. Unzweifelhaft aber könnte eine derartige Steigerung 
des Lohne der arbeitenden Claſſen nur dann dauernd erreicht werden, wenn 
entweder die Leitungen, aus beren Ertrag doch immer der Arbeitslohn be: 
ſtritten werden muß, in ähnlicher Weife ſich fleigerten, oder doch wenigſtens 
auf früherer Höhe fich erhielten; im legteven alle würde dann bie beſſere 
Khnung der Arbeit Beftritten werben müflen aus einem Theile desjenigen 
Ueberſchuſſes, welcher bisher dem Unternehmer zu Gute gelommen ift und 
der ja befanntlidy den Gegenſtand fo heftigen Neides auf Zeiten der arbeiten- 
vn Glafien bildet, oder aus einer erhöheten Belaftung der Confumenten. 
Dan wird jedoch im diefer Beziehung ſich keinen übertriebenen Hoffnungen 
hingeben können, denn auf die Geſammtzahl der Arbeiter übertragen, wirb 
der Theil des Unternehmergeivinnes, dev ohne Saäbigung des Unternehmungs⸗ 
geiftes und der Erwerböthätigkeit überhaupt dem Arbeitslohn zugefügt werben 
kom, Kaum von befonderer Bedeutung fein, und die höhere Belaftung der 
Conſumenten wird fi immer fo ziemlich wieder dadurch ausgleichen, daß alle 
Arbeiter auch Conſumenten find. 

Für die Geſundheit des gewerblichen Lebens ift ſomit die Erhaltung 
und Eteigerung der gewerblichen Leiftungen eine Lebensfrage, und die Gefahr 
der Arbeiterbewegung in unferem Baterlande Tiegt welentlih darin, daß die 
teftungefähigfeit und Leiftungswilligfeit der Lohnarbeiter mit ihren erhöheten 
Anfpräcen nicht nur nicht gleichen Echritt gehalten bat, fonbern feit einer 
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Reihe von Jahren unbeftreitbar zurädgegangen if. Sofern dies aus Abfıht 

eſchehen, WBnute man fich vielleicht damit tröften, daß der Trud der aub 
Kolben Berirrungen unvermetdlih entftebenden Roth ſchon den genügenden 
Zwang ausüben würde, um die Leiftungen wieder auf die zur Geſundheit des 
Gewerbslebens erforderliche Höhe zu bringen — obgleich e8 immer ein ſehr 
leidiger Troft wäre, der fich auf ein Zwilchenftabium mehr oder weniger voll: 
fländiger Zerrüttung ftüßte, deren Folgen Niemand mit Sicherheit voraus zu 
berechnen vermäcdte. Biel bevenfliher aber noch iſt diejenige Abnahme ber 
gewerblichen Leiftungen, die durch pofitive Verringerung der Leiſtungs fähigkeit 
des Arbeiters hervorgerufen wird, und daß dieſe Abnahme der Leiftun 
fähigteit inmerbalb des deutſchen Wrbeiterftandes in beträbendfter Weile ein 
getreten ift, dafiir könnten wir — wenn es deſſen Angeſichts der offenkundigen, 
von allen Seiten beftätigten Erfahrungen noch bedürfte — auch unſer Zeug: 
niß einlegen. Beides zufammen aber, Abnahme der Leiſtungswilligkeit umd 
Abnahme der Leiftungsfähigfeit Haben jene Zuftände geſchaffen, deren volle 
Gefahr für die zufünftige Entwidelung unſeres Volkslebens wohl mır 
Der jo recht fühlt, der diefe Dinge täglich fieht und fo zu jagen mitten 
drinnen ſteht. 


Es wäre nun ein thörichtes Beginnen, Abhülfe diefer Uebelftände Lebig: 
lich vom Staate erwarten zu wollen; e8 wäre aber eben jo thöricht, die 
Abhulfe Lediglich von denjenigen Kreiſen zu fordern, bie zunächft unter ben 
gebachten Webelftänden leiden, um jo mehr, da ihnen die Möglichkeit zum 
wirkſamen Eingreifen gerade durch den Staat und deſſen Geſetzgebung weſent⸗ 
lich beichräntt if. Der böfe Wille vieler Arbeiter, das, was wir oben als 
Abnahme der Leiſtungswilligkeit bezeichnet haben, wird ganz wefentlid durd 
die Straflofigkeit gefördert, weldhe durch den jetigen Zuſtand der Rechtspflege 
dem böswilligen Arbeiter in den meiften Fällen gefichert it. Wir Ipredhen 
hier niht nur von der in legter Zeit reichlih erwähnten Calamität des 
Contractbruches, fondern auch von den maſſenhaft vorkommenden Vermögen: 
fchäbigungen und Schwindeleien jeder Art, die in der Regel unbeftraft bleiben, 
weil e8 unter ben jetigen Berbältniffen meiſtens geradezu unmöglich tft, den 
Mebelthäter zu faffen, oder weil felbft in denjenigen Fällen, wo der Gefchäbigte 
einmal die Hülfe der Gerichte anzurufen vermag, die ihm dabei ermadhjenden 
Schwierigkeiten und Meitläufigkeiten geradezu abichredend wirten. Im bielen 
Beziehungen den Gewerbeftand auf Selbſthülfe zu verweifen, ift unbillig, fo 
lange ihm die nothmendigfte Rechtshülfe vorenthalten oder geichmälert wird. 


Aehnlich ſteht es in Bezug auf Maßregeln gegen die zunehmende Ber: 
vingerung ber Leiſtungsfähigkeit der gewerblichen Arbeiter in Deutichland: die 
einzigen biergegen wirffamen Mittel find folche, welche eine Steigerung des 
Ernſtes ſowohl beim Lernen, wie bei der Arbeit überhaupt herbeizuführen 
vermögen. Wie Toll aber ver Gewerbeftand folchen Exrnft wieder einzuführen, 
zu erhalten und nöthigenfall® zu erzwingen vermögen, wenn ed ihm an 
jeglicher gefelihen Gewalt in Ausübung feiner Lebrthätigkeit fehlt, wenn er 
rubig hufeben muß, fall8 die Vorſchriften des Lehrenden und die Anforderungen 
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des Arbeitgebers in Bezug auf die Qualität der Arbeit mißächtet werden, 
wenn die vorhandenen Lehrmittel unbenutt bleiben? 

Endlich iſt es notorifch, daß ein großer, und wie die legten Reichdtags- 
wohlen bewiefen Baben, in ftarfem Anwachſen begriffener Theil der deutſchen 
Arbeiterbevöllerung fich mit einer möglichft weitgehenden Berbeflerung ver 
Yobnverbältniffe nicht genügen laſſen will, fondern Veränderungen in der 
ganzen Productionsweiſe und in den Verhältniſſen der menſchlichen Geſellſchaft 
überhaupt erftrebt, die mit dem Fortbeſtande des gegenwärtigen Staatöver- 
bandes überhaupt unvereinbar find, wie denn auch Diefe Arbeiterfreife gar 
kin Hehl daraus machen, daß fie auf vollftändige Beleitigung des vorhandenen 
Staatäwelend ausgehen. Wenn auch dabei fortwährend die frieblihe Natur 
dieſer Beftrebungen betont wird, jo zeigt Doch die ganze Art und Weile der 
Agitation, die umaufhörliche Anrerzung zum giftigften Claſſenhaß, die An- 
feuerung zur beftigften Feindſchaft gegen das Beſtehende, lediglich weil es 
beſteht, und die fuftematiich betriebene Untergrabung der Achtung vor dem 
Geſetz und der Autorität Derjenigen, welche mit Wahrnehmung des Geſetzes 
betraut find, daß dieſe friedliche Maske nur fo lange vorhalten wird, bis 
man den Augenblid für eine raſchere Entſcheidung durd Anwendung von 
Gewalt für gefommen erachtet. ‘Dabei darf wieder nicht werhehlt werben, 
daß namentlid im jüngeren Arbeiterftande diefe Lehren überall Eingang ge: 
hmden haben, daß es eimen Widerftand — wenigftend offen — in dieſen 
Kreifen faum mehr giebt, und daß dort, wo diefe Agitation bis jest feinen 
Voden bat, die Urſache davon nicht in der Widerftandsfähigfeit der betreffenden 
Bevölkerung, Tondern lediglich darın gejucht werden muß, daß e3 bislang an 
der üblichen Agitation gefehlt hat. Man wird, um fich nicht ſelbſt zu täufchen, 
ſich geſtehen müffen, daß der Boden für dieſe Lehren faſt in der ganzen 
deutſchen Arbeiterbevölferung, wenigften® in der gemerblichen, ein empfänglicher 
it, und fich mit dem Gedanken vertraut zu machen haben, daß die Zahl 
derjenigen Berfonen, welche mit ihrem ‘Denken und Fühlen den jetigen Zu— 
finden und ven beftehenden Staatseinrichtungen überhaupt feindlich gefinnt 
iind, ın der nächſten Zukunft jedenfall noch weſentlich zunehmen wird. 

Hiergegen mit bloßen Bolizeimaßregeln oder mit Anwendung von Gewalt 
ewas ausrichten zu wollen, wäre thöricht. In dem Staate des allgemeinen 
Stunmrechte8 und der allgemeinen Wehrpfliht werden auf die Dauer nur 
jolche Einrichtumgen beftehen können, welche die Mehrzahl der politifch Thätigen 
für fih Haben. Der mit den politiihen und foctalen Dingen Unzufrievenen 
wird man deshalb auf die Dauer nur dann Herr bleiben, wenn ihnen eine 
größere Anzahl Solcher gegenüberfteht, welche mit diefen ‘Dingen zufrieden 
iind, und auch dann nur, falls e8 gelingt, diefe Maſſe von Anhängern des 
Beftehenden zu thätigen Freunden beffelben zu machen, und fie in einer 
Weiſe zufammenzufaffen und zu organifiren, daß fie mit gleihem Gewicht 
und gleicher Energie wie die Unzufriedenen für ihre Anfichten und Wünfche 
anzutreten vermögen. 

Der ganzen Natur der Dinge nach kann eine folde an Zahl und Lebens⸗ 
kraft zuwerläffige Stütze des Beftehenden nur in dem Tleinbürgerlichen Mittel⸗ 
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ftande, in dem ländlichen und ftäbtifchen kleinen Grundbeſitz und im ben 
felbftändigen Gewerbebetriebe gefunden werden, und unter Diefen iſt letztere 
Claſſe unbedingt die wichtigfte, da fie an Zahl Die bervorvagendfte, vorzugs 
weile dort angefeflen ift, mo and) die von den Unzufriedenen kommende Gefahr 
ſich concentrirt, in den Städten, und endlich mit den f. g. Lohnarbeitern, tie 
ftetS das größte Contingent für die ftaatögefährlichen Parteien liefern werben, 
die engfte Fühlung beſitzt, alfo genau weiß, was im diefen Kreiſen vorgeht, 
an zahlloſen Punkten ihren Einfluß auf fie geltend zu madyen im Stande ift, 
und fortwährend gerade die beiten Kräfte aus jenen Reihen zu fich herüber⸗ 
zuzieben vermag. 

Um fo wichtiger iſt die Trage der Organifirung des Gewerbeſtandes 
Gelingt e8, ihm wieder die frübere Kraft und Gemeinjamteit des Wirkens zr 
geben, jo ift dadurch nicht mur der |. g. focialen Frage der größte Theil ihre 
Gefahr genommen, indem man den umnzufriedenen Arbeitern eine an Zabl 
ihnen an vielen Orten nicht meit nachftehende, an Bedeutung für Das gewert: 
liche und ftaatliche Leben mindeſtens gleich wichtige Maſſe felbftändiger Männer 
gegenüberftellt, ſondern es tft auch möglich den oben erwähnten bedenkliche. 
Eriheinungen der Abnahme ver Yerftungdfähigfett und Leiſtungswilligkeit ter 
beutichen Lohnarbeiter entgegenzumirfen. “Denn während der vereinzelte Ark: 
geber diefen Erfcheinungen gegenüber rathlos Dafteht, vermögen Die wereinten 
Arbeitgeber nöthigenfall® eine Autorität geltend zu machen und etwaige Wide: 
ſpenſtigkeit dadurch zu breden, daß fie Temjenigen, welcher gerechtfertigt 
Anforderungen an feine Leiſtungen zu entiprechen fich weigert oder auf 
Stande ift, die nachtheiligen Folgen fühlbar machen. 

Dan bat num vielfach Darauf Hingewiefen, daß den Arbeitgebern ur 
Gewerbftande das Hecht ſich zu vereinigen eben fo gut gegeben ſei, wie bei 
Arbeitern, und daß namentlid auch die Gewerbeordnung ın ihrem Titel VI 
„Bon den Innungen” genügenden Spielramn für die Gründung von Vereinen 
jelbftändiger Gemwerbtreibender gewähre. Tem jteht jedoch zweierlei entgegen. 
Bloßen „Freien Vereinen” fehlt ein Element, welches unentbehrlich iſt, wen 
ihnen wichtige dauernde Aufgaben übertragen werden follen, namentlich feld | 
Aufgaben, die mit großer Wahrſcheinlichkeit an anderer Stelle auf Gegner: 
ſchaft ftoßen werben: das Element der Stätigfeit. Ein Verein, deſſen Mi 
gliedichaft fortwährend wechſelt, der zu Zeiten und bei Gelegenheiten, welt: 
einer Anzahl bisher demfelben ferngebliebenen Perjonen conveniren, feine Zab 
raſch wachlen, zu anderen Zeiten fie eben jo raſch fallen fieht, deſſen Tendenzen 
mit den Schwankungen in feiner Zuſammenſetzung gleichfalls fluctuiren, de 
ruhig zufehen muß, wenn die in irgend einer wichtigen Frage in der Diinerin: 
Sebliebenen durh Austritt aus den Verein fid) der Erfüllung des von te 
Majorität Beſchloſſenen einfach entziehen, kann nichts Dauerndes ſchaffen un! 
organiſiren. Soll er wirklich gewiſſe Ziele conſequent verfolgen, ihm zug: 
theilte Aufgaben dauernd erfüllen, einen Einfluß auch auf ihm ferner Stehende 
ausüben können, fo muß er Mittel befigen, fich der Folgſamkeit feiner Pr: 
glieder gegen gefaßte Beſchlüſſe, ihred Zuſammenwirkens zur Ausfübrun 
beſchloſſener Maßregeln verfichern zu können. Im andern Falle wird an 
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folder Berein binnen kurz oder lang wieder abfterben. Bon befonderer 
Beratung find hierbei die Geldfragen. Sehr viele Leute, die im Augenblick 
kionderen Anlaſſes bereit find, Opfer zu bringen, Icheuen jede, wenn auch 
geringfügige Ausgabe, ſobald fie ihnen feinen augenblidlihen Nutzen bringt, 
md entziehen fich ihr, fobald fie können. Die von ber Bildung neuer 
Imungen handelnden 88 97—104,- in welden die Innungen gänzlich als 
„reie Vereine“ behandelt werben, haben deshalb auch in den fünf Jahren 
ku Erlaß der Gewerbeordnung irgend welche Bedeutung nicht erlangt. 

Der zweite Einwand, welchen wir gegen den allgemeinen Hinweis auf 
das Recht der Bereinigung zu machen haben, ift in unferen Augen von noch 
grögerer Beveutung. | 

Die Entwidelung der Dinge bat dazu geführt, daß fall überall, in allen 
Gewerben, Arbeitgeber und Arbeitnehmer als feindliche Parteien fich gegenüber: 
ſtehen. Es iſt notomih, daß die Vereine der Arbeiter, welche als die erften 
nah Erlaß der Gewerbeordnung und Gewährung der Coalitionsfreiheit ins 
Leben traten, ausnahınslo8 zum Zweck der Erkämpfung gewifler Forderungen 
gen die Arbeitgeber gegründet find. ‘Die fpäter von den Arbeitgebern 
arihteten Vereine find faft ebenfo ausnahmslos zur Abwehr gegen das Bor» 
geben der Arbeiter entftanden. So ftehen alfo die auf dem Grunde des 
freien Vereinsrechtes entftandenen Vereinigungen in bei Weitem den meiften 
Füllen in mehr oder minder ſchroffem Gegenjage zu den von den anderen 
Mitgliedem (inan könnte faft jagen: von der anderen Parteı) deſſelben 
Gewerbes gegründeten Vereinen. Die Ausficht, derartig entftandene Vereine 
zu emem friedlichen Zuſammenwirken zu bewegen, ıft ſehr gering; bei beiden 
heilen leben, da es fih um Kampfvereine gehandelt hat, die ftreitbarjten 
Kräfte an der Spike; die frühere Gegnerſchaft und das fortdauernde Mif- 
trauen werden eine rechte Verftändigung nicht auffommen Igffen, oder doch 
außerordentlich erichweren ; die Angehörigen beider Parteien werden ein Gefühl 
ſpecieller Loyalität gegen ihren bejonderen Verein bewahren, und das geringite 
Mißverſtändniß wird die angeftrebte und vielleicht halbwegs erreichte Einigung 
wieder aufheben. Will man fich aber mit dem Gedanken befreunden, die 
Vereine von Ürbeitgebern und Arbeitnehmern dauernd getrennt und ſich 
mißtrauiſch oder feindlich gegenüberftebend zu jehen, fo wird der Hader, an 
mehen alsdann viele Perjonen geradezu ein Intereſſe haben, niemals auf: 
bören, und man wird darauf gefaßt fein müſſen, die jeweilig ftärfere Partei ihr 
Uebergewicht rüchſſichtslos ausüben zu jehen, in ber gewiſſen Vorausficht, daß 
die andere Partei, falls ihr die Umftände günftig werben, nicht zögern wird, 
dajlelbe zu thun, womit dann die Verbitterung niemals aufhört. Gerade 
die, falls Die Organifation des Gemwerbeftandes auf ven Weg ver freien 
Vereinsthätigkeit allein befchränft bleibt, fiber in Ausficht ftehende rüdjichts- 
loſe Ausbeutung des ſchwächeren Theils dünkt und die größte Gefahr bei 
einem ſolchen Verfahren. Wir verweilen Dabei auf das, was wir meiter 
oben von der Möglichkeit gejagt haben, durch eine Organijation Der Arbeit- 
geber gegen bie ftattgefundene Verringerung ber Leiftungsfähigfeit und Leiftunge- 
wiligfeit zu wirken. Würde es gelingen, eine wirklich ftraffe und energilche 
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Organifation der Arbeitgeber in diefer Beziehung herbeizuführen, fo wine | 


eine Ausartung derſelben bis zur Tyrannifirung mißliebiger Arbeiter ſchwer 
zu verhindern fein. 


Diele Gefichtspuntte waren es, welche uns veranlaften, die trage in 


Beratbung zu ziehen, ob fid nicht eine Organifatton des Gewerbeftandes, 





anfchliegend an die beftehende Gewerbeordnung, finden Tiefe, Durch melde ven 
gefchilverten Mißftänden im gewerblichen Leben in wirffamer Weife entgegen: 


getreten werben könnte, welche zugleich in den ihr zugewieſenen Aufgaben ein: 
Sicherung dauernden Beſtehens fände, und welche dabei geeignet wäre, ein 
wirkſames Bindeglied zwiſchen ben jest unnatürlicherweiſe getrennten und 
verfeindeten Theilen des Gewerbeftandes, fomit alfo ein Mittel zur Wieder: 
berftellung des gewerblichen Friedens und, wenn nicht zur Beleitigung, fo tes 
zur Milderung der focialen Gegenfäte zu bilven. 

Aus diefen Berathungen ift der nachftehende Entwurf entftanden, ver 
zunächſt die Errichtung lebensfähiger Innungen erftrebt, im Uebrigen aber, 


ſoweit e8 fih um die gewerbliche Rechtspflege handelt, fich meiftens dem vr 


fannten „Entwurf eine8 Geſetzes, betreffend die Abänderung einiger Be 
fimmungen der Gewerbeordnung” anjchliekt. 


Entwurf. 
Reichs-Gewerbe⸗Ordnung. 
Titel VI. 


Innungen der Gewerbtreibenden. 





Abſchnitt I. Beſtehende Innungen. 
SS 81—96 unverändert. 





Abichnitt IL Neue Innungen. 


8 97. Diejenigen, weldje gleiche oder verwandte Gewerbe (ſelbſtändig 
oder als Hülfsarbeiter) betreiben, können zu einer Innung zuſammm 
treten. 

Neue Innungen erlangen durch die Beftätigung ihrer Statuten die Kedı: 
einer Corporation. 

8 98— 102 umverändert. * 

8 103. Die Beftimmungen in den 8 82—85 und 87—96 finde 
auch auf neue Innungen Anwendung. 

8 1038. Den Innungen, in welchen felbftändige Gewerbtreibende fid 
mit Hülfsarbeitern ihrer Gewerbe zur Verhandlung gemeinfamer Angelegen: 
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kiten auf Grund der in den 88 103b6—103e enthaltenen Beftinmungen 
terbunden haben, können von der zuftändigen Berwaltungsbehörde folgende 
Beruguifle ertheilt werden: 

a) die Befugniß, Streitigfeiten felbftändiger Gewerbögenofien mit ihren 
Geſellen, Gebülfen und Lehrlingen über den Antritt, die Fortjegung 
oder die Aufhebung des Arbeits- oder Lehrverhältniſſes, über die gegen⸗ 
feitigen Leiftungen aus bemfelben und über die Außftellung von Ent- 
Iaffungsicheinen und Zeugniffen unter den in den 8 113 und 124 
verzeichneten Modalitäten zu enticheiden ; 

b) die Befugniß, jelbftändige Kranken, Invaliden⸗, Sterbe- und andere 
gewerbliche Hülfscaffen zu gründen und zu verwalten, mit dem Rechte, 
den Beitritt für die Angehörigen der Innung obligatoriſch zu machen. 

Bor Ertbeilung diefer Befugniffe bat die Behörde zu prüfen, ob flr die 
zwedentfprechende Ausübung derfelben durch den Innungsverband eine genügende 
Grundlage vorhanden ift. 

8 103b. ALS gemeinfame Angelegenheiten im Sinne des $ 103 a gelten 

a) die Verwaltung der Innungskranken⸗ und Unterftügungscafien ; 

b) die Bildung des Einigungsamtes; 

e) die Schlichtung der gewerblichen Rechtöftreitigkeiten ; 

d) die Regelung und Beauffichtigung des Lehrlingsweſens; 

e) Die Regelung des Arbeitönachweite: 

f) die Berwaltung de gemeinfamen Bermögen®. 

Tem Innungsftatut bleibt e8 vorbehalten, auch weitere, als die vor- 
bezeichneten Angelegenheiten der gemeinfamen Verhandlung durch die felbftändigen 
und unſelbſtändigen Innungsangehörigen zu unterftellen. 

8 103c. Die gemeinjamen Angelegenheiten werben, infoweit das 
Imungsſtatut nicht für bejondere Fälle eine Verhandlung in einer “Plenar- 
verſammlung der Innungsangehörigen vorfchreibt, verhandelt in gemeinfamer 
Verſammlung von Bertretern der felbftändigen und der unſelbſtändigen 
Innungsangehörigen. 

8 103d. Im Innungsftatut iſt der Modus für die Wahl der von und 
aus den felbftändigen, bezw. unſelbſtändigen Innungsangehörigen zu wählenden 
a derfelben für die Behandlung der gemeinfamen Angelegenheiten feft- 
zuftellen, 
Ber ungleiher Zahl der anmejenden Vertreter der felbftändigen und der 
mielbftändigen Innungsangehörigen ift für die Verhandlung gemeinfamer 
Angelegenheiten durch den im Innungsftatut zu vegelnden Austritt der er- 
forderlichen Zahl von Vertretern auf einer Seite die Gleichheit der Etimmen 
auf beiden Seiten berzuftellen. 

Die Verhandlung gemeinfamer Angelegenheiten leitet ein erfter und bei 
deſſen Verhinderung ein zweiter Vorfigender, jener wird von und aus den 
Vertretern der felbftändigen, Ddiefer von und aus den Vertretern ver un 
ſelbſtändigen Innungsangehörigen gewählt. 

Ber Abftimmungen gilt ein Antrag, für welden ſich Stimmengleichheit 
ergiebt, als abgelehnt. 
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8 103e. Die von den vereinigten Vertretern der felbflänbigen und ter 
unfelbfländigen Innungsangehörigen in gemeinfamen Angelegenheiten gefaften 
Beichlüffe haben bindende Kraft für ſämmtliche Angehörige der Irmumg. | 

S 104 der Gewerbeorbnung unverändert. | 


N 





Entiprechend dem vworftehenden $ 103 a, a) fchlagen wir vor, dem 8 108 
der Gewerbeordnung folgende Kaflung zu geben: | 

8 108. GStreitigfeiten der felbftändigen Gewerbtreibenden mit ihren 
Geſellen, Gehitlfen oder Lehrlingen, die fih auf den Antritt, die Fortſetzung 
oder Aufhebung des Arbeits- oder Lehrverhältniſſes, auf die gegenfeitigen 
Leitungen aus demfelben oder auf die Ertheilung oder den Inhalt der in 
den 88 113 und 124 erwähnten Zeugniſſe Eeziehen, find, ſoweit für dieſe 
eingelegenheiten befondere Behörden beftehen, bei diefen zur Enticheidung zu 

ringen. | 
g ſoweit ſolche beſondere Behörden nicht beſtehen, können Innungen der 
in 8 103a ff. gedachten Art von der Verwaltungsbehörde mit der Ent: 
ſcheidung ber vorerwähnten Streitigkeiten unter den Angehörigen ber. durch Die 
Innung vertretenen Gewerbe nady Maßgabe der in den 88 108a— 1004 
enthaltenen. Beftimmungen betraut werben. 

ALS zweite Inftanz für diejenigen Etreitigfeiten, mit deren Entſcheidung 
eine Innung betraut worden ıft, können durch die Gentralbehörde Gewerbe⸗ 
gerichte nad Maßgabe der in den SS 108e ff. enthaltenen Beſtimmungen 
eingeletst werben. 

Diefe Gewerbegerichte haben zugleih als Gerichte erfter Inflan in 
denjenigen ter obenbezeichneten gewerblichen Rechtsſtreitigkeiten zu erfennen, mit 
deren Enticheidung eine Innung nicht betraut werden Tann. 

Im Falle der Bezirf eines Gewerbegerichts mehrere Gemeinden umfakt, 
fiehen die in dieſem Geſetze ber Gemeindebehörde am Site des Gerichtes 
zugewielenen Befugniffe der den betreffenden Gemeinden vorgeſetzten Ber: 
waltungsbehörde zu. 

8 1088. Die Bildung und Zuſammenſetzung des Innungsgerichtes if 
im Innungsftatut zu regeln. 

8 108b. Für das Verfahren der Innungen bet der Entſcheidung ron 
Rechtsſtreitigkeiten gelten folgende Beſtimmungen: 

1. Zuftändig ift diejenige Innung, deren Gewerbe der Beklagte betreit. 

Betreibt Der Beklagte mehrere Gewerbe oder ift er Mitglied mehrer 
Innungen, fo fteht e8 in der Wahl des Klägers, bet welchem der zuftändigen 
Innungsgerihte er Klage erheben will. 

2. Die Klagen find vor dem Vorſitzenden des zuftändigen Inmunge 
gerichtes jchriftlich oder mündlich zu Protocol! anzubringen, worauf ber $er: 
figende einen möglihft nahen Termin zur Verhandlung anzufegen und ji 
demſelben die Vertreter der felbftändigen und der unfelbftändigen Immmge 
angehörigen in der im Innungsſtatut vorgefehenen Zahl, ſowie die Parteien 
und zwar den Bellagten unter abichriftliher Mittheilung der lage zu laden 
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hat. Die Verhandlung darf gegen den Willen des Beklagten nicht vor Dein 
af den Tag der Mittbeilung folgenden Tage flattfinven. 

Tie Ladung erfolgt mit der Aufforderung, etwaige Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige oder ſonſtige Beweismittel zum Stelle zu bringen. 

Auf Antrag der Parteien wird die Ladung der Zeugen und Sachver⸗ 
Rindigen durch den Borfigenden der Innung veranlaßt. 

3. Bleibt der Bellagte ın dem Termine auß, jo wird dem Antrage der 
flagenden Partei gemäß nach Sachlage entichieden. 

Das Ausbleiben des Klägerd gilt als Zurüdnahme der Klage. 

4. Der Zutritt zu der Verhandlung in dem Termine fteht allen 
Imungsangehörigen frei. 

Die Berbandlung ıft mündlid. Die Leitung derfelben liegt dem Bor: 
iigenden ob, welcher für die vollftändige Erörterung der Anträge und Gegen- 
anträge der Parteien Sorge zu tragen hat. 

5. Die AZuziehung von Rechtsbeiftänden ſeitens der Parteien ıft aus⸗ 
geichloffen, eine Vertretung überhaupt nur in Fällen beicheinigter Verhinderung 
und dann nur Durch Eltern, Ehegatten, volljährige Gefchwifter, Deſcendenten 
md Bormünder, ſowie durch dauernd im Dienfte der Parteien ftehende 
Terlonen oder Gewerbsgenoſſen auf Grund einer Vollmacht zuläffig. 

6. Das Imnungsgeriht hat vor Schluß der Verhandlung einen Sühne⸗ 
verfuch anzuſtellen. Kommt eın Bergleih zu Stande, fo ift derjelbe in das 
om Inmungsgericht zu- führende Vergleihöbuch einzutragen und dieſer Ein- 
trag von den Parteien, dem Borfigenden und den Beiſitzern des Gerichtes zu 
unterzeichnen. Jedem Theile ift auf Verlangen eın beglaubigter Auszug aus 
m Sergleihebuce zu ertheilen. 

. Ueber die Wahrheit der tbatlädhlihen Behauptung hat das Innungs- 
gericht nach ſeiner freien, aus dem Inbegriff der Verhandlung geſchöpften 
Ueberzeugung zu entſcheiden. Das Innungsgericht beſchließt nad Stimmen- 
mehrheit. Im Falle einer Stimmengleichheit erfolgt die Enticheidung gegen 
demjenigen Antrag, über welchen die Abftimmung ftatthatte. 

8. Das Urtbeil ıft in ein Urtheilsbuch einzutragen und jofort am 
<hluß der Verhandlung zu verkünden. 

Aus dem Urtheil müſſen erjichtlich fein: die “Parteien, deren Anträge 
md Gegenanträge, die Angabe, ob nad vorgängiger Verhandlung der Parteien 
der auf Ausbleiben eines Theils erkannt ift, der feftgeftellte Thatbeftand und 
der Ausfprudy des Innungsgerichts. 

Jedem Theile iſt auf Berlangen ein beglaubigter Auszug aus dem 
Ur.geilöbuche zu ertheilen. 

9. Gegen ein Urtheil, welches auf Ausbleiben ergangen ift, Tann 
‚anerhalb dreier Tage nad der Zuftellung ein Einfprud erhoben werden, in 
melden Falledein neuer Termin zur Verhandlung anzufegen ift, jedoch wird 
die vorläufige Vollſtreckung hierdurch nicht aufgehalten. 

Erſcheint die Einſpruch erhebende Partei auch in dem neuen Termine 
nicht, fo wird der Einſpruch verworfen und es findet ein abermaliger Ein- 
ſpruch nicht ſtatt. 
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10. Iſt eine Fortfegung der Verhandlung erforderlich, fo wirt ber 
Termin zu derjelben in der Kegel fofort beftimmt. 

11. Soweit im Borftehenden nicht beſondere Beitimmungen getroffen 
find, greifen die allgemeinen Vorfchriften über das Verfahren in den gering: 
fügigften Rechtöftreitigkeiten Plag. | 

8 108c. Die vor dem Innungsgericht geſchloſſenen Bergleiche find 
fofort nach dem Abſchluß vollſtreckbar. 

Gegen Enticheidungen der Innung find bie ordentlichen Rechtsmittel 
nur dann zuläffig, wenn ver Streitgegenftand den Werth von 50 Reichsmart 
überfteigt. 

Die Berufung gegen Erkenntniſſe der Innung bat zu erfolgen bei dem 
Gewerbegericht des Bezirkes der Innung, und wo ein Gewerbegericht nict 
befteht, bei dem zuftändigen Gerichte unterfter Inftanz. 

Betrifft der vor die Innung gebrachte Rechtsſtreit ein Object im Werthe 
von 50 bis zu 500 Reichsmark, jo ıft die Entſcheidung des Innungsgerichts 
vorläufig vollftredbar. 

8 108d. Dem Innungsgerichte fteht die Befugniß zu, zur Vollſtreckung 
feiner Entſcheidungen die Mitwirkung der mit Vollftredungsbefugnig verfehenen 
Behörden und Beamten in Anfprud zu nehmen, 

8 108e. Die ©ewerbegerichte beftehen aus einem von der Gemeinde: 
behörde zu ernennenden Borfigenden und zwei Beifigern, doch fteht Dem 
Borfigenden die Befugniß zu, für einzelne Fälle eine größere Zahl von Ber 
figern zuzuziehen. 

Für einzelne Gerichte kann beftimmt werden, daß allgemein ober fin 
gewilfe Arten von Nechtöftreitigkeiten eine größere Zahl von Beifigern zu: 
zuzieben ift. 

Von den Beifigern muß ſtets die eine Hälfte aus Arbeitgebern, die 
andere aus Arbeitnehmern beftehen. 

Die Beiſitzer verfehen ihr Amt in der Regel unentgeltlich, jedoch können 
für einzelne Gewerbegerihte den Beifigern Diäten in der Höhe des durd- 
Ichnittlihen Tagesverdienſtes eines gewerblichen Arbeiter gewährt werben. 

8 108f. Für den Bezirk jedes Gewerbegerichtd werden von der Ge— 
meindebehörbe, bezw. der Gemeindevertretung, oder in den freien Städten von 
der Bürgerichaft zwei aus Arbeitgebern, bezw. Arbeitnehmern beftehente 
Commiſſionen eingelegt, weiche die als Beifiger zu dem Gewerbegerichte 
zuzuziehenden Arbeitgeber, bezw. Arbeitnehmer, in ver erforderlichen Zahl 
wählen, auch die etwaigen Ergänzungsmwahlen jederzeit vornehmen. 

Die Wahl zum Beiſitzer des Gewerbegerichts erfolgt auf 5 Jahre. Al: 
jäbrlid) fcheidet der fünfte Theil der Gewählten aus dem Amte. Wählber 
find mer volljährige Deutfche, welche ſeit mindeften® zwei Jahren innerhalb 
des Bezirkes ihren Wohnjig haben. Die Uebernahme des Agtes kann mut 
aus denjelben Gründen abgelehnt werden, welche zur Wblehnung eineö un: 
befoldeten Gemeindeamtes berechtigen. 

Die gewählten Beiſitzer werden für den Bezirk jedes Gewerbegerichted ın 
je eine Xifte von Arbeitgebern und Arbeitnehmern zufammengeftellt. 
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Die höhere Verwaltungsbehörde bat die Zahl der in jede Liſte auf: 
zunehmenden Arbeitnehmer und Arbeitgeber feitzuftelen und kann nad An- 
körung der betheiligten Gemeindewertretung beftimmen, daß für denſelben 
Ormerbegerichtöbezirt mehrere Liſten nach Unterbezirken oder nach Gewerbs⸗ 
zwäigen zu bilden find. 

Die Beifigerliften find öffentlich bekannt zu machen. Innerhalb 14 Tage 
nah ſolcher Belanntmahung können gegen die Liſten Einwendungen bei ber 
Gemeindebehörde erhoben werden, über welche der Borfigende des Gewerbe- 
gerihtö endgültig enticheibet. 

8 108g enthält Einzelbeftimmungen über das Verfahren vor den Gewerbe- 
gerichten, Die wir wegen Mangel an Raum bier nicht zum Abdruck bringen. 

8 108h. Die vor Den Gewerbegerichten geichloffenen Vergleiche find 
ſofort nah dem Abſchluß, Die Urtheile der Gewerbegerichte fofort nach deren 
derfindung vollfiredbar. Im Falle des 8 108g, Nr. 8 wird der zuerfannte 
Entihädiaungsanipruh mit Ablauf der beftimmten Friſt vollſtreckbar. 

Bei Entſcheidung auf Ausbleiben wird die VBolftredbarteit durch Erhebung 
des Einſpruchs nur dann aufgeichoben, wenn der Vorfitende des Gewerbe: 
gerichts einen hierauf gerichteten Antrag für begründet erachtet; fie beginnt 
m diefem Falle von Neuem mit der Berkündung der den Einſpruch ver- 
werfenden Enticheidung. 

Iſt eine Entſchädigung beizutreiben, welche wegen widerredtlihen Ber- 
laſſens oder Verweigerns der Arbeit zuerkannt iſt, fo ift Die Beſchlagnahme 
des Arbeitö- oder Dienftlohnes den im Geſetze vom 21. Juni 1869 (Bundes⸗ 
Geſetzblatt S. 242) ausgeiprodyenen Beſchränkungen nicht unterworfen. 

Gegen die auf die Vollſtreckung bezüglichen Verfügungen des Vorfigenden 
üt die Berufung auf die Entſcheidung des Gewerbegerichts ohne aufjchiebende 
Wirkung zuläffig. 

8 1081. Die Entſcheidungen der Gewerbegerichte find, wenn das Ge» 
werbegericht als zweite Inſtanz fungirt (5 108, alin. 3) endgültig; bat Das 
Gewerbegeriht in erfter Inftanz entſchieden, fo gelten die Beſtimmungen des 
$ 108c, alin. 3 und 4. Das Rechtsmittel ıft alsdann in derfelben Weile, 
wie gegen die Enticheidung der Gerichte erfter Inftanz, zu handhaben. 

$ 108% glei 108g der Regierungsoorlage und $ 1081 gleih 108 h 

leihen. 

8 127. Die Beftimmungen der $ 105—114 finden aud auf die 
Yabrifarbeiter, die Beitimmungen der $ 108—1081 auch auf diejenigen An- 
wendung, welde in $ 136 den Fabrikarbeitern gleichgeftellt find. 


Motive, 


Es erklärt fih von felbft, wenn wir die S$ 81—96 der beftehenden 
Gewerbe-Orbnung unverändert laſſen. Diejelben handeln von den zur Zeit 
des Erlaſſes der ©.-O. beftehenden Innungen und können hier um fo leichter 
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unberückſichtigt bleiben, als die,von uns ins Auge gefaßten Innungen gerade 
in der Hauptjeche, in ihrer Zuſammenſetzung, durchaus von den ummngen, 
wie fie die bisherige ©.-D. kennt — und zwar gilt dies ſowohl von den 
damals beftandenen, wie von den neuen Innungen — abweichen. 

Die Innungen der G.⸗O. find ausichlieglih als Vereinigungen ſelb⸗ 
ftändiger Gemerbetreibender gedacht. Wir find num der Anficht, daß jolde 
Innungen nicht im Stande fein werben, ihre Hauptaufgabe in der „Förderung 
der gemeinfamen gewerbliden Intereſſen“ (K 98) zu löſen. Die gegen 
wärtige Hauptaufgabe ift unzweifelhaft die Wiederheritellung des inneren 
gewerblichen Friedens und Die Hebung der geſunkenen Leiftungsfähigfeit der 
Gewerbe. Wir mollen num nicht beftreiten, daß vielleicht in einzelnen Fällen 
ausnahmömeife and Lediglich aus felbftändigen Gewerbetreibenden beftehenve 
Innumgen fi zur Förderung des Friedens und zur Hebung des Gewerbes 
felbft nützlich erweiſen können, — daS erftere, weil eine feftorganifirte Innimg 
jelbftändiger Gewerbtreibender eine größere Widerſtandskraft bietet und Deshalb 
von muthwilligen Angriffen abichredt; das andere, weil eine folde Innung 
immerhin durch ihr Gefammtgewicht mehr Einfluß auf die Hülfsarbeiter des 
Gewerbes und deren Heranbildung zu üben vermag, als die Arbeitgeber in 
ihrer Bereinzelung, — und mir haben deshalb gegen möglicft feſtes Zu 
fammenfcließen der felbftändigen Gemerbtreibenden unter fidy unter ben 
gegebenen Verhältnijfen, gewiſſermaßen al8 Nothbehelf, nichts einzuwenden. 
Immerhin wird man aber nicht befireiten fünnen, daß das Nebeneinander: 
beftchen von Vereinen jelbitändiger Gewerbtreibender, möge man fie auch mit 
dem milderen Namen Innungen bezeichnen, und ent|prechenden Vereinen ber 
unſelbſtändigen Angehörigen vefjelben Gewerbes, ganz Pazır geeignet iſt, die 
vorhandenen Keime zum Zwieſpalt zu fördern, Conflicte heroorzurufen und 
zu Ichärfen, der Wiederberftellung ded Friedens in den Gemwerben alfo gewiß 
nicht dienlich iſt. Wir glauben vielmehr, daß die „gemeinfamen gewerblichen 
Intereffen‘‘, deren Förderung die ©.:O. als den Zweck der neu zu gründenden 
Innungen bezeichnet, ſich nicht auf die gemeinfamen Interefjen der felb- 
ftändigen ©ewerbtreibenden beichränten, Tondern daß zu ihnen die Intereſſen 
aller Angehörigen des Gewerbes, der felbftändigen wie der unfelbftändigen, 
zu zählen find, und wir fchlagen deshalb vor, diefe Anſchauung in s 97 
der G.O. zum Ausdrud zu bringen, indem wir denfelben, wie oben, zu 
faffen bitten. 

Uns leitet dabei noch eine andere Erwägung. Es wird wohl kaum 
auf Widerfpruch ftoßen, wenn wir auöfpredhen, daß in manden Gemerben 
bie größere Energie, der thätigere Geift der Ynitiative, das wirkſamere 
Gefühl der Zufammengehörigfeit und das größere Organifationstalent auf 
Seite der Hülfsarbeiter fi findet. Die G.O. in ihrer jegigen Geftalt 
macht e8 unmöglich, dieſe größere Energie zc. zur Bildung von Innungen zu 
verwertben. Der gegenwärtige Etand des Geſetzes zwingt die unfelbftändigen 
gewerblichen Arbeiter dazır, Vereine zu bilden, welde nach dem vor und 
dargelegten natürlichen Gange der Dinge ſelbſt ohne die urſprüngliche Abſicht 
der Bereindgründer und Mitglieder unmwillfürlih in eine Gegnerfchaft zu 
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den geremmt organifirten ſelbſtändigen Gewerbtreibenden geratben milffen, 
meiſtens aber notorifch die Wbficht der Gegnerſchaft von vorneherein in fidh 


tragen. 

Nun find die Bälle keineswegs vereinzelt, daß aud unter den Hülfs⸗ 
arbeitern die Nachtheile dieſes Zuſtandes wohl erfannt werben ; ganze Bereine 
von Hhlfsnrbeitern, namentlich ſolche, welche bereits längere Streiterfahrungen 
hinter fi haben, würden ein friebliches Zuſammengehen vorziehen und dazu 
die Hand bieten, ımd in beit Weiten den meiften Gewerben giebt es 
wenigftens eine fo gefinnte Minoritätt. Durch die von uns vorgeichlagene 
Modifictrung des $ 97 wünſchen wir diefen Elementen freie Hand zu geben, 
auch ihrerſeits zur Bildung von Innungen zu fchreiten, und wir würden e8 als 
enen Erfolg unferer Beftretumgen Ichäten, wenn dort, wo die Fäffigfeit der 
ſelbſtändigen Gewerbtreibenden Innungen nicht zu Stande fommen läßt, die 
Hülfsarbeiter Dazu die Initiative ergreifen follten. Namentlich die Gewert- 
vereine werben dann in die Lage kommen, ihr Programm der Verſöhnung 
praftiich in Anwendung zu bringen. Wir würden darin durchaus feine Gefahr 
ſehen. Wenn die Innungen, wie wir es vorſchlagen, den felbftändigen und 
umelbftändigen Gewerbsgenoſfen volle Gleichberechtigung gemähren, und dabet 
ihnen emen wirflihen Wirkungskreis zu Förderung der „gemeinſamen gemwerb: 
liceen Intereſſen“ bieten, jo wird die Errichtung derfelben nicht ange auf fich 
warten laſſen, und es kann für ihren Hauptzweck, Wieverherftellung des 
inneren Friedens und gememfame Arbeit an der Hebung des Gewerbes, 
überhaupt einerlei fein, von welcher Seite der Anftoß ausgeht. Wir befür- 
werten alfo mit aller Entjchtebenheit die Zufammenfegung der Innungen aus 
jelbftändigen und unſelbſtändigen Gemerbtreibenden und die volle Gleich 
berechtigung beider Theile. 

Die Beibehaltung der 88 98—102 in ihrer jegigen Geftalt iſt un= 
bedenklich. 

Dagegen haben wir in 8 103 eine Aenderung vorgenommen, dahin 
gehend, daß 8 86 der G.O. auf die neuen Innungen nicht Anwendung 
finden fol. Dieſer Paragraph lautet: 

„Durch Beſchluß der Innung kann von Ausübung des Stimmrechts, 
ſowie der Ehrenrechte innerhalb der Innung, derjenige ausgeſchloſſen 
werden, welcher in einem der in 8 83 unter 1, 2, 3 bezeichneten 
Berbältniffe fich befindet“, 

und dieſe 1, 2, 3 handeln von denjenigen, melde die blirgerliche 
Ehre verloren haben, melden die Ausübung der bürgerlichen 
Ehrenrechte auf Zeit unterfagt iſt, oder melde fi) in Concurs 
befinden. 

Während 8 83 verfügt, daß die sub 1, 2, 3 erwähnten Perfonen 
von dem Eintritt in die Innung audgefchloffen werben fünnen, verbietet 
5 85 den Ausſchluß derſelben aus diefen Gründen, wenn fie einmal 
aufgenommen find, und will nur den Ausflug von der Ausäbung des 
Stiummrechts und der Ehrenrechte innerhalb des Vereins zugeben. Man Kat 
damals dieſe Beſtimmung getroffen, weil man etwaige Anfprüde ven 


220 Vorfchläge der Hamburger Gewerbelammer 


Diitglievern beftehender Innungen (von vielen handelt es ſich in ven 88. 83 
und 85) an das Innungsvermögen ſchützen und verhindern wollte, daß durch 
Ausihluß von Mitgliedern aus gedachten Urſachen auch die Bermögens: 
anſprüche verfelben ihnen genommen werben fonnten. Für die von uns vor: 
gefhlagenen neuen Innungen hat jedoch diefe Rüdfiht keine Bedeutung, und 
wir meinen, daß wenn nad 8. 100 das Innungsſtatut unbejchränft über 
die Rechte und Pflichten der Mitglieder beftimmen, u. U. aud auf unter 
laſſene Zahlung der Beiträge den Ausſchluß verfügen darf, die Ausichliegung 
von Mitgliedern wegen ehrlojer Handlungen nicht durch das Geleg verhindert 
werben ſollte. Es kann nicht zur Erhöhung der Achtung vor den Innungen 
und zur Yörberung des Ehrgefühls unter den Mitgliedern beitragen, wenn fie 
gezwungen werben follen, ehrloſe Subjecte zu behalten, während ein verarmtes, 
aber im Uebrigen ehrenhaftes Deitglied wegen Nichtzahlung der Beiträge 
die Mitglievichaft verliert. 

Bevor wir nun zur Motivirung unferer Borfchläge sub 103 a—e 
übergeben, haben wir folgende allgemeine Bemerkungen zu machen. 

Wir Haben uns zunädhft über die Trage ſchlüſſig werden müllen: 
welder Inhalt muß den Innungen gegeben werden, 
wenn fie lebensfäbig und im Stande Jein follen, 
die von und geftellte Aufgabe einer inneren Kräftigung 
bes Gewerbeftandes und Wiederherftellung des ge: 
werblidhen Friedens zu erfüllen? 

Wie ſchon vorftehend ausgeführt, find wir fofort darüber einverftanden 
gewejen, daß eine Theilnahme auch der unfelbfländigen Gewerbtreibenden an 
den Innungen durchaus erforderlich if. Wir haben es ferner für feld: 
verftändlich gehalten, daß in der Enticheidung über gemeinichaftliche Angelegen: 
beiten die Vertretung beider Theile eine gleichberechtigte fein muß, während 
Dagegen über die nicht vom Innungsftatut als „gemeinſam“ bezeichneten An⸗ 
gelegenbeiten jeder Theil ſelbſtändig nad eigenem Ermeſſen zu befchließen 
bat. Des Zuſammenhanges willen wenden wir uns zunächſt zu Demjenigen, 
was 8. 103 b über die ald „gemeinfam“” zu bezeichnenden Angelegenheiten 
jagt, weil unferer Auffaffung nach die Erfüllung der Vorſchriften dieſes 8 als 
Borbedingung für die Gewährung der in 8. 103 a beanfpruchten Rechte 
gelten fol. 

Mit Vorbedacht haben wir die Verwaltung der Innungs:, Kranken 
und Unterftügungsfaflen als „gemeinfame“ Angelegenheit bezeichnet. Ti 
Stellung des deutſchen Hülfsarbeiterftandes zu den Kranken: und Unter 
ftügungtafien bat fi) in den legten Jahren wejentlih modificirt. Während 
vor etwa 2—3 Jahren noch häufig und mit Lebhaftigfeit gegen bie Ber: 
pflihtung der Hülfsarbeiter fih Kranken, Hülfs- und GSterbelaffen anzu: 
ſchließen ($. 141), während durch 8. 140 eine ähnliche Verpflichtung der 
felbftändigen Gewerbtreibenden aufgehoben ift, monirt, und namentlich oft 
darauf hingewiefen wurde, daß für das kaufmännische Hilfsperfonal eine 
ähnliche Verpflichtung nicht beftehe, das Heranziehen lediglich der gewerblichen 
Hülfsarbeiter zu ſolcher Verpflichtung aljo eine Ungerechtigkeit gegen fie ent- 
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halte, laſſen dieſe Klagen fich jet weit feltener vernehmen. Die Gründung 
und Ausbreitung foldyer Kaſſen wird vielmehr von den Bereinigungen ber 
Hülfserbeiter mit bejonderer Energie betrieben. Diele an ſich löbliche Er- 
ſcheinung erflärt ſich auf eine wenig erfreuliche Weile. Dean Bat darin nicht 
ene Zunahme vorforglihen Sinne in den arbeitenden Klaſſen zu fuchen, 
fendern es bat diefer Umſchwung erft flattgefunden, ſeitdem man die große 
Berwendbarteit und Wirtfamfeit folder Kaflen als Mittel im gewerblichen 
Strette fenmen gelernt hat. Theils hat man die zu derartigen Unterftägungs- 
zweden zufammengebradhten Mittel direct zur Forderung von Strikes und 
ähnlihen Sweden verwendet, wodurch Kranken ꝛc. Kaffen in den Zuftand 
ter Zahlungsunfähigkeit verfegt find, theils Hat man aud die Mitgliedſchaft 
bei ſolchen Kaſſen indirect als wirkfames Mittel, einen Druck auf die Ent- 
\hliegungen der Mitglieder in anderer Bezithung auszuüben, benutzt. Zahl⸗ 
reiche KRaffenftatuten enthalten die Beftimmung, daß nur WMitgliever eines 
beftimmten Bereind oder Verbandes, Mitglieder der betreffenden Kranten-, 
Unterſtützungs⸗, Invaliden- oder Sterbelaffe werben oder bleiben können, 
md daß mit dem Berluft der Mitgliedſchaft bei jenen Vereinen oder Ber: 
binden auch die Mitgliedſchaft bei den Kaffen aufhört. Namentlich die als 
Anbängfel an Strifevereine und dgl. gegründeten Kaffen find faft ausnahms⸗ 
[08 von vornherein in diefer Weife angelegt, während fehr viele ältere Kaſſen, 
darımter manche mit großen angefammelten Capitalien, Die früher eine der⸗ 
artige Beftimmung nicht hatten, auf dem Wege der Statutenänderung gleid- 
fall8 in die Hände von Strifevereinen und dgl. gebracht jind. Man bat, 
um derartige Projecte durchzufegen, neue Mitglieder zahlreih in die alten 
Kaſſen eintreten Laffen, bis eine genügende Mehrheit zufammengebradht war, 
um derartige Statutenänderungen beichliegen zu können. 

Der gewollte Zwed und die Folgen davon find Har. Mitglieder von 
Vereinen unfelbftändiger Gemerbtreibenven, die einem beabfichtigten Strife 
und dgl. freiwillig ſich nicht anichliegen würden, find dennoch dazu gezwungen, 
wenn fie nicht zugleih die Mitglievfchaft in den betreffenden Kranken: x. 
safien, alfo die Frucht zum Theil Iangjähriger Beiträge, von welchen fie 
Sicherheit gegen die Zufälle der Erkrankung und des Alters, der Arbeite- 
Iofigkeit u. ſ. w. erhofften, verlieren wollen. Namentlich die fonft jo ſegens⸗ 
reihen Invalidenkaſſen werden in diefer Beziehung aufs ärgfte mißbraucht, 
weil fie gerade auf den älteren, befonneneren Theil der Hülfsarbeiter, der 
ſonſt nicht fo Leicht zu muthwilligem Streite die Hand bieten würde, den 
härteſten Drud ausüben. Die Ausfiht, in ſchon reiferen Jahren, Häufig 
bereit8 in einem Alter, in welchem ber Eintritt in andere Kaſſen Schwierig- 
fetten findet, die Frucht früherer Erſparniſſe, den wohl erworbenen Anhalt 
an den Kaſſen, verlieren zu müflen, zwingt dieſe Leute, fich ın Alles zu fügen. 
Die Beftimmungen des 8. 152 alin. 2 der G.-⸗O. werden dadurd völlig 
wirkungslos gemadt. Außerdem bat man felbft bei ſolchen Kaffen, beren 
Mitgliedſchaft nicht mit der Theilnahme an Strifeverbänden und dgl. in Zu⸗ 
fammenhang gebracht werben konnte, 3. B. in Folge der Wachſamkeit der 
Auffihtsbehörden, Mittel genug gefunden, mißliebige Perſonen auf die ver: 
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ſchiedenſte Weife jo Lange zu Ddrangfaliven, bis fie fi zum „freiwilligen 
Austritt bewogen fühlten. 

Es ift deshalb wohl genügend motivirt, wenn wir vorſchlagen, dus 
Kaſſenweſen unter die gemeinfamen Angelegenheiten aufzunehmen, und dem 
felben jomit feinen humanitairen Charakter wieder zu ſichern 

Daß die Bildung des Einigungsamted zu den gemeinjamen Ungelegen- 
heiten gehört, ıft ſelbſtverſtändlich. Uebrigens wird in einer nad wunferem 
Vorſchlage organifirten Innung die Thätigfeit des Einigungsamtes wohl nicht 
ſehr Häufig in Anfpruch genommen werden, da die ganze Innung, namentlich 
aber das Zuſammenwirken der Vertreter beider Theile in fo vielfaden 
anderen Dingen, als Einigungsamt zu wirfen geeignet ift: 

Ebenfo gehört die Schlichtung der gewerblichen Rechtsſtreitigleiten 
unzweifelhaft zu den gemeinfamen Angelegenkeiten. Ueber vie Sache jelbit 
werden wir und weiter unten des Näheren auslafjen. 

Auch die Regelung und Beauffihtigung des Lehrlingsweſens halten wir 
für eine gemeinfame Angelegenheit der jelbftändigen und ver unfelbitändigen 
Gewerbsgenoſſen. Meifter und Gefellen haben ein gleiches Intereſſe daran, 
daß die heranwachſenden Lehrlinge zu tüchtigen Menſchen ſowohl in techniſcher 
wie in moralifcher Beziehung herangebildet werden. Das Nühere über die 
Art und Weife der Regelung und Beauffihtigung des Lehrlingsweſens wollen 
wir dem Innungsſtatut überlaſſen, da die nad) Dertlickeit, Umfang und Art 
und Weiſe des Betriebes jo ehr verſchiedenen Verhältniſſe nothwendiger 
Weiſe berüdjichtigt werden müſſen. An dem einen Orte und in dem einen 
Gewerbe wird man von dem Lehrling den Beſuch einer Fortbildungde oder 
Gewerbeſchule verlangen, in anderen Fällen wird man dem Burfchen, ber kai 
einem Innungsangehörigen in die Lehre tritt, die Wblegung einer Prifung 
am Ende der Lehrzeit vorjchreiben, und die Aufnahme in Die Innung von 
dem Beſtehen der Prüfung oder doch von ordnungsmäßiger Vollendung der 
Lehrzeit abhängig machen. Vielfach wird man ed für nothmwendig halten, 
auch auf die Lehrherren im Intereſſe der Fehrlinge ein wachſames Auge zu 
halten. Alles Derartige muß dem Innungöftatut vorbehalten bleiben. 

Gewicht legen wir ferner darauf, daß die Regelung des Arbeitönad- 
weiſes als gemeinfame Angelegenheit vorgenommen werde. Mit dem Arber 
nachweiſe verhält e8 fi) ähnlich wie mit dem Kaſſenweſen; auch jener iſt in 
den letzten Jahren vorzugsweiſe als Kampfmittel benugt. Arbeitnehmer wi 
Arbeitgeber haben verſucht, den Arbeitsnachweis thunlichſt in ihre Hand zu 
bekommen. Auf Seiten der Arbeitnehmer lag dabei namentlich die Abſid 
vor, jede directe Berührung freier, bejonderd neu zumandernder Arbeitöfräft: 
mit den Arbeitgebern zu verhindern, und fomit allen denjenigen Arbeitgebern, 
welche fih aus irgend einem Grunde den Arbeitern oder deren Führern gegen: 
über mißliebig gemacht haben, die AUrbeitöfräfte abzufchneiden, und fie jo me 
möglid) zu ruiniren. Es ift das nicht blos im Strikekampfe geichehen, ſon 
dern fehr Häufig auch nach wieverhergeftelltem Frieden, zur Beftrafung jelder 
Arbeitgeber, welche fih im Kampfe durch bejondere Energie ausgezeichnet 
hatten, und zum abſchreckenden Beiſpiele für andere. Die Klagen über Map: 
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regelung von Arbeitern baben Hier ihr veichliches Penbant gefunden, bie 
mittelalterliche Berrufserklärung iſt Hier ind Moderne übertragen. — Auf 
Seite der Arbeitgeber hat man natürlich verfucht, derarligen Beſtrebungen 
durch Regelung des Arbeitönachweiles im Sinne der erfteren entgegenzuwirten, 
und es ſoll nicht geleugnet werben, daß unter Verhältniſſen dadurch auch der 
„Maßregelung“ von Arbeiten Raum gegeben if. Es dürfte alfo auch die 
Regelung des Arbeitsnachweiſes mit Recht als eine gemeinſame Angelegenheit 
der Innung bezeichnet werben. 

Endlich muß ſelbſtverſtaäͤndlich aud die Berwaltung des gemeinfamen 
Vermögens eine gemeinfame fein. 

Daß ed dem  Innungeftatut vorbehalten bleiben fol, auch andere als 
die vorgedachten Angelegenheiten der gemeinfamen Regelung durch Vertreter 
der ſelbſtändigen und unfelbftändigen Gewerbögenoflen zu unterftellen, bedarf 
wohl keiner Motivirung. 

Nachdem wir ım Borftehenden gezeigt haben, auf melde Weife bie 
Imung in unjerem Sinne die Wiederherftellung des inneren Friedens im 
Gewerbeftande zu jihern vermag, kommen wir nun zu den Anfprüchen, welche 
wir an den Etaat ftellen müflen, um die Innungen lebensfähig zu machen, 
und Die zum Theil gegenwärtig jehr wenig zum Zuſammenwirken und 
zu einer Berföhnung geneigten Parteien zu veranlaffen, fich der Innung an⸗ 
zufchließen. 

Die erſte Forderung, die wir ftellen, iſt Die Uebertragung der Befug- 
niß zur Schlichtung und Entſcheidung von Streitigfeiten zwilchen felbftändigen 
und unfelbftändigen Gewerbögenofien, foweit diefelben gewerblicher Natur jind, 
on die Innungen. Wir ziehen dabei nur eine Confequenz aus den An— 
ſchauungen, welche dem Borjchlage zur Errichtung befonderer Gemwerbegerichte 
zum Grunde gelegen baben. 

Die Nothmendigfeit der Schaffung von Gerichten, welche zur rafchen 
und ſachgemäßen Entſcheidung gewerblider Streitigkeiten bejonderd befähigt 
find, bedarf wohl keiner Erörterumg mehr, nachdem die befannte Regterungs- 
vorlage von der mit Begutachtung derjelben beauftragten Neichtötagß- 
Commilfion im Principe angenommen worden. Wenn aber die gebadıte 
Commilfion des Reichsſstags die Nothwendigkeit, „ſachverſtändige Ber: 
treter der ftreitenden Intereſſen zu den Gewerbegerichten zuzuziehen, all- 
feitig anerfannte" (©. 2 des Commiſſionsberichts), fo wird e8 uns ge- 
ſtattet fein, darauf hinzuweiſen, daß die vorgeichlagene Zufammenjegung der 
Gewerbegerichte dieſes Mitwirken ſachver ſtändiger Vertreter keineswegs 
in allen Fällen ſichert, daß dagegen unſer Vorſchlag die Entſcheidung gewerb- 
liher Streitigkeiten den Innungen zu überweilen, diefe Sicherung in denkbar 
höchſtem Grade enthält. Auch wird ınan hoffentlich zugeben, Daß Innungen, 
o orgemifirt, wie wir e8 vorfchlagen, die nöthigen Garantien für eine un= 
parteiiſche, würdige Wahl von Gerichtöbeifigern bieten. Namentlich werben 
dies alle Diejenigen müflen, welche, wie die Commiſſion Des Reichötages, |. 3. 
die freie Wahl der Beifiger gefordert haben. Wenigftend wird man nicht 
onnehmen dürfen, daß die Commiſſion in Hinblid auf die Leitung des Ge⸗ 
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werbegerichteö durch einen Yuriften bereit gewefen wäre, e8 mit der Quali⸗ 
fication der gewerblichen Beifiger nicht To genau zu nehmen. Kat man aber. 
geglaubt, zu dem Refultat allgemeiner Wahlen YZutrauen Haben zu dürfen, 
jo wird man gewiß auch den Innungen glauben, daß fie die zur Wahr: 
nehmung vichterlicher Bunctionen geeigneten Perfonen werben zu finden willen, 
umſomehr, da der Natur der Sade und der den Innungen geftellten Auf: 
gaben nach in den Innungen fi) von vornherein die bedächtigeren und zu: 
verläffigeren Elemente zuſammenfinden werben. 

Was nun die Bildung und BZulammenfegung der Innungsgerichte 
anbelangt, fo ift der Vorſchlag, das Nähere Darüber dem Statut der eur: 
zelnen Innungen zu überlafien, aus der Rüdficht auf die naturgemäße jehr 
große Verſchiedenheit der einzelnen Innungen hervorgegangen. 

In Betreff des Verfahrend vor den Innungsgerichten war die Zu: 
ſtändigkeit des Gerichts am einfachften und für alle Theile billigften nad 
8. 108 b 1 zu regeln. Die Beilimmungen des $. 108 b, 2 jchließen ſich 
dem von der Reihstags-Commiffion |. 5. gutgeheigenen Inhalt der bekannten 
Regterungsoorlage 8. 108 d, 2 an. Dagegen find wir in $. 108 b, 3 
von $. 108 d, 3 der Regierungsoorlage in fo fern abgemichen, als wir kei 
Ausbleiben des Beklagten in dem Termin nicht ohne Weiteres die in der 
Klage behaupteten Thatſachen als zugeftanden angenommen wiſſen wollen. 
Wir hielten Iegteres für um jo bevenflicher, als einerſeits die daraus ent: 
ftehenden Härten unmöglich überfehen werben fünnen, Härten, die nicht immer 
dur Die in ſolchen Fällen geftattete Berufung ausgeglichen werden können, 
da ſelbſt ſolche Urtbeile vorläufig vollſtreckbar fein follen. Andererſeits muf 
auch der Fall nicht überſehen werben, daß das aus Sachverftändigen beftehende 
Geriht in der Lage fein kann, die in der Klage behaupteten Thaſachen ale 
irrig zu erkennen, und nicht gezwungen werden darf, Tediglich in Folge des 
Ausbleibend des Beklagten Behauptungen als thatſächlich zugeftanden, veip. 
erwiefen zu behandeln, deren Yichtigfeit e8 auf Grund eignen Willens an- 
zweifelt. Dan vergleihe auch $. 108 d, 6 der Regierungevorlage, . und 
8. 108 b, 7, die beide dem Gerichte vorfchreiben, über die Wahrheit ber 
tbatfächlichen Behauptungen nach feiner freien, aus dem Inbegriff der Ber: 
handlungen gejhöpften Ueberzeugung zu entſcheiden. Der Fall wird vor: 
fommen, daß das Gericht ſchon aus dem Vorbringen des Klägers, ohne 
Gegenrede des Bellagten, die Weberzeugung gewinnt, daß der Kläger ım 
Unrechte fe. Wir fchlagen deshalb vor, dem Gerichte zu überlaffen, beim 
Ausbleiben des Beklagten „dem Antrage der klagenden Partei gemäß nad 
Sachlage zu enticheiden”. 

Im $. 108 b, 5 proponiren wir ferner, die Yuziehung von Rechts 
beiftänden ſeitens der Parteien auszuſchließen, und Pertretung nur bımh 
nabe Verwandte und Vormünder, fowie durch dauernd im Dienfte der Par: 
teien ftehende Perfonen over Gewerbögenofien zuzulaflen. Die Ausſchließung 
von Rechtöbeiftänden entipricht dem Verfahren vor der hamburgiſchen ſtädtiſchen 
Vergleichsbehörde, wo nicht der mindefte Vebelftand in Folge deſſen fih ber: 
auögeftellt hat, fo daß in dem |. 3. vom Senate der Bürgerfchaft vor: 
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gelegten neuen „Antrage, betreffend Behörden zur Enticheivung von Streitig- 
keiten der jelbfländigen Gewerbtreibenden mit ihrem Hülfsperjonal und das 
derfabren vor denfelben“, dieſer Erundfa in 8 9 unverändert wieder aufs 
genommen iſt. Auch die vom 7.—10. März d. 3. in Berlin flatigefundene 
Conferenʒ deutſcher Handels⸗ und Gemwerbelammern bat fi in Diefem Sinne 
ausgeſprochen. Bei der Eigenart der vor den Innungs⸗ reip. Gewerbe: 
gerihten zur Berbandlumg kommenden Angelegenheiten, die faft ausſchließlich 
um techniſche Details fich drehen, kann in der Vertretung der Parteien durch 
Jmften eine Förderung des Berfahrend nicht gefunden werden. Vielmehr 
if eine raſchere und ſachgemäßere Entſcheidung dann vorauszufegen, wenn 
k „famänniehen Parteien nur mit den fachmännifchen Richtern zu thun 


Die Commiſſion des Reichstages bat |. 3. verlangt, daß das den 
Porteien mitzutbeilende Urtbel mit Gründen zu verfehen fe 
($ 108 d, 7). Die Regierungdoorlage kennt dieſe Beſtimmung nicht, und 
wir find der Anficht, daß letztere dabei richtiger die bejonderen Verhältniſſe 
der mit Schlichtung gewerblicher Streitigkeiten betraueten Gerichte trifft. 
Wir müflen und um jo mehr hierin ber Wegierungsvorlage anjchließen, als 
wir die fofortige Verkündung des Urtheild am Schluß ver Verhandlung ver- 
langen und das Zugeſtändniß einer Friſt zur Verkündung des Urtheild für 
eine Berringerung der Nüglichfeit des Gerichts halten müſſen. Wenn das 
Gericht nach feiner freien, aus dem Inbegriff der Verhandlungen ge- 
Ihöpften Weberzeugung zu entſcheiden hat, jo muß es ſtets am Schluß ber 
Verhandlungen im Stande fein, fen Urtheil abzugeben. Eine Friſtgewährung 
R demnach nidyt nöthig, und führt nur zur Berkchleppung. In Hamburg, 
mo die Zahl der vor die betreffende Behörde kommenden Tälle eine außer: 
ordentlich große ift, hat die fofortige Verfündung des Urtheild niemals em: 
Schwierigfeit verurſacht. 

Sn 8 108 b, 9 unſeres Entwurfs Haben wir e8 für nöthig erachtet, 
ausdrücklich zu erklären, daß die vorläufige Vollſtreckung eines auf Ausbleiben 
des Beflagten ergangenen Urtheil durch Erhebung des Einſpruchs nicht auf- 
gehalten werden fol. Wir haben damit dem Unfuge vorbeugen wollen, daß 
das Ausbleiben im erften Termine zur Regel wird, zur großen Beläftigung 
des Gerichted und zur Schädigung namentlih der ärmeren und im ber Seit 
beſchränkten Partei. 

Die Beſtimmungen sub $ 108 b, 10 und 11 erflären ſich von ſelbſt. 

Ebenſo $ 108 c, Abſatz 1. 

In 8 108 c Abſatz 2 Haben wir verfucht, Die Bedenken, welche in 
der Reichſstags-Comnmiſſion ſ. 3. gegen $ 108 f der Regierungsvorlage 
(„Die Entfcheidungen der Gewerbegerichte find endgültig”) erhoben worden, 
zu befeitigen. Wenn wir nicht verfennen konnten, daß es ernſten Bedenken 
unterliegen müffe, für alle Rechtöftreitigfeiten, welde vor die Innungs⸗ reſp. 
(Sewerbegerichte gelangen, ohne Berüdfichtigung ihres Werthes, den ferneren 
Rechtsweg abzufchneiden, fo glauben wir doch, daß es den größten Theil des 
Nugens, welchen das ſummariſche abgekürzte Verfahren dieſer Gerichte, 
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namentlich in Bezug anf gewerbliche Bagatelfftreitigfeiten ftiften ſoll, in ven 
Wind werfen hieße, wenn man den Parteien eine unbegrenzte Appellation 
gegen die Exrfenntnifle der Innungs- reſp. Gewerbegerichte freilaffen wollte. 
Wir fchlagen deshalb vor, die Erkenntniffe, foweit fie Summen bi® zur Höhe 
von 50 Reichsmark betreffen, fir endgültig zu erflären, über jenen Betrag 
hinaus jedoch eine Appellation zuzulafien, mit der Maßgabe, daß, falls ber 
Nechtöflreit eim Object von 50—500 Reichsmark im Werthe betrifft, vie 
Entſcheidung des Gerichts, unbeſchadet des eingelegten Rechtsmittels, vorläufig 
vollſtreckbar fein, über jenen Betrag hinaus jedoch auch die Vollſtreckung bis 
zur befinttio ausgemachten Sache ruben fol. 

Was die Berufung jelbft anbetrifft, jo ſchlagen wir vor, biefelbe bert, 
wo neben dem Imnungsgeriht ein Gemwerbegericht exiftirt, an letzteres, m 
Ermangelung eines Gewerbegerichts aber an das zuftändige Gericht unterfter 
Inftanz geben zu laffen. ‘Die allgemeinen Gewerbegerichte werben, wenn jie 
neben Innungsgerichten beftehen, mehr allgemeine Intereſſen vertreten, un 
als ſolche zur Appellationsinſtanz gegen Erfenntniffe bes fpeciellen Innunge 
gerichtes fich fehr wohl eignen. Fehlen Gewerbegerichte, jo ift das orbentlic 
Gericht unterfter Inftanz von felbft als Appellationsinftanz gegeben. 

S 108 d ift felbftverftändlich, nachdem bie Innungs- reſp. Gewerbe 
gerichte nicht in der Weile der Regierungsoorlage $ 108 a mit den orbent: 
lichen Gerichten verbunden find. 

In vorftehender Werfe Haben wir uns bie Errichtung von und bei 
Berfahren vor Innungsgerichten gedacht, und wir find bes feften Glauben, 
daß ſolche Imnungsgerichte vollauf eben jo gut, wie Die von den Regierung 
vorgeichlagenen Gewerbegerihte, im Stande fein werben, die vorkommenden 
Rechtöftreitigleiten gewerblicher Natur zu enticheiden, ja, daß fie, weil fie fie 
and Sachverſtändigen des ſpeciellen Gewerbes beitehen, nicht unerheblide Bar: 
züge vor den ©ewerbegerichten befigen werden. Wenn wir aber jomt 
glauben, daß ihre Errichtung ſchon um ihrer felbft willen fich Dringend 
empfehlen werbe, jo Halten wir fie baneben noch für eben fo beveutfam als 
feſtes Bindemittel für die Innungen jelbft, die fie mit einem bochwichtigen, 
das Zuſammenwirken aller Theile fürdernden Inhalt erfüllen, imbem fi 
ihnen: zu gleicher Zeit ein Anfehen und eine Würde gewähren, welche bloßen 
„freien Bereinen” niemals zutommen werben. Alle Vortheile, welde mal 
von der Errichtung von Gewerbegerihten fr die Ausgleichung der im Gr: 
werbeftande zwiſchen den verſchiedenen Theilen und Parteien deffelben befte 
Differenzen, für bie Ausföhnung der Hadernden, fomit für bie Wiederher— 
ftellung des gewerblichen Friedens erwartet, werden Innungsgerichte in weil 
höherem Grade erfüllen, weil fie bie verfchievenen Theile weit häufiger um 
weit inmiger zufammenführen, und weil fie in ihren Mitglievern, bie fih im 
ftetigen Zuſammenwirlen kennen und achten lernen, eine fortwährenbe Pro: 
yaganda guten Willend und gegenfeitigen Entgegenkommens befigen. € 
wird borausfichtlich ſehr bald dahin kommen, daß das Innungsgericht und 
Die wichtigften anderen Innungsämter entweder von denfelben Perſonen beiet! 
find, oder doch, daß die Perſonen, welche die verſchiedenen Aemter inme haben 
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over gehabt haben, alterniren, fo daß bie richterlihen Erfahrungen, Die Daraus 
geihöpften Gewohnheiten der Unparteilichleit und ver Selbftbeberrichung ber 
Imung in allen ihren Theilen zu Gute kommen. 

Es bleibt mun noch zu umterfuchen übrig, welden Anforderungen die 
Jmungen zu gentigen haben follen, bevor ihnen die Ausübung bed wichtigen 
gerihtlihen Amtes anvertraut werden Tann. 

Wir haben nach eingehender Berathung gefunden, daß allgemeine, für 
jden einzelnen Fall gültige Normen in diefer Beziehung ſich nicht geben 
laſſen. In der Haupiſache haben „wir den Zweck der Innungen feftgeftelt. 
Tie Prüfung, in wie weit die betreffenden Innungen jo zulammengefeßt 
ud organtfirt find, daß fie die Erfüllung der Innungszwecke ficher ftellen, 
muß der zuftändigen Verwaltungsbehörde vorbehalten bleiben. Namentlich 
haben wir eingehend die Frage geprüft, ob für die von der Behörbe anzu⸗ 
erlennende Innung ein gewifie® Sahlenverhältniß zu der Gefammtzahl der in 
dem betreffenden Gewerbe vorhandenen Arbeitgeber und Arbeitnehmer feftzuftellen 
fü. Wir find Dazu gekommen, diefe Frage zu verneinen, weil fich für feinen 
der vorgeichlagenen Bruchtheile eine ftihhaltige Begründung finden Tief. Wir 
mußten und fagen, daß e8 von vornherein ſchwierig fein würde, bei dem 
jetzigen Zuſtande ber Unorganifation überhaupt die Zahl ver Gewerbsgenoffen 
feſtzuſtellen; wir mußten in Betracht ziehen, daß, wenn ein beſtimmtes Ber: 
halmiß der Imnungsmitgliever zur Geſammtzahl ſowohl in Bezug auf die 
klbftändigen mie die unjelbftändigen Gewerböangehörigen verlangt werde, in 
allen denjenigen Fällen, wo zunächſt der eine Theil der Bildung einer Innung 
günftig geftimmt fein, der andere derſelben dagegen abgeneigt fein oder gleidh- 
gültig gegenüber ftehen follte, die Bildung einer Innung unmöglich gemacht 
wide, und daß dadurch gerade der Zweck, die bisher Getrennten und Ber: 
endeten zufarmnenzuführen, vereitelt wäre. Wir haben ferner dabei bie 
Schwierigkeit vor Augen gehabt, welche der Mangel an.Stabilität in ber 
Griftenz der Innung beroorrufen müßte, jobald etwa einmal das urſprünglich 
feſtgeſetzte Zahlen⸗Verhältniß der Innungsmitglieder zu den außerhalb der 
Innung Gebliebenen durch worlibergehende Fluctuationen in der Zahl ter 
nnungemitgliever geftört, und fomit die Innung jeden Augenblid ver Be 
dingungen ihrer Berechtigung fih beraubt ſehen könnte. Wir find deshalb 
einſtimmig zu der Anficht gekommen, daß es ſich nicht empfehle, die Gründung 
einer Inmung von dem Beitritt eine® feften Bruchtheild der Gewerbsgenoſſen 
abhängig zu machen, fondern daß es hierbei mehr als irgendwo Darauf an⸗ 
tonmen werde, die Stimmen zu wägen, nicht zu zählen. Deshalb ſchlagen 
wir vor, es der zuftändigen Verwaltungsbehörde, der in jedem "alle die Ge— 
nehmigung des Innungsſtatuts vorbehalten bleibt, zu überlaffen, ſelbſt zu 
prüfen, ob die Innung fähig ift, den in 8 103 b—103 e feftgefegten 
Beſtimmungen zu entfprechen, und danach Entichluß darüber zu fallen, ob fie 
ihr die Befugniß zur Bildung von Innungsgerichten reip. zur Gründung 
und Berwaltung felbfländiger Kranken- und Unterſtützungslaſſen ertheilen 
will oder mich. 

Endlich Haben wir natürlich auch noch Die Trage erwägen müflen, ob 
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Die Jurisdiction des Innungsgerichtes fi auf bie Innungsangehörigen be 
Ihränfen, oder auf alle Angehörige des betreffenden Gewerbes, refp. der in 
der Innung vertretenen Gewerbe erjtreden fol. So ſehr von mehr als 
einer Seite gewünjcht wurbe, die Gerichte nur auf Innungögenofien zu be 

ſchränken, um dadurch einen Anreiz auf die außerhalb der Innung Berbliebenen 
zum Eintrit in diefelbe auszuüben, jo haben wir uns bocd ber babei ent- 
ftehenden praftiihen Schwierigkeit fügen müſſen, daß ein ſolches Vorgehen 
Unſicherheit über die Rechtszuſtändigkeit bei den vorkommenden Streitfällen 
hervorrufen würde, und daß deshalb im Intereſſe der Rechtsſicherheit und 
Rechtsgleichheit nicht Anderes übrig bleibe, als den Innungsgerichten alle 
dem Bereiche des betreffenden Gewerbes entſpringenden Nechtöftreitigkeiten zu⸗ 
zuweiſen, gleichviel, ob die Parteien der Innung angehören oder nicht. Wir 
glaubten, daß auch in dieſem Falle der Wunſch, an der Bildung des Gerichtes 
Theil zu nehmen, zum Eintritt in die Innung anfeuern würde, abgeſehen 
von den im Uebrigen von der Innung gebotenen Vortheilen. 

Solchergeſtalt haben wir und bemüht, die Erwägungen, welche und bei 
unferem Vorſchlage, betreffs Abänderung des von den Innungen handelnden 
Titels VI. der ©.:O. geleitet baben, klar zu legen, und hoffen, daß es uns 
gelungen fein wird, die Ueberzeugung bervorzurufen, daß auf diefem Wege 
ſowohl für die Verbeflerung der gewerblichen Nechtöpflege, wie für die Wieder: 
berftellung des gewerblichen Friedens und die innere Hebung und Kräftigung 
be Gewerbeftandes Erſprießliches geſchehen kann. 

Es erübrigt und jetzt nur noch, einiges über die Gewerbegerichte, in 
Unterſcheidung von den Innungögerichten zu Tagen. 

Selbftverftänplih wird es vielen Orten, namentlib in ber erften Zeit, 
nicht möglich fein, Innungögerichte zu bilden. Theils wird es an fleineren 
Orten und bei Hleineren Gemerben an ber erforderlichen Anzahl von Gewerbs 
genoffen zur Bildung einer Iebensfähigen Innung und zur genügenden Wahr: 
nehmung der Yunctionen derjelben fehlen, theils wird aud, an manchem Orte 
das Verſtändniß für die Bedeutung derjelben nicht in genügenden Maße vor- 
handen fein. In vielen Fällen würden wir in der Bildung von Gewerbe 
gerichten nach der Art, wie fie der Regierungsantrag vorichlägt, einen er 
heblichen Fortichritt gegen den jegigen Zuſtand der Dinge erbliden. Wir 
baben deshalb unferem Vorſchlage in Betreff der Bildung von Imuunge: 
gerichten in 8 108 6—1 diejenigen Beftimmungen angefchloffen,, welche wir 
auf die Bildung von Gemerbegerichten und das Berfahren vor deufelben an: 
zuwenden vorjchlagen. Wir find dabei im Wefentlichen der mehrgebadten 
Regierungsvorlage gefolgt, und beichränfen uns deshalb darauf, im Rad: 
ftehenden die Abweihungen zu motivixen. 

Entſprechend dem 8 108 a, Abſatz 1 der Negierungdvorlage und ent 
gegen den Beſchlüſſen der Reichstags-Commiſſion vathen wir, die Zuſammen⸗ 
ſeßung des Gerichted auf einen Borfigenden und zwei Beifigende zu be 
ſchränken. Je geringer die Zahl der Richter, deſto größer die Ausſicht, 
ſowohl die Parteien zum freiwilligen Vergleich zu bewegen, wie auch im Halle 
des Durchhandelns der Sache, diefelbe zum raſchen Abſchluß zu bringen, 
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ohne daß darunter die Sachgemäßheit der Entſcheidung Gefahr Läuft. Die 
Erfahrung lehrt, daß vie größere Zahl der Mitglieder des Gerichtes bie 
Verhandlungen in die Länge zieht, umd namentlich die Parteien in dem Be- 
freben beftärkt, für ſich und ihre Sache die Sympathie der einzelnen Mit 
gieder des Gerichtes zu erweden. Bei Bergleihsverhandlungen iſt ſogar ein 
Umelrihter wirffamer als ein Collegium, namentlich fobald ihm erft eine 
lingere Erfahrung zur Seite flieht. Zu erwägen tft auch bie unter allen 
Umftänden bedeutende Schwierigkeit, ſtets die erforderliche Zahl von Beifigern 
md Erfagmännern ausfindig zu machen und zur regelmäßigen Theilnahme 
au den Sigungen des Gerichts anzuhalten, eine Schwierigkeit, die mit jeder 
Bermehrung dev Zahl der Beifiger unverbältnigmäßig wächft und deſto ſchwerer 
ns Gewicht fallen muß, je mehr es fih um großftäbtifche Verhältniſſe han: 
delt. Wir möchten deshalb entſchieden Davon abrathen, in gewöhnlichen Fällen 
mehr als zwei Beifiger zuzuziehen. Um jedoch bei beſonders wichtigen oder 
complicirten Sachen fowohl dein Wunſche der Parteien, wie vielleicht dein bes 
Gerichtes ſelbſt, nach Verftärtung der Zahl ver Beifiger entiprechen zu fünnen, 
ſchlagen wir vor, in folden Fällen e8 dem Vorfigenden zu überlaflen, auch 
eine größere Anzahl von Beifigern zuzuziehen. 

Die Trage, ob der BVorfigende ein Juriſt fein folle, haben wir offen 
gelaſſen. Dort, wo befähigte Nichtjuriften ſich vorfinden, liegt gewiß fein 
Grund vor, fie andzufchließen, während e8 an manden Orten ſogar vor- 
iommen kann, daß geeignete Iuriften fehlen, während ein paſſender, das 
dertrauen feiner Diitbürger genießender Privatmann vorhanden if. Wir 
glauben, daß es unter ſolchen Umſtänden ſich empfehlen wird, der Behörde 
ve Auswahl freizulafien. Hier in Hamburg, wo jährlih Zaufende von 
dällen vor der flädtiichen Vergleichsbehoörde zur Entſcheidung kommen, fungirt 
an Nichtjuriſt als Vorfigender zur allgemeinen Zufriedenheit. 

Was endlich die Wemunerirung der Berfiger anbelangt, fo haben wir 
die Unentgeltlichleit der Yunctionirung derjelben nur als Regel aufgeftellt, 
Ausnahmen jedoch zugelaſſen. Wir gingen von ber Anſicht aus, daß dem 
richterlichen Amte, fofern es nicht berufömäßig geübt wird, feine Bedeutung 
als burgerliches Ehrenamt ohne dringende Veranlaſſung nicht geihmälert 
nerven ſolle. Die beiflige Frage, ob die Diäten der Beifiger von den 
Öemeinbebehörben oder vom Staate zu zahlen feien, mußte gleichfalls gegen 
die Diäten ind Gewicht fallen, ebenfo wie die erhöhte Koftipieligfeit des Ver⸗ 
fahrens. Unter bejonderen Berbältnifien jedoch, wo die Einrichtung eines 
Oewerbegerichte® an dem Mangel von Diäten ſcheitern fünnte, mag die 
Zahlung ſolcher in der angegebenen Höhe zugelaffen werben. 

‚ 38 108 £ haben wir die Frage: ob Ernennung ber Beifiger durch 
die Gemeindevertretung, ob freie Wahl, unter gewiflen Modificationen im er= 
Neren Sinne entſcheiden zu müſſen geglaubt. In großen Städten wirb bie 
allgemeine Wahl, nmamentlih aus den Hülfßarbeitern, ihre ſehr großen 
Schwierigkeiten haben, und ein ſachdienliches Ergebniß ſchwerlich ficherftellen. 
Das aukerorbentlich raſche Fluctuiren der wahlberechtigten Bevölkerung wird 
ein fortdauerndes Umarbeiten der Wählerliften zur nothwendigen Folge machen, 
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die Gewählten werben ebenfalls nur ganz felten während der ganzen Dauer 
ihrer Amtsperiode am Orte bleiben. Dean wird ferner darauf gefaßt fen 
müflen, bei allgemeinen Wahlen nicht die zu bem Amte Tüchtigften , jondem 
die aus anderen Urfachen notoriicheften Hülfsarbeiter aus der Wahl hervor: 
gehen zu jehen, wenigftend in der erften Zeit, und es muß befürchtet werben, 
daß dieſe Uebelſtände in Gemeinichaft Das ganze Syſtem ber Gewerbegericht 
in Mißeredit bringen. Andererſeits aber wird auch der Gemeinbevertretun. 
die genügende Perſonalkenntniß abgeben, um eine gute Wahl aus eigner Kenntnik 
treffen zu können, und man würde deshalb befürchten müflen, baß die Wahl 
in Wirklichkeit zur Betätigung einer von einigen Perſonen aufgeftellten Lift: 
binabfinfen würde. Um dem vorzubeugen, ſchlagen wir vor, daß die Ge— 
meindevertretumg, reſp. in den freien Städten die Bürgerfchaft, zwei Com— 
miffionen ernenne, reſp. für die felbftändigen und die unfelbfländigen Gewerke: 
treibenden, denen alsdann unter Controle der öffentlichen Meinung die Wabl, 
rejp. die Ergänzung der Beifiter übertragen werben könnte. 

An Orten, wo die Gemeindevertretung in Verbindung mit der obere 
Berwaltungsbehörde die Ernennung der Beiſitzer durch allgemeine Wahl fi: 
angebrasit hält, würden wir aud gegen diefen Modus nichts einzumenden 
haben; wir müſſen uns jedoch dagegen erklären, denjelben, wie die Neichötags: 
Commiffion wollte, allgemein vorzufchreiben. 


Nachtrag. 


Der von den Eingangs namentlich aufgeführten Mitgliedern der freien 
Commiſſion ausgearbeitete, vorſtehend abgedruckte Entwurf eines Geſetzes 
betreffend die Abaͤnderung einiger Beſtimmungen des Tit. VI. der Gewerbe 
Ordnung ift in der aus den Anmerkungen zu den 88 103 d, 108, 108 b 
und 108 d erfichtlihen Faſſung nebft ven Motiven eigen mit den gemerb: 
lichen Berhältniffen und der Gemwerbegefeßgebung vertrauten Männern, me: 
mentlih Mitgliedern des Reichsſtages, behufs gutachtlicher Aeußerung mit 
getheilt worden. Wir haben mit Dank die Bereitwilligkeit anzuerkennen, mit 
welcher eine größere Anzahl der dielerhalb von uns zu Rathe gezogene 
Männer unſerem Erfuchen entiprochen haben, und geglaubt, diefen Dank nid! 
beffer al8 durch beſonders forgfältige Erwägung der uns zugegangenen Be 
merfungen bethätigen zu fönnen. Der Geſetzentwurf ift deshalb nochmals 
eingehend von uns durchberathen worden, und haben wir und zu einigen 
Abänderungen veranlaßt gefeben, die in dem vorftehenden Wieberabdrud de 
Entwurfs bereit bericjichtigt find. Wir meinten, von einem Nebeneinander 
ftellen des Entwurfs in feiner urſprünglichen und in feiner gegenwärtigen Ge 
ftalt um fo eher abſehen zu können, als die getroffenen Wbänderungen nid! 
principieller Natur und auch materiell nicht von größerem Umfange find, bie 
bem erften Entwurf voraufgefchiette Einleitung und angefitgten Motive font 
unverändert bleiben konnten. In Bezug auf die beſchloſſenen Abändermgen 
jowie in Betreff derjenigen, uns feitend ber geehrten Gutachter gemachten 
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Einwendungen, die wir nach eingehender Prüfung nicht glaubten acceptiven zu 
Innen, bemerfen wir noch kurz Folgendes: 

Der Vorſchlag, die Entſcheidung gewerbliger Streitigfeiten Innungs⸗ 
geruhten zuzuweiſen, bat im Allgemeinen bei der Mehrzahl der Herren Gut: 
ohter Beifall gefunden ; doch ift mehrfach gegen die Abficht monirt, auch die 
Streitigkeiten folcher | Gewerbtreibenden, welde einer Innung nidt am: 
gehören, durch das Innungsgericht entfcheiven zu laſſen. Da * einen der 
wichtigſten Punkte unſeres Vorſchlages bildet, fo haben wir, obgleich der Ge— 
genſtand bereits in denjenigen Beraihungen, aus melden: unfer Geſetzentwurf 
in ſeiner urfprünglichen Saffung hervorgegangen ıft, fehr eingehend ermogen 
war, benfelben nochmals ſorgfältig debattirt, haben aber zu dem Schlufle 
lommen müflen, daß es aus praftiichen Grimben nothwendig ſei, bei unferem 
erſten Vorſchlage fleben zu bleiben. Wollte man es in den Willen ber ein- 
zelnen Gewerbetreibenden ftellen, wo — vor welchen Gerichte — fie Recht 
nehmen wollen, jo wärde das zur völligen Rechtsunficherheit in Streitigkeiten 
gewerblicher Ratur führen. Jemand, der in irgend einer Slagenngelegenheit 
von dem Innungsgerichte verurteilt worden — feiner Anficht nad) natürlich 
immer zu Unrecht — würde, ſobald er wieder in die Lage käme, eine Diffe- 
venz gleicher oder ähnlicher Natur vor Gericht auszufechten, verjuchen, die 
Sache vor ein anderes Gericht: Gewerbegericht oder gewöhnliches Gericht, zu 
bringen, und zu dem Zwecke häufig felbft vorziehen, aus der Innung aus: 
zuſcheiden, um ihrer Jurisdiction zu entgehen, wenn die Sache für ihn wichtig 
genug wäre. Die Beſchränkung der Nechtsiphäre der Innungsgerichte auf 
die Innungsgenoflen würde alſo nicht etwa zur Stärfung der Innung und 
ihrer Anziehungskraft auf die draußen ftehenven Gewerbegenoffen beitragen, 
jondern umgefehrt fehr leicht das gerade Gegentheil bewirken können, während 
allerdings Biele zum Eintritt in die Innung fi bewogen fühlen werben, 
wenn fie willen, daß ihre Streitigkeiten vor derſelben zur Erledigung kommen, 
um bei Zufammenjegung des Innungsgerichts mitwirken zu fünnen. 

Dagegen iſt uns nım freilich der Einwand gemacht: Sp wenig man 
nad) den heutigen Auffafiungen Jemanden zwingen fünne, Mitglied einer In— 
nung zu werben, fo wenig werde man ihn zwingen können, feine Gtreitig: 
täten durch ein Innungsgericht enticheiven zu laſſen, wenn er tm Uebrigen 
der Innung nicht angehöre. Diefer Einwand ericheint uns nicht fichhaltig. 
Man zwingt jest Jedermann, fein Recht vor Gerichten zu fuchen, auf deren 
Belegung er nicht den mindeften Einfluß bat. Man will die Gewerbe- 
treibenden jet zwingen, ihre Streitigfeiten durch Gewerbegerichte entſcheiden 
zu laſſen, die möglicherweiſe nicht einmal durch Genofien des betreffenden 
Gewerbes befett find, alfo in Bezug auf Sachkenniniß nicht mehr bieten, als 
vie gewöhnlichen Gerichte. Es wird deshalb feine zu große Zumuthung an 
nen Gewerbtreibenden fein, feine Streitigfeiten vor einem Innungsgerichte 
zu verhandeln, das unferer Meinung nad) den vorgeichlagenen Gewerbe: 
gerihten gegenüber weſentliche Vorzüge befigt, namentlih in Bezug ber 
Sachtenntuiß. Wir müflen deshalb an unferem Vorfchlage in Betreff ver 
Competenz der Immungsgerichte fefthalten, und würden bei einer Einengung 
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derfelben in dem angebeuteten Sinne tie Lebensfähigfeit der Innungsgerichte 
bedroht fehen. Aus demfelben Grunde haben wir auch den Borfchlag, den 
8 108 b 1 wie folgt Iauten zu laflen: Zuſtändig ift diejenige Innung 
„welcher der Beklagte angehört”, nicht acceptiren können. Bielmehr haben 
wir, um auch den Fall zu berüdfichtigen, daß ver Bellagte, 3. B. als Fe: 
—5 mehrere Gewerbe betreibt, die jetzige Faſſung des $ 108 b 1 wäöhlen 
müſſen. 

Ein anderer Vorwurf, der unſeren Innungsgerichten gemacht iſt, geht 
dahin, daß ſie zu ſchwerfällig ſein würden; ein Einzelrichter — Mitglied der 
Gemeindebehörde oder der Innung — werde raſcher entſcheiden. Num verkemnen 
wir gewiß nicht, daß ein Einzelrichter weſentliche Vorzüge vor einem Colle 
gium beſitzt, wie daß die Raſchheit des Verfahrens nur dadurch gewinnen kann, 
wenn das Gericht aus möglichft wenigen Perfonen befteht. Wir Haben des 
halb auch in $ 108 a es dem Innungsftatut überlaſſen, die Bildung und 
Zufammenſetzung des Innungsgerichtes zu regeln. Glaubt eine Innung nid 
in der Lage zu fein, ein collegialifch zufammengefeßtes Imnungsgericht zu 
bilden — etwa in Folge geringer Mitgliederzahl in Heinen Orten, — ober 
wäünjcht fie aus anderen Gründen einen Einzelnen mit der Rechtſprechung zu 
betrauen, fo wird fie im Innungsftatut demgemäß Borjchriften treffen können. 

Ber „ven Gewerbegerihten aber wird man, um den Vortheil der ge: 
werblihen Sachkenntniß nicht einzubüßen, die Beiftger nicht entbehren Können 
und haben wir und bereits auf die kleinſtmögliche Zahl von 2 Beifigern, je 
einen and Arbeitgebern und Arbeitern, beichräntt, während vielfach, namen: 
lih von Bertretern des rheinländifhen Gewerbeſtandes, anf Grund bortige 
Erfahrungen 4 gefordert werden. Wir wiederholen: wir geben e8 zu, daß 
e8 für die Wirkſamkeit des Gerichte, namentlih beim Sühneverfuch, vortbeil: 
haft ift, möglichft wenig Richter zu haben; weiter aber konnten wir nidt 
eben, als indem wir die Zahl auf 2 herableßten, wenn wir die Zufammen: 
—* des Gerichts aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern nicht fahren laſſen 
wollten. Nun iſt freilich auch dieſe Zuſammenſetzung angefochten, und zwar 
bat man die Unparteilichkeit des Gerichtes dadurch gefährdet geſehen, wenn 
die Beiſitzer dergeftali von verſchiedenen Claſſen und nach Clafſen gemähl! 
werden. Wir glauben jebpch vielmehr, daß die Yufammenfegung des Ce: 
richteß aus Arbeitgebern und Arbeitnehmern das einzige Mittel iſt, nm dem: 
felben das Zutrauen namentlich der arbeitenden Claſſe zu verichaffen, und 
theilen die Befürchtung wegen Parteilichfeit der Beiſitzenden nit. Wo bie: 
ber derartige Verfuche gemacht find, baben foldhe Befürchtungen fich als un: 
begründet erwielen; ja hier in Hamburg gilt die lediglich aus Arbeitgebern 
zufammengejegte Vergleichsbehörde in Arbeitgeberkreiſen vielfach als zu ſehr 
arbeiterfreundlich, während umgekehrt ihre Unparteilicgkeit von Arbeitern noch 
niemals angezweifelt ift. Sollte die Befürchtung, daß Arbeitgeber zu Gunſten 
der Arbeitgeber, Arbeiter zu Gunften ihrer Genofien auftreten, alſo im 
Stande wären, das Recht zu Gunften von Glaffeninterefien zu beugen, x: 
gründet fein, fo müßte nicht nur auf die Mitwirkung der Beiſitzer bei ben 
Gewerbe⸗ und Innungsgerichten, ſondern noch auf viel mehr verzichtet werden. 
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Bir Sr 8, wurden in ſolchem Falle die Möglichfeit irgend welchen Zuſammen⸗ 
wirkens, allo auch die Möglichkeit des Beſtehens emichter Sunnngen aus 
Arbeitgebern und Hälfdnrbeitern überhaupt anzweifeln. 

Des Weiteren ift ferner von mehr als einer Seite vorgeſchlagen, Be: 
fimmung dahin zu trefien, daß ben Innungs ober Gewerbegerichten bie 
befugniß beigelegt werde, in Fällen, wo auf eine Leiftung erkannt ift, bie 
Erfüllung dieſer Leiftung fofert umter Execution zu ftellen, und eventuell durch 
anneh⸗ und Vollſtredung von Haftfirafen zu erzwingen, ähnlich wie dies 

. 3. au vom Hamburger Senate in — Antrage bezüglich der Ent⸗ 
iheiung gewerblicher Streitigteiten geſchehen ift. 

Es iſt dies (Die execatio ad faciendum) bekanntlich eine der beftritten- 
ten Fragen ber Gegenwart, namentlich ſoweit fie mit der vielerdrterten 
Contractbruch. Angelegenheit in Verbindung ſteht, und wir haben geglaubt, 
ie I Der nicht nebenher bei Gelegenheit eines Borkchlage® auf Einfegung von 

Innungsgerichten erledigen, fondern fie der Entſcheidung durch die zu erwarten- 
ben großen Juſtizgeſetze überlaſſen zu follen 

Dieſes wären die Haupteinwande welche gegen die Irmungögerichte, wie 
wir fie vorgeſchlagen haben, erhoben find. Daneben iſt noch von zwei Geiten 
— daß wir zu weit in bie Specialitäten des Verfahrens u. dgl. ein⸗ 

egangen feien, und wich dieſer Tadel von einem der Herren Gutachter bar- 
— daß die Innungsgerichte nicht eigentlich Recht ſprechen, ſondern 
nur vorläufig erzwingbare Vergleichsvorſchläge maden follen, während 
die von der Regierung vorgefchlagenen Gewerbegerichte die erſten Gerichte 
erer Inſtanz zu bilden hätten. Dieſer Stanbpunft iſt aber dem ımfrigen 
principiell entgegengefegt, wir betrachten die SJunungögerichte als (in ihrer 
Cormpetenz) wirklich Rech t ſprechende Körperkhaften und haben ' deshalb ges 
glaubt, einige, zum Theil der biefigen Praxis entnommene, Vorſchriften in 

Betreff des Berfahrens hinzufügen zu müſſen, wobei der Gerichtöpraris immer- 
bin bier noch ein großer Spielraum bleiben wilde. 

Bon vwerſchiedenen Seiten ift und ber Rath gegeben, beſonders energiſch 
auf Beſtrafung des Contractbruchs und Eimführung von Arbeitsbüchern zu 
dringen, und von einer Seite wird bie Anficht betont, Daß nur durch Ver⸗ 
beſſerung des Lehrlingsweſens, durch Einführung allgemeiner Gejellenprüfungen, 
— werben könne. Die Beſtrafung des ee ift eine Rechts⸗ 
frage, die nicht in ben Rahmen ber gegenwärtigen Birke ———— die 
Einführung von Arbeitsbüchern und die Beauffichtigun Prüfung ver 
ichrlinge ſehen wis als Innungsſache an, die in Dad Imun mer —— 
und dort, je nach den beſonderen Verhalmiſſen des Gewer entſchieden 


muß. 

Zum Schluß ned einige allgemeine Bemerkungen über zwei Urteile in 
Detreif der vorliegenden Arbeit, die, von ganz verſchiedenen Seite und 
Standpunkten ausgehend, nur darin einig find, daß fie ihr Die Möglichkeit 
des praktiſchen Erfolges abſprechen. 

Das eine ertheilt unferer Vorlage ein uns ſehr ſchmeichelhaftes Lob, um 
damit zu fehließen, fie eine gänzlich ausſichtsloſe Sıiyphuserbeit zu nennen, 
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weil berjelben noch. viel zu viel vom alten Zunftweſen anbafte, Gründe für 
dieſes harte Urtbeil find weiter nicht gegeben. Unſerer Anficht nad ift der 
jet von und gemachte Vorſchlag himmelweit von dem entfernt, was Ichlie- 
lich als beſonderes Merkmal des Zunftleriſchen galt; wir verlangen kein 
Borrecht für irgend einen Theil, wir wollen Niemanden an der freien Aus 
übung feiner gewerblichen Thätigkeit hindern. Wohl aber glauben wir darauf 
binweifen zu —* , daß in den Arbeitnehmer-Verbänden, wie fie fett Ein⸗ 
führung ber neuen GewerbesOrbnung entflanden find, Die Zunft — jegt aber 
lediglich als Hülfsarbeiterzunft — in ihrer jchroffften Form und mit ihren 
ſchlimmſten Auswüchlen wieder Ieenbig geworben ift, ımb daß Diefe Arbetter- 
zünfte daS ganze gewerbliche Gebiet binnen Kurzem allein beherrfchen werben, 
zur ernfieften Gefährbung des bisher noch mühſam geretteten Theiles bes 
unabhängigen Gewerbebetriebes, wenn es nicht gelingt, dem Vorbringen dieſer 
einfettigen Arbeiter-Drgantfationen duch gemeinjame Organifationen Holt 
zu gebieten und das bereits eroberte Terrain allmählich wieder abzuringen 
Leicht wird die Arbeit ohnehin nicht fein, aber fie muß gethan ober menig: 
ſtens verfucht werben, wenn nicht der Deutfche gewerbliche Mittelſtand, — umt 
vielleicht viel mehr — in dem fonft unvermeidlichen Kampfe allmählich, abe 
ſicher zu Grunde geben fol. 

Das ift denn auch die Antwort, die wir auf das zweite unferen Be 
firebungen ungünftige Urtheil haben, das Urtheil nämlich: Ihr werbet nicht 
durchdringen, weil ihr viel zu fehr Idealiſten ſeid. Was ihr da vorſchlagt 
von Berftändigung, Zuſammenwirken und Berfühnung ift Alles ausſichtslod; 
die Dinge find viel zu weit gediehen, die Feindſchaft der fperiell ſ. g. ar 
beitenden Clafſe gegen alle übrigen Claſſen ift viel zu groß, der Antagonid 
mus zwifhen Arbeitern und Arbeitgebern ift viel zu erbittert, als daß von 
folchen Berfuchen noch etwas zu hoffen wäre. Es giebt nur no Eins: Kamp 
gegen Kampf; ber arbeitenden Claſſe die Spike bieten, jo lange es geht. 

Wir aber baben geglaubt, dem Peſſimismus nicht fo weit nachgeben, 
fondern wenigfiend einen Verſuch machen zu müflen, ob ber jet im beutjchen 
Gewerbftande wütbende innere Krieg nicht doch noch zum Frieden gewandt 
werden könnte. Das aber geben auch wir Allen, an die wir und wenden, 
zu bedenken: Zeigt e8 ſich wirflih, daß e8 unmöglich iſt, auf dieſem Wege, 
den wir nach langer, ernfter Prüfung flir den einzig noch offenen halten, zu 
einer Berföhnung zu gelangen, dann bitrfte an bie Herbeiführung eines fried 
lichen Ausgleiches der jest das ganze gewerbliche Leben auf's Tiefſte erſchüttern⸗ 
ven Parteilämpfe ſchwerlich noch zu denken fein. Was dann kommen win, 
wen das Wohl des Staates durch dieſen fortgefetten Kampf allmählich, aber 
ſicher zu Grunde gerichtet wird, Haben nicht Die zu verantworten, die nad 
Kräften das Ihrige gethan haben, einen Weg zum Frieden zu bahnen, wenig 
ſtens ſo gut fie es verftanden. 

Hamburg, im Oftober 1874. 





Bierericge Hofbuchoruckerei. Stephan Geibel & Go. in Altenburg. 





Berlag von Dunker & Humblot in Seipzig. 


Säriften des Vereins für Serialpalitik: 


I 
Gutachten über das Aectiengeſellſchaftsweſen, erfiattet von Wiener, Golb- 
ſchmidt (Berlin), Behrend. gr. 8. n. Preis 2 Marl. 


Gutachten über Fabrikgeſezgebung, Eintgungs- und Schiedsämter, er- 
fattet von Jacobi, Bier, Genfel, Lubwig-Wolf, Tiedemann, R. Härtel, v. 





Hellborf, 93. Säule, Dr. Websty, Neumann. gr. 8. Preis 4 Mark. 
IH. 

Gutachten über bie Perſonalbeſtenerung, erfiattet von Nafie, Helb, Genſel, 

Graf Wintzingerode, C. Rößler. gr. 8. Preis 2 Marl. 
IV 


Verhandlungen bes Vereins für Socialpolitit am 12. und 13. October 1873. 
Auf Grund d. ſtenogr. Nieberfchrift herausgegeben vom fländigen Ausſchuß. 
gr. 8. v Preis 4 Marl. 


Gutachten Über Alters- und Penfionseafien, erſtattet von Kalle, Zillmer, 
Lubwig-Wolf, Hiltrop, Behm. gr. 8. Preis 4 Marl. 
' VL 


Gutachten Über Betheiligung der Arbeiter am Gewinn, erftattet von 
v. Blener, Weigert, Neumann, mem. gr. 8. Preis 1 Markt 20 Bf. 


Gutachten über Brbeitäverieagbirne, erflattet von Knauer, Rofcher, Schmoller, 
Brentano, Hirſch. gr. 8. vm Preis 4 Mark 80 Pf. 


über bie Einkommenflener im Staats⸗ unb Gemeinbehaushalt. 
Bon 3. F. Neumann. gr. 8. 1x Preis 4 Marl 80 Bf. 


Berhaublungen der 2. Generalverfammlung Des Bereins für Soeial⸗ 
nolitit am 11. und 12. October 1874. gr. 8. Preis 3 Marl 60 Bf. 


Berdandlungen 
der Eiſenacher Verſammlung zur Beiprechung ber forinlen Frage, am 
6. ımb 7. October 1872. gr. 8. Preis 4 Marl 50 Bf. 


Cohn, 


6. 
Die Entwickelunug der Eiſenbahngeſetzgebnug in England. gr. 8. 
Preis 7 Mark 20 Bf. 


G. Cohn, 
Zur Beurtheilung der Engliſchen Eiſenbahnpolitik. gr. 8. 1874. 
Preis 12 Marl 80 Bf. 
$. von Bilinskt, 


Vie Buzuöflener als Correetiv der Eintommenfiener. gr. 8. 1874. 
| Preis 4 Marl. 


I. 3. Dannenderg, 
Das denticdhe Handwerk und die foeinle Frage. gr. 8. Preis 2 Mark au If. 
I. 3. Heumann," 


Zur Reform dentſcher Fabrikgeſezgebung. Bortrag gehalten zu Eiſenach 


am 12. October 1873. gr. 8. Preis 80 Fr. 
a. Held, 
Die Arbeiterprefle der Gegenwart. gr. 8. Preis 3 Mark 60 Vi. 
&$. Brentano, 
Die Arbeitergilden ber Gegenwart. 2 Bände. ar. 8. Preis 12 Marl. 
1. Band. Zur Gefchichte der englifchen Gewerkvereine. Preis 5 Matt. 
2. Band. Zur Kritit der englifchen Gewerkvereine. Breis 7 Marl. 
A. Samter, 
Sorinl-Lehre. Die Befriedigung der Bebürfniffe in der menſchlichen GSeſellſchaft. 
gr. 8. Preis 8 Marl. 


Im Verlage von Franz Dunder in Berlin ift focben erfchienen und durch 
alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Die gegenfeitigen Hiülfskafen 


Gefetgedung 
um Dr. Max firſch. 
21 Bogen. 8. eleg. broſch. 5 Mark. 

Die hervorragende Bedeutung, welche das Hülfokaſſenweſen in neuefter Zeit 
wiſſenſchaftlich und prattifch gewonnen, Bat den durch gſſ Begrünbung ber Ben 
ber dentſchen Gewerkoereine mit dem Gefammtgebiete bes Kaſſenweſens vollfommen 
vertrauten Berfafler zu einer umfaſſenden Behandlung dieſes Gegenſtandes — ber 
erfien wenigfteng in der bentichen Literatur — veranlaßt. 

Herr Dr. Mar Hirfch entwidelt in feinem Werke, indem er bie praltiſchen 
Wege zur nuefibrung vorzeichnet und feine Anfichten überall auf gefchichtliche und 
ftatiftifche Thatfachen des In⸗ und Yuslandes Ir einen wohl durchdachten Plan, 
um eine entſchiedene Beflerung im deutſchen Hülfskaffenweien beruorzurufen, . und 
a HS bie bevorftehende Reichsgeſetzgebung zu einer gebeihlichen zu geftalten. 

ur näheren Kenntnißnahme gebe ich in Folgendem die Hauptabſchnitte des 
reihen und wohl geglieverten Inhalts: 


1. Borfragen. 1) ber Kaflenzwang. 2) die Zwangslafien. 3) Hälfe 
tafie und Gewerloerein. 


I. Das Normativb⸗Geſetz. 1) die Oekonomie des Geſetzes. 2) die 
Derficperungs-Ponmative. 3) die Genofienfhafts-Normative. 4) die Einwirkung 
der Behörden. 5) die Gefeb-Entwürfe des Rcislanzleramtes. Dies leiste Kapitel 
enthält zugleich dag Gutachten, welches der Verfafler in Folge ber Aufforderung 
bes Reichdkanzleramtes ausgearbeitet hat. Bu 

Das Wert ift allen bei den Särfetafen Intereifirten, insbefonbere ben Vor⸗ 
Händen berfelben / ae geen un tuebern ‚ Yerzten, Staats⸗ und 

ommunagalbeamten zu empfehlen. 

Berlin, 12. Ami 1875. Aranz Dunder. 
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Verhandlungen 


ber 
dritten Generalverfomminng 


Dereins für Hoctalpohtik 
am 10., 11. nnd 12. October 1875. 


——— ——— — 


Auf Grund der ſlenographiſchen Aiederſchrift 
herausgegeben ° 


Ständigen Ausſchuß. 





Leipzig, 
Berlag von Dunder & Humblot. 
1875. 


Alle Reäte vorbehalten. 
Die Berlagshandlung. 





Vorrede 


Im Intereſſe einer möglichft ſchnellen Veröffentlichung der Ber: 
bandlungen wurde diesmal den Rednern weder das Stenogramm nod) 
eine Druck⸗ Correctur zugeſchickt, vielmehr wurde die Fertigftellung der 
tenographifchen Niederfchrift und die Gorrectur ganz in Bonn und 
seipiig beforgt. Died war um fo eher zuläflig, als die Verfammlung 
diesmal zwei Stenographen hatte, welche jehr gut arbeiteten und feine 
innftörenden Säge nieberjchrieben. Nur eine Reihe von Auslafjungen 
liegen diefelben fich zu Schulden fommen, da ja auch zwei Stenographen 
bei ununterbrochener dreitägiger Arbeit nicht unfehlbar bleiben können. 
Tiefe Auslaffungen glaubten wir nicht aus dem Gedächtniß ergänzen zu 
dürfen. Diejelben vertheilen ſich gleichmäßig auf alle Redner mit Aus- 
nahme derjenigen, welche zur Erleichterung der Stenographen fofort in 
der Berfammlung ihre Manufcripte dem Secretär übergaben, oder Die 
ſojortige Zuſendung derfelben feft verfprachen. In diefe Durch ibre eigene 
Kiederihrift begünftigte Kategorie von Rednern fallen Herr Profeffor 
<hmoller betreffs feiner Rede zur Lehrlingsfrage ſowie alle Herren 
Referenten und Correferenten mit Ausnahme der Herren Held und 
Siebau, deren aus dem Stegreif gehaltenen Referate ftenograpbirt 
wurden. Bon den Referenten hat leider Einer die verſprochene Zufendung 
des fertigen ManufcriptS unerwartet verzögert. Dies in Berbindung 
mt einigen anderen Zufällen bewirkte, daß troß des beiten Willens der 
trud der Verhandlungen doch nicht fo ſchnell vollendet werden konnte, 
als es in der Abficht des Ausſchuſſes lag. 


Bonn, Ende November 1875. 


Der Schriftführer 
des Ausichuffes des Vereins für Socialpolitik. 




















Erſte Sitzung. 


Sonntag, den 10. October. 
#2 Ubr 30 M. Mittags. 


— — — u 


Prof. Dr. Naſſe (Bonn): Meine Herren! Im Auftrage des Ausſchuſſes 
alaube ich mir, die diesjährige Generalverſammlung zu eröffnen, Ihnen, meine 
deren, den beften Dank zu jagen für Ihr Erfcheinen, und Sie hier willfommen 
zu bergen. Zunächſt geftatten Sie mir vielleicht, im Namen des Ausſchuſſes 
age geſchäftliche Mittheilungen Ihnen zu machen. 

Es jind zahlreihe Entjhuldigungen von Mitgliedern des Vereins ein- 
groffen, die zum Theil durch Krankheit, zum Theil durch Geichäfte verhindert 
md, der diesjährigen Generalverfammlung beizumohnen. Es find die Herren 
rewe-Calbe, Thiel, Mar Hirſch, Gneif, Dunder, Bluhme, 
d. Spbel, Sombart, Knies, Knapp, die fih in dieſer Weile ent- 
ſwuldigt haben. 

derner babe ich Ahnen anzuzeigen, daß der Ausſchuß des Vereins ſich er- 
laubt Hat, in Erwiderung früherer Einladungen die Deputation des volfäwirth- 
caitlichen Congrefſes zu den diesjährigen Situngen einzuladen. Bon Seiten 
des Präſidenten des volkswirthſchaftlichen Congreſſes, Herrn Dr. Braun, iſt 
st Wittheilung gemacht worden, daß er von dieſer Einladung den einzelnen 
MRizledern der fländigen Deputation Mittheilung gemacht habe, und daß er 
ul Grund Habe zu glauben, daß ein Theil derfelben ſich in Eifenady einfinden 
tere. Er ſchreibt ferner: 

„sch bitte, mich den in Eiſenach verfammelten Mitgliedern Ihres Vereins 
mielegentlichft zu empfehlen. Ich bin überzeugt, daß der Gegenſatz zwifchen 
ken Verſammlungen durchaus nicht fo ſchroff if, mie es anfangs infolge 
benfächlicher Umftände den Anſchein gewann, und daß beide Richtungen voll- 
echtigt neben einander ſtehend, jede in ihrer Art der Wiſſenſchaft und dem 
Nentlihen Wohle dienen werben. Bei häufigerer perfönlicher Berührung wird 
ies immer mehr zur Anerfennumg gelangen.“ 

Ferner tbeile ich Ihnen mit, daß von Seiten des Caſſirers des Vereins 
ne Üeberficht der Einnahmen und Ausgaben mitgetheilt worden ift bis zu dem 
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gegenwärtigen Tage. Die Rechnung iſt von dem Ausſchuß geprüft und mit den 
Belegen verglichen und dechargirt worden. ch glaube, Ste werben mir zu: 
fimmen, wenn id) Darauf verzichte, die einzelnen Zahlen diefer Rechnung Ihnen 
mitzutheilen; aber ich werde dafür Sorge tragen, daß diefelbe in bie gebrudten 
ftenographifchen Berichte, welche ja über diefe Verſammlung publicirt und ben 
Dütglievern zugefandt merden, aufgenommen wird. Ich bemerfe deshalb nur, 
daß die Rechnung ſchließt mit einem Guthaben des Caſſirers, alſo einem Defici 
von 388 Markt 7 Pf. Der Caſſirer bemerkt aber, daß ohne die Koften für 
die Vorbereitung der gegenwärtigen Verfammlung, die ja zum Theil ober gan; 
aus den Eintrittögeldern beftritten werden, welche jetzt erft gezahlt werben, an 
ftatt des Deficits ein Meiner Caſſenüberſchuß vorhanden fein wird. 

Wenn kein Widerſpruch ſich erhebt, glaube ih annehmen zu Dürfen, def 
die Berfammlung e8 mir erläßt, diele Yahlen im Einzelnen vorzulefen, und mir 
erlaubt, diefe Rechnung zur Kenntniß ſämmtlicher Mitglieder des Vereins de— 
durch zu bringen, daß fie in dem ftenographifchen Bericht abgedruckt mitt. 
(Buftimmung.) 

Ich bitte Sie nun, zur Conftituirung der Verfammlung überzugeben, un 
zunächſt den Präfidenten zu wählen. Ich bitte den Schriftführer des Ausſchuſſes, 
Herrn Prof. Dr. Held, die Stimmzettel vertbeilen zu wollen. 


Geh. Reg. Rath Dr. Hildebrand (Jena): Ic bitte, das Präſidim 
dom vorigen Jahre durch Acclamation von Neuem zu wählen. (Zuftimmung.) 


Brof. Dr. Naſſe: Wenn ih aus Ihrer Acclamation fchließen Darf, dat 
Sie einverftanden find, fo bin ich bereit, meine ſchwachen ‘Dienfte dem Benin 
zur Dispofition zu ftelen und im Vertrauen auf die im vorigen Helm mir ie | 
überaus bereitwillig gewährte Unterftägung bie Wahl dankend anzunehmen. Id 
thue dies um fo lieber, als unfer Verein, wie wir Alle willen, tm Laufe it 
legten Zeit der Gegenftand Iebhafter und unbilliger Angriffe gewejen iſt. Bar 
bat ihm vorgeworfen, ohne hinreichenden Grund eine neue Parteifahne aufgefteft 
zu haben und außerdem Theorien aufzuftellen und zu verbreiten, welche die Grund 
lagen unferer foctalen Orbnung in Frage ftellen und den foctalen Trieben ge 
ährden. — 
rn Was den erften dieſer beiden Vorwürfe betrifft, fo ift ja jo viel zuzugeken, 
daß zur Zeit in Deutjchland fich eigentlich Niemand mehr bekennen will zu da 
Anfihten über das Verhältniß von Staat und Vollswirthſchaft, melde in Ki 
legten Generationen durch die bervorragendften Nationalöfonomen Englands un! 
Frankreichs aufgeftellt find und auch in Deutichland nicht ohne Anklang geblicke 
waren. Ich will es dahingeftellt fein laſſen, wie viel von dieſem gegenmärtige 
Zuſtand dem Auftreten unferes Vereins zu danken ift, ich will vielmehr betonen 
und gern zugeben, daß in dieſer Hinficht die Gegenfäge nicht fo ſcharf find, ur 
es bet der Begründung unferes Vereins wohl die Meiften von uns ſich vorge: 
garten. Dagegen glaube ih, daß in anderer Hinficht die befigenden und & 
ildeten Claſſen unferes Volkes und feine Geſetzgeber do no in hohem Grat 
der Anregung und der Mahnungen unfere® Vereins bevürfen. Wir fünne 
uns doch, glaube ich, nicht verbehlen, daß unter ihnen ein Optimismus in Ba 
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anf umfere ſocialen Verhältniſſe vielfach verbreitet ift, der auf einer großartigen 
Untenntniß der Thatſachen berußt. (Sehr richtig, Bravo.) Es ift ja etwas 
ganz Gewöhnliches, von der ſocialdemokratiſchen Bewegung als von einer Bewegung 
zden zu hören, die nur der Agitation gewiſſenloſer Agitatoren ihren Erfolg 
verdankt, oder unfere Arbeiterverbältniffe im Vergleich zu den englifchen mit 
einer wahrhaft naiven Selbſtüberſchätzung unferer Zuftände preifen zu hören. Aber 
auch fundigere Stimmen weiſen darauf Hin, daß die wirtbichaftliche Lage 
der befiglojen Claſſen in den meiften Gegenden unſeres Baterlandes im 
Yaufe der letzten Zeiten in unverfennbarer Weife fich gebeſſert habe, daß auch 
der Mittelftand in leidlichen Berhältnifien, die im Vergleich zu der Vergangen⸗ 
kit manchen Fortſchritt aufweiſen, fich befinde, aber man überfieht meines Er- 
achtens, daß in der Lebensweiſe und in der Denfungsart ter niedern und ber 
höhern Claſſen unferes Volles niemals eine fo große Verſchiedenheit beftanden 
bat, wie gegenwärtig. Man hebt hervor dad Alter und vor Allem die cultur- 
geſchich: liche Bedeutung und Nothwendigkeit des Gegenfates von Arm und Reich, 
aber man läßt außer Acht, daß in unfern Zeiten viel weniger al8 in früheren 
Zeiten es ein altererbter, oder durch fortgefette Arbeit und Tüchtigkeit erworbener 
Reichthum ift, welden die befiglofen Claſſen beneiden, vielmehr ein rafch, ohne 
Anftrengung und mitunter mit bedenklichen Mitteln ermorbener Reichthum (Bravo), 
R, was in meinen Augen noch wichtiger ift, viel weniger ein Reichthum, welcher 
dem öffentlichen Dienft, der Pflege von Kunft und Wiſſenſchaft und der Ber: 
edelig des Lebens dienftbar gemacht ift, viel mehr als in früheren Zeiten ein 
Reichthum, der ausſchließlich privatem, mitunter ziemlich zwedlojem Lebensgenuß 
dient. Man beachtet meines Erachtens ferner nicht hinlänglich, wie die fittlichen 
Bande und die Erziehungsmittel, welde in früheren Seiten auch den bejiglofen 
Sandarbeiter zur Achtung wor ſich felbft und der geſellſchaftlichen Ordnung, in 
Kr er land, erzogen, gegenwärtig entweder verſchwunden find, oder doch an ihrer 
Kraft außerordentlich viel eingebüßt haben, und wie wir vor der unendlich 
ſchwierigen Aufgabe ftehen, für diefe Zuchtmittel, die nicht wieder herſtellbar 
ſind, einen Erſatz zu finden, eine Aufgabe, von der ein Meiner Theil und morgen 
keihäftigen wird. Allerdings Hagt man ja vielfach über die wachiende Ver— 
ibderung der Maflen in großen Städten, Fabrikdiſtricten, auch wohl unter 
lndlichen Tagelöhnern: aber mit welder Gleichgültigkeit, um nicht zu fagen 
Abneigung, hat doch ein großer Theil der befigenden gebildeten Claſſen die Ver— 
u aufgenommen, diefe atomiſtiſchen Elemente durch Einreihung in eine ge- 
rneafhaftlihe Ordnung zugleich wirthſchaftlich und fittlih zu beben oder reli- 
gieſe und fittlihe Bildung unter ihnen zu verbreiten! Ich erinnere an Die 
Ingeuft, mit der fowohl die Gemwerkvereine wie die Veftrebungen der innern 
Nilfion zu kämpfen gehabt haben. Und zu alledem kommt ein Sicherheits— 
getüihL umferer befigenden Claſſen, welches in gleicher Weife unter den höheren 
Ständen und verwandter hochſtehender Culturnationen nicht vorhanden ift. 
Tieſes Sicherheitögefühl hat ja feinen guten Grund in der foliden, dauerhaften 
Confitution unfere® Staates, und ich bin der Letzte, der dieſes Vertrauen auf 
unkre ſtaatliche Ordnung fchmälern möchte: aber um fo mehr ift e8 noth= 
wendig, an die Pflichten zu erinnern, welche den befigenden und den regierenden 
Clafſen durch die gegenwärtige Lage der Dinge aufgelegt werden, und, um das 
ühtbewußtfein zu ſchärfen und zu ftärfen, in ſchonungsloſer Weife aud Die 
| * 
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Schäden aufzudeden, die in unferm wirtbichaftlichen Leben vorhanden find. Id 
bedauert, e8 jagen zu müflen, daß meines Erachtens ein großer Theil unferer 
einflußreichften Preſſe in Diefer Beziehung feine Aufgabe nicht ganz vollftändg 
erfüllt, weder die Fehler und die Vergehen der Befigenden in umparteiiſcher 
Weile binlänglich vügt, noch die üble und gefährliche Lage der unteren Claſſen 
binlänglih ans Licht ſtellt. Um nur ein Beifpiel zu erwähnen, fo erinnere ı6 
an die verſchiedene Aufnahme, weldye feiner Zeit in Deutſchland der auf Grm 
des Lasker'ſchen Antrags erftattete Bericht über die Eifenbabngründungen un 
Eifenbahn-Concefjionen in Preußen gefunden hat. und die Aufnahme, welde ver 
umendlich viel weniger bedeutende parlamentarifche Rapport, der in dieſem Sommer 
in England über die auswärtigen Anleiyen in der englifchen Preſſe fun. 
Während gerade die hervorragendften Organe unferer Preile vom erfteren des 
nur eine ſehr oberflächlihe Notiz genommen, um nicht zu ſagen ihn teit 
geichwiegen haben, ift der andere von der englifchen Preſſe zur Warnung fir 
Betrüger und Betrogene in rüdjichtölojer Weife nugbar gemacht worden. 6 
glaube daher, daß der Verein allerdings nod eine große und beventende Auf: 
gabe zu erfüllen bat. 

Was nun die Art und Weife der Erfüllung vieler Aufgabe betrifft, I: 
glaube ich, können wir getroft uns auf unfere bisherigen Arbeiten berufen. Wir 
haben e8 nicht für unfere Aufgabe gehalten, neue rechtsphiloſophiſche Theorien 
aufzuftellen, ſondern find an praktiiche Einzelfragen herangetreten, Haben un 
bemüht, für die Erörterung dieſer Tragen Gutachten einzuholen, ſowohl ven 
Männern, die mitten im praftifchen Leben drin ftehen, mie von Männern ir. 
Wiſſenſchaft, und auch bei der Wahl der Referenten und Correferenten find mir 
jederzeit, wenn auch nicht immer mit Erfolg, Darauf bedacht gewejen, auch ſolche 
Männer heranzuziehen, Die aus eigener Erfahrung über die in Rede ſtehenden 
Tragen zu urtbeilen im Stande waren. Ich glaube daher, unjere Verhandlunger. 
unfere Beichlüffe find fo gut vorbereitet und überlegt gewejen, wie die Belhlit 
einer folhen vorübergehenden Berfammlung nur immer fein können, und ent 
\olchen Thätigkeit und Arbeit, wenn fie in treuer und felbftlofer Arbeit fortgeie: 
wird, mag fie auch eine Zeit lang felbft von den Beften der Nation verfan' 
werden, wird doc) auf die Dauer die Anerkennung unferer pflichttreuen und wabr⸗ 
heitölicbenden Nation nicht feblen. 

E8 liegt mir nad) unfern Statuten nun ob, die Vicepräfidenten zu dt 
nennen, und ich bitte, nach vorheriger Verftändigung mit dem Ausſchuß, dei 
Amt eines Vicepräfidenten übernehmen zu wollen, die vorjährigen Vicepräſidenten 
Seh.Reg.- Rath Dr. Hildebrand und Freiheren v. Roggenbad. fem: 
Heren Prof. Knies, menn er eingetroffen fein follte (er bat nämlich geften 
fagen laſſen, daß er trog feines Entſchuldigungsſchreibens doch noch kommer 
würde), und endlich einen hervorragenden Saft, den wir unter und haben, He 
de Laveleye aus Füttih. (Bravo.) Das Amt eines Schriftführers bitte ibd 
freundlichft übernehmen zu wollen die Herren Hofratb v. Bojanomäln. 
Prof. Dr. Brentano, Prof. Dr. Held, und Dr. Schober. Da ka 
Widerſpruch erfolgt, darf id) wohl hoffen, daß die Herren dieſer Aufforberun: 
Folge zu leiften geneigt fein werden. 

Ich gehe über zur Tagesordnung. In Bezug auf diefelbe Liegen Ihnen 
die Vortchläge des Ausſchuſſes vor in der gedrudten Tagesordnung, die Ihnen 
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Eingangs eingehändigt worden iſt. Ich Babe Ihnen ferner mitzutheilen, daß ein 
Antrag eingereicht worden iſt von Dr. R. Meyer und Genofien auf Discuffion 
ud Beſchlußfafſung in einer anderen Sade. Der Antrag Iautet folgendermaßen : 


„Der Kongreß wolle befchließen: 

In Erwägung, daß die jest herrſchende wirtbichaftlicge Kriſis hand⸗ 
greiflich ſowohl an Intenfität wie Ausbreitung zunimmt, 

in Erwägung ferner, daß die bisher getroffenen oder von andern 
Seiten in Vorſchlag gebradten Maßregeln als Palliatiomittel eine 
Beflerung nicht in Ausficht fielen, 

in Erwägung drittens, daß bei der weiteren Behandlung ber wirth- 
Ihaftlihen Kriſis das Wohl und Imtereffe der Arbeiter nicht minder 
al8 das der Unternehmer in® Auge gefaßt werden muß, 

ın Erwägung endlih, daß bei der gegenwärtigen Lage des Welt- 
marktes ſowie des heimiſchen Marktes eine fernere Zögerung unjer Vater: 
land mit” den ernfteiten Gefahren bedroht: 

dem Herrn Reichskanzler das Erſuchen auszuſprechen, der deutichen 
Induſtrie ſowie den bei derſelben betheiligten Unternehmern und Arbeitern 
ſowohl nad außen wie nad innen denjenigen Schug zu gewähren, reſp. 
zu verichaffen, welcher in Anerfennung des Werthes der Arbeit und der 
eigengearteten Stellung der deutſchen Induſtrie als das alleinige Mittel 
ericheint, unfere in Frage geftellte Concurrenzfähigkeit auf dem Welt: 
markt und den joctalen Frieden auf dem heimiſchen Markt wieder zu 
gewinnen.’ Dr. R. Meyer. Dr. Rodbertuß. 


Der Ausſchuß Hat darüber berathen, ob er Ihnen die Discuffion über 
dieſen Antrag in der gegenwärtigen Generalverjammlung empfehlen könne. Er 
iſt zu dem Beichluß gelommen, Ihnen nicht Dazu zu vathen, jondern Sie zu 
Bitten, in der gegenwärtigen Generalverfammlung diefen Beſchluß nicht in Er- 
erterumg zu zieben. Fir ben Ausſchuß find dabei folgende Ermägungen -maß- 
gebend geweſen. 

In der Ausſchußſitzung, welche im Juni dieſes Jahres in Berlin ftattfand, 
wurde einftimmig befchloffen, die Tagesorbnung jo einzurichten, Daß an jedem 
einen Tage der Verſammlung eine beftimmte Frage zur Diecuffion komme, 
und dann mit aller Strenge darauf zu halten, daß diefe Frage an dem be— 
tıumten Tage wirklich biscutirt und abgeſchloſſen wird. Man erwog, daß 
zahlreiche Mitglieder und Nichtmitglieder des Bereind nicht immer Zeit haben, 
diei Tage hindurch unferen Verhandlungen beizumohnen, daß fie ferner nicht für 
ale diefe Fragen gleiches Intereffe haben, und daß e8 Daher wünſchenswerth et, 
denjenigen, die nur auf einen Tag etwa hierher kommen können, ben 
u zu bezeichnen, an weldem die Trage vorkommt, die fie hauptſächlich hier- 

führt. 


Das Präfivium des Ausichuffes hat demgemäß in der Preile und auf jede 
andere Weiſe es verbreitet, daß an beftunmten Tagen beftimmte ragen zur 
Discufſion kommen würden, und daß die Zureiſenden fid) danach richten könnten. 
Der Ausſchuß Hält ſich daher für engagirt, ſoviel an ihm ift, daflir zu forgen, 
daß auch wirflich dieſes gegebene Verſprechen erfüllt werde. Es bliebe daher 
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nad) der Anficht des Ausſchuſſes nichts Anderes übrig, als diefe Fragen am 
Dienftag zu erörtern, nachdem alle anderen Gegenftände der Tagesordnung die: 
cutirt worden find. Aber auch dazu kann Ihnen der Ausfhuß nicht rathen, 
denn einmal haben wir bei unferen Verhandlungen immer darauf gehalten, tat 
fie in genligender Weife vorbereitet werden, haben faft durchgehends dafür ge 
forgt, daß Ichriftliche und gedrudte Gutachten vorlagen, welche eine Baſis fir 
die Verhandlungen gewähren, und wenn das einmal in einer fleineren Sackt, 
wie 3.8. der Münzfrage, nicht der Fall war, jo wurden doc Neferenten beftelt, 
welche die Verpflichtung Hatten, das vorliegende Material zu ſtudiren, zu behen: 
ſchen, und ſoweit e8 nothwendig ift, der Verſammlung vorzutragen. In dieen 
Tall iſt nun eine ſolche Fürſorge nicht getroffen, und der Ausſchuß hält dafir, 
daß es nicht zweckmäßig ſei, von der Sitte, die bisher den Stolz des Verein 
ausgemacht hat, abzuweichen. Dann aber ift und die Mittheilung geworde, 
daß zahlreiche Mitglieder des Vereins nicht in der Lage find, am TDienfog 
Abend, wo die Sache alfo zur Discuffion fommen könnte, noch bier zu fm. 
Sie haben ſich darauf eingerichtet, daß im Laufe des Dienſtägs die Verſamm— 
lung gefchloffen werde, müſſen abreifen, und fomit ſteht zu fürchten, daß, mar 
wir am Dienftag nach Erihöpfung der Tagesordnung dieſen Gegenftand di&u- 
tiren wollen, unfere Reihen ſehr gelichtet fein werden, und daß Beſchlüſſe gef: 
werden, die nicht in Wahrheit die Anficht der Majorität der Mitglieder unfer. 
Vereins rvepräfentiren. 

Da nun aber auch von anderer Seite, unabhängig von Diefem Antız, 
aus der Mitte des Ausſchuſſes ſchon vor einigen Tagen der Wunfch geäußen 
worden ift, man möge die gegenwärtige Kriſis und die Anträge auf Einſchreuc 
des Staats, namentlich die Anträge zur Eußpenfirung der Ermäßtgung unle: 
Zölle oder Reform unſeres Zollmefend in Diecuffion nehmen, jo meint in 
Ausschuß die Berfammlung möge dem neu conftitwirten Ausfchuß, der morgen gemätl 
werden wird, empfehlen in Erwägung zu ziehen, ob der Gegenftand nicht auf t: 
Tagesordnung der nächſten Berfammlung gelegt werden fünne, und ob der Te: 
min der nächſten Verſammlung, die ja fonft nach unferen Gewohnheiten auf tz: 
Spätjahr des nächſten Jahres fallen würde, nicht zu dieſem Zweck näher ben: 
genommen werben und fo ſchon in früherer Zeit über diefe Frage die Disculiier 
in einer Generalverfammlung ftattfinden könne. Ich bitte Ste alfo, im Auftre: 
des Ausſchuſſes, fih auf diefe Empfehlung an den neu zu conflituirenden Are— 
ſchuß beichränfen zu wollen. j 


Dr. R. Meyer (Berlin) (zur Gefchäftsordnung): Meine Herren! Je 
babe zunächft mich gewundert, daß der Herr Präfivent des Vereins einen Fr 
Ihluß faffen laffen will über einen Antrag, der noch nicht dem Congreß m 
gereicht ift. Diefen Antrag habe ich geftern dem Herrn Präfidenten des Verir! 
mitgetheilt in der Borausficht, daß er dem Ausſchuß vorgelegt werde, und 1 
habe die Hoffnung auögefprochen, daß der Ausſchuß des Vereins, angeregt bit 
Durch und vielleicht auch von anderer Seite, die Sache felbft in die Hand nl 
men und dem Congreß den Antrag ftellen würde, einen vierten Punkt auf bi 
Tagesordnung zu feren; ich habe aber an den Herrn Präfidenten des Congreil 
gar nicht das Erfuchen gerichtet, dem Congreß jelbft diefen Antrag vorzulegen: 
mein Erſuchen ging lediglich dahin, ihn dem Ausſchuß vorzulegen, Ptacidem abe 
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xt Ausſchuß ſich dagegen erflärt hat, Punkt 4 auf die Tagedordnung zu fegen, 
kin ich der alleinige Beſitzer meined Antrags und kann damit ſelbſtverſtändlich 
machen, was ich will. Ich will num nicht, daß der Antrag heute zur Debatte 
teıme, weil die Berfammlung dafür zu fein ıft, und weil ich vermuthe, Daß 
nch mehr Mitglieder fommen merden, und daß unter den noch Erjcheinenven, 
keiipielömerfe aus Berlin Kommenden, noch einflußreiche Leute find, die mög: 
licherweiſe anderer Anficht find. Ich babe alfo die Abjiht, morgen diefen An⸗ 
rag einzubringen, daß man einen folhen Punkt 4 überhaupt auf die Tages- 
ertnung fege, morgen, wenn wir hoffentlich eine volle Verſammlung haben wer: 
den, und wenn man fich darüber mehr flar geworben fein wird, was man 
eigentlich bezweckt, als das heute der Fall iſt. Es könnte fcheinen, als wäre 
bier eine Ueberrumpelung beabfidhtigt: jo Liegt die Sache jedoch nicht, Das will 
ich wenigſtens von vornherein gleich bemerken. Der Antrag hätte ja, fo fagte 
man mir hier privatim, früher geftellt und dem Ausſchuß eingereicht werden 
finnen Das würde zweifellos geichehen fein, wenn nicht gewilfe Umftände un 
erſt in letzter Stunde zu diefem Antrag herangetrieben hätten. Diele Umftänte 
id erftend Die Rede des Henn Camphauſen im Abgeordnetenhaus, ver- 
khedene Aeußerungen dieſes Minifters, und zweitens der Münchener Congreß. 
Ir lettere ift noch nicht fo Tange ber, daß wir inzwiſchen Zeit gewonnen hät⸗ 
ten, den Antrag fertig zu machen und dem Ausſchuß einzureichen. ‘Deshalb ift 
der Antrag hier in der legten Stunde erft eingebradt worden. Ich bitte alfo, 
hi man heute die Sache fallen läßt und mir geftat:et, den Antrag morgen ein- 
zubringen. 


Vorſ. Prof. Dr. Naſſe: Ich mußte den Antrag als ſolchen auffaſſen, 
den der Ausſchuß der Verſammlung vorzulegen habe, damit ſie darüber Beſchluß 
iaffe. Ich bin nämlich immer der Meinung geweſen, daß es ſtatutengemäß 
und zwedmäßig fei, wenn die ganze Tagesordnung vorher im Ausſchuß berathen 
und auf Grund der Beichlüffe des Ausſchuſſes hier feftgeftellt wird und daß von 
dieſem Gejichtöpunfte und aud der Herr Antragfteller feiren Antrag zur Bor- 
berathung dem Ausſchuß Habe unterbreiten wollen. Die definitive Weftftellung 
xt Tagesordnung aber erfolgt in diefer Verfammlung und ter Ausſchuß hat 
u diefem Zwecke über feine "Verhandlungen an diefelbe zu berichten. Wenn 
aber der Herr Antragfteller diefen Antrag zur Zeit zurüdzieht und morgen wie- 
der zu ftellen ſich vorbehält, jo würde id, meinerfeitS gegen eine ſolche Abänderung 
Richts zu erinnern haben. 


Vrof. Dr. 8 Brentano (Breslau) (zur Geſchäfisordnungſ: Ih muß 
" Grinnerung bringen, daß auf allen unferen bisherigen Berfammlungen es 
<itte war, daß am erften Tag des Zufammenfeins die Tagesordnung für die 
ganze Dauer des Congreſſes geregelt wurde, und ich möchte die Beibehaltung 
dieſer Sitte auch heute beantragen. 


Dr. R. Meyer (zur Gefchäftsorbnung): Der Herr Präfident hat aus: 
trüdlich gefagt, daß der Ausſchuß beichlofien habe, in feiner legten Sigung im 
Juni, daß er recht fireng an der Geichäftsorbnung fefthalten wolle, die aller- 
tings nicht geftattet, daß neue Anträge in den Congreß hineinfommen. Nun, 
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meine Herren, der Congreß fleht natürlich über dem Ausſchuß, umd der Con: 
greß kann jeden Augenblid die Beichläffe ſeines Ausſchuſſes abändern. Wenn 
der Ausihuß der Anficht ift, daß nicht ein vierter Punkt auf die Tagedorbnung 
fommen fol, fo it das ja eine Sache für ſich; jedenfalld wird der Congurf 
morgen in der Lage fein, iiber einen Antrag, der ihm morgen erft vorliegen 
wird, abzuſtimmen. Heute Tiegt der Antrag gar nicht vor und ift nicht darüber 
abzuftimmen. Der Antrag ift dem Ausſchuß eingereiht, und dieſer hatte fih 
darüber auszufprechen; ich habe mit Intereſſe von den Belchlüffen Des Auf: 
ſchuſſes Kenntniß genommen, aber im Congreß Liegt heute feine Debatte darüber 
‚vor, fondern erft morgen. 


Borf. Prof. Dr. Naffe: Ih muß geitehen, ih würde Fein Semi 
darauf legen, die Eadıe jet zu regeln; wenn aber Herr Prof. Brentare 
darauf beiteht, fo würde ich über feinen Antrag abftimmen laſſen. 


Prof. Dr. 2. Brentano: Mein Antrag ging dahin, daß der Congrit 
auch dieſes Jahr die Sitte beibehalte, die er in früheren Jahren eingeführt br, 
daß er glei am erften Tag feine Tagesordnung für die ganze Dauer des Con 
greſſes feftftelle. 


Prof. Dr. Schmoller (Straßburg): Ich möchte den Antrag Bren 
tano einfach deswegen unterftügen, weil ich glaube, daß wir morgen eine, viel. 
leicht anderthalbe werthoolle Stunde mit dem Antrag Meyer verlieren, ohne zu 
einen anderen Refultat zu kommen ald beute, und morgen mollen wir unler: 
Zeit doch für die Lehrlingöfrage ordentlid zufammenhalten. Es ift überbaur: 
bet derartigen Verſammlungen nichts jo ſchlimm, als mit ſolchen Formalitäten 
viel Zeit zu verlieren, und aus dieſem Gefichtöpunft glaube ih, Hat die X 
jammlung vollftändig das Recht, heute zu beſchließen, wie die Tagesorbnum 
für alle drei Tage feftgeftellt wird. (Sehr richtig.) And dam ift natürlıc 
morgen die Zulafjung eines Antrags auf Abänderung der Tagesordnung me: 
mehr möglid. . 


Vorſ. Prof. Dr. Naffe: Daß die Berfammlung das Recht hat, je! 
ſchon darüber zu beichließen, wie die Tagesordnung der nächften Tage fein Tel. 
darüber liegt mohl fein Zweifel vor, und deshalb Habe ich auch gefagt, daß ı. 
wenn Herr Brentano auf feinem Antrag beharrt, über den Antrag Bren: 
tano abftimmen laſſen werde. 


Dr. R. Meyer: 8 Liegt alfo jet der Antrag vor, die Tagesordnung 
definitiv feftzuftellen. Ich fpreche mich gegen dieſen Antrag aus und babe bazı 
folgende Gründe. Ach wünſche lebhaft, daß mein Antrag in irgend einer om 
bier zur Debatte fomme. Wenn der Antrag des Herrn Profeffor Brentan: 
angenoınmen wird, jo fann felbftverftändlih über meinen Antrag bier nd 
mehr gefprochen werden. Ich würde das in hohem Grade bedauern, und 16 
glaube, daß e8 im Intereſſe des Congreſſes Liegt, daß er ſich über diefe Frage 
doch noch ausſpricht. Meine Herren! Wir haben nicht blos den Vorgang m 
München; nicht nur der Münchener Congreß hat fi über diefe Trage aus 
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gefprochen, fondern es Liegt auch gewiſſermaßen ein officielle8 Programm bes 
Niniſers Camphauſen vor, und es winde in hohem Grade auffallend 
eihemen, wenn der Congreß des Bereind für Sccialpolitit zu einer ſolchen 
brennenden Tageöfrage in feiner Weife Stellung nähme Ich glaube, daß hier 
ew Anzahl von Männern, wenn noch nicht da find, To doch erfcheinen werben, 
die m Stande find, auch wenn fie fpeciell für dieſen Fall fich nicht vorbereitet 
baden, und fein Referat und Correferat dafür da iſt, ſchätzenswerthe Aufichlüfie 
Eier dad zu geben, was, wie fie glauben, bei diefer Lage der Dinge gelchehen 
mu Zweifellos wird die Sade im nächſten Reichſtag zur Sprache kommen, 
und es wird fich Da lediglich um die bare. jümmerliche Trage handeln: Schutz⸗ 
cl oder nicht Schugzoll? Wenn Sie in einem Congreß wie diefer, dem Reichs⸗ 
legtabgeordnete, Staatsmänner und Abgeordnete Gutachten und Vorarbeiten 
heern, die Sache wieder hinausſchieben, fo entziehen Cie dadurch den gefeg- 
gebenden Factoren eine Menge des vielleicht fchönften und beſten Materials. 
In meinen Motiven ift gelagt worden, daß die Vorfchläge, welche bis jet ge- 
macht fein, ungenügend feien, nur Palliativmittel. Es iſt ja richtig, es ift auf 
kr emen Seite Schutzzoll vorgeſchlagen, und auf der anderen Geite ift vor: 
Klälsgen, man möge die Induſtrie fich felbft überlaifen, von Camphaufen, 
m man möge die Arbeiter zur Sparſamkeit anhalten. Meine Herren! Es 
gibt ober no eine Anſicht ... 


Der Borfigende unterbricht den Redner, weil er ſich von dem Gegen- 
ſiand entferne. 


Dr. R.Meyer: Ich ſpreche zum Antrag Brentano. 


VBorſitzender: Es handelt fih nur um die Geſchäftsordnungsfrage, ob 
Ne Tagesordnung beute für alle Zage der Berfammlung fchon feftgefegt wer- 
den ſoll. 


Dr. R. Meyer: Bon, dann ſpreche ih auch zur Geſchäftsordnung. 
Dane Herren! Diefer Antrag, den ich flellen will, der kommt nicht vereinzelt. 
& if eine Folge eines andern, den ich bereitd mit dem Dr. Rodbertus ge 
heit habe, oder vielmehr die Ergänzung eines Antrags auf dem Congref der 
tundenthe in Berlin. Ich kann Ihnen nun mittheilen, daß ſolche Anträge, 
xm jie beiprochen find und von einer anfehnlihen VBerfammlung angenommen 
md, daß fie dann in der That einen Effect haben, der wohl zu beachten ift. 
25 ıft damals mein Antrag auf dem Congreß der Landwirtbe angenommen worden, 
x Tage der landwirthſchaftlichen Arbeiter zu unterfuchen, und über diefen An- 
jag bat der Fürſt Bisinard Sr. Majeſtät perfönlih Vortrag gehalten, und 
t. Majeftät haben darauf in jüngfter Zeit eine Cabinetsorbre erlaflen, wodurch 
ürſt Bismarck angewiefen wird — Sie werden Das noch nicht willen, es ift 
was Neues (Heiterkeit) — angewiefen wird, dieſem Antrag Folge zu geben. 
sider Antrag, den wir bier ftellen, ergänzt den Antrag, den ich dort geftellt 
ade; was wir dort nur für das landwirthſchaftliche fociale Verhältniß zwiſchen 
Irbeitgebern und =Nehmern und für die landwirthſchaftliche Production fordern 
nnten, dad wollen wir bier für die Induſtrie. Inſofern ift alfo die Sadıe 
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auch nicht fo neu und fo unvorbereitet. Jedermann von Ihnen bier treibt praktiſche 
Politik und hätte ſich eigentlich von vornherein jagen müflen, e8 wäre ein eiger 
thümlicher Schritt, wenn die Herren, welde dort die eine Seite der Frage vr: 
nahmen, nicht mit der andern Seite auch vorgingen! Das Haben wir hier a: 
than, und Ahnen Gelegenheit gegeben, ſich über eine jo außerordentlich wichlie: 
Seite unſeres volkswirthſchaftlichen Lebens auszuſprechen, und id bitte Ex, 
diefe Gelegenheit nicht von der Hand zu weiſen; es mag formell berechtigt fin 
oder nicht, geftatten Sie menigftens, daß die Sache hier beſprochen wird. er 
ein Referent dafiir nicht ernannt worden tft, fo bin ich bereit, Ihnen ein Re— 
ferat zu halten (Heiterkeit), und wenn Sie e8 wirklich erft nad) der Münzfrac 
tbun wollen, fo mag das ja geichehen, aber ich bitte Sie, nicht den Ant 
einfach todt zu ſchweigen. Bon der Discufflon wird er doch nicht verſchwinden 
er ift bereitS befannt, verlefen worden, und Sie follen mal fehen, über die ar 
deren Beichlüffe, die Sie hier fallen, wird lange nicht ſoviel geiprochen werte: 
wie über dieſen Antrag, ob Sie fih nun darüber ausſprechen oder nit. 22 
nehmen ſich blos die Gelegenheit, zu einer foldhen wichtigen Frage Stellung = 
nehmen; ich muß ed Ihnen überlafien, ob Sie dies thun wollen oder nict. 


Bernhardi (Bohum): Der Antrag des Herrn Dr. Meyer & 
für mich fehr viel Sympathiſches; ich wiirde unter den meiften Verhältniſſen iz 
ihn eintreten. Für den Augenblid allerdings ſchließe ich mich der Auffaſſung de 
Herrn Präfidenten reſp. unſeres Ausichuffes an, mit der Modification jevod, ! 
möge für den Fall, daß der Antrag Meyer nicht auf die Tagesordnung get 
wird, vor oder nad der Wahl des neuen Ausfchuffes ein Beſchluß über t: 
Tagesordnung und die Zeit der nächſten Verſammlung gefaßt werden. Ich glaud 
daß e8 ganz richtig ift, daß e8 der Würde diefer Verſammlung nicht entiput‘ 
eine Yrage von fo ſchwer wiegender Bedeutung, die in unendlich viele Berk 
niffe tief einichneidet, jie mag nad) der einen oder andern Seite bin entidit: 
werden, daß es nicht der Würde der Berfammlung entipricht, diefe gewiflerm.*: 
aus dem Handgelenf zu entſcheiden, und deshalb geftatte ich mir, diefen Sa 
antrag zu ftellen, daß aljo die Verſammlung ſich Ichläffig machen möge, it 
die Zeit und Tagesordnung der nächften Verſammlung für den Fall, daß ir 
Antrag Meyer fällt. 











Borf. Prof. Dr. Naffe: In Bezug auf diefen Antrag bemerfe id, de 
8 9 unferer Statuten feftfegt: Der Ausſchuß beftimmt Zeit und On du 
nächſten Bereinsverfamunlung und trifft die für Diefelbe nöthigen Worbereitunge: 
Das ift welentlih der Grund gemeien, weldyer den gegenwärtigen Ausidı: 
veranlagt bat, Sie aufzufordem, dem nächſten Ausſchuß anzuempfehlen, dar ı 
bie Einberufung der nächſten Berfammlung beichleunige, nicht aber ſelbſtſtänd 
einen Beihluß zu faflen, da das allerdings ſtatutenwidrig fein würde. 


Dr Genſel (Leipzig): Meine Herren! Ih werde mich fireng an :- 
Antrag Brentano halten; ich glaube, daß die Vorredner das nicht gethan hat: 
Herr Dr. Meyer ging von der Vorausfegung aus, daß, wenn wir und jegt Mi 
den Antrag Brentano erklären, fein Antrag überhaupt nicht mehr zur Diäkulli 
fommen konnte. Wer fagt das? Der Antrag Brentano geht lediglich dab. 
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dor wir und jebt darüber fchläffig machen, was wir in dieſen Tagen biscutiven 
melen. Es würde dann erft an der Zeit geweſen fein, darüber zu fprechen, ob 
der Antrag Meyer fo wichtig ift, Daß er den andern Gegenftänden der Taged« 
erdnung, beziehentlich einem vderjelben, vorzugehen bat. Ich bin der Meinung, 
daß mir zunäcft den Antrag Brentano annehmen, und dann und darüber 
ſolffig machen follten, ob wir wirflih einen der wichtigen Gegenſtände, die 
* die Tagesordnung geſetzt ſind, zu Gunſten jenes andern Antrags 
abſezen ſollen. 


Vorſ. Prof. Dr. Naſſe: Es iſt ein Antrag auf Schluß der Debatte 
engehracht worden von Profefior Held. Iſt die Berfammlung mit dem Schluß 
der Debatte einverftanden ? 


Antrag auf Schluß der Debatte mit großer Majorität angenommen.) 
Es wäre num abzuftimmen über den Antrag Brentano: 


„Daß der gegenwärtige Congreß glei am erften Tage feine Tages⸗ 
ordnung für die ſämmtlichen Tage der Generalverfammlung feftftelle.” 


(Mit großer Majorität angenommen.) 


Es würde nun die Trage fein, welche Tagesorbnung wir feftfegen wollen. 
Ta em weiterer Antrag nicht geftellt worden iſt — Herr Meyer hat feinen 
Antrag ja zurädgezogen — fo würden wir annehmen bürfen, daß die Taged- 
eidnung. welche der Ausſchuß Ihnen vorfchlägt, als diejenige zu betrachten fei, 
welche die Berfammlung annimmt. 


Dr. Meyer:’Die Situation ift jegt eine ganz veränderte, das verändert 
natürlich auch meine Anfiht. Wenn der Congreß jegt alfo in ber Lage ifl, 
ene neue Tagesordnung feftzuftellen, fo Bitte ih, die Tagesordnung jo ein= 
übten, dag mein Antrag im irgend welcher Weife in dieſen drei Tagen vor: 
Im Das iſt Das Einzige, was ich wänfhe, und ich glaube, Sie können dem 
eanprechen, indem Sie entweder einen vierten Punft auf die Tagesordnung 
en, oder die Mlinzfrage ganz von der Tagesordnung abfegen. Ich will 
einmal ſehen, wer am dritten Tage noch bier fein wird, wenn Sie ‚über bie 
Vünzfrage ſprechen. Wenn Sie aber über die wirthſchaftliche Kriſis fprechen, 
Meibt alle Welt bier und kommen noch Leute dazu. Es ift ein ganz zeitgemäßes 
Dema: ich bitte Sie dringend, fegen Sie e8 als vierten Punkt auf die Tages- 
ordnung und ſchmeißen Sie lieber die Münzfrage weg. Sch gebe zu, daß es 
Ihmerzlich ift, wenn die Herren ihre ſchönen Referate in die Tafche ſiecken und 
weder nach Haufe mitnehmen müflen; aber es ift beffer, man nimmt ein Thema, 
was alle Welt bewegt, als eine vollftändig abgethane Sache. Ueber die Münz- 
age brauchen wir nicht zu ſprechen; wir haben ein Reichsgeſetz, welches am 
1. Yannar in Kraft tritt; aber Sie können einen gewiſſen Einfluß ausüben auf 
die Geſetzgebung, wenn Sie auf meinen Antrag eingehen. Sie entziehen fich, 
indem Ste fih hinter die Paragraphen ver —— — verſchanzen, der 
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Nothwendigkeit, fich über eine der brennendften Fragen der Gegenwart auf: 
ſprechen, und indem Sie diefer Nothwendigkeit fich entziehen, entziehen Eie fit 
die Gelegenheit, einen Einfluß darauf zu üben, denn von der Tagesordnung 
Fa kommt die Frage nicht, und ich gebe Ihnen nochmals die Berficerung 
prechen Sie nicht über meinen Antrag, jo bat dies auf den Antrag und ie 
Schickſal in weiteren Streifen feinen Einfluß: Sie werden ihn nicht aus der 
Spalten der Tagespreffe und aus den PBarlamenten berausbringen; denn er bx 
feine tiefe Bedeutung, ob Sie darüber beichließen oder nit. Wenn Sie akt 
in die Debatte darüber eintreten, fo bat eine Anzahl von angefehenen Männem. 
bie berechtigt find, über dieſe Dinge mitzufprechen, obgleich fie nicht im er: 
lament figen, Gelegenheit, Einfluß auf die Geſetzgebung zu üben. Und bier 
Einfluß möchte ich ausgeübt ſehen. Es tft beifpielsweile der Geh.-Rath Hilde 
brand, der bat bereits 1848 als Vorſitzender des Ausſchuſſes für Volkswin 

Ihaft cin Referat gegeben über die Gewerbefreiheit. Meine Herren! Ih bi 
das Werk hier und hatte die Abfiht, Ihnen in meiner Rede einen Pac 
daraus vorzulefen. Es ift viel tiefer und ſchöner als was wir wahrſceinlit 
beim Lehrlingsweſen hören werden. Alſo ein folder Mann tft nit W: 
georbneter. Der Reg.⸗Rath Hildebrand ift nicht Abgeordneter. Eine Pia: 
anderer Herren find hier, die ebenfalls nicht Abgeoronete find und feine Or 
legenbeit haben, auf die Entſcheidung Einfluß zu üben, die im Radk:: 
erjolgen fol und muß darüber, ob wir Alles beim Alten laſſen, Nichts fir >: 
leidende Induſtrie, wie der Minifter Camphauſen verlangt, nichts für die i: 

beiter thun follen, wie Herr Camphauſen verlangt, oder ob wir etwas für de 
Induftrie und für die Arbeiter thun können. Wenn Sie diefen Cegentta:: 
nicht auf die Tagesordnung fegen, fo entziehen Sie dem Vaterland Ihren Ku: 
und Ihre Hülfe Thun Sie jetzt, was Sie wollen. 








Prof. Schmoller: Ich wäre mit Alleın einverftanden, was der Bomttr:! 
fagte, wenn die Sache vorbereitet wäre: aber die ganze Ehre unferes Verem 
meine Herren, beruht darauf, daß wir nicht aus dem Stegreif eine Dee 
anfangen, ſondern daß wir vorbereitet nach allen Seiten hin, die Sachverfläntixt 
vorher fragen, daß wir Jeden von und veranlaffen, fid vorher mit ber ra 
zu befhäftigen, die bier discutirt wird. Faſſen wir in dieſer Weife Yelhlät. 
die Tagesordnung zu verwerfen, und aus dem Gtegreif iiber, wenn aud u 
jo wichtige Dinge, bier zu discutiren, fo entziehen Eie dem Verein das gan 
Anfeben, das er in der Deffentlichkeit bat, und deswegen beantrage ich, daß Pi 
Tagesordnung, die der Ausſchuß feftgeftelt bat, beibehalten wird, und glauk. 
wir werden dem Materiellen des Antrags Meyer dadurch vollſtändig gereti, 
daß wir und Vorbehalten, fo ſchnell als möglich, wenn aljo nöthig, früher au 
in einem Sahre, eine weitere Generalverfammlung dieſes Vereins einzuber” 
und dafür diefe Trage vorzubereiten. Das ift aber Sache des Ausſchuſſes nas 
nnfern Statuten, und beöwegen können wir heute nicht darüber beichliers 
Materiell aber, glaube ich, find wir dem Antrag Dr. Meyer dadurch gem: 
entgegen gelommen, wenn wir dem Ausſchuß empfehlen, dieſe allerdings jo kb: 
wichtige, aber nun einmal nicht vorbereitete Frage, in einer fpätern Genial 
verfammlung zu bringen. 
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Sorf. Prof. Dr. Naffe: Es ift ein Antrag auf Schluß der Debatte 
cinxgangen. Auf der Rednerliſte ftehen noch die Herren Joachim⸗Gehlſen und 
Frdf. Dr. Hl. Iſt die Berlammlung mit dem Schluß der Debatte ein 
serflanden 


(der Schluß der Debatte wird angenommen.) 
Darf ih Herm Dr. Meyer bitten, feinen Antrag genauer zu formuliren ? 


Dr. R. Meyer: Ich würde wünſchen, daß am dritten Tage der Antrag, 
ven ih geftellt Habe, als erfter Gegenftand in der Berathung auf der Tages⸗ 
ertzung ſich befinden möge; eventuell ftelle ich den Antrag, falls biefer nicht 
cenommen wird, daß man auf den Wunſch des Herrn Prof. Schmoller 
zzgebt, aber ein Marimum an Zeit feftfegt, was den Ausſchuß binden fol, 
cu noch im Laufe des Jahres. 


Rufe: Das geht nicht nach den Statuten.) 


Dann wünfche ich zunächſt darüber abgeftimmt zur ſehen, ob wir meinen 
Array am britten Tage vornehmen. Ich habe allerdings geglaubt, daß die 
zumefenden Herren Profefioren ftets über ſolche Fragen vorbereitet find: wenn 
ih md darin geirrt haben follte — (Heiterkeit.) — 


Vorſ. Prof. Dr. Naffe: Ich werde alfo den Antrag zur Abftimmung 
ragen, ob der Vorſchlag des Auöfchuffes dahin abgeändert werden foll, daß 
m tritten Tage flatt der Münzfrage zuerft erörtert wird der Antrag, welden Dr. 
Neyer eingebracht hat und den ich Ihnen vorgelefen habe. 

Kur 8 Stimmen find dafür, alfo der Antrag des Ausichufles, die Tages- 
ernung jo zu laſſen, wie ex fie vorgefchlagen bat, ift angenommen. Dagegen 
zürde Ih noch zur Abftimmung bringen, ob dem Antrag des Ausſchuſſes ent- 
'rebend dem künftigen Ausihuß empfohlen werben foll, die Erörterung dieſer 
age auf die Tagesordnung einer nächſten Berfammlung zu fegen, und ihm 
am gegeben werden foll, Diefe nächfte Verſammlung früher zu berufen, ale 
8 'aft bei unferen regelmäßigen Iahresverfammlungen ver Fall fein würde. 
et der Antrag des Ausſchuſſes; ich bitte Diejenigen, welche für diefen An⸗ 
709 find, die Hand erheben zu wollen. 


Bernhardi (zur Frageftellung): Ich möchte mir den Antrag erlauben, 
‘a5 man nach den Worten „Einftigen Ausihuß” die Worte „mit thunlichſter 
ihleunigung”‘ einfließen laſſe. 


‚ Dorf. Prof Dr. Naffe: Ich würde das beſonders zur Abftunmung 
bungen, da ich nicht berechtigt bin, den Antrag des Ausſchuſſes in dieſer Be— 
jung abzuändern. Sch würde alſo zunächſt eventuell den Antrag Bernhardi 
ur Abſtimmung bringen, die Worte „mit tbunlichfter Beſchleunigung“ an ben 
Antrag des Ausfchuffes und dann den Antrag des Ausſchuſſes zur Abftimmung 
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bringen, wie er fih nah Beſchlußfaſſung über das Amendement geftalta 
haben wird. 


(Der Zuſatz Bernhardi wird mit Heiner Majorität angenommen.) 


Ich bringe nun den Antrag des Ausichuffes in der Weife, wie ich Ahnen 
mitgetheilt babe, mit Einfügung der Worte „mit thunlihfter Beſchleunigung 
zur Abftimmung. Ich bitte Die, welche für diefen Antrag find, die Hand er: 
heben zu wollen. 


(Wird mit Majorttät angenommen.) 
Wir treten alfo in die Tagesordnung ein, und zwar in ben erften Geger: 


ftand berjelben, die Discuffion über die Steuerfrage. Ich ertbeile das art 
dem Herrn Referenten Dr. Genſel. 





Referat | 
von Dr. J. Genjel (Leipzig) über die 
Einlommenftener. 


Meine Herren! 


Indem ich mich anfchide, über die wichtige Frage der Steuerreform zu 
Imen zu reden, Habe ich zunächſt Ihrem ſtändigen Ausſchuſſe für die Ehre zu 
danten, welche er mir durch Uebertragung dieſes Berichts erwiejen hat. Nicht 
ohne Zagen habe ich mich diefem Auftrage unterzogen; ih bin mir fehr wohl 
bemuft, wie ſehr ich, der ich weder die wiſſenſchaftliche Erforſchung, noch die 
pratliche Handhabung des Steuerwejend zu meinem Lebensberuf gemacht habe, 
dabei der Nachficht bedarf in einem Vereine, welcher fo hervorragende Männer 
der Bifjenfchaft wie der Praxis zu feinen Mitgliedern zählt. 

Die heutige Erörterung ift durch die vor zwei Jahren — und namentlich 
durch das im vorigen Jahre von Herm Profeflor Neumann erftattete Gut: 
aiten ſo gründlich vorbereitet, daß ich in Ihrem Sinne zu handeln glaube, 
zum ich mich auf kurze Hervorhebung der Hauptgeſichtspunkte beichränfe und 
& dem Gang der Debatte überlaffe, diejenigen Tragen zu bezeichnen, welche noch 
aner näheren Beleuchtung bedürfen. Mit gutem Bedacht bat Ihr Ausihuß den 
Orgenftand enger begrenzt, als dies früher geichehen war; trotzdem ift berjelbe 
'e umfänglich, Daß es nicht wohl gethan fein würde, fi bei den Stüden auf: 
walten, über Die möglicherweife alljeitige8 Einverſtändniß herrſcht. So viel ich 
freilch zu überfehen vermag, find der Punkte, die von feiner Seite beftritten 
werden, in der Finanzwiſſenſchaft nicht eben viele. 


Zu Theſe 1.) 


Am wenigften Widerfpruch dürfte der Gedanke finden, dem ih in Satz 1 
er Ihnen vorliegenden Thefen Ausdruck zu geben verſucht habe: daß die Er- 
tmgöfteuern, wie fie bisher in einer Mehrzahl der deutſchen Staaten, zum Theil 
als alleinige directe Steuern beftanden haben, ſich heutzutage, bei der Beweglich⸗ 
kit und Bielgeftaltigfeit der Lebensverhältniffe, Angeſichts der wachſenden An- 
hrüge an die Stantscaffe, als unzulänglid erweifen; daß ein Bedürfniß nad, 
einer gründlichen Reform vorhanden tft, nach einer Reform, welche an die Stelle 


) &. die Thefen auf ©. 26. 
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der bisherigen Steuern, mindeſtens eines Theiles derfelben, etwas weſentlich 
Neues fett. Meine Herren, eine Reform in dieſem Sinne iſt feine leichte Sadk. 
Zweierlei Fragen find es erfahrungsmäßig, welde die Gemüther am tieffe 
aufregen: in erſter Linie find dies die Tragen, bei denen die Religion ins Ey: 
fommt, nächſtdem aber die, welche den Leuten an ben Geldbeutel ftreifen. Cir 
gründliche Steuerreform wird fat niemal® durchzuſetzen fein, ohne daß in einen 
großen Theile des Volles die Leidenſchaften aufgerührt werden, und id kam 4 
feiner Regierung verdenken, wenn fie nur ungern und zögernd dieſen Weg be 
tritt. Trotzdem bat man fich jest faſt überall, wo noch die ältere Star. 
verfaffung befteht, dazu entfchliegen müſſen. Ber uns ın Sachſen find die w- 
fchiedenften Verſuche gemacht worden, eine Reform im Rahmen der bishens: 
Steuerverfaflung auszuführen — e8 erwies fih als unmöglich. 

Sie geftatten mir wohl, auch im Weiteren meine Beifptele vorzugix! 
den mir näher EBefannten Berhältniffen meiner Heimath zu entnehmen: ©. 
manchen Verichtedenheiten im Einzelnen haben die Ertragsſteuern doch ir Y 
Hauptjache überall faft venfelben Charakter und namentlich diefelben Fehler. 

Wir haben in Sachſen als Directe Steuern die Grundſteuer und die ® 
werbe- und Perſonalſteuer. Beide galten zu ihrer Zeit — Die Hauptak. 
find nach mehr als zwölfjähriger Arbeit um die Dlitte der vierziger Yale a 
laſſen — al8 mufterhaft. Aber den jegigen Anforderungen vermögen fie [hlettr 
dings nicht mehr zu entipredyen. 

Die Grundfteuer, welche zugleich die Gebäudeſteuer in ſich jchliekt, ra 
fi) nach der fehr fünftlih ermittelten Ertragsfähigkeit des Grundſtüds, cr: 
Rückſicht auf Die größere oder geringere Intelligenz, auf die etwaige Berjhulz: 
überhaupt auf die perfönlihen Verhältniffe des Befigerd. Site ift zwar du 
Reviſion imterworfen, aber eine ſolche Reviſion hat bis Heute nicht ſtattgefunden 
auch leuchtet ohne Weitered ein, daß jede Reviſion das zerftören mühte, m 
von vorn herein als die vorzüglichfte Eigenjchaft der Grunbfteuer gepriefen nr 
ift: ihre relative Umveränderlichfeit. Noch ein weit jüngerer Deputationekur 
der erften Kammer ſagt, die Grundfteuer Bilde für ven Beſitzer eine jührlit 
entrichtende Nente, die beim Kaufpreis berüdjichtigt und deshalb nicht drür. 
empfunden werde. Das hört aber auf, fobald fie erhöht wird. Insbeſore 
wird dann die Nichtberücfichtiaung der Schuldzinfen zu einer fchreienten > 
gerechtigfeit. Gleichwohl ift eine Erhöhung des Beitrags, melden der Erd 
befig zu den Staatslaſten zu leiften bat, auf die Dauer nicht zu umgeben. v 
brauche nur daran zu erinnern, daß die Grundſteuer heute, troß der geftiege- 
Erträge, troß des geſunkenen Geldwerthes, nit mehr einbringt, als die a 
Grundfteuern vor hundertundfünfzig Iahren eingebracht haben. 

Im Gegenfag zur Grundſteuer bat der Gewerbes und Perfonaliteu: 3 
Sachſen von vorn herein der Gedanke zu Grunde gelegen, das reine Einfont- 
der einzelnen Steuerpflichtigen zu treffen. Um aber jedes läſtige Einbringe ” 
die Privatverhältniffe zu vermeiden, hielt man fih an äufere Merkmale: 3 
die Zahl der Spindeln einer Spinnerei, der Mahlgänge .einer Mühle, der F 
bilfen u. |. w. Beim Großhändler, beim Arzt, bei anderen gelehrten Bet 
arten verfagte dieſes Auskunfismittel, und man mußte freie Schägung ent“ 
lafien. Das Renteneintommen vollends hätte man ohne Declarationspflht I 
nicht zu treffen gewußt. So entfland ein im Einzelnen ganz finmreid o 
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zehachter Apparat, ber aber viel zu complicirt war, um im Wechſel der Ver⸗ 
almite Stand zu halten, mit Einführung der Gewerbefreiheit und der Frei⸗ 
ügigfet ging er vollends in die Brühe. Siebenmal bat man durch Novellen 
ran geflidt und, obne ſelbſt darüber recht klar zu fein, ftüdweife die Ein- 
lemmenſteuer eingeführt. Je mehr ich mich mit der Sache beichäftigt habe, 
so fefter ıft im mir die Ueberzeugung geworden, daß eine Gewerbefleuer für 
raſere Zeit überhaupt nicht mehr paßt und daß 3. B. der Plan, eine Reichs⸗ 
gewerbeſtener einzuführen, ein völlig ausſichtsloſes Unternehmen fein würde. 

Ermeifen fi) ſonach die Grundfteuern ſowohl wie die Gewerbe: und Per⸗ 
ienalfiener jede für fich als umverbefierlich, jo muß vollends der Verſuch einer 
gememnſamen Reform an den Umſtande feheitern, daß fie ihren Weſen nad 
gumbeerihieden find und jedes gemeinjamen Maßſtabes entbehren. Urſprüng⸗ 
ud Bat man gar nicht daran gedacht, Die beiden Steuern in divecten Vergleich 
mt einander zu ſetzen. Die Grundſteuer wurde von vorn herein mit 9 Pf. 
af 10 Groſchen Ertrag, alſo nominell zu 9 Procent aufgelegt; der Ges 
ſammtbetrag war im Jahre 1845 rund 1'/; Millionen Thlr., jetzt ift er — 
aber ledigich in Folge der Vermehrung der Gebäude — auf 1?/, Millionen 
tigen. Bei der Gewerbefteuer war der höchfte vorlommende Sag 2°, Pro- 
sw, am Durchſchnitt betrug fie wohl faum ein Procent des Einfommens. Trog- 
dem in es den Grundbeſitzern, die damald noch mehr als jegt die Oberhand 
der beiden Kammern hatten, nicht eingefallen, jich wegen Ueberbürbung zu 
öreen. Im Gegentheil, der damalige Bericht der erſten Kammer erkennt, 
Am er den biöberigen Zuſtand zur Vergleichung beranzieht, ausdrücklich an, 
daß das neue Quotalverhältniß jich „keineswegs auf Koften der Grundfteuer- 
rfüchtigen“ berausgebilvet habe. Erſt jest, nachdem der Ertrag der Grundſtücke 
era auf dad Dreifache geftiegen, der Procentſatz der Grundſteuer alfo auf ein 
irinel der früheren Höhe herabgefunfen, nachdem dagegen der Ertrag der Ge- 
are: und Perſonalſteuer von nicht ganz 400,000 auf faft 2 Millionen Thaler 
töttegen iſt — erſt jet find die Grundbefiger zu der Einficht gelangt, daß fie 
‚überbürdet“ feien. Andererſeits behaupten die Heißſporne unter den In— 
uftniellen, die Grundſteuer fer überhaupt feine Steuer, fondern eine Rente, bie 
Ser nicht weiter in Betracht komme, und es fer daher endlich an der Zeit, daß 
war die Grundbefiter nunmehr aud zu den Steuern beranziehe. Das Eine 
"! unbegründet wie das Andere. So viel gebt wohl aber aus dem bisher 
"riogten Yunzweifelhaft hervor, daß es ohne Umgeftaltung des Steuerſyſtems 
nat möglich ift, dem wachſenden Staatsbevarfe zu genügen. 


Zu These 2, 


Es fragte ſich men: was an die Stelle ſetzen? Da bot ſich denn bie 
Firtomtnenftener um fo ungeſuchter dar, al, wie ſchon gefagt, der Gewerbe⸗ 
mt Rerfonalfteuer von vorn herein der Gedanke gu Grunde gelegen hatte, das 
eine Eintommen zu treffen. Streitig blieb, inwieweit Daneben noch ein Theil 
on Steuern beibehalten werben ſollte. Auf diefe Frage fomme idy 
aachher. 


Sie wiſſen, daß die Einkommenſteuer, nachdem fie im Jahre 1848 an 
ticlen Orten plötzlich aufgetaudt und beinahe ebenjo raſch wieder verſchwunden 
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war, 1851 in Preußen und fodann feit ven ſechziger Jahren in einer gan 
Reihe der kleineren deutfchen Staaten tbeils eingeführt, theils ın der Vorben 
tung begriffen ift (bier in Weimar befteht fie bereits feit über 50 Yahra) 
und daß neuerdings auch ihre Einführung als Reichsſteuer empfohlen wıd 
Das en ung jedoch nicht der Nothwendigkeit, fie auf ihre Verchtiaug 
zu prüfen. 

Jedenfalls ift es bemerkenswerth, daß die Eintommenfteuer von ſebr m 
Ichtevenen Gefihtöpunften aus empfohlen wird. So namentlih auch von Solda, 
weldye auf die Steuern den Grundjag von Yeiftung und Gegenleiftung anwende 
welche fie nady den Bortheilen bemeifen wollen, die der Einzelne vom Zt 
empfängt. Dielen gilt der Staat als eine Berjiherungsanftalt; wer mehr id, 
braucht mehr Rechtsſchutz und muß dafür eine entiprechend höhere Prämie aber; 
Folgerecht müßte man von diefem Standpunkte aus eher zu einer Benny 
fteuer gelangen; mindeſtens ift das Vermögen ebenfo ſchutzbedürftig mic m 
Einkommen Der Standpunkt ıft aber überhaupt verwerflih. Die Verb 
des ftaatlichen Zufammenlebens find für jeden, er ſei reich oder arm, fo; 
daß es einen Mafftab dafür nicht gibt. Der Staat ift für uns Tchlehrbu 
entbehrlich; was er und bietet, ift nicht mit Geld zu erkaufen, im Nothfui ® 
fein Opfer dafür zu groß Daraus folgt, daß die Steuerlaft, welche der Zink 
erfordert, von allen Staatsbürgern al eine gemeinfame Laft zu trgı k 
—J— jeder beizutragen hat nad dem Maße feiner Kräfte, feiner Leiſtun! 
fähigkeit. 

Der Begriff der Leiftungdfähigfeit zieht ſich durch die Theſen, welk ı 
mir erlaubt habe Ihnen vorzulegen, wie ein rother Faden hindurch, un 
muß daher einen Augenblid dabei verweilen; um jo mehr, als Died haupiitiag 
der Stein geweſen zu fein fcheint, an welchem mein verehrter Herr Gomit 
Anftoß genommen hat. 

Gegen das Princip der Vertheilung der Laften nach ber Yerftungsfikik 
hat man eingewanbt, daß e8 zu vieldeutig ſei, um einen Anhalt für die Ir 
zu bieten, und daß es daher der Willfür Thür und Thor öffnen würde. 2% 
Einwand wäre vollfommen berechtigt, wenn mit unferer Forderung gemeint m 
der Gefetgeber brauche nur den Satz aufzuftellen: jeder wird nach feiner Leit 
fähigkeit befteuert. Das ift aber. offenbar nicht gemeint. Vielmehr befag 
Forderung nur, daß der Geſetzgeber jid) von dem Grundgedanfen, bie Zt 
nach der Leiftungsfähigfeit zu vertheilen, leiten laſſen und dieſem Grufdga 
Fleiſch und Blut verleihen müffe. In diefem Sinne ſpricht man ja audı \e 
von dem Princip eines Geſetzes; Ste werden kaum irgendwo ein Princip iX 
das nur auögefprochen zu werden brauchte, um für die Praxis verwendbat 
fein. Ich erinnere Sie an das Princip der Verftandes- und Willensreie M 
die Grenze der Minderjährigfeit, an das Princip der Selbſtverwaltung für} 
Gemeindegefepgebung, an das Princip der Freiheit der Prefle u. |. w. 
überall muß der Gejeßgeber die Principien, von denen er ausgeht, ın geil 
Vorſchriften, in beftimmte Ziffern einfleiven, damit der Richter danach urtbeg 
die Staatsbürger danach leben können. Und fo ift aud bier mit der A 
ftellung des Princips der Leiftungsfähigfeit allein die Aufgabe des GeleraM 
noch nicht gelöft. Wohl aber ift ihm Damit fir ferne weitere Arbeit eine Ri 
ſchnur gegeben. Und daß in der That diefes Princip den meisten neueren St“ 
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barigentags Die Trage dadurch praktiſch ſehr wichtig zu fein, daß es ſich nicht 
elin um die einzelnen Staaten handelt, fondern zugleih um das Reich. Das 
Bedürfniß nach beweglichen Einnahmen einer ftaatlihen Geſammtheit ift überall 
rerbanden und im Reiche befanntlich jet auch. ine bewegliche Einnahme der 
taulıhen Sefammtheit, die fich nach dem Bebürfniß diefer Gefammtheit reguliren 
Gt, iſt mr die direkte Berfonalfteuer und keine andere. Die Ertragsſteuer läßt 
ch mt ohne Härte und ohne Ungerechtigkeit ſteigern; den Ertrag der indirecten 
Sxuern hat man nicht in der Hand. Wem alſo das Reich ſolche bewegliche 
Gmabmen braucht, jo wird man ebenfalls an Perjonalftenern denken müflen. 
2 Nach braucht fie aber, wenn es als eine wirklich felbfländige, ftaatliche 
Geamntheit, nicht als eine einfache Föderation baftehen und anerfannt werben 
ML Ich rede nicht der Reichdeintommenftener das Wort in dem Sinne, daß 
man Sofort eine Agitation dafür mit Erfolg beginnen könnte; das ift verfrüht; 
denn die ReichBeintommenfteuer iſt erft möglich, wenn bie directen Reichöfteuern 
zu den directen Steuern der einzelnen Staaten paſſen. Es bedarf der nöthigen 
Erbereitung, daß alle Einzelftnaten der Reihe nach in möglichſt ähnlicher Weife 
de directen Steuerſyſteme auf die Einfommenfteuer bajiren. Deshalb alfo, 
za Herren, weil ich für die Einfommenfteuer andere genügende und meines 
radiens praktiſch allgemein anerfennbare Gründe habe, ftreiche ich das Prinzip 
° Liſtungsfähigkeit, welches theoretiſch jederzeit ftreitig geweſen ift, aus den 
im. Ich verlange von Ihnen nicht, daß Sie ein Botum gegen die 
zriungsfähigkeit abgeben, jondern nur, daß Sie diefelbe weglaffen aus ben 
Rejelutionen und durch Annahme meiner erften Thefe anertennen, daß jedenfalls 
das Bedürfnißß des Staates als folden und unſeres beutfchen Reiches, und daß 
* ſcxialen Pflichten der höheren Stände den Borzug der Einfommenfteuer vor 
a Ertragäftener begründen. 

Was nun die zweite Theſe betrifft, fo hatte ich urſprünglich, um meine 
minlide Stellung gegenüber dem Herrn Referenten deutlich zu machen, eine 
angere Thefe formulirt als diejenige, die Ihnen jett vorgelegt worden iſt. Ich 
x mid dabet noch über die Ausdehnung der Bermögensftener ausgeſprochen. 
ab vorheriger Beiprehung im Ausichuffe aber habe ich in der zmeiten 
“He jegliche Motivirung und Specialifirung weggelaffen. Ich habe nur bie 
-erkguenz aus Der erften Theſe gezogen in Betreff der Eintommenfteuer und 
" Smufügung der Bermögensfteuer als räthlich bezeicgnet. Daß die Einkommen: 
“wer vorzüglider ſei als die Ertragßfteuer, ift in dem, was zur erſten Theſe 
Faat worden ift, bereit8 beiprochen. Ich babe nur noch zu berühren, daß ich 
aze: „eine in den unteren Stufen progreſſive allgemeine Eintommenfteuer”. 
st befinde mich in dieſer Forderung einer Progreffion in Uebereinftimmung mit 
m Herm Referenten. Ih will aber gemäß meiner — um fcherzbaft zu 
x — prinzipiellen Abneigung gegen Prinzipien nicht das Prinzip der Pro- 
en als allgemein nothwendig hinftellen betreif® des ganzen Steuer: 
"ee. Man müßte dann ja auch hier fofort fragen, welche Progreffion ift 
richtige? Es giebt unendlich viele Progreffionen, die denkbar find. Betreffs 
7 Crnfommenfteuer allein aber glaube ih, daß die Progreffion zu bebattiren 
“hm nothwendig iſt. Wenn die Einfommenfteuer, wie wir Alle wollen, nur 
cſpecielle Reform zugefügt zu einem beftehenden Steuerfuften fein foll, dann 
RR ſie ſelbſwerſtändlich progreſſiv fein wegen der vorhandenen indirekten Steuern. 
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Ob auch eine alleinige Einfommenfteuer progreffiv fein müßte, Dad fünnen wır 
ruhig fallen laſſen. Wenn Sie die Frage jo befhränfen, daß in Rüdjicht u 
bie anderen Steuern eine Progreilion in der Einfommenfteuer überhaupt ſein m 
fo ergiebt ſich von ſelbſt, daß dies nicht in die höchſten Stufen hinein fortgeit 
zu werben braucht, weil der Ausgleich gegenüber ben indirecten Steuern ir 
blo8 auf Die ärmeren Klaſſen bezieht. Es ergiebt ſich auch aus dieſer Br 
ſchräntung, daß wir nicht allzu ängftlich in Beziehung auf das Maß ber Fr 
grefiion zu fein brauchen. Die Trage, welche Progreſſion die richtige it, 
dann eben auch feine Prinzipien, fondern eine Thatfrage. Es wird ſich ante 
barum handeln, bis zu welcher Progreffion fich die beftehenden Klaſſen im Ci! 
ihrer Pflicht bewegen laſſen. Soweit man das burdhlegen fann, ohne an“ 
Schrei der Entrüftung heroorzurufen und ohne bei einer gemiljen mike: 
Stufe einen ernften Druck hervorzurufen, fo weit wird man ſich zur Progreiier : 
quemen müflen. Ich habe darum auch im Gegenfag zu dem Herm Near 
einfach das Wort Progreffion gebraudt und niht Degreifion Jh 
e8 geradezu für abgeſchmackt, und gegen den Vorwurf einer ſocialdemokramc 
Tendenz überhaupt zu vertheidigen, und deshalb glaube ich, können mir = 
ruhig das Wort Progrefiton gebrauchen; denn bei und werfteht es ſich von li” 
daß wir e8 in anderem Sinne meinen als die, Die man uns immer als Sir“ 
bild vorhält. Wir wollen nicht wegen diefer Berkegerung, die gar keinen Ci 
hat, an Wort, was das deutlichfte iſt, in ein anderes verwandeln, uns nıdt 
mal den Schein geben, als ob wir überhaupt derartige thörichte Aullch: 
achten. 

Meine Herren! in diefer zweiten Thefis habe ich außerdem die Vermegan 
ftener in Verbindung mit der Einfommenfteuer als nothwendig anerkannt. G 
it das eine Wenderung meiner früheren Anfichten. rüber hielt ih vie ae 
mögensfteuer für unnöthig. Es haben mich aber die Auseinanderjegungn M 
ſchiedener Collegen, infonderheit des Collegen Dr. Naffe bewogen, die Zi 
mäßigteit der Bermögensftener in Verbindung mit der Einftommenfteuer a7 
erkennen. Ich will nicht eingehen in die theoretifch Heiflige und comp) 
Trage von der Unterigeidung des fundirten und nichtfundirten Einkomme 
auch nicht in die Frage, ob die directe Steuer wegen des nothwendigen E 
wandes bei den unterften Einfommenftufen ganz wegfallen ſoll. 

Meine Herren! ich glaube, der Grund, warum man die Bermögenst. 
wohl zweckmäßig mit der Einfommenfteuer combinirt, iſt zunächſt ein praltior 
den Alle annehmen fünnen, mögen fie fih fonft in der Theorie umterfcheiden, 7 
fie wollen. Wenn Sie fih die Ertragsiteuern als abgeftorben und die m 
fommenfteuer al8 die einzige Directe Steuer denken, jo würde natinfid !7 
Summe, die ein Einzelner an folder Einfommenfteuer zahlen muß, jehr = 
jein und geradezu Ichredbar lauten. Es iſt nur eine rein äußerliche, aber = 
vielleicht praftiih nicht ganz gleichgültige Erleichterung fir die Gemüther \ 

® Betroffenen, wenn ſich die Geſammtſumme, die fie zahlen müflen, auf = 
Summen vertheilt. Doch ift dies ein Grund, den ich nicht als bebeutend r 
ftellen will. 

Wichtiger ſcheint mir, daß bei einer einzigen Steuer die unvermeiblih? 
Fehler der Einfhägung ehr hart werden während fich dieſe Leichter ausgleck: 
können, wenn Sie zwei verjchtedene Steuern und zwei verfchiedene Ablchägun 
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heben. Die beiden Einfchägungen können fih dann gegenfeitig controlicen und 
eerrgiren und es ift möglich, daß ber Tehler bei der einen Einſchätzung durch 
den entgegengeſetzten bei der anderen oft außgeglichen wird. 

Ferner aber können wir die Trage der Progreiiion auch als eine folde 
betrachten, über die fich Leichter weglommen läßt, wenn eine Vermögenöfteuer 
terbanden tft, ald wenn nur eine Einkommenſteuer befteht. Durch die Ver⸗ 
mögenöfteuer kann eben dies erzielt werden, daß der eigentliche ariftofratifche, 
aliererbte fihere Reichthum feine der Geſammtheit ſchuldige Laſt in althergebrachter 
Dale trägt und dabei höher belaftet ift als Derjenige, der zwar auch ſchon 
vd zu werden beginnt, aber wegen größerer Jugend feines Reichthums noch 
mat die hohe ſociale Pofition bat. Wenn mir überhaupt ‘immer im Gebanfen 
Rest, daß, je höher das Anfehen, der Einfluß des Menſchen ift, er defto freubiger 
ich dem Staate widmen fol, fo fcheint mir dies durch die Combination der 
Vermögens⸗ mit der Einfommenfteuer am leichteften erreicht werden zu können, 
ohne daß die Progreſſion der Einkommenſteuer zu ſtark zu fein braucht. 

Endlich, meine Herren! wenn wir und die Einfommenfteuer allein ein— 
zihrt denten, fo ift e8 wirklich eine ſehr ſchwierige Frage, in welder Weile 
die Einfhägung flattfinden fol. Wir müffen heute dieſe Frage unerörtert laſſen. 
3b will fie nur foweit anführen, als ich zeige, daß bei diefer Combination die— 
[ee leichter zu löſen if. Es giebt befanntlih Stimmen, die auf die Selbft- 
emhitung oder auf Einftägungscommifjionen ſchwören, andere, welche für Die 
ccnannte indirecte Methode ſchwärmen, wobei fie die Einfhätung auf gemiffe 
außere Anbaltepuntte bafiren. Alle aber werden das Eine zugeftehen, daß 
wenn Selbſteinſchätzung ftattfindet, doch eine Controle der Faſſion ftattfinden 
muß durch irgend welde Behörden ; und dieſe werden eine gewaltige Erleichterung 
haben, wenn fie fi) an etwas Aeuͤßeres halten können. Man wird z. B. den 
anzeren Anhaltepuntt des Werthes des Grundftüds, das einem Pflichtigen ge— 
rt, falttich umter allen Umftänden in irgend einer Weife benutzen müfjen. Und 
am glaube ich, Daß ſich Dies am pbjeftivften macht durch Zufügung der Ber: 
mögenöftener. Bei der Vermögensfteuer wäre e8 fehr naheliegend, dieſe fo ein: 
mihägen, daß man das Vermögen nach feinen einzelnen Objekten abichägt und 
en der Quelle trifft, alſo die fogenannte indirefte Methode anwendet, welche 
be den meiften Shedula's der engliſchen Einkommenſteuer herrſcht. Die Ein— 
bommenſteuer könnte dann lediglich die Perſon, wie fie in ihrem ganzen Auf— 
iten erfcheint, ind Auge faffen, und könnte dabei natürlich immer in ihren Ein- 
Migungen mit ber felbftftändig eingefchägten Vermögenäfteuer verglichen werben. 
Sie hätten dann die beiden Prinzipien der Einfchägung, ein jedes in dem Gebiet 
© es möglich ift, zur Geltung gebracht, fo daß fie ſich gegenfeitig ausgleichen 
MD ergängen und daß bie beiderfeitigen Bortheile zum vollen Borfchein kommen 
Ännten. Namentlich bei dem Gemwerbetreibenden würde fih dann die Sache 
leihter machen. Der Gewerbetreibende zahlt die Vermögensſteuer, welche ſich 
anſchließt aa den Umfang feines Etabliſſements, und er zahlt die Einfommen- 
feuer, welche geregelt wird nad der Anſchauung, die man über feine perfönliche 
witthſchaftliche Potenz hat. 

„Was die legte Thefe betrifft, fo befinde ich mich Hier in voller Ueberein: 

“ımmung mit dem Herrn Referenten. Es ift der Unterfchied Tediglich der, daß meine 

Rotivirung etwas ausführlicher geworden ift. Ich habe nur wenig zu dem, was 
Schriften XL. — Verhandlungen 1875. 3 
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der Herr Referent ſchon angeführt bat, noch Hinzuzuflgen. Ich will mm meine 
Anficht über die bekannte Agitation der ſog. Agrarier noch äußern. Ganz gewiß 
ift jeder Stand beredtigt, feine Imtereflen zu vertreten, er ift jogar verpflichtet 
dazu, weil e8 ja die anderen Stände thun. Wenn ein einzelner Stand te 
Beriretung feiner Interefien in Leidenſchaft geräth, jo ift auch Das fein moralide 
Vorwurf; denn eine gewiffe Leidenſchaft ift eben oft dasjenige Element, welde 
aller Agitation die nachhaltige Kraft gibt; ich möchte am wentgften den Agrarien 
irgend welchen wmoralishen Vorwurf maden; denn, meine Herren! moralie 
beſſer ift in unzähligen Fällen der Induſtrielle, ver heute einen Schutzzoll wer: 
langt, weil er ihn gerade zu brauden glaubt, auch nicht. In beiden Fälla 
haben wir die Erſcheinung: Eine Claſſe von Staatsunterthanen iſt aufgereg. 
daß ihr Intereſſe benachtheiligt werden fönnte und verlangt Etwas, was an: 
anzuerkennen nicht bereit find. Dieſe Interefenvertretung erfüllt mid an ın 
für ſich mit feinem Gefühl der Abneigung. Ich möchte nur ven den Agrar 
auf der anderen Seite verlangen, daß fie den Andersgeſinnten aud far: 
moralifhen Vorwurf maden und infonderheit unparteiiſch und leidenidaff: 
hören möchten’ auf folde, die gar fein Intereffe haben. Und das iſt ja =. 
die charafteriftiichfte Seite dieſes unfres Vereins, daß irgend ein ülonomie 
Intereſſe eines Standes feinen Einfluß auf un® bat, fondern daß der Year 
unbedingt aus Männern befteht, die blos nad ihrer Ueberzeugung vom ar 
gemeinen Beften handeln. Und fo meine idy denn, die Agrarter Dürfen vH 
nicht als Feinde der Landwirthſchaft bezeichnen, die kein Herz für dieſelbe habn. 
wenn wir Jagen: die Agitation für völlige Aufhebung der Grundſteuer iſt cm 
ſolche, die nicht allgemein gerechtfertigt iſt und die obendrein ſicher erfolgles v 
Wenn die Agitation der Agrarier jo oft fagt, der Stand der Landwirthe AL: 
die Majorität und den Kern des Volkes, jo bildet er gewiß ven Sem Mt 
Volkes in dem Sinne, daß aus ihm der geſundeſte Nachwuchs, geiftig und kmt 
lich, für die ganze Nation hervorgeht, — aber nicht Die Majorttät des delt 
In vielen dentſchen Staaten bilden die Landwirthe, die von der Landwirthiden 
lebenden Menſchen bereitö nicht mehr die Hälfte, und in ganz Deutjchland jr 
bilden die Grundbeſitzer, die allein an der Grundfteuerfrage interefjirt find, 22 
die Majorität des ganzen Volles, Das ift ein Wahn, zu glauben, daß de 
einfeitige Interefle in der That die größte Kraft habe, fondern es wird ihm 
Wage gehalten durch andere in ihrer Weife ebenfo berechtigte Intereſſen. o 
geftehe gerne, daß die Landwirthſchaft an vielen Stellen gedrückt morben ıft, = 
eine ganze Reihe Kleiner Belaftungen die Landwirthſchaft treffen und daß hir 
Communalzuſchläge, welche beftändig wachſen, die Orundbefiger in ungleiche !: 
zu den andern Ständen gerathen. Ich Tann aber nicht zugeftehen, daß * 
Grundſteuer als ſolche vollftändig von a bis z ihrem ganzen Umfang 1 
heute eine Ungerechtigkeit if. Ich erinnere nur an das, was der Herr Kai 
über die Entihädigung und über das große Alter der Grundfteuer jagte und 
möchte bemerfen, daß, wenn bie Agrarierpartei fo jehr über den Drud, der - 
zugefitgt wird, Flagt, fie doch vielleicht andere Interefienagitationen in Bezug d 
kluge Tattit ,‚ um zum Erfolg zu gelangen, etwas nachahmen könnte. Nami* 
lich ſollte die landwirthſchaftliche Agitation doch immer in erſter Linie jih © 
Trage ftellen, inwieweit der Stand, der ſich jet benachthetligt fühlt, ſich ſelbi 
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hit und infolgedeffen ohne Klagen gegen den Stant und andere fi) auch ſelbſt 
elachtern kann. 

Desbalb zum Schluß nur noch Eins: Wenn immer gelagt wird, Die 
Ormdflener fer Teine Rente — deutlicher witrde man jagen müfjen „fein fefter 
Bodanzind”, — ſondern fie fer wirflih eine Steuer, fo wird ald Grund, wie 
Ihen der Herr Referent gejagt hat, dafür angeführt , die Preife richteten ſich 
nah Angebot und Nachfrage. Gewiß. Ich glaube nur, daß gerade in Bezug 
auf die Preiſe des Grundes und Bodens eben Angebot und Nachfrage in ben 
vergangenen 15 Jahren nicht im richtigen Verhältniß zu einander geftanden 
haben. Angebot und Nachfrage find nach unfrer Aller Anficht keine Naturkräfte, 
ve äder ımö walten, ſich auf den Dienfchen herabſenken, ohne daß er etwas 
mohen könnte, jondern fie find eine Refultante, zufammengefegt aus den Willens- 
acen ſehr vieler einzelner Menſchen, und jeder Einzelne kann an feinem Theil 
den Stanb von Angebot und Nachfrage beeinfluffen (fehr richtig!) und er wird 
ihn zu feinem und des allgemeinen Beten beeinflulfen, wenn er eine richtige 
Enfiht hat. Nun wiflen Sie, daß das beftändige Steigen der Preife aller Boden⸗ 
yoducte, welches etwa bis zum Jahre 1860 andauerte, daf dies eine Anſchauung 
ven ter Nothwendigkeit des Steigens der wirflihen Grundrente bervorrief, die 
äerrieben war, und daß infolgedeſſen — es ift das meine unmaßgebliche An⸗ 
figt — durch diefe übergroße Anfiht von der fteigenden natürlichen Ertrags⸗ 
fühigfeit des Grunde und Bodens die Preife deſſelben in vielen Gegenden 
Deutſchlands wirklich zu Hoch geworden find. Der Grundbeſitzer, der dieſen 
boden Preis gezahlt Hat, ift Heute in Noth. Ich frage: iſt er anders in Noth 
a8 Derjenige, der die Actien eines neues Eifenetabliffements gekauft hat im der 
Hoffumg, daß die Eifenpreife jo hoch bleiben würden wie 1872, und der heute 
febt, daß das ein Irrthum war? Man möge doch fragen, wieviel ſolche Irr— 
tbimer vorliegen und wieweit daher der Staat machtlos ift, irgend etwas zu 
feilern, irgend einen wirklich dauernden Dienft dem Stande der Landwirthe zu 
eweiſen. Es find Weberbärbungen da. Aber mas die Grumbfteuer betrifft, Io 
M fie nach meiner Anficht ebenfo wie nady der des Herm Weferenten foweit fie 
kt Generationen in einer die übrigen Ertragsftenern überfteigenden Höhe be- 
Randen hat, eim Element des Bodenwerthes geworben. Biel klüger wäre es, 
wen Me Agrarier das zugeftänden und darauf fich verlegten, bei der bevorftehen- 
den Reuordnung der Communalſteuern im meiteften Sinne des Wortes dafür zu 
fergen, daß fie bier nicht überlaftet werden und daß etwa die verbleibende Grund- 
feuer communalen werfen gewidmet werde. Sch glaube, man würde auf Diele 
ar * zu einem dem einzelnen Stande wie der Geſammtheit entſprechenden 

gelangen. 
Dig, meine Herren! wollte ich über meine einzelnen Theſen bemerken, und 
ich fafſe mich dahin nochmals zufanmen, daß in meinen Thefen theoretifche 
Unterfipiede gegenüber denen des Herm Referenten als pofitive Behauptungen 
möt vorkommen, daß Sie vielmehr, wenn Sie meine Theſen der Debatte und 
Beſchlußfaffumg zu Grunde legen, über ſo und ſo viele theoretiſche Fragen einfach 
weglommen. Deshalb meine ich find meine Theſen praktiſch brauchbarer. Eine 
Verſammlung, wie dieſe, kann nicht im Detail durcharbeiten, was in geſetzgebenden 

ammlungen erſt von einer Commiſſion vorbereitet und dann in drei Leſungen 
vom Plenum weiter berathen wird. Sie kann nur einzelne Hauptzielpunkte 
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nötbiger Reformen feftftellen. In meinen Theſen Liegen blos drei Hauptgedaulen 
1. daß die Ertragsſteuern auf die Dauer nicht gut find, 2. daß, wenn dam 
felbftverftännlich die Einkommenſteuer eintreten fol, die Vermögensſteuer zugefügt 
werden muß‘ und 3. daß beim Webergang volle Abſchaffung der Grundſteuer md: 
am Plate iſt. Das Dritte war das, was der Ausſchuß, als er die ganze ra 
formulixte, eigentlich hauptſächlich im Auge hatte und es ift das, wie bie Sekt 
ebung ber einzelnen beutfchen Staaten fteht, heutigen Tags der praktiſch mit: 
tigfte Punkt. So empfehle ich Ihnen die Zugrundelegung meiner Theſen, dam 
wir zu diefem praftiichern Punkte, in dem ein Botum von und wirflic eine Ve 
deutung hat, jedenfall® heute noch ficher gelangen. (Lebhaftes Bravo!) 





Theſen 
des Correferenten Prof. Dr; U. Held. 


1. Die fogenannten Ertragsſteuern können auf die Dauer nicht die nit 
tigften und ergiebigften directen Steuern bleiben, weil fie bir 
wechſelnden Staatsbedarf nicht ohne ſchwere Ungerechtigkeit in in- 
Ertrag verändert werden fünnen und weil e8 unmöglich ift, br 
einzelne jelbftftändige Ertragsfteuern die ſteuerpflichtigen Perſonen et 
Standes und Berufs fo zu den Staatslaften heranzuziehen, bag t. 
größere Reichthum auch größere Pflichten übernimmt. 

2. Es empfiehlt fi) daher, die allgemeine Eintommenfteuer in Berbindui 
mit der allgemeinen Bermögenöfteuer zur hauptſächlichſten virete 
Steuer zu machen. Der Procentfat der Einfommenfteuer mu % 
zu einer gewiſſen Höhe des Einfommend progreflio fein, die Ber: 
mögenöfteuer die kleinſten Vermögen verjhonen, um die Schmeats 
feiten der Steuererhebung bei ben Aermeren zu vermindern 17 
bie in den indirerten Steuern liegende, umgekehrte Progrelfion ar* 
zugleichen *). 

3. Ber jeder Steuerreform, welche die Einkommen: und allgemeine fr 
mögenöfteuer auf Koften der Ertragsſteuern einführt oder ausbehnt* 
auf die gefchichtlich gewordenen und verjährten Berhältniffe Rüdk 
zu nehmen; insbelondere ift da, wo die Grundfteuer ſeit Generatiee 
in einer die übrigen Ertragsſteuern wejentlich überfteigenden Höhe b 
ftanden bat und wenigftens tbeilweife zur einer den Bodenwerth x 
mindernden Reallaft geworben ift, die völlige Ausebnung dieſes Une: 
ſchieds unzuläffig, fondern e8 muß ein Theil der Grundfteuer al vr 
veränderliche Laſt auf den Grundftilden verbleiben, wenn nidt de 
derzeitigen zufälligen Beſitzern des Bodens ein unmotivirteg Gelhr 
gemacht werden ſoll. 


*) Die obige Faffung ber Thefe ift die urfprüngliche. Noch vor Beginn ber We 
den wurde bie Thefis vom Correferenten in folgender verfürzter Faſſung X 
t: 
8 „Es empfiehlt fi daher, die allgemeine, in ben unteren Stufen FT” 
effive Eintommenfteuer in Berbindung mit der allgemeinen Bermögat 
euer zur hauptſächlichſten birecten Steuer zu machen.” 


Dorf. Prof. Dr. Naſſe: Meine Herren! Ich glaube dieſen letzten Wunſch 
des Herm Gorreferenten lebhaft unterftügen zu müſſen. Es Liegt die Gefahr 
außerordentlich nahe, daß die Discuſſion fi in eine Erörterung der verſchiede⸗ 
nen Modalitäten der Einkommenfteuer verliere; wenn wir derſelben nit vor- 
beugen, wenn wir auf alle bier einfchlagenven einzelnen ragen eingehen, 3. B. 
de Frage von welcher Stufe an die Einfommenfteuer flattfinden oder welche perfün- 
den Berhältnifie berüdfichtigt werben follen, wieweit die Bermögensfteuer nach unten 
bermtergehen fol, wenn wir, fage ich, auf alle biefe einzelnen Fragen eingehen, 
Io vinde keine der Angelegenheiten vollftändig erledigt werden. Es war bie Meinung 
8 Ausſchuſſes, als er die Tagesordnung feftftellte, die, daß die Discuffion, wenn 
irgend möglich, fich beichränten möge auf die Bunte, die der Herr Neferent eben 
zuletzt hervorgehoben hat, und die ja auch in der Tagesorbnung angedeutet find. 
Es freut mich, daß er in diefer Beziehung feine Thefen, die er anfangs viel 
meter außgebehnt hatte, indem er ebenfall® über die Befreiung von der Vermögens⸗ 
fzuer und dergleichen ſprach, wefentlich eingeengt bat. 


Borf. Prof. Dr. Naffe: Ich erlaube mir zunächſt Ihnen wieder eine ge- 
Käftlihe Mittheilung zu machen. Ebenſo wie den Ausſchuß des deutichen volis- 
wirthſchaftlichen Congreſſes Hatte unfer Verein auch den Ausſchuß der Gefellichaft 
der ofterreichiſchen Vollswirthe zur gegenwärtigen Verſammlung eingeladen, und 
von demfelben ift fo eben folgendes Telegramm eingelaufen: 


Der fo eben verfammelte Ausihuß der Gefellihaft üfterreichiicher 
Volkswirthe begrüßt die Verfammlung und dankt für die an ihn er 
gangene Einladung zur Theilnahme an den Berathungen. 


Bir treten num wieder in bie unterbrochene Beratdung ein. Es find zwei 
neue Anträge geftellt worden. Der erftere, von Adolf Samter, darakterifirt 
n * ein Unteramendement zu den Theſen des Herrn Ref. Dr. Genſel 

tet: 


An Stelle von 2a und 2b zu ſetzen: 

8) Das Einfommenftenerprincip tft nit auf alle Elaffen 
der Sefellihaft anwendbar. Diejenigen, weldeein Ein- 
tommen beziehen, das ihren nothwendigen Lebensunter— 
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halt dedt, find von der Einftommenfteuer freizulaifen, 
weil fie durch die indireften Steuern bereit® zu den 
Stantslaften herangezogen find, umd weil bei ihnen di: 
Erhebung der Steuern mit einem unverhbältnißmäßigen 
Aufwand von Mühe und Koften verfnüpft ift. 

b) Die Steuer muß eine progreffive fein, weil es unmig: 
lich ift, in den unterften Stufen fo hohe Procentjir: 
wie bei den Reihen zu erheben, und weil die PBrogrel: 
fton nothwendig ift zur tbeilweifen Ausgleichung te 
dur die indirelten Steuern bervorgerufenen Belaftun; 
der Armen. 


Der zweite Antrag von Prof. von Bilinski lautet: 


1) Die zwedmäßigfte Reform der direkten Steuern beftin. 
in einer derartigen Combination der Ertrags- mi!‘ 
Eintommenfteuer, daß die reine Eintommenfteuer Bi 
auf die für fie von Natur auß geeigneten Einfomm:: 
arten beihränft bliebe, dabei aber aud die Ertraxi 
feuer unbeſchadet ihres realen Charafters mit it 
nöthigen Eintommenfteuerelementen ausgeftattet würde 

2) Da übrigens die Richtung der Reform der direkc 
Staatsfteuern mit dem Schickſal der indireften Steuer: 
jowohl wie der Communalbefteuerung zufammenhäng:. 
jo wird der Ausfhuß erſucht, die Berathung über viei. 
zwei Angelegenheiten für die näditen erfammlunge: 
vorzubereiten. 


Ref. Dr. Genfel: Nur eine Erklärung, die, wie ich hoffe, im Inter“ 
ber Abkürzung der Debatte liegen wird! 

Die Thefen des Herrn Correferenten unterjcheiden fi von den men; 
hauptſächlich nach zwei Richtungen bin, einmal darin, daß er die Prindz- 
wnauögeiprochen gelafien hat, auf denen feine Theſen beruhen, während ı 
namentlich das Princip der Leiftungsfähigkeit in ven Borbergrund geftellt ba. 
und fodann darin, daß er alle Specialitäten zu vermeiden geſucht hat. ot 
Hatte mich auch meinerjeit8 auf einige Punkte beſchränkt, die ich für wichtig ger: 
hielt, um fie hier vorzubringen. Ich will aber geme im Intereſſe wie ges 
ber Abkürzung der Debatte Punkt 2b fallen laſſen, der allen etwas entkil. 
was in ben neueren Thefen des Herrn Correferenten nicht mit enthalten if. & 
bleiben dann noch Punkt a und Punkt c übrig, beides Punkte, Die auch des 
enthalten find. 

Ich will noch, da ein Amendement zu Punkt a geftellt worben ift, weis‘ 
vielleicht auf einem Mißverſtändniß beruht, erklären, daß ich die Frage, ob nt 
unten bin eine Grenze der Steuerpflicht gezogen werden foll ober nicht, 1: 
meiner Theſe a nicht babe entfcheiden, fondern offen Iaffen wollen. Bidlad 
daß Herr Samter ſich dadurch bewogen fühlt, in 'ver gleichen Abſicht, ©: 
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Teatte micht allzufehr in Einzelnheiten geratben zu laſſen, viefen Theil feines 
Amendements zurüdzuziehen. 


Eamter (Königsberg) (zur Geſchäftsordnung): Ich babe ven Antrag 
an zu flellen mir erlaubt, weil ich in der That den Wunſch babe, daß Nr. 2 
der Theſen des Heren Correferenten Prof. Held angenommen werde. Wenn 
allo der Herr Referent die große Güte haben wird, nicht allein 2b, fondern 
ad 28 fallen zu laſſen, dam fällt mein Antrag von jelbft. Aber fein Aus- 
trat, daß die Stenerfäge nach unten abnehmen follen, ſcheint mir nicht genügend 
u ſem. Ich wünſchte bier ausdrücklich ausgeſprochen zu haben, daß die unteren 
Claſen von der Einformmenfteuer ganz befreit werben. 


Vorſ. Prof. Dr. Naffe: Ich möchte darauf hinweifen, daß der Unter- 
Ihted zwiſchen 2a der Thefen des Herrn Referenten Dr. Genſel und Ar. 2 
des Herm Correferenten mir doch nicht fo bebeutend zu fein fcheint, wie ber 
dert Antragfteller annimmt. Der Unterſchied ift ja nur der, daß der Eine das 
noch unten zu Abnehmen, der Andere das von unten auf Zunehmen betont. 


Ref. Dr. Genſel: Meine Herren! Ueber die ſchließliche Faſſung behalte 
id mr eine Spätere Erflärung vor. Für jest kann es fi meined Erachtens 
zu darum Bandeln, Specialitäten zu eliminiren und ich glaube, daß in dieſer 
oiebung meine Bereitwilligfeit, Bunft b fallen zu lafien, vollfländig genügt. 
Rachdem ich erflärt habe, daß ich die Frage, ob eine untere Grenze ftattfinden 
Io, als eme offene behandle, jo bringt in der That der Antrag des Herrn 
Samter etwas Neues wieder in die Debatte hinein und nicht ein bloßes 
Amendement au Vunkt a. 


‚. Samter: Wenn der Herr Referent pofitiv erflärt, daß er die Trage 
nicht präjudiciren will, daß die unteren Klaffen von der Eintommenfteuer befreit 
werden können, fo ziehe ich meinen Antrag zurüd. 


Vorſ. Prof. Dr. Naffe: Es würde diefe Sache damit als erledigt zu 
!etragten fein. Wir treten in die Discuffion ein und ich gebe das Wort zu⸗ 
u Herm Niendorf. 


Redacteur Niendorf (Berlin: Meine Herren! Das Wort „Social⸗ 
volitif" iſt es, was mich hierher gezogen hat. Sonft haben ſich die agrariichen 
Dege ſehr abſeits geſtaltet von den ——— — Wegen, die bier erwähnt 
worden find. Dennoch babe ich mich gewundert, daß Die Landwirthe ſowohl als 
De Agrarier fo oft in den Referaten der Herren Referenten genannt werben 
nd. So erlauben Sie denn aud mir ein Wort, der ich einen wefentlicyen 
Theil des Agrarismus der Preſſe wenigſtens repräſentire. Wir können mit den 
geallenen Aeußerungen über die Grundſteuer nicht zufrieden fein. Man hat 
hast, die Grunbftener fei eine Reallaft. Daß fie eine Reallaſt ift, wenigſtens 
° wirkt, das weiß der Grundbeſitzer fehr wohl. Wenn fie aber als eine Real: 
Iaft Betrachtet werben fol, fo ift und bleibt fie eine Bermögensentnahme; und 
ih Frage, wie kommt in ımferem Reiche der Staat dazu, von einer Claſſe von 
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Bürgern einen Vermögenstheil des Werthes ihrer Güter zu verlangen und 
lagen: das foll eine Steuer fen? Diele Trage laffen wir ruhig Tiegen, ob die 
Grundſteuer eine Rente oder eine Reallaft fein fol. Ebenſogut müßte die Ge 
werbefteuer, wenn eine Eteuerveränderung eintreten joll, wenn z B. ein ſolides 
Geſchäft, da8 100 Jahre eriftirt, ca. 2—300 Darf teuer zahlt, eine Rei: 
[oft genannt werben: 

Andererfeit8 aber fühle ich mich bedeutend mehr angezogen von „m 
Steuerrefolutionen, da ih endlich finde, daß einmal auch von der Vermögenk: 
fteuer die Rede ift, und daß die Einkommenſteuer an ſich als nicht genügen 
bezeichnet wird. Das ift ja eben das Elend unferer ganzen Steuergeſetzgebung 
daß wir unter Einfommen 4—5 verfchtedene Dinge begreifen und dieſe al 
Steuerobiecte faflen. Schaffen uns die Herren eine ordentlihe Bermögensikur 
des mobilen Capital8 und zwar mit obligatorifcher Selbfteinfchägung, tar 
werden wir gerne unfere Grunbfteuer dagegen binzugeben, ‘Daneben muß Rh: 
eine Einkommenfteuer vom Arbeitdeinlommen, vom Gehalt und von al“ 
Dingen, die ald Einkommen gelten, die. aber ein abfterbender Rentenftod jin = 
mit, dem Tode verfallen und nicht länger dauern als bie Arbeit des Un 
fuchenden. Sobald Sie neben der Eintommenfteuer die Vermögensfteur € 
führen wollen, fo ftehen wir Agrarier mit Ihnen vollftändig auf einem Tau 
Eigentlich find wir Agrarier freilich blos für die Vermögensfteuer, da jede Er 
fommen auf Vermögen tarifirt werben fann. Wenn id davon ausgehe, N: 
die Rente zu 5%, kapitalifirt wird, alfo der 20fache Betrag als Capital gil. 
fo kann ein Beamter höchſtens mit dem zehnfachen Betrag feines Einfommens eli 
ein Bermögenhabender eingeichätt werden und der Gewerbetreibende vielleicht un 
den dreifachen Betrag. Wir werden eben darauf hinfommen, daß man das Er 
tommen auf das Vermögen oder umgefehrt tarifirt. Nur geſchieden muß were 
zwifchen Arbeitseintommen und Renteneintommen. 

Wenn nun Herr Brof. Held fagt, die Agrarier fein ſehr Leivenfchent“ 
geweſen, und er in feiner fteten Liebenswürbigfeit dabei meint, er wolle ı3 
Daraus feinen Vorwurf machen, jo möge er dabei bevenfen, Daß man u“ 
Melt nichts erreiht, wenn man nicht energiich vorgeht, zweitens daß ur 
ganze politifche Welt vielmehr auf die Breife und Diejenigen bört, welder 
vorne anftehen und welche fich hören laſſen. Das Land dagegen iſt vereim 
und läßt fich nicht hören. Er Hat auch gezweifelt, ob das Land 70% ® 
Bevölkerung repräfentire und die anderen Stände 30%,. Ich kann nicht and: 
als dasjenige, was vom Grundbeſitz alles abhängt, ftatiftiich als 699%, zu berus; 
ten und nur 31%, als dasjenige, was vom ſtädtiſchen Betrieb abhängt. Zi 
ftäbtilche Betrieb aber findet immer fein Recht, er weiß immer in den Hank: 
fammern, in der Preſſe zu ſprechen und weiß ſtets, wo ihn der Schub if. 
Und gerate in der letzten Zeit bat man überall und überall die Iuduftrie u 
den ftäptifhen Betrieb begünftigt. Daraus und nur daraus ift bie wunderban 
furchtbare Kriſis gekommen, in der wir jegt ſtehen. Unſere Landbevöllerung; 
nicht mehr jo conſumtionsfähig, um die Induftrieprodufte der Stadt zu © 
Brauchen und zu bezahlen. Das Land ift arın geworden, und außerdem haben 7‘ 
nichts. Wir find nicht fo dran wie England, welches brei Viertel We ch 
Eolonien befist, um dorthin feine Produkte hinzuführen. Es handelt ſich ı 
Herftellung der Harmonie zwiſchen Stadt und Land, und namentlich; mögen de 
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Hidte nie vergefin, daß fie immer nur auf dem Boden des Landes Leben 
fmen und daß man nicht ungeftraft die erſten Berürfniffe des Lanbbaues 
Mhibigen darf durch fo furchtbare Dinge, wie beſonders das Papiergeldweien, 
ſendern dag man ſich dadurch nur felbft ſchadet, indem wir ja Alle, wie wir 
(chen, total nicht mehr weiter können. 
Wenn Sie aljo, meine Herren! diefe Vermögensfteuer durchſetzen, fo wollen 
am cs Ihnen überlajlen, daß Ste energifch losgehen gegen das mobile Capital, 
um es gemeigt zu machen, daß es fich die Steuer aufhalſen läßt. Es wird fich 
khr wehren. Und wenn Sie dabei auf firenge Durchführung fehen, namentlich 
daß die Taufende und Millionen nicht wegfallen, die der Steuer gerne entgehen, 
dann find wir ſehr gerne geneigt, unfere Grundfteuer dagegen anzurechnen. 
Ran hat es oft beftzitten, daß unfere Steuern zu hoch ſeien. Darüber 
mp man aber genauere Rechnung halten. Wenn fie jebt fchon dreifach und 
rietach zu hoch find, fo find fie nicht einfach nur eine Auflage auf dem Ader 
geweſen, jondern da Bat ſich ein anderes Ding vollzogen. Das Grimbftüd hat 
ſih im Laufe der Jahrhunderte entwerthet und da erfcheint die Steuer auf 
eamal zu hoch. Wenn auch heutzutage die Grumbftüde hier und da im Werthe 
hngen, geben Eie nad Oftpreußen und in bie Hinterländer: da werben Sıe 
hun, daß wenn Sie ein Gut für 100,000 Mark kaufen, Ste noch nicht die 
Hilfe des wirklichen Werthes damit zahlen, welcher im Inventar u. f. w. ftedt. 


Zen Boden befommen Ste umfonft. Und das ift auch die Exrflärung der . 


Crimdrente. 


Prof. Dr. Neumann (Freiburg): Meine Herren! Geftatten Sie mir 
mähft eine perſönliche Bemerkung! Es ift mir allerdings die Ehre zu Theil 
Kiorden, aufgeforbert zu werben, das Referat reſp. Eorreferat zu übernehmen. 
% glaubte nicht, erfcheinen zu können und fah mid) deshalb veranlaft, das 
verreferat abzulehnen, weil ich es nicht mn A wollte, ohne ganz gewiß zu 
an, ob id der von mir übernommenen Aufgabe würde getreu werden. Ich 
verde mir heute trogdem erlauben, etwas ausführlicher zu fen und zwar im 
Anſchluß an dasjenige Neferat, welches wir von dem Herrn Referenten gehört 
abe. Es iſt das ausführlichere, welches ich, der ich fonft im Wefentlichen nicht 
enbereitet bin, beſonders verfolgt babe. Auch ich will aus den vom Herrn 
‘räßtenten dargelegten Gründen mich befchränfen, namentlid nicht bineinziehen 
die frage der Progreffion, die Frage der Beſteuerung der ımteren Klaflen 
u. | w., auch nicht die fehr wichtige Frage der Communalbeſteuerung, wodurch 
infere ganze Frage eine viel größere Breite gemwinmen würde, als es bier nad 
nemem Dafürhalten thunlich und räthlich ift. 

Idghh beginne alſo, mich anzuſchließen an das Referat des Herrn Dr. 
denjel, und da Bin ich zunächſi vollkommen mit ihm einverſtanden, daß ein 
xſetz über Einkommenſteuer überaus wichtig wie andererſeits ſchwer durch⸗ 
uführen iſt. Viel ſchwieriger aber und bedeutungsvoller iſt noch die Frage: 
Die bilden wir die Brücke aus dem gegenwärtig überkommenen Extragsftener- 
bftem zu der Einkommenſteuer reſp. Vermögens: und Einfommenftener. Das 
ſt gegenwärtig die Frage, mit der Theoretiker wie Praktiker fih in Nord» und 
Süddeutfchland vorzüglich beichäftigen. Wenn wir auch in Preußen die Einkommen⸗ 
teuer Schon Haben, fo find wir doch auch dort noch nicht tiber jene Brücke hin⸗ 


— —— — — 
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über. Die Hauptfrage bleibt eben die: in welcher Weile ift aus dem überkon 
menen Ertragsfteneriyftem hinüber zu kommen in das mehr rationelle Softe 
der allgemeinen Eintommenfteuer reſp. der Combination der Einkommenfier 
mit der Bermögensfteuer ? Was beginnen wir mit der Gewerbe-Grundftener u. |.ır. 
Es ift für mid von Imtereffe geweſen, daß Herr Dr. GOenſel dau 
hinwies, daß die ſächſiſche Perſonal⸗ und Gewerbefteuer im Grunde feine rch 
Ertragsſteuer jet. Auch ich Bin der Anficht, e8 wird mit dem Namen „Extra 
fteuer” viel Mißbrauch getrieben. Eine wirkliche Ertragsfteuer iſt nur > 
Grund: und Gebäubefteuer. Sehen Sie fi die preußifchen Gewerbefteuern ı 
die ſächſiſche Perſonal- und Gewerbeſteuer, die badifche Claſſenſteuer, dasiemz 
was man in Shodeutihland nennt Einkommenſteuer, diejenigen Steuem, d 
von dein Beamtengehältern entrichtet werben, das find alle8 partielle Einfonz:r 
fteuern, welche man im Laufe der Bert gebildet bat, damit der Grund r 
Boden nicht allein befteuert werde durch die Ertragsfteuer, die an dem dr 
und Boden haftet. Im Anſchluß daran, was ich eben geſagt babe, würl: : 
mir vorzufchlagen erlauben, daß in den Thejen des Herrn Referenten, dene 3 
folge — immer der Ausdruck gebraudht werden möchte „jogenanntef: 
tragsſteuer“. Diefen Punkt möchte ich auch befonderd den Landwirthen an’s d 
legen. Der Unterſchied befteht namentlich darin, daß vom Grund und In. 
die Steuer unter allen Umftänden gezahlt werden muß, mie fie verlangt m. 
Die Gewerbefteuer dagegen wird nicht gezahlt, wenn man die betreffende fer! 
fill ſtehen läßt. Die Gemerbefteuer Ichließt ſich wie bie Eintommenjun 3 
bie obwaltenden Verhältniffe an. Außer der Grumb- und Gebäubefteuer gibt 
m. D. keine eigentliche Ertragsſteuer. Alle anderen Steuern find nur © 
gänzungen, die es zu verfchmelzen gilt zu einer allgemeinen Einfommente: 
— wobei aber die Frage entfteht: was fangen wir mit der alten Grundſteuer c 
Beſeitigen wir fie ganz, oder lafjen wir fie zum Theil beftehen! — eine dtir 
auf die ich gleich zurüdtommen werde. — Ich komme nun zu einem fehr mid 
Punkte, nämlich zu der Frage, ob es ein allgemeines Princip gibt, nad) wi 
bie gefammten Steuern umzulegen find, — nicht die einzelnen, — ein Prixt 
welches das Ziel fein müßte, auf das binzuarbeiten ift bei der gefanmmten Is 
lage der Steuern, welches die Richtung angibt, nach der die Steuern ber 
zubringen wären in ein beftimmtes Syſtem. Da möchte ich zunächſt dem * 
erhrten Herrn Correferenten darin entgegentreten, wenn er annahm, es fa > 
gleichgültig oder doch von geringer Erheblichkeit, ein allgemeines Princip E 





zuftellen. Die Trage fei ummer beftritten; es fet nicht möglich, ein allgeme 
richtiges Princip zu finden. Der Herr Gorreferent fest an die Stelle «* 
allgemeinen Princips der Steuervertheilung den Say: Es fer nothmendig ? 
einzelnen Steuern fo zu vertbeilen, daß der größere Reichthum auch güfe 
Pflichten übernimmt. Da geht nun meine Anſchauung dahin, daß das I 
genügt und man fi darüber recht Far werben muß, welches bad 6 
Dament, das Princip der ganzen Befteuerung ift, das es nicht gilt buchzufühe 
auf deſſen Verwirklichung aber wenigſtens nach Menſchenkraft hinzuarbeiten 
Und, meine Herren, wenn Sie jemals über irgend eine Steuer nachgedacht bil“ 
fo bin ich feſt überzeugt: es iſt im Ihnen bereits die Frage entflanden: * 
bieſe betreffende Steuer mit dem Princip, welches Sie ſich ſeibſt ſchon gl 
haben oder nicht? Ich möchte darauf wetten, es hat fich ein Jeder von Ins 
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eamal chen bemũht, ſolch ein PBrincip fi Mar zu machen. 3. B. banbelt e8 
fd darum g die Salzfteuer zu polemifiren, fo werden Sie den Ausſpruch 
Sören, daß dieſe Steuer eine ungerechte ift, da fie fidh nicht nach dem Einkommen 
bemißt. Der Arme verzehrt verhältnigmäßig viel mehr Salz als ver Reiche. 
[der polemifiven wir gegen den Stempel, welder zu entrichten ift von allen 
Immebilien, auch von den mobilen Berläufern, jo ıft der Haupteimmand ber: 
des Ihließt ſich nicht an das Einkommen an, alfo ift es eine ungerechte Steuer. 
Behen wir aber tiefer, jo überzeugen wir uns bald, daß das Einkommen auch 
siht der richtige Maaßſtab fin die Befteuerung fein kann. 

Ein ganzes Steuerfyitem, welches ſich die Aufgabe flellen wiirde, die Steuern 
ie umulegen, daß fie proportional dem Einkommen würden, wilde unge 
zbtertigt fein. Das wird auch meiftend von denen, die ſich mit der Sache 
beſchäftigt Haben, anerkannt. Adam Smith fagt, es fei Aufgabe, die Steuern 
m;ulegen nach der Leiſtungskraft, das tft, fagt er — nah dem Einkommen, 
hr Leiſtungskraft und Eintommen ıft doch natürlich etwas fehr verſchiedenes. 
Eir formen auch nach dem PBrincip der proportionalen Eintommenöbefteuerung 
At rechtfertigen die Berbindung der Eintommen- und der Vermögensſteuer, 
ze somentlih nicht, daß bei der Einkommenſteuer Rückſicht genommen wird 
= de zahlreiche Familie, auf den Stand der Berfhuldung, auf Krankheit 
im Das alles gebt das Einkommen nichts an. Sie feben, das Einkommen 
ka on ſich nicht Der richtige Maaßſtab fein. Es gilt einen Maaßſtab zu finden, 
er To zu fagen tiefer Tiegt als das Einfommen und die richtige Baſis ift fo zu 
Ionen noch unterhalb der Oberfläche des Einkommens. 

In neuefter Zeit ift vielfach ausgeſprochen worden, es müſſe die Steuer 

veribeilt werden nach ber Leiſtungsfähigkeit, und ich felbft bin durchaus der An- 
ut, daß dieſer Grundfatz feine fehr große Berechtigung hat. Ich unterfchreibe 
Su faft vollfländig. Nur müffen wir und vergegenmärtigen, daß er auch ge- 
ae Beſchränkungen erfahren muß. Es gibt nämlich zunächft viele Steuern, bei 
men es gereihtfertigt ift, Diejenigen, die mehr Nuten haben, aud in höherem 
Naaße heranzuziehen. Ich erinnere nur an das Eine: Nehmen Sie die Me- 
nanongbeiträge, bie Deichbaubeiträge. Wer die Landwirthſchaft kennt, wird 
ann, daß Diele regelmäßig vertheilt werben nach dem Bortheil ded einzelnen 
rdſtüs. Das ift Billig. Ganz ähnliche Laſten gibt es aber in den Ge: 
xrden, jehr mannigfach auch in den Etaaten. Und bier iſt es wohl gerecht⸗ 
ug, nicht den Grundſatz der Leiftungsfähigfeit, fondern den der Leiſtung und 
"genleiftung eintrelen zu laſſen. 
, 8 bedarf aber weiter der Grunbfag der Leitung nad) der Peiftungsfähig- 
kt noch in einer anderen ſehr wichtigen Beziehung einer Einſchränkung. Wo 
ah jener Richtung, von der ich zuerft ſprach, die richtige Grenze fein muß, 
Dad iſt ſehr Schwierig zu entſcheiden. Erlaflen Sie e8 mir, darauf einzugehen. 
Kbenſo will ich nicht eingehen ‚auf die Details der folgenden Punkte. Aber ich 
deute an, daß abgefehen von der Frage, ob nicht gewiſſe Laften nach dem Ber: 
bältniß von Leiftung und Gegenleiftung umzulegen find, mod; gemiffe anbere 
<öranfen dem Grundſatz der Leiftungsfähigteit angelegt werden müffen, anderen⸗ 
Rs wir in die erheblichſten Gefahren hineinkommen würben. 

Um das auszuführen, erlaube ich mir zunächſt darauf hinzuweiſen, wie 
"6 der Grundfag der Verteilung der Paften nach der Feiftungsfähigfeit wohl 
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an fi rechtfertigen läßt, wenn man ihn nur nicht auf Die Spige treibt. 
ft mir der Vorwurf gemacht worden, daß ich zwar in meinem Gutachten dad 
ausgegangen fei, die Steuern feien zu vertheilen nach der Leiftungsfähigket, a 
nicht den Verſuch gemacht Habe, dies zu begründen. Ich muß das zurüchweiſen 
Ich habe midy in der That zunächft bemüht, darzulegen, aus melden 
an der Vertheilung der Laſten nach der Leiftungsfähigkeit feftzuhalten fe. Ti 
Grunde find furz folgende: Zunächſt ift es nur bei der Vertheilung ber Val 
nach der Leiſtungsfähigkeit möglich, die ganze wirthichaftliche Kraft der Bart 
rung wirflih in Anjpruch zu nehmen. Denken wir an den Fall eines gr 
Nothſtandes, eine großen Krieges. Indem ich mich da eng an bie Leiſtumi— 
fähigfeit anichließe, wird es mir möglich, die ganze wirtbichaftliche Leiſtur 
fähigfett der Bevölkerung aufzubieten. Jeder andere Maaßſtab führt mic früde 
an die Grenze, wo ich nichts mehr nehmen kann. Halte ih mid an det 
kommen, fo gelange ich ſehr bald an biefe Grenze; denn nehme ich z. B. 5, 
7,8 % u. |. w. an, fo fängt hier die Grenze fehr bald an, wo hir: 
jagen mit der einen Hand wiedergeben muß, was ich mit ber anderen genamı= 
Es gibt fehr viele, die 10%, nicht mehr ertragen können, fo daß ich wnflid* 
vielen mit der einen Hand al3 Armenunterftügung wiedererftatten müßte, =: 
ich mit der anderen, der Steuerhand genommen hatte. Ich künnte alſo imm 
hin nicht in dem Maaße die ganze wirtbichaftlihe Kraft der Bevölkerung ar 
bieten, al8 wenn ich mir zum Grundſatz mache, jeden Einzelnen nach feiner nr 
ſchaftlichen Kraft zu faflen. | 

Es gibt aber noch einen zweiten Grund: daß es nämlich nur fo möge 
bie Steuern gerecht zu vertbeilen. Es müflen — jagt man — gleich ſchrett 
Dpfer auferlegt werben, ımb ich glaube, daß in der That die Inanſpruchnabe 
nach ber Leiſtungsfähigkeit barmontrt mit ſolcher Inanfpruchnahme, bei meh 
man die Gleichheit der Opfer erfirebt. Die Beſteuerung nach der Leiftungsii 
keit ift num aber nicht nur — wie bemerkt — durch den Grundſatz von Leiſtung r’ 


wir nicht erheblichen Gefahren entgegen geben wollen. Ich mache mir dan! 
gar keine Illuſionen. Nehmen Ste z. B. einen fehr reihen Mann au! 
einen Seite, der vielleicht 100,000 Mark in feinem Vermögen bat ober ꝛ 
mehr und auf der andern Seite einen armen, der von feinen 300 Marl 
Wenn wir da den Grundgebanfen auf Die Spise treiben mollten, jedem 
gleihes Opfer: fo erwägen Ste wohl, bis zu weldem Grab der Progreſte 
wir kommen würden. Dem Manne mit 300 Mark wird vielleicht durd d 
Steuer, die er zahlen muß, wenn die Steuer einigennaßen erheblich iſt - * 
denke hier an die Steuern, wie fie in großen ärmeren Städten zu zahlen fin — 
ſchon ein fehr ſchweres Opfer auferlegt. Wenn wir da abfolut erklärten: E* 
wollen die Steuer umlegen nah Maaßgabe des gleichen Opfers, jo wirdan 
in große Gefahren hineingerathen. Bis zur welch hohem Procentfag mir“ 
wir wohl gehen, um dem Reichen ein gleich ſchweres Opfer aufzuerlegen, * 
jenem Armen!! — Das berührt meines Erachtens eine ſehr wichtige pri 
cipielle Frage. Hier fommen wir zu folgender Erwägung: Die Ste“ 
einmal etwas dem Eigenthum Entgegengefegtes, und wir bärfen darum mi 
fo abfolut fagen, wir wollen die Steuer umlegen unter Auferlegung der glas“ 
Dpfer nach der Leiftungsfähigfeit, fondern wir müſſen anerkennen, daß da 


> 
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Etat zugleich Die Aufgabe hat, das Eigenthum zu ſchützen. Und fo würden 
sı ın der That dem Grunbfa der Beſteuerung nad gleichem Recht, nad) 
gleicher Leiſtungsfähigkeit Die zweite Schranke auferlegen müſſen: ſoweit dabei 
nicht das beſtehende Eigenthbum in einex für die Geſammtheit 
nabtheiligen Weife beeinträdhtigt wird. 

Wegen der Schwierigkeit diefer ‘Dinge thun wir aber gut, die ganze Sache bier 
fallen zu laſſen. Ich bin aljo weder für die Begründung des Herm Correferenten, 
ach für die des Herrn Referenten, die derſelbe übrigens auch ſchon zurüdgezogen 
bar; namentlich möchte ich auch nicht empfehlen, die Motivirung des Herm 
Crrferenten anzunehmen. Wenn wir uns hierauf einlaflen, kommen wir in 
Kar, etwas Unvollſtändiges zu leiften. Sagen wir nur einfach: das bi8- 
sen Ertragsſteuerſyſtem hat fich unzureichend gezeigt in der und der Weile; 
& führt zu Ungerechtigfeiten bei Erhöhung u. |. w., und fchliegen wir den Sat 
en: es empfiehlt fich da, wo eine allgemeine Einkommenſteuer noch nicht beſteht, 
ont Einführung derſelben Bedacht zu nehmen. (Bravo!) 

Ich möchte noch eine fleine weitere Bemerkung anknüpfen. Es ift näm⸗ 
ih von oome herein gejagt, daß es fich empfehlen würde, viele Einfommen- 
rue zur bauptjählichften directen Steuer zu machen. Auch dagegen 
sch ih einige Bevenfen. Ermägen Sie wohl, es ijt in Baden, in Würtemberg, 
n Iuern die Sache jeßt auf der Tagedorbnung, und wenn ein fo gut ver⸗ 
ale Land, wie Würtemberg fih troß aller Erwägungen nicht Bat dazu ver⸗ 
eben Tonnen, bie allgemeine Eintommenfteuer einzuführen, wenn ebenfo Baden 
daran Anftop nimmt, fo ferien Ste überzeugt, e8 walten da gewifle Gründe ob. 
Ran entſchließt fi zur allgemeinen Eintommenfteuer deswegen nicht, weil Die 
%börde damit zu leicht Gewiſſes aus der Hand gibt, was ihr beftimmte Ein: 
rahmen fichert. Die allgemeine Einkommenſteuer zu fordern ift fehr leicht, fie 
ndzuführen ſehr ſchwer. Dazu gehört ein tüchtiges Beamtenperfonal, aber 
ud tüchtige patriotiſche Mitwirkung der Bevölkerung und endlich, was fi am 
ten erzielen Tieße, tüchtige Veranlagungsvorſchriften. Ich bin der Anficht, daß 
$ mohl den ſüddeutſchen Staaten zu rathen ift: Führt die allgemeine Ein: 
enmenftzuer ein! Ihr Könnt nicht wilfen, ob nicht bald an Die einzelnen 
<tanten die Forderung wird berantreten, daß Ihr viel mehr zahlen müßt, und 
van man fi Dann noch follte an die Grund- und Gebäubeftener balten müſſen, 
vire das bie ſchreiendſte Ungerechtigkeit; und beömegen müſſen namentlich 
de Örmdeigenthümer — und fie find es auch im Allgemeinen — dafür fein, 
“5 man die allgemeine Eintommenfteuer einführe. Ic wäre aljo dafür, daß 
TUT munferer Reſolution ausipräden: es ift Bedacht zu nehmen auf die Ein- 
führung der allgemeinen Einfommenfteuer, dann aber fogleih auch anſchlöfſſen, 
" welchem Maafe wir diefe Einführung befürworten zu können glauben. Da 
Bütde ich mir erlauben, folgendes Amendement zu ftellen, vefp. zu Begrlnden, 
würde Nr. 2 fein: 5 


Es ift deshalb da, wo eine gllgemeine Einfommen- 
feuer noch nıcht befteht, auf Einführung einer folden 
Bedacht zu nehmen In welchem Umfange durch die— 
ſelbe vie hergebrachten Ertragsſteuern zu erſetzen find, 
muß jedoch namentlich von dem Maaß abhängig blei— 
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ben, in nem es gelingt, Durch geeignete Beranlagungs: 
vorfähriften und pflihtmäßiges Zufammenwirten der 
Bevölkerung und tühtiger Steuerbeamten daß Ein: 
tommen der .Steuerpflidtigen, insbeſondere der 
Wohlbabenderen richtig zu ermitteln. 


In der Theorie iſt die Einkommenfteuer gerechtfertigt. Im der Vraps 
ſtellt fie fich gerade oft als die heraus, bei der die Reichen durchſchlüpfen. Zr 
Grundfteuer ift feft und ihr Object zu erkennen. Aber der reihe Dam, ie. 
fein Einkommen in Papieren angelegt hat, wie wollen Ste deſſen Einfomen 
erfafien ?! (Sehr wahr!) 

Da iſt vorfichtiges Vorgehen durchaus nothwendig. Der Erfolg wird namaulıs 
Davon abhängen, daß die einzelnen Staaten fi im Laufe der Zeit nz 
Stand jegen, daß fie ein tüchtiges Beamtenperjonal haben. Mir ft m & 
deutſchland — ich will den Staat nicht weiter nennen — gejagt: Ya Cr 
Preußen Haben auch Beamte, auf die Sie ſich verlaffen können; wir aber”: 
micht in der Lage, in gleicher Weile dieſe Borausfegung hegen zu fünnen. w 
was die pflihtmäßige Mitwirkung der Bevölkerung betrifft, fo iſt mir air. 
in einem Sande, wo viele Schweizer wohnen: Ja bei den Schweizer il : 
leicht, die Einkommenſteuer durchzuführen; die find an hohe Einkommenſterca 
in ihrer Heimath gewöhnt; fie find offen und ehrlich und fagen, was fie bikr. 
Ich meine alfo: es muß aud die Bevälferung erft herangebilvet werden. Sr 
können nicht plöglich jagen: Beſeitigen wir die Ertragsſteuer und führen =) 
die allgemeine Eintommenfteuer, reſp. die Eintommen- und Vermögensſteuer er. 
Ich wirde das vom praktiſchen Standpunkte aus für durchaus nicht vütll® 
halten. Man muß die Einkommenſteuer vielmehr allmälig ein weiteres Kb: 
gewinnen lafien. Jemehr es gelingt, die pflihtmäßige Mitwirkung der !r 
völferung zu erwirken und ein tüchtiges Beamtenperfonal fich zu fchaffen er 
durch geeignete Veranlagungsvorfchriften auch dem Wohlhabenden fozufage = 
den Beutel zu kommen, um jo geeigneter wird der Staat für die Eintomer 
ſteuer. Es bedarf hier flrenger Strafen. Sogar die amtliche Regulinm: 7 
Nachlaſſes ift in der Schweiz hie und da Sitte. Im einzelnen Cantonen r- 
jede Erbſchaft, mag der Verftorbene reich oder arm gewejen, mag er viel 
wenig Vertrauen genoflen haben, feftgeftellt und nur, wenn bierbei confa“ 
wird, daß der Mann von jenem Einkommen und Vermögen richtig Ziei 
gezahlt bat, erlangen die Erben ihren vollen Theil. Andrenfall® wi “ 
Strafe durch entiprechended Abziehen vom Nachlaſſe volftredt. Wenn da 
ſechsfache, das achtfache an Strafe aufgepadt wird, fo wird fich der Betrerer' 
wohl hüten, in der Steuerzahlung zu befraudiren, weil er denkt, daß kn 
Erben dafür in gewaltige Verlufte fommen. — j 

Nun bin ich ferner mit der Anſicht des Herrn Referenten vollftändig er 
verftanden über die Progreffion und die Verbindung der Einkommen und X 
mögenäfteuer, fowie Daß es unpraftifch fer, Die indirecten Steuern zu beinit:E 
Deflen bedarf es in der That nicht; denn die änmeren Glaffen, weiche auf “ 
feitigung der indirecten Steuern bringen, die wollen eins von beiden, en“ 
überhaupt nicht befteuert werden, — dann kann ich fie verſtehen — okt" 














Debatte. 47 


eigen nicht, weldyen Drud die directe Steuer ausmacht. Würben fie ihn be⸗ 
sıten, fo dürften fie fchwerlich auf Abſchaffung der indirecten Steuern bringen. 

Bezüglich der Verbindung der Eintommen- und Vermögensfteuer ſchließe 
id mi den Anträgen beider Herren Referenten an. Nur ein Kleines praktiſches 
dedenken wollte ich Hierbei zur Geltung bringen. Nämlih es kommt mir fo 
er — ich kann freilich irren — ald wenn die Empfehlung der Vermögens— 
jeuer in beiven Referaten und in beiden Theſen etwas zu abſolut gelautet hat. 
58 heißt beim Herrn Eorreferenten: „es empfiehlt fi daher eine allgemeine Ein⸗ 
emmenfteuer in Verbindung mit einer allgemeinen Vermögensſteuer“ und wenn 
ib nicht irre, lautet e8 ähnlich in der Theſe des Herm Referenten: „vie Ein- 
tübrung bedarf u. ſ. w. zu ihrer Ergänzung der Vermögensſteuer.“ 

Segen wir, ein Staat wie Baden gebt fchrittweile vor und führt zunächſt 
cae allgemeine Einfommenfteuer ein neben feiner Grundſteuer, Gewerbe- 
euer nf. w. Da würde es keineswegs räthlich fein, mit diefer Einkommen⸗ 
mer gleich auch noch die Bermögensfteuer zu verbinden. Ich würde baber 
tr. 3 nad meinem Amendement jo faflen: 


Die mit den bisherigen Ertragsfteuern regelmäßig 
verbundene erhöhte Belaftung des fog. fundirten Ein- 
fommens iſt auch auf die allgemeine Einfommenfteuer 
entweder unmittelbar oder Durd geeignete Combina— 
tion von Bermögend- und Einfommenfteuer zu über: 
tragen, ſobald die legtere in erheblidem Umfang an 
die Stelle der Ertragäfteuern tritt. Auch find die 
Säge der Eintommenfteuer progrefjiv zu geftalten. — 


Run komme ich zu ber vielleicht wichtigften Frage, die und Hier zu bes 
Bingen bat: Was foll denn aus der alten Grundſteuer werden? Auch bier 
me ıh den Ausführungen der beiden Herren Referenten bei, e8 ſei an. bie 
eñehenden Berhältniffe anzufnüpfen. Beſonders acceptire ich die Ausführung 
es Herm Referenten, der fich enthalten bat, foldhe Ausdrücke zu brauchen, wie 
Rente und Reallaſt. Werfen wir mit ſolchen Ausvrüden doch nicht einen 
Aunfapfel in die Verſammlung, fondern ftellen wir uns, abgefehen von dem ge- 
rten Kram auf den praktiſchen Boden und fragen wir: was joll aus der 
an Srundftener werden, wenn wir fchrittweife übergehen wollen zur all 
tmenen Einfommenfteuer oder Bermögend- und Einkommenfteuer? Ich ſtimme 
aden Herren Referenten bei, welche erklärten, daß es ungerechtfertigt fein 
u, die Grundſteuer vollftändig zu beſeitigen. Laflen Sie mid da eimmal 
ven Meinen Bid in die Geſchichte der Grundfteuer thım. Wenn wir uns bie 
atteung derfelben recht vergegenwärtigen, können wir und befjer darüber Mar 
erden, was wir mit ihr anzufangen haben. Es ift vielleicht fein zu Fühnes Wort, 
un ich behaupte: die Grundſteuern find vorzüglich Eroberungsſteuern, die 
rundfteuer herrſcht regelmäßig in Staaten, melde hernorgegangen find aus Er: 
berungen. Das ift ganz naturgemäß. Der erobernde Feind offupirt das Land 
md ſieht fi nach Objecten um, die eine geeignete Baſis zur Beſteuerung bilven 
1Dd das find die Grundſtücke. Dieſe Entftehung der Grundſteuer läßt fich ver 
gm Bis in die älteften Zeiten. Als die Germanen nach Gallien ein- 
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drangen, da fanden fie ſchon eine alte Grundſteuer und als die Deutſchen in 
Havifche Gebiet vordrangen — jenfertd der Elbe, wo die Römer nicht Ei 
gefommen waren, legten fie die Grundfteuer auf und zwar merhoärdigemd 
unter Anwendung derſelben Principien, wie im vömifchen Reh. Den Rimr 
fiel es anfangs nicht ein, in Italien die Grundfteuer zu zahlen, dort beftand Fa: 
mögensfteuer, wie in den griechiſchen Staaten und wie heute in den Vereinen 
Staaten. Die in den römiſchen Provinzen beftehenden Grunbdfteuern waren be 
der Eroberung verfelben als die bequemfte Befteuerungsart entftanden Cie 
führte der deutſche Orden in Preußen, über deſſen Steuergeſchichte wir z: 
unterrichtet find, die Grundſteuer ein. Der Orden fah Das ganze Yan de 
als fein Eigentfum an. Einen Theil des Grundes und Bodens nahm a iz 
fi), den andern gab er dem Eigenthümer wieder, fagte aber: Zahle daran P 
gaben! Ich Lönnte Dir Alles nehmen. Und nun, um auf die neueſte Zr z 
fommen, woher ftammt 3. B. die preußiiche Grundfteuer? Ja dieſe iſt nicht cn 
durch eine gejeglihe Maaßregel einmal eingeführt, fondern ift im Weter 
Monarchie hervorgegangen aus der alten hergebrachten Grundfteuer, x ': 
Ihon beftanden hatte im fränfifchen Neid, und im Oſten aus jenen Er: 
welche aufgelegt wurden von den gegen die flavifche Bevölkerung vorbrungi: 
Deutſchen. Allmälig ift man nämlich in ähnlicher Weiſe in der römifdea 2 
deutſchen Geſchichte vorgefchritten zu einer immer größeren Hinüberführung auf © 
übrigen Steuern in jene Grundſteuer, weil es ſich herausſtellte, daß die !: 
einfachfte Steuererhebung ſei. Es beftanden in ven öftlihen Provinzen Deuno 
lands der Kopfihoß, Hornſchoß, Klauenſchoß, ebenfo in den römischen Prerm: 
die captatio humana und Die captatio animalis. Das war für die Bramm 
und die Bevölkerung fehr unbequem, fr die letztere namentlich infofern, als x 
Beftehlichteit Thür und Thor geöffnet war. Darımı wurden in der preußiſte 
Monardie alle diefe einzelnen Steuern verbunden zu dem Generalhufenttt 
Died war am Anfang des 18. Jahrhunderts. ALS wir endlich in Preußen 3 
Jahre 1861 die gegenwärtige Grundſteuer erhielten, hatten wir da zımor tab 
auf Im Gegentbeil, in einzelnen Landestheilen wurden keine böheren Str? 
auferlegt. 


(Niendorf: Die Steuer ift um 2/, Millionen erhöht worden.) 


Ja, da erlaube ih mir zu bemerken, daß die Grundſteuer und Chi 
ftener zufammen im Ganzen erhöht worden find. Ich Habe auch micht geiar 
im gefammten Reich, fondern mer in einzelnen Theilen bat feine Erbih 
ftattgefunden. Die einzelnen Daten find mir bier nicht fo gegenwärtig 2" 
Summe der Grundſteuer wurde feftgefest auf 10 Millionen. Diefe m“ 
früher auch fchon eingelommen, aber in Verbindung mit den Gebäude” 
Zu diefen 10 Millionen kamen nım noch die neweinzuführenden Gebäuden” 

Ich recapitulire meine letzten Auslaffungen dahin, daß ich fage, &° 
nicht möglich, folde Grundfteuer, wie fie lange Zeit beftanden Bat, zu beſeite 
zu Gunften einer allgemeinen Einfommenfteuer und zwar deshalb nidt, 7° 
die auf dem Grundbefig laſtende Steuer in gemiffem Umfang in der That It 
beim Erwerb Berüdfichtigung gefunden Hat. Das ift vielfach gelagt. 
möchte nur bier noch ein Paar Worte anfügen, warum ich gejagt habe „in ge 
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wiſſem Umfange.” Ich bin nämlich, meine Herren nicht der Anficht, daß jo ſchlecht⸗ 
25 gelagt werben kann: eine Lange beftehende Grundſteuer wird zur Reallaft und 
zird deshalb von dem betreffenden Befiter nicht mehr getragen. IK kann 
dieſen Sag nicht vollſtändig unterfchreiben und zwar eimmal wegen ber Be— 
Kränfung nicht, welche in den Theſen bereits angedeutet worden ift. Diefe 
Veſchränkung geht dahin, daß es Borausfegung fein muß, daß die betreffende 
GSrundfteuer erheblich höher ıft, als die in Betracht kommenden anderen Ertrags- 
feuern, Um e8 etwas deutlicher auszubrüäden: der Grundſatz, daß bie lange 
hiftebende Grundſtener nicht mehr getragen wird von bem betreffenden Grund- 
beſtzer, iſt meines Dafürhaltens unrichtig, wenn es, wie in Baden z. B., ebenſo 
in vaiern, Thatſache iſt, daß die anderen Rentenſteuern im Durchſchnitt eine größere 
Sehe haben als die von den Gebäuden zu zahlenden Steuern. Ich kann z. B. 
gan fperiell von einzelnen Grundſtücken in Freiburg, wo ih wohne, nad) 
zei, daß derjenige, der mit 40,000 Mark ein Grundftüd gekauft hat, eine 
feinere Steuer zu zahlen bat, als werm er fein Capital angibt zur Zinsrenten- 
tener. Noch andere Beſchränkung aber ift geboten. Ich kann den Vertretern 
Nö Örundbefiges es nicht übelnehmen, wenn fie, auch abgejehen von jener Be- 
cränkung, mir entgegnen, in vielen Fällen bört uralte gleihe Grundſteuer 
nibt auf Stener zu fein: nämlihb da, wo der Grundbeſitz fehr getheilt ift, 
md man nicht allem fragt: was bringt der Grund und Boden! Wie ich ins⸗ 
beſendere aus dem Umgang mit fteuerveranfchlagenden Behörben in Erfahrung 
draht Habe, jo hört bei einem fehr zertbeilten Grundbeſitz da s Rechenexempel 
au für den Preis wirffam zu fen Bom Freiherrn von Thüngen iſt das 
ezüglih der bairiſchen Steuer richtig ausgeführt worden. Da handelt es 
1h 3. B. um Arrondirung des Grundbefiges, um Ausftattung der Tochter, 
der zu verhindern, daß ber oder jener in die Gemeinde hineinkommt. Kurz: 
& handelt fi darum, einen Grundbeſitz zu erwerben, bei dem man nicht 
kein in Anfchlag bringt, was er koſtet — weil man ihn erwerben muß, 
durch die Berhältniffe gezwungen, oder darauf ausgeht, daß man fein Grund: 
fü beſſer arrondirt, ein beſſeres Verhältniß zwiſchen Wiefe und Ader einrichtet, 
‘mw Das ift im Nordoften vielleicht ein ſeltner Fall, aber im mehr zer- 
keilten Weften Deutſchlands, befonders im Rheinland kommt es häufig vor, 
daß der Gutsbeſitzer das bekannte Nechenerempel deömegen nicht machen farm, 
wi ihn andere Intereſſen als die Einkommen: und Ertragsverhäliniſſe des 
kerefienden Grundftüds beftunmen. 

Meine Gedanken concentrive ich alfo dahin, daß die Nr. 4 (wie es bier 
an würde Nr. 3), jo gefaßt werden könnte: 


4. Grunde und Gebäudefteuern, welde lange Zeit in 
relativ bedeutender Höhe beftanden haben, werden 
von den jeweiligen Grund: und Gebäudeeigenthümern 
nicht in ihbrerganzen Höhe als Steuer empfunden und 
find deshalb bei Erfegung der Ertragsfteuern durd 
perjönlide Steuern niht ganz und gar zu befeitigen. 

5. Wie hoch der aufrecht zu erbaltende Theil derfelben 
iſt, hängt insbefondere ab 
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a) vondem Alter und der gegenwärtigen und fräbere: 
Höhe der Orund- und Gebäubdefteuer; 

b) von dem Borbandenjein und der. Höhe anderer Ei: 
tragsfteuern; 

c) von den Graden der Mobilifirung des Beſitzes m: 

d) von dem Maaße der Parcellirung des Bodens un: 
anderen auf die Nachfrage nad legteren bezü— 
lichen Umftänden. 


Bu ec) laffen Sie mich jedoch noch Folgendes nachholen. 

Was den Grad der Mobilifirung betrifft, fo Haben auch diejenigen Ye: 
treter des Grundbeſitzes nicht Unrecht, welche das Fortbeſtehn alter Gmundficer 
als Steuern da behaupten, wo Grundſtücke ſeit Alters im Beſiztz verielk: 
Familien find und da laffen Sie mich noch zum Schluß ein concretes Beüpr 
anführen. Als Ende der vierziger Jahre der gegenwärtige Geheimrath Fır. 
Hanffen in Göttingen feine Damals als Wuftermonographie Hingeftellte frz 
Monographie über die Statiſtik des Amtes Bordesholm in Holſtein Iwer 
fonnte er aus den betreffenden Büchern nachweiſen, daß etwa die Hilfe = 
Grundbeſitzes verblieben war in den Händen von Familien deifelben Namens, r 
welchen fie fi ſchon 150 Jahre vorher befunden hatten, und man muß dabe 
noch erwägen, daß ein großer Theil des Beſitzes in derſelben Familie gebliede 
war mit Namenswechſel, indem nämlich das Befigthum bei ber Zodtr. 
berielben Familie und bei ber einheiratbenden Familie blieb. Im folchen Fu 
nun, wenn ein Grundſtück 100—200 Jahre bei derjelben Familie geblieben u 
trifft das bekannte Nechenerempel auch nicht zu. Ganz anders fteht es aber: 





in Theilen Oft: und Weftpreußend. Ich babe die tüchtige Statiſtik des Krei 
Thorn gelefen, wo der Landrath nachweiſt, daß im Durchichnitt jedes & 
15 Jahre in derſelben Familie geblieben ift, und wenn er ebjieht von X 
Gütern, die deshalb in derfelben Hand geblieben find, weil fie Stiftüngsvermxz: 
weil fie Communaleigentbum find, fo ſtellt ſich heraus, daß jedes Gut mu i' 
bi8 12 Jahre in derielben Familie geblieben ıft, ohne einen Veräußerung 
paffirt zu haben. Da iſt e8 anders! — — 

Aus diefen Gründen erlaube ih mir, aud das ad c) hingeſtellte Anc 
dement ihrer Erwägung und Beſchlußfaſſung zu unterftellen. 


— — — nn — — 








Der Vicepräſident Frei herr von Roggenbach übernimmt den der; 
und ertheilt das Wort dem Bräfidenten Dr. Naſſe. 





Prof. Dr. Naffe: Ih kann nicht umbin, meine Befriedigung van! 
auszufprehen, daß der Herr Vorredner das Korreferat, welches er abge 
Hatte, und gegenwärtig doch in einem fo überaus dankenswerthen, lehner 
Vortrag gegeben bat. Ich werde nun durchaus nicht, wie er, Die ganze * 
die bier zur Diecuffion fteht, durchgehend erörtern. Es ıft für mid mr“ 
einziger Punkt, der mich auf die Rednerbühne führt. Es ift nämlich ka: 
Discuffionen zwifchen Referent und Eorreferent und auch un Vortrag des KM 
Borrednerd in den Vordergrund getreten die Anwendbarkeit des Bent 
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Yetungöfähigfeit bei der Steuervertheilung. Nun babe ich gerade gegen Diele 
rtet in einem Gutachten —— indem ich meine Anfichten über 
bie game Perfonalbefteuerumgsfrage und was damit zufammenbängt auf zwei 
Bogen zulammendrängen mußte und baber in etwas mangelhafter Weile aus- 
ſprach Diele meine Aeußerungen find in einem anderen ſehr viel längeren 
Gutachten, das der Herr Vorredner fpäter eritattet bat, einer eingehenden Kritik 
unterzogen worden, und deöhalb möchte ich Sie bitten, mir einige wenige Minu⸗ 
cn Aufmerkfamteit zu einer kurzen Erläuterung fchenten zu wollen. 

Ich conſtatire zunächft mit Freuden, daß der Herr Borredner feine An⸗ 
fibten, die er im GOutachten ausfprach, heute ſehr wejentlic modificirt hat. Er 
Mint ſich jet dahin, Daß die Leiftungsfähigfeit doch als Grundprincip der 
<tnereintheilung nicht unbedingt anmendbar fei, fondern welentluhen Ein- 
Ihrinfungen unterliegen muß. Und ich darf fagen, daß auch ich die Anficht in 
der Weile, wie ich es ausgeiprochen, daß mit dieſem Begriff ſchlechterdings nichts 
anfangen fei, nicht aufrecht erhalten möchte. Aber nicht deſtoweniger bin ich 
ach weıt entfernt von der Anfiht des Herm Vorredners, welcher noch immer 
xn Begriff der Leiftungsfähigfeit mit der fubjectiven Opferempfindung des Be- 
kzuerten identificirt. Cbenfo bat auch der Herr Neferent gelagt, e8 komme auf 
daſelbe hinaus, ob man die Steuer nad der Lerftungsfähigfeit vertheilen wolle 
er io, daß die fubjective Opferempfindung der Beltenerten eine gleiche fei. 
Ren behaupte ich, Daß es fchlechtervings, fo lange wir eine mannigfach ge⸗ 
Juederie Gefellfchaft, jo lange wir verfchiedene Boltöclafien haben, nicht möglich 
ft, die Stener fo zu vertheilen, daß die Opferempfindung der verichiedenen Be⸗ 
teneten bei allen Steuerpflichtigen auch nur annähernd irgendwie gleich Jet. 
% mil da von individuellen Berjchiedenheiten abfehen und meinen Gegnern 
* Gonceffion machen, nur von den Durchſchnittsmenſchen und Durchfchnitts- 
echãliniſſen zu fprechen. Aber auch dann behaupte ich, ift e8 ganz unmöglich, 
thend einen allgemeinen Maaßſtab für die Ipferempfindung zu finden. Wenn 
23. B. einem Steuerpflidtigen, der 300 Markt Einkommen bat, 1 Marl 
ötlegen, jo fragt es fi), wie hoch muß die Steuer fein für den, der 300,000 Marl 
x, um ihm diefelbe Opferempfindung zu verurfachen. Ich glaube, dies Regeldetri⸗ 
Jempel iſt ſchlechterdings unlösbar. Wer e8 zu Iöfen übernimmt, löſt e8 nad 
wer Willkür. Der Herr Vorredner bat in feinem Gutachten das ergreifende Bei⸗ 
= aufgeftellt von einem Manne, der 1200 Thlr. Einfommen von feinem Gehalt 
*, mit dem er und feine zahlreiche Familie auskommen müſſe, gegenüber einem 
zeem Manne, der 12,000 Thlr. aus den dauernden Renten eined gut an= 
clegten Capitals hat. Er fagt ganz richtig: wenn Sie eine gleiche propor⸗ 
trale Einfommenftener einführen, ift die Opfereinpfindung ganz ungleich. “Der 
m, auch wenn Ste ihm 10%, abnehmen, Der 12,000 Thlr. fefte Zinfen 
Renten bat, wird das verhältnigmäßig wenig fühlen. Gr wird in feiner 
xıalen Lage wenig geändert werden. Er wird vielleicht weniger zurücklegen, 
xt eme Reife weniger machen. Derjenige aber, der 1200 Thlr. von feinem 
Monlihen Verdienſt ohne Vermögen hat umd eine kranke Frau erhalten, zahl- 
"be Rinder erziehen muß, wird bedrüdt won fchweren Sorgen weggehen, wenn 
m der Steuerzettel gefchict wird, infolge deſſen er eine Steuer von 120 Thle. 
ı zahlen bat. Wie wollen Sie aber in folden Fällen überhaupt annähernd 
ne gleiche Opferempfindung herſtellen? Nehmen Sie dem Manne mit 12,000 
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Thlr. fihern Renten ſelbſt 50—60 °%,, auch 5- 6000 Thlr. find em in: 
fommen, bei dem die ſchwere Geldforge, die den Beamten mir 1200 Thlr. &: 
halt drüdt, fern bleibt; der Rentner wird vielleicht entrüftet fein über de 
Blünderung in Form der Beftenerung, aber die Opferempfindumg des Beamter, 
der feiner franfen Frau die nötbige Pflege nicht gewähren kann, weil er 10°, 
Steuern zu entrichten hat, wird er nicht haben. Sie können eine gleide Opier 
empfindung nur berftellen, wenn vollftändige Gleichheit der Einkommen: un 
Bermögensverhältniffe, ja aller Lebensverhältniffe beftebt. 

Darum ift für mich die Auflegung einer gleichen Opferempfindung turs 
die Beſteuerung auch nicht einmal ein deal, das zwar niemals vollfländig ji 
erreichen, dem aber beftändig nachzuſtreben wäre. Denn den Zuſtand ber & 
ſellſchaft, in dem völlige Gleichheit der wirthichaftlichen Verhältniſſe aller Star: 
pflichtigen beftände, halte ich nicht für einen idealen. 

Nichtödeftoweniger gebe ich zu, daß der Begriff der Leiftungsfähigket = 
einem gemifjen Sinne für die Bertheilung der Steuern von weſentlicher Bedeuc; 
ift und zwar beftunmt mich namentlich dazu einmal ein Grund, den der fir 
Borredner angeführt bat, daß der Staat die Steuern fo vertheilen muß, wie 
die Leiftungskraft des Volkes nöthigenfalld aufs YHeußerfte anjpannen kann R 
das ift nur möglich, wenn er die Steuerfraft der Einzelnen nicht aufer IE 
läßt. Dann aber fcheint mir, daß fo wie der Staat nicht von jedem N 
Gleiche verlangt, er die Einzelnen nad ihrer wirthſchaftlichen Bedeutung ır: 
Kraft ſchätzen muß. Aber eine folde Schägung kann nur geichehen nah ode 
tiven, auf alle Steuerpflichtigen anmwendbaren und vor Allem in Geld far 
baren Merkmalen; ver Maaßſtab muß in Geld ſchätzbar fein, denn nah &ı 
pfindungen können Sie ebenfowenig Gelbleiftungen vertheilen, wie nach der far 
der Haare oder nach der politiichen Gejinnung der Steuerpflichtigen; der Kur 
ftab muß allgemein anwendbar fein, denn geben Sie davon ab, um in jg 
einzelnen alle wieder verſchiedene Maaßſtäbe anzumenden, fo Haben Ste tx: 
feinen allgemeinen Maafftab mehr. 

Sp würde ich denn allerding® zu einer proportionalen Einfommen: = 
Bermögenöfteuer fommen. Uber für mich ift das Princip der Leiftungsfäbt 
doch nur einer der vielen Gefichtöpunfte, welche der Staat bei Regelung M 
wichtigften Bürgerpflichten in Betracht zu ziehen hat. Der Staat hat diefe Fk 
fo zu vertbeilen, daß er feine Zwecke und Ziele durch Bertbeilung diefer Pit 
fördert, daß er die Einzelnen, foweit thunlich, in den Dienft des Staates id. 
und deshalb kann und muß er die Bertbeilung der Steuerlaft dieſen * 








und Zielen dienſtbar machen. Alſo, um nur Einiges zu erwähnen, eine Stu 
die fo hart ifl, daß fie die nothwendigen Lebensbedürfniſſe der unteren Clan 
beſchränkt, wird den Zwecken und Zielen des Staates widerſprechen. Es mi 
aus focialpolitiichem Grunde zwedmäßig fein, bier Ermäßigungen eintreten 
Iaffen, damit die unteren Claflen in ihrer wirtbfehaftlichen Lage nicht zu fi 
herabgebrüdt werden. Der Staat erfennt e8 ja in feiner Armengeſetzgebung 
daß ihm die Sorge dafür obliegt, daß Niemandem die abfolut nothment! 
Unterbhaltungsbedingungen fehlen und muß alſo auch forgen, daß Niemand 
feine Steuern in diefe Lage beruntergelettt wird. Er wird daher Rüdfict darl 
nehmen, wie die Schwierigkeiten und Koſten der Erhebung fich ftellen, wie 
Erecutionen und Mahnungen in den unteren Clafien vorkommen und fid 
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me diefe Schwierigkeiten durch entiprechendere Bertheilung der Steuern zu be- 


Die Staatögewalt wird fich aber auch zu erinnern Haben der anderen 
Pfühten, welche den Steuerpflictigen aufliegen ; fie wird erwägen, daß Pflichten, 
we Sindererziehung, Militärpflicht u. |. w. drüdender auf den niederen Claſſen Laften 
als auf den höheren. Diefe Pflichten werben vom Etaate erzwungen und wenn er 
darum eme Steuerpflicht vertbeilt, kann er dieſe anderen Pflichten nicht ganz 
aufer Act laſſen. Das geichieht ja auch bei der fo wichtigen Militärpflicht, wo 
mot Die individuellen Bebärfniffe und die Opferempfindung in Betracht gezogen 
erden, aber wohl Demand, werm er andere Pflichten hat — 3. B. Sorge für 
ane große Familie — zuriüdgeftellt wird. Aus diefem Grunde würde ich alfo 
auch für beſondere Berüdfichtigung einzelner Verbältniffe, in denen ſolche Pflichten 
heſenders brüdend find, flimmen. — Ferner wirb bei der Steuewertheilung 
darauf Rüdficht zu nehmen fein, daß Zinſen und Renten aus Vermögen ihrer 
Natur nach verfchteden find von dem aus Arbeit erworbenen Einfommen. Wenn 
zır von Staatswegen für eblere Bebiirfniffe, für Kunft und Wiſſenſchaft zu 
Iergen Baben, fo werden wir uns nicht an die zu halten haben, welche von ihrer 
hende Arbeit leben, fondern an die, welche ein ſicheres, dauerndes Vermögen 
haben ind daher viel mehr verpflichtet find, ihr Einkommen auch gerabe für 
ſolbe Zwede zu verwenden. Kurz für mid find es eine Fülle Geſichtspunkte, 
de bei dieſer Ordnung der Bürgerpflichten, wie bei allen flantlihen Orbnungen 
m Betracht kommen. Die Verhältnifle find nicht einfach, deshalb kann man 
euch nicht ein einfaches Princip aufftellen. 

Das wollte ih kurz zur Erläuterung meines Gutachtens vorführen. 

Nun fomme id) noch auf einen Fleinen Punkt. In der legten Theſe des 
perm Referenten ift die Rede von der Grundſteuer, in der Theſe des Herm 
derrednerd von der Grund⸗ und Gebäubefteuer. Ich glaube, daß dieſe Ausdrücke 
was zu eng find. Wahrfcheinlich iſt überhaupt die Steuer auf unbemwegliche® 
Sermögen gemeint; wir haben in Preußen 3. B. eine Bergwerksſteuer, eine Eifen- 
abnftener, und ich muß geftehen, dieſe fcheinen mir der Grund» und Gebäude: 
tzuer analog zu fein. Es find das Steuern auf Iocale, unbeweglide Productions⸗ 
Atheile. Ich wärde deshalb vorſchlagen, Steuern auf unbeweglidhes Ber- 
nögen zu fagen. Sonft fcheinen mix viele der Aenderungen, welche der Herr Bor: 
"taz vorgefchlagen, annehmbar. Es thut mir leid, daß ich feine Anträge nicht bier 
der mr babe und deshalb mich im Einzelnen darüber nicht äußern kann. Die 
ste Theſe namentlich jcheint mir in ihrem erfteren Theile von dem Herm Bor: 
toner viel zweckmäßiger gefaßt zu fein als von dem Herrn Referenten. Ob e8 
ber auch richtig iſt, bei unferer beichränften Zeit fo ſehr in Einzelheiten einzu- 
eben, wie Died im zweiten Theil feiner Iegten Theſe geſchieht, das ſcheint mir 
vajelhaft zu fein. 

Biecpräfident Freiherr v. Roggenbach: Es ift unterbeffen der Antrag 
on Herrn Niendorf eingegangen: 

Den Schluß der Held'ſchen Theſen von den Worten „indbejondere 
ft die” an zu flreichen und bafür zu fegen: Alle immobilen 
Steuern find demgemäß in die Bermögensfteuer über: 
zufübren. 
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Prof. Dr. v. Bilinsfi (Lemberg): Meine Herren! Wiewohl ich kin 
Anſpruch Darauf mache, daß mein Antrag angenommen werde, fo will ih det 
meinen Ueberzeugungen Ausbrud verihafien und fie in Kurzem begründen * 
glaube, es handelt ſich hier gar nicht um den kbeoretifchen Streit zwilhen ter 
Ertrags und der Einktommenfteuer; denn das ift wohl fchon anerkannt, daß de 
Einfommenfteuey verhältnigmäßig mehr gute Seiten bat als die Ertrogefen, 
obwohl auch Ietstere gute Seiten bat. Es Handelt fi Bier barım, ob und i 
wieweit es zwedinäßig ıft, die Ertragöfteuern Durch Die Eintommenfteuer Ham 3 
erſetzen. Yu diefem Zwerke glaube ich muß man die Tragweite dieſer Erirun 
unterfucden und was für eine Bedeutung die Einfommenftener überhaupt bla 
kann. . Dieſe kann verjchieden fein, je nach dem, wenn ich mich fo austrida 
darf, territoriellen und finanziellen Umfang. Alſo erſtens ift es möglid, ii 
die Einkommenſteuer eine Staatsſteuer und eine Communalſteuer fein kam. & 
ift befannt, Daß gegenwärtig viel über eine Reichseinkommenſteuer geſprochen mitt 
bag aud im vorigen Jahre jo etwas beſchloſſen worden ift. Die Exlenym 
diefer Frage müßte für die Form der Staatseintommenfleuer von Bedeutung kr 
Ferner, was die. Communalfteuer betrifft, jo ıft bekannt, daß z. B. in Panik 
land an vielen Orten Communaleinkommenfteuern beftehen und umgekehrt v: 
Nationalöfonomen vorichlagen, daß man bie Ertragäftenern den Commmmen übe 
weiſe. Auch Das fteht mit der Reform ber Staatdeinkommenftener in naher * 
ziehung. Die Staatseinkommenſteuer kann eine hoͤchſt verſchiedene fein. Wer 
fan vorerſt ſprechen von einer ganz allgemeinen und ausſchließlichen Einkrur 
fieuer, welche alle directen und indirecten Steuern vertreten, durch melde a: 
das Einkommen jeder Perfon als Ganzes aufgefaßt werden würde ohne Rüde: 
auf die einzelnen Ertragöquellen. Die allgemeine Einfommenfteuer fann, glarde 
ich, gar nicht durchgeführt werden. Die Durchführung wäre höchſtens bei —* 
mittleren Claſſen möglich. 

Dagegen könnten Die ganz reichen Claſſen zumeiſt nicht getroffen werk“. 
weil die reichen Leute doch oft Ertragsquellen 3. B. in großen Staaten, in x 
ſchiedenen Provinzen beſitzen, ſodaß das auf einmal nicht zufammenzufaffen wit 
Andererjeitd würden aud bie Arbeiterclafien nicht getroffen werben. Ans de 
legteren Umftande folgt für mid) bie Nothwendigkeit der indirecten Steuern. N 
ſpricht nun zweitens von einer allgemeinen Einkommſieuer, aber nicht von er 
ausichlieglichen. Dieſe Einfommenfteuer von der Art, daß das Einkommen ji 
Perfon auf einmal getroffen werden fol, würde auch undurchführbar ſein >: 
ben reichſten Claſſen, und ich glaube, daß der Herr Referent dieſe Einkommen 
auch nicht gemeint dat Es ift zwar möglich, eine ganz allgemeine Einlomma 
fteuer neben der Ertragsſteuer und der indirecten Steuer einzuführen mit ac 
tuell dem doppelten Zweck, entiweder um die Fehler der jest beftehenden Steuc 
auszugleichen, oder aber um die jetigen Zuſchläge zu erſetzen. ine folde al 
meine Eintommenfteuer ift wieder weder bei den — noch bei den niedrig 
Slaffen durchzuführen und ich glaube, daß dieſe beiden Zwecke ganz verit 
find, denn was biefen Ausgleich anlangt — 3.8. ber Vorſchlag ber öfterrri 
ſchen Regierung gebt dahin, ſolch einen Ausgleich durd die Einkommenſtener er 
zuführen — fo vergefien die Anhänger dieſes Grundfages den Umfland, N 
das Einkommen felbft höchſt ausgleichbebürftig ft. Wenn man z. B. nun 
die Berufßarten der Wovocaten, der Aerzte u. |. w., fo können dieſe gar mi 
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aner der Einkommenſteuer getroffen werben. Was die Erſetzung der wirklich 
khörlichen Zufchläge anbelangt, fo glaube ich, daß zur mobilen Steuer befier ge⸗ 
eignet iR Die von Natur mobile Confumtionöftener. Gier handelt e8 fi ım 
Streite blos darum, ob eingeführt werben ſoll eine Einfommenfteuer neben den 
indirecten Steuern, jedoch fo, daß fie die einzelnen Ertragsquellen einzeln trifft, 
wie die nglifche Einlommenſtener, oder aber ob die Einkommenſteuer neben ven Er⸗ 
tragſtenern blos einen Theil des Eintommens treffen ſoll, ob man fie einführen 
ich bios für die Ertragẽquellen, die fih von Natur aus eignen für die Ein- 
kommenſtener. Ich glaube mich zu Gunften der zweiten Alternative entfcheiden zu 
mäften, daß neben der Ertragäftener die Eintommenfteuer beftehen foll. Ich glaube, 
es iſt erften® in der Ratur der Sache gelegen, daß man die Beftenerung an- 
pafien foll der Natur der verfchiedenen Ertragsarten. Es ıft doch natürlich, daß 
man auf andere Weife den Ertrag aus Grund und Boden, aus einem Haus, 
einem Gewerbe und auf andere Weile das Einkommen eines Beamten, Capita= 
Iiften u. |. w. ergründen muß. 

3h glaube es iſt noch ein Umſtand, auf melden vor vielen Jahren 
Bagner Hinwies. Ich weiß nicht, ob es bei der allgemeinen Einkommenfteuer 
möglich ıft, Ausländer zu beſteuern; denn die Einfommenfteuer ruht ja principiell 
auf der Perſon als folder. Wie würde e8 da fein, wenn ein Ausländer Grund: 
fie im fremden Sande hat? Die Einkommenſteuer ıft doch Feine Realfteuer. 
Man lann nicht den Grund und Boden betrachten, fondern nur die Perfon. Die 
Perim aber unterliegt als fremde Perfon dem Steuerredht des betreffenden 
Staates nit. Das könnte eigentlich zu einem Abſurdum führen. Abgefehen 
davon aber glaube ih, daß befanntlich die Grundfteuer der eigentliche Grund ift, 
warum man nicht die reine Einkommenſteuer durchführen fol. Die öfterreichiiche 
Grumdfteuer ift 3. B. beinahe ſchon Einkoinmenfteuer. Was die Gewerbeftener an- 
langt, fo ift fie gerade fo ſchwer einzuführen wie die Einfommenfteuer. Aber Grund 
und Boden Hat doch einen ganz eigenthümlichen Charakter. Ich möchte fragen, 
me Fönnte man bei dem Grundbeſitz die Einfommenfteuer einführen? Durchſchnitt⸗ 
lich führen die fleineren, zum Theil auch mittleren Grundbefiger feine orbentlichen 
Kehnungen. Das Einkommen müßte bier gefchätt werden. Sollte es geſchätzt 
werden, jo müßten die Nachbarn auf den Grund und Boden hingehen und ab: 
Ihägen. Das ift ein ähnliches Verfahren wie das heutige Catafterverfahren, 
mm daß man jett profitirt, daß man einen Cataſter hat, der wirklich viele gute 
Seiten bat. Wan fönnte alfo, abgefehen von der Gewerbefteuer, die Grund: 
feuer als Ertragsſteuer beibehalten, troßdem aber viele Einkommenſteuerelemente 
Kin — Es iſt durch die Natur der Sache nicht ausgeſchloſſen, die Zinſen 

uziehen. 

Wenn man ſagt, daß man bei der Ertragsſteuer den Steuerfuß nicht in 
an entiprechendes Berbältnig bringen kann, fo liegt das nicht in der Natur der 
Sache. Die Ertragäfteuer berüdfichtigt die Leiftungsfähigkeit. 

Schließlich muß ich bemerken, daß eigentlih die Ertragäfteuern von Natur 
aus Bermögenöfteuern find. Wenn man zur Bermögenöfteuer greifen will, fo 
ft diefe ſchon zum Theil in den Ertragsſteuern gegeben. Wir jehen, die Herren 
Referenten, die für die Einkommenſteuer find, fchlagen doch vor, daß ein Theil der 
Örundfteuer zurädbehalten weıbe. 

Aus Dielen Gründen ſchlage ich Ihnen einerſeits vor, daß die Ertrags- 
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fteuern immerhin der Einkommenſteuer genähert werben mögen und andererſeits 

dag man den Ausſchuß erfuche, daß ex für die nächflen Berjammlungen bie Be 

—x Uber en Gegenſtand der Communalbeſteuerung und ber Conſumtions 
er vorbereite. 


Brof. Dr. Held (zur Geſchaftsordnung): Deine Hercen! Ich wollte mı 
Daran erinnern, daß wir bei allen früheren VBerfammlungen die Sitte hatten 
die fi) als zweckmäßig und nothwendig erwies, daß fidh jeder Rebner auf x: 
Minuten zu beichränten bat. Wiewohl wir nun bei den biöherigen He: 
Rednern es noch nicht zu bedauern gehabt haben, daß diefe Sitte in une 
jegigen Berfammlung noch nicht wieder eingeführt ift, fo möchte ich doch, da jr! 
die Zeit drängt und wir allmälig zum Abſchluß kommen müſſen, die Berkum: 
lung bitten, daß fie ihrem Präfidenten wiederum das Recht ertbeile, den Ke: 
nach zehn Minuten zu unterbrechen. 


Bicepräfident Freiherr v. Roggenbach: Wenn fen Widerfprub ar 
viefen Antrag erhoben wird, fo ift er angenommen. 


Prof. Dr. Neumann: Ih will in kurzen Worten nur auf dad entgearr. 
was der Herr Präfident angeführt hat und zugleich eine Lanze brechen für d 
erſte Theſe des Herrn Referenten, infofern nämlıd , als ich den Grundſatz de. 
Leiftungsfähigfeit abermals in Schug nehmen will. Wie bemerkt bin i6 N 
Anfiht, man muß dabin zu kommen ſuchen, daß man feſte Principten auf tr 
Gebiete der Steuerfrage bat und muß dieſe jo viel als möglich einkeitlid - 
fammenzufafien fuchen, wenn es fi z. B. Banbelt um bie Beurtheilung x: 
Salzfteuer, jo fagt man: die iſt fir fich betrachtet fehr ungerecht; mwanın“ 
Da muß ih doch ein Princip haben. Ebenſo ıft es bei jenem Beiſpiel, du 
ih vorhin anführte. Man jagt: verwerflich ift der Stempel. Barum? de e 
verftößt gegen die Gerechtigkeit; denn er harmonirt nicht mit dem U. 
fommen; wer die Sache weiter überlegt, findet aber ein anderes Maaß, 9 
welchem er urtbeilt, ob Gerechtigkeit obwaltet oder nicht: die Steuerkraft 

Auch ift der Grundfag der Steuer nach der Leiftungsfähigfeit in Gates: 
vielfach anerfannt, wo es ſich um bie Bertbeilung von Laften handelt id 
da, wo es ſich gar nicht um die Steuern handelt, fondern wo es notlwek: 
ft, gewiſſe andere Laſten gerecht zu vertbeilen; 3. B. Das preußiſche allgemeine tun! 
vecht und andere Geſetzgebungen jagen: Kinder haben ihre Eltern zu unterhalr 
nach Maaßgabe ihres Vermögens, womit Doch im Grunde eben geſagt werden fü 
nach dem Maaßſtabe, wie fie leiſtungsfähig find. Aehnlich iſt es bei ander: 
Berpflichtungen. Auch hat ganz Kürzlich die Eibgenofienichaft in ihre Verfaffung 
urkunde den Grundſatz aufgenommen — bie Eidgenoſſenſchaft ift befanntlih nit 
auf allgemeine directe Steuern angewieſen; fie kann, da fie keine erheblide 
Militärlaften bat, ihren Bedarf durch Zölle und andere indirecte Steuern beit 
— alfo ih fage, die Eidgenofienfhaft hat den Grundſatz aufgenommen: an; 
außerordentliche Laften eintreten follten, dann follen die Cantone als jold 
tragen, — nad welchem Verbältnig? Da Liegt biejelbe Frage vor, und 
dat die Eidgenoſſenſchaft fidy entſchieden? — nad der Steuerlraft. 
find mir Gemeindekirchenordnungen befannt, in denen e8 heißt: zu den 
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Prooinziallicchenbehörbe betveffenden Koſten foll gefteuert werben nach dem Maaß⸗ 
fiabe der eifungetähigfei der Gemeinden. Ueberall, wo man ge- 
zoungen ift, gewiſſen Leuten Laften aufzuerlegen, ohne Rüdficht darauf, ob fie 
davon Bortheile haben und man dann fragt: was ift das Gerechteſte? — kommt 
mon in der That auf die Forderung der Leiftungsfähigfett, nur nota bene mit 
gewiſſen Referven. 

Nun ift ferner von dem Herrn Bräfidenten eingewandt, daß der Grundſatz 
der Leiſtungsfähigkeit und die Opferempfindung bisparate ‘Dinge find, ebenſo von 
dem Herm Correferenten Held. Dagegen möchte ich auftreten. Es Tajfen fich 
wohl VBeifpiele geben, wo es auf daſſelbe hinauskommt, nach der Leiftungsfähigfeit 
und nad gleichem Opfer zu tragen! Nehmen wir folgendes Beiſpiel, wo es fich 
nur um gerechte Vertheilung der Laften handelt: Ein Rechtsanwalt hat ein voll- 
ſtändiges Bureau von 12—15 Perfonen. Dieſe haben ihm Schreibereien zu 
machen. Sie werben tageweile bezahlt. Tritt nun etwas Außerorbentliches an 
das Bureau heran, wie wird der Rechtdanwalt im Bureau die Laften gerecht 
vertbeilen? Da wird er fagen: Jedem muß ich ein gleiche Opfer auferlegen. 
Ben er das aber weiter verfolgt, fo wirb er dabın kommen, daß gleiche 
Auferlegung der Opfer dann flattfindet, wenn er die Laften bemißt nach der 
Yaftungsfähigfeit der Einzelnen. Aehnlich ift aud bei den Steuern ein Zu: 
kummenbang zwiſchen ver Bertbeilung nach ver Leiftungsfäbigfeit und nach gleichem 
Ipfer nachweisbar. 

Dann ift ferner eingewandt, die Opfergleichheit durchzuführen fei umnöglid. 
Denn wir Principien ganz durchführen wollten, müßten wir das ganze Straf: 
veht annulliven. Das Strafrecht geht Davon aus, gegen das begangene Unrecht 
gleiche Reaction zu üben. Da muß verfucht werben, die Strafe dem begangenen 
Unrecht anzupafien. Der Geſetzgeber kann das aber nicht ganz durchführen, 
fendern e8 bilden fich gewifje feſte Normen zur Durchführung dieſes Grund- 
ſates, jedem Laften anfzulegen nach Maaßgabe der Größe des Unrechts. Und 
damit muß man fi begnügen. — 

num ber verehrte Herr Präfident noch darauf bingewiefen hat, daß 
der Grundſatz ber Opfergleichheit zu großen Gefahren führen würde, jo möchte 
tb darauf hinweiſen, daß man daſſelbe auch von dem Grundſatz der Bertbeilung 
nd der Leiftungsfähigteit behaupten lünnte. Nehmen wir z. B. einen ſehr wohl- 
babenden Mann, und einen, der auf feine Arbeit angemwielen ift, fo könnte 
geſagt werben, der reihe Mann ift ſelbſt bei gleichem Einkommen leiftungs- 
fübiger. Aber wo bleibt das Maaß, nad weldem er als leiftungsfähiger 
betrachtet werben Tann. Ich recapitulire alfo, daß der Grundfag der BBeftene- 
tung nach der Leiſtungsfähigkeit m. D., wie er aud in vielen Geſetzgebungen 
khon gefetsliche Anerkennung gefunden bat, als Princip feftzubalten ift, wenn man 
fi) nur immer bewußt ift der Schranken, die flattfinden müffen, und welche fid) 
darauf beziehen, daß bei einzelnen Laften Leiftung und Gegenleiftung, immer 
aber Berädfichtigung des dem Cigenthum gebührenden Schutzes geboten iſt. 


Freiherr Dr. v. Dael-Koeth: Meine Herren! Ich muß zu 8 3 in den 
Theſen de Herrn Dr. Held einige Bemerkungen beifügen. Im Uebrigen bin 
ih mit den Theſen der beiden Herren Referenten ganz einverftanden. Allein, 
meine Herren! es iſt bier von der Grundrente die Rede, und dieſe ſoll neuer⸗ 
dings fanctionirt werben, und damit kann ich mich nicht einverftanden erflären. 
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Meine Herren! ich gehöre zu der conjewativen Bartet und Herr Dr. Geniel 
bat ſich darüber gewundert, daß in neuerer Zeit bie conſervative Partei fid an 
diefe Trage madt. Ja, meine Herren! aus zwei Gründen geſchieht das, meil 
ich der Anficht bin, das "dasjenige, was fich überlebt hat, nicht confervirt werden 
fol, — als Gonfervativer fage ih das! — Zweitens weil ich meine, wir wolkn 
die Landwirthſchaft conſerviren; fie iſt jett auf dem beften Wege zu Grunde zu 

gehen. Sehen fie nach, in welcher Maaße gegenwärtig die Landwirthſchaft be 
euere ift im Gegenſatz zu den anderen Clafien ver Bevölkerung, — ich rede 
nicht von unferem Lande, wo wir zum Glüd noch beiler daran find; betrachten 
Sie aber die Berhältniffe in Preußen, fo werden Sie finden, daß der Grund 
befiger dort mit 10°/, vielleicht befteuert ift und der Capitalift, Der nichts thut, 
als Coupons abſchneiden, mit 2%/,. “Dabei kann feine Landwirthſchaft beſteben 
Beſonders wenn Sie noch bie Art und Weije betrachten, in welcher gegemwäri: 
die Zölle gefaltet jind, wie überall Handelöfreiheit exiftirt — und wir find be 
mit ja einverftanden — aber wo bleiben wir Landwirthe da? Darum, mer 
Herren, glaube ih, müſſen wir als das conjervative Element vor Allem dab: 
wirten, daß Alles befeitigt werde, was ſich nicht rechtfertigen läßt. 

Dabin gehört vorzugsmerfe die Grundfteuer. Ich bin erftaunt, daß d 
Herren Profeſſoren noch an der veralteten Idee der Grunprente fefthalten. 6 
meine die Theorien de8 Ricardo u. ſ. w. find glanzvoll widerlegt. Haben Zu 
die Schriften von Leiſewitz nicht gelelen und viele andere Schriften, daß Sie urt 
heute noch die Theorie won Ricardo berftellen wollen? Jene Theorie, ber zufolz 
die Grundrente ein Geſchenk der Mutter Natur fein fol, das der Grumbbeiix 
ohne Gegenleiftung genießt, jo daß er dafür tüchtig Steuern zahlen fol. 

Ich begreife nicht, wie man dieſe Theorie aufrecht erhalten kann. it ex 
ſonſt noch nicht bewiefen, daß die Grundſteuer total veränderlich ift, daß jie heute 
erlaflen, morgen wieder eingeführt wird! Und da will man un vorführen, wı 
jollten fie erhalten, weil jie eine geſchichtlich hergebrachte jei! — Meine Here: 
Wieviel Hiftoriihe Sachen fennen wir, die vorhanden waren und abgeſcham 
worden find! (Große Heiterfeit.) 

Meine Herren! Das alfo ift fein ftihhaltiger Grund. Weiter aber, ı 
kann ich mir die Grundſteuer als Reallaft denfen? Iſt fie irgendwo incribin 
Der Herr Prof. Held möge doch im Rheinland nachſehen ,‚ wo in die Hr 
thefenbücher die Reallaften eingejchrieben find, — ebenfo im deutſchen Recht 

Meine Herren! Die Realpolititr — und ich rechne es mir zur Chr, 
zu ihnen zu gehören — haben nie die gänzliche Abſchaffung der Grumbftewr 
verlangt. Sie wollen den Grund und Boden, ven fie befiten, beſteuert wihen, 
geben aber nicht zu, daß das Grundeigenthum vorwiegend belaftet werde. Da 
Landwirth ſoll nicht eine Steuer zu zahlen haben, die font Niemand im ganz 
Staate zu zahlen hat. Darum wollen mir eine allgemeine Eintommenfteuer, wert 
auch der Grund und Boden allerdings befteuert wird, aber wir wollen far 
Vorwegbelaftung des Grundeigenthümers. Ich verfenne nicht, daß der Uebergang 
ein langſamer fein muß; wir Agrarpolitiker verlangen keineswegs tabule rası 
Es fann ja natürlich nicht die Äbſicht der Grundbeſitzer fein, die Grumdſtener 
aan madähren. Ein allmäliger Ausgleih der Berbältniffe wird Das Kb: 
tige fein 
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Bircegräfident Freiherr v. Roggen bach: Es hat Niemand weiter ums 
Wort gebeten md ich ſchließe daher die Debatte. Die beiden Herren Referenten 
haben natürlich noch das Recht auf ihr Schlußwort. 


Sorreferent Prof. Dr. Held: Meine Herren! Wenn ich von meinem Recht 
ald Eorreferent jet noch Gebrauch made, fo muß id in ben wenigen Schluß⸗ 
morten ein Zwiefaches verſuchen. Einerſeits muß ich mehreren geebrten Herren 
Vorrednern gegenüber meinen Standpunkt wahren, andererfeitS über die formelle 
wrage, welche Theſen der Abftimmung zu Grunde gelegt werben follen, ſprechen. 
Der legtere Theil meiner Aufgabe ift, glaube ich, nicht der fchwierigere; denn 
alle Theſen, die Ihnen überhaupt zur Abſtimmung angeboten worden find, unter- 
kheiden fi in praktiſchen Punkten fehr wenig, mit einziger Ausnahme des 
Amendements von Niendorf. 

Was meinen yerlönlihen Standpunkt gegenüber den Herren Vorrednern 
betrifft, fo babe ich zunächſt zu conflatiren, Daß, was unfer verehrter Herr Präſi⸗ 
dent gefagt Hat, Aediglich zu meinen Gunften war und ich demſelben zu danken 
bie. Das von ihm geftellte Amenvement, ftatt , Grundſteuer“ zu fagen „Steuer 
auf unbewegliches Vermögen’ acceptire ich einfach als Verbeſſerung. 

Was Herm v. Bilinsti betrifft, jo hat derſelbe einen Antrag eingereicht, 
von dem der eine Theil eine volftändige Aenderung der Theſen des Heren Re: 
ferenten, fowte ber meintgen darftellt, der zweite Theil aber eigentlid mit der 
gegenwärtigen Debatte nichts zu thun bat, jondern ein allgemeiner Antrag für 
unfere zukünftige Geſchäftsordnung if. Daß wir nämlich in einer künftigen Ver⸗ 
ſammlung die Communalftener befprechen wollen, gehört zu den verfchiedenen An» 
trägen, betreffend die Tagesordnungen unferer zukünftigen Berfammlungen. Sch 
kann conftatiren, daß daran im Ausihuß Tchon vielfach gedadıt if. ‘Dem An- 
trag aber, wonach wir nicht eine Einfommen- und Bermögensfteuer an Stelle der 
Ertragäfteuer einführen, fondern die Ertragsftener und Einfommenfteuer combiniren 
\ollen im der Weife, wie es in manchen füpveutichen Staaten bis zu einem ges 
wıiien Grade der Hall iſt, glaube ich, durchaus miderfprechen zu müflen. ine 
Combination von Ertrags- und Einkommenſteuer würde eine ewige Unflarheit über 
die Natur der einzelnen Steuern hervorbringen. Die Ertragöfteuern wilden die 
iendenz baben, fid zur Eintommenftener umzubilden und ihr Name Ertragsfteuer 
wire Schließlich eine Ironie, da fie keinen Ertrag mehr abwerfen würden. Es 
iſt leicht nachzuweiſen, daß, wenn Sie die perfönlichen Schulpverhältniffe des In⸗ 
baber8 eines fteuerpflichtigen Objects bei der Ertragsſteuer ausgiebig berüdfich- 
gen, ſehr Häufig der Pflichtige der Ertragsſteuer ſchließlich nichts mehr zu zahlen 
bätte. Es würde dadurch auch der ganze Zweck, der unferem Gedanken der Be: 
dorzugung der. Einfonmmenfteuer zu Grunde liegt, verfehlt werden. Wir beab⸗ 
ichtigen eine allgemeine Steuer neben verſchiedenen anderen, namentlich 
indirecten Steuern zu gewinnen, bei der die allgemeine Bürgerpflicht Des Steuer- 
zahlens in gleihmäßiger Weife zum Vorſchein kommt und der größere Neid: 
tbum fich als eine Claſſe der Bevölkerung darftellen kann, die gerne für die 
Heſammtheit mehr Leiftet. Haben Sie lauter partielle Steuern, auch eine par: 
tielle Einkommenſteuer, fo würde an Entwidlung eines ſolchen großartigen Gefühle 
nicht zu denken fein. Wir können nun zum Zeit nicht daran benfen, die Maſſe 
aller ifolirten Steuern, namentlich die indirecten Steuern abzufchaffen; aber um 
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fo nothwendiger ift Daneben eine Steuer, die alle Unterthanen direct und ohne 
Ruckſicht auf die Art Ihres Beſitzes oder Conſums gleichmäßig trifft. Was die 
übrigen Herren Vorredner anlangt, fo möchte ich mich zuerft mit den Here 
Niendorf und v. Koeth auseinanderfegen. Wenn Letzterer fagt, ex fer co: 
ſervativ; conſervativ fei es aber, denjenigen Stand, der die eigentliche Grundlage 
und Kraft der Nation bildet, zu erhalten, fo bin ich in dieſem Sinne ebenfalls 
höchſt confervativ; denn wir alle, und ich gewiß nicht am wenigften, wünſchen, 
daß die Kraft der Landiwirtbichaft erhalten bleibe. Ja, wir wünfchen fogar, ver 
die Zahl der Landwirthe eine ziemlich große bleibe und fein ſolches ftets wadle: 
bes Uebergewicht der inbuftriellen Bevölkerung eintrete, wie anderäwo, 3. 2. ı 
England, wo keine 20°, der Bevölkerung mehr dem Uderbau angehören. Abe: 
ih kann mich nicht überzeugen, daß die Grundſteuer dasjenige ift, was am Mat 
der Landwirthſchaft zebrt, Fondern laube, daß fie, wie fie einmal ift, getragen 
werden ann, wenn man nur bie Aberfpannten Bodenpreile aufgiebt und fih mi 
Unvermeidliche filgt. Und ich bin der Anficht, wie es vom Herm Referate 
ausgeführt worden iſt und gewiß noch einmal betont werden wird, daß d. 
Grundfteuer keine Steuer ift, die mit den andern Steuern verglicyen were 
kann. Sie iſt eine verjährte Laſt auf dem Grundbeſitz. Wenn fie die Grun- 
fteuer ganz abichaffen, fo wird das den gegenwärtigen Grundbeſitzern ſehr ır- 
genehm- fein; aber die Bodenpreife werden dann jicher entiprechend fteigen md 7. 
furzer Zeit, in 11—22 Jahren, wenn der Grundbeſitz gewechſelt bat, wer 
die neuen Befiger, die theurer gefauft haben, gar keine Erleichterung mehr Ipixex. 
londern fi von Neuem über Drud auf die Landwirthſchaft beichweren. 

Herr von Koeth bat uns außerdem in mannigfacher Hinficht mißverftanden 
An Ricardo haben wir Alle nicht gedacht. Ich fpeciell gehöre zu denjenigen, welk 
bie Ricardo'ſche Theorie in ihrer Tendenz bekämpft haben. Sch geftehe zu , daß di⸗ 
Ricardo'ſche Theorie zu ihrer Entftehungszeit nicht anderes geweſen iſt, als eined ix: 
vielen Mittel, die man anmenbete, um gegen bie Kornzölle zu agitiren. Zu dieſer 
Zwecke wurde der Stand der Grundbeſitzer Hingeftellt als ein folcher, der auf Korz 
der anderen Stände profitirt. Das ıft Mar. Aber die deutſche Wiflenfhr 
kann den Dorwurf, folde Tendenzen verfolgt zu haben, zurüdmeifen. Wear 
Sie fih an das Wort „Rente Halten, fo möchte ich bitten, zu bemerken, ter 
wir es alle nicht gebraucht haben und wenn Andere e8 gebraucht haben, jo habea 
fie e8 in einem anderen Sinne gebraucht, als deinjenigen, den Herr v. Koett 
zu meinen fcheint. 

Wenn gelagt wurde, Keallaft ſei die Grundfteuer nicht, weil fie mi 
in den Büchern ftehe, jo möchte ich darauf antworten: Wir fprechen baren, 
fie ſei Faktifch eine Reallaft geworden und wir wollen fie eben als das au: 
erfennen, was fie geworben ift. Das wird den Herren Gutsbeſitzern gerade fer 
nüglih fein. Wäre die Grundftener als Reallaſt anerfannt, fo wären di 
Grundbeſitzer von der Furdt, daß Orundfteuerzufchläge für alle Zwece der 
Communen auferlegt werden, befreit. 

Herrn Niendorf gegenüber muß ich meine große Genugtbuung auf: 
brüden, daß berfelbe mir die Gerechtigkeit widerfahren ließ, daß in meiner Re 
nichts Verletzendes Ing und meine Freude darüber ausſprechen, daß Herr Nie: 
dorf felbft eine große Mäßigung bei der Vertretung der Imtereflen, die ihm am 
Herzen Tiegen, an den Tag gelegt bat. Dennoch find in feiner Rede kleine Ueber 
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treibungen vorgelommen, wenn 3. B. vom Papiergeld die Rede war. Wie das 
der Landwirthſchaft fo ſehr ſchädlich fein fol, da es ein Verkehrsmittel ift, 
welches von der Gefammtheit gleihmäßig benutzt wird, das vermochte ich niemals 
einzuſehen. Die Landwirtbichaft iſt eben faktiich nicht im Stande, Noten-Banten 
zu begründen. Die anderen Stände, die das können, zu beneiden, ſehe ich feinen 
Grund, zumal das Notenemittiren gegenüber anderen Bankgefchäften gar nicht 
ie fehr gewinnreich ıft. Die Noten- und Papiergelvfrage ift eine alle Stände 
gleichmäßig angehende Frage des Verkehrsweſens und bat gar feine bejondere 
Seziehung zu den Beichwerden der Landwirthe. Ein Sinten des Bodenwerthes 
fonn ich auch nicht emtdeden. Ich kann nur in der jüngften Zeit in manchen 
genden eine ſehr mohlthätige Zurädführung des Bodenpreiſes auf bie ge 
bührende Höhe erkennen. 

Meine ftatiftifhe Behauptung in Bezug auf die Zahl der Landwirthe muß 

ich gegenüber Herrn Niendorf in Schuß nehmen. Der Stand der Landwirthe 
und namentlich der Grundbefiger macht in der That nicht die Hälfte der Be— 
velferung aus. Die Zahlen, die Herr Niendorf angab, find ganz richtig. 
Ste beziehen ſich aber auf die Bevölkerung von Stadt und Land und dieſe 
Zahlen fallen nicht mit denjenigen für die Angehörigen der Landwirthſchaft und 
anderer Stände zufammen. Auf dem Sande Ieben viele Imduftrielle und 
Sundarbeiter, die beim Eiſenbahnbau u. ſ. w. beichäftigt find, die nicht der 
Andwirtbichaft angehören. Und Niemand wird mir widerftreiten, daß bei den 
lezten Zählungen im preußiſchen Staate die Sache fo ftand, daß die von Land⸗ 
wirihſchaft lebende Bevölkerung 45—46°/, der Benölferung, aljo nicht. die Hälfte 
ausgemacht Bat. » 
Erndlich mas das Amendement des Herm Niendorf felbft betrifft, wonach 
de Grundſteuer in der Vermögensſteuer aufgehen ſoll, damit das alte Unrecht 
der Grundſteuer ausgeglichen werde, fo Tann ich Damit keineswegs übereinftimmen. 
Rach unferer Auffaflung ift die allgemeine Bermögenöfteuer eben etwas ganz 
anderes als die Grundſteuer. Sie ift feine Ertragsſteuer, fondern eine Berfonals 
euer, welche Die Perfonen nad ihrem geſammten Bermögen treffen fol. Die Ein- 
führung der allgemeinen Bermögenäftener mit der Eintommenfteuer zufammen ift 
nr eine Modification der Einkommenſteuer ſelbſt. Daneben bleibt die frage, 
ch die Grundftener eine verjährte Laſt iſt, vollſtändig unberührt. Die Legtere 
Frage muß gelöft werden ganz unabhängig davon, ob wir eine Eintommenfteuer 
aleın oder eine Einkommen- und Vermögensſteuer einführen wollen. 

Da möchte ih noch zum Schluß bemerken: Wenn gelagt ift, daß bier ein 
altes Unvecht gut gemacht werden muß und daß man Denjenigen, der anderen 
Feichthum lange hat, ebenfo befteuern muß, wie den Befiger von Grund und 
Boden: fo ift das legtere ja dafielbe, was wir wollen, indem wir von nun ab 
mt wirklichen Steuern alle Stände gleich treffen wollen. Die alte Grund» 
teuer aber, wenn fie gleich eine Ungerechtigkeit war, ift feine Steuer mehr, und 
le alten Ungerechtigkeiten auszugleichen find wir nicht im Stande. Wir denken 
nt daran, wenn Jemand heute Millionen beſitzt, weil fein Großvater ein 
tünder war oder vielleicht bei Staatslieferungen merkwürdige Wege gegangen 
ſt, diefen Reichthum etwa in Frage zu ziehen. Ebenfo wenig bürfen wir alfo 
ran denken, eine Ungerechtigkeit auszugleichen, die vor Jahrhunderten begangen 
rorden iſt, als man die Grundſteuer allein auflegte und anderen Reichthum 
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nicht gleichmäßig. befteuerte.. Das iſt jet ‚verjährt. Wir wollen übrigens jegt 
nicht Die ganze Grundfteuer beftehen laſſen, ſondern nur den Theil, der infolge 
Verjährung ald Bodenwerthuerminderung ericeint. 

Ih wende mid num zu Herm Dr. Neumann, dem zu entgegnen mi 
durh die Worte des Präfidenten erleichtert worden ıfl. Er bat im Allgemeine 
die Nothwendigkeit eines Princips behauptet, das als Leitftern dienen ſoll und 
welche8 man rar näbernd "ausführen muß. Wenn ich vorhin ſcherzhaft von eine 
principiellen Ab egun g gegen Principien geiprochen habe, ſo hat das nur den Sim. 
daß ich vor Alleın betonen ınöchte, daß wir feine Soctalpolitifer find, die Theorien ın 
den Wolfen entwideln und dann als einen aroßen Segen auf die Erbe herabträufel: 
laſſen wollen, fondern daß wir und immer an reelle Thatſachen Balten wollen 
Da wir deshalb willen, daß das Eteuerfuften fi nur langſam in einzelne 
Punkten verändern läßt, jo wollen wir von allgemeinen Principien, bie Hberhaut 
nicht verwirklicht werben können, abjeben und uns dadurch von radicalen Bel 
beglüdern unterſcheiden. Am allermeiften aber, meine ich, müllen wir va. 
wenn fi) die Principien gar nit flar faſſen laſſen. 

Wenn Herr Dr. Neumann nachgewiefen bat, daß ein allgemeiner Dias; 
nad) einem Princip vorhanden ift, jo verwechſeln wir doch nicht den emp 
Drang des Menſchen, für eine complicirte Frage eine einfache lung zu fmbe, 
mit der Möglichkeit, folche einfade Wahrheit wirklich zu finden! Es iſt ; 
eine alte Sade, Daß eine Unzahl von Nationalöfonomen nad einem = 5 
Maaßſtab des Preifes und Wertbes fucht und immer wieder ſucht. So gref 
biefer Drang des Menſchen, daß er oft zufrieden ift, wenn ihm nur ein Wen 
ftatt eines Begriffes geboten wird. AS ſolch' ein Wort erſcheint mir die 
Leiftungsfähigfeit, die zerfließt, wenn Ste fie meflen wollen. 

Es war von Gerechtigkeit die Rede. Diele wird von den einzelnen Glieden 
und Klaflen der Geſellſchaft jo ftark betont, daß wir allen Grund haben, ee 
unferem Standpunft aus ein vorwiegendes Gewicht zu legen auf die Gereditigkt 
gegen Die Gejammtheit, gegen die Bedurfniſſe des Staats und des ſociale 
Friedens. Deshalb nahm ich dies in meine Theſe auf, weil es mir praltis 
erſcheint, ſtatt eines Princips, das unerklärt bleibt und ſich nicht concret mad: 
läßt einzuführen in Die Steueragitation eine lebendige Kraft, ein mächtiges Seit: 
in unferen befleren Klaſſen, weldes uns mehr leiften wird, mie das Prirer 
ber Leiftungsfähigfeit, über das die Einzelnen ewig markten und ſtreiten werte. 
Wenn Herr Dr. Neumann deshalb in feiner erſten Theje meine Meotieinur: 
geftrichen hat, refpeftive bloß ein Stück der Theſe des Herm Referenten zu da 
feinigen gemacht Bat, fo Können Sie meine Theſe doch acceptiven; denn « 
ſteht darin nichts, was man nicht annehmen Könnte; es fteht nur manches daur 
nicht, worüber geſtritten wird. 

Was dann Prof. Neumann's Vorſchläge betrifft, bie ſich faltiſch auf 
meine zweite Theſe beziehen, jo glaube ich, daß ber Herr College Neumanı 
bier einen fo vorfichtigen Weg gebt, wie es eine Verſammlung, wie bie unfnzt 
nicht nöthig Bat. Beſonders für die fündeutichen Staaten will er nur «w 
allmälige Einführung der Einfommenfteuer zur Refolution erheben. zit 
muß ich vor allen Dingen bemerken: Ein Unterſchied zwiſchen ben fäbdentidr“ 
Staaten und Preußen ıft in Bezug auf die Zuverläfſigkeit der Beamten nid. 
Es iſt vielmehr dies Grundprincip, daß die Beamten um die Ehre dienen, aleı 
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veuticen Staaten gemeinfam, wenn wir auch Friedrich Wilhelm I. das Berbienft 
md den Ruhm Laien, daß er dies Princip zuerft in feinen Staaten allgemein 
verwirklicht dat. Aber wie überall das, was Preußen Gutes geſchaffen, allen 
deutichen Staaten zu Gute gekommen ift, fo fcheint es auch bier der Tall zu fein, 
umd eme Reſolution zu beichließen, vie eigentlich auf Preußen, das die Ein- 
temmenftexer ſchon bat, ſich nicht bezieht und nur "die größere Schwäche ber 
fübdeutichen Staaten ſchont, das fcheint mir nicht nöthig. Taß die Sache 
langſam gebt, dafür ift geſorgt. Vielmehr Halte ich es gegenüber der Literatur 
über vie Steuerfrage und gegenüber vielen bisherigen Berfammlungen und Be- 
iprehungen für ein Berbienft, wenn wir die Vermögensſteuer betonen. Das ift 
dos Rene, was wir in die öffentliche Discuffion einführen. Wenn wir das als 
einen umwichtigen Punkt betrachten, jo wird unfere ganze ‘Debatte weit ſpurloſer 
au den verichiedenen Theilen des deutichen Vaterlandes vorübergehen, als wenn 
mir meine furze Faſſung beibehalten. 

Was den Vorſchlag zur dritten Thefe von Herrn Neumann betrifit, fo 
babe ich fachlich wirklich nichtö Dagegen zu erwähnen. Ich Halte ibn aber für 
äußert complicirt und für zu lang und möchte daher bei meiner Theſe bleiben. 
Doch habe ich nichtö dagegen, wenn die kürzere Faſſung des Herrn Referenten 
angenommen wird. Nur bei Theile I. muß ich nach meiner literariichen Ber- 
gangenheit unbedingt auf meiner Faſſung beftehen, weil ich das Princip der 
Saftungsfäbigfeit nicht anerkennen fann und meinerſeits daher für eine Theſe, 
de dies Princip enthält, nicht zu flimmen vermag. 

Ich ſchließe mit der Bitte, betreffs der 2 erften Theſen meine Faſſung 
annehmen, betreffs der 3. Theſe fich frei zu entichließen. 


Referent Dr. Genſel: Meine Herren! ich muß zunädft ein paar Kleine 
Mißverſtändniſſe befeitigen. Ich muß mich erftend gegenüber Herm von Koeth 
dem anichließen, was Herr Dr. Held geſagt bat. Auch ich bin weit entfernt 
davon, die Ricardo'ſche Theorie aufwärmen zu wollen. Ich babe im Gegen⸗ 
iheil gefagt, diefe Trage hat mit der Ricardo'ſchen Grundrententheorie nichts zu 
ſchaffen. (Sehr richtig!) Berner bat Herr Niendorf gemeint, ich hätte die 
Grundfteuer ihrer ganzen Höhe nach aufrecht erhalten wollen. Das entfernt 
fib ebenfalls ſehr weit von dem, was ich zu jagen wenigſtens beabfidhtigt babe. 
sh bemerke Hier beiläufig, daß ih das Wort „Agrarier”” meined Erinnernd 
überhaupt nicht in den Mund genommen habe. Ich Habe "von dem Tpeciellen 
Beſtreben der Bertreter der Landwirthichaft geſprochen und zwar von dem, wie 
es in Sachſen zu Tage getreten ift. Geſtatten Sie mir, auf dieſe Sachlage in 
unferem Sachſen nochmals zurückzukommen. Sie werden dann aud das Ges 
wicht des Vorſchlags ermefien, wie er in Sachſen von uns gemacht if. Ich 
babe das fchon vorhin bemerkt, daß in Sachſen die Grumdfteuer im Jahre 1843 
aufgelegt worden ift, nad dem Maaßſtabe, daß man fich gefragt hat, wieviel 
haben die Grundfteuern, die unter verfchiedenen Namen beftanden, im Durch⸗ 
Khnitt der Iegten hundert Jahre aufgebraht? Im diefer Höhe wurde die 
Grundſteuer aufgelegt und nun fage ich, ift die Grundſteuer feit diefer Zeit ab- 
geliehen von einzelnen Zufchlägen, die in Höhe von 1 oder 2 Pfennig zeitweife 
erhoben worden find, in derſelben Höhe geblieben, wie vor 30 Yahren, während 
andererjeit® die Eriräge der Grundſtücke doch unleugbar ganz weſentlich ge- 
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fliegen find und die Erträge der Gewerbe: und Berfonalftexer von 400,000 
Mark auf ungefähr 2,000,000 Mark geftiegen find. Wenn nun vor 30 Jahre 
die Grundbefiger ſich leineswegs durch jene® Verhältniß beichwert gefunte 
haben, jet aber anfangen, über Ueberbürdung zu fchreien, wo die BVerbältmifi 
ſich fo ganz wejentlich zu ihren Gunften umgeändert haben, fo bin ich wohl be 
vechtigt zu jagen, dieſe Agitation ift eine größtentheil® nur gemachte. Au 
haben wir angeficht® dieſer DVerhältniffe in Sachen den Vorſchlag gemalt 
einmal die reine Einkommenfteuer einzuführen und biefer Einkommenſteuer dat 
geſammte Einkommen aus Grunpbefig ſowohl wie aus Gewerbe und Hank 
und fonftigen Erwerbsarten zu unterwerfen, daneben aber Die Grundſteuer nad 
Höhe ungefähr des 3. Theil von dem, mas fie bis jet betragen bat, bein: 
behalten und zwar als Uebergangsmaaßregel mit dem Vorbehalt, daß Diekr 
Theil fich vielleicht mit der Zeit wird als Grundſtock für die einzuführende Ba: 
mögenöfteuer verwenden laflen. 

Nun meine Herren! bin ich ſehr befriedigt gemeien von Herm Niendori 
zu hören, daß er nichts dagegen hat, wenn der Grundbeflg ungefähr doppel 
jo hoch belaftet wird, als das übrige Einkommen. Ich werde nicht ermangek, 
den Herren Landwirten in Sachſen diefe Autorität vorzuführen bei den 2: 
— die wir in der nächſten Zeit noch über dieſen Punkt zu erwarten bahı 
(Bravo!) 

Wenn Herr von Koeth daß vielhundertjährige Unrecht, Das in der Gm 
fteuer Tiegen ſoll, auf einmal befeitigen will, fo erinnere ih nochmals an te: 
Beifpiel, das ich vorhin gebraucht habe. keine Herren! die Frohnden, mie ı: 
zum Theil noch bis vor wenigen Jahrzehnten in Deutihland beſtanden habe, 
waren ganz gewiß eine große Ungerechtigkeit, wenn man fie eben ohne Beri: 
fihtigung der Hiftoriih gewordenen Berbältniffe auffaßte. Gleichwohl ur 
Jedermann damit einverftanden fein, daß es eine noch weit größere Lngerebu: | 
feit geweſen wäre, angefichtd der hiftoriichen Verbältniffe diefe Frohnden che 
Weiteres ohne irgend eine Entichädigung zu befeitigen. Mit Recht iſt m: 
daher, inſoweit mir die Berhältniffe der einzelnen Staaten befannt find, ut 
zur einfachen Abichaffung, fondern zur Ablöfung diefer Frohnden vorgeſchritia 

Ich wende mich nunmehr zu dem Princip, das fo vielfach vertheidigt ı= 
betämpft worden ift, zum Princip der Leiftungsfähigket. Nach dem, mas Hm 
Prof. Neumann in feiner zweiten Rede darüber gefagt bat, bleibt mir cz: 
noch wenig zu jagen übrig. Der Herr Correferent Prof. Held mänidt, 
an Stelle dieſes Princips gefegt werde das Princip der höheren Verpflich 
der höheren Claſſen. Meine Herren! dieſes Princip, das man furz mit 
franzöfifchen Sprichwort zu bezeichnen gewohnt ift „noblesse oblige“ läft ! 
kaum beffer durchführen, als wenn man eben das Princip der Peiftungsfah 
in den Borbergrund ftellt; denn ſowie Sie den Wohlhabenden das Brinch 
Leiftungsfähigfeit recht eindringlich begreiflich machen, werden dieſelben erlken 
daß es an ihnen ift, höhere Laften zu tragen. Herr Brof. Neumann 
das Princip der Leiftungsfähigleit im Allgemeinen gelten laſſen und nur ge 
man müffe gewiſſe Einfchränftungen maden. Er Hat unter Anderem era 
das Beifpiel der Deichverbände, der Meliorationsgenoſſenſchaften u. |. w. 2: 
Beifpiel laſſe ich fehr gerne gelten als ſolches, bei dem das Princip ber Leiſu— 
und Gegenleiftung und nicht das Brincip der Leiftungsfähigkeit anzumenden mi" 
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Allein dies Beiſpiel ſteht überhaupt mit meinen Thefen in gar keinen Zu- 
ſammenhang. Ich Habe mich abfichtlich, um eine allzugroße Ausdehnung der 
Debatte zu vermeiden, wobl gebütet, auf andere Körperichaften als auf ben 
Ziaat irgendwie einzugehen. Ich Habe die Frage der Communalbeſteuerung, 
x Befleuerung zu den Sweden der Bezirfe und Provinzen und ähnlicher 
Rerperichaften ganz abfichtlich bei Seite gelaflen, weil ich flirchtete, daß fonft 
Ind eine Verwirrung herbeigeführt werden könnte. Ich meine alfo, wenn ınan 
behauptet, daß für dieſe Körperſchaften das Princip von Leiftung und Gegen- 
leifung angewendet werben müſſe, jo ift das keine Einſchränkung des Principe 
der Yeifimgefähigfeit und der Anwendung defjelben auf die Staatsorgane. 

Herr Prof. Neumann bat weiter gejagt, wenn man z. B. Jemand 
me, der 200 Mark Einkommen bat und dagegen Jemand, der 100,000 
Mart bat und wenn man erfierem die Steuer von 6 Mark auferlegt, wie hoch 
müßte dann die Steuer für den reicheren fein, um gleiche Opfer aufzuerlegen. 
Ja meine Herren! eine Staatöfteuer von 6 Mark auf 200 Mark — alio 
auf einer der niedrigften Stufen bereits 3%, — iſt nach meinen Begriffen 
ıberhaupt ſchon eine erorbitante Steuer. Im Preußen beträgt die Claffenftener 
af den unterften Stufen ungefähr 2/; %, ; bei uns in Sachſen find wir fogar 
uf 1,0 ungefähr Hinabgegangen. Und wenn man fo völlig andere Bor- 
wöegungen macht, jo müßte man bei 100,000 Mark auch zu einem aufer- 
erdentlich hohen Procentfage kommen. Allein es handelt ſich ja überhaupt nicht 
en die Sleichheit des Opfers in dem Einne, wie e8 von dem Herrn Präſi⸗ 
sten ın feinev Rede ausgeführt worden ift, nämlich um Gleichheit der ſub⸗ 
tiven Opferempfindung. Darüber bin ich mir vollftändig Flar, daß es un- 
moglich ıft, Die ſubjective Opferempfindung irgendwie auszugleihen. Es Tann 
ih immer nur um einen objectiven Maßitab handeln, und da darf ich mid) 
xun auf eine andere Stelle der Rede des Herrn Präflventen beziehen, wo er 
tagte, der Staat bat die Verpflichtung, dafıtr zu forgen, daß die höheren Eultur- 
krürfniffe in den höheren Ständen auch fortwährend befriedigt werden fünnen, 
cap Kunft und Wiflenichaft gepflegt werben. Meine Herren! objectiv muß ich 
8 allerdings auch als ein Opfer bezeichnen, wenn ein reicherer Mann infolge 
ibermäßig angeftrengter Steuern in die Lage kommt, derartige höhere Cultur- 
bedürfniſſe fi) verjagen zu müflen. 

Ih gehe nunmehr, ohne auf fonftige Specialitäten einzugeben, dazu über, 
das Verhältniß der verfchtedenen Theſen noch ganz kurz zu beleuchten. 

Es Tiegen eine Reihe von Anträgen und Unteranträgen vor, die, wie ich 
Haube, dem größten Theil der Berfammlung fehr wenig in der Erinnerung 
kın werden, wie ed mir, was ich ganz offen befennen muß, felbft gebt. Ich 
edauere fehr, daß die Theien des Herrn Prof. Neumann nicht bereits zu 
Infang der Berfammlung und vorgelegen haben. Ich würde dann wohl in 
er Yage fein, verſchiedene berfelben acceptiren zu können. Allein fo wie die 
Sache liegt, iſt es ungemein fchwierig, fie zum Gegenftand der Abftimmung zu 
machen, da viele Spectalitäten darin enthalten find, über die ich im Augenblid 
klbt nicht in der Page Bin mich genügend erflären zu können. Es ericheint 
mr ſehr werthooll, daß der Antrag des Herrn Prof. Neumann den ge 
trudten Verhandlungen in extenso beigefügt werde, wodurch, wie id olaube, 
dann aud dem Zwecke deſſelben weſentlich genügt wird. 
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In der erften Theſe wünſcht ber Herr Profeffor Neumann, indem er 
fih im Allgemeinen meiner Faſſung accommodirt, nur Das Wort „ſoge⸗ 
nannte” eingefügt zu ſehen, vor Ertragsſteuer nämlich. Dann vwlniht er den 
zweiten Sat vom Worte „weil an geftrichen ‘zu ſehen. 

Das erfte Amendement acceptive ich biermit jehr gerne und fege allo aus 
„Nogenannte Ertragäfteuer”‘. — Was den zweiten Theil anlangt, fo macht ta: 
Amendement keine weitere Abftimmung nöthig, als infofern beide Theile getrenn 
werden müſſen. Ich überlaſſe e8 der Berfammlung, ob fie dann aud dem zwei⸗ 
ten Theil meines Antrags unter Thele 1 beitreten will, und möchte nur ned 
darauf aufmerkſam maden, daß im dieſem Satze das Princip. der Leiſtungb— 
fähigkeit in einer jo befcheibenen Meife erwähnt ift, daß auch Diejenigen, welt: 
gegen allzugroße Ausdehnung deſſelben Bedenken haben, ſich biefer Faflung unke! 
benflich werden anſchließen können. Es heißt da ja nur, die Ertragsfleuen ji: 
unzureichend, weil fie ſich der Leiſtungsfähigkeit zu wenig anpafien. Daß dı 
Steuern fi) in irgend einem Maße der Leiltungsfähigfeit anpafien müſſen, 
iſt meines Erinnernd von keinem der Herren Redner beftritten worden. Wi 
eınpfehle ich Ihnen, mei.ıe erfte Theſe unverändert anzunehmen mit dem Zul 
„ſogenannte“ CErtragsfteuer. 

Was die zweite Theje anlangt, jo erkenne ih an, daß meine Faflung cirı; 
Säge hat, gegen die vielleiht Bedenken erhoben werben Fönnen. Ih mi 
fie deshalb zu Gunften der Theſe des Herrn Eorreferenten zurückziehen, d 
im ytfentlichen auch das ſagt, was ich ſagen will, nur die Motion: 
















- Gegentheſe des Herrn Profeffor Neumann unterſcheidet ſich baudi 
ſächlich inſofern von meinem Vorſchlage, als fie einen weit vorſichtigeren We— 
wählt. Profeſſor Neumann trägt Bedenken, jo ohne Weiteres zu empicb: 
daß die Einfommenfteuer die bauptlächlichfte Steuer werben foll, weil fih m 
lich in den ſfüddeutſchen Staaten Bedenfen Dagegen erhöben. Nun, meine Harz 
wenn fih in einem Staate — es ift bei und in Sachſen ja auch nicht ande: 
der Ball — Bedenken erheben, die Eintommenfteuer fofort zur bauptjädl 
Steuer zu machen, fo fünnen wir das getroft den praktiſchen Polititern ülxr 
laſſen. Es ift Da ohnehin dafür gejorgt, Daß die Bäume nicht in den Hm 
wachen. Wir, glaube ih, brauchen und dadurch nicht abhalten zu Tara 
bie Zorberung al eine Forderung der Zukunft binzuftelln: die Einkomm: 
fteuer in Verbindung mit der Vermögensſteuer foll die hauptſächlichſte dire‘ 
Steuer fein. 

Was endlich die dritte Thefe anlangt, fo überlaſſe ich es gang der ir 
jammlung, ob fie die Faflung des Herrn Gorreferenten oder Die meinige wei 
zieht. Die meinige unterjcheidet fi hauptſächlich dadurch, einmal, daR fie de 
Wort Reallaſt, welches doc vielleicht manchen der Herren anftößig ft, weglati 
und nur das thatfächliche Verhäliniß ausprüdt, und ſodann, daß fie etwas fin: 
ft. Wie gelagt, ich würde es durchaus nicht für bebenflich finden, der Theit 

bed Herrn Correferenten zuzuſtimmen. Ich überlafie das ganz ber Verſamr 

lung, wie ſie in dieſer Beziehung entſcheiden will. Ich möchte nur den Bunk 
auöiprechen, daß die eine oder die andere mit möglichfter Einſtimmigleit anf 
nommen werde. 
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Brof. Dr. Neumann (zu einer perfönlicden Bemerkung): Meme Herren! 
E iſt mir durchaus nicht in den Sinn gelommen, einen Gegenfag von Nord. und 
Sidveutfchland anfzuftellen und zu fagen, die norbbeutichen Beamten feien 
rüchtiger als die fünbeutichen. Wenn man nur zeitweife bier und da geweſen 
ft, hat man noch fein genügendes Bild, ein derartige allgemeines Urtheil zu 
fülen. Ich wide mich umſomehr gebütet haben, ſolche Aeußerung zu thun, 
mal ih ein Norddeutfcher bin und nun in Süddeutſchland lebe. Und insbefondere 
rirde ſolche Aeußerung eine große Unbeideidenheit deswegen fein, weil ich 
preußiſcher Beamter geweſen bin. ch wollte dies ausdrücklich conftatiren. Ich 
habe mur gefagt, daß man bei der Einkommenſteuer Acht geben muß auf die 
Zühtigfeit der Beamten, die Mitwirfung, die man bei der Bevölkerung findet, 
und tüchtige Beranlagungsvorfchriften. Zur Illuſtrirung deſſen habe ich 
angeführt, daR mir ein Beamter aus Süddeutſchland gejagt Bat: Sie haben 
vieleicht auch in Norddeutſchland tüchtigere Beamte. 

Dann erlaube ih mir noch Folgendes zu conftatiren. Es iſt mir zum 
Vowurf gemacht, daß ich zwar von Meliorationd- und Deichgenoſſenſchaften 
geiprochen, daß dies aber auf den Staat nicht paſſe. Da kann ich nur fazen, 
daß ich Das nur als Beifpiel aufgeführt habe. Aehnliches ftommt bei Staaten in 
vetracht, z. B. bei ven Gebühren, oder wo es fich handelt Ausländer zu befteuern. 

Endlich erkläre ich gegen den Herrn Referenten Dr. Genſel, daß eine 
Ser von 2 bis 3 PBrocent für die fleinen Einfommen in den Städten in 
Frugen nicht jo unerhört ifl, als er vielleicht denkt, wenn Staats und 
Gommunalfteuer zufammen gerechnet werden. Ich vermeife nur auf diejenigen 
Leifpiele, die ich hierliber in meinem Gutachten gegeben habe. Aehnliche ließen 
ih noch viele beibringen. 


Prof. Dr. Held (zur Geſchäftsordnung): Der Herr Referent bat auf 
ne Schwierigkeit der Abftimmung über die verfchiedenen uns vorliegenden An- 
täge aufmerkſam gemadyt, dabei aber auch zugleich das Seinige gethau, um 
Re Sache zu vereinfachen, indem er meine zweite Theſe ftatt feiner zweiten 
kreptirt Hat. Ich möchte num meinerfeit8 in der Erleichterung des Abftimmungs- 
zerls nicht zurüdbleiben und erfläre, daß ich auf meine erfte Theſe zu Gunften 
a erften Thefe des Herrn Referenten verzichte, unter Streihung der Worte 
‚mil fie ſich“ bis zum Ende. Verzichte ich nämlich auf meine Thefe, jo ver: 
he ich auf ihre Motivirung und Kalte es für ein Aequivalent, wenn die 
Notieirung des Herrn Referenten auch wegfällt. Ich wilde dann das Amen- 
ement des Herm Profeſſor Neumann annehmen, weldes in meiner Thele 
uch enthalten ft und das Wort „ſogenannten“ einfegen. Die erfte Thele 
ürde alſo Tauten: 


1) Die bisher noch in einer Mehrzahl deutfher Staaten 
beftehenden fogenannten Ertragsfteuern erweifen ſich bei 
gefteigertem Bedarf als unzureichend. 


Die Abſtimmung zwiſchen Herm Dr. Genfel und mir würde ſich dann 
ereinfachen in eine getrennte Abftimmung liber beide Theile der Theſe des 
wen Dr. Genfel. 

5 E 
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Ferner verzichte ich auf meine britte Theſe, welche blos mehr motivirt ımb 
ausführlider ift als die dritte Theſe des Herrn Referenten, und nehme nım, 
damit darüber nicht befonders abgeftimmt werben muß, das Amendement des 
Herrn Dr. Naffe an: „Steuern auf unbeweglides Vermögen“. 

Die Sache vereinfacht fi dann fo, daß Sie über die zwei Sätze der 
erften Thefe des Herm Dr. Genſel getrennt abftimmen, dann über meine 
zweite, Dann über bie britte Theſe des Herrn Dr. Genſel mit Amendement 
de8 Herrn Dr. Naffe. Es würden dann nod die Abweichungen von den 
Herren Neumann und Niendorf zur Abftimmung gelangen und endblid das 
Amendement des Herm Dr. v. Bilinski. 


Ref. Dr. Genjel: Ich erfläre nur, daß ich das Amendement des Herm 
Präfidenten, ftatt „Grundſteuer“ zu fagen „Steuen auf unbemegliche Ber: 
mögen’ ebenfalld acceptire. 

Dann geftatten Sie mir nod die ganz furze perfünlide Bemerkung: 2% 
bitte den Herrn Niendorf, fih aus den ſtenographiſchen Niederſchriften zu 
—— , in welcher Beziehung er das von der doppelten Höhe der Steuere 
geſagt bat. 


Präſ. Dr. Naffe (der unterbeffen wieder den Vorſitz übernommen bet 
fchreitet hierauf zur Abftimmung. 


1. Theje 1. Des Referenten Dr. Öenjel erfter Theil: 


Die bisher noch im einer Mehrzahl deutfher Staate: 
beftehbenden fogenannten Ertragsfteuern erweifen Sie 
bei gefteigertem Bedarf als unzureichend. 


wird mit fehr großer Majorität angenommen. 


Der zweite Theil der erften Thefe des Referenten Dr. Genſel dagegen: 


„weil fie ſich — insbeſondere wegen der Unmöglichkeit 
des Schuldzinfenabzugde — der Leiſtungsfähigkeit dei 
Steuerpflidtigen zu wenig anpaffen und weil die ein: 
zelnen unter jenem Namen begriffenen Steuern eine 
gemeinfamen Maßſtabs entbebren.“ 


erhält die Minorität. 


Die zweite Theſe wird in folgender vom Gorreferenten Dr. Hel! 
beantragten Faffung angenommen: 





2. Es empfiehltfihdaher, eine in den unteren Stufenprc 
greffine allgemeine Einlommenfteuer in Verbindung mi‘ 
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einer allgemeinen Bermögensfteuer zur hauptſächlichſten 
directen Steuer zu maden. 


Die dritte Thefe wird in folgender Yaffung angenommen, indem die dritte 
Theſe des Referenten Dr. Genſel durch das hierauf bezügliche Amendement 
des präſidenten Dr. Naffe eine tbeilweile Veränderung erfabren bat: 


3. Bei jeder Steuerreform iftaufdiegefhihtlih gegebenen 
Berbältniffe Rüdfiht zn nehmen. Insbeſondere ift da, 
wo Steuern auf unbeweglihes Bermögen jeit 
langer Zeit in einer die übrigen Ertragsfteuern wejent- 
lich überfteigenden Höhe beftanden haben, die einfadhe 
Ausebnung diejes Unterſchiedes unzuläſſig, weil fie ein 
ungerehtfertigte® Geſchenk an die derzeitigen Befiger 
auf Koften der anderen Steuerzahler in ſich fließen 
würde. 


Bei der Abftimmung über diefe dritte Theſe fällt alſo 


1. der von Profefior Neumann geftellte Antrag, ftatt der dritten Thefe 
des Referenten Folgendes zu beichließen: 


Grund- und Gebäudefteuern, welde lange Zeit in re= 

lativ bedeutender Höhe beftanden haben, werden von den 

jeweiligen Grund- und Öebäudeeigenthümern nit in 

ihrer ganzen Höhe al8 Steuer empfunden und find des— 

halb bei Erfeßung der Ertragsfteuern durch perſönliche 

Steuern nicht ganz und gar zu bejeitigen. 

Wie hoch der aufrecht zu erhaltende Theil derfelben tft, 

bängt insbefondere ab 

a) von dem Alter und der gegenwärtigen und früheren 

" Höhe der Grund- und Gebäudefteuern 

b) Bon dem Borbandenfein und der Höhe anderer Er- 
tragsfteuern. 

c) Bon den Graden der Mobilifirung des Befißes und 

d) von dem Maße der Parcellirung des Bodens und an= 
deren auf die Nachfrage nah legterem bezügliden 
Umftänden. 


Ebenſo fänt 


2. Das von Niendorf geftellte Amendement, in der dritten Theſe bes 
Herm Referenten ftatt insbefondere x. die Worte zu fegen: 


Alle immobilen Steuern find demgemäß in die allge- 
meine Bermögendfteuer überzufübren. 


70 Eintommmenfleuer. 


Als vierter Punkt wird noch die Reſolution des Herm Dr. v. Bilinsti 
angenommen: 


4. Da die Richtung der Reform der directen Stenern mit 
dem Schickſal der indirecten Steuern ſowie der Commu— 
nalbeftenerung zuſammenhängt, jo wird der Ausfſchuß 
erfudt, die Beratbung Über dieſe zwei Angelegenheiten 
für die nächſten Berfammlungen vorzubereiten. 


- 


Schluß der Situng 7 Uhr Abends. 





Bweite Sitzung. 


Montag, den 11. October. 
10 Ubr 30 M. Vormittags 


Borf. Prof. Dr. Naffe: Ich eröffne hierdurch die Heutige Sigung. Im 
Anſchluß an meine geftrige Mittheilung erlaube ich mir, anzuzeigen, daß weiter 
ton dem Henn Grafen Wingingerode-Bodenftein ein Entſchuldigungs⸗ 
Itreiben eingelaufen ift, worin er ebenfalls bedauert, an der Sigung nicht theil- 
nehmen zu können. 

Der erfte Gegenfland unferer heutigen Tagesordnung ift die Neuwahl des 
Ausſchuſſes. Der Ausſchuß hat eine Liſte druden laſſen, melde Ihnen einer 
der Herm Secretäre einzubändigen die Güte haben wird. Auf diefer Liſte ftehen 
auf der einen Seite diejenigen Ausichußmitgliever, welche 1874 gewählt find 
und deshalb noch ein Jahr im Ausſchuß bleiben, alſo heute nicht wählbar find; 
anf der andern “Diejenigen, welche entweder 1873 gewählt find und deshalb aus: 
ſcheiden, oder 1874 cooptirt, umd deshalb nur ein Jahr verbleiben. Dieſe find 
weder wählbar. Der Ausſchuß gibt Ihnen anheim, fich vieles Wahlzettels 
le zu bebienen, daB Sie bie zweite Seite, auf welcher die wieder wählbaren 
rm ſtehen, als Wahlzettel benutzen. 


(Die Stimmzettel werben vertheilt.) 


Wir treten ein in den zweiten Gegenſtand der Tagesordnung: Verhand— 
lungen über die Reform des Lehrlingsweſens Ich bitte in erfter Linie Herrn 
Dr. v. Blener, zur Berichterftattung über die öfterreichiiche einfchlagende Ge- 
werbegefeggebung das Wort zu ergreifen. 











Referat 


von Dr. E. von Plener in Wien über die 
Gewerbegefebgebung in Oeſterreich. 


In Entipredung der ehrenden Aufforderung des Vereins für Socialpelt:' 
erlaube ich mir ein kurzes Referat über die Gewerbegefeßgebung Oeſterreichs de 
geehrten Berfammlung vorzulegen. 

Die ältere Gefeßgebung in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhundent 
ging den Weg des Polizeiftaates: Geltendmachung des landesherrlichen Geiz 
gebungs- und Verwaltungsrechtes gegenüber der Autonomie der Handwerks-Cen 
porationen, allmälige Einſchränkung der Zunftvorrechte, Aufhebung der fur 
Gefellen- und Meifteranzahl, Verleihung von Schugbriefen an ſolche Geſelle 
welchen ohne bejondere zunftmäßige Qualification Meifterrechte ertheilt wırta. 
Beſchränkung der Realgewerbe, die allmälig abgelöft werden follten u. |. w. Us 
bie durch den Localbedarf gezogene Schranke der Gemerbeverleihungen zu dınd- 
brechen, wurde ein Unterſchied zwilchen ſog Polizei: und Commercialgewerben ı: 
nacht, wonach die Zahl der erfteren allerdings nad) dem Localbedarie feſtzufetze 
war, bei der Verleihung der Iegteren hingegen jene Rückſicht nicht mehr genen— 
men werben follte. Die Polizeigewerbe wurden aufgezählt und es wurde d 
ftunmt, daß alle anderen, in der amtlichen Lifte nicht enthaltenen Gewerbe Cor: 
mercialgewerbe fein follten. Die Zunftverfaflung war urſprünglich bei beide 
Gewerbearten vorhanden, allein die Geſetzgebung befreite innerhalb beider Elan 
eine Anzahl von Gewerben von den Zunftzwange, fo daß fich allmälig cr 
andere Unterjcheidung der Gewerbe in zünftige und unzünftige ausbildete. Die: 
legteren wurden entweder ganz frei gegeben, fo daß ihr Antritt Jedermarr 
gegen Löſung des Gewerbeſcheines frei ftand, oder fie wurden von der Bebätl. 
durch fog. Befugniffe verlieben. Diefer legteren Art waren auch die Fabrilen 
welde von allem Zunftzwange befreit waren ?). 

Mit der Gewerbeordnung vom 20. December 1859 betrat Oeſten 


— — — 


1) Ueber die ältere Gewerbeordnung ſ. Kopetz, Allg. öſterr. Gewerbe-Wejegtunt: 
— em. 2 Bde. Graf Barth, das Ganze ber pol. Adminiftration. XIV. Ahle. 
ıen 1846. . 
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rad, der erfle unter den mitteleuropätfhen Staaten, den Boden der Gewerbe- 
freiheit. Der Antritt eine® Gewerbes wurde in der Regel jedem Eigenberechtig- 
ten, gegen welchen keine vorausgegangene Verurtheilung vorliegt, ohne Nachweis 
einer befonderen Befähigung gegen einfache Anmeldung geftattet. Einige wenige 
Gaverbe wurden aus Kiüdfichten der Sicherheits- oder Sanitätspolizei einer be- 
ſonderen Conceffiontrung unterworfen, wie die Druderei-, Zeitungs, Transport, 
Schiffer, Bau-, Raminfeger:, Banalräumergewerbe, Erzeugung von Waffen und 
raemwerlöförpern, Trodler⸗, Pfandleih⸗, Gaſt⸗ und Schanfgewerbe u a. Für 
dick wurde Berläglichleit und Unbefcholtenheit, ſowie bei einigen won ihnen der 
Rachweis einer befonderen Befähigung gefordert. Außerdem wird bet einzelnen 
Gewerben, deren Betrieb für die Nachbarn mit Beläftigung verbunden fein kann, 
ane beiondere Genehmigung erfordert, welche nach Erlaſſung eines Edictes und 
nach einer zur Prüfung der etwa erhobenen Einwendung anberaumten Verhandlung 
ertbeilt wird. Jeder Gewerbetreibende hat das Recht, alle zur vollfommenen 
Herſiellung ferner Erzeugniffe nöthigen Arbeiter zu vereinigen und die hiezu er- 
jerderlichen Hilfsarbeiter auch anderer Gewerbe -zu halten (8 43). Die Bere: 
tung zur Erzeugung eines Artikels fchließt auch das Recht zum Handel mit 
den gleichen fremden Erzeugniſſen in fih ($ 44). Allerdings tritt Bier infofern 
„x Veſchräukung ein, als das Geſetz nicht zugleich aud die Erzeugung von an⸗ 
daen Artifeln und den Handel mit ſolchen für zuläffig erflärt, ſodaß es alfo 
fir eine ſolche Ausdehnung des Gefchäftes einer befonderen Anmeldung für DAS 
andere Gewerbe bedarf. - | 

Da die Beftimmungen tiber Haufirer und Marktverfehr einen mehr polizeilichen 
Charakter haben umd mit dem Gegenftande der Berathung der geehrten Ber: 
ſammlung in feinem Zuſammenhang ftehen, fo glaube ih es unterlaffen zu 
Türken, dieſe Beftimmungen bier anzuführen. 

Das Rechtsverhältniß zwiſchen den Gewerbetreibenden und ihren Gebilfen 
Arbeitern) wird grundfäglich durch das allgemeine bürgerliche Recht geregelt. 
Tie Arbeitsbedingungen find Gegenfland des freien Webereinfommens zwiſchen 
beiden Theilen. Außerdem werden einige Specialbeftimmungen erlafien. In Er- 
mangelung eine8 vertragsmäßigen Abkommens foll wöchentlihe Ablohnung und 
eme 14tägige Kändigungsfrift und in allen anderen Beziehungen der Ortsgebrauch zur 
Rihtſchnur genommen werben (8 75). Für die Gehilfen ift die Führung eines 
Arbeitöbuches obligatorifch, welches während des Arbeitöverhältnifjes beim Arbeit: 
geber aufzubewahren if. Bei dem Austritte aus dem Arbeitsverhältniſſe hat 
der Genofienfchaftsvorfteher, ober, wenn für das Gewerbe feine Genoflenfchaft be⸗ 
"ht, der Gemeindevorfteher auf Grund des minblichen oder fhriftlichen Zeug: 
ned des Arbeitgebers die Rubriken des Arbeitöbuches auszufüllen. (Anhang zur 
Hewerbe-Ordn. 8 5.) Es iſt den Gehilfen verboten, willkürliche Feiertage und og. 
Blaue Montage zu halten, ebenfo enthielt die Gemerbe-Orbnung auch noch das fpäter 
aufgehobene Coalitionsverbot (8 77). Das Arbeitsverhältnig kann aus „wichtigen 

den“ vor Ablauf der ausdrücklich oder ſtillſchweigend bedungenen Dauer, und ohne 
Auftündigung fogleich aufgelöft werden. Insbeſondere ift aber der Dienftgeber 
yur Aufhebung des Vertrages berechtigt, wenn der Gehilfe zum Dienfte un: 
brauhbar befunden wird, wenn er eine Handlung verübt, durch melde das in 
ihn zu fehnde Vertrauen gegrünbeter Weife verwirft wird, oder wenn eine ſolche 
dandlung nach der Aufnahme zur Kenntniß des Dienftgeberd gelangt; menn er 
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ohne Einwilligung des Dienſtgebers ein der Verwendung beim Gewerbe abträ 
liches Nebengeichäft betreibt, wenn er fich hartnädig weigert, des Dienfigeh 
vechtmäßige Weilungen zu vollziehen, oder die Mitgehilfen, Lehrlinge over de 
Hausgefinde zum Ungehorfam, zur Auflehnung gegen den Dienfigeber, zu unorden 
lichem Lebenswandel oder zu unerlaubten Handlungen zu verleiten fudt, m 
fich einer Ehrenbeleidigung gegen ven Dienftgeber oder deſſen Angehörige or 
einer anderen wejentlichen oder wiederholten Pflichtverlegung ſchuldig macht; me 
er durch eigenes Verſchulden arbeitsunfähig wird, oder wenn die umverſchnlde 
Arbeitsunfähigfeit Über vier Wochen dauert; wenn er durch länger als acht Zu 
gefänglich angehalten wird. ‘Der Gehilfe iſt hinwiederum zur Aufhebung d 
Bertraged berechtigt, wenn er ohne Schaden flir feine Gejundheit Die Arbeit nd 
fortfegen kann; wenn der Dienftgeber. ſich thätlider Mißhandlungen ober d 
Uebertretimg der Ehrenbeleibigung gegen ibn ſchuldig macht; wenn der Diai 
geber ihn zu unfittlichen oder gefeßwibrigen Handlungen zu verleiten ſfucht; wer 
der Dienftgeber ihm die bedungenen Bezüge ungebührlich vorenthält oder ante 
weſentliche Bertragsbeftimmungen verlett, wenn der Dienftgeber in Concurs ve 
fällt oder fonft verhindert ıft, dem Gehilfen Beihäftigung und Verbienft zu ge 
($ 78). Wenn der Dienftgeber ohne einen gejeglich zuläffigen Grund einen t: 
bilfen vorzeitig entläßt, oder durch Berfchulden von feiner Seite Grund zur ex 
zeitigen Auflöfung des Dienſtverhältniſſes gibt, fo iſt er verpflichtet, dem F 
hilfen den Lohn und die fonft bevungenen oder eingeführten Bezüge für ven ı 
übrigen Theil der Kündigungsfrift zu vergüten ($ 79). Wenn ein ti 
feinen Dienftgeber ohne gefeglihen Grund verläßt, fo ift der ‘Dienftgeber beres 
tigt, denfelben buch die Behörde zur Rückehr in die Arbeit für die ad 
fehlende Zeit zu verhalten und den Erfag des erlittenen Schadens zu verlan;z 
Ueberdies ıft ein ſolcher Gehilfe angemeflen zu beftrafen ($ 80). Arbeitzebe— 
welche Gehilfen ohne UrbeitSbuch aufgenommen haben, haften mit diefen ° 
früheren Dienftgeber für ben durch den eigenmächtigen Austritt des Geh: 
erwachſenen Schaden nad dem allgemeinen bürgerlichen Rechte. Dem früke: 
Dienftgeber fteht auch das Recht zu, den Wiedereintritt der eigenmädhtig aux. 
tretenen Gehilfen zu fordern ($ 74). | 
Für Fabriken, d. i. größere Gewerbsunternehmumgen, welche gemähnls 
mehr als zwanzig Arbeiter beichäftigen, gelten folgende Zuſatzbeſtimmun, 
Ueber das gefammte Arbeiterperfonal ift ein Verzeihnig mit Angabe Di: 
mend, Alters, der Heimatbögemeinve, der Verwendung und der Lohnbeüg: : 
führen und ber Behörde auf Verlangen vorzumweifen ($ 83). Im den Wertfit-: 
muß eine Dienftorpnung angefchlagen fein, worin insbeſondere über folgende vur 
Beftimmungen aufzunehmen find: über die verfchiedenen Claſſen des verwen: 
Perfonales und feine Dienftverrichtungen, insbeſondere über bie Verwendung * 
Weiber und Kinder mit Rüdficht auf phufiiche Kräfte (?) und den für Yer-- 
vorgefchriebenen Schulunterricht, über die Arbeitsdauer; über die Zeit der a 
rehnung und die Ablöbnungsverhältniffe, über die Befugniß des Aufjichtäpr 
nals; über die Behandlung in fällen der Erkrankung oder der Berunglädn: 
über allfällige Lohnabzüge und Arbeitöftafen bei Uebertretungen ber Dim 
ordnung; über die Kündigungsfriften und die Fälle, in melden das Dienttr 
hältniß ſogleich aufgeläft werden kann. Ein Duplicat der Dienflorbnung ft X 
Behörde vorzulegen (8 84). Sehr mangelhaft ift die Beftimmung über Un 
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fätung&cafien bei Fabrikunternehmungen. 8 85 verpflichtet den Unternehmer, 
wenn mit Rüdficht auf die große Zahl der Arbeiter oder die Natur der Be 
Khäftigung eine befondere Vorſorge fir die Unterftügung der Arbeiter in Fällen 
der Berunglüdung oder Erkrankung nöthig erfcheint, alddann unter Beitrag: 
läftung der Arbeiter entweder eine jelbftändige Unterſtützungscaſſe diefer Art bet 
ſeinem Gtablifiement zu errichten, oder einer ſchon beftehenden beizutreten. 
Bas die Arbeitszeit in Yabriten betrifft, jo beftimmt Das Geſetz 1), dag Rinder 
unter 10 Jahren gar nicht, Kinder über 10 Jahren, aber unter 12 Jahren 
nur gegen Beibringung eines auf Gerangen des Vaters oder Bormundes von dem 
Gemeindevorftande ausgefertigten Erlaubnißicheines zur Arbeit verwendet werben 
dürfen, und zwar nur zu ſolchen Arbeiten, ‚welche ver Geſundheit nicht nachtbeilig 
find und die körperliche Entwidlung nicht hindern. Der Erlaubnißſchein ift nur 
dann audzufertigen, wenn entweder der Beſuch der ordentlichen Schule mit der 
bei der Gewerböunternehmung vereinbar erfcheint, oder von Seite 
ted Gewerbeinhaberd durch Errichtung von befonderen Schulen für den Unter: 
riht der Kinder nach) den Anorbnungen der Schulbehörbe genügende Vorjorge 
getroffen ift (S 86). Für Kinder unter 14 Jahren darf die Arbeitözeit täglich 
10 Stumben, für ſolche über 14, aber unter 16 Jahren, täglih 12 Stunden 
mit überfteigen und nur in entiprechender Eintheilung mit genägenden Ruhe⸗ 
zenen bemefjen werden. Zur Nachtarbeit (von 9 Uhr Abends bis 5 Uhr Mor» 
gens dürfen Individuen unter 16 Jahren nicht verwendet werden. Doch kann bei Ge⸗ 
werben, wo Tag und Nadıt gearbeitet wird, und wenn jonft der Betrieb gefährdet wäre, 
die Behörde auch Beichäftigung von Arbeitern unter 16, aber nicht unter 14 Jahren, 
jur Nachtzeit unter der Bedingung geftatten, daß eine angemefjene Abwechslung in 
der Tag und Nachtarbeit ftattfinde. Ebenfo kann die Behörde in Fällen eines 
iy Fr nicht uninterefiant pinzumeifen , dag ſchon früher und theilmeife ſelbſt 
im vorigen Jahrhundert ausführliche Beſtimmungen zum Schute der Fabriltinder er- 
laflen wurden. Eine Allerhöchſte Entſchließung vom 20. November 1786 verbietet das 
Snfammenfchlafen son Mädchen und Knaben in bvenfelben Echlafräumen, das Zu- 
ſammenliegen zweier Kinder in einem Bette, ſchreibt die Reinigung der Kinder, ſowie 
ihrer Wäſche und Bettſtätten vor und verorbnet, daß der Kreisphuficus zweimal des 
Jahres diefe Kinder zu vifitiren und das Nöthige anzuordnen habe. Ein Hoflanzlei- 
deereg vom 18. Februar 1787 verordnet, daß Fabrikfinder vom ſechſten Jahre an bie 
Eule fleißig befuchen und daß Kinder vor dem Antritt des neunten Jahres nicht obne 
Roth zur Fabrikarbeit aufgenommen werben follen. Am 12. März 1816 fchärft eine - 
Regierumgsverorbnung bie Beobachtung der Allerh. Entichliefung von 1786 ein, fie 
ngelt insbeſondere die ärztliche Unterfuchung der Fabrillinder und beauftragt die Ver⸗ 
waltungsbehörben und insbeſondere die Kabrikinfpectoren, bei allen Augenjcheinaufnahmen 
ın den Fabriken bie „gute Gelegenheit zu benützen“, um fih von der Beobachtung 
mer Borfchriften zu Überzengen. Am 11. Juni 1842 erflärt ein Hoflanzleidecret nach⸗ 
Rebende Beſtimmungen als geeignet, um für das Wohl der Kinder zu forgen „und zu⸗ 
eich nicht forcirend in das Gebiet der induftriellen Beichäftigung einzugreifen”. Ale 
egel foll ein Aufnahmsalter von 12 Jahren gelten. Ausnahmen bievon find nur 
zu geflatten, wenn bie Kinder wenigftend das neunte Jahr zurüdgelegt haben, wenn 
ke vor ihrer Aufnahme drei Jahre Schulunterricht erhalten haben, wenn für eine an- 
gemeſſene Fortſetzung des Unterrichts bis zum Ablauf des fhulpflihtigen Alter& geſorgt 
ft. Die Arbeitözeit wird für Kinder von 9—12 Jahren mit 10 Stunden, für Kinder 
von I2—16 Jahren mit 12 Stunden mit je einftindbiger Pauſe feſtgeſetzt. Vor dem 
surüdgelegten 16. Jahre iſt Nachtarbeit (von 9 Uhr Abends bis 5 Uhr Morgene) 
unterfagt. Ueber bie Fabriklinder find Berzeichnifle zu führen, melde ben Behörden 
vorzumeifen find. Barth, $ 214. Kopeb I. 8 84. 
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außerorbentlichen Arbeitsbebärfniffes eine vorübergehende Berlängerung der Ar⸗ 
beitözeit um zwei Stunden für die Arbeiter unter 16 Jahren, jedoch nur für 
die Dauer von höchftens vier Wochen geftatten (8 87). 

Ausführlich find die Beftimmungen über das Tehrlingwefent). Ur 
minderjäbrige Lehrlinge halten zu dürfen, muß der Gewerbtreibende Das 24. Jahr 
zurücgelegt haben, und darf nicht wegen eines Verbrechens oder eines Vergehen 
aus Gemwinnfucht oder einer Uebertretung gegen die öffentliche Sittlichkeit ver: 
uvtbeilt worden fein. Die Aufnahme von Lehrlimgen hat auf Grund eines, >: 
Bedingungen der Aufnahme und Behandlung und insbeſondere die Dauer der 
Lehrzeit feftjegenden Vertrages zu geichehen, der, wenn der Lehrherr emer Ge 
noffenfchaft angehört, vor der Vorſtehung diefer Ietteren, fonft aber vor tır 
Bemeindevorftehung abzufchließen und daſelbſt aufzubewahren ift (8 90). Se 
der Aufnahme des Lehrlings fann eine Probezeit bebungen werben, währen: 
welcher jeder der beiden Theile nach Belieben zurüdtretn fann. Die Probe 
darf zwei Monate nicht überſteigen (8 91). Die Dauer der Lehrzeit, das ker 
geld u. |. w. find Gegenftand freier Uebereinfunft, doch darf eine längere Leb 
zeit als die für da8 beftimmte Gewerbe ortsübliche nicht ftipulirt werden ($ 92 
Der Lehrling ift dem Lehrberrn zu Folgſamkeit, Treue, Fleiß, anftändigen % 
tragen, Berjchwiegenheit verpflichtet, er unterfteht der häuslichen Zucht des Petr 
herrn, ex genießt feinen Schuß und feine Obforge, im Erkrankungsfalle hat x. 
Lehrling, der in der Haußgenoffenichaft des Lehrherrn lebt, auf die gleide HE 
Anſpruch, weldhe den Dienftgebern gegen ihre Dienftboten obliegt (88 93. 9. 
Der Lehrherr hat ſich die gewerbliche Ausbildung des Lehrlings angelegen ier 
zu laſſen, und die ihm hiezu erforderliche Zeit und Gelegenheit durch Verwer— 
dung zu andern Dienftleiftungen nicht zu entziehen. Er bat den minderjäiz: 
Lehrling zu Arbeitſamkeit und guten Sitten, zur Erfüllung ber religiöfen Fit 
ten, zum Beſuche des geſetzlich worgefchriebenen Unterrichtes, und, wenn in da 
Orte eine gewerblide Fachſchule für Lehrlinge befteht, auch zum Befuce de 
letzteren anzuhalten, fich jever Mißhandlung deſſelben zu enthalten, und ın 





1) Die alte Gemerbegefeßgebung fchrieb für die Aufnahme der Rebrlinge in zünftize 
Gewerben eine Probezeit, ſowie einen vorausgegangenen Schulbeſuch von mindeßes 
zwei Jahren vor; bievon konnte nur unter der Bedingung dispenſirt werben, daß n4 
der Meifter verpflichtete, die Lehrlinge während der Lehrzeit am Schulunterricht tk“ 
“nehmen zu laffen. Doch follte diefe Dispenfation niemals einem Jungen ertbeilt mer 
den, welcher die Jahre der Schulpflicht (6.—12. Jahr) noch nicht Überfchritten hat. Ti 
Lehrgeld follte zmifchen 10 und 12 fl. betragen. War der Lebrling nicht im Stane | 
das Lehrgeld zu bezahlen,‘ fo follte er ein Jahr länger in der Lehre verbleiben. Autt: | 
dem Lehrgelde wurden dem Meifter fir das Betragen ver ge und ihr Verklaxt 
in der Lehre Berblirgungen geleiftet. Lehrlinge um den batben Geſellenlohn aufıc 
nehmen, wurde verboten, „um den Gefellen die Unterkunft nicht zu verlünen un | 
fchlechte Arbeit zu verbüten ‘. Die Dauer der Lehrzeit ſchwankte in perihiebenen Zune 
wifchen zwei und vier Jahren. Die Yebrlinge en den katechetiſchen und de 

teberholungsunterricht vom 13. bis zum 15. Jahre zu beſuchen. Zur freiipreiun 
waren in einzelnen Zünften befondere Prüfungen vorgeihrieben , allgemein erforder® | 
waren Zeugniffe über den Schulbefuch. (Kopetz 8 25— 34.) In den unzänftigen & 
werben war ba® Lehrlingswelen nicht fo firenge georbnet Urfprünglih waren Lebr 
contracte vorgeſchrieben/ welche fowie die Freiſprechungsurkunden früher ben Fabr 
infpectoren, dann nach deren Abfchaffung den ftäbtifchen Behörden zur Protocolirung zn 
Bidirung vorgelegt werden mußten. 1830 wurden bie Lehrcontracte abgeſchafft. !eht 
zeugniffe vertraten bier bie zünftigen Lehrbriefe. KKopetz S SU. Barth $ 53. 
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gegen ſolche von Seite ver Hause oder Dienfigenofien zu ſchützen ($ 95). Das 
Vehrverbältuig kann aus wichtigen Gründen vor Ablauf der Lehrzeit ſogleich auf: 
gelöſt werden, wenn ber Lehrling (wie oben $ 78 für Gehilfen) eine das Ber: 
itauen verwirtende Handlung begeht, beharrlich unbotmäßig oder Liederlich oder 
chwerlegend ſich benimmt; wenn es ſich unzweifelhaft beraußitellt, daß er zur 
Erlernung des Gewerbes untauglidy ift; wenn ex über ſechs Wochen durch Krank⸗ 
heit an der Arbeit verhindert ift; wenn er durch länger al® einen Monat ge 
tanglib angehalten wird. Bon Seite des Lehrlings beziehungsweife feines Vers 
treiers lann das Lehrverhältnig ſofort aufgelöft werden, wenn der Lehrherr die 
ıbm obliegenden Pflichten gröblich vernachläſſigt, den Lehrling zu unfittlichen oder 
geſetzwidrigen Handlungen zu verleiten fucht, oder das Recht der häuslichen Zucht 
mißbraucht; wenn der Lehrherr durch mehr als einen Monat gefänglich ange 
bulten wird, oder auch bei fürzerer Zeit, wenn nicht für den Lebensunterhalt des 
xebrlings geforgt it; wenn dem Lehrherrn durch Straferkenntnig das Gewerbe 
eingeftellt wird; wenn der Lehrherr in eine andere Gemeinde überfievelt, Doch 
muß der Antrag auf Löſung des Verhältniſſes längftens binnen zwei Monaten 
nah der Ueberſiedlung geftellt werden ($ 96). Gegen eine vierzehntägige Auf: 
tindigung Tann der Lehrling die Lehre verlaffen, wenn er feinen Beruf ändert, 
wer zu einem anderen Gewerbe übergeht; wenn er durch die Aushaltung feiner 
ganzen Lehrzeit verhindert wäre, von einer ſich ihm darbietenden Gelegenheit der 
Lerſorgung Gebraud) zu machen; oder wenn berjelbe von feinen Eltern wegen 
eingetretenen Veränderung ihrer Umftände zu ihrer Pflege oder zur Führung ihrer 
Rirthichaft oder ihres Gewerbes benöthigt wird ($ 97). Durch die eingetretene Unfähig⸗ 
tat des Einen oder Anderen, die eingegangenen Berpflichtungen zu erfüllen, durch 
ven Tod des Lehrherrn oder Lehrlinge, oder durch Das Abtreten des Lehrberen 
vom Gewerbe erliicht der Lehrvertrag von felbit ($ 98). In Bezug auf Con⸗ 
ractbruch gelten diefelben Beftunmungen wie die oben über die Öehitfen ange: 
hihrten. Bei Auflöfung des Lehrverhältnifies hat der Lehrherr dem Lehrlinge 
auf Verlangen ein Zeugniß über die zugebradjte Tehrzeit, fein Betragen während 
derſelben und die gewonnene Ausbildung im Gewerbe auözuftellen ($ 100). 
rehrlingsprüfungen finden nicht mehr ftatt. Ein Gewerbtreibender, der wiffent- 
lich einen entwichenen Yehrling aufnunmt, macht fi ftrafbar und Hat mit Letz⸗ 
tem dem vorigen Lehrherrn für den ihm durch die Entweihung Des Lehrlings 
ewachſenen Schaden nad dem allgem. bürgerlichen Rechte zu haften. Der ent= 
zihene Lehrling wird auf Verlangen det Lehrbern in die Lehre zurüdgebradt, 
und unterliegt einer angemeljenen Beftrafung durch denfelben oder nach Umftänden 
durh die Behörde ($ 101). 

Die Gewerbe: Ordnung beleitigte die alten Zünfte und Innungen mit ihren 
Zwange- und Vorrechten, ließ es fih aber dennoch angelegen fein, eine genoſſen⸗ 
haftliche Verbindung der Gewerbegenofien aufrecbtzuerhalten, und felbft in Ge- 
werben, in welchen biöher eine Corporationen beftanden, eine ſolche herzuftellen. 
Si ſchrieb daher Gewerbe-Genoſſenſchaften vor, welchen jever Gewerbe: 
trabende durch den bloßen Antritt feines Gewerbes beitreten mußte. Die Auf: 
zabe diefer Genoſſenſchaften war in richtiger Fortbildung der Idee der Zunfte 
ane gewerbliche Eelbftverwaltung. Das Gele übertrug ihnen insbefondere die 
<orge für die Erhaltung geregelter Zuftände zwilchen den Mitgliedern der Ge- 
noſſenſchaft und ihren Angebörigen (Gebilfen, Lehrlinge), namentlih in Bezug 
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auf den Lehr- und Dienftverband; bie Austragung der bezüglichen Strätigteiten 
die Gründung oder Förderung von Fachſchulen; die Gründung von Anftalten zu 
Unterftägung ber Mitglieder und Angehörigen der Genoſſenſchaft in Füllen d 
Erkrankung oder fonftigen Nothlage und die Beaufjichtigung diefer Anftalten; t: 
Beranftaltung von Außweifen zum Zwecke der Arbeitövermittlung ; bie Erftartun 
von Austünften an die Behörden und die Mitwirtung bei allen auf die G 
fammtbeit der Gewerbegmofien bezüglihen allgemeinen Verwaltungsmaßreger 
(8 114). Sie erhielten jedoch feine eigene Erecutivgewalt, fondern nur er 
Dieciplinargewalt über ihre Genoſſen (8 122). Stimmberedtigt und wählte 
find num jene Gewerbetreibenden, welche ihr Gewerbe bereits durch drei Jahr 
betreiben. Die Gefchäfte der Genoffenfcaft werden durch einen Ausſchuß (Fe: 
ftand) beforgt. Die Gehilfen find nicht eigentlihe Mitglieder, ſondern nur 3: 
gehörige der Genoſſenſchaft, fie nehmen indeß an der Verwaltung der Krartr 
caffen und an den Genofienichaftögerichten activen Theil. 

Das Strafenfyftem der Gewerbe-Orbnung beruht auf dem Grundfage, de 
gegen felbftändige Gemwerbetreibenve in der Regel Geldbußen, gegen Gehilfen ı: 
Lehrlinge Arrefiftrafen zu verhängen ‚find. Einem Gemwerbetreibenden, welcher 
Borfchriften über Behandlung der Lehrlinge und Kinder in bedenklicher ix‘ 
übertritt, fan auch das Recht, Lehrlinge zu halten oder Kinder zur Arkei : 
verwenden, zeitlich oder dauernd entzogen werben. 

Die nene Gewerbe-Orbnung hatte mit manderlei Schwierigfeiten zu fünf‘: 
Einmal brachte der raſche Uebergang zur Gewerbefreiheit bie —— 
Uebelſtände für das Kleingewerbe mit ſich, welches nur mit Noth die neue Co 
currenz aushalten konnte. Die Freigebung des Gewerbeantrittes führte bir 
zu unfberlegten leichtſinnigen Geſchäftsgründungen ohne Betriebscapital und c? 
ausreichende gewerbliche Vorbildung, ſodaß die Lage des Kleingewerbes, welt: 
außerdem mit allgemeinen wirthſchaftlichen Schwierigleiten in Bezug auf X 
ftoff: und Creditbeihaffung und auf Handelöverhältniffe zu fümpfen hat, — 
manden Drten fich erheblich verichlimmerte. 

Außerdem entfprach das neue Imftitut der Genoſſenſchaften nicht ven S 
wartungen, welche der Geſetzgeber daran Mnüpfte. Sie wurden zwar aflmälı; 
ben meiſten größeren Städten, freilid aud bie. und da mit gewaltjamer * 
ſammenlegung verſchiedener Gewerbe in eine Genoſſenſchaft, errichtet, waͤhrend ' 
auf dein Lande und in den Fleinen Städten nur wenig Wurzel faßten. 
follen im Ganzen etwa 2500 Gewerbegenoſſenſchaften beſtehen. ‘Der 
des Geſetzes war bie Schaffung eined Drgand ver Selbftverwaltung de 
werbe, eine vernünftige, von den Mißbräuchen de Zunftweſens gereinigte ee 
Bildung ber gewerbliden Corporation. Allein von Anfang am zeigte ſich :® 
‚gewiffe Abneigung und Unfähigkeit, von ber neuen Inſtitution Gebrand : 
machen. Es hängt die® mit der in allen Ländern vorkommenden Schiele 
zufammen, Elemente der ftädtiichen Mittelclaſſe zu felbitverwaltender Thätgle 
zu veranlaffen. So viel man von Selbftvermaltung heute auch ſpricht, ſo wen 
it man im wirklichen Leben geneigt, mühſelige und verantwortliche Wemter © 
übernehmen. In Fällen der obrigfeitlichen Selbftverwaltung ‚wo bie seiten: 
waltenden Organe nicht ihre eigenen, ſondern allgemein ftantliche Aufgaben ve 
ziehen, zeigt fich diefe Erſcheinung beſonders deutlich; allein fo auffallend es | 

auch auf dem Gebiete der wirtbfeeftfichen Selbftverwaltung, wo man mic 
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ielbft verwaltet, fondern wo man fich ſelbſt verwaltet, wo es ſich alſo 
um Die unmittelbaren eigenen materiellen Intereſſen handelt, tritt eine Lauigfeit 
dewor, welche die Keime einer corporativen Eelbftverwaltung nicht gedeihen Täßt, 
und welche, wenn ein Verwaltungsgebiet einmal zerrüttet ift, in der Regel bie 
bateautratiſche Gemeinde oder Staatsverwaltung beraufführt. | 

Aber dieſe Schwierigkeiten, welche in allgemeinen gefellichaftlihen Berbält- 
ofen ihren Grund Baben, wurden in dem befonderen Falle noch dadurch ver- 
mehrt, daß das Geſetz jelbft die freie Bewegung und wirkſame Handhabung ber 
deuen Inftitution vielfach bemmte. Durch die Beftimmung, daß nur ein brei= 
übriger Gewerbebetrieb das active und paſſive Wahlrecht in der Genoſſenſchaft er⸗ 
keit, während gleichwohl die Beitragspfliht ſchon vom Tage des Gewerbe- 
mritts beginnt, waren von vorneherein bie jüngeren und ftrebjameren Elemente 
xö Gewerbes der Genofienichaft entfremdet, und die Wahlen und damit ber 
aflup in der Genofienichaftsvorftehung kamen fo in die Hände einer Meinen 
Inzabl von Gewerbetreibenden, weldhen oft die Luft und Fähigkeit zu einer 
elgreihen Thätigfeit fehlte. Ebenſo hatte das Geſetz es verjäumt, den Be: 
&lüffen der Geuoſſenſchaft eine ordentliche Erecutiofraft zu geben. Um ihre Be⸗ 
dlüfſe durchzuſetzen, mußte der Borftand fih an die Polizei: und Verwaltungs⸗ 
xöerden wenden, wodurch die Autorität und die Wirkſamkeit der neuen Inſtitu⸗ 
"von vorneherein labıngelegt wurde. Außerdem ließ die Beichränfung der 
!ompetenz der Genoſſenſchaft in Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältniffe auf 
Dauer defjelben oder auf 30 Tage nach feinem Ablaufe, ſowie die überaus 
echte Appellabilttät ihrer Urtheile an die Bermaltungsbehörden die genoffen- 
daftliche Jurisdiction nicht recht auftommen. Auch entipracy die Vertretung der 
Irbeitnehmer in den Genoffenfchaftögerichten nicht der gerechten Forderung nad) 
arität. Ihre Bertreter werden nämlich nicht durch unmittelbare Wahl ihrer 
Senoffen, fondern durch die Behörde beftellt. Allein die ſchiedsgerichtliche Thätig- 
at der Genoſſenſchaften ift darum doch nicht zu unterfchägen. So haben die 
Biener Genoffenichaftsgerichte im Jahre 1868 2854 Vergleiche geichlofien und 
153 Urtbeile gefällt, abgelehen von einer großen Anzahl von Vergleichen, welde 
e Genoſſenſchaftsvorſteher auf gütlichem Wege zu Stande gebracht haben. 

Auh in Bezug auf das Rrontenwefen batten die Genoſſenſchaften von 
Anfang an mit Echwierigfeiten zu impfen. Bor Allem hatten fie Häufig große 
talfhulden von den alten Innungen zu übernehmen. Diefe Schuldenlaft, 
he hei manchen Genoffenfchaften noch immer weiter anwächſt, bat ihren 
nnd hauptfächlich in einer noch beute giltigen geſetzlichen Verfügung (für 
Niederöfterreich das fog. Berpflegenormale vom 30. März 1837), welche alle 
ir ein Genofienfchaftsmitglied aufgelaufenen Spitalfoften ohne Rüdficht auf die 
Lauer der Verpflegung der Genoſſenſchaft zur Laſt fchreiben läßt. Diele Bes 
ümmung ift befonders drückend fir die Genoffenfchaften der größeren Städte, 
n melden allein fich öffentliche Spitäler befinden, da viele Gehilfen Icon 
m leidenden Zuftande in die Stabt, insbeſondere nach Wien reifen, dort für 
mge Zage in Arbeit treten, den. Krankenbeitrag für einmal entrichten und dann 
dort fi in das Spital aufnehmen laſſen, wo fie auf Koften der Genofienfchaft 
“pflegt werden. Einige Genoflenfchaften, fowohl in Wien, ald in Provinzial- 
tidten, zahlen für die Verpflegung ihrer Angehörigen eine jährliche Pauſchal⸗ 
umme an die öffsıtlichen Krankenhäuſer (insbeſondere an jene der Barmberzigen 
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Brüder). Andererſeits bat man Genoffenichaftsärzte beftellt, welche die Genoffen⸗ 
ſchaftsangehörigen außerhalb der Spitale behandeln und Damit vielfach befrieh- 
ende Erfolge erzielt; bier erhalten die Kranken 3 bis 4 fl. wöchentliche Unte- 

üsung, allein in der Regel nur bis zu einer Marimaldauer von 6 Monatr 
oder auch darüber. Die Kranfenbeiträge der Gehilfen ſchwanken in Wien ver. 
50 fr. für ein halbes Yahr oder 3 fr. pro Wode bis zu 1 kt. pro Ix 
oder 6 fr pro Woche Allgemein wird Alage über die Schwierigkeit gefübn, 
diefe Beiträge bereinzubringen, fowie darüber, daß nad den erwähnten Epic! 
vorſchriften aud jene Gehilfen, welche ihre Beiträge nicht regelmäßig geleit.: 
haben, fowie Jene, welche bejonderen Krantenvereinen angehören, dennod auf Kaft.r 
der Genoſſenſchaft im Spitale verpflegt werben!). So ruht in manden Er 
nofjenichaften, welche fein ſelbſtändiges Vermögen befigen, die Spitallaft haurt 
fählih auf den kleinen Meiftern, und diefer Umftand Bat vielleicht am warte: 
beigetragen, die Genofjenichaft, welche ihnen hauptſächlich als Caſſier des Spitai 
ericheint, bei -den Gemwerbetreibenden unpopulär zu maden; umfonehr als t: 
Unterftügungen, welde mande andere Genoſſenſchaften aus ihrem Fonds ı: 
erwerbsunfähige Meifter bezahlen, geringfügig find und nit einmal immer =. 
Berbältnig zum Vermögen der Genoſſenſchaft ftehen ?ı. 

In Bezug auf Arbeitövermittlung fcheinen die Genoſſenſchaften nicht in 
nügender Weile ihrer Aufgabe entfproden zu haben; wenn aud) die vom Wer. 
Genoſſenſchaftstag veröffentlichte Statiftit 46,776 durch die Genoſſenſchaften 
Stande gebrachte Arbeitövermittlungen für Wien im Jahre 1868 anführte, '- 
werden auf der andern Seite lebhafte Klagen über den Zuftand der Herkeri.: 
und fog. Rufhäufer laut. Insbeſondere haben es Genoſſenſchaftsvorſtände u: 
die Behörden in gleicher Weile verfäumt, bier wenigftens die einfachften Samts:s 
maßregeln vorzufehren. 

Ein weiterer Grund, um die Gewerbegenofienihaften unbeliebt zu mad“ 
ift ihre Verwendung von Seite ver Steuerbehörden bei der Einſchätzung :T 
Erwerb: und Eintommenfteuer, indem hier die Oenofienihaftsvorftände I 
tbeilung über die Zahl der beichäftigten Arbeiter und andere Berbältniiie X 
Senofjenihafte-Mitgliever den Behörden an die Hand geben müſſen. 

Den Genofjenihaften iſt e8 auch nicht gelungen, auf das Lebrlingme‘:: 
einen bedeutenden Einfluß auszuüben. ‘Das Lehrlingweien iſt überhaupt in da 
legten Jahren im Niedergange begriffen. Hier hat die Loderung der frühe: 
firengen Zunfteinricgtungen und der Mangel an genügender Aufſicht Berwilber:; 
der Sitten und mangelhafte gewerbliche Ausbildung Herbeigeführt, wie bis ” 
im Sabre 1873 über die Lage des Kleingewerbes unternommene Enquäte zien 
lich allgemein conftatirt®). Allerdings kommen in einzelnen Städten noch as 
thümliche Umftände hinzu, um die Berhältniffe beſonders unerquidlih zu mad 


1) Nah der vom Wiener Genoffenfhaftstag veräffentlichten Brochüre „I- 
Biener G.⸗G. im Jahre 1868 mwurben in Wien 1868 Gehilfen und Lehrlinge m 
pflegt durch ten Genofienfdhaftsarzt 10,278 (Koften 14,960 fi.), in Epitölern 54" 
(Koften 42,879 fl.). 

Apaiener Kleingewerbeenquäte ©. 198. In Wien wurben 1868 unterflägt 3-: 
alte Meifter mit 2109 fl., 508 Wittwen mit 4555 fl., 1097 Gehilfen mit 4549 % 
210 Reconvalescente und Berunglüdte mit 198 fl. 

2) Brotocolle der Wiener Enquẽte ©. 399. 98. 175. 177. 278 u.a. d.a. O. Beridt?« 
Handelskammern von Linz ©. 66, Klagenfurt ©. 16, Eger ©. 43, Iunsbrnd ©. -" 
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Tr armen Leute auf dem Lande ſchicken einfach ihre Kinder nad Wien und den 
grgeren Provinzftäbten, obne fich viel um fie weiter fümmern zu fönnen. Nach 
Sim, Klagenfurt u. a. Städten kommen ſehr viele flavifche Jungen, welche 
nit deutfch Können, fich daher in beſonders hilflofer Lage befinden. Auf ver 
andern Eeite haben die immer zunehmenden Fabriken, in welchen früher als im 
längewerbe ein gemifler nennenswerther Gelblohn verdient wird, einen gr 
Theil der jugendlichen Arbeiterbevölferung angezogen, ſodaß ſeit den letzten 
Jahren nach den übereinftiimmenden Berichten der Handelöfammern die Zahl der 
eigentlichen Lehrlinge in bedeutender Abnahme begriffen if. Innerhalb der Ge⸗ 
werbe find es die ärmeren und fleineren Meiſter, welche, um Lohn zu fparen, 
mehr Lehrlinge beichäftigen, als die größeren Unternehmungen. Was die Be- 
handlung der Lehrlinge betrifft, fo iſt es natürlich fchwer, ohne umfaflende Daten 
ane allgemeine Behauptung auszufprechen, umfomehr als fie vorausfichtlih un- 
günſtig ausfallen würde. In der Wiener Kleingerverbeenquöte fagten viele Zeugen aus, 
daß die Lehrlinge zu Häuslichen Arbeiten verwendet werben; daß ihre Yehrzeit nur 
klten ein wirklicher Unterricht und Anleitung zum ganzen Umfang des Gewerbes 
ft, daß fie vielmehr nur zu einzelnen Handgriffen und Theilarbeiten verwendet 
werden, ohne das ganze Handwerk zu erlernen; daß auf den Schulbeſuch nicht 
srentlich geſehen wird (S. 100. 175. 182. 284. 286. 397), und Jedermann 
ta fih auf der Straße davon Überzeugen, wie Lehrlinge zu Zug: und Trag- 
Nam herangezogen werben, welche die Kräfte des jungen Körpers weit über- 
Regen. Die oben angeführten Beftimmungen der Gewerbe» Orbnung über das 
!chrlingmwefen werben in der Regel nicht gehörig beobachtet. Lehrwerträge werben 
haufig gar nicht errichtet. Der Genoſſenſchaft ift e8 Häufig nur um die Auf: 
dingungs⸗ und Freifpredhungsgebühren zu thun, oßne ſich um den Fortgang und 
das Verhalten der Lehrlinge viel zu kümmern. Dabei berricht häufig der Un- 
tug, daß Lehrlinge in früheren Alter aufgenommen und zu häuslichen Ber: 
Rötumgen verwendet, und erft nach dem 14. Jahre förmlich aufgedungen werben, 
am dann bald nachher freigeiprohen zu werden. Insbeſondere gejchieht von 
Seite der ftaatlichen Gewerbebehörden und der Genoffenfohaften nicht genug, um 
das Entlaufen und Debauchiren der Lehrlinge zu verhindern. Die Klagen über 
dieſen, das Kleingewerbe beſonders drückenden Uebelftand find allgemein, und 
her iR auch der Grund des anarchiſchen Zuſtandes des Lehrlingweſens zu ſuchen. 
de Leichtigkeit, mit welcher der Lehrvertrag gebrochen wird, demoraliſirt die 
wmgen Leute, und macht den Meiſter gleichgiltig gegen die Ausbildung feiner 
hrlinge, weil er immer riskiren muß, daß diefe ihm entlaufen ober von einem 
andern Meiſter abgeredet werden. Dazu kommt noch eine unglückliche Be- 
fimmung des Geſetzes, welches die Aufhebung des Lehrvertrages vor Ablauf der 
Lehrzeit geflattet, wenn die Ausdienung der ganzen Zeit den Lehrling an feiner 
Lerſorgung hindert, die fo interpretirt wird, daß das Anbieten eines höhern 
tohneg feitens eines anderen Meifters ſchon als Berforgung angejehen wird. 
Cbenfo fürbert die zu Leichte Ertheilung des Arbeitsbuches ſeitens der Behörde 
die Nichteinhaltung der Lehrzeit. Das Arbeitsbuch, welches den Inhaber als 
Gehilfen qualificirt, wird nämlich nicht blos gegen Vorweiſung eines Lehr⸗ 
ugniſſes, ſondern auch gegen die Erklärung irgend eines Meiſters, die betreffende 
Perfon in Arbeit nehmen zu wollen ertbeilt, ohne daß die orbnungsmäßige Er: 
füllung der Lehrzeit nachgemiefen zu werben braucht. 
Sqhriften XJ. — Verhandlungen 1875. 6 
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Zur Hebung des Unterrichtsweſens find allerdings von vielen Saiten 
Berfuche gemacht worben, allein bisher ohne bedeutenden Erfolg. Das allgemein: 
Boltsihulgeleg vom 14. Mai 1869 läßt zwar die Schulpflichtigkeit nom vellm- 
beten 6. bis zum 14. Jahre dauern, aber bis jest iſt Diele erweiterte Schu: 
pflicht noch lange nicht zur allgemeinen Geltung gekommen. Theils fehlt es ar 
Lehrern und Schulen, theils an einer orventlihen Durdführung des Geſetze 
durch die Behörden. Die Bevölkerung felbft verhält fih an vielen Orten nid: 
entgegenfommend , ja fogar ablehnend gegen die Ausdehnung des ſchulpflichtigen 
Alters, welche mit dem Erwerbsleben der arbeitenden Claſſe in vielfache Coliken 
tritt. Da die Beftimmungen des Volktsſchulgeſetzes vielfach ohne Wirkung biake:. 
einmal weil die Volksſchulen überhaupt nicht Die ganze vorgeichriebene Zer 
hindurch befucht werden, dann weil die Erfolge felbft ihres Beſuches häufig = 
äußerft gering find, fo find in den legten Jahren mehrfache Beitrebungen ;: 
Hebung des Unterrichts der Lehrlinge zugleich in Verbindung mit den allgemeine. 
Mafregeln zur Förderung des gewerblichen Unterrichtes beroorgetreten. Ari 
befondere ift Niederöfterreih mit gutem Beiſpiele vorangegangen, wie die Landet 
gejege vom 28. November 1868, 26. Yanuar 1872 und 2. Mäyz 1° 
zeigen. Einmal wurden fogenannte zweijährige gewerbliche Borbereitungkır 
errichtet, um die fehlende Volksſchulbildung nachzuholen. Darauf folgen die a. 
werblihen Fortbildungsichulen, in welchen bauptlächlih die Gegenſtände \: 
Bürgerfchule mit befonderer Berüdjihtigung des Zeichnens gelehrt wet: 
Daneben beftehen noch eigene Fachſchulen für Weberei, Majchinenzeichuen, Bar 
gewerbe u. |. w. Der Befuh der Vorbereitungscurſe insbeſondere iſt ie 
mangelhaft, und die Wiener Gewerbeſchul⸗Commiſſion beflagt ſich bitter in ibre 
Jahresberichten, daß die Lehrherren den Schulbeſuch nur wenig fördern, ja ſoge 
häufig verhindern. In der lettern Zeit bat man dieſe Borbereitungscurie a: 
Pflichtſchulen erklärt, und die Arbeitgeber verpflichtet, ihren Lehrlingen den ! 
ſuch zu geftatten, wenn die Unterrichtözeit auf den Sonntag oder an Wede- 
tagen auf die Zeit vor 9 Uhr Morgens oder nad 6 Uhr Abends beihu 
bleibt. Allein die Meifter zwingen dann die Lehrlinge ſehr Häufig, dieſe „ec 
Iorene Zeit“ nachträglich wieder hereinzubringen. Die Koften dieſer Gemert: 
ſchulen werden durch Beiträge des Landes, der Stadtgemeinde, der Hank. 
tammer und ber Gewerbetreibenden aufgebradt. Gründen Gewerbetreibe 
oder eine Gewerbegenoffenichaft felbftändig eine Gewerbeſchule, jo können ı- 
bis 75 Percent des von den Gewerbetreibenden an den Gewerbeihulfonds ® 
zahlten Betrags rückvergütet werden?). Cine andere als dieſe finanzielle Kids 
nehmen jene Gelege auf die beftehenden Gewerbegenoſſenſchaften nicht, welhe des 
nach der Gewerbe-Orbnung in erfter Linie zur Hebung des Unterricht® der Lebi 
linge berufen wären. Es fehlt daher auch eine Beftimmung, welche den Beirs 
der Fortbildungsſchule für die Ertheilung des Lehrzeugnifjes (Hreifprebun 
obligatorifh macht. Die Fachſchulen werben in Wien und den Provinzen © 








1) In Wien waren 1873/74 in ben Borbereitungscurfen 5957, im ben gar“ 
lichen Fortbildungsſchulen 1807 Schüler, die Zahl der Lehrlinge hingegen mit = 
23,600 angegeben. 
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wer gam von den Gewerbetreibenden erhalten, oder empfangen außerdem 
Stnatßfuhoentionen. In den letzten Jahren iſt unzweifelhaft viel für den ge 
werblichen Unterricht geſchehen. Diefe ganze Bewegung erfreut ſich der Unter: - 
tigımg der emflußreichen Kreiſe und der öffentlichen Meinung; zu gleicher Zeit 
leidet fie freilich noch an der Ungeorbnetheit aller jungen Beftrebungen. Die 
"moaltung iſt noch nicht recht organifirt, und die Verteilung der Subventionen 
entbehrt der feften Hegel, allein wenn der Eifer anhält, werm die Erfolge ber 
Fachſchulen Material zu neuer Prüfung und zu neuen Maßregeln geben werden, 
fe kann auf dem betretenen Boden Erfprießliches geichaffen werden, wenn gleich 
sıht überfehen werden darf, daß jeder gewerblichen Unterrichtöpflege die Tendenz 
= immer größerer Ausdehnung bes Lehrſtoffes innewohnt, und daß damit die 
zehlthätigen Folgen der Gewerbeſchulen auf einen Theil der Bevölkerung be 
itränft merden, welcher mit der eigentlichen Tohnarbeitenden Glaffe nicht mehr 
lanmenfällt. 
Haben fo die Gewerbegenofienfchaften ihre Aufgaben häufig nicht erfüllt oder 
sr mangelhaft ausgeführt, fo ift dies nicht fo fehr ein Beweis gegen die Im- 
Aıntion ſelbſt, als vielmehr dafür, daß fie nicht richtig gebraucht oder von An- 
iang an gehemmt wurde. Sie bilden trotdem noch immer die erfte und in ber 
Kegel einzige corporative Vereinigung für ſchiedsgerichtliches Verfahren und für 
“tunfencaffen, und wenn fie theil® durch eigene Verſäumniß, theils durch gefet- 
Ihe Hindemiffe nicht gerade all ihren Pflichten gerecht wurden, fo werden doch 
eh jie Functionen erfüllt, welche bei ihrer Aufhebung entweder gar nicht mehr, 
ext nur durch vereinzelte freie Vereinigungen, oder durch bureaufratifche Be— 
berden beforgt werden würden. Es gibt einzelne Genoffenfchaften, welche ent- 
ichieden Erfprießliches geleiftet haben, die Genoſſenſchaft der Wiener Kupferſchmiede 
; 2. bat die Arbeitövermittlung in ihrer Branche trefflich geregelt, die Ge— 
acienfhaft der Schlofler hat in einigen Jahren ihre alten Innungsfchulden im 
Letrage von 35,000 fl. zurüdgezahblt, mehrere Wiener Genoffenfchaften,, wie die 
der Schneider, Poſamentierer, Sleinmetze, haben aus eigenen Mitteln Fachſchulen 


Allein ſeien dieſe Erfolge hie und da noch ſo bedeutend, ſo vermochten ſie 
6 nichts gegen Die allgemeine Strömung des Liberalismus, welcher, über⸗ 
-upt jedem Zwange wiberftrebend, in dem Beitrittözwange und den amtlichen 
tionen der Genoſſenſchaften einen Reſt der alten Junfteinrichtungen erblidte, 
2) darum bie öffentliche Meinung insbejondere jener Kreife, welche dem Gewerbe: 
en ferner fteben, gegen die Genoffenichaften der Gewerbe-Ordnung einnahm. 
nößefondere von dieſein Standpunkte aus beichäftigte ſich der Reichsrath 1861/62 
mt diefer Angelegenheit, und beichloß am 20. März 1862 die Aufbebung des 
Leitrittzwanges, Umbildung der Genoffenihaften in freie Vereine, Befeitigung 
ver amtlichen Functionen und Ueberweifung der Etreitigfeiten aus dem Yehr- 
und Arbeitöverbande an burenufratifche Behörden. Diefe Beichlüffe haben indeß 
leine Gefegestraft erhalten. 

Die Arbeiter, welden die Gewerbe-Ordnung in der Verwaltung der Ge- 
noſſenſchaft nur eine untergeoromete Rolle zugewieſen hatte, fanden, fobald fie 
nh zu fühlen begannen, den Genofjenichaften widerftrebend gegenüber. Die 
Anfänge der von Deutſchland herübergefommenen Arbeiterbewegung führten in 
tielen Gewerben zur Gründung von Gemwerkvereinen, in welchen das Claſſen⸗ 

6* 
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element der Arbeit feinen felbitändigen Ausdruck fand, und bie darum ber 
Strömung der Arbeiterbewegung am beften zu entiprechen fchienen. Ebenſo 
führte das auflebende Affociationsweien der Ermerbs- und Wirtbichaftögenofie: 
Ichaften zahlreiche Keine Meeifter in ſolche Senoffenfchaften, insbejondere in Credit: 
vereine, weldye für fie das genofienichaftlide Bedürfniß zu erſchöpfen fchienen; 
und die Häufige Abneigung der Gewerbegenoſſenſchaften, die Gründung folder 
Erwerbs- oder Ereditgenofienfchaften zu unterftüten, trug das Ihrige bei, um je 
nur als Hinderniß der gewerblichen Entwidlung erbliden zu laſſen. Die nenm 
Creditvereine umfaßten aber, allerdings mit einigen bemerfenswerthen Ausnahmen, 
Gewerbetreibende verfchiedener Gewerbe, gerade fowie die neu gebildeten Arbeiter: 
krankencaſſen fi nicht auf Genoſſen eined Gewerbes beichränkten, und fo wurde. 
in confequenter Ausbildung des Princips der Gewerbefreiheit, die innere Zu— 
fammengehörigkeit der Genofjen eines Gewerbes nad) verſchiedenen Richtungen 
bin durchbrochen. 

Alle dieſe Vorgänge und Motive gaben dem Rufe nad Abichaffung ber 
Zwangsgenofienichaften immer mehr Nachdruck, man verlangt freie Genoſſen 


ſchaften und glaubt, daß diele erfprießlicher wirken werden. Allen e8 iſt nid 
abzufehen, wie dieſe freien Genoffenfchaften, welchen gar feine Executiogewalt m 
feine amtlichen Functionen zulommen follen und von welchen fi vorausſichtlih 


viele Gewerbetreibende fern halten werden, leichter Ordnung in die Lehrling: und 
Arbeiterverhältniffe bringen werden, als die bisherigen Genoflenfchaften, meld 
amtliche Functionen befigen, und denen man eben hauptſächlich und mit Reit 
vorwirft, daß fie zu wenig Energie in der Verwaltung der Gewerbeangelegen: 


beiten bewiefen haben. Dagegen laſſen ſich innerhalb der Gewerbewelt nah | 


immer gewichtige Stimmen für die Beibehaltung der Genoffenfchaften und foger 
für ihre ſtrammere Organifation mit gleichzeitiger Beſeitigung der oben ange 
führten geſetzlichen Hemmniffe vernehmen. 

Die Regierung befchäftigte ſich wiederholt mit der Reform der Gewerke 
geſetzgebung, und bevor ich zu dem jüngften Entwurfe einer neuen Gewerbe-Ott- 
nung übergebe, will ich die in die Zwiſchenzeit fallenden einzelnen geſetzgeberiſchen 
Betrebungen auf dem Gebiete des Gewerbeweſens kurz erwähnen. Im Yahı: 
1868 leitete das Handelöminifterium eine Enquete über die zum Wohl der Ar— 


beiter in Fabriken beftehenden Anftalten ein; Davon wurde ein Heft veröffentlidt. 


Zu gleiher Zeit ftellte der Vorarlberger Landtag den Antrag, es je tr 
Arbeitszeit in Fabriken gefeglih -auf 12 Stunden zu befchränten. Dieſer An: 
trag, welcher in feiner Allgemeinheit auch die Arbeit Ermachjener zu mn: 
faflen fchien, wurde den Handelskammern zur Begutachtung vorgelegt. Einige 
Gutachten ſtimmten dem Antrage fogar in feiner allgemeinen Faſſung zu, m? 
wenn ſich auch die anderen gegen eine geſetzliche Regelung der Arbeitezeit Er- 
wachſener ausſprachen, fo conftatirten faft alle, daß in den meiften Induſtrien 
die Arbeitszeit 12 Stunden nicht überfteige; felbft in ver Baummwollipinnera, 
welche gerne die längften Stunden arbeitet, war man in den legten Jahren all- 
mälig von 16, 15, 14'/, auf 13 Stunden berabgegangen. Während der 
Baumwollkriſis wurde freilich in Flachsſpinnereien die Arbeitözeit bis auf 15 
und 16 Stunden außgedehnt. Allerdings wird noch häufig Nachtarbeit mit 
einer andern Arbeitsreihe getrieben. In Bezug auf jugendliche Arbeiter wurden 
theil8 die Beſtimmungen der Gewerbe-Ordnung für ausreichend erflärt, theils 
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ange Uenderungen, wie Erbößung des Aufnahmsalters von 10 bis 12 Sabre 
(Bin), auf 14 Jahre (Troppau), Ausdehnung des geichütten Alters Bid zum 
18. Jahre (Olmüt) befürwortet. Dagegen fehlte es an Mittbeilungen über 
die wirfliche Arbeitszeit der gefchügten Perfonen. Die Refultate einer nener- 
lichen Enquote der Handeldminifterien über Arbeitszeit, Lohnverhältniſſe ꝛc. 
murden nicht veröffentlicht. In Oeſterreich empfindet man gerade wie in Deutjc- 
land bei jedem Schritte auf gewerblihem Gebiete den Mangel ausreichender 
ſachlicher Information. Die verfchiedenen ftatiftiihen Anläufe. die mehrfach vom 
Handelsminiſterinm eingeleiteten Enqueten haben keinen rechten Erfolg ergeben, 
amal weil man fi gewöhnlich mit raifonnirenden Handelskammerberichten 
Kpnügte, Dann weil die Ausfüllung der Fragebogen und Rubriken nur fehr un- 
rolſtändig vor ſich ging!) Nachdem im Jahre 1869 im Abgeorbnetenhaufe 
an Antrag auf Abkürzung der Arbeitszeit in Fabriken eingebracht wurde, über 
melben zwar ein Bericht vorgelegt, der aber nicht in Berathung gezogen wurde, 
ip die Regierung im Sabre 1870 einen Entwurf zur Regelung des Verhält⸗ 
nes zwifchen Arbeitgebern und Hilfsarbeitern ausarbeiten, welcher ſich ziemlich 
nahe an die Beftimmungen der norbbeutichen Gewerbe-Ordnung anfchloß, ben 
rehwertrag nicht obligatorifch machte, die Arbeitäzeit in Fabriken fir Kinder von 
2—14 Jahren auf 6 Stunden mit zweiftündigem Sculbefuh, von 14 - 16 
Jahren uf 10 Stunven feftfette, das Inſtitut der Fabrikinſpectoren mit zient- 
($ weiter Sormulirung ihres Wirtungstreifes einführen wollte. Diefer Ent- 
zu wurde zwar von den Handelskammern begutachtet, erfuhr jedoch wegen des 
umihen eingetretenen Regierungswechſels keine parlamentarifche Behandlung. 
Ia diefe Zeit fällt aud ein Gejeg über Gewerbegericdhte vom 14. Mai 
1369 für fabrifmäßig betriebene Gewerbe, als melde fi der Genoſſenſchafts⸗ 
echaniſation nicht eingefügt hatten. Sole Gewerbegerichte können auf Antrag 
einer Handelskammer durh Die Regierung für beitimmte Induſtriezweige er- 
tötet werden. Sie werden zu gleichen Theilen von Arbeitgebern und Arbeit: 
nehmern durch Wahl gebildet und find competent für Rohnftreitigkeiten, Streitig- 
kiten über die Auflöfung des Arbeitöverhältnifies, über die Daraus entftehenden 
entädigungsanfprüce, Erfaganfprüche aus der Beſchädigung von Fabritgegen- 
finden, endlich für Streitigfeiten in Saden der Hilfscaffen, ſoweit zu dieſen 
Vbeitgeber und Arbeitnehmer beitragen. Die Streitfälle müffen während der 
Uuer des Arbeitöverhältniffes oder binnen 30 Tagen nach Auflöfung veffelben 
angebracht werden. Die Gewerbegerichte zerfallen nad Art der franzöſiſchen 
Cosseils de Prudhommes in eine Bergleih&commifjion und ein Sprudkollegium. 
ter Vergleichsverſuch bei der erfteren bat der Verhandlung vor dem legteren 
immer vorherzugehen. Die Vergleiche find in ein Vergleichbuch einzutragen, als 
Amtsurtunde auszufertigen und haben bie Kraft gerichtlicher Vergleiche. Das 
Spruccolleg entſcheidet nach einem abgekürzten mündlichen Verfahren Urtheile 
über Geldſummen bis 50 fl. und auf Auflöfung des Arbeitöverhältnifies find 
mappellabel, gegen andere kann ber ordentliche Rechtsweg befchritten werben. 





") Eine fhäßenswerthe Arbeit if die Bublication der Wiener Handelskammer 
Arbeits· und Lohnverhältniffe in den Gewerben und Fabriken Nieberöfterreih®”. Wien 
1870. Wie lebendig eine Enqu6te mit mündlicher Seugenvernehmung wirft, zeigt bie 
son der Wiener Handelskammer 1873/74 veranftaltete Kleingewerbe⸗Enquẽte. 
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Die Execution des Urtheils iſt bei dem Ortsgerichte anzuſuchen. Bisher find mır 
5 Gewerbegerihte auf Grund dieſes Geſetzes errichtet worden, in Bien für 
Mietallinduftrie, in Brünn für Metall: und MWebeinpuftrie, in Bielit und Reden 
berg für Webeindiftrie. Ihre Wirkſamkeit ift bisher Feine umfajlende!). Des 
Geſetz vom 7. April 1870 befeitigte das Coalitionsverbot mit der in ante 
Geſetzgebungen üblichen Claufel der Nichtverbindlichkeit der Coalitionsverabredun. 
Das Geſetz über die Aufhebung der Beſchlagnahme des Arbeitslohnes vom 
29. April 1873 ſchließt fi an das deutſche Geleg vom 21. Juni 1869 an, 
in den Ausnahmsbeſtimmungen ftelt es übrigens den Steuern auch noch die 
Forderungen der auf Grund der Gewerbe-Ordnung errichteten Hilfscaſſen und br 
Peiftung des Unterhaltes gleich. 

Hier ift auch der Plag, die ungarische Gewerbegeleßgebung zu erwähnen 
Im Jahre 1851 erließ die — Regierung für Ungarn eine proviſoriide 
Gewerbe-Ordnung, welche in vielfacher Anknüpfung an die vorhandenen Zultn 
auf der Zunftverfaffung beruhte. Diefe Gewerbe-Ordnung wurde durch Das © 
werbegefeg von 1859, welches für das ganze Reich erlaffen wurde, aufgeheie 
Dieſes wiederum wurde vom ungariſchen Reichstag in der erften Zeit der Wier 
berftellung des ungarifchen Gefetsgebungsrechteö befeitigt und der alte vor E 
führung der Gewerbefreiheit beftehende Zuftand wiederhergeftellt. Doch daur: 
diefer nicht Tange, denn mit dem Gefege von 1872 kehrte Ungarn wieder zu 
Gewerbefreiheit zurüd. Die allgemeinen Beftimmungen über Antritt und Aus 
übung der Gewerbe bier anzufübren, halte ih für überfläffig, umſomehr als ſi 
den üblichen Grundfägen der freien gewerblihen Bewegung entſprechen. it 
Lehrlinge und für Kinder in Fabrifen wird das zurücdgelegte 12. Jahr als Auf: 
nabmealter feſtgeſetzt, jedoch kann die Behörde Ausnahmen hievon geftatten, we: 
für den Schulbejuch vorgejorgt ift; unter 10 Jahren aber dürfen Kinder une 
feiner Bedingung in Fabriten aufgenommen werden. Lehrlinge umter 14 Jahn 
dürfen mit Einrechnung der Schulzeit täglih nur zu 10 Stunden, übe 1 
Jahren aber zu 12 Stunden, beide mit 11/, Stunden Arbeitöpaujen verwende 
werden. In Fabriken wird die Arbeitszeit der Kinder zwiſchen 12 und I} 
Jahren auf 8 Stunden, der jugendlichen Arbeiter von 14 bis 16 Jahren A 
10 Stunden mit 1/, ftündigen Pauſen feſtgeſetzt. Nachtarbeit der ii 
linge und Fabrikkinder unter 16 Jahren ift nicht geftattet (SS 45. 1! 
Fabrikordnungen find obligatorifh, ebenjo Sanitätd- und Sicherheitömaktegi: 
Der Lehroertrag muß ſchriftlich abgefaßt werden. Am Schlufe X 
Lehrzeit wird ein Lehrzeugniß ertheilt, eine Prüfung findet nicht flatt. Te 
Gehilfen führen fein Arbeitsbuch, erhalten Arbeitzeugniffe und jollen mi. 
ohne den Ausweis, daß fie ihre Verbindlichkeiten gegen ben früheren Mail 
erfüllt, aufgenommen werden. Contractbruch wird mit Gefängniß bis zu 8 2a” 


— — — —— 


1) Im Jahre 1573 wurden in Wien 210 Klagen eingebracht. davon murden 5 
zurüdgezogen oder zurüdgewiejen, 116 durch Vergleich, 41 durch Urtheil erledigt. — 
Brünn (für Webeinduftrie) 69, in Bieli 18 Klagen, davon 27 bezw. 3 zurüdgewieher 
39 bezw. 14 verglichen, 3 bezw. 1 durch Urtheil erledigt. Weber Heichenberg liegt mi 
feine Beröffentlihung vor. Das Brünner Gericht für Metallgewerbe iſt erſt zu Be 
fang dieſes Jahres errichtet worben. Das Geſetz vom 1. Aprıl 1872 über Gemerk: 
gerichte Überträgt nur die Begutachtung der Errichtung eines G.:&. von den für 
tagen auf bie Landesausſchüſſe. 
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befraft. Der contractbrädyige Arbeiter fann zur Erfüllung ferner Schuldigkeit 
angehalten und der entwichene Lehrling zurüdgebradt werden. Un Stelle der 
Zänfte läßt das Geſetz Gewerbegenofienfchaften treten, für welche fein Beitritts- 
;mang vorgefchrieben ift, und Die mit Zuziehung von Arbeitem Schiedsgerichte 
in beitellen berechtigt find. Zu gleicher Zeit ſpricht indeß das Geſetz von Ge 
werbecommilfionen, welche eime Art Gewerbegerichte neben jenen genoſſenſchaft⸗ 
liden Schiebßgerichten fein follen. 

Nach dieſer Abſchweifung erübrigt mir mur noch den jüngften Gefeg- 
entwurf der öfterreihifchen Regierung zu erwähnen. Derfelbe will das 
vrincip der Gewerbefreiheit noch weiter fortbilden, und wendet ſich daher gegen 
ae Beilimmungen der Gewerbe-Ordnung von 1859, weldhe jenem Grundſatze 
ach einige Feſſeln anzulegen feinen. Daher wird vor Allem das Conceſſions⸗ 
often verlafien, und aller Gemwerbeantritt nur der Anmelbepflicht unterworfen. 
zum Antritt gewiller Gewerbe, wie Perfonentraneporte, Baugewerbe, Kamin- 
"ger, Baft, Schanlgewerbe zc., wird der Nachweis der Verläßlichkeit und bei 
‚migen auch der Befähigung erfordert. Ebenſo bedürfen Betriebsanlagen, melde 
mt Veläftigung oder Gefahr für die Nacbaren oder das Publicum verbunden 
hnd (ungefähr viefelben, wie die ın $ 16 der deutſchen Gewerbe-Orbnung auf: 
xsihlten) einer bejonderen behörblihen Genehmigung. Werner bat man dem 
Zrngen der öffentlihen Meinung nachgeben zu müſſen geglaubt, indem man 
tie beftehenden Gewerbegenoſſenſchaften zwar nicht formell aufhebt, aber alle 
gererhlichen Vereinigungen einfach ald Vereine behandelt, zu melden naturlich 
kin Beitrittszwang ftattfindet und welche auch feine amtlichen Yunctionen mehr 
sign dürfen. Damit ift die ganze biöherige Urganifation der Gewerbe ein- 
fah beſeitigt. Die Streitigkeiten aus dem Arbeitöverhältniffe follen, wenn 
wibrend des Arbeitsverhältniſſes oder 30 Tage nad deſſen Ablauf angebracht, 
sert Gemerbegerichten zugewiefen werden, wo ſolche beftehen, ſonſt gehören fie 
ter den ordentlichen Richter; außerdem behält der Entwurf die Organifation 
von gewerblichen Schiedögerichten und Einigungsämtern bejonderen Geſetzen vor ; 
jedaß dieſe Beſtimmung eimfah Darauf hinausläuft, alle Gewerbeſtreitigkeiten 
an die mit Geſchäften überhäuften ordentlichen Gerichte zu bringen, da bisher 
zur jehr wenige Gewerbegerichte und diele nur für beſtimmte Fabrikzweige be- 
erben. Der Entwurf enthält feine Beftimmungen über das oft ziemlich be- 
sutnde Vermögen der Genoſſenſchaften)). Die im Entwurf in Ausſicht ge: 
mmenen gewerblichen Vereinigungen fünnen mit bebörblider Genehmigung 
Verbände höherer Ordnung“ bilden, deren Rechte durch ein beſonderes Geſetz 
kfimmt werden follen. Dit diefer unklaren Faflung ift wohl auf die Arbeiter- 
kımmern hingewieſen, wie folde das Abgeordnetenhaus des Reichsrathes in 
'uner letzten Selfion in einer Refolution befürwortet bat. Bei jenem Beſchluſſe 
dachte man fi) darunter Verbände der arbeitenden Claſſe, welche nach Art ber 
dandels⸗ und Gewerbelammern der arbeitenden Claſſe einen Boden für foctale 
Selöftiverwaltung und die Möglichkeit gewähren follten, um über fociale Geſetz⸗ 
gebungs- und Verwaltungdfragen Gutachten abzugeben, oder Wünfche in georbneter 





3 Das gefammte Bermögen aller Genofienfchaften in Oeſterreich wird auf 
» Millionen geſchätzt. Die Wiener Genoffenihaften haben allein Stiftungen von 
60,000 fl. freilich Heftehen dagegen große Spitalfchulden. 
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Form vorzubringen. Solche Arbeiterkammern ſollten nur dort geſchaffen werben 
wo ein ausreichender Unterbau von Arbeiter⸗Aſſociationen eine gedeihliche Wir 
ſamkeit verfpräche. 

In Bezug auf das gewerbliche Hilfsperſonal fliegt fich der Entwurf ü 
vielen Punkten an die GewerbesOrdnung des deutfchen Reiches an. Neben ix 
allgemeinen Beftimmungen über Borforge gegen Gefahren für Leben und G 
jundheit der Hilfsarbeiter wird eine weit über das deutiche Gele vom 7. Ya 
1871 Hinausgebende Haftpflicht des Unternehmers feſtgeſetzt, indem bier dieſe 












reiht Da nun der Entwurf auch Hilfscaffen, welde blos von Arbeiten a 
halten werden, ın Ausfiht nimmt, fo ift bier wieder umgekehrt gegen 
deutſche Geſetz eine Erleichterung des Unternehmers flatuiet, indem dort : 
Unterftägung der Hilfscaffe nur dann in die Entſchädigung eingerechnet wen: 
darf, wenn die Beitragleiftung des Unternehmers zur Caſſe ein Drittel der * 
fammtleiftung ausmacht, alfo im Falle als die Verficherung ohne jede Mitleiftes 
des Unternehmers bewirkt iſt, der verlegte Arbeiter Anfpruch auf beide Leiltunx: 
nebeneinander bat. 

Eine weſentliche Neuerung des Entwurfes tft die Ausdehnung der % 
ſtimmungen über die Arbeitözeit der geſetzlich geſchützten Perſonen auf den gan; 
Umfang der Imduftrie, ohne wie bisher einen Unterſchied zwiſchen Fabrik 
Kleingewerbe zu mahen. Das Aufnahmealter von 12 Yahren, ſowie die ci 
zelnen Beichränfungen der Arbeitözeit, nämlid 6 Stunden für Kinder um: 
14 Jahren und 10 Stunden für 14—16jährige, find der deutſchen Gewerbe 
Ordnung entnommen. Dieſe 10ſtündige Wrbeitözeit wird jedoch auch auf & 
wachſene Mädchen und rauen ausgedehnt. Ebenſo gilt das Verbot Der Nat 
arbeit (von 9 Uhr Abends bis 5 Uhr Morgens) für jugendliche Hilfsarbeit 
und Frauen zugleid, Dagegen kommt die gefetliche Vorfchrift der Arbeitöpaue 
(8. 129 der deutfchen Gewerbe-Ordn.) nur den erfteren zu Gute. Die Beltz 
mungen der deutſchen Gewerbe⸗Ordnung fiber die Liften und Arbeitsblicher jugen: 
licher Hilfsarbeiter (88. 130. 131) gelten gleihfall® für Groß⸗ und Kar: 
betrieb. Die Arbeitsbücher mifjen jedoch auch cine Rubrik für das ärztlik 
Zeugniß über die körperliche Eignung der jugendlichen Arbeiter für die beabiis 
tigte Beihäftigung enthalten. Die Gewerbeinhaber werben verpflichtet, »* 
Htlfsarbeiter bis zum vollendeten 18. Jahre zum Beſuche der zu Gebe: 
ftehenden gewerblichen Fortbildungs- und Fachſchulen anzubalten und ihnen di 
hiezu erforderliche Zeit einzuräumen. 

Die Beitimmungen über Lehrlinge reproduciren faft wörtlih die Par 
grapben der gegenwärtigen Gewerbe-Ordnung, welche ich oben angeführt habe, un 
auf welche ich daher hier einfach verweife. Der Lehrvertrag ift nunmehr ni 
mehr vor der Genoffenichaft, fondern vor der Gemeindebehörde abzuſchließen un 
in das Arbeitsbuch aufzunehmen. Auch in Bezug auf die Gehilfen iſt fm 
weſentliche Neuerung vorgefhlagen, außer bie Abſchaffung der Arbeitsbih. 
gegen welche fich wegen ihres polizeilichen Charakters zwar viele Stimmen de 
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uteitenden Glafle erheben, deren Erſatz durch bloße Arbeitszengniſſe indeß von 
jenlih zweifelhaften ft. Die vorzeitige Entlaffung (Eontractbruch von 
Seiten des Arbeitgebers) wird civilrechtlich behandelt, vorzeitiger Austritt (Con⸗ 
troctbruch des Arbeiters) wird als ftrafbare Webertretung die Gewerbe-Orbnung 
erflärt, bei welcher freilich die Gefängnißſtrafe nur fubfidiär im Galle der Richt: 
anbringlichleit der Geldſtrafe eintritt. (Der Entwurf von 1870 hatte die Eri- 
minalität des Contractbruches aufgehoben.) Ebenfo macht, nad Analogie der 
oben angeführten Beſtimmungen über Lebrlinge, ſich der Arbeitgeber, welcher 
wiientlich contractbrüchige Gehilfen in Verwendung nimmt, emer Webertretung 
khuldig, und haftet mit diefen dem früheren Arbeitgeber für den Schaden. 

Fir fabrttmäßig betriebene Unternehmungen, d. i. jene, welche gewöhnlich 
mehr als 20 Arbeiter beichäftigen, wird die Vorſchrift des gegemmärtigen Ge- 
jeged über Affichirung der Fabrikordnung herübergenommen. Die Beſtimmungen 
gegen das Truckſyſtem fchliegen fich ziemlich genau an die keineswegs ftrengen 
$5 134—139 der deutichen Gewerbe-Orbnung an, machen jeboch die Berab- 
reichung der regelmäßigen Belöftigung auf Rechnung des Lohnes von ber Ge- 
uehmigung der Gewerbebehörde abhängig. 

Endlich follen Gewerbe- und Fabrik-Inſpectoren beftellt werden, um die 
Assführung der Gewerbe-Ordnung überhaupt zu beauffichtigen, und insbejondere 
über die Beobachtung der zum Schuge der Arbeiter erlaffenen Beftimmungen 
zu vachen; fie erhalten das Recht, die Werkräume zu jeder Zeit, während welcher 
der Betrieb vor fich gebt, zu betreten. Die nähere Formulirung ihrer echte 
und Pflichten ift mit Unrecht dem Verordnungswege überlaffen, da dieſer ficher 
nut der geeignete Weg ift, um die Befugniffe eines von vielen Seiten mit 
Mißtrauen und Uebelmollen angefehenen Organes zu definiren. 

Aehnlich vag und unbeftimmt lauten die Paragraphen über Hilfscaffen. 
Für Kranfencaffen wird die Beitrittöpflicht ausdrücklich ftatuirt. Die Errichtung 
der Hilſscaſſen kann freiwillig geichehen, im Grmangelungsfalle wird fie durch 
de Behörde verfügt, wo dann die Arbeitgeber auch beitragen müſſen. Es geht 
aus dem Entwurfe nicht recht hervor, ob unter Hilfscaflen auch Invaliden- und 
Penfionscafjen verftanden werden. Die Strafbeftimmungen find Gelobußen bis 
100 fl. und fubfidiär Arreſt. Gemwerbebehörben find die Berwaltungsbehörben. 

Diefer Entwurf ift den Handelskammern mitgetbeilt worden und hat im 
Canzen eine günftige Veurtheilung gefunden. Wenn auch mande Handels⸗ 
humern die Gewerbegenoflenfchaften nicht wie der Entwurf einfach befeitigen 
polen, fo ſtimmen fie doch der Abſchaffung des Veitrittözwanges zu. Die Be 
Ihränfung der Arbeitszeit, insbeſondere ihre Ausdehnung auf Frauen, hat, wie 
doranszuſehen, nicht allgemeine Zuftimmung gefunden, dagegen ſcheint die An- 
Äindigung des Inſtituts der Fabril-Imfpectoren nicht auf Widerfpruch zu ftoßen. 
Überhaupt kann den öfterreichiichen Handelskammern das Zeugniß nicht verlagt 
werden, daß fie die Beziehungen zu den Arbeitern mit unbefangenem Blick und 
m Wohlwollen fir die arbeitende Elaffe auffaflen. Die Regierung bereitet 
um auf Grund diefer Gutachten eine neue Redaction des Entwurfes vor, und 
hol die — haben, in der naͤchſten Seſſion des Reichsrathes die neue Bor- 

anzubringen. 

Hiermit, meine Herren, glaube ich der mir geflellten Aufgabe, einen kurzen 
Vericht über bie Bfterreichifche Gewerbegeleßgebung zu geben, genügt zu haben. 
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Der Gang der Geſetzgebung ift derſelbe, wie im Deutjchland umb im ander: 
Staaten. Auf der einen Seite fieht pas berrfchene Brincip der Gewerbefreikei 
auf der andern das Bedürfniß nad einer Organifation ber Gewerbe. Tie 
Gelege find nur Ausbrud dieſer Strömungen. Sowie bie Dinge Beute Tiger, 
bei unferer beutigen Rechtsanſchauung iſt an die Aufrichtung einer befondet 
energiſchen Drganifation der Gewerbe nicht zu denken. Es kann ſich für kr 
nur darum handeln, die Reſte der alten Gewerbeverfaffung zu bemüten, ım 
den gemeinfamen Boden für Serftänbigung zeiichen Arbeitern und Unternehmen: 
zu erhalten und den Sinn für gemerblide Selbfiverwaltung nicht abfterben ;: 
lafien. Aber damit ift die Aufgabe ber gewerblichen Geleggebung nid e 
ſchöpft. In allen modernen Staaten ift eine fortwährend zunehmende Ser 
des Staats um das Wohl ber jugendlichen Arbeiterberölferung wahrzunene 
Dabritgeleggebung, Sanitätövorichriften, gewerblide Unterrichtspflege find bar: 
Mafftab für die Art, wie ein Staat feine Culturaufgabe erfüllt. Und dire 
Bewegung zu fördern und ihr den richtigen Weg zu zeigen, ift eine der Harz 
aufgaben Ihres geehrten Vereines, dem ich das befte Gedeihen wünſche. 
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Referat 
von Prof. Dr. 9. v. Scheel (Bern) über 


Shweizerifhde Gewerbe⸗Geſetzgebung mit Bezug anf Lehrlinge 
reſp. ingendliche Arbeiter. 


Meine Herren! 


Jh bin vom Borftande unferes Vereins beauftragt worben, Ihnen einen 
deriht über die in der Schweiz geltenden gejeglichen Beflimmungen betr. die 
von ung zu verbandelnde Frage zu geben. Die Sade fteht nun fo, daß es 
iber diefen Punkt einheitliche ſchweizeriſche reſp. eidgenöffiiche Beſtimmungen nicht 
übt; denn auch die vevidirte Bundesverfaffung von 1874 hat in Bezug auf 
% gejegliche Regelung der Arbeitöverhältniffe der Centralgewalt nur in Sachen 
et Arbeit in Fabriken Competenz gegeben. Die übrige Gewerbegefeßgebung 
übt alfo noch in den Händen der 25 Cantone der Schweiz, die nach ihrer 
Röße, wie nach Entwidlung ihrer Gemerbetbätigfeit und der Geſetzgebung be 
amtlich außerordentlich verſchieden find. Bei diefer Zerfplitterung iſt es fur 
wen Privatmann ſehr ſchwer, das Material über irgend eine geſetzgeberiſche 
Raterie, die in den Händen der Einzelſtaaten Liegt, mit nur annähernder Voll⸗ 
"adgfeit zufammen zu bringen. Glücklicherweiſe hatte ich Gelegenheit, für 
nen Zwei dasjenige Material zu benugen, welches das Handels-Departement 
xe ſchweizeriſchen Bunbesrath8 uber die cantonale Gewerbegeſetzgebung ge⸗ 
ammelt hatte; trotzdem aber iſt Die Ausbeute eine ſehr bürftige geblieben, und 
& werde Ihnen nur aus wenigen Cantonen den Inhalt der geſetzlichen Be⸗ 
immungen über das Lehrlingsweſen mittheilen können. 

Vorerſt nämlich kann fir Vollſtändigkeit des gefammelten Materials nicht 
Rrantirt werden; denn e8 kann ſehr wohl fein, daß ältere Gelege umd Reg⸗ 
ements, deren Ausführung über der heutigen Entwidelung des Gewerbelebend 
alb in Bergefienheit gerathen ift, von Cantons-Regierungen nicht mit eingefendet 
zorden find; zweiten® exiftiren in vielen Cantonen eben keine Gewerbeorbnungen. 
3n den meiften vielmehr bat man ſich begnügt, das „Princip der Hanbels- und 
Sewerbefreiheit”' unter Vorbehalt gefegliher Schranken in die Berfaflung auf: 
nehmen, und dann Gefege über einzelne Bunfte des Gewerbeweſens zu er- 
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laſſen. So find beſonders zahlreich die Gelege über den Hauſtwerlehr und bei 
Wirthſchaftsweſen; wozu ſchon die Frage der Befteuerung Anlaß gab; währen, 
wie es fcheint, die Regelung des Berhältniffes von Meifter und Lehrling — ab 
geſehen bier von der Fabrikarbeit — verbältuigmäßig felten ausdrücklich un 
ausführlich in Gejegen behandelt , fondern Ortöftatuten oder dem Ba 
gebrauch überlaffen worden ift. 

So kommt e8, daß in dem Material, welches ich erlangen konnte, nur vier 
pollftändige Gewerbeorbnungen enthalten find; nämlich der Cantone Zürie. 
Bern, Bafelland, Schaffhauſen. Außerdem Babe ich gefunten cu 
Geſetz über den Handwerkerſtand in Et. Gallen (v. 1832), Gelege über tz 
Ausübung der Handels und Gewerbefreibeit in Luzern (1833), Thurgau ‚1532, 
Wallis (1857); dieſe Lettgenannten vier enthalten aber nichts Näheres über det 
Zehrlingsverbältnig. Es ift aljo ver Inhalt jener vier erftgenannten Gk& 
foweit er unfere Trage angeht, den ich Ihnen mitzutheilen babe; woran 1a 
dann noch ein paar kurze Notizen über den Stand ber fchweizerifchen Che 
gebung betr. die jugendlichen Arbeiter in Fabriken knüpfen will. 

Bon jenen, wenigſtens formell noch vollftändig gültigen Gefegen if = 
von Züri vom Jahre 1844 (Polizei-Gefeg für Handwerkögefellen, Xebrlinger'. 
das von Bern vom Jahre 1849 (Gef. über das Gewerbeweſen); von Balti 
land, 1855 (Gef. über das gefammte Handeld-, Gewerbe- und Berufönde:: 
von Schaffbaufen gleihfalls von 1855 (Gef. über das Gemerbemden.: 
außerdem liegt in Zürich ein Entwurf vor, der 1873/74 von verichioene 
Commiſſionen berathen worden, aber noch nicht Geſetz iſt; übrigen® der deutche 
Gewerbeordnung ſehr ähnlich fieht. 

Der Inhalt genannter vier Gefege ift im Punkte des Lehrli nqswelen 
auffallend übereinftimmend. Es ſcheint, Daß die fpäteren drei Geſetze de 
älteften, dem Züricheriſchen nachgebildet find; zum Theil find fie fogar mörk: 
mit einander gleichlautend. " | 

Volgendes find nun die Punkte, in denen das Berhältnig von Meifter 
Lehrling geregelt wird und zwar auf folgende Weile: 

I. Sind im Eingang der Gefete diejenigen „Handwerke”" aufgezählt, % 
welche die nachftehenden Beftimmungen gelten mit dem Zufage, daß die Negierg 
ermächtigt ift, auf bier nicht genannte Beichäftigungen die Beflimmungen a 
zudehnen. — Die Aufzählung diefer in den einzelnen Gejegen etwas verſchice 
geordneten Beichäftigungen hat hier felbftoerftändlich Fein Intereſſe. 

2. Mt die Befugniß, Lehrlinge zu halten, von beftimmten Bedingunær 
abhängig gemacht; und zwar in Bern und Schaffhauſen von der techniſde⸗ 
Dualification des Meifters (er ſoll feinen Beruf orbnungsmäßig erlernt ot: 
eine beftimmte Zeit felbftftändig ausgeübt haben), in Zürich und Baſelland um 
von ver politiſchen Rechtsfähigkeit. 

3. Es ift die Schriftlichkeit des Lehwertrages vorgeichrieben, und iol 
diefer nur mit den Eltern oder Bormündern folcher Kinder gejchloffen merke. 
welde die Alltagsſchule abfolvirt haben. 

4. Findet fi) die allgememe Verpflichtung des Lehrherrn, ta 
Lehrling gehörig anzulernen, nicht zu häuslichen Dienften zu mißbrauchen, zus 
Beſuch des noch zu abfolvirenden (Feiertage) Schul- und Religionsunterrich 
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oubalten, ımb die Berpflihtung des Lehrlinge zum Gehorfam gegen 
da Meifler und feinen Stellvertreter. 

5. M eine Probezeit von 14 Tagen feftgelegt. 

6. Finden ſich Beſtimmungen über die Zahlung des vereinbarten Lehr⸗ 
gelde8 (3 Termine, Verlängerung ver Lehrzeit, wenn fein Lehrgeld bedungen). 

7. Die Frage der Lehrzeit richtet fich nach Verabredung und in Er⸗ 
manglung derjelben nach Handwerksbrauch. Ä 

8. Sind die Bedingungen angegeben, unter denen die Aufkündigung 
38 Bertrages reip. die fofortige Aufhebung des Verhältniſſes von beiden 
Seiten oder von einer ftattfinden darf. (Die Aufzählung der einzelnen Fälle 
türfte von feinem Intereſſe fein). 

9. Eind die Entfhädigungsanfprüde refp. Lebrgelprüdzahlungen 
!, bis ?), des Lehrgelds) für ſolche Bälle normirt; und zwar unter beftimmten 
stiften, in denen die Anfpriche geltend gemacht werben können. 

10. If dem Lehrling das Recht gegeben, ein Zeugniß (einen Lehrbrief) 
ber feinem Ausſcheiden aus dem Verhältniß zur erlangen. ' 

Wenn ih nun noch binzufüge, daß befondere Behörden, — technifche 
Zachverſtändige — nirgends bezeichnet find, fo babe ich Ihnen den Inhalt der 
kt. Gelege über den in Rede ftehenden Puntt jo ausführlich mitgetheilt, als 
5 fir diefe Berfammlung wohl wünfchenswerth fein dürfte — Bon einer im 
Oang befindlichen Reform diefer Gelege feheint aufer in Züri, — wo 
man aber, wie gefagt, nur nad Art der deutſchen Gewerbe- Orbnung, noch 
weniger präciſe Beftimmungen in Ausficht genommen bat — fir jest nirgends 
de Rede zu fein; und es ift mir auch in der fehweizerifchen Preſſe noch feine 
engebendere Discuffion dieſes Thema's aufgeftoßen. 

Wie weit nun diefe Gefege in der Prarid noh ausgeführt werden, 
rüber vermag id; Ihnen, meine Herren, feine Auskunft zu geben. Die that⸗ 
ſchliche Entwidlung des gewerblichen Lebens iſt ja dort die gleiche wie hier; 
md der fabritmäßige Betrieb hat natürlich viele für das Kleingewerbe be- 
fimmten Borfchriften vielfach illuforifch gemacht; und Befimmungen über jugend- 
le Arbeiter in Fabriken mußten ober follten an die Seite oder an die 
te der Lehrlingsgeſetze treten. Wie Ihnen aus der Preffe (vgl. Hildebrands 
Ahrbücher f. Nationaldconomie, Iena. Jahrg. 1873. I. ©. 113 ff. v. Scheel, 
die dabrikgeſetzgebungen der Schweiz, ebenbafelbft IT. 77 fj. 3. Neumann, En: 
tet über Fabrikgeſetzgebung. Mittheilungen in der „Concordia u. |. mw.) 
belunnt ſein wird, iſt in mehreren Schweizer-Cantonen dies auch geſchehen: 
Zürich, Baſel?Stadt und Baſel-Land, Glarus, Aargau, St. 
Gallen Haben geſetzliche Vorſchriften über SFabriffinder, welche namentlich 
a den Schup der alltagsſchulpflicht igen Kinder gegen Fabrikarbeit 
md auf die Einſchränkung der Kinderarbeit auch noch eine Reihe von Yahren 
nd der Alltagsſchule Hinauslaufen. — In letzter Zeit ift dieler Zweig ber 
Antonalen Gefeggebung ins Stoden gerathen, weil man ein Eidgenöſſiſches 
Nadrifgefeg erwartet, zu welcher Art. 34 der Bundesverfaffung die Central: 
behörden für competent erflärt. Ein Entwurf dazu Tiegt auch fchon feit dem 
engen Jahre vor, welcher folgende Beftimmungen in Ausfiht nimmt: 

1. Berbot der Arbeit in Fabriken für Kinder unter 14 Jahren. 

2. Bom 14. Jahre an (bi wann?) foll die Arbeit zufammen mit 
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dem Schul: und Religionsunterriht nicht mehr als 10 Stunden in Anfpres 
nehmen. 

3. Leute unter 18 Yabren follen nie Nachts und Sonntags beſchäftig 
werben. birfen. 

4. Der Bundesrath kann in beftimmten Fabrikationszweigen Kinderarben 
ganz verbieten. 

Dies find die noch in der Luft ſchwebenden Anfäge zu einer Eidgens't: 
hen Regelung ber Arbeit jugendlicher Perſonen; die, wie geiagt, ve: 
faffungsmäßig nur bei der Kabritarbeit eintreten Tann; während die übt 
Oewerbegeleßgebung den Cantonen geblieben ift, deren Thaͤtigkeit im dieſer & 
ziebung gegenwärtig noch nicht in bemerkenswerther Weiſe auf den Buntt x: 
richtet ft, der und bier interefltrt. 
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Referat 
von Dr. 3. Brindmann (Hamburg) über das 
Lehrlingswefen. 


Meine Herren! Geftatten fie mir, ebe ih mich zu der mir geftellten Auf⸗ 
ak wende, Ihnen einen Gruß zu fagen von dem Manne, der vor mir berufen 
ar, an diefer Stelle zu reden. Herr Dannenberg bat mid, als ich ihn vor 
mgen Tagen an feinem Krankenlager beſuchte, gebeten, Ihnen zu jagen, Ste 
ishten wicht glauben, daß er lan fer in der gemeinfamen Arbeit an den focial- 
itiihen ragen. Sie möchten nicht glauben, daß er fahnenflüdhtig werden 
Ale. Sobald er von der Krankheit, die ihn jetzt feit ſehs Monaten an das 
“ aan genefen fein wird, wird er, wie er hofft, an Ihrer Arbeit wieder 
xil nehmen. 

Meine Herren! Bon den drei Fragen, welche den Gutachtern vorgelegen 
ben bei Abfaſſung ihrer‘ Arbeiten, ift e8 beſonders die erfte, über welche Die 
Nihten der Gutachter übereinftimmen. Die Frage lautet: Welche Verände⸗ 
nen haben fich feit Auflöfung der alten Gewerbeverfaflung in der Lage der 
nlinge in Deutfchland in der Groß und Klein-Induftrie vollzogen ? 

Während in Ginficht der zweiten Frage: Welche Berbeflerungen können mit 
Tag durch die freie Thätigfeit won einzelnen Arbeitgebern, fowie von Arbeiter: 
m Irheitgebervereinen angebahnt werden? wie in Bezug auf die dritte Frage: 
% Inn die Gefeßgebung fördernd und anregend oder zwingend wirken? die 
temumgen der Gutachter zum Theil weit auseinandergeben, herrſcht in der erften 
tage eine Uebereinftimmung, welche wohl die Annahme geftattet, daß die behaup⸗ 
en Thatſachen der Wirklichkeit entiprechen. Allgemein ıft in den Gutachten Die 
nge über den Rückgang der gewerblichen Leiftungsfähigkeit; allgemein wird ein 
ſentlicher Grund dieſes Rüdganges gelucht in dem Verfall bes Lehrlingsweſens, 
der moralifhen und gemwerblihen Berwahrlofung der Lehrlinge. Nur in 
ug auf die legten Gründe dieſes Verfalls gehen die Meinungen auseinander. 
mge der Herren Gutachter knüpfen an an die Gewerbeordnung felbft: fie 
Sen meiner Anficht nad) in dem legten äußeren Anftoß zum Verfall den Grund 
8 Verfalls felbft. Ueber die Einzelheiten, wie diefer Verfall in bie Erſcheinung 
tt, haben ſich hinſichtlich des Handwerks die Herren Köppen und Brandes aus 
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Berlin beſonders eingehend ausgeſprochen, hinſichtlich der Fabrikinduſtrie Herr Ca ı 
Roth in Chemnig, Fabrikbefiger Friedrich von König in Oberzell, Fabü 
befiger Dr. Carl Möller in Bradwede. Den letzten Gründen auf die Er 
gegangen ift aber ganz befonderd Herr Julius Schulze Er kommt zu einer Ani 
die der meinigen vollkommen entipridht; er jucht den legten Grund der In 
wälzung im Lehrlingsweſen in der gänzlichen Loslöfung von dem inneren Juan 
Bang mit dem Gewerbe in feiner Gefammtheit. Er führt aus, daß frühe de 
geſammte Gewerbe den Lehrling aufnahm, der Meifter gewiſſermaßen nur ul 
Vertrauensmann einer gemwerbepolitichen Organifation fungirte, und ver Lehrlıs 
feinerfeits, um in das Gewerbe recipirt zu werben, feine Befähigung dazu dur 
die Lehrlings-, Ipäter die Gefellen- und Meifterprifung nachzuweiſen hatte. 
Diejer Gefichtspuntt, der eine der Quellen bildet, auß denen das Zunftweh 
noch bis in unfer Jahrhundert hinein eine gewiſſe Eriftenzfähigfeit und Criten 
berechtigung ſchöpfte, mußte allmälig aufgegeben werden. Nicht erſt das Jahr 15% 
mit dem Nothgewerbegefeg und 1869 mit der Gewerbeordnung des Norbdariät 
Bundes gaben hierzu Anftoß; fie befiegelten nur eine allmälige Auflöfun ® 
fib ſchon vor einem Vierteljahrhundert zu vollziehen begonnen hatte. a 
Schulze führt dies in feinem Gutachten fo trefflih aus, daß ich mid dm 
beziehen kann und mid kurz über die Fragen fallen barf, wie die Aufies 
der Eingelgewerbe als organiſcher Gelammtbeiten nicht mehr mit der mein 
Productionsweiſe zuſammenſtimmte; wie die Bildung ganz neuer Gewerke, 
Hereingreifen der Maſchinen, die genoſſenſchaftliche Thätigkeit, ver Benz 
Gewerben auf Grundlage eines Actienunternehmens und wie manche an 
neuere Yormen des Gewerbebetriebs den Berfall der alten gewerbliden Gin 
noch fich ziehen mußten. Der Schluß if dann der, daß der Lehrmertug u 
das ganze Lehrverhältnig den Theil öffentlichen Rechtes, der ihnen früher anba 
eingebüßt haben und zu einem reinen Privatverhältniß und Privatvertrag gem 
find. Un diefe Veränderungen knüpfen fich die befannten und von ben Gmakt 
im Einzelnen aufgeführten Exfcheinungen, daß der Lehrling dem Lehrherm : 
über nicht mehr in dem früheren Berhältni fteht; daß der Lehrherr nicht 
als Erzieher des Lehrlings wirkt, ihn nicht mehr in feinem Haufe wohnen, 
an feinem Zifche eſſen laͤßt. Mehr und mehr wird der Lehrling zurädg 
in die Stellung eine jugendlichen Arbeiter. Cr bekommt freilich noch 
Lohn dem Worte nah, ber That nach aber wohl: es wird ihm Lohn ge 
in der Form des Koftgeldes. Dieſes immer größere Umſichgreifen der Loel 
des Lehrlings von der Familie des Lehrherrn ift beſonders beftätigt worben 
die Erfahrungen der jüngften Enquéête. Ich kann natürlich nur darüber urike 
joweit dieſe Erfahrungen in die Veffentlichleit gebrungen find; in Ham 
jevenfalls haben wir das conftatiren fünnen. Zu untericheiden ift aber, 
Herr Schulze hat das in feinem Gutachten mit vielem Erfolg gethan, jr‘ 
den beſonderen Berhältnifien des Lehrlingsweſens im Kleingewerbe, mo die 
wähnten Thatſachen beſonders klar bervortreten, und den Berhältniflen ın 
Großinduftrie, die ja mit älteren Vorkommniſſen nicht zu vergleichen find. 
Die directen Folgen der Loslöfung des Lehrlings von der Gefammtbe: ' 
Gewerbes treten beſonders in zwei Anfchauungen zu Tage: einmal auf St 
des Lehrlinge, ein andermal auf Seiten des Lehrherm. Der Lehrling =" 
immer mehr gemöhnt, feinen Vertrag als einen vein privatrechtlichen aufufı 
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ee mr den Maßſtab anzulegen: was nk mir die Sade ein? Es kommt 
‘a, daß er, an einem gewiflen Zeitpunkt jeiner Lehre angelommmen, eben an 
dem Zeitpunkt, bis zu welchem er von dem Meifter nur empfangen bat, wo er 
fängt, dem Meifler zurüdzuzahlen, daR er ſich da fagt: jet ift es vortheil- 
bafter für mich, wenn dieſes Berhältnig gelöft wird. Folge davon ift der immer 
hr um ſich greifende Bruch des Lehrvertrage. Andererſeits aber kommt ber 
Hafer, von ganz demſelben Geſichtspunkt ausgehend, indem er nur den Mafftab 
Geldverdienſtes an das Lehrverhältniß legt, dazu, ſich zu fagen: wozu Lehre 
md erziebe ich den jungen Menſchen? Ich will Vortbeile von ihm haben. Der 
srberr drüdt den Lehrling mehr und mehr in die Stellung des jugend- 
em Arbeiter berab, und e8 wird in Folge davon dieſe Grenze, bie wir 
idarf embalten müſſen in der Betrachtung des Gegenftandes, die Grenze zwilchen 
m Lehrling, der ım Betrieb eines beftimmten Gewerbes praftifch unterrichtet 
sten ſoll, und dem jugendlichen Arbeiter, der eben weiter nichts will, als feine 
gendlice Arbeitäfraft beftmöglichft verwerthen, ohne daß er die Abficht hat, 
mad Beftimmtes ganz zu erlernen, — dieſe Grenze wird ın der Wirflichfeit mehr 
xD mehr verwiſcht im Gewerbe. Alfo auf der einen Seite immer bäufigerer 
uh des Lehrvertrags, auf der andern Seite Ausbeutung des Lehrlings, die 
u de traurigſten Folgen bat für das ganze Gewerbe, indem natürlich der: 
ax Yehrling, der nicht bis zu einer gewiſſen Selbſtändigkeit von dem Lehr: 
rm krangebtldet worden ift, nach Beendigung des Lehrverhältniſſes einen unvoll- 
mmenen Arbeiter abgibt, der zur billigerem Lohn arbeiten muß als der voll- 
ung ausgelernte Arbeiter. Damit erfolgt alfo ein übermäßiges Angebot der 
mollommenen Arbeitöfräfte, und e8 wird wieder indirect gedrückt auf den Lohn 
tr tollftändig ausgebildeten Arbeiter. 

ei diefem ganzen Berbältniß ift aber noch etwas Anderes zu berückſichtigen, 
» die Herren Öutachter weniger erwähnt haben: das tft nämlıd, die traurige 
söbeutung der Lehrlinge dur die Eltern der Lehrlinge ſelbſt. Dies ift eine 
t wirflamften Urſachen des Rückganges der Lehrlingsausbildung. Es liegt im 
keren Intereſſe der Eltern, wenn der Knabe feinen Pflichten der Vollsſchule 
xnüder genügt hat und der Staat ihm die regelmäßige Arbeit um Geld 
tattet, ihn alsdann mit beranzuzieben zur Ernährung der Familie. Der 
ne wird alfo in bie Lehre gegeben, aber nur dahin gegeben, wo er gleich 
8 verdient. (Rufe: fehr richtig!). Wir werden ſpäter jehen, daß dieſe Auf: 
"on zugleich einen Fingerzeig gibt zu einem der Mittel, durch welche Lehrlinge 
den Gewerben heranzuziehen und in der Lehre feftzubalten find; die Lehr⸗ 
ren müſſen nämlih, um eben jenem üblen Au&beutungsfuftene der Eltern 
rerzukommen, die Zahlung eines Lohnes an bie Lehrlinge auf ſich nehmen. 
Frankreich Tiegen diefe Dinge ebenfo, wie bei und Aus Paris find Klagen 
annt geworben von Fabrikanten, aus dem Gebiete der Möobelinduſtrie und 
m Befleivungögewerbe, daß es abfolut unmöglich fei, aus Paris ſelbſt Lehrlinge 
tonzuziehen, daß fie ihre Lehrlinge in der Provinz fuchen müßten und ſchwer 
' nötige Anzahl befommen tönnten, weil diejenigen Betriebe, die jugenbliche 
fetter verwenden Können, die jungen Menfchen aus Paris beranziehen, fie gleich 
jahlen, dadurch die Eltern befriedigen und fomit den Gewerben und Gemerb- 
!benden, welche die befte Abſicht haben, Lehrlinge heranzubilden, die Ausführung 
der Abſicht unmöglich machen. Nun, meine en! Alles dies find Erfcheinungen, 
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die, wie ich ſchon betont babe, keineswegs erſt von 1869 ber datiren. € 
Haben unter den Gutachten ganz fpecielle Belege aus dem Buchdruderganerbe ı 
der Aniprache Rihard Härtels, welbe Ganguin im Anbange zu feinem Ge 
achten abdruden läßt, und die aus der Zeit vor 1869 datirt. 
Anders aber als in dem Kleingewerbe geftaltet ſich das Lehrlingsweſen 
den Fabriken. Herr Schulze hat das befonders ausgeführt, nachgewieſen, wie d 
Fabriken in der Wegel gar Fein Intereſſe daran haben, ven Lehrling zu ex 
gewifien gewerblichen Selbftändigfeit heranzubilden. Sp Zweck Tiegt darin, de 
Lehrling für gewiſſe Theile ihres Fabrikbetriebs auszubilden, ihn alfo zu gie 
möglicher Vollkommenheit in einzelnen Specialitäten beranzubilvden, und bike 
Zweck können fie mit beträchtlichen Opfern und ın völlig Ioyaler Weile erftrehe 
und erreichen. Sie haben den Lehrling vielleicht zu einem ſehr tüchtigen Wr 
glieve ihres Etabliſſements gemacht, einen Borarbeiter, Werkmeiſter in ihe 
gewonnen, der auf folde Weife in der Fabrik ausgebildete Lehrling ift a, 
wenn diefer Yabrikbetrieb einmal aufhört Durch irgend eine geichäftliche Conjuste 
— 8 können ja rein private Verhältniſſe des Fabrikunternehmers ſein, x & 
zwingen, den Betrieb einzuftellen, — fchwer in der Lage, gleich anderius 
eine paflende Stellung einzurüden, geſchweige denn irgend wie ſelbſtändig 7 
arbeiten. Alſo ganz richtig iſt e8 nicht, daß das Fabrikweſen Lehrlinge ibe 
haupt nicht ausbildet: es bildet fie nur nicht aus allgemeinen game 
Rüdfichten, fondern aus Rücſicht fpeciell auf die VBebürfnifle der einzelnen setr! 
unternebmer aus. Meine Herren! Ich will bet allen diefen Uebelftänden nicht In 
verweilen, weil ber britte Theil meines Referate8 mir der wichtigere zu fan Ihr 
aber ich kann nicht umhin, Sie darauf aufmerffam zu maden, was nach 
Anficht bisher nicht genug betont wurde, nämlih daß der Hintergrmd 
anzen Rücdganges in ber Probuctionsfähigkeit des beutichen Gewerbes mit! 
—* iſt allein da, wo man ihn bisher ſuchte, alſo, zu geſchweigen von der 
werbe⸗Ordnung, nicht in den Mißſtänden im Lehrlingsweſen allein, wir 
Doch auch in Betracht ziehen, daß vom Ende des vorigen Jahrhunderts a 
allmäliges Sinken der techniſchen Leiſtungsfähigkeit in fehr vielen Gewerbe, 
beſondere in den Sunftgewerben im weiteflen Sinne, beroortritt bis zur 
dieſes Jahrhunderts, als die erfte Londoner Weltausftellung den Anſtoß ad 
einem Erkennen der eigenen Schwäche. Es läßt ſich das durch die Ci 
des Kunſtgewerbes ſpeciell — Die Mafchineninpuftrie nimmt bier natürlib 
Ausnahmeftellung ein — nachweiſen, daß ganz allmälig die techniſche ar 
ber Gewerbetreibenben verkümmerte. Bieled, was fie noch wußten am Erde 
vorigen Jahrhunderts, ift ihnen um bie Mitte dieſes Jahrhunderts fo voll 
entſchwunden, daß fie gar nicht mehr in der Lage find, fich zu befinnen, w 
das wohl vor 50 Jahren gemacht haben. Dieſes Verfümmern und Em 
des Gewerbes ift nicht nur in Deutichland zu Tage getreten, fondern eben) 
in Frankreich. Der Unterſchied liegt nur darin, daß man fi) in Frankreid 
Bierteljahrhundert eher diefed Verkümmerns und Verarmens bewußt gem‘ 
ift, als in Deutſchland. Man fängt in Deutſchland erft feit fünf bis 
Jahren an, aus diefem Schlafe aufzuwachen: im Frankreich iſt man ter 
bi8 40 Jahren an diefe Arbeit gegangen. Wefentlich deshalb find bie dran 
heute in der Lage, in ihrer Induftrie die Deutſchen zu überflügeln, un 
werden noch geraume Zeit brauchen, ehe wir dieſen Borfprung der drar: 
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migehelt haben. Ich kann mich Bier auf einzelne kunſtgewerbliche Beifpiele 
mit einlaſſen, es würde das auferhalb des Rahmens dieſer Berfammlung 
liegen: aber es ließe ſich mit Jahreszahlen bezeichnen, wann die Franzoſen be 
gonnen haben, diefe und jene verlorene Technik wieder aufzunehmen, und zwar 
m mn neue Technifen, nur für Luxusgewerbe, ſondern Handgriffe in be- 
dimmten Gewerben, wie die Schmiedekunſt, die Holz-Induftrie, während wir 
Deutſche erft jetzt allmälig uns befinnen, daß wir vor hundert Jahren das auch 
oben machen können. Alſo ift es ganz natürlich, daß diejenigen Geſellen und 
kehrlinge, die herangebildet find von Meiftern, deren kigene Lehrzeit in die Zeit 
dieſes Verfalls der Gewerbe fiel, nicht in vollem Umfange den heutigen An- 
federungen genügen können. Wir meſſen heute die Anforderungen, die wir 
elen, mt dem Maßftab deſſen, was und durch die Handelöfreiheit von andern, 
ginftiger geftellten Völkern geboten wird, und wir müſſen finden, daß eben auch, 
anere guten Arbeiter durchaus nicht in dem vollen Umfange genügen können, 
ihon deswegen nicht, weil ihre Zahl zu Hein ift, um den neuen Bedürfniſſen 
u entſprechen. Alſo dieſen Hintergrund des Rückganges in unferer Leiftungs: 
übigfeit müfjen wir im Auge behalten, um nicht die fpecielen Fragen, die und 
eute beibäftigen, im ihrer Tragweite zu überſchätzen. 

Meine Herren! Ich wende mich jet zur zweiten Frage: Welche Verbeſſe⸗ 
mm mit Erfolg durch die freie Thätigfeit des Einzelnen hervorgerufen werben 
Ku. Da geht nun die Anficht der Mehrzahl der Gutachter dahin, daß Das 
verpreifelt wenig ift. 

Es werden allerdings einige ſpecielle Vorſchläge gemacht, aber im Großen 
md Ganzen meint man doch, daß auf dem Wege ber gegenwärtigen Geſetz⸗ 
pbung ein erfreuliche Ziel nicht zu erreichen ift, und zwar geht nicht nur die 
Infiht Derer, die vom Staate mehr fordern, als man billiger Weile ihm be: 
fen kann, fondern auch die Anficht derer, welche die Selbftbülfe auf ihre 
ahne geichrieben haben, dahin, daß in den heutigen Gefegen eine Beengung und 
xhinderung Liege, das zu thun, was gethan werden muß durch freie Thätigfeit des 
anzelnen. Ich werde nachher Gelegenheit haben, einzelne Beiſpiele anzuführen. 
Bollte ih mın dieſe frage beantworten, dieſe zweite Frage, da, wo es am 
ütbigften ift, fie zu beantworten, fo müßte ich bier eine Moralpredigt halten: 
a ich aber bier zu Männern rede, welde, von wenigen Ausnahmen abgeſehen, 
me Lehrlinge heranzubilden haben, kann ic, glaube ih, dieſen Gegenftand 
begeben. Sch will daher nicht von den moraliichen Pflichten des Lehrherrn 
m tehrling gegenüber, nicht von väterliher Zucht und Ermahnung u. w. d. a. 
preben, fondern ich wende mich bier zu rein praftifchen, im äußeren Leben er- 
aumbaren Maßregeln, welde der Einzelne, zunächſt ganz abgefehen von feinem 
zuſammenhang mit einer Verbindung von Arbeitnehmern oder Arbeitgebern, 
reiten fanıı, um eben der jegigen Verwahrloſung des Lehrlingsweſens zu feuern. 
kh babe bereits angedeutet, daß die Lehrlingslöhnung ein wefentliches Mittel 
R, indem dadurch dem Streben gemiffenlofer, leider ſehr zahlreicher Eltern von 
chrlingen nach Ausbeutung der jungen Arbeitskraft ihrer Kinder ein Damm 
ktgegengejegt wird. Auch die Lehrlinge werden dadurch in die Lage kommen, 
böchentlich ein, Kleines nach Haufe zu bringen zur Beitreitung der Unterhaltungs 
öten der Familie. Es ift Dies auch ſchon in mancher Hinficht anerfannt worden, 
% wird ſchon von einzelnen Gewerbetreibenden auch, ganz abgefehen davon, ob 
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der Lehrling im Haufe des Meiſters Unterhalt und Koſt erhält, dem Lehrlin 
eine Heine Lohnung gezahlt. Einige Lehrherren wollen fich nicht gern dazu ver: 
fteben, Lähnung zu jagen, fie nennen es lieber Tafchengeld. Die Hauptiade it, 
daß der Lehrling Geld nach Haufe bringt. 

Mit diefer Zahlung von Lehrlingslöhnung ift noch eine andere Möglihtr 
verbunden, ein Vlittel gegen den Contractbruch des Lehrlings. Es iſt ſchon ım 
verfchiedenen Einzelnen eingeführt worden und fpeciell dazu Anregung gegen 
durch den deutihen Baugewerkverein. Ich babe bier ein Formular des te 
vertrag® des Berbandes deutſcher Baugewerksmeiſter; darin findet fih in 
folgender Paſſus: 

Der Lehrling erhält einen feinen Leiftungen angemefienen Lohn. Bon der 
Lohn werben jedoch zur Bildung einer Caution im eriten Jahr wöchenilich 2: 
Reichöpfennig, im zweiten Jahr wöchentlich 30 Reichspfennig, im brittn KH 
wöchentlid 40 Reichspfennig einbehalten. Der jo angefammelte Fonds mr. 
joweit er nicht durch etwaige Sonventionalftrafen verwirkt ift, bet orbuund 
mäßiger Auflöfung des Lehrverbältniffes an den Lehrling ausgezahlt. Daten. 
daß die Lehrherren fich bereit erflären, den jungen Lehrling fchon zu bezate 
haben fie demnach ſelbſt ein Mittel in der Hand, ſich gegen die Folgen 't 
Eontractbruches zu fihern, und daß es möglich ift, Diefen Lohn zu zahlen, jas 
eben der Fall, daß es von einzelnen Gewerbtreibenden in mehreren Gem 
geſchieht. Das Ganze ift ja nur ein Nechenerempel: auf der einen Sei ini 
der Lehrling dem Lehrherrn zahlen, was er ihm ſchuldet, nicht in Form u 
Geld, jondern in Form von ohne directen Lohn geleifteter Arbeit. Er fol der 
Lehrherrn zurückzahlen, was diefer ihm an Koft und Wohnung gibt, oder ı 
an Koftgeld, er fol ihm ebenfo ein Lehrgeld entrichten und wird ihm burd 
feine Arbeit auch entrichten, was der Meifter ihm in Form eines Lohnes ver 
anszahlt. Der Ball ift fehr denkbar, daß der Lehrherr vorzeitig Lohn at 
d. 5. ſchon Lohn zahlt, wenn ber Lehrling noch nicht verdient: dadurch z" 
natürlich der Lehrling in die Lage kommen, dem Meiſter ſpäter eine Yat ls 
um geringeren Lohn zu dienen, als er fonft dienen würde, wenn er bem Huf 
das Yehrgeld baar ausbezahlt und nicht von Anfang an vom Meiſter Lohn : 
Balten hätte. 

Zweitens ift hier ein Borfchlag zu erwähnen, der früher von Dr. Gen! 
im Jahrgang 1873 des „Arbeiterfreund” ausgeführt worden if. Geniel® 
in dieſem Aufſatz in überzeugender Weife bie Antwort auf eine ber rad? 
gegeben, welche im Brogramın der jüngften Reichdenquöte geftellt if. Es hande 
fih um Frage 13: „Läßt fih eine Entfchädigung für eigenmächtige Löſung de 
Lehrverhältniffes unter Berüdjichtigung der Zeit, für welde der Lehrling m 
gebunden war, auf beftimmte Säte feftftellen ?“ Ich babe ſelbſt einer ſolde 
Enquste-&ommiffion beigewohnt, ich weiß, daß Diele Frage immer viel Fu" 
zerbrechen gemadıt hat. Hätten die Herren den Auflag von Genfel geld“. 
fo würden fie gefunden haben, daß es keineswegs fo ſchwer ift, Dice CAM 
wenn nicht in concretn Summen audzudrüden, jo doch mittelft einer let ı 
Löfenden Formel im Voraus feftzuflellen. Weiner Anſicht nad Tiegt aber ted 
eine gewiſſe Gefahr darin, dem Lehrling in jedem Augenblid ganz Har zu fax. 
wie es Genfel will, wie hoch ſich das beiderfeitige Soll und Haben beläuft. 
indem Lehrherr und Lehrling jeder ein Contobuch haben follen, worin ganz gem? 
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Luh geführt wird über den jevedmaligen Stand. Wenn das geihähe, würde 
eden der Lehrling ganz genau willen, in welchem Moment er am vortheilbafteften 
den Contract brechen könnte. Es ift allerdings ein guter Rath, zu jagen: 
die Parteien follen wirthichaftlich rechnen Iernen; aber wie die Berhältniffe unter 
der gegenwärtigen Geſetzgebung Liegen, würde der Lehrling durch dieſes Yernen 
aoch eher zum Bruch des Lehrvertrags kommen, als ſchon ohne dies. Es wird 
uni, und die Erfahrung mit den Lehrvertragsbrüchen beſtätigt Died, der 
tenragebruh dann für den Lehrling am vortheilhafteften fein, wenn die Summe 
x vom Weifter ihm gewährten Koſt einichlieplich des etwa gegebenen Taſchen⸗ 
xides balancırt mit Der Summe des Ertrags der Arbeit, welche der Lehrling 
ia Meiſter bisher geleiftet hat, alfo wenn der Lehrling anfängt, fein Lehrgeld 
Auarbeiten. Es entipricht diefer Berechnung, die Genfel im Einzelnen vor: 
zelch durchgeführt hat, auch die Thatſache, die bei der Enqute ermittelt 
zur, Daß Die meiften Lehrvertragsbrüche nicht gegen Ende der Lehrzeit ftatt- 
finden, wenn der Lehrling ſchon etwas abgetragen hat, ſondern mehr gegen 
Aue der Lehrzeit, eben dann, wenn der Lehrling anfängt zurückzuzahlen, wenn 
it ſoviel vom Meiſter ſich bat geben laſſen, in der einen oder andern Form, 
ax irgend möglich ift, alfo um Die Mitte herum, meijt gegen Anfang ber 
euen Hälfte der Yehrzeit. Dann freilih, wenn der Meifter auf irgend eine 
Sie gegen willfürliches Entlaufen des Lehrlings gefichert ift, wird jene gegen: 
Ki Buchführung ein ganz vortreffliches Mittel fein, um die Höhe des Schadens, 
Elder entftehen wird, wenn der Lehrling zu einem andern Beruf übergehen 
cr aus einem andern Grunde den Meifter verlaſſen will, raſch zu ermitteln. 
Weiter haben wir e8 bier zu thun mit den Lehrlingscaſſen. Wie wollen 
Sie Diele einführen, zwangsweiſe oder freiwillig? Zwangsweiſe, das würde 
augerordentlihe Bedenken haben. Ich glaube nicht, daß man fi darauf in 
agend einer Weiſe einlaffen ſollte. Es würde noch viel jchlimmer fein, als bie 
dorderung, Die wenigſtens durch ſpecielle Vorkommniſſe motivirt werden kann: 
ap die Arbeitgeber zu den Krankencaſſen ihrer Arbeitnehmer zwangsweiſe bei⸗ 
tuern jollen. Die letztere Forderung wird ſich immer ftügen fünnen auf bie 
pramien, welche Die Arbeiter in geſundheitsgefährlichen Gewerben an ihre Ipecielle 
atanlencaſſe entrichten müflen, Prämien, die man billiger Weile dem Unter: 
schmer zur Laſt Iegen kann, für den fie dieſes Gewerbe betreiben; aber weiter 
u, und zwar Lehrlingscafien zwangsweiſe einzuführen, den Arbeitgeber ver: 
Ahten, für feinen Lehrling irgend Etwas einzulegen, was der Lehrling ale 
trimie erhalten joll, wenn er das Lehrlingsverhältniß richtig beendet hat, das 
ort zu weit; hierauf können wir nicht eingehen. Einer der Öutachter, Herr 
Xenig, der fpecielle Beifpiele zu ſolchen Fehrling&caffen gegeben hat, die im 
lehrigen außerordentlich lehrreich find, befürwortet allerdings Die zwangsweiſe 
Emführung folder Lehrlingscafien. Solche Lehrlingscafien find aber meiner 
Anfiht nach auch nur dann von Erfolg, wenn e8 fi) um Fabriken handelt, 
und wenn dieſe Fabriken ein Intereſſe Daran haben, die Arbeiter dauernd an 
ih zu feffeln. Gerade die Beifpiele, die König anführt, find Belege hierfür. 
nd wird 3. B. eingezahlt während der Lehrzeit des Lehrlings ein Meiner Beitrag 
don dem Lohne, den er erhält, an eine beftimmte Caſſe. Wenn ber Lehrling 
dann confcriptionspflichtig ift und feinen militärifchen Pflichten genügt, wird in- 
poilden weiter gezahlt von Seiten des Fabriketabliſſements. Damit iſt ein 
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ſtarkes Lockmittel für die Lehrlinge gegeben, nach Beendigung ihrer Militärdienſ 
zeit wieder einzutreten. Es ift auch nirgends gelagt, daß die erfparte Sum 
dem früheren Lehrling wieder entzogen wird, wenn er nicht wieder arbeiten wil 
oder innerhalb kurzer Zeit austritt. Es wird aljo völlig Ioyaler Welle ve: 
fahren. “Dergleichen bleibt aber immer eine Einrichtung, welche in® Leben : 
rufen dem einzelnen Fabrikunternehmer, dem einzelnen Gemerbtreibenden ii 
feinen Wirkungstreis überlaffen werden muß. Dabei muß es fein Beman: 
haben. Ich glaube, die Geſetzgebung hat ſich in irgend einer Weiſe nicht dam 
zu befallen. 

Eine weitere Frage, die der Bewahrung vor Weberlaftung des %ehrl:z 
duch häusliche Arbeit, jowie vor Ueberanftrengung der jugendlichen Sräfte, tal: 
zum Theil in das Gebiet der moraliſchen Pflichten des vehrherrn gegenüber der 
Lehrlinge. Diefe Trage ſoll und bier weniger beichäftigen. Die Ueberbintu:; 
der Lehrlinge mit häuslichen Arbeiten kommt im Weſenilichen nur da in dur 
wo die Lehrlinge beim Meiſter wohnen. Die Fälle dieſer Art werben ar. 
immer feltener. Abgefehen von den Fällen, wo, wie beim Bäder-Gewerk, : 
Art des Betriebes das Wohnen des Lehrlings und auch des Gefellen im fe 
des Meiſters erfordert, ift die Zugehörigkeit des Lehrlings zum Haushalt 
Meifters nur noch bei ſehr kleinen Betrieben die Regel. Auch hat die jürs* 
Enquete ziemlich allgemein gezeigt, Daß jener Mißbrauch des Lehrlinge zu ri: 
gewerblicyer Arbeit nicht fo zahlreich und fo häufig vorfommt, wie man vide! 
glaubt. Ich fürchte, daß ein weiteres Eingehen auf die bier nahelyere 
Tragen uns in ein dem heutigen Thema fernliegende8 Gebiet führen Fünnte, © 
das Gebiet der Maßregeln zum Schuß jugendlicher Arbeiter. Freilich ein hit 
wichtiges Capitel, welches einer der Herrn GCorreferenten ja auch in Form tur 
beftimmten Rejolution auf die Tagesordnung gebracht hat; ich fürchte aber, de 
wir von dem eigentlichen Ziele unferer Beutigen Thätigleit ablommen, und x 
möchte daher mich auf diefe Trage nicht weiter einlaffen, um fo weniger, * 
eben die Beftimmungen der jegigen Gewerbe-Orbnung zum Schutze jugendi# 
Arbeiter jelbft fo außerordentlich beftritten und in mehrfacher Hinficht der Kr 
bebürftig find. Es würde daher nicht genügen, dem Einzelnen die Pfliht © 
zuerlegen, für feine Lehrlinge diefelben Vorſchriften zu befolgen, wie fie geick 
für Fabrikarbeiter gegeben find. Diele ganze Frage möchte ich aus dem Kabr* 
der heutigen Berathung berausichälen und emer fpäteren Berathung tm 
halten wiſſen. 

Dann wäre bier die Erleichterung des Fortbildungsſchulbeſuchs durch :" 
Lehrherren zu erwähnen. Da ich noch über Fortbildungsichulen am Schluß N 
Referats reden werde, fo deute ich dies nur an und verbreite mich hier nt 
weiter darüber. 

Wichtiger wird fchon die zweite Frage: Das iſt die freie Thätigfat I 




























es der mit Entſchiedenheit vertretene Standpunkt vieler Arbeitgeber ift, dad Yir 
lingsweſen fei überhaupt gar keine Sache der Arbeiter, es ſei ausſchlieck 
Sache der Arbeitgeber. Ich überlafle es dieſen Herren, diefe Anfchanung Te 
theoretiſchen Standpunkte aus zu vertheidigen und ftefle mich auf den Standrut 
der Thatſachen, und da muß ich conftativen, daß bie Arbeitnehmer ihre 
fi) längft darauf befonnen haben, daß das Lehrlingäwefen fie aud an: 
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Sie wiflen jehr wohl, daß die leihfinnige Handhabung der Lehrlingsheranbildung 
u anderer Seite fie aufs Schwerfte in ihrer Erwerbsthätigkeit Ichäbigt; fie 
miflen, daß eine Ueberfüllung des Marktes mit jchlecht herangebilveten Lehrlingen 
Ihren eigenen Lohn herabdrückt und fie der Ausſicht beraubt, mit dem Erlernten 
br gehöriges Fortlommen zu finden. Sie willen Das, nur haben leider ın 
Dentſchland die politiſchen Agitationen, Reichſtagswahlen und Alles was damit 
wiammenhängt, die Kräfte diefer Herren jo gründlich abſorbirt, Daß fie an dieſe 
srahifhen Fragen fehr wenig berangetreten find. Wir haben aber auch in 
Zatihland Beiſpiele des Beſtrebens von Seiten der Arbeitnehmer allein, Maß- 
wen zur Sicherung des Lehrlingsweſens einzuführen, wie ſolche in England 
vieben. Es Tiegen mir vor, um einige Beiipiele zu geben, die Statuten ber 
merfichaften der Holzarbeiter. Diele Gewerfichaften haben in dem Wochen: 
Natt „Die Union“ ihr befondereö Orgen, und find prononcirt jocialdemofratiicher 
Richung. Ste haben einen Paragraphen in ihren Statuten, worin fie die 
Regelung Des Lehrlingsweſens als Sache ihres Verbandes erklären mit dem 
keſonderen Zufag: „um eine Ueberfegung der einzelnen Fachgewerbe mit Lehr: 
Ingen möglihft zu verhüten“. Damit ıft eine Tendenz ausgeſprochen, welche, 
wie Herr Profefſor Brentano in feiner intereffanten Schilderung des engliichen 
ebrlingsweſens barlegt, bei den englilchen Arbeitern mit voller Schärfe zu Tage 
nt. Der Berband der Yuchbinder, auch focialdemotratiih, hat in 8 4 feiner 
Ziamten die Beflimmung: „Der Geſetzgebung des Verbandes unterliegt das Lehr: 
ngeweſen“. Er Spricht alfo von einer fürmlichen „Geſetzgebung“! Praktiich 
geworden ift viele Geſetzgebung aber auch ſchon in mehreren Fällen. Speciell befannt 
ft mir das Statut der vereinigten Schifjbauer in Hamburg und Umgegend. 
Sr lennen die Organifation der Schiffbauer, die eine der ftärfften innerhalb 
der ſocialdemokratiſchen deutichen Verbände iſt. Sie ift deshalb fo flark, weil 
ne eigentlich nichts Anderes iſt als die alte Zunft, die fi auch unter modernen 
Lerhaͤlmiſſen lebendig erhalten hat. Es läßt fih das fogar nachweiſen an ein- 
xinen Beſtimmungen, die weiter nichts find als eine Abſchrift aus den alten 
Zanftſtatuten, die vor 40 Jahren noch in Kraft waren. Alſo die vereinigten 
Etifibaner haben das Lehrlingöweſen volfländig in die Hand genommen, ben 
Arbeitgebern durchaus feine Stimme eingeräumt. Der 5 26 ihrer Statuten 
Sagt: „Nach Uebereinfommen mit Meifter und Schiffbauer darf die Zahl der 
tärburfchen micht überfchritten werden; nämlich die bedeutendſten Meiſter dürfen 
12, die minderbebeutenderen 4 Lehrburichen halten.” Weiter wird vorgefchrieben : 
‚ierjährige Lehrzeit, mit Berechtigung der Unterbrechung durch eine Seereife, welche 
mät in die Lehrzeit eingerechnet wird.” Die Meiſter werben aljo bier nicht 
gefragt, die Lehrlinge werden den Gefellen zugewielen, und dieſe haben jchon ein 
‚nterefie Daran, daß der Junge etwas lernt, weil fie nämlid in einem andern 
Paragraphen ihrer Statuten die Forderung vertreten: Gleicher Lohn für Alle! 
Auf diefe weitergehenden Forberungen, die ja zum Theil leider ſchwer ſchädigend 
auf das Schiffsbaugewerbe einzelner Städte eingewirkt haben, Tann ich nicht 
eingeben ; nur das will ich hervorheben, daß der Lehrling, der die von den Gefellen 
vorgeichriebene Meldung vernadjläffigen würde, fpäter nicht aufgenommen werben 
würde in den Schiffbauerverband, mit andem Worten, daß es für ihn abfolut 
nmögli wäre, wo Schiffbauerwerbände ihre Gartellverträge haben, irgend fein 
Untertommen zu finden. Da haben wir ganz ähnliche Verhältniſſe wie in 
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England. Auch die Gewerkvereine haben ſich der Beauffichtigung des Lehrlingt 
weſens wenigſtens in ihren Statuten angenommen; meines Wiſſens find fie noch 
nicht ſoweit gegangen, wie Die vereinigten Schiffbauer in Hamburg. Auch k 
den Buchdruckern find meines Willens ganz ähnliche Erſcheinungen zu Taz 
getreten; wenn ich nicht irre, ift die Thatſache, daß in Zeitungsdrudereien Ye. 
linge nicht gehalten werden dürfen, auch den Agitationen der Gehilfen zuzuſchreibe 
welche fich ganz richtig fagten, Daß bei der aufreibenden Thätigkett, die ſich ar 
wenige Stunden zufammendrängt, zum Theil ſogar Nachtarbeit erfordert, an 
georbnete vegelmäßige Weiterbildung der Lehrlinge unmöglich ift. 

Ich Habe mich Darauf beichränkt, dieſe Beiſpiele bervorzubeben; Andere vor 
Ihnen werden vielleicht in der Lage fein, diefe Reihe von Beiſpielen zu vervol 
ftändigen. Ich gebe fie nur, um zu zeigen, daß Arbeitnehmerverbände in Teure: 
land der Anficht find, das Lehrlingsweſen gebe fie aud) etwas an, und ich mat 
dieſe Anficht als entſchieden berechtigt erklären und bitte Diejenigen, melde ante 
Anfiht find, mir nachher ihre Gründe zu fagen, und mich in den Stand 
jegen, fie zu widerlegen. 

Weiter komme ich zu der Thätigkeit der Arbeitgebervereine. Da muße 
an den unglüdlichen Paragraphen der Gewerbe-Ordnung erinnern, der es at 
unmöglich macht, daß Arbeitgebervereine eine ſegensreiche Thätigkeit in Hutk: 
auf gewiſſenhafte Aufrechterhaltung der Lehrverträge üben. Es iſt merkwind: 
welche Hoffnungen man immer noch von der freien Thätigkeit der Arbeitgeber 
vereine begt, denen doch die beitehende Geletgebung jedes energiſche Borxi. 
unmöglih macht. Ich Habe vor einigen Tagen in einem in der „Concordi— 
abgedruckten Berichte der Berliner Enquöte von Dr. Stod die Behauptung geleſer 
„Ohne folde Mitwirkung der Handwerksmeiſter ſelbſt würden geſetzliche Ter 
fohriften in der Regel wirkungslos bleiben.” Meine Herren! Das ift fehr ſe 
gelagt, aber wo bleibt der 8 152? Ich kann Ihnen Rechtsſprüche bringea 
welde zeigen, daß Vereinigungen zum Behuf der Verhinderung von Bertup 
brüchen der Lehrlinge wie der Arbeiter unter diefen Paragraphen fallen, der ce 
jede Vereinigung, die irgendwie auf Erlangung günftigerer Lohn: und Arbe⸗ 
bedingungen gedeutet werden kann, illuſoriſch macht. Jedes einzelne Mini 
dieſer Vereine, welches man durch Sonventional= Strafen zwingen wollte, jas 
Berpflibtungen nachzukommen, würde auf Grund des 8 152 die Hagen 
Bereinsvorftände auslachen dürfen. So lange diefer Paragraph befteht, fur 
man daher von Arbeitgebervereinen nicht fordern, daß fie durch Selbſthülfe ve 
kommen Abbülfe fchaffen. 

Eine andere Thätigfeit können die Arbeitgeber auf dem Gebiet des Bildunzt 
weſens ausüben. Wir haben ſolche Beltrebungen ſchon in ver erfreulidiz 
Weile in den deutſchen Bauhütten, auch bei den Buchdruckern, indem dieſe Ari: 
geberverbände ſelbſtändige Fachichulen gründen, wo Fachkundige unterndte 
Bekanntlich ift e8 in unfern Gewerbe: und Fortbildungsichulen auferordentit 
ſchwierig, fachkundige Lehrer zu erhalten, die die allgemeinen Dieciplinen da 
Bebürfniffen der einzelnen Gewerbe anzupaſſen verftehen, und gerade bei birie 
Bereinsfachichulen ift Letzteres in glüdlicher Weile der Fall. Es ift ganz eimet 
Anderes, wenn ein Baumeifter, der ſechs Tage der Woche praktiſch auf fan 
eigenen Bau arbeitet, am fiebenten hingeht und den Lehrlingen Unterricht gi 
als wenn ein num theoretifch auf polytechniſchen Schulen gebilveter Mann Gewerlc 
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ſcalehrer wird und num ohne Zuſammenhang mit der Prartd den jungen 
rauen feine Anfichten vorträgt. Ich ſehe daher in den von Innungen und 
gwerblichen Fachvereinen unterhaltenen Schulen eine außerordentliche gute Zukunft 
fir de Hebung des Lehrlingsweſens. 

Dann find die Bereinscafien für Lehrlinge zu erwähnen. Ich kann mid, nur 
xeben auf das, was ich über Caſſen ın den Fabriketabliſſements geſagt babe. 
#ı allerdings auch denkbar, daß durch Vereinsthätigkeit Caflen geichaffen 
reden, Die dem Vertragsbruch entgegen arbeiten und dem Lehrling ein weiteres 
jonlommen erleichtern. Auch Lehrbriefe und Zeugniſſe, die in neuerer Zeit 
er in Aufichwung gekommen, find bier zu erwähnen. Alle viele Mittel 
um auregend wirden, fie erflreden ſich aber nicht auf den Kern der Ber: 
abniſſe, welche geordnet werden ſollen, und können nur dadurch dauernd ein- 
grad werden, Daß ihre Form auch mit lebendigem Inhalt erfüllt wird. Ich 
ıe mwähnt, daß auf der einen Seite Arbeitgebervereine behaupten das Tehrlings- 
den fer ausichlieglich ihre Sache, auf der andern Zeite Arbeitervereine ebenfo ent⸗ 
ieden das Lehrlingsweſen zu ihrer ausfchlielihen Domaine machen wollen. Ein 
nweg wäre meines Erachtens gefunden, wenn man dieſe beiden Anſprüche zu: 
amenbringen und eine neue Bereinigung aud Arbeitnehmern und Arbeitgebern 
‚sten fönnte. Mit diefem Gedanfen gelangen wir zu den fognannten „neuen 
zungen“. Meine Herren, ftoßen Sie ti) nicht an den Namen! Ich weiß, 
$ " Denfkchrift der Hamburger Commiſſion in die Welt gefchidt wurde, daß 
ie or dem Namen „Innung“ zurückſchredten. Wir find hoffentlich nicht jo 
at wie in Frankreich, wo „die Namen die guten Dinge tödten“. Berfabren 
r daber auch Hier nicht nach diefer Redensart und nehmen wir den Namen 
läufig nur als Bezeichnung eines Begriffes Hin, fir den und zur Zeit ein 
nerer Name fehlt! Ich muß bier nur gleich betonen, daß ich nicht der Anficht 
3 der Herren Correferenten bin, daß dieje neuen Innungen und die Einigunge- 
fer em und daſſelbe fein. Der Unterfchiev iſt haarſcharf zu zieben; die 
nung fan im einzelnen Falle Das Einigungsamt aus ſich hervorgehen laffen, 
ſes flieht aber auf einem ganz andern Boden. Der Herr Vertreter der Gewerk⸗ 
ine behandelt in feiner Reſolution das Einigungsamt gewifjermaßen als 
aenym mit der neuen Innung. Um das Irrige diefer Auffaffung zu zeigen, 
zu mir, wie das Einigungsamt fich bei und in Deutichland praftiich aeftaltet 
2 Im Statut der Gewerkvereine der deutſchen Mafchinenbauer beißt es 

2%: „zur Erledigung von Differenzen zwilchen Arbeitgeber und Arbeit 
Amer iſt ein bleibendes Schiedsgericht x. einzulegen“. Meine Herren! Da 
ten Sie eine Inftitution zur Erledigung von Differenzen, die neuen 
mungen nehmen aber gar feine Rüdjicht auf Differenzen, bie entftehen, 
dern wollen Berhältniffe regeln, über vie vielleicht gar keine Differenzen 
Tanden find. Das Einigungsamt der Schiffbauer in Hamburg beftebt zum 
heil aus Männern, die gar nicht dem Verband angehören. Die Innung foll 
lmehr ein organifirter Verband von Angehörigen eines Gewerbes fein. Den 
ten Beweis für meine Behauptung kann ich einem Bortrage entnehmen, welchen 
er Profefior Schmoller 1872 in diefer Verſammlung gehalten bat. Damals 
t Herr Profefior Schmoller folgendes beantragt: „In Erwägung, daß das befle 
httel die Arbeitseinſtellungen und Ausiperrungen zu befeitigen, und ben focialen 
neden berzuftellen, die fogenannten Einigungsämter (Arbeitöfammern, boards 
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of conciliation and arbitration), d. h. Vermittelungſcommiſſionen gewabli 
Arbeitgeber und ⸗nehmer eines beſtimmten Gewerbes, welche bei entſtehende— 
Streitigkeiten für eine beſtimmte kürzere Zeit die Arbeitsbedingungen, uss 
welchen die Unternehmer Arbeiter beſchäftigen, die Arbeiter in Arbeit treten ſels 
feftftellen, find, zu beichließen, u. |. w. „es fer wünſchenswerth, daß überall, wo bir 
Streitigkeiten vorkommen. derartige Kammern freiwillig organifirt werben, fer 
daß ein beſonderes Geſetz derartigen Kanımern unter gewiflen Bedingungen ix 
nothwendigen Befugniffe ertheile und ihre Enticheidungen durchführbar made“ 

Meine Herren! Da jehen Sie das Programm folder Einigungéame 
deutlich umriffen; es iſt aber ein ganz anderes Programm als das, welches zu 
den neuen Innungen auf den Weg geben. Wo findet das Lehrlingsweſen Fig 
in jenem Programm? Es würde vielleicht im einer einzelnen Frage, dir il 
Lehrlingsweſen betrifft, einmal die Entſcheidung des Einigungsamtes angel 
werden fünnen, aber fir die inneren Berhältniffe dieſes Gewerbes würk 
Einiqungsamt, wenn wir deflen Begriff feftbalten, wie er vorher befimn € 
in feiner Weife genügen können. Anders wäre ed, wenn Sie fagten, ser 
Einigungsamt wollen wir verftehen, was von anderer Seite unter dem iR 
„neue Innung“ verftanden worden iſt. Ich würde hierin keinen Bora 
bliden, denn ich glaube, Daß das Wort „Einigungsamt” ziemlid, allgenın 3 
Deutiehland mit einem beftimmten Begriff verfnüpft ıft und man dahe 
Verwirrung ftiften würde, wenn man ihm einen neuen Begriff unterlegte, mih 
man mit dem noch nicht occupirten Worte „neue Innung“ einen immerhin 2 
Begriff verbinden darf. 

Meine Herren! Ich habe dieſen Unterfchied hervorheben müfjen, d 
jedoch gleichzeitig mit Freude conftativen, daß ich im Uebrigen, mas die Zac 
tung der neuen Innung betrifft, auf demfelben Stanbpımfte ftehe wie der ig 
veferent, auf den ich mich beziehen mußte. Meine Herren! Man Lönnte vi 
fagen, e8 ſei die Neubildung ſolcher feftgeglieverter Innungen durchaus al 
nöthig, es genlige, daß aus den beftehenden Arbeitgeber- und -Nehmer-Verk 
zeitweilig Commilfionen, nicht zum Zwecke des Einigungsamtes, Tondern ; 
ledigung der anderen Zwecke, welche wir uns in Hamburg in einer freien 
mifjion der Gemwerbefammer ald Zwecke der Innung gedacht haben, zuſa 
treten. Das würde fehr Teicht fein, ‚wen man einig darüber wäre, E 













Körperichaften auf Seiten der Arbeitgeber ſowohl wie der Arbeitnehmer I 
Commilfion wählen follen. Es berricht aber auf beiden Seiten die größte 

fahrenbeit und Zeriplitterung, größer noch auf Seiten der Arbeitnchu. 

auf Seiten der Arbeitgeber. Wir haben ba die Gewerkvereind = Organ 
wir haben die Gewerkichaften, außerdem noch Fachvereine anderer, ſocialden 
tifcher Tendenz, ımb, meine Herren, an den Tendenzen biefer einzelnen & 
ändern bie Gompromifle der beiden großen focialdemofratifcden 

durchaus nichts; da ift jeder Einzelne, der einmal an der Spike ! 
folhen Vereins geftanden bat, intereffirt, an der Epige zu bleiben. 

gehen meine perfönlicyen Erfahrungen dahin, daß der Beſiand folder 'r 
demokratiſchen Facvereine ganz außerordentlich ſchwankend iſt. Heute Dei 
jie zahlreich, weil es gilt, den Meiftern gegenüber eine Forderung burdzirt 
morgen nur noch auf dem Papier und ihre Mitglieder find in dem Bapık 
Stadt, für die der Bevollmächtigte beſtimmt ift, nicht aufzufinden. Dam Ft 
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$ meer vorübergehende Wahlagitationen, die ſolche gewerkichaftliche Vereine ins 
«den rufen. Sie find fo abhängig von Zufälligfeiten aller Art, von der all- 
meinen Situation, daß ich in ihnen nicht den Boden finden fann, um zu jagen: 
Ihr folt die Commiſſarien wählen, die mit den Commiflaren der Meifter- 
mporation zufammmen in Verhandlungen treten. Unb die Gewerlvereine, welche 
andererſeits einen vortrefflichen Boden dafür abgeben würden, find leider zu 
eng verbreitet, und ich glaube aud nicht, daß Ausfichten dafiir vorhanden 
ad, daß die Getwerfvereine in der nächften Zeit den Gewerfichaften und Fach⸗ 
reinen in Rord-Deutichland, ſpeciell in der mir näher befannten Umgegend von 
nburg und in Holftein irgend welchen Boden erfolgreich abgewinnen werben. 
mer find bier von Arbeitnehmervereinen noch zu nennen aus den Baugewerfen 
? Pereine der fogenannten „Blauen“, die, wenn fie in ihrem Herzen auch viel- 
ht vielfach Toth genug find, doch aus praftifhen Gründen auf Seite der 
tafter getreten find und mit denfelben durch irgend melde gemeinfchaftliche 
fitution, 3. B. durch Caſſen, in regelmäßigem Verkehr ſtehen. Diefe Zer⸗ 
zenkeit der Organifation der Arbeitnehmer- und Arbeitgebervereine, — denn 
: die Arbeitgeber läßt fi Das Gleiche durchführen — bringt uns dahin, zu 
sa, daß anf dem Boden der gegenwärtig beftehenden Vereinigungen die Bil- 
m der gemeinfchaftlichen Commtifion, weldye wir in dem Vorftand der neuen 
zung finden wollen, nicht möglih, und daß es deswegen nothwendig ift, hier⸗ 
1 m Neubildungen einen neutralen Boden zu gewinnen. | 

Jh will mich hier in Detail nicht einlaffen, die Organifation folder 
wm Imungen fteht heute nicht auf dem Programm, und ich fann fie daher 
mm allgemeinen Grundzügen berühren. Ich denke mir es wohl möglich, daß, 
© die Iocalen Verhältniſſe es geftatten, wo einerfeit mächtige Gewerkvereine, 
dererſeits mächtige Arbeitgeber-Corporationen beftehen, welche die größte Mehr: 
H der Arbeitgeber umfaffen, ‘daß diefe ohne Weiteres fich vereinigen zur Wahl 
es die gemeinfamen Angelegenheiten orbnenden Gejammtoorftandes. Ich halte 
aber auch fir möglich, daß im einzelnen Fällen ein Verfahren eingefchlagen 
D, wie da8 Herr Julius Schulze in feinem Gutachten angedeutet hat, daß man 
ml Arbeitgeber und -Ntehmer direct aufforderte, ihrerfeitd Vertreter zu wählen, 
eunter irgend einem zu findenden Namen die gemeinfchaftlihe Commiſſion, 
2 Innungsvorſtand der Wähler diefer Vertretungen zu bilden hätten. Wie 
day, ich halte es für wünſchenswerth, durch Normativbeftimmungen bier mög⸗ 
&t wenig zu befchränfen, und nur dem neuen Gedanken eine beftimmte Form, 
nfeſtes Ziel zur ſtecken. Ich würde es auch für bevenflich halten, wenn man 
difen neuen Innungen gleich ein prattiſches Mittel finden wollte, um ben 
naldemotratifchen Vereinen den Boden unter den Füßen zu entziehen. Gerade 
Hamburg find ſolche Verfuche gemacht worden, und ich weiß, daß dieſe Ver⸗ 
&e ein weſentlicher Grund find, daß ſich nicht alle Arbeiter diefen Innungen 
selotofen haben. In Hamburg haben die Töpfer ein ſolches Statut, worin 
Kikt: 


8 1. Zweck der Imnung der Töpfer ift die Vereinigung der Meifter 
und Gefellen des Zöpfergewerbes bebufs Förderung der gemeinfamen 
Interefjen, indbefondere die Gründung und Leitung von Anftalten, welde 
die Hebung des Geſammtwohles der ‘Mitglieder bezweden, ſowie die 
Erleichterung des Beitrittö zu dergleichen Anftalten (3. ®. Unter: 





108 Lehrlingsweſen. 


ſtützungs⸗, Kranken⸗, Sterbe⸗ und Wittwen⸗-Caſſen, Verſicherungdanftalte 
Vorſchußcaſſen); 

$ 2. die Regelung der Arbeitsverhältniſſe durch gemeinſame ve 
handlung; 

8 3. die gemeinſame Feſtſtellung einer Werkſtellenordnung; 

8 4. die Einrichtung und gemeinſame Controlle eines Arben 

. Nachweiſungs⸗Bureaus; 
$ 5. Die gemeinſame Ordnung und Beaufſichtigung des vLehrlem 


weſens; 
$ 6. die Errichtung eines aus Meiſtern und Geſellen beſieben 
Einigungsamtes. 

Das iſt gut und ſollte auch im Allgemeinen beibehalten werden; mi 
aber heißt es in $ 2: 

„Den Meiftern wie den Geſellen der Innung bleibt es unbenonz: 
über Angelegenheiten, welde in $ 1 nicht als gemeinfam br. 
find, in gefonderten Berfammlungen oder in beſonderen Vereisz .! 
verhandeln; beriihren jedoch dieſe Angelegenheiten das Gewerk oc! 
gehörige deſſelben, jo find fie zur Beichlußfaffung der Innung zu = 

reiten.“ 

Meine Herren! Mit diefem Zufage hat man verhindern wollen, ii! 
Arbeitnehmer der Innung Mitglieder eines focialdemofratiihen Vereine ' 
jocialdemofratiiche Verhältniffe überhaupt Hineinzögen. Ich halte das für 
geihidt. Man entzieht auf diefe Weife dem neuen Verein Leute, Die bei naher 
Verkehr vielleiht in anderer Weiſe über die Tendenzen des Ganzen zu klz 
wären, und man bringt von vorn berein einen ausgefprochenen Gegenjag E 
der dem linternehmen leicht ſchaden kann. Ich halte e& vielmehr für mdı 
denkbar, daß aud ein foctaldemokratiicher Verein, wenn er nur wirklich as: 
nügende Mehrzahl der Fachgenoſſen in einer Stadt repräfentirt, mit : 
Meifterverein zufammentritt zu einer folden Innung. Er mag dann imme 
Diejenigen Angelegenheiten, die nicht gemeinfam find, ſein ſocialdemokre 
Stedenpferd reiten, jo lange er wil. Man foll ihm von Seiten Derjenig: 
folde Innungen ins Leben rufen wollen, viefe vergnügliche Unterhaltung dı: 
nicht beichränfen. 

Meine Herren! Merkwürdig und erwähnenswerth ift es, daß Enmpfehler: 
wie fie von der freien Commiſſion in Hamburg bezüglih der neuen Yan: 
auögegangen find, auch in anderen Ländern zu Tage treten, und zwar gar: 
abhängig von den beutfchen Beftrebungen. Im Paris ift eine ähnlıde 8 
regung auögegangen nicht von den Meiftern, fondern von den Arbeitern I 
Ih kann Ihnen Mittheilungen machen aus einem Buche, welches zum Ber 
einen der erften Pariſer Möbelfabritanten bat und den Titel führt: „Le ’ 
vanche de la France par le travail“, Paul Mazaroz hat in diem ? 
eine Geſchichte des franzöfifchen Zunftweſens gegeben. Am Cchluffe erzähl: : 
Daß im Januar des verfloffenen Jahres die Arbeiter-Syndicatskammer der 9: 
bildhauer fih an die Syndicatskammer der Möbelfabritanten gewendet be 
um fie zu bitten, mit ihr eine gemeinfchaftlide Commiffion zu wählen, um ® 
nächſt als Schiedsgericht zu fungiren; keineswegs ein Einigungsamt : das Einigst 
amt foll, wie gelagt, entftehende Streitigfeiten, die auf das Ganze des Gar 
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id beziehen, ſchlichten. Hier wurde von Seiten der Möbelarbeiter gerade das 
indert, was die freie Commilfion in Hamburg den neuen Innungen zuweiſen 
nt: ſchiedsrichterliche Befugniß. Die von den Barifer Arbeitern gewünſchte 
manlame Commifſion jollte das Schiedsrichteramt ausüben „über Differenzen hin⸗ 
dh des Arbeitslohnes“, nicht Über entftebende künftige, Tondern über 
tratigteiten, wie fie Beute von unferen beutichen gewerblichen Schtebögerichten 
fihıeden werden ſollen. Die Herren von der Syndicatskammer der Yabri= 
men haben genau biejelben Bedenken dagegen gehabt, wie mandye der deutichen 
ntifer über die Hamburger Vorſchläge; fie fürchteten fi) vor einer neuen Juris⸗ 
ktion und wielen die Sache zurüd. ‘Die Folge tft geweien, daß Herr Mazaroz, 
1 die Forderung der Arbeiter in der Syndicatskammer vertreten hatte, feinen 
riitt erflärte.e Das Ende vom Liede ift dann, daß Herr Mazaroz freilih 
# allzu pathetiſchen Worten in diefer neuen Bildung die gewerblide Or— 
ınfation der Zukunft findet — alſo genau denjelben Standpunft ein- 
mt, auf dem wir in Hamburg ftehen. Er geht fo weit, daß er ſchon in 
petiiher Weile die Zukunft fehildert, die dem Gewerbe blühen wird, wenn 
k neue Organifation Boden gefaßt haben wird und bemüht ſich auch ſchließ⸗ 
‚.anen Namen zu finden, den Namen „famille professionelle“. Er jagt, 
werde fih vor dem Namen „Corporation” hüten, weil eben diefer Name 
x m Deutfchland der Name „Innung“) der neuen Sache Gefahr bringen 
ide, Wie der weitere Verlauf ift, weiß ich nicht; e8 ift immerhin von In⸗ 
fir und, daß man unter ganz anderen Berbältnifien auf ähnliche Neu⸗ 
Bingen gekommen ift. 

Meine Herren! Ich komme nım zu der dritten Frage: Wie die Geſetz⸗ 
mg anregend,, fördernd, zwingend wirten fol? Die Thätigkeit des Geſetz⸗ 
ws in diefer Hinſicht kann fehr mannigfache Nichtungen nehmen. Es handelt 
einmal um die Form des Lehrvertrags, die vorgefchrieben werben fann, um 
Vorſchrift eines gewifien Inhalts des Lehrvertrags, Der Dauer des Lehroer- 
miſſes einer Probezeit, es können Prüfungen vorgeichrieben werden; die Bes 
anfımg der Lehrlingszahl ift zu erwägen und endlich find Mittel zu finden, 
tie Heilighaltung der Lehrverträge zu erzwingen. 

In Bezug auf die Form des Lehrvertrags fann ich nur die Einmütbigfeit 
Natiren, die bei der jüngften Enquete infofern herrſchte, als fchriftliche Abfaſſung 
dLehwertrags fiir wünſchenswerih erflärt wurde. So wurde, um einzelne Bei⸗ 
 anzuführen, in der Liegnitzer Enguete nach den von Jacobi darüber in die 
fentlichleit gebrachten Mittheilungen namentlich verlangt fchriftliche Abfaſſung 
Lehrvertrags, und auch in der Lübecker Enquete ſpielt die Ichriftliche Ab» 
ſung des Lehrvertrags eine weſentliche Rolle; desgleichen in der Hamburger 
quete, wo die Anhänger des alten Zunftweſens ebenſo wie die Vertreter des 
Kıften Gegenſatzes zu biefem und ſocialdemokratiſche Parteigänger ſich für 
ftlihe Abfaffung erflärt haben; des leichen in der Berfiner Enquete, in dem 
ttachten des thüringiichen Baugewerfevereind. Auch der allgemeine Gewerbe- 
en in Münden bat anläßlich der von ihm herausgegebenen Beantwortung 
' Enguötefrage ſich in demfelben Sinne ausgeſprochen; die meiften Gutachter 
Vereins für Socialpolitit haben diefelbe Forderung aufgeftellt. 

, Die Regiſtrirung des Lehrvertrags hat den Zweck, bie orbnungsmäßige 
Nalung unter öffentlicher Autorität zu controlliren. Auf die Organe, welche 
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mir zur Führung der Vertragsregiſter geeignet erſcheinen, werde ich noch yuri 
kommen. 

In Bezug auf den Inhalt des Lehrvertrags ſcheint es mir ſe 
daß darüber auch Normativ-Vorſchriften ganz allgemeiner Natur erlaſſen 
Es wird fich ferner von ſelbſt ergeben, daß, wenn der Lehrvertrag regiftrirt m 
der regiftrirende Angeftellte oder Innungsvorſtand die Parteien darauf 
fam macht, wenn ein wejentlicher Beſtandtheil des Lehrvertrages fehlt. 

Hinfihtlih der Normativbeftimmung für den Lehrvertrag darf eine Proba 
von näber zu beſtimmender Dauer als eine von keiner Seite beftrittene Ferien 
bezeichnet werden. Anders Liegt e8 mit der gefeplihen Dauer der Lehrzeit. ı° 
ſetzliche Vorfchriften für diefe werden wohl von Einigen gefordert, fchenen ab 
durchaus unmöglich, da ja nad dem Bildungsgrad des anzulernenden Yehrln 
bie Lehrzeit eine verichiedene fein muß und auch zu fein pflegt. Ein Le 
der mit Erfolg die Volksſchule durchgemacht bat, wird in der Regel beſſe 
ein Lehrling, welcher nur eine Bauernfchule beſucht hat, aber weniger gut 
ein Lehrling, der eine gute Mittelichule oder gar eine Realſchule erfter Trier’ 
abfoloirt bat, in der Lage fein, in gegebener Zeit ein beftimmtes Ban | 
Ziel zu erreichen. Je nach diefem oder jenem alle wird alfo bei feftftd 
Ziele die Lehrzeit länger oder kürzer bemeſſen werben dürfen. Auch mante. 
andere Berhältnifie find bier von Einfluß; Mander will z. B. ein Gm: 
nicht zum eigentlichen Betrieb veflelben, fondern nur als Hülfsgewerbe cine sı 
beren erlernen, wie beifpielSweife Ingenieure den Maſchinenbau, Maſchinenber 
die Schlofferei. Es läßt fih mithin auch mit der größten Sorgfalt uidt c 












vielmehr das Erbtbeil vieler Jahrhunderte in der Zeit ihrer Verknöcherung 
verfallen laffen, während fie e8 doch in der Hand hatte, bei den Prüfunged 
die Aufrechterhaltung der alten technifchen Kunftgriffe zu achten; fie bat es 
nicht gethan; fie hat durd ihr Prüfungsfuftem nicht vermocht, der Verkümmer⸗ 
der technifchen Fertigkeit — ich ſpreche Hier nicht vom Geſchmack — Einbal: 
tun. Dan darf alfo mit gerechtfertigtem Mißtrauen die Wiedereinführung“ 
Prüfungen alten Stile8 zuruckweiſen und wird ſich dem gegeniiber, welt ' 
befürworten möchte, erinnern, daß wenn nicht ein gewaltiger Anftoß aus ande- 
Berhältnifien Hervorgegangen wäre, der gewerbliche Krebsgang unter Leitung N 
Zunfteramina wahrſcheinlich feinen trübfeligen Verlauf weiter genommen deu 
Einige haben öffentliche Prüfungen im Anſchluß an die Gemerbeigul = 
den Verſuch derſelben befürwortet, aber dieſe öffentlichen Prüfungen, mm 
Herren, mit ftattfindender Prämiirung, führen uns auf ein fehr heilliches & 
biet, welches dem franzöfiichen Unterrichtswejen außerordentlich gefährlich geworx 
it. Dieſe öffentlichen Prüfungen ftacheln den Ehrgeiz der Lehrer umd der mu 
Leute in einer Weiſe an, daß fchließlih das Ganze auf Abrichtung Einzl= 
binausläuft, die dann dem Publitum als Muſtertinder vorgeführt werben, nad 
aber leider ſich oft als vecht verdummt herausftellen. Es macht ſich eben a 
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u zraukreich eine lebhafte Agitation gegen dieſes Syſtem geltend, das ja in 
ärnfreich alle Öffentlichen Schulen durchzieht, und ich möchte Die deutſchen Ge: 
zerbeihulen Davor bewahren, einen äbnlichen Weg zu geben. Es möge dabei 
ſein Bewenden haben, daß ver Lehrer dem jungen Manne beim Berlafien ber 
Gewerbeichule ein Zeugniß ausftellt über alle einzelnen Fächer, ın denen er dem 
Unterrihte beigewohnt bat. An dieſes Zeugniß können vielleicht Begünſtigungen 
ın Ipäteren Berbältniffen geknüpft werden, wie einer der Herren Gutachter be- 
el der Militärpflicht andeutet. 

Dan bat ferner befürwortet, das Gele folle die Zahl der von einem 
Hafer zu baltenden Lehrlinge in ähnlicher Weife an die Zahl der beichäftigten 
Gefellen binden, wie ſolches durch die Macht der coaliirten Arbeiter, 3. B. bei 
den Schiffbauern in Hamburg und bei fehr vielen engliihen Gewerfvereinen in 
ibren beſonderen Gewerben durchgeſetzt ift. Ich halte aber die geſetzliche Einführung 
dieſer Beſchrãnkung für ganz unzuläffig, weil man fie den praftifchen Verhältniſſen nicht 
anpafien könnte. Nehmen wir folgenden Ball, wie er in Seeftäbten und überall, 
x für den Export arbeitende Gewerbe eriftiren, bäufig vorlommt: Ein Tifehler, 
ter me 2, 3 Gefellen beſchäftigt, allo beifpieldweife nach der Scala des ange- 
nenmenen Geſetzes nur einen Lehrling halten dürfte, bekommt beträchtliche Export- 
üfträge, deren Erfüllung ſich auf ein halbes Jahr oder länger erftredt. Er 
zum aljo noch 6 oder 9 neue Gefellen an und fann nım auch nad ben 
&ftemungen des Geſetzes 2 oder 3 Lehrlinge halten. Wie nun, wenn dieſe 
emuftrãge durch geichäftliche Conjuncturen yplöglich befchräntt werben, was 
cl dr Mann mit feinen Lehrlingen maden? Soll er fie jetzt entlaffen, wie 
tie Geſellen? Gewiß nicht, denn eine jolche Entlafjung würde ebenfo wider- 
rechtlch fein, wie dem Weſen des Lehrvertrags widerſprechen. Dad Gejeß wiirbe 
er aljo dem Manne nur die Wahl zwiſchen zwei gejegwidrigen Handlungen 
nen. Aehnliche Verhältniſſe würden bei jedem Gewerbe, welches einmal in bie 
Sage kommt, für den Erport zu arbeiten, fi) wiederholen. Will man bie Lehr: 
Img&zabl beſchränken, fo fann dies meined Erachtens nur im Anſchluß an eine 
gemerblicde Organifation, wie ich fie 3. B. in der neuen Innung finde, geichehen. 
Te Imnung könnte derartige beichränfenne Vorſchriften fiir ihre Mitglieder er: 
laſſen und controlliren. Indem fie zu dem Meifter, der zu viel Lehrlinge hält, 
Tagen Tann: „wir nehmen dir diefen und jenen Lehrling”, kann fie viele Lehr= 
linge andy wieder bei ſolchen Meiftern einftellen, welde vie zuläffige Zahl von 
rehrlingen nicht halten, und Tann dabei zugleich den ſchon erreichten Grad ge: 
werblicher Ausbildung berüdfichtigen. Die Herbeiführung berartiger Einfchrän- 
tungen follte aber dem freien Ermeſſen der gewerblichen Verbände überlafien 
Heben, die Geſetzgebung follte in diefer Hinficht feinen Zwang verſuchen. 

Indirecte Drittel, um die Heilighaltung der Lehrverträge zu erzwingen, babe 
& ſchon anläßlich der Löhnung der Lehrlinge und der Lehrlingscafien angedeutet. 
leber das directe Mittel, den Bruch der Lehrverträge unter Strafe zu fiellen, 
lann ich mich kurz faflen, da früher bereits biefe Frage vor dieſer Berfammlung 
e Bezug auf den Bruch der Arbeitöverträge überhaupt Dißcutirt und zum Ab: 
Hug gebracht worden ift. Auch jetzt iſt es eine allgemeine Forderung bei ber 
Enquoͤte geweſen, daß der Bruch der Lehrverträge energiſch und allgemein geſtraft 
were. Selbft von ſocialdemokratiſcher Seite, wo man freilich den Bruch des 
Lehrvertrags an dem Brecher jelbft nicht geftraft wiljen will, ift gefordert worden, 
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daß Der, welcher einen Lehrling anveizt zum Bruch des Contractes, oder ihn 
nimmt, während er meiß, daß derſelbe entlaufen iſt, beftraft werde. Ein 
ſchãädigungsanſpruch des früheren gegenüber den neuen Lehrherrn tft wenig Ir 
fürwortet worden, weil man meint, er führe zu ewigen Nörgeleien unter n 
Barteten felbft. Die officielle Beſtrafung von Rechts wegen ohne vorgäncier 
Antrag des Beſchädigten eintreten zu lafien, ift nicht empfohlen worben. 
Meine Herren! Alle Maßregeln, die das Gele zur Yörberung bei « 
werblichen Lehriingöwelen® vorſchreiben kann und vorgeſchrieben bat, find a 
fruchtloß, wenn es nicht Organe gibt, welche die Ausführung diefer Maker 
überwachen. Die beftehende Gewerbe-Orbnung enthält eine Reihe ganz wert 
licher Beftimmungen, wenn audy zum Theil nur erſt im Keime, nicht völie ar: 
widelt und mit aller Confequenz ausgeſprochen: aber e8 fehlt m durdauf ss 
den geeigneten Organen zu ihrer Durchführung. Der Landesgejegebung, dr 
problematiſchen Ortöftatut, iſt zu viel überlaffen; da jehen mir denn bie gar) 
lichen Ungelegenbeiten willliirlih an einem Orte diefem, an einem andern m 
Beamten, auch wohl ganz oder zum Theil der Ortöpolizei zugewieſen, die x 
lich mit ihren anderen Aufgaben genug zu thun bat und audy nicht das mer 
Interefle Bat, ſich mit Sachkunde diefer Verhältniffe anzımehmen. Dada ” 
dieſe Unordnung welentlid vermehrt worden, weit mehr als durch bie poftio 
Beftimmungen der Gewerbe: Dronung. Ich halte e8 daber in erfter Line! 
nothwendig, Daß Organe geichaffen werben, die geeignet find, die Durdfüht:: 
diefer Beftimmungen zu überwachen, Organe, bie in ihrem Kreife Zwangsbefun:” 
ausüben könnten. ALS ſolche Organe denke ih mir in erfter Linie bien 
Innungen, in welchen fi) Arbeitgeber mit Arbeitnehmern deſſelben Gem 
zur Regelung gemeinfamer Angelegenheiten verbinden. Ich gehe auf far 
Specialifirung diefer Innungen ein. Ueber den Namen babe ich vorher 'tt 
genug gefagt; ih will nur den Grundgedanken gewahrt und feftgeftellt mic. 
und die Yunctionen von Auffichtsorganen für das Lehrlingsweſen derartigen } 
nungen zuweilen. Nun ift aber die Bildung folder Imungen auf dem 8” 
der gegenwärtigen Gewerbe⸗Ordnung unzuläffig. In einigen dentichen Staata- 
und in Hamburg find wir fo glüdlic, in dieler Page zu fein — ift es alleris} 
möglich, ſolche Innungen zu bilden. Wir baben denn auch zwei berfelbe “ 
Hamburg, und einige Projecte fir Neubildungen diefer Art find der Ausfühn 
nabe gebracht. Das ift aber nur dann möglih, wenn man die betreiim)? 
Beftimmungen der Gewerbe- Ordnung nicht als abjolut bindend erachtet, m= 
man fi) berufen kann auf ein Geſetz, weldes, wie das hamburgiſche von obl. 
das Innungsweſen einfadh dem Bereinsgefeg unterftellt und wenn glei: 
dieſes Vereinsgeſetz ein äuferft liberales iſt. Vereinsgeſetze haben wir ;. ©. ” 
Hamburg nit; aus 1848 eine allgemeine Verordnung gegen politifche Year: 
dann einen ſehr obfoleten Erlaß des Bundesrathes aus dem Jahre 1851: det 
ıft umfere Vereinsgeſetzgebung; alfo haben wir vollftändig freie Hand und finze 
neue Innungen gründen. Das kann man aber in den Staaten nicht, für wel: 
die Gewerbe-Orbnung wirklich vollgältiges Gele ift. Und wenn Letzteres mi 
der Hall wäre, würde e8 fi) immer noch um die Liberalität der Bereinsgeſch 
handeln. Diele find nun außerordentlich mannigfadh, und im manden tar 
ſchen Etaaten fegen fie derartigen Neubildungen unüberwindliche Schwienglal® 
entgegen, Maßregelungen und Beauffichtigung, die von der Gründung derart" 
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Jungen abihreden mäffen. Im Hinblid auf dieſe Berbältniffe alfo wünfche 
4, in der Reſolution, die ich Ihnen vorſchlage. zu conftatiren, daß auf dem 
deden der gegenwärtigen Gewerbe- Ordnung die Bildung der: 
ırtiger Innungen unausführbar tif. Die alte Gewerbe - Orbnung 
amt nur neue Innungen in einem ganz anderen alten Sinne. Ich wilnfche, 
5 die Gewerbe» Orbnung entfprechend geändert werde, ohne mid) irgend wie 
uf Details einzulfaffen; ich wünfche nur, daß der Boden gegeben werde, auf 
on Diejenigen, die eine folhe Neubildung für ausführbar halten, mit ihrer 
bafiung vorgehen können. 

Zweitens halte ich für nothwendig, daß auch die Entfcheivung der aus dem 
ehrvertrage entfpringenden Streitigkeiten durch gewerbliche Schiedögerichte erfolgt. 
ih laſſe abfichtlich die Frage unberührt, in mie weit die Innungen felbft als 
Anedögerichte fimgiren können. Sie willen, daß die Uebertragung biefer Func- 
nen an die Innung in der Hamburger Dentichrift eine große Rolle ſpielt. 
5 gebe auch diefen Borfchlag nicht auf, ich will ihn mur bier nicht im Vor— 
ergeben zur Entſcheidung ftellen. Eben jo gut, wie man die Aufficht tiber das 
inlimgöwefen der Innung überträgt, kann man aud meines Erachtens bie 
undionen eines ſolchen Schiedsgerichts der Innung übertragen, welche gewiffen 
jetlichen Erfordernifien entfpriht. Damit wiirde der Innung nicht etwa eine 
erechtſame ertheilt, vielmehr eine ernfte Pflicht auferlegt. Ob und unter melden 
mußfegungen dies gefcheben könnte, übergehe ich jedoch, um nur zu fordern, 
m dem erwähnten Schtebögericht, jei e8 Innungsgericht, fei es allgemeines 
—3 Schiedsgericht, Arbeitnehmer ſo gut wie die Arbeitgeber ver⸗ 
eten ſeien. 

Weiter will ich, daß das Geſetz ſchriftliche Abfaſſung und Regiſtrirung des 
bwertrags vorſchreibe. Wo regiſtrirt wird, iſt im Grunde einerlei; befieht 
x Jmung auf der angeführten Grundlage, fo mag fie dieſe Function er⸗ 
en; es können aber auch die Schiedsgerichte damit betraut werben, oder 
it andere Behörde, von welder hinreichende Sachkunde erwartet werden darf. 
eine Herren! Es gibt Gegner einer folden Regiftrirung und der gefeplichen 
Terung ſchriftlicher Abfaſſung der Lehrverträge, obwohl feiner diefer Gegner 
‚Wit gebt, zu beftreiten, es fei außerordentlich wünſchenswerth, die Lehrver⸗ 
ige ſchriftlich abzufaflen. Nur will man von jener Seite die Schriftlichkeit der 
Imerträge nicht gejeglich vorjchreiben. Die Herren haben, von einem ge 
den Standpunkt ausgehend, ganz recht, wenn fie fagen, man folle eben fo 
eng Schriftliche Abfaſſung vorichlagen, wie man vorjchreibe, bei bewölktem 
mmel mit Gummiſchuhen und Regenſchirm auszugehen. Jener Standpuntt ift aber 
t einfeitige Auffaſſung, als diene die fchriftliche Abfaflung und Regiftrirung nur 
Yu, den Lehrherrn gegen die Folgen des Vertragsbrudes zu fchügen. Auf der 
ken Seite ift aber doch nicht zu vergeflen, daß auch dem Unmündigen, ber 
dweder ſich nicht zu berathen weiß, oder von feinen Eltern ausgebeutet werben 
I, Schug gewährt werden muß. Wir wollen alfo verhüten, daß der Lehr: 
Frag, wie bei mündlichen Abſchluß Teicht gefchieht, zu Ungumften des Lehr: 
109 gedeutet werde. Der Lehrling meiß bei münblichem Bertrage oft gar nicht, 
he Plichten ex übernimmt, melde Rechte er dem Meiſter gegenüber Bat. 
urch die Schriftliche Abfaſſung des Vertrags foll auch der Degradirung des 
drlinge zum jugendlichen Arbeiter entgegengemirtt werden. Nicht nur zu 
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Gunſten des Lehrherrn, ſondern im Intereſſe des heranwachſenden Gedicht 
des ganzen Gewerbes fordere ich daher die Einmiſchung des Geſetzgebers auf ! 
in meiner Rejolution ausgefprocene Art. 

Die mindeftens einmonatliche Probezeit ift wieder ein Ergebniß ber jüngi 
Enquoͤte. Beſonders motivirt wird fie dur die Rüdficht auf die Gelundke 
verhältniffe des Lehrlinge. Ein Lehrling 3. B., der Brauer werden fol, ı 
nicht, ob jeine Lungen den Aufenthalt in der Mälzerei vertragen; & m 
einiger Beit bedürfen, ehe er fi davon überzeugen ann. Iſt feine Gonftitun 
dem gewählten Beruf nicht gewachſen, jo wird eine quälende, ja gefährlicke ! 
beit für ihn die Folge fein, und er wird die nächſtbeſte Gelegenheit bennz 
um davonzulaufen. In anderen Gewerben, bei den Schloſſern, Schmieden, fl 
ſich vielleicht die Körperkräfte als nicht ausreichend heraus für Die Hantierunge 
ſchweren Werfftüden. Oper ver Lehrling bat für fein Gewerbe vielleicht an 
[were Hand, oder er ift nicht aufgewedt genug. 

Weiter komme ich dann zu der Androhung von Strafen auf widerreic 
Bruch des Lehrvertragd wider den Anftifter hierzu, und wider Denjenigen, 9 
einen Lehrling, wiſſend, daß er entlaufen ift, in Lehre over Arbeit nimm .& 
behält. Ich glaube, diefe Forderung ift nur eine Confequenz des vor 
Beſchluſſes, To daß ich nicht meiter darauf einzugeben brauche. Ich bu 
Uebrigen bereit, falls dieſe Aufftellung Gegner finden follte, mich barüke sr 
zulaffen. Werner habe ich eine Forderung zu ftellen, welche nicht Direct mt I 
Lehrlingsweſen zufammenbängt, aber dem Mißbrauch der Lehrlinge in gem 
Richtung zu begegnen im Stande ift. Ich fordere das Verbot, Arbeiter unter 13 Ju 
zu einer regelmäßigen Beichäftigung im Gewerbes oder Fabrikbetrieb anzunebr 
wenn fie nicht in Gemäßheit des 8 139 der Gewerbe: Drbnung mit cm 
Arbeitsbuch verjehen find. Ich Lege feinen Werth darauf, ob in dieſem $a 
der Lehrling verpflichtet fein fol, feine Religion anzugeben, wie es noch in: 
Gewerbe Orbnung geichrieben ſteht und feiner Zeit gegen Widerfpruch von I: 
demokratiſcher Seite im Reichſtag des Norbdeutichen Bundes befchlofien r: 
Es handelt fih bier nur um allgemeine Grundfäge; ich will verbinden, 3 
ein Knabe, der von einem Meifter als Lehrling angenommen ift, ohne Zkız 
vielleicht ohne Willen der Eltern oder Bormünder, zum jugendlichen Art 
degrabirt wird. Die beliebige Berjchtebung des Verhältniſſes ſoll verbuit 
werben, indem durch einen formellen Act feitgeftellt wird: dieſer Junge if 3 
beiter,; dann wiſſen beide Theile ganz genau, was fie zu thun und zu I 
haben, unter welchen gejeglihen Beſtimmungen fie ftehen. Es kann dum re 
in willfürlicher Weile Dad Wort umgebentet werben, je nach dem Bortker. 
Einen oder Anderen, namentlih in Bezug auf Das Kündigungsverhältmg. 2 
Forderung unter Nr. 6 meiner Refolution bat zugleich den Zweck, den Mikfrı 
zu verhindern, - ver bei nicht erfolgtem Abſchluß jchriftlicher Lehrverträge 
dem Knaben getrieben werden könnte. Deshalb braucht auch diefe Beftumn 
auf den Lehrling keine Anwendung zu finden. Die durch Negiftrirung ! 
Verträge als Sebrlinge beftummt bezeichneten jungen Leute Gaben nicht nit 
diefe Arbeitsbücher zu führen; natürlich ift diefe Befreiung von der Führ 
eines Arbeitsbuches eine Gonfequenz der Regiſtrirung des Xehrvertraged; ! 
Eine hängt von dem Anderen ab. 

Am Schluffe habe ich noch, veranlaft dur die mehr ober minder ©" 
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gehenden Erörterungen mehrerer Gutachter, auf das Unterrichtsweſen fir Lehr- 
Imge eine Refolution vorgefchlagen, in welder ic die Gewährung ordentlichen 
Unterricht8 in für Lehrlinge geeigneten Schulen fordere, in denen außer den all- 
gemein üblichen Unterrichtögegenftänden die Grundlehren der Volkswirthſchaft und 
der Gewerbegeſetzkunde gelehrt werden. Ich will jedoch den Zwang zum Beſuch 
von Fortbildungsſchulen nur unter Berädfihtigung der örtlichen Verhältniſſe im 
Gewerbe einführen und überhaupt der Entwidelung der gewerblichen Fachichulen 
und der Lehrwerfftätten für einzelne Gewerbe möglichſt freien Spielraum gewährt 
wiſſen. 

Meine Herren! Der Unterricht ſoll gewährt werden: ich ſage nicht, 
daß ſeine Benutzung erzwungen werden ſoll. Ich lege aber beſonderes Gewicht 
darauf, daß die Grundlehren der Volkswirthſchaft und der Gewerbegeſetzkunde hier 
als Unterrichtsgegenſtände mitgenannt werden. Ich weiß ſehr wohl, daß man 
14:, 15jährigen —5*— nicht mit über ihren Horizont gehenden Dingen kom⸗ 
men lann: aber mit einem jungen Manne von 19 Jahren kann man doch ſchon 
von wirthſchaftlichen Fragen und von Geſetzen reden. ch halte es für ein 
großes Unglück, daß in Deutſchland in dieſer Beziehung bis jetzt ſo wenig, 
egentlich gar nichts gethan iſt. ES liegen wohl einige Brochüren über die Ein- 
richtung von Fortbildungsſchulen vor, in denen dieſe ragen berührt werben. 
1572 hatte die Funk'ſche Stiftung in Hagen einen Preis außgefchrieben. Mehrere 
Schriften wurden veröffentlicht; in einer derfelben macht Hermann Grunow Vor⸗ 
Yılöge für den Lehrplan der Fortbildungsſchule: er will u. U. gewerbliches Buch⸗ 
füßren, auch Gewerbegeſetzkunde berüdfichtigt willen. Er will die neue Gewerbe: 
Ordnung vergleichen mit anderen älteren Gefegen: Zunft, Innung, Verſicherungs⸗ 
meien berüdjichtigt willen. Nicht ganz fo entichieven hat bei demſelben Anlaf 
Carl Schröder fich ausgefprochen, obwohl in verwandten Sinne. So viel ich 
weiß, ift aber in der Mehrzahl ver deutſchen Schulen keine Rüdſicht auf dieſe 
Anregung genommen worden. In Württemberg z. B. iſt man in den fiebziger 
Jahren nicht weiter gelommen, als Lejeübungen aus populären Büchern über 
Volkswirthſchaft mit den jungen Leuten abzuhalten. Doch ift man in Stuttgart, 
Reutlingen, Cannftatt und einigen anderen Städten Württembergs, wie in dem 
kürzlich veröffentlichten großen Bericht über die Wirkſamkeit der Württembergifchen 
Gentralftelle fir Handel und Gewerbe erzählt wird, wohl zufrieden mit den Er- 
folgen diefer beicyeidenen Anfänge volkswirthſchaftlichen Unterrichts. 

Ih wünſche, daß man dabei nicht ftehen bleibe. Wohl weiß ich, daß es 
außerordentlich ſchwierig ift, geübte Lehrkräfte zu befommen.. Dan wird, wenn 
man in Vollswirthichaftslehre" erfolgreich unterrichten will, die Grundlehren doch 
nicht nur elementar erfalen dürfen; «8 ift eine willenfchaftlihe Univerfitäts- 
bildung Hierzu nöthig, welche nur in feltenen Fällen den Lehrern der Fortbildungs⸗ 
ſchule beiwohnen wird. Es wird aber möglich fein, auf engliche Vorbilder 
zurüdzugreifen. Die freiwillige Lehrtbätigleit engliſcher Volkswirthe, — felbft der 
Miniſter — wenn ich nicht irre, bat Gladſione noch im letzten Jahre in 
Eonntagfchulen Unterriht in der BoltSwirthichaftslehre gegeben — und bie 
vortrefflichen Erfolge dieſes Wirkens follten zur Nacheiferung anfpornen. Faſt 
noch nothwendiger und einfacher ift aber die Gewerbegeſetzkunde. Ich habe in 
Hamburg viel zu thun mit Gemwerbtreibenden, die Auskunft über gefegliche 
Tragen von mir wunſchen: da mußte ich oft die erfchredendfte Unfenntniß der 
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einfachſten Geſetzesbeſtimmungen wahrnehmen, die, wenn fie den Parteien bekam 
geweſen wären, fie vor Weitläufigkeiten und Benachtheiligungen geihüst hakı 
würden. Und nad dem was id aus anderen Städten gehört babe, ſteht « 
anderswo nicht beſſer, als bei uns. Ich verlange nicht ins Detail geben 
juriflifche Auslegung dieſer Gefege; die jungen Schüler follen mur wiſſen, o: 
fie die Gelege finden fünnen und wie fie biefelben zu leſen haben. Sifterite 
Betrachtungen würden fich zmedmäßig anſchließen. Dergleichen gefchieht im 
nicht, oder nur ſehr ungenligend. Man bringt z. B. einen bürftigen Ansız 
aus dem Wiffendwerthen in den „Comptoirwiſſenſchaften“ unter, da tauft 
neben dem Wechfelreht auch bin und wieder etwa® von Gewerbegeſetzkunde af, 
faft immer aber bleibt dies auf das Genoſſenſchaftsweſen beſchränkt. Die G. 
werbe-Ordnung, fie mag gut oder ſchlecht fein, ift aber einmal gültige Rem 
und follte den Lehrlingen, jobald fie das für ihr Berftändnig erforderliche Ur: 
erreicht haben, auch zum Verſtändniß gebracht werben. 

Bon vielen Seiten bat man reichögefeglihen Zwang zum Beſuch 
Fortbildungsſchulen befürwortet. Ich, meine Herren, komme nad vallär 
Erwägung aller Fo'gen folhen Zwanges dahın, vdenfelben für ein Unglüd = 
halten; ich halte dafür, daß der Zwang zur Schablonifirung des öftentliis 
Unterridyt® führen wird, wie fie in Franfreid durch den erften Napoleon d 
gründet wurde, und an der wirklid die öffentliche Bildung Frankreichs 8 
Schwerſte krankt. Jetzt aber macht fih in Frankreich, abgefehen von der der 
calen Agitation, auf dem Felde des Unterrichtäwejens eine Bewegung bar 
bemerkbar ; ich glaube nicht, daß fie eingewurzelten Vorurtheilen gegenüber be 
von Erfolg fein werde. Der Zwang zum Beſuch von Fortbildungsfchulen wi? 
dahin führen, daß die Gewerbe-Ordnung aud fragen muß: Was ift eine it 
bildungsſchule? Der Lehrplan der Fortbildungsichulen würde Sache des Kadı 
werben: damit ift aber indirect aud die Nothwendigfeit gegeben, den br“ 
der Mittelſchulen und Volksſchulen -veichögefeglich zu befiniren, denn auf m? 
fol ja die Yortbildungsfchule weiter bauen. Wir kämen alfo zu einer L7 
formirung der geſammten Mittel- und Volksſchulen, und davor mödt 7 
Deutichland bewahrt wiſſen. 

Es kommt noch mandes Andere ın Betracht. Eine überftürzte Turt 
führung dieſes Zwanges, wie fie die Folge eined in dieſem Sinne erlaik: 
Reichsgeſetzes fein würde, müßte dahın führen, daß die Xehrfräfte der gm: 
lichen Fortbildungsſchulen abfolut nicht in der Lage wären, den Anforberm 
zu genügen. Schon jegt muß man ſich vielfach mit Lehrern begnügen, die rt 
in der Lage find, auf die fpeciellen Bedürfniſſe der Gewerbe, die doch bei vi." 
Fächern beritdfichtigt werden follen, einzugehen. Das find ſchon jet Mißſian 
die faft überall in Deutichland hervortreten: fie werben noch größer fein, =” 
plöglich eine ungeheuer gefteigerte Nachfrage nad Lehrern emtritt. Ebenſo we’? 
die Schulen mit einem Ballaſt an Muß: Schülern überfüllt werden, die de 
Lehrer hindern, in geeigneter Weife ven begabteren Schüler weiter zu bil. 
Es wird eine Dienge Lehrlinge mit Recht ungern am Unterricht Theil nehme 
weil er ihnen wenig nügen kann. Dean wird die Lehrlinge zwingen, Tinge : 
lernen, die feinen praktiſchen Werth für fte Haben. Es gibt eine Menge UN 
werbe, die weder Zeichnen noch Mathematik brauchen; anderen find wieder ande 
Unterrichtögegenftände völlig unnüt. 
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Ib bin natürlich für möglichſt ausgebreiteten Beſuch der Yortbildungs- 
entalten, aber ein etwaiger Zwang foll durchaus dem örtlichen Bedürfniſſe an- 
gaaßt werben. Es foll alſo Nichts geändert werben in der beſtehenden Ge- 
werbegefeugebung, welche e8 in das Ermeflen der Ortsſtatuten ftellt, den Zwang 
enzuführen Allerdings muß der Lehrherr gezwungen werben fünnen, jedem 
Lehrling, welcher die Fortbildungsfchule oder eine gewerbliche Fachſchule befuchen 
will, Dazu angemefiene freie Zeit zu gewähren. 

Berner wiirde ich im reichögefeglichen Zwange zum Beſuch der Fortbildungs- 
Ihulen auch eine Beeinträchtigung der fo mohlthätigen Gemwerbefachihulen er: 
Eliten, wie fie zum Theil von Regierungswegen eingeführt find. Gerade 
Defterreich ift darin in bemerkenswerther Werfe vorangegangen, eine ganze Reihe 
Fachſchulen find gegründet worden; und auch in Deutfhland hat man, wie ich 
ſchon erwähnte, beſonders von Seiten der Baugewerbe und Buchbruder, dieſen 
Veg befchritten. Nun würde man do, wenn einmal eine allgemeine Norm 
für die obligatorifchen Fortbildungsſchulen aufgeftellt wäre, nicht ohne Weiteres 
folgen Fachſchulen, die von einzelnen Innungen eingerichtet werden, in benen 
Handwertömeifter Lehrlinge ihres Gewerbes unterrichten, die Befugniß einräumen, 
daß der Beſuch derfelben von dem Beſuch der Fortbildungsichule dispenſire. 
Die Lehrlinge würden alfo im beften Falle leicht Tängere Zeit auf den Schul⸗ 
iuh verwenden müſſen, als fie mit Nücdficht auf ihre handwerkliche manuelle 
Anshildung entbehren können. Das würde ihre Fachbildung fchädigen: ober 
fe müßten den Sachunterricht aufgeben zu Gunften einer allgemeinen Fort— 
lildungsſchule. 

Dann iſt auch der Lehrwerkſtätten zu gedenken, die meiner Anſicht nach 
ene ganz befondere Zukunft haben. In allen den Fällen, in welchen ein Ge— 
werde nicht die Kraft und Luft zeigt, die von ibm bemöthigten Lehrlinge felbft 
ordentlih heranzubilden, wird man mit der Zeit zur Einrichtung von Lehrwerk⸗ 
fütten ſchreiten, mit denen man unter befonderen Verhältniſſen ſchon günftige 
Erfahrungen gemacht hat. Ich erinnere an Rußland, wo man bie jungen Leute 
nicht ins Ausland fchiden wollte, damit fie dort nicht mit den technifchen Fertig: 
keiten zugleich Umſturzideen einfaugten, wo man aber aud nicht mehr auß- 
wirtige Arbeiter ind Rand ziehen wollte zur Leitung der officiellen induftriellen 
Etobliffements, und wo man daher z. B. für den Maſchinenbau großartige 
eehrwerfflätten einrichtete, in denen neben theoretifchem Unterricht die praftifche 
Ansbildung der jungen Leute zu Maſchinenbauern methodiſch geleitet wird. Es 
find Lehrwerkſtätien diefer Art anch in Deutichland für einzelne Fächer befannt, 
ſo die Holzſchnittſchulen in der Berchtesgadener Gegend. Allen vielen Anftalten 
möchte ich eine möglichſt energifche Entwidelung fichern, ich möchte verhindern, 
daß fie durch allgemein gültige Normen gezwungen würden, auf allgemeine 
Vildung ein zu großes Gewicht zu legen zum Nachtheil der Fachbildung. Einer 
der Gutachter hat mit Recht betont, daß wir heute Gefahr laufen, durch das 
viele Reden von nöthiger Fortbildung die jungen Leute auf eine oberflächliche 
Bildung in vielerlei Dingen binzulenfen und der fachlichen Specialifirung zu 
entfremden. Sch halte es fiir viel wichtiger und nothwendiger, daß diefe jungen 
Leute beſchränkt werden, als daß man ihren Geift durch fremde Spraden und 
eime bunte Menge von allgemeinen Kenntniffen überfüllt, die mit ihrem unmittel⸗ 
baren Beruf nicht zufammenhängen, und deshalb möchte ich den Lehrwerkſtaͤtten, 
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die doch fehr beſchränkt würben durch reichsgeſetlichen Fortbildungsſchulpoarg, 
eine Zukunft fichern, ohne darum gleich zu fordern, daß fie von oben berab nt 
Leben gerufen würden. Es muß das der freien Mitiative der Betbeiligen 
überlafjen werben. Deshalb kann ich zu der Forderung, einen folden Zwang en 
zuführen, wie fie der Here Correferent Lieban ftellt, mich nicht zuſtimmend 
erflären. ' 

Ich ſchließe, indem ich conftatire, daß principielle Unterfchieve zwiſchen mr 
und ben Anfichten des Eorreferenten Prof. Schönberg, außer in den Ihe 
berührten Punkten, nicht beftehen. Die berührten Differenzen find vielleicht mi: 
unlösbarer Natur. Deine Herren! Ich glaube, in den Reſolutionen, die ih Ira 
vorfchlage, nicht mehr von ftaatlicher Einmiſchung gefordert zu haben, als nik 
wendig ift, einerfeit8 um den Unmündigen, die durch das Lebrerhältg ı 
tüchtigen Arbeitern außgebilvet werben follen, einen gewiſſen geſetzlichen Halt x 
geben, andererfeitö dem Lehrherrn felbft eine Sicherheit gegenüber dem pm 
















gedeutet zu haben, um die Durchführung biefer Beftimmungen zu ſichern, un 3: 
die Refolution, die ich Ihnen vorfchlage in Bezug auf volkswirthſchaftlin 
Unterricht, Unterricht in Gewerbegeſetzkunde und Nichteinführung reichögeleiika 
Zwanges zum Beſuch der Fortbildungsfchule den Bedürfniſſen des Genie 
entfpriht. Meine Herren! Ich bitte Sie, meine Refolutionen anzunehmen. 


Theſen 


des Referenten Dr. J. Brinckmann. 


Um eine dem Intereſſe der gewerblichen Production und der Lehlt 
entiprechende Ausbildung der letzteren herbeizuführen, bedarf e8 einer Reform 
Lehrlingsweſens. 

Dieſe Reform Hat ſich weſentlich zu erftreden auf: 

1. a) Die Schaffung mit bebörblicher Autorität ausgerüfteter Urs: 
welche das Lehrlingsweſen regeln und beauffichtigen. 

b) Da Innungen, in weldyen fi) Arbeitgeber mit Arbeitnehmern 5b 
jelben Gewerbes zur Regelung gemeinfamer Angelegenheiten \ 
binden, geeignet erſcheinen, die Functionen jener Organe für: 
befonderen Gewerbe auszuüben, tft die Bildung derartiger Iumm% 
welche auf dem Boden der gegenwärtigen Gewerbe⸗Ordnung 
führbar wäre, durch eine entfprechende Aenderung dieſes Gel 
zu ermöglichen und zu fördern. 

e) Nur infofern die Bildung derartiger Innungen ſich als une 
bar oder diefelben ſich als nicht Lebensfähig erweisen, find für 
Lehrlingsweſen befondere Organe zu fchaffen, in denen femM 
Arbeitgeber wie Arbeitnehmer vertreten find. 

2. Die Entſcheidung der aus dem Lehrvertrage und dem Arbeiever:? 
entipringenden Streitigfeiten durch gewerbliche Schiedsgerichte, ın Is? 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer vertreten find. 
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3. Die getee tie — ſchriftlicher Abfaſſung der Lehrverträge und 
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bei den obenerwähnten Innungen, beziehend⸗ 
re ben Auffichtöbehörden für das Lehrlingsweſen oder den gewerblichen 
Schiedögerichten. 
Die gefeglihe Einführung einer mindeſtens einmonatlihen Probezeit, 
während melcher dem Lehrling wie dem Lehrherrn der Rücktritt vom 
Lehrvertrage zuftebt. 


. Die Androhung von Strafen wider ben twiderrechtlichen Bruch des 


Lehrvertrageö, wider ben Anftifter hierzu und wider Denjenigen, welcher 
einen Lehrling, wiffend, daß er entlaufen ift, in Lehre oder Arbeit 
nimmt ober bebält. 


. Das Berbot, Arbeiter unter 18 Jahren zu einer regelmäßigen Be— 


Ihäftigung in Gewerbe: oder Wabrifbetrieben anzunehmen, wenn dies 
ſelben nicht mit einem in Gemäßheit des 8 131 der Gewerbe-Orbnung 
audgeftellten und eingerichteten Arbeitöbuche verjehen find. Auf Lehr- 
finge findet dieſe Beftimmung feine Anwendung. 


. 3) Die Gewährung ordentlichen Unterrichts in für Lehrlinge geeigneten 


Schulen, in denen außer den allgemein üblichen Unterrichtögegen- 
fländen die Grundlehren der Volkswirthſchaft und der Gewerbe- 
geſetzeskunde gelehrt werden. 

b) Ein Zwang zum Beſuche von Fortbildungsſchulen iſt nur unter 
Berüuckſichtigung der örtlichen Berhältniffe im Gewerbe einzuführen 
und muß der Entwidelung der gewerblichen Fachſchulen und ber 
Lehrwerfftätten für einzelne Gewerbe freien Spielraum gewähren. 
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Borf. Prof. Dr. Naffe: Ic bitte den Herrn Scheiftfährer, das Reulır 
der Wahlen mitzutheilen. 


Prof. Dr. Held: Es find 50 Stimmzettel abgegeben worden, darue 
trotz der Deutlichkett, deren wir uns bei der Abfaflung des Wahlzettels befins 
haben, wieder eine Reihe von Stimmzetteln, auf denen nicht die genügente % 
zahl Namen ausgeftrichen iſt. Es find alfo mehr gewählt worden, als geist 
werden durften. Wieder mußte der Sade Zwang angetban werben, und mufrı 
durch diejenigen Herren, welche die Stimmzettel zufammenftellten, die lebien Nam 
geftrichen werden. Dadurch kommt ed den, daß bei dem Wahlvefultat Axt 
gewiſſe Ungunſt Denjenigen zu Theil wird, die im Alphabet fpäter komm 
Bon dem 13. ab, bei Ludwig-Wolf, beginnt diefe Ungunſt. Auch unen 
verebrter Bräftvent fällt in dieſe benachtbeiligte Kategorie. 

Es haben erhalten: 

48 Stimmen Herr Geh.Rath Hildebrand, 
42 „ » Brof. Brentano, 

40 „ » Prof Naffe, 

40 „ „ 2». Roggenbad, 

39 „ „ Geb. Rath Knies, 

35 „ „ Prof. Neumann, 

34 „ „ Ludwig Wolf, 

32 „ „ Branz Dunder, 

31 " „ Ralle, 


24 „ »  Brof. Gneiſt, 
4 ,„ „ Beof. Knapp, 
24 „ „ Samter, 

24 Jul. Schulze. 


Diefe 13 zufammen haben die meiften Stimmen ; unter den vier mit je } 
Stimmen mußte nah den Statuten Einer andgeloft werden. Das Loos nr 
unfern früheren Präſidenten Prof. Dr. Gneift. 


Borf. Prof. Dr. Naffe: Ich erlaube mir, anzuzeigen, daß der fo «- 
gänzte Ausſchuß heute Nadmittag 1/,7 Uhr in der Erholung ſich verfammeht win 
um ſich neu zu conſtituiren und die etwaigen Cooptationen vorzu 


Gauſe.) 


Eorreferat 
des Prof. Dr. Schönberg über das 
Lehrlingsweſen. 


Herr Präſident Prof. Dr. Naſſe. Ic eröffne die Sitzung aufs Neue und 
te Herrn Eorreferent Brof. Schönberg, das Wort zu ergreifen. 

Prof. Dr. Schönberg: Meine Herren! Ich Habe als Correferent 
* Aufgabe, ſofern ich in der Sache mit dem Herrn Referenten übereinftimme, nur 
qenigen Gefichtspunfte, welche mir fiir die Trage weſentlich erfcheinen und von 
m Herrn Referenten nicht berührt worden find, bier noch hervorzuheben, for 
m ih aber in der Sache felbft anderer Anficht bin, diefe zu begründen. 

Es Tiegen Ihnen drei Nelolutionen vor. Ich bemerfe, was die meinige 
weht, daß ich dieſelbe habe entwerfen müſſen, ehe der Herr Referent feine 
zene formuliren konnte. 

Die Reſolutionen zeigen in weſentlichen Punkten ſachliche Uebereinſtimmung, 
D ih glaube, es wird möglich fein, in Bezug auf dieſe auch formell eine 
nnändigung der verfchiedenen Referenten fir die Schlußabſtimmung berbei= 
tübren. 

Der Herr Referent Bat uns in feinem ausführlichen Vortrage geichilvert 
* Uebelſtände dieſer Neformfrage, die Urfachen derſelben, ihre volkswirthſchaft⸗ 
& Bedeutung, die Notäwendigkeit einer Reform, und bat und dann im 
Igemeinen gezeigt den Reformweg, der nach feiner Anſicht eingeichlagen 
erden muß. 

Ehe ich mich zu den Mißfländen wende, welche den Anlaß zu diefer Reform: 
age geben, möchte ich mir eine Vorbemerkung erlauben über die Art 
t Rejolution, die bier gefaßt werden Tann, und auch darüber, ob und 
ie weit wir in dieſem reife überhaupt in der Lage find, Heute definitive 
eformvorſchläge zu machen. 

Sie Ale, meine Herren, wiflen, dieſer Gegenftand gehört zu den viel- 
utilieten, brennenden wirthicyaftlihen Tagesfragen. Bon allen Seiten ertönen 
lagen und Beſchwerden über den Zuftand des heutigen Lehrlingswefens. Diefe 
eſchwerden find auch in vielen Petitionen an ben Reichstag gelangt. Die 
eutuonseommilflon bat fi fett Jahren damit beichäftigt und, wie Sie aud) 
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wifien, bat die Reichsregierung ſich veranlaßt geiehen, über den Stand de 
Tehrlingsmeiend und über die etwaigen Mittel, ihn zu reformiren, eine ım 
faflende Enquöte anzuftellen. 

Noch find die Refultate diefer Enquöte nicht publicirt; unbelamt if w 
dad Maß der Uebelſtände und der Zuftand im Einzelnen. 

Man könnte bei diefer Sachlage die. Frage aufmwerfen, ob wir Beute übe 
peupl in der Lage feien über diefen Gegenftand zu verhandeln und befinttie ; 

athen. Ich glaube indeß, diefe Frage bejahen zu müffen, und ich meine, x 
Ausſchuß unfered Vereins bat Recht getban, als er dieſelbe auf die Tagd 
ordnung ſetzte. 

Denn wir haben hier nicht die Frage definitiv zu entſcheiden 
nicht definitive Beſchlüſſe zu faſſen. Wir find nicht die Gelege 
nit das competente Organ der Staatöverwaltung Wären wir das, ix 
fönnten wir allerdings definitive Entſcheidungen nicht treffen, definitive Beidli 
nicht faflen, ehe die Reſultate der einmal jett vorgenommenen Enquäte vor 
ehe wir dadurch eine genaue Kenntniß der thatjächlichen Zuftänden hätten. Ts 
das iſt ja eine Grundanſchauung unferer Richtung, dag feine wirthiärf® 
Geſetzgebung, feine große wirthichaftlihe Reform ſeitens der Etaatövennizz 
vorgenommen werden foll, ohne daß man vorher eine genaue und fichere Kurt 
der thatſächlichen Zuftände und der Anfichten ſachkundiger Männer hat. 

Wir find nicht eine Derartige Behörde, wir find dagegen ein Berem B 
Sachverftändigen, und eben deshalb können wir auch wohl auf Grund unfere 
fiht und Erfahrung heute dieſen Gegenſtand berathen, die thatfächlihen & 
ftände, foweit fie uns befannt find und den Weg zu ihrer Befferung hir 
handeln, um belehren einzumirten auf die öffentlihe Meinung und, wi 

ffe, für den Reichstag und die Reichsregierung ein nicht werthlofes Meta 
eizubringen. | 

Deshalb, meine Herren, können wir auch unfern Anfichten Ausdrud 2 
in Reſolutionen. Uber, und das ift fir mich ein principiell fo wichtiger 
fihtöpuntt, Daß ih eben deshalb ihn noch beſonders zur | 
der Berein für Socialpolitit kann, wenn er nicht von dem Wege, ben wir b 
inne gehalten haben, abweichen will, bier nicht Reſolutionen faffen, 1 
Punkte berühren, deren definitive Beurtbeilung wir abhängig machen 
von einer genauen Kenntniß der thatſächlichen Verhältniſſe, wie fie nur 
eine umfaflende Enguete uns gegeben werben kann. Wir Tönnen und hier 
einer Refolution nur auf folde principielle Forderungen beichränfen, an I 
auch eine genauere Kenntniß der thatfächlichen Zuflände, als wir fie heute ho 
Nichts ändern wiirde. | 

Diefe Erwägungen Haben mich bei der Abfaſſung ter Refolution, Di: 
mir erlaubt Habe, Ihnen vorzulegen, geleitet. Diefe Reſolution anerkennt m ' 
Nothwendigkeit einer Reform; im Uebrigen enthält fie nur allgemeine $ 
Inte, welche den Weg der Reform anzeigen, aber fie berührt nicht die Rei 
im Einzelnen. Und das ift auch der Punkt, in dem meine Sefolutin % 
Ganzen ſich unterfcheivet von den Nefolutionen des Herrn Referenten a 
Sorreferenten. 

Das war eine Vorbemerkung, die ih für meine Refolution zu made a 
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erlauben mußte. Ich wende mid nad diefer Vorbemerkung zu den Uebel: 
fänden, welde ven Anlaß zu dieſer Srage bilden. 

Der Referent bat uns dieſe Webelftände ausführlich geſchildert; dem un⸗ 
erfrenlichen Bilde, das er und entworfen, babe ich wenig hinzuzufügen. 

Ich bin mit dem Herm Referenten, den Gutachtern, und ich denke mit 
Ihnen Allen der Meinung, daß wir leider heute vielfach eine ungenügende 
Ausbildung der gebrlinge in techniſcher und moraliſcher Be— 
ziehung, und ebenſo eine Verringerung der Arbeitsfähigkeit, der 
Arbeitsluſt, der Arbeitsleiſtungen der gewerblichen Arbeiter— 
claſſe conſtatiren müſſen. Wir müſſen ebenſo conſtatiren, daß die ſe Miß⸗ 
ſtände heute einen ſolchen Umfang gewonnen haben, daß wir ſie geradezu als 
einen volkswirthſchaftlichen Nothſtand bezeichnen müſſen. 

Man erklärt dieſe Thatſachen und, ich glaube, nicht mit Unrecht, zunächſt 
m der Weiſe: Dan fagt: gewifjenhafte, tüchtige Lehrherren nehmen wegen Der 
leichten Lösbarkeit der Lehrverträge heute feinen Lehrling mehr, oder laſſen fid 
wenigften® deren ordentliche Ausbildung nicht mehr angelegen fein, weil ihnen 
jelten für ihre Mübe die ägquivalente Entichädigung zu Theil wird. Die 
gel The Ausbildung der Lehrlinge tritt heute in den Hintergrund bei ihrer 

elhäftigung: wer Lehrlinge hält, fucht fie in der Regel fo zu befchäftigen, daß 
Leiftung und Gegenleiftung für ihn in einem äquivalenten Verhältniß ſtehen und 
die vorzeittge Auflöfung des Lehrvertrages ihm keinen Schaden bringt. 

Die allgemeine voltswirthihaftlide Bedeutung jener be 
Mogenswertben Erfcheinung ergibt fih aus ven Folgen, melde jene Er⸗ 
Meinung für die Boltswirthfchaft nothmendig berbeiführt. 

Ich möchte diefe Folgen wenigftens ganz kurz in vier Punkten präcifiven, . 
da der Referent fie nicht näher berührt hat. 

Die ſchlechte Ausbildung der Lehrlinge bewirkt 

1. für dieſe felhft in höherem Grabe die Unfähigkeit, [päter felb- 
Rändige concurrenzfähige Gewerbtreibende zu werden, und bewirkt 
für Diejenigen von ihnen, welche Tohmarbeiter bleiben, ein geringeres Ein» 
fommen, als bei befferer Ausbildung ihnen zu Theil werden würde. Denn 
der Lohn, nad feinem Sachwerth berechnet, und die Arbeitsleiftun 
müflen auf die Dauer ſtets in einem äquivalenten Verhältniß bleiben. Es 
bei freier Lohnregulirung geradezu unmöglich, daß auf die Dauer der Sad: 
werth des Lohnes für eine Arbeiterclaffe auf der gleichen Höhe bleibt oder fteigen 
kann, wenn die Arbeitsfähigfeit und Arbeitsleiftungen dieſer Claſſe ſinken. Die 
Verſchlechterung der Arbeitfähigfeit und der Arbeitsleiftung befördert in dem 
freien Wettfampfe der Unternehmer 

2. das ift ein wichtiger Punkt, den der Referent auch nicht berührt hat, 
ben fchnelleren Untergang aub an fih concurrenzfäbiger 
feiner Unternehmer. Die großen Unternehmer, welche das ganze Jahr 
hindurch in der Lage find, gute Arbeiter zu befchäftigen, ziehen dieſe an ſich, 
und dem einen Unternehmer bleibt nur der Auswurf der fchlecht ausgebildeten, 
meiſt auch liederlichen Arbeiter. Diefe können deshalb um fo meniger ihre 
Arbeiten gut und rechtzeitig liefern; und die Käufer ihrer Producte ziehen e8 
deshalb vor, fih an größere Unternehmer zu wenben. 

In diefen beiden Folgen ſcheint mir die tiefe fociale Bedeutung 
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Diefer ganzen Frage für die zufiinftige Lage der heutigen Lehrlinge u 
für bie Bea ärige Lage der Kleinen Unternehmer zu liegen. 
it ferner 
3. naturnothwendig, Daß die fchlechtere Ausbildung der Producenten ve 
Ihledtert die Qualität der Producte, und daß deshalb die Alu 
der Confumenten über ſchlechte Waaren zunehmen. Es iſt ebenfo nammo 
wendig, daß die fchlechtere Ausbildung der Probucenten für den internati 
nalen Verkehr und den internationalen Markt verringert 
Concurrenzlraft der nationalen Production. 
Und endlich " 
4. läßt fi) auch nicht leugnen, daß dieſe Arbeiterclafie, je geringer i 
Arbeitsfähigkeii, ihre Arbeitsluft und ihre Moral wird, um fo mehr genagt 
fih derjenigen focialiftifhen Agıtation anzuſchließen, welche 
Gleichheit des Einkommens als das natürliche Recht der Arbeiter und al ı 
durch Agitation erreichbare Ziel hinftellt. 
Meine Herren! Erſt diefe, wie mir fcheint, mit Naturnotbwendigfat a 
tretenden Folgen geben dem Gegenftand, mit dem wir uns bier beicyäftigen, K 
voße Tragmeite und Bedeutung für die Volkswirthſchaft, für ve © 
ellicaft, für den Staat; erft fie rechtfertigen es, daß wir m am 
Berein für Socialpolitik und mit diefem Gegenſtand beichäftigen. 
Weſentlich für die Erfenntniß der zwedmäßigen Heilmitte 
bier wie überall die Erfenntniß der Urſachen der Uebelftände. 
In Bezug auf die Urfahen der Uebelftände will ih mid auf‘ 
ende Bemerkungen beichränten. Der Herr Referent hat ſich in feinem Bern 

its damit beichäftigt. Die Gutachten enthalten darüber reiches Mar 
Geſagtes will ich nicht wiederholen, nur meinerſeits ausdrücklich betonen, ? 
die Urfahen jehr mannigfaher und zum Theil ſehr complict: 
Art find. 

Eben deshalb muß ich bier an diefer Stelle beſonders der Anſicht e: 
gegentreten, welde als einzige Urſache die Neihögefeggebur 
Ipectiell die Gewerbe⸗Ordnung von 1869 Hinftellt, welche auf dieie 
Schuld ſchiebt und confequent daher auch das Heil allein von einer Aend 
der Reichsgeſetzgebung erwartet. 

Diefe Anficht, meine Herren, ift namentlih in ben Kreifen von Hat 
wertömeiftern fehr viel verbreitet und hat ihren Ausbrud gefunden m 
Petitionen, die an den Reichstag gelangt find. 

Es läßt ſich freilich nicht leugnen, daß die Gewerbe-Ordnung 
1869 die thbatfählihe Entwidelung in ben legten Jahren ! 
möglicht bat; aber fie ift nicht, wie auch der Referent ſchon kurz eilt 
die alleinige Urfache, nicht einmal cine der Haupturſachen 

Es mag richtig fein, daß feit 1870 Lehrlinge häufiger die Lehrvertrögt 
brochen haben, aber dieſe Thatfache wäre ſicher nicht eingetreten, wenn mM 
überhaupt in den legten Jahren der Sinn für Recht und Mor 
in unferem wirthſchaftlichen Leben fi, — wir müflen das ja leider confatıt 
— entfhieden verringert hätte, und wenn nicht gleichzeitig durch die A 
fihe flarfe Vermehrung der Nachfrage nad Arbeitöträften, — auf X 
Urfachen, die Ihnen befannt find, — ven Tehrlingen Gelegenheit geboten mer! 
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nöre, höhere Löhne als Gefellen oder Fabrikarbeiter, oder auch al8 einfache Tages 
schiter zu erhalten. Es ift mir fehr zweifelhaft, ob, ſeitdem ein Rüchkſchlag 
u der Rachfrage nach Arbeitöfräften bei uns eingetreten ift, nod in gleichem 
Mape der Bruch der Lehrverträge durch Lehrlinge ftattgefunden hat und noch 
'attfindet. 

Kann man alfo meines Erachtens ſchon für dieſe Thatſache, für den Bruch 
ꝛ Lehwerträge, die Gewerbe:Orbnung nicht ausfchlieglich verantwortlich machen, 
zn möchte ich doch weiter fragen: 

Iſt denn wirflic der Unterfchied in der Arbeitsfähigteit Derjenigen, die ſeit 
570 als Lehrlinge ausgebildet wurden, von Denjenigen, die ein Jahrzehnt vorher 
te Ausbildung empfangen haben, ein jo großer? Ich glaube, man wird dieſe 
sage ſchwerlich bejahen könmen. 

Nein, meine Herren, ich glaube nicht erſt ſeit 1870, ſondern ſchon ſeit 
el Lingerer Zeit wirken bie Urſachen, die hier, wie ich ſchon vorhin bemerkte, 
bt jo einfach, ſondern recht complicirter und mannigfaltiger Art find. 

Ich will darauf nicht näher eingehen, nur das noch bemerken: Jedenfalls 
ven die Gutachten, wenn fie diefen Punkt berühren, — und mas für mid 
Ati il, — gerade Die Gutachten von Arbeitgebern, wie ich glaube, mit 
t hervor, daß die Arbeitgeber in der Induftrie wie im Handwerk fon 
itlanger Zeit, auch |hon damals, als die Gefeggebung den 
nttactbrud noh nicht fo Leicht gemadt hatte, ſich viel zu 
mg um die Ausbildung ihrer Lehrlinge fümmerten, daß fie 
te tehrlinge vielfah nur in ihrem Intereffe ausnutzten, daß 
‚mie der Referent ganz richtig gefagt hat, ihre Lehrlinge thatſächlich zu 
gendliden Arbeitern machten. Außerdem muß ich aber und fehr 
* betonen, — umd ich befinde mich auch hier in Webereinftimmung mit dem 
irn Referenten und den meiften Herren Gutachtern, — daß eine jehr 
jentlihe Urſache ver thatſächlichen Zuftände die ift, daß und wirffame 
tgane einer Fürſorge für das Lehrlingswefen gefehlt Haben. 
16 ſcheint mir in der That ein Cardinalpunkt diefer ganzen Frage zu fein. 
ne der Haupturſachen in der ganzen Entwidelung, die wir beflagen, ıft 
te Zweifel die, daß ſchon feit längerer Zeit, feit Jahrzehnten die Aus- 
dung der Lehrlinge ganz dem Einzelnen und feinem egoiftifchen 
treffe Überlaffen wurde, daß die ordentliche, gute Ausbildung 
teehrlinge, dieſe wefentlihe Vorausſetzung für gute Buftände unferes 
werbeweſens, nicht eine gemeinfame, eine corporative, eine 
tentlihe Angelegenheit war und tft, daß und Organe fehlten, 
lche, außgeftattet mit obrigfeitlichen, d. h. mit disciplinaren und richterlichen 
tugniffen, die Sorge für eine gute Ausbildung der Lehrlinge zu 
ter Aufgabe machten und dur ihre Organiſation und zweckmäßige 
rgiſche Wirkfamteit die fihere Erfüllung diefer Aufgabe garantirten. | 
Darin, meine Herren, fehe ich eine ſehr weſentliche Urſache Daran aber, 
b diefe Organe nicht beftehen, ift meines Erachtens, nach der Inter: 
tatıon wenigftens, die ich der Gewerbe-Ordnung, übereinftimmend mit Anderen, 
Theil werben laffe, vie Gewerbe- Ordnung nicht Schuld. Die Geſetz⸗ 
xt der Gewerbe-Orbnung von 1869 haben die Bildung folder Organe ger 
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wünſcht; fie haben es nur für zmedmäßiger erachtet, daß ſolche Organe ſich in 
einzelnen Communen und Staaten bilden, um den individuell verſchiedenen Be 
bürfniffen der Gewerbe mehr Rechnung zu tragen, um die Organe mit Rädfidt 
auf die ſtaatlich verſchiedene Kreis- und Communalvgfaflung einzurichten. Die 
Gewerbe⸗Ordnung geftattet ausdrücklich den Communen, und jcheint mir fill. 
ſchweigend auch den Landesgeſetzgebungen zu geſtatten, derartige Organe einju⸗ 
richten; aber die Communen und Einzelſtaaten haben von dieſer Befugniß, von 
dieſer ihrer Pflicht bisher keinen Gebrauch gemacht. (Sehr richtig.) 

Meine Herren! Wenn aber der Mangel folder Organe eine wirklich weient: 
liche Urfache dieſes ganzen Zuſtandes ıft, dann trifft auch Die Schuld nicht, ın 
erfter Reihe wenigftens nicht, die Geſetzgeber der Gewerbe-Ordnung von 1569. 
Nicht die Reichsgeſetzgebung ift Schuld, fondern, wenn man überhaupt bier von 
einer Schuld ſprechen will, — und darüber läßt ſich in foldden Fragen in ver 
That discutiren, — fo trifft fie die Communen, die Einzelftanten, und, worauf 
ich ſpäter zurüdtommen will, bie einzelnen Gemwerbtreibenden, Arbeitgeber und 
nehmer. Es ift noch heute meine Anficht, und ich werde fie nachher noch näher 
begründen, daß die Gewerbe-Ord nung in bieler Beziehung den ganz ri: 
tigen Standpunft eingenommen bat, daß die Organe, die wir braucen, 
nicht durch das Reich, fondern durch die Einzelftanten gelchaffen werden müſſen. 
Ich bin noch heute der Meinung, daß die Durchführung dieſer wichtigften aler 
Reformmaßregeln, die wir zu ergreifen haben, nicht die Mitwirkung der Rede 
gewalt erfordert, nicht einmal, wie ich wenigften® glaube, eine Aenderung dar 
Reichsgeſetzgebung. Ich komme darauf zurüd. 

Die Webelftände und ihre Urſachen will ich nicht weiter berühren, ich denk: 
aber, meine Herren, Sie werben Alle mit uns, d. b. mit dem Herm Referent. 
und den Gutachtern, der Meinung fein, daß die Ausbildung der Xehr: 
linge im Intereffe der Lehrlinge, aber auch im Intereſſe der 
Volkswirthſchaft, einer Reform bedarf. Das habe ich in meiner Kr 
folution im Eingang ausgeſprochen und ich Hoffe, daß dafür dieſe Verſammlunz 
fich einftimmig ausſprechen wird. 

Ih komme zu den Heilmitteln. 

Die Refolution, meine Herren, welche ih die Ehre babe bier zu wr: 
treten, giebt die Heilmittel an, ſoweit fie die Mitwirkung der öffentlichen Gewalt 
erfordern. Die Refolution enthält aus den vorher von mir angegebenen Gründen 
nur die principiellen Forderungen, fie deutet nur den Weg an der nothwendigen 
Staatsintervention. 

Ich befinde mich bei meinen Forderungen in faft voller Uebereinftimmung 
zit dem Referenten bezüglich Punkt 2, 3, 4, ich kann auch wohl fagen, bezüglih 
Punkt 5, ſoweit ich diefe Forderung geftellt habe. 

Unfere Anfichten gehen aber theilmeife auseinander hinſichtlich der dor⸗ 
berung von Organen zur Regelung und Beauflihtigung des Lehrlingsweſens. 

Noch ſtimmen wir Beide darın überein, daß wir Beide eigene Organe mit 
pbrigkeitlichen Befugniffen zu dieſem Ywed für abfolut nothwendig erachten und 
von diefen Organen nur dann eine erſprießliche Wirkfamteit erwarten, wen in 
ihnen Arbeitgeber und nehmer vertreten find. 

Unfere Differenz in der Sache felbft befleht 1) darin, daß ber Her Re 
ferent feine Vertretung der Stantögewalt in Diefen Organen will, während mit 
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diefe Vertretung im öffentlichen Intereffe unbebingt geboten erſcheint; 2) darin, 
daß der Herr Referent die Hamburger Innungen als die geeigneten Innungen 
bingeftellt wiffen will, während ich diefe Bedeutung den Hamburger Innungen 
nicht beizulegen vermag. 

Diefe Differenz in zwei Punkten tritt in den Reſolutionen felbft nur be 
züglich des erften Punktes hervor. 

Ih will mich zunächft wenden zu der Forderung eigentlider Or— 
gane, im der ich mit dem Referenten übereinflimme und die ich, wie ich wieder⸗ 
bole, ald den Cardinalpunkt betrachte. 

Den Mangel eigentliher Organe fiir das Lehrlingsweſen habe ich ſchon 
vorher als eine ber weientlichften Urſachen ver Uebelſtände bezeichnet. Weine 
Herren! Auch der Referent bat diefe Organe gefordert und ihre Nothwendig- 
kt zu begründen verfucht. Ich will feiner Begründung nur Folgendes hinzu⸗ 


gen 

Wenn man die Ausbildung der Lehrlinge lediglich dem freien Vertrag der 

Einzelnen überläßt, fo muß bet uns in Deuttöland — und, ich glaube, es wird 
in Oeſterreich ſpäter, wenn Oeſterreich erft unſere Gefegebung, wie wir heute 
gehört Haben, einführen wird, auch nicht anders werden, — fo muß bei uns das 
Lehrlingsweſen nothwendig kranken. 
Die Lehrlinge find in der Regel unmündige Perſonen, abhängig nicht nur 
u der Wahl ihres Berufs und ihrer Lehrherren, ſondern aud in anderen Ber: 
bilmiffen von ihren Eltern reſp. Vormundern. Haben fie Eltern, fo gehören 
dieſe meift Volksclaſſen an, in welden das Bewußtjein der fittlihen Pflicht gegen 
die eignen Kinder kein ſehr flarfes ifl. Der Herr Neferent hat dies auch berührt. 
Eltern ſuchen oft die Arbeitsfraft ihrer Kinder aus Egoismus, nicht felten auch 
durch Noth getrieben, auszunugen. Sie denken mehr an die Gegenwart als an 
die Zukunft, mehr an den fchnellen Erwerb als an gute Ausbildung ihrer Kin- 
der; fie geben deshalb ihre Kinder auch. lieber als jugendliche Arbeiter in 
Fabriken, wie als Lehrlinge einem Lehrherrn. Eltern feben alfo immer mehr 
af die Bezahlung, als auf die Ausbildung, und können die Lehrlinge höheren 
Lohn finden bei einem anderen Arbeitgeber, jo werben die Eltern oft die Ber: 
anlaffung, daß die Lehrlinge den Lehrvertrag brechen. 

Noch weniger als die Eltern denken die unmündigen Lehrlinge, in der großen 
Mehrzaͤhl wenigftens, an ihre Zukunft. Bietet fich ihnen Gelegenheit, in einer 
anderen Stellung mehr zu verdienen, jo ergreifen fie diefe Gelegenheit, unbeliimmert 
darum, ob ihre Arbeitöfähigfeit in Zukunft eine geringere fein wird. 

Eine genügende Beftrafung des Contractbruches würde dieſen Vertragsbruch 
zwar verhindern, mindeſtens ſehr verringern; aber es genügt die Beflrafung 
des Eontractbruches doc nicht, das Beſtreben der Eltern und Lehrlinge zu bes 
fätigen,, die Bedingungen des Lehrvertrags nur fo einzurichten, daß der Lehrs 
Ing möglichſt bald Lohn erhält und nur einen ſolchen Lehrherrn zu fuchen, bei 
em das der Fall ift, felbft wenn es auf Koften der Ausbildung des Lehrlinge 
und auf Koften feiner beffern Zukunft gefchieht. 

Dielen umvernünftigen, für die Zukunft des Lehrlinge ſchädlichen Beſtre⸗ 
bungen der Eltern und Lehrlinge kommen egoiſtiſche Arbeitgeber gern entgegen. 
ueiflenhaft Arbeitgeber aber fuchen deshalb möglichſt ohne Lehrlinge auszu⸗ 

men. 
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wünſcht; fie haben es nur für zweckmäßiger erachtet, daß ſolche Organe jih 
einzelnen Communen und Staaten bilden, um den individuell verſchiedenen 
bürfniffen der Gewerbe mehr Rechnung zu tragen, um die Organe mit Küft 
auf die ſtaatlich verſchiedene Kreis- und Communalvgfallung einzurichten 
Sewerbe- Ordnung geftattet außorüdlih den Communen, und fcheint mir ü 
fchweigend auch den Landesgeſetzgebungen zu geftatten, derartige Organe cr 
richten; aber die Communen und Einzelftaaten haben von dieſer Befugnik, ı 
biefer ihrer Pflicht bisher Leinen Gebrauch gemacht. (Sehr richtig.) 

Meine Herren! Wenn aber der Mangel folder Organe eine wirflih wit 
liche Urfache dieſes ganzen Zuſtandes ift, dann trifft auch die Schuld nid: 
erfter Reihe wenigftend nicht, die Gefeßgeber der Gewerbe-Ordnung von 15 
Nicht Die Reichsgeſetzgebung ift Schuld, fondern, wenn man überhaupt hier: 
einer Schuld ſprechen will, — und darüber läßt fih in ſolchen Tragen ı 
That discutiren, — jo trifft fie die Communen, die Einzelftaaten, und, mc 
ich fpäter zurüdtommen will, die einzelnen Gewerbtreibenden, Arbeitgeber 
nehmer. Es iſt noch heute meine Anficht, und ich werde fie nachher nod mi 
begründen, daß die Gewerbe-Drdnung in dieſer Beziehung den gan; : 
tigen Standpunkt eingenommen bat, daß Die Organe, die wir brul 
nit durch das Reich, ſondern durch die Einzelftanten geſchaffen werden mit 
Ich bin noch Heute der Meinung, daß die Durchführung dieſer wichtigſten 
Neformmaßregeln, die wir zu ergreifen haben, nicht die Mitwirkung der % 
gewalt erfordert, nicht einmal, wie ich wenigften® glaube, eine Aenderumn 
Reichsgeſetzgebung. Ich komme darauf zurüd. 

Die Uebelftände und ihre Urſachen will ich nicht weiter berühren, id 
aber, meine Herren, Sie werben Alle mit uns, d. h. mit dem Herrn Keen 
und den Gutachtern, der Meinung fein, daß die Ausbildung der “ 
linge im Intereffe der Lehrlinge, aber auch im Intereile? 
Volkswirthſchaft, einer Reform bedarf. Das habe ich in memen 
folution im Eingang ausgefprocden und ic hoffe, daß dafür dieſe Berlar: 
fi einftimmig ausſprechen wird. 

Ich komme zu den Heilmitteln. 

Die Rejolution, meine Herren, melde ich die Ehre Babe hier x 
treten, giebt die Heilmittel an, ſoweit fie die Mitwirfung der öffentlichen © 
erfordern. Die Refolution enthält aus den vorher von mir angegebenen Fit 
nur Die principiellen Forderungen, fie deutet nur den Weg an der nothme! 
Staatsintervention. | 

Ich befinde mich bei meinen Forderungen in faft voller Uebereinſt 
zit dem Neferenten bezüglich Punkt 2, 3, 4, ich kann auch wohl fagen, 
Punkt 5, foweit ich dieſe Forderung geftellt habe. . 

Unfere Anfichten gehen aber tbeilweife auseinander Binfichtlih ir i 
derung von Organen zur Regelung und Beauffichtigung des Lehrlin 

Noch flimmen wir Beide darın überein, daß wir Beide eigene Urger 
obrigkeitlichen Befugniffen zu dieſem Zweck für abjolut nothwendig eraht 
von diefen Organen nur dann eine erſprießliche Wirkfamteit erwarten, 
ihnen Arbeitgeber und nehmer vertreten find. | 

Unfere Differenz in der Sache felbft befteht 1) darin, daß der Her? 
ferent feine Vertretung der Stantögewalt in diefen Organen will, währen 
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dieſe Vertretung im öffentlichen Intereſſe unbedingt geboten ericheint; 2) darin, 
daß der Herr Referent die Hamburger Innungen als die geeigneten Innungen 
bingeflellt wiflen will, während ich biefe Bebeutung den Hamburger Innungen 
nicht beizulegen vermag. 

Diefe Differenz in zwei Punkten tritt in den Refolutionen felbft nur be 
züglich des erften Punktes hervor. 

Ih will mich zunächft wenden zu der Forderung eigentlider Or— 
gane, in der ich mit dem Referenten übereinſtimme und die ich, wie ich wieder: 
bole, als den Cardinalpunkt betrachte. 

Den Mangel eigentlier Drgane fir Das Lehrlingsweſen babe ich fchon 
vorher als eine der weientlichften Urfachen der Uebelſtände bezeichnet. Meine 
Herren! Auch der Referent bat diefe Organe geforbert und ihre Nothmwendig- 
n zu begründen verſucht. Ich will feiner Begründung nur Folgendes Hinzu: 


gen 

Wenn man die Ausbildung der Lehrlinge Lediglich den freien Vertrag ber 
Einzelnen überläßt, jo muß ber uns in Deutichland — und, ich glaube, e8 wird 
in Oeſterreich fpäter, wenn Oeſterreich erft umfere Geſetzgebung, wie wir beute 
gehört haben, einführen wird, auch nicht anders werben, — fo muß bei und das 
Lehrlingsweſen nothwendig kranken. 

Die Lehrlinge find in der Regel unmündige Perſonen, abhängig nicht nur 
um der Wahl ihres Berufs und ihrer Lehrherren, fondern auch in anderen Ber- 
bältniffen von ihren Eltern reſp. Bormündern. Haben fie Eltern, jo gebören 
diefe meift Volksclaſſen an, in welchen das Bewußtſein der fittlihen Pflicht gegen 
die eignen Kinder kein fehr ftarfes ift. Der Herr Referent hat dies auch berührt. 
Eltern fuchen oft die Arbeitöfraft ihrer Kinder aus Egoismus, nicht felten auch 
dich Noth getrieben, audzunugen. Sie denken mehr an die Gegenwart als an 
die Zuhmft, mehr an den fchnellen Erwerb als an gute Ausbildung ihrer Kin- 
der , fie geben deshalb ihre Kinder auch lieber als jugendliche Arbeiter in 

ten, wie als Lehrlinge einem Lehrherrn. Eltern fehen alfo immer mehr 
auf die Bezahlung, als auf die Ausbildung, und können die Lehrlinge höheren 
Lohn finden bei einem anderen Arbeitgeber, jo werden die Eltern oft die Ver⸗ 
anlaffung, daß die Lehrlinge den Lehrvertrag brechen. 

Noch weniger als die Eltern denken die unmündigen Lehrlinge, in der großen 
Mehrzahl wenigftens, an ihre Zukunft. Bietet ſich ihnen Gelegenheit, in einer 
anderen Stellung mehr zu verdienen, fo ergreifen fte dieſe Gelegenheit, unbekümmert 
darım, ob ihre Arbeitsfähigfeit in Zukunft eine geringere fein wird. 

Eine genügende Beftrafung des Contractbruches würde diefen Vertragsbruch 
zwar verhindern, mindeſtens ſehr verringern; aber es genügt die Beſtrafung 
des Contractbruches doch nicht, das Beſtreben der Eltern und Lehrlinge zu bes 
feitigen, die Bedingungen des Lehrertrags nur fo einzurichten, daß der Lehr⸗ 
[ing möglichft bald Lohn erhält und nur einen ſolchen Lehrherrn zu fuchen, bei 
dem das der Fall ift, felbft wenn e8 auf Koſten der Ausbildung des Lehrlinge 
und auf Koften feiner befjern Zukunft geichieht. 

Dielen unvernänftigen, für die Zukunft des Lebrlings ſchädlichen Beſtre⸗ 
bungen der Eltern und Lehrlinge kommen egoiſtiſche Arbeitgeber gern entgegen. 
Denifenafte Arbeitgeber aber ſuchen deshalb möglichft ohne Lehrlinge auszu⸗ 

mmen. 
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Da wir nun in Deutſchland gegenüber dieſem nothwendigen Cauſal 
zufammenbange in der beutigen Organifation unferer Arbeiter noch wicht mi 
England in feinen Gewerkvereinen das genügende Correctiv haben, fo fährt be 
und ein Zuftand, in welchen die Ausbildung des Lehrlinge lediglich Sache vei 
individuellen Vertrags ift, nothwendig dahin, daß, wie auch der Meferent fast. 
der Lehrling factifch zum jugendlichen Arbeiter wird, daß eine ordentliche Ari 
bildung aufhört. 

Und was jo aus der Natur der Verhältniſſe folgt, das haben die Erfub 
rungen hundert: und taufendfach gezeigt. 

Diejem Uebelftande kann, nah meiner Weberzeugung wenigſtens, unt 4 
muß auch bier mich der Begründung des Herrn Referenten anfchließen, mır de 
durch gefteutert werden, daß vor allem die Willkür der Einzelnen a 
diefem Gebiete befeitigt, die Sorge für eme gute Ausbildung m 
Lehrlinge zu einer gemeinfamencorporativen öffentlichen Sors 
und Pflicht gemadt und hierfür ein befonderes Organ geſchaffen mı: 
Ohne ein derartiges Organ Lönnen alle übrigen Maßregeln nur eine Belle; 
in fehr geringem Maße herbeiführen. 

Die Aufgabe diefer Organe muß es werben, für die einzelnen % 
werbözmeige die wejentlihen Beftimmungen der Yehrverträg: r 
bindender Kraft für Alle, aber auch mit der Möglichkeit der Modification 4 
individuellen Berbältnifien zu treffen und die Durchführung der ein 
beichlofienen Lehr vert räge zu überwachen, eventuell zu erzwingen. 

Die Aufgabe folder Drgane wäre alfo bie vollftändige Uebe: 
wachung ver Beihäftigung und Ausbildung der Lehrlinge, ſem 
Entſcheidung etwaiger Streitigkeiten. | 
Tiefe Organe würden daher auf der einen Eeite ern Ei vice 







Ich mit Disciplinarbefugniffen, auf der anderen Seite richterl: 
rgane. 

Meine Herren! Die Yunctionen, die foldde Organe nothwendig bi 
müſſen, find Functionen, die ihnen, und ich glaube darüber wird Kemer 
und eine andere Meinung haben, nur durch bie öffentliche Gewalt ertheilt 
fönnen. Dadurch aber erhalten fie, wie immer man fie auch zufammenfegen mis 
den Ebarafter von obrigfeitlihen Organen und in Diefem Sinne hal: 
obrigfeitlihe Organe in meiner Refolution gefordert. Ich erlaube mir dak 
ausprüdlich für diejenigen geehrten Herren, welde Vertreter der | 
Hamburger Inmingen find, zu bemerken, daß auch die Hamburger Imum 
wie fie geplant werden, obrigfeitlihe Organe find. Denn fhafft man Ur: 
mit Disciplinar- und richterlicher Befugniß, deren Verflgungen nad ber © 
oder anderen Seite mit Hülfe der ftantlichen Autorität ausführber find, ©" 
folder Art find ja au die Hamburger Innungen, fo werden eben folde ti: 
gane, mögen fie auch aus der freien Initiative Einzelner hervorgehen, obrigt:: 
lihe Organe. , n 

Die Forderung, meine Herren, von befonderen obrigfeitlid: 
Drganen zur Ueberwahung des Lehrlingswefene, zur Entid: 
dung von Streitigleiten, das ift eine Forderung, die weder neu ifi, za 
den veſtimmungen der Gemerbe-Orbnung widerſpricht; int Gegenteil, die €: 


{ 







werbe-Ordnung erkennt ausdrüdlic die Nothwendigfeit obrigkeitlicher 7° 
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gene zu diefem Zwedce an, geflattet, und, wie ich glaube, ohne daß es einer Aen⸗ 
derung der Gefengebung bebürfte, die Bildung derielben. Die 88 108, 106, 
118, 121 der Gewerbe Ordnung laffen darliber feinen Zweifel. Deine Herren! 
Die Zeit iſt etwas weit vorgefchritten; ich muß daher darauf verzichten, dieſen 
punkt bier weiter auszuführen, ich Tann nur behaupten, daß aus dieſem Baragrapben 
ſih nachweiſen Täßt, daß unfere Gewerbe- Ordnung Eontrolorgane mit 
richterlichrr und Disciplinarbefugnig im Bezug auf das Lehrlingsweſen fir 
rothwendig eradtet!). Aber die Gewerbe-Orbnung bat diefe Organe nicht 


— — — — 


2) Der 8 108 der Gewerbe⸗Ordnung ſpricht von ſolchen Organen zur Entſchei⸗ 
nug von Streitigleiten. Derſelbe lautet: .. 

Streitigkeiten ber ſelbſtändigen Gewerbetreibenden mit ihren Geſellen, Oe⸗ 

ülfen ober Lehrlingen, die ſich auf den Antritt, die Fortſetzung oder Auf- 

ung des Arbeit- oder Lebrverhältnifies, auf die gegenfeitigen Leiftungen 

während der Dauer beflelben oder auf die Ertbeilung ober den Inhalt der 

in ben 88 113 und 124 erwähnten Zeugnifie beziehen, find, ſoweit für biefe 
Angelegenheiten befonbere Behörben beftehen, bei diefen zur Entſcheidung zur 


dringen. 

&nfoweit folche Behörden nicht beftehen, erfolgt die Entfcheibung durch 
bie Gemeinbebehörbe. 

Gegen die Entſcheidung der Gemeindebehörde ſteht den Betheiligten eine 
Berufung auf den Rechtsweg binnen 10 Tagen präckufivifcher Frıft offen; 
die vorl aufge olredung wird aber hierdurch nicht aufgehalten. 

Durd eftatut (8 142) können an Stelle der gegenwärtig hierfür be⸗ 
fiimmten Behörden Schiedsgerichte mit ber Entſcheidung betraut werben. 
Diefelben find durch die Gemeinvebehörde unter gleihmäßiger Zuziehung von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu bilden. 

Nach dieſein Paragraph gefatiet alſo ja wünſcht fogar die Gewerbe⸗Ordnung princie 
liter die Bilbung befonderer Schiedsgerichte Durch Die Gemeindebehörbe unter gleihmäßiger 
miehung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Eventuell geastet fie den Landes⸗ 
zierungen bie Errichtung befonderer Organe zu jenem Zmwed, und wenn folde Be⸗ 
orden nicht beftehen, überträgt fie, damit jedenfalls ein richterliches Organ vorhanden 
I, der Gemeindebehörde die Entfcheidung der Streitigkeiten. Hierbei dürfte e8 am 
Tage fein, daran zu erinnern, daß auf den Antrag des Abgeorbneten Laster in biefem 
vragraphen im Reichstag die Gemeindebehörde ftatt der im NRegierungs= Entwurf 
tchonixten Polizeibehörde eingefett wurde, meil man annahm, daß die Gemeinde» 
zhẽrde ein befferes Verfänbni für die gewerbliden Verhältniſſe habe. 

Die Gewerbe-Orbnung anertennt aber nicht nur die Notwendigkeit von richter- 
sn Organen, fondern auch von obrigleitlihen Organen, welde das Lehrlingsweſen 
en und gibt dieſen eine Disciplinarbefugniß. 

a 106: 

Die nad den Landesgeſetzen zuffändige Behörde hat darauf 
zu achten, daß bei VBeihäftigung der Lehrlinge gebührende Rüdficht auf Ge⸗ 
ſundheit und Sittlicheit genommen und denjenigen Lehrlingen, welde bes 
Schul und Religions Uinterricht8 noch bebürfen, Zeit dazu gelaflen werde. 
Durch Ortsftatut (5 142) können Gefellen, Gebilfen und Lehrlinge, fofern 
fie das achtzehnte Lebensjahr nicht Überjchritten haben, oder einzelne Claſſen 
derjelben, zum Beſuch einer Fortbildungefchule des Ortes, Arbeitd- und 
Lehrherrn aber zur Gewährung der für dieſen Beſuch erforberlichen Zeit 

verpflichtet werben 

immt die Gewerbe-Orbnung Organe an, melde die Befchäftigung der Lehrlinge in ber 
m Paragraphen erwähnten Beziehung zu überwachen haben. 

Der 8 & 118 legt ferner dem Lehrberm gegen den Lehrling eine Reihe von Ber- 
ıhtungen auf, weldye deſſen orbentlie Ausbildung bezweden. Der & 121 aber bee 
tmmt, daß, wenn der Lehrherr diefe Xerpflichtungen gröblich vernadjläffigt, oder das 
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ſelbſt geſchaffen; und, wie ich von meinem Standpunkt glaube, mit Recht. Jeden 
falls ıft die Forderung, wenn wir uns heute dafür ausiprechen, daß obriglen 
liche Organe eintreten müſſen zu einer Ueberwachung des Lehrlingsweſens. 
Forderung, die, ich wiederhole es, nicht im Widerſpruch wit dem Geiſt um de 
Intentionen unſerer Reichs⸗Gewerbe⸗Ordnung, ſondern im Gegentheil im vol 
— mit derſelben ſteht. ‘Den näheren Beweis will ih bier nicht wa 
führen. 

Wenn wir und nun fragen, wıe denn dDiefe Organe im Einzeln: 
beſchaffen fein follen, fo faheint mir das, meine Herren, em Puntt; 
fein, welden wir in diefer Berfammlung nicht definitiv entſjcheide 
fönnen, in Bezug auf welchen wir unfere Anficht nicht in einer Refolut:: 
ausdrücken können. 

Wenn diefe Organe wirflih ihren Zweck erfüllen follen, fo werben fie nc: 
wendig verichieden fein müſſen für Stabt und Land, für große und Feine Ste 
vielleicht aud für verſchiedene Gewerbe: jedenfalls für die Fabrikinduſtrie, 
Hausinduftrie und das Handwerf, und hierbei wird aud in Betracht komr 
müſſen die verfchiedene Gemeinde-, Kreis- und Provinzialverfaflung im den : 
Ichiedenen Staaten. Allen diefen Momenten, die für eine richtige und wemf 
tige Entſcheidung weſentlich find, können wir nicht Rechnung tragen, am ca“: 
wenigften in einer Reſolution. 

Nur einen einzigen Punkt in Betreff der Organifation dieſer Cr 
gane können und müflen wir auch in der Nefolution behandeln, das dit 2 
Brincip der Zuſammenſetzung derfelben. 

Dieſes Princip iſt vollftändig unabhängig von den die Verſchiedenheit 
bingenden Momenten. 

Meine Herren! Ich habe diefen Punkt in die Refolution aufgenommen 
ih empfehle Ihnen, fih dafür auszufprehen, daß diefe Drgane ;: 
fammengefegt fein mülfen aus Vertretern der Staatögemai' 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer. 

Tür die Forderung, daß in diefen Organen auch Vertreter der Arkeita.- 
und Arbeitnehmer fein müſſen, bat der Referent fi ſchon ausführlih « 
geſprochen; ich berühre den Punkt nicht weiter. 

Aber in diefen Organen muß auch die Staatsgewalt ihre Be: 
treter haben, die Organe müſſen auch in der Beziehung obrigkeitliche Irgx 
fein, denn es Handelt fi bier durchaus nicht blos um die Intereſſen ver I: 
beitgeber und :Nehmer, der Lehrlinge und Lehrherrn, ſondern auch um je 

























Recht der väterlihen Zucht mißbraucht, das (nach $ 108) zur Entſcheidung von Etır 
tigleiten beftehende Organ ihn verurtbeilen lann, daß ber Lehrvertra aufnehoben 
ber Lehrling auf Koften des Lehrheren anbermoeitig, untergebracht werde. — 

Wie (ehr die Regierun en des Norbdeutichen Bundes von der Nothwendigleit ð 
fonderer Organe zur Beauffichtigung der Aushilbung der Lehrlinge Überzengt waren. ze 
auch aus einigen Paragraphen des Entwurfes ber Gewerbe-Orbnung hervor, bie im Rec 
tag nicht genehmigt wurden. Die 88 98 ff. bes Entwurfes betrafen die Bildung next 
freier Innungen mit dem Rechte einer Korporation Die Iunungen follten auß fit 
ftändigen Gewerbetreibenden beftehen und gemeinſame gewerbliche Sntereifen 
An die Spike der Functionen flellte der 8 100 des Entwurfes außbridiih: bie Se 
auffichtigung der Aufnahme und der Ausbilbung ber Lehrlinge, Gefellen und Gehilte 
der Innungsgenofien. 


R 
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wichtige und weſentliche Interefien der confumirenden Bevölkerung (ehr richtig!), 
um wichtige Iutereflen der Gemeinden. Sch erinnere nur an den Zuſammen⸗ 
hang diefer ganzen Yrage mit den Armenweſen und Schulweſen. Es handelt 
jich bier auch um ſehr wichtige Intereſſen des Staates ſelbſt. Unter Umftänden 
finnen diefe Berhältniffe die ganze Wirtbichaftöpolitit eines Staates, namentlich 
auch Die Handelspolitik beeinfluffen. Das Alles ift für mich ſchon Grund genug, 
um auch bier eine Vertretung der Staatsgewalt in diefen Organen zu forbern. 
Aber es Handelt fich hier auch ferner um den Schutz unmündiger Bevölferungs- 
dafien: dieſen Schu können wir nicht Denen, die nur ihre eigenen Intereſſen 
vertreten, übertragen. Endlich fcheint e8 mir doch abſolut unbaltbar, Organe 
zu ſchaffen mit richterlichen und Disciplinarbefugniifen, ohne daß man die Staats⸗ 
gewalt, d. h. die öffentliche Gewalt. welde das Gejammtintereffe vertritt, im 
dieſen Organen auch mit vertreten fein Täßt. . 

Die in diefen Organen die Stantögewalt vertreten fein fol, will ich bier 
nicht weiter berühren. Es kann und muß in dieler Beziehung für die Einzel- 
flanten und wahrjcheinlich auch Local eine verichiedene Organiſation erfolgen. Als 
Bertreter der Staatögewalt denke ich mir aber nicht blos Stantöbeamte, am 
allerwenigften Polizeibeamte, fondem auch Communalbeamte. Ich denke mir 
aud, dag man hier mit recht gutem Erfolg neue, unentgeltliche Ehrenämter für 
Perionen, die weder Staate- noh Communalbeamte find, aber für dieſe wich⸗ 
tigen Functionen das rechte Verſtändniß und Intereſſe haben, ſchaffen könnte. 

Jedenfalls ift die Yorderung der Bertretung aud der Staatsgewalt in 
dielen Organen eine Farderung, die ich ſtark betonen muß, und deren principielle 
Bedeutung für mic der Grund ift, fie in die Reſolution aufzunehmen. 

Es ift eine Forderung, in der ih von dem Herrn Referenten abmweiche. ch 
muß aber aus den eben angeführten Gründen dieſe Forderung vertbeidigen ; ich 
muß bier ein Recht und auch eine Pflicht des Staates erbliden, wenn er über- 
baupt ſolche Organe fchafft, fich in ihnen vertreten zu laflen. Wenn das nicht 
geichteht, dann lege ih auf diefe Organe gar feinen Werth. (Bravo!) 

Ih komme auf den zweiten Differenzpunft mit der Anficht des 
Herrn Referenten. Der Referent empfiehlt und mit einer Vorliebe, die 
th bei der großen Bedeutung, welde die ſog Hamburger Innungen für 
die eigenthiimlichen Berhältniffe in Hamburg haben, volltommen würdige, dieſe 
Innungen als die geeigneten obrigfeitlichen Organe für das Lehrlingsweſen. Ich 
kaun mich mit diefen Innungen nur noch kurz befchäftigen und nur ſoweit, als 
we Innungen ald Organe empfohlen werden für die Ordnung des Lehrlinge: 

end, 


Zu meinem Bedauern vermag ich diefen Innungen, da wir es bier nicht 
mit der Löfung der Frage für Hamburg, fondern fir Deutichland zu thun 
haben, nicht die allgemeine Bedeutung beizulegen, die der Herr Referent 
zu begründen verſucht hat. Ich kann mich nicht davon überzeugen, daß fie bie 
Aufgabe, die bier erfüllt werben foll, erfüllen innen; ich muß mich Dagegen aus- 

‚ fie allgemein als die geeigneten Organe binzuftellen. 

Meine Herren! In diefen Innungen ift der richtige Gedanke venwirklicht, 
daß Organe zur Förderung des Gewerbeweſens heute zufanmengefegt jein 
müflen aus Vertretern der Arbeitgeber und ⸗Nehmer. 

9% 
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Sofern fie aber Organe für das Lehrlingsweſen mit den vorhin erwähnten 
Aufgaben fein follen, ericheinen fie mir Doch nicht genügend. 
: Davon fehe ich ab, daß in ihnen nicht die — vertreten iſt — 


diefer Mangel könnte ja befeitigt werben, ohne daß ihre Organifation weientih 
alterirt würde. 

Aber mir ſcheinen andere Einwendungen gegen dieſe Organe nicht zu 
beſeitigen. 


Meine Herren! Wir müſſen feſthalten, was eigentlich dieſe Innungen fein 
ſollen. Sie find und ſollen fen freie Innungen, freiwillige Ber- 
einigungen; fie follen bervorgehen aus der freien Initiative ba 
Sewerbetreibenden, Niemand foll gezwungen werben innen, ihnen kı: 
zutreten. Wie nun, wenn in einem Gewerbe keine Bildung erfolgt? Dum 
baben wir kein Organ für das Lehrlingswelen. Was aber die Initiative de 
Gewerbetreibenden betrifft, fo erinnere ich an das, was heute Herr v. Plener 
über die Berhältnifie in Defterreih gefagt bat; ich führe Ihnen in das &- 
dächtniß zurüd die warmen und beberzigenswertben Worte, die er gefproden ix 
über die geringe Kraft der Initiative in den Reiben der Arbeitgeber und -Nebmr 
in Oefterreih. Und für mic fällt hier auch in die Wagichale, daß umter der 
Gutachtern gerade die Vertreter der Arbeitgeber und ebenſo die Vertreter der 
Arbeitnehmer faft allgemein die Bildung folder freiwilligen Innungen in in 
geplanten Maße bezweifeln, ja daß Manche fie in großen Städten und u 
gewiffen Gewerben gerabezu für völlig unausführbar erachten. | 

Nehmen wir aber jelbft die Bildung an, nehmen wir an, daß folde Ir: | 
gane entftehen, dann ift e8 doch fehr unwahrſcheinlich, daß den freien Innmgen 
alle Gewerbetreibende, alle felbftändigen und unfelbfländigen beitreten. Zr 
aber dann, wenn das geſchieht? Es iſt doch nach unferer Beutigen Reit 
anſchauung abjolut unmöglich, daß wir folde Innungen, Die nur ee! 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer umfaflen, zu obrigfeitliden Organen mass : 
für Die, welche ihnen nicht beitreten wollen. In diefem Falle fehlte e8 wiede | 





für einen Theil der Lehrlinge und. Lehrherren an dem nothwendigen Organ. 

Das find Einwendungen rechtlicher und praktiſcher Art, die mir ſchon de⸗ 
gegen zu prechen fcheinen, Die Hamburger Innungen principaliter als die ger 
neten, allgemein anwenbbaren Organe binzuftellen. 

Es kommt aber noch hinzu, daß die Hamburger Innungen nicht bunte 
führbar find in fleinen Städten, ebenfowenig für das Lehrlingsweſen ın der. 
Hausinduftrie und für das Lehrlingsmweien in ver auf dem Lande verbratrtm | 
Fabrikinduſtrie. 

Auch Hier iſt aber das Bedürfniß nach obrigkeitlichen Organen vorhanden 

Ermäge ich alle dieſe Umftände, fo komme ich zu dem Reſultate, daß ii 
Hamburger Innungen, wenn in ihnen aud die öffentliche Gewalt vet 
treten ift, am manden Orten und für manche Gewerbe recht wohl die ve: | 
fländig geeigneten Organe fein können, aber ich vermag fie nicht prince | 
paliter als die geeigmeten noch weniger als die allgemein anwen?- ' 

I 
« 


baren obrigkeithichen Organe, welde wir fir das Lehrlingsweien 
gebrauchen, anzuerkennen. 

Diefe Organe können nit in freien Vereinen einzelner Ge— 
werbetreibenden befteben. 
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Ben die Eriftenz befonderer Organe, welche in ihrer Zuſam- 
menjegung eine Garantie dafür bieten, daß die Lehrlinge ordentlich aus⸗ 
gebilbet werben und ihre Lehrzeit aushalten, eine Nothwendigkeit ift, dann 
dorf auch die Eriftenz derfelben nicht mehr von dem freien Willen von 
Brivatperjonen abhängig gemacht werben, dann ift e8 vielmehr vie Auf⸗ 
gabe der Geſammtheit, ver öffentlichen Gewalt, der Staatsvermaltung, 
direct oder indirect für ihre Exiſtenz zu forgen. 

Bie man im Einzelnen die Organe einrichtet, ift eine andere Frage: aber 
au wenn man die Sorge für diefe Organe zu einer Pflicht des 
Staates macht, haben wir wirflich eine Gewähr, daß fie ind Leben treten, 
mögen ed nım mehr Staatd- oder mehr Communalorgane fein. Nur wenn fie 
Organe dich die öffentliche Gewalt find, kann man ihnen auch die Functionen 
übertragen, die der Grund ihrer Eriftenz find. 

Ihre Errichtung foheint mir daher eine nothwendige Staat3- 
mapregel zu fein. 

Für die Drganifation felbft muß das Princip verfolgt werben, daß, 
wenn auch in dem Organen die Vertretung der Staatdgewalt unentbehrlich iſt, 
Neie Organe doch mehr den Charakter von Organen der Selbfiver- 
saltung erhalten. Es foll bier feine ftaatlihe Bevormundung ber 
Bewerbetreibenden eintreten. 

Die Sorge für die Eriftenz folder Organe erachte ich für eine 
Aufgabe der Einzelregierungen. 

babe fchon vorher bemerkt, daß die Organifation im Cinzelnen eine 
xrihiedene wird fein müflen für Stadt und Land, fir Groß: und Kleingewerbe, 
ir die Haus- und Fabrifinduftrie; fie wird ebenfo verſchieden fein müflen nad 
x Communal⸗ und Sretsverfaflung der einzelnen Staaten. Allen vielen für 
je zweckmäßige Einrichtung der Organe fehr welentlichen Verhältniſſen kann 
imzig und allein in gebührendem Maße die Geſetzgebung und Verwaltung der 
mzelnen Staaten Rechnung tragen. 

Ich beichränfe mich Darauf, dieſe Anficht nur von dieſer Stelle aus- 
aprechen. Ich habe fie nicht in die Refolution aufgenommen, weil fie bereits 
ne Durchführung der Reform betrifft. Das aber braude ich in dieſer Ber- 
ammlung nicht auszuführen, daß fo zufammengefegte Organe nicht eine Rüd- 
“hr zu den alten Zunfteinrichtungen find; daß fie ebenjowenig eine neue 
afeafie Inſtitution find: Dagegen möchte ih mich ausdrücklich ver 
Dahren. 

Aber freilich genügt die Eriftenz diefer Organe nicht, um bie Beflerung ge- 
verblicher Berhältnifie zu fihern : und ihre Einrichtung ift nicht die einzige Maßregel 
er bier notbwendigen Intervention ber öffentlihen Gewalt; fie 
ſt nur die erfte wichtigfte Maßregel, ohne welche keine gründliche Reform möglich ift 

Ihre erfolgreiche Wirkfamteit wird bedingt durch andere Maßregeln ver 
Kfepgebung, der Verwaltung, der Selbſthulfe. 

Ich Habe in meiner Rejolution drei weitere Staatliche Mafregeln aufgeftellt. 
Bezüglich derfelben befinde ich mich in voller Webereinflunmung mit dem Herrn 
Referenten. Der Herr Referent bat dieſe Forderungen ausführlich mottoirt ; 
ch möchte die Zeit fiir die Debatte nicht zu fehr noch durch mein Referat in 


| 
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Anſpruch nehmen; wenn Sie geflatten, will ich nur wenige Bemerkungen dm 
Einzelforderungen binzufügen. 

Die gefegliche Giniährung einer Probezeit vor definitiven 
Abſchluß der Verträge ift nur die Forderung, daß eine Maßregel, die fih m, 
vielen Fällen bereits praftifch bewährt bat, zu einer allgemeinen und oblım 
toriihen gemacht werde. Wir haben heute gehört, daß in der Schweiz üben: 
eine gefetlihe Probezeit befteht. Die Probezeit ift meine® Exachtens nett 
wendig, wenn die Auflöfung der Berträge erichwert werden fol. Wollen x: 
bewirfen, daß die Nehrverträge weniger leicht gebrochen werben, fo müſſen mm 
auch eine Probezeit einführen. 

Sch untericheide mid in diefem Punkte von dem Herrn Referenten nur I: 
durch, daß ich nicht die Beſtimmung „mindeſtens einmonatlich“ Hinzufügen mi 
Tas ift fchon eine |pecielle Beſtimmung. Wollen Sie fie aufnehmen, fo habe d 
fachlich nicht dagegen; ich würde e8 aber für richtiger finden, wenn unfere Re 
Iutton derartige Detailfragen nicht berüdjichtigte. - 

Die [hriftlihe Abfaffungder Lehrverträge ımd ihre Rest 
ftrirung, meine Herren, ift eine weitere Forderung, über die feine Meint 
Differenzen unter uns obmalten. 

Die EC chriftlichkeit ift nothwendig, damit die Bedingungen des Lebrtertrut 
beſſer und ficher feftgeftellt werden. Die ſchriftliche Abfafjung erleichtert ırı 
die Controle der Verträge. So wird fie dazu beitragen, daß die Lehmerti- 
befler gehalten werben. Du 

In Frankreich, in der Schweiz, in Defterreich müſſen die Verträge ſritae 
geſchloſſen werden. | 

Die Regierungen Norddeutſchlands wollten daſſelbe. Der Xegienunt 
entwurf der Gewerbe⸗Ordnung forderte die Schriftlichkeit der Lehmertuix 
fhrieb fogar in den 88 121 und 123 nod eine feierluhe Aufnahme te 
—25* durch die Innung, eventuell durch die Gemeinde⸗ reſp. Ortöpelie | 
. behörde vor | 

Diele Beflimmungen in dem Entwurf wurden nicht acceptirt; auf d 
Antrag Stephani, den namentlich der Abgeordnete Braun umterftätte, hi 
diefe Paragraphen des Entwurfes und lediglich deshalb, meil man darin e®| 
Anomalie mit den übrigen Beflimmungen über private Verträge erblidte Ps 
ſagte, es fei eine Anomalie, während die übrigen Privatwerträge 19 
ſchrifilich zu fein brauchen, bier die Schriftlichkeit zu fordern. Mir Ike 
man muß doc fefthalten, daß es fi Hier nicht blo8 um einen Privateertte: 
Bandelt, wie wenn ich mir einen Rod machen laffe oder eine Waare kauft: #: 
handelt ſich bier um einen Vertrag, der filr die Zukunft eines Lehrlinge 
roßer Bedeutung ift, weil von deſſen richtiger Abſchließung dieſe Zukunft ob 

ngt; es handelt fit) Hier um Berträge, von deren Geflaltung umd Su: 
haltung die wirthicaftlihe und ſociale Rage ganzer Vollsciaſſen bedingt wı | 
Dean kann daher, wenn andererfeitd erwieſen ift, daß ohne gefetlichen Zw | 
die Lehrverträge häufig nicht ſchriftlich abgeſchloſſen und dann wiel Leichter x 
brochen werden, bier wohl im Unterſchiede von andern Privatverträgen N | 
Forderung aufftellen, daß die Bedingungen, von denen die Zukunft dei Fr | 
beiter fo weſentlich abhängt, ordentlich feftgeftellt und niebergeichrieben werde. 
damit fie ficher erfennbar find. 
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Tas wollte ich gegenüber den Herren bemerfen, welde im Neichötag 
damals mit Teichter Mühe, troß des emergiichen Widerſpruchs des Bertreters 
der Regierung, des Herrn Michaelis, vie Nichtannahme jener Paragraphen 

en 


Eine weitere Forderung ift die Einführung von Strafen bei 
miderrehtlihem Lehrvertragsbrud. Die criminelle Beitrafung des 
widerrechtlichen Lehrvertragsbruches ıft wegen der Schädigung des öffentlichen 
ntereffes und des Gemeinwohls Leider unvermeiblih. Ich muß auf die Be- 
grändung dieſer Forderung durch den Neferenten verweilen und behalte mir 
eventuell vor, in der Specialdißcuffion, wenn andere Anfichten fi geltend 
machen, diefen Punkt noch näher zu erörtern. 

Auch die Gewerbe-Orbnung kennt eine Art von Beftrafung. 

Ich nehme wenigftend an, daß ſchon die 83 120, 121 und 118 eine Strafe 
für widerrechtlichen Lehrvertragsbruch feftfegen, indem beifpieldweife 8. 118 be» 
fınmt, dag, wenn ein Lehrling den Bertrag bricht, er verurtheilt werden Tann, 
gein en Das weiterlaufende Lehrgeld bis zu einem halbjährigen Betrage 
zu zahlen. 

Es liegt aber auf der Hand, Daß eine derartige Beſtrafung, wenn man 
fe fo nennen will, nicht genügt. Diefe Beftimmung tft illuſoriſch, da meift kein 
tehrgeld verabredet ift, wo aber es wirklich verabredet wurde, kann man felten 
die eventmelle Strafe einziehen. Es bedarf ver Einführung neuer Strafen und 
mar arbiträrer Geldſtrafen eventuell Perfonalbaft. 

Ih kann bei dieſem Punkte nicht weiter verweilen, ich will nur noch bemerten, 
daß, da der Neferent fo großes Gemicht darauf legt, daß ber legte Sag in feiner 
Theis Nr. 5, welche auf meine Theſis 4 ſich bezieht, in eine Refolution binein- 
tommt, ich bereit bin, denfelben meiner Thefis hinzuzufügen. Ich meine aller: 
dings auch, daß Derjenige geftraft werben fol, der einen entlaufenen Lehrling 
wiſſentlich in Lehre nimmt und behält. In meiner Theis 4, glaube ich, ift 
das ſchon enthalten; aber damit fein Mißverſtändniß obmaltet, empfehle ich 
Ihnen dieſe Theſis in folgender Formulirung: der Einführung von Strafen bei 
widerrechtlichem Lehrvertragsbruch gegen Thäter, Anftifter, Theilnehmer und 
Begünftiger, namentlic auch gegen Denjenigen, welder einen Lehrling, willend, 
daß er entlaufen ift, in Lehre oder Arbeit nimmt und behält. 

Mit diefen drei Torderungen, glaube ih, wird man, wenn fie erfällt 
werden, ſchon vielen Uebelſtänden begegnen können. 

Weitere allgemeine geſetzliche Borikriften über den Inhalt der Rehrverträge 
crachte ich nicht für zweckmäßig. Die Vielgeftaltigfeit der Verhältnifſe geftattet 
fe nicht Wir müflen überhaupt im unferer wirtbichaftlichen Gefeßgebung und 

ltung dahin kommen, nicht zu viel einheitlich geftalten zu 
wollen. Brauchen wir bier Normativ-Beftimmungen, jo müſſen wir fie für die 
einzelnen Gewerbe, vielleicht auch für die einzelnen Orte feftftellen. Normativ⸗ 
Oeftimmumgen in Bezug auf Arbeitszeit, Alter, Borbildung der Lehrlinge, Dauer 
der Lehrzeit u. a., kurz alle folde Anorbnungen, vie fi als zwedmäßig und 
nüglih erweifen, werden viel beffer den realen Berhältnifien und Bevürfniflen 
entſprechen, wenn wir fie, wie ich vorhin hier empfohlen habe, für die einzelnen 
Gewerbe, Orte und Staaten durch die Lehrlingsorgane beſtimmen laſſen. 

Auf weitergehende Forderungen, die in den Gutachten noch geftellt find, 
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kann ich mich nicht einlafſen; der Herr Reſerent hat ſich mit dieſen Forderunger 
ſchon eingehend beſchäftigt: ich will nur meinerſeits noch ausdrücklich -und te: 
gegen ausſprechen, daß wieder obligatoriſche Prüfungen eingeführt werden. 

Die Forderung von obligatoriihen Lehrlingsprüfungen, welde in vule 
Petitionen an ven Reichstag als Hauptforverung Hingeftellt wird, iſt, wie das 
namentlich ein treffliher Bericht des Geh.-Neg-Ratbe Jaco bi (Petition: 
Commiſſionsbericht an den Neihötag 1874, Üctenftüd 104, Bericht von 
20. März 1874) darlegt, eine Forderung, deren nothwendige Conſequenz un 
Borausfegung obligatorijhe Meifterprüfungen fin. Die Um 
lichkeit diefer brauche ift bier nicht zu begründen. 

Ich Ipreche mich entichieven gegen obligatorilche Lehrlingsprüfungen, dagegen 
ebenfo entichieden für freiwillige Kebrlingsprüfungen aus. 

ocheine letzte Forderung habe ich zu berühren: Die Forde rung eine 
ordentlichen Unterrichts in für Lehrlinge geeigneten Schuler 
Ich glaube, darüber find wir nicht im Zweifel, und ich brauche es nicht ent ; 
begründen, daß in den Volksſchulen allein für biefen Theil der Arbeiterclafe 
die genügende Bildung nicht gegeben wird. Wir brauchen mehr. Aber die Frage, 1 
dieſer weitere Unterricht beichaffen fein Toll, wie Diefe Schulen ins Leben zu rufen jıt. 
können wir meines Erachtens hier nicht näher verhandeln, und zwar deshalb u:, 
weil die Beantwortung diefer Frage mit fo vielen Verhältniſſen, die nad & 
werben, Orten, einzelnen Staaten verjchieden find, zufammenbängt, daß  ı 
möglich iſt, alle diefe Verbältniffe gebührend zu berüdfichtigen. Deshalb kanr. 
mich nicht auch dafiir ausſprechen, daß, wie der Referent will, wir in der Re 
folution in Bezug auf diefe Schulen fagen, es follen in ihnen gelehrt wide 
Grundlehren der Bolkswirthichaftslehre und Gewerbegefeg- Kunde. Ich betrat“ 
es als jelbftverftändlich, daß wenigftend in manden Schulen das gelehrt were 
muß; aber das geht ſchon in das Detail einer Organifation, die wir ın ei 
Nefolution ‚nicht beſtimmen können. Stellen wir eine Forderung auf, jo mie 
wir aud andere Forderungen aufftellen. Es ıft beſſer, wenn wir überhen. 
ing Detail geben wollen, und ausfchlieplih eimmal damit zu bejchäftigen. 

Das ift auch der Grund, weshalb ich mich gegen Theſis 7b m ® 
Reſolution des Herrn Referenten und ebenjo gegen die Thefis 3d Des er 
Liebau auöfprehen muß. Ich will die Frage, ob obligatorifcher oder fr: 
williger Unterricht, offen laffen; wir können und heute nur dafiir ausjpreie 
daß ums ein weiterer Unterricht nothwendig erfcheint, wir können aber nicht be 
ſtimmen, ob dieſer Unterricht obligatorifh oder freiwillig fein ſoll. Amina“ 
ericheint mir der Grund: 

In keinem Lande ift für das gewerbliche Tortbildungsichulmelen, und zer 
Dank ver energifchen Thätigkeit von Staat und Gemeinden, fo viel geſchedcꝛ 
wie in Württemberg. Muftergültig, und wir können auch wohl fagen als er 
leuchtendes Borbild fteht in diefer Beziehung Württemberg de. In feinem Yan: 
bat man fo viel Erfahrungen gemacht in Bezug auf Das gemwerblide ser 
bildungsſchulweſen wie dort. Gegenüber dieſer Thatſache fällt es, wie 1 
meinen follte, doch für und Alle ins Gewicht, daß die Gentralftelle tr: 
Gewerbe und Handel, die das große Verdienſt bat, muftergältig 
Württemberg das Tortbildungefchulwefen entwidelt zu haben, ſich aufs Energitit 
geftüst auf die Erfahrungen, die fie mit dem obligatorifchen und mit XT 
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ſrewilligen Unterricht gemacht Bat, gegen den obligatorifhen Unter- 
richt ausſpricht. Gegenüber biefer Anficht von der competenteften Stelle in 
Deutſchland würde es mir micht richtig ericheinen, wenn unſer Verein fich 
at fir obligatorifchen Unterricht ausſprechen wollte. Ich glaube, wir müflen 
ee Frage offen Lafien, jedenfalls bis eine Enquoͤte feftgeftellt bat: wie bie 
sirttembergifche Centralſtelle dazu kommt, auf Grund der Erfahrungen zu be 
narten, daß es befler ſei, freiwilligen Unterricht zu haben, als obligatorifchen. 
Kur deswegen, meine Herren, bin ich dagegen, bie Frage, ob obligatorifcher 
b freiwilliger Unterricht, zu entfcheidven und in die Refolution aufzunehmen. 
[ker für wünfchendwerth erachte ich einen Ausſpruch des Vereins für die Noth- 
xndigleit eines weiteren Unterrichts der Lehrlinge in geeigneten Schulen. 

Das, meine Herren, iſt es, was ich zur Begründung meiner Refolution 
gen w 

Noch geftatten Sie mir ein kurzes Schlußwort. Ueberſchaue ich die Uebelftände 
nd die Mittel, ihnen durch eine Intervention der äffentlihen Gewalt zu bes 
gun, fo-fomme ich zu dem Reſultate, daß, fo wenig die Reichsgewerbe— 
tdnung die Haupturſache des Uebels if, eben fo wenig eine Venderung 
x Reichsgeſetzgebung allein eine Beilerung berbeiführen kann. 

Eine Xenderung der Reichsgeſetzgebung erachte ich allerdings in 
sat für nothwendig, al8 durch geſetzliche Einführung einer Probezeit, Schrift- 
Hat der Lehrverträge und Einführung genligender Strafen bei widerrechtlichem 
magsbuch manchen Uebelftänden entgegengetreten werden foll: Weiteres aber 
um mener Meinung nad das Reich nicht thun und damit iſt bie Heilung 
oc nicht erfolgt. 

In höherem Grade können. meines Erachtens die Einzelftaaten und 
\emeinden zur Beleitigung der Uebelſtände mitwirten, indem fie für 
ehrlingsſchulen forgen, und dafür, daß Organe fi bilden, welche ven 
Um Bedürfniſſen, die bier in Frage kommen, ent|prechen. 

Aber, meine Herren, wiegen wir uns nicht in Illuſionen! Ich glaube 
$t, daß mit dieſen Maßregeln, wenn fie durchgeführt fein werden, fchon bie 
efſerung eintritt. 

Nah der Durchführung jener Forderungen kommt meiner Meinung 
x erft die Hauptarbeit, und das ift die Arbeit, die von den Ge— 
erbetreibenden ſelbſt gefcheben muß. Das müffen wir auch bier aus- 
"ben: die Staatshälfe reicht bier fo wenig aus, wie in irgend einer andern 
alen Frage: ergänzend muß ſich Hinzugejellen die Selbfthülfe Die 
aatlichen Maßregeln können nur den Boden fchaffen, auf dem bie 
tergiiche und eoncentrirte Arbeit der Gewerbetreibenven, und zwar ber Arbeit: 
der wie -Nehmer vie Frucht erzeugt. Das aber ift die große Bedeutung und 
raft jener Maßregeln, daß fie eben biefen Boden fchaffen, daß fie den Ge- 
erbetreibenden * die Möglichkeit eröffnen, um durch eigene Kraft einen 
teren Zuſtand anzubahnen, den fie heute nicht anbahnen können. Wenn dieſer 
uftand dann nicht eintritt, wird man alle Schulb auf die Gewerbetreibenden 
lbſt überwälzen Können. 

Wenn wir und fragen, was haben denn diefe zu thun? fo Bat der Herr 
gerent bier eine Reihe von einzelnen Maßregeln berührt. Ich will nur noch in 
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Bezug auf die moralifhen Anforderungen, die man an fie zu flellen bat, 
das erwähnen. &8 liegt ihnen eine große moraliſche Pflicht od, 
fchwer zu erfüllende Aufgabe, ohne deren Löfung wir aber auf eine gründlk« 
Beſſerung überhaupt verzichten müßten. 

Die Arbeitgeber dürfen nicht nur ihr egoiftifches Intereſſe verfolgen, t 
möäflen fich auch gewiſſenhaft und ernfllih um die Ausbildung und ger: 
derung der ihnen anvertrauten Lehrlinge befümmern E: 
möffen vor Allen auch ihre Lehrlinge durch ihr eigenes gutes Veijp:el 
anleiten zum Arbeitsfleiß, zur Punktlichkeit, zu ſolider Geichäitsführung, | 
Wirthichaftlichkert, zu moralifchem Lebenswandel. Sie müſſen in Verbin 
mit den Vereinen der Arbeitnehmer einzumwirten ſuchen auf Eltern m 
Angehörige der Lehrlinge, daß viele fie in ihrem vedlichen Beſtreben, url 
den Lehrlingen orventliche, techniih und moraliſch gut ausgebildete Arbeiter ı 
maden, unterftliten. Das wird aber nur dann erreicht werden, wenn mund 
Andere noch befjer wird; kann nur erreicht werden, wenn der alte deutiät 
Bemeinfinn, der Sinn für vie Ehre der Arbeit und des Gewerke 
der Sinn für dad Recht des Andern und für die Pflichten ger 
Andere in unfern Gemwerbetreibenden wieder erwacht, wenn unter den (6 
werbetreibenden felbft der einft jo mädtige corporative Geift mr 
lebendig wird, wenn die Gewerbetreibenden fih zufammenfchliegen, nıdt = 
KRampfvereine ber Arbeitgeber und NMehmer gegen einander zu grin 
fondern um dur die Vereinigung die collidirenden Interefien % 
Einzelnen harmoniſch zu verföhnen und das wirkliche Di 
Aller zu fördern, um dur die Bereinigung nicht fich,  fondern 
craffen und ſchamloſen Egoismus Kinzelner, die Faul heit, d 
Streben nah mühelofem Gewinn, die Unfolidität mb % 
Schwindel zu befämpfen. (Bravo!) - 

Meine Herren! Dann und nur dann wird auch wieder die Fat % 
Dentichland kommen, in welcher aufhören die lagen über Die zunehns 
Zuchtloſigkeit der Lehrlinge, über die Mißachtung des gegebenen Wortes, } 
heilig fein ſollte, die Klagen über eine Verringerung der nationalen Arte 
fähigfeit, der nationalen Arbeitäfraft; nur dann wird die Zeit komme. 
welcher Deutſchland, das nad den großen Errungenſchaften der legten IM 
mit doppeltem Schmerz ſchauen muß auf die traurigen Erfcheinungen mb 
Volkswirthſchaft, wieder wie in den Tagen feiner Zerriſſenheit fid ek 
fann der guten Ausbildung feiner gewerblichen Arbeiter, dann wird der 2 
fommen, an welchem das deutfche Volt aud in dieſer Beziehung daſteht ol # 
wirkliches Culturvolk. (Beifall.) 


Theſen 
bes Correferenten Prof. Dr. Schönberg. 


Um eine dem Imtereffe der Lehrlinge, und der Volkswirthſchaft entfprechenve 
Insbildung der Lehrlinge herbeizuführen ift eine Reform des Lehrlingsweſens 
othwendig; insbeſondere bedarf es: 

1. Der Einrichtung befonderer obrigfeitliher Organe, welde, zuſammen⸗ 
geſetzt aus Vertretern der Staatsgewalt, der Wrbeitgeber und der 
Arbeitnehmer, das Lehrlingsweſen regeln und beauffichtigen und Streitig- 
keiten in Bezug auf die Verhältnifie der Lehrlinge entſcheiden. 

2. Der Einführung einer Probezeit vor definitivem Abſchluß der Lehr: 
verträge. 

3. Der ſchriftlichen Abfaſſung und Regiftrirung der Lehrverträge. 

4. Der Einführung von Strafen bei widerrechtlichem Lehwertragsbruch 
gegen Thäter, Anftifter, Theilnehmer und Begünftiger. 

5. Des ordentlichen Unterrichts in für Lehrlinge geeigneten Schulen. 





Prof. Dr. Held (ur Geihäfts-Orbnung): Die intereffanten Barry 
die wir bisher gehört haben, Haben unfere Zeit foweit in Anfpruch genomms 
daß es völlig unmöglich ift, die Debatte bis 5 Uhr zu ſchließen. Es if ai 
nur eine doppelte Möglichkeit: entweder wir müſſen eine Nachtfigung biz 
oder das Eſſen — Ich habe eben von Herrn Bacmeiſter ge 
daß Letzteres wohl geſchehen könne. Es iſt alſo die Frage: ſollen wire 
Nachtſitzung halten, oder das Eſſen auf 6 Uhr verlegen? Auch in lien 
Falle wird es, da es jetzt bereits 2 Uhr iſt, nöthig ſein, daß die Herm Ni 
renten mit ihrem Schlußwort fih auf 5 Minuten beichränten, fonft werde 
auch bis 6 Uhr nicht fertig. Ich beantrage, das Eſſen auf 6 Uhr zu verig 


Prof. Schmoller: Ich möchte vorfhlagen, daß wir um 7 Uhr i 
Abendſitzung halten. Die Verlängerung um eine Stunde nützt gar nichts U 
5 Uhr find wir jo ſchlaff, daß eine weitere Stunde uns nichts nützt. Da mir be 
nur ein einfaches Mittagsbrod haben wollten, können wir wohl um 7 Uhr 
einmad zufammentommen und dann bis zur wirflichen Erledigung der me 

iben 



















Vorſ. Prof. Dr. Naſſe: So ſehr ich es bedauere, muß ich doch 
was Herr Prof. Schmoller eben geſagt Hat, beitreten. Ich fürchte, dar 
auch bi8 6 Uhr zu einer erſprießlichen Debatt: und der umftändlichen Abftum 
faum Zeit haben werben. Es find eine ganze Reihe von Anträgen eingegen 
bie beim Eintritt in die Discuffion zur Verlefung kommen werden Ti 
tragfteller werben fie gewiß gern begründen wollen: es würde unbillig irn, 
in dieſer Beziehung zu beichränten. Indeſſen bitte ich die Berfammlung % 
Anficht durch Abftimmung zum Ausdrud zu bringen. 


(Die Majorität für Wbendftgung.\ 


Gorreferat 
von Fr. Liebau (Berlin) über das 
Lehrlingsweſen. 


RMeine Herren! Zum erſten Mal iſt mir von Seiten der deutſchen Gewerk⸗ 
ie der ehrenvolle Auftrag geworden, der General-Berfammlung Ihres Vereins 
imohnen. Zur gleicher Zeit ift mir aber auch die Aufgabe übertragen worden, 
deug auf das Lehrlingeweien ein Referat zu erftatten. Im Intereſſe der 
hen Gewerkvereine fowohl, als im Interrefle diefer Sache ſelbſt habe ich 
ir meine Pflicht gehalten, hierher zu kommen. Wenn id) nun, da ich ja nur 
emiader Arbeiter bin, nicht in der Rage bin, ein folches gebilvetes Referat zu 
m, wie Sie diefelben hier gewöhnt find, fo bitte ich im Voraus um Ihre 
je Nachſicht. Zur Sade ſelbſt will ih im Boraus bemerken: daß in 
3 auf das Lehrlingsweſen, welches die Arbeitgeber wie Arbeitnehmer, auch 
Lehrlinge und zwar dieſe im höchſten Grade intereffirt, große Uebelftände 
anden find. Das erkennt ein Jeder an; nur über die Trage, wodurch fie 
orgerufen find, gehen die Anfichten jo auseinander, daß gerade in diefer Frage 
' Diejenigen, die fonft die beten freunde find, ſich widerſprechen. Diele 
Atinde innerhalb des Gewerke entwideln ſich ſchon feit einer Reihe von 
Sehnten. Sch will Ihnen ein Beiſpiel vorführen aus meinem eigenen Leben. 
bin ſelbſt praktifcher Arbeiter, ich bin Zifchler, und babe unter der alten 
erbeverfaffung gelernt. Meine Herren! Wenn ich mir jene Zuftände, wo noch 
te Zunftverfaflung eriftirte, ins Gedächtniß zurückrufe, dann fteigt mir heute 
Schamröthe ind Geſicht über alle die Unbilden, welde man damals als Lehr⸗ 
fat ertragen müſſen. Meine Herren! Die Lehrlinge waren — und es ift 
e no fo — in der Yamilie des Meiſters Das Mädchen für Alles und in 
Werkſtait ſelbſt der Prugelknabe. 

Meine Herren! Ich erkenne ſehr gerne an, daß es eine Menge tüchtiger 
herren gibt, die mit Ernſt und Liebe fich ihrer Aufgabe unterzogen haben, 
dieſe Leute bilden in der Regel auch tüchtige Handwerker heran. 

Jh will Sie bier auf Eins hinweifen. Die Lehrherren fowohl wie die Lehr: 
: Baden das Geſetz, weiches zum Schutz beider befteht, in fehr wenig fällen 
achtet. Ich erinnere Sie an die Debatte über den Contractbruch; ich babe 
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gerade Ihre Verhandlungen von vorigem Jahre mit Intereſſe gelefen und geſehe 
daß man ein großes Gewicht darauf gelegt hat, daß der Geſelle als Contto 
brüchiger erſcheint. Meine Herren! So alt ich fchon geworben, Babe id cm 
ſchriftlichen Contract mit dem Wrbeitgeber nur einmal gefchloffen, und mm 
und immer, wenn der Gefelle dazu gezwungen wurde, ben Contract zu breie 
t der Meifter daran Schuld gehabt. übernehme 3. B. beute em Sti 
rbeit. Der Meifter legt mir die Zeichnung vor, ich ſchließe mit ıhı x 
Accord ab. Während der Dauer der Arbeitözeit fällt dem Meiſter them 
gar nicht ein, Das nothwendige Material, welches ich gebraude, rechtzeitig a 
zufchaffen. Wenn ich meine Arbeit und meine Verpflichtungen, wie ich fie ik 
nommen, erfüllen foll, fo ift e8 zunächſt Pflicht des Meiſters, dafür zu forat 
daß das Material an Ort und Stelle iſt. Thut er das nicht, fo iſt der Arte 
nehmer natürlich nicht im Stande, die Übernommene Pflicht zu erfüllen, m 
gerade aus dieſen unſcheinbaren Dingen vejultiren die meiften Contradired 
Die Meiften find darauf angewiefen, von ihrer Handarbeit zu leben, um! 
demfelben Augenblid, wo mir die Möglichkeit entzogen wird, meine ganze Arkd 
fraft verwertben zu können, drängt ſich mir unwillkürlich der Gebante auf: 1 
Meifter hat feine Verpflichtung nicht erfüllt, er Hindert mid Daran, meine Xi 
zu gebrauchen, und in Folge deilen bredye ich den Contract. — Im 
weien ift genau dafjelbe Verhältniß. Der Lehrling foll meiner Auffaſſung 
das Geſchaft erlernen; er ſoll nicht Mädchendienfte thun, er ſoll nicht der Kr: 
ber Gefellen fein. Der Lehrherr bat die Verpflichtung, den jungen Manz 
zuhalten, daß er die ihn übertragene Arbeit vollftändig und ganz und in 
und fauberer Weile ausführt. | 
Ich halte es für meine Pflicht, Ihnen dieſes nicht immer erkannte Bertz 
aus ven praktiſchen Leben bier vorzuführen, weil ich mir fage: das, mut 
ift, erfennt ſtets Jeder an, aber was verwerflich iſt, wird felbft der beſte M 
oft nicht zugeben wollen. Und als Mitgliev der beutichen Gewerkvereire 
mit Rüdjiht darauf, wie die Verbältnifie feit Jahrzehnten innerhalb des 
lingsweſens Liegen, habe ich auch die Refolutionen, die Ihnen gedruckt ver 
abgefaßt. Ich freue mich, daß die verichievenen Referate in vielen Punbien 
tommen miteinander übereinftimmen. Vielleicht wird es mir gefingen, in 
jenigen Punkten, wo ich nicht ganz mit ihnen überftimme, eine inſti 
herbeizuführen. Das werde ich am beſten während der Debatte thun © 
Ich bin, wie gelagt, in Abfaffung derartiger Theſen wicht fo beivandert, mr © 
das gewohnt find. Meine Herren! Ich will nur noch auf einen Punkt kur 
weifen. Daß die alten Innungen,- wie fie durch Jahrhunderte beftanden, 
ihres verfnöcerten Syſtems, das dem Geift der Zeit nicht Rechnung tragen 
nicht mehr lebensfähig find und durchaus feine Ausficht haben, e® jemals wm 
zu werden, pas erfennt heute wohl ſelbſt der eingefleichtefte Anhänger ber : 
an. Keiner der heutigen Arbeiter würde fich einem berartigen Zwange fi 
Wenn die früheren Innungen je im Stande geweſen wären, tüchtige Staat? 
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wie fie unter dem alten Gewerkverfaſſungen bei den Meifterprüfungen vorgelommen 
find, find fo Baarfträubend, daß Jeder, der fi daran zurüäderinnert, ſich Tagen 
muß: Nein, jo fol und darf das nicht mehr fein. Bei jenen Prüfungen ift 
oftmald den tüchtigſten Lehrlingen Das fchreiendfte Unrecht zugefügt worden, nur 
dehalb, weil fie nicht die peruniären Mittel befaßen, die prüfenden Meifter und 
Geſellen beftehen zu fünnen. (Hört! hört!) 

Man ift in größeren Städten, befonderd in Sachſen, fogar ſoweit gegangen, 
daß man Tenjenigen, der fi zur Meifterprüfung gemeldet hatte, 3 Jahre lang 
marten ließ, ebe die Reihe an ihn fam. Und wenn die Prüfung endlich an ihn 
krantam, jo traten neue Schwierigkeiten ein “Denfen wir uns einen jungen 
Mann, der techniſch und praktiſch durchgebildet war und ein feines Vermögen 
batte, um damit Meifler zu werben. Die praftilhe Prüfung beftand für ihn 
ın der Anfertigung des Meifterftüds. Ich hätte den Tischler fehen wollen, welcher 
tiefes Meifterftüd in 4 Wochen fertig gemacht Hätte. Es war Ufus, daß am 
Meiſterſtück mindeftens 1/, Jahr gemrbeitet werden mußte. Der Dann verzehrte 
iin Heined Vermögen. Er war dann nicht in der Lage, die Prüfungsmeifter 
ſo bonoriven zu können, wie es die Herren bei jevem Anderen gewohnt waren, 
und in Folge deſſen wurde fein Stüd als untauglich verworfen. Ich babe felbft 
Gelegenheit gehabt, einer derartigen Prüfung heizumohnen und dort gefunden, 
daß alle nur möglichen Gründe hervorgehoben wurden, um dem Betreffenden 
das Leben ſchwer zu machen. Davon fann heute keine Rede mehr fein, daß 
derartige Prüfungen eihgeführt werden. Eines fcheint mir die Hauptſache, meine 
Herren, das, was bie deutſchen Gewerkvereine bisher erftrebt haben und was 
Profeſſor Schönberg in ausgezeichneter Weile ausgeführt bat. Wenn e8 un 
nicht gelingt, Die Achtung vor den Staatögejegen, die Achtung vor den fich felbft 
gegebenen Geſetzen in jedem Einzelnen aufrecht zu erhalten und zum Bewußtſein 
zu bringen, meine Herren, da mögen wir felbft, aljo die Arbeiter, machen, was 
wir wollen; die Meilter mögen anftellen, was fie wollen, immer une immer 
werden die alten, unerquidlihen Zuſtände fi wieder ergeben. Sorgen wir 
zunächft dafür, daß in den betheiligten reifen, und vorzugsweiſe bei den Arbeit- 
geben e8 dahin komme, daß Alle felbit einmal das gegebene Gefeg in feiner 
ganzen Conſequenz durchführen, und daß fie confequenter Weife ihren Lehrling 
anhalten: bier find die Beftimmungen des Geſetzes, denen haft du dich zu 
fügen, du Haft in deiner freien Zeit dafür zu forgen, daß du die Beftimmungen 
des Geſetzes kennen lernſt und in gewilienhafter Weife befolgt. Meine Herren! 
Benn wir fo weit find, dann werden die Contractbrüche, meiner Auffaflung 
nah nicht mehr vorlommen und die deutſchen Gewerkvereine haben ja feit ihrer 
Entftebung, feit ihrer Gründung mit aller Confequenz dahin geftrebt, dieſes 
Ziel zu erreichen. Deine Herren! Ich ſpreche hier Ihnen offen meinen Dant 
aus, daß vorzugsweiſe von Seiten des focialpolitiihen Vereins die Beftrebungen 
der deutichen Gewerkvereine biöher anerfannt und unterftät worden find, und 
id meine, wenn Ste und Ihre Unterftügung nicht verfagen, dann werden wir 
endlich dahin kommen, daß aud die Gefeßgebung den beutfchen Gewerkvereinen 
Corporatiwrechte verleiht. Und, meine Herren, in demfelben Augenblide, wo die 
deutihen Gewerfvereine Eorporationsrechte beſitzen, meine ich, werben die Arbeiter: 
yarteien, wie fie heute find, zum ‚großen Theil von der Tagesordnung verichwinden ; 
es werden bie beutjchen Gemwerkvereine die Führer in allen biefen ragen fein, 
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und dann wird meiner Auffaſſung nach der Augenblick gekommen fein, wo Arbe 
nehmer und Geber zufammen Hand in Hand die Angelegenheiten des Gewerb 
Das Geſellen⸗ und Lehrlingsweien regeln Türmen. Meine Herrin! Ih x 
ſchließen, um den Herren, bie bier zugegen find, Gelegenheit zu geben, in 
Diecuffion ihre Anſicht auszufprecgen, und e8 würde mich ungemem fra 
wenn ich über Dinge, die mir heute noch nicht fo recht Hax find, Velchr 
erhielte. (Bravo!) 


Theſen 


des Correferenten Fr. Liebau in Berlin. 


1. Das Lehrlingsweſen bedarf zur Erfüllung feiner Aufgabe, den 1; 
Handwerker allfeitig auszubilden und der vaterländifchen Induſtrie tust 
geichulte Kräfte zuzuführen, in technifcher,, wirthſchaftlicher und mr 
liſcher Hinficht einer gründlichen Reform. 

2. Diefe Reform ift in erfter Reihe Sache des Gewerks als Gemank 
der Arbeitgeber: und Arbeitnehmerverbände, dargeftellt durch die ar 
Innung (Einigungsamt). Die neue Innung bat, nad Mai 
der gefeglichen Vorichriften, 

a. die Bedingungen des Lehrverhältnifies feftzuftellen ; 

b. das Lehrlingämelen zu überwachen, die Fachſchule zu errichten: 
zu beauffichtigen und Lehrzeugniſſe auözuftellen ; | 

c. Streitigkeiten über das Lehrverhältniß zu entfcheiven und für = 
Innebaltung der Lehrverträge nach beiven Seiten zu forgen. 

3. Die Gefeggebung hat, außer der Sanction der neuen Innungen (Einig: 
— hauptſächlich folgende Beſtimmungen für das Lehrlingsmeic 
zuführen: 

a. eine Probezeit vor envgültigem Abſchluß ded Lehrvertrags; 

b. ſchriftliche Abfaflung des Lehrvertrags; 

c. Ausdehnung der Schugbeftimmungen für Kinder und ja? 
Arbeiter in den Fabriken (Gem.:Ordnung 88 128— 129; ont! 
Lehrlinge; 

d. obligatorifche Fortbildungs-, event. Gewerbe und Basja 
Verpflichtung der Lehrherren, den erforderlichen Beſuch dere 
während der Arbeitözeit zu geftatten. - 





4. Endlich bat der Staat durch eine, den Anforderungen ber me“ 
Inbuftrie entſprechende Volks ſchule die Grundlage für die Lehr 
reform zu fchaffen, fowie durch Prämien und Stipendien, vor * 
aber durch Beſeitigung der noch vorhandenen Rechtsungleichheit 
Förderung der genofienfhaftlicden Selbfthülfe das Ehrgefühl ur - 
Strebfamfeit der Arbeiterjugend zu beben. 


— nn — — — 





dorf. Prof. Dr. Naffe: Ih erlaube mir die Mittbeilung zu machen, 
I von befreundeter Seite, auß England von Herm Gliffe Leslie 
ige Exemplare einer Nummer der Zeitſchrift Academy eingegangen find. Es 
darin ein Artikel enthalten, in dem Herr Leslie das nnte Wert des 
nm Cairnes, Leading prineiples of political oeconomy, beſpricht. Die 
En Deren, welche ein Intereſſe dafür haben, bitte ich, ein Eremplar nehmen 
v 


‚Che ich die Discuſſion eröffne, erlaube ih mir, Ihnen die Anträge mit⸗ 

en, welche eingegangen find von Mitglievern der Verſammlung zu Diefer 
&ulion, Einer derſelben ift gebrudt vwertheilt worden und, wie ich glaube, 
Ser Aller Händen, geftellt von den Herren Felifh und Blödnerij. 
am wohl von der Borlefung abfehen, da der Antrag gedruckt vorliegt. Soweit 
bis jest überfehen kann, enthält er nur einen Punkt, der ſich weientlich von 
Anträgen des Heferenten unterfcheivet, nämlih die Nummer 3: „Nach 
ndigung der Lehrzeit wird auf Grund einer beftandenen Prüfung dem Lehrlinge 
Lehrzeugniß (Xehrbrief) gegeben, in welchem vemfelben die Fähigkeit, als 
de arbeiten zu bürfen, bezeugt und beglaubigt wird.” Die übrigen Punkte 
ſoviel ich bis jegt jehen kann, auch in den Theſen des Referenten enthalten. 
bitte aber die Untragfteller, mich berichtigen zu wollen, wenn ich den Antrag 
richtig aufgefaht babe. 

': Der Antrag lautete: 

„Eine Reform des gefammten Lehrfingsweiens ift unerläßlih, denn vor Allem 

ine geeignete Seranbilbung ver Lehrlinge fann man unferen vaterlänbijchen 

n und der Induſtrie aufbelfen, jo daß biefelben wieder quantitativ wie qua- 

concurrenzfähig werben. 

Zur Erreihung dieſes Zieled halten die Antragfteller zunächſt für erforberlid: 

1. Die obligatoriihe Schließung ſchriftlicher und regiftrirter Lehr⸗ 

verträge, welchen eine vierwöchentliche bis hochſtens breimonatliche Probezeit 

vorangeben muß. 
2. Die aus. dem fo abgefhlofienen fchriftlichen Lehrvertrage reſultirenden, fowie 

überhaupt alle Beichwerben, Streitigleiten 2c. enticheiben endgültig obliga⸗ 
torifh einzuführenbegewerblide Schiedsgerichte, welden man 
in allen Fällen exekutive Gewalt zufteben muß. 

- Rad Beendigung ber Lehrzeit wird auf Grund einer beftandenen Prüfung 
dem Lehrling ein Lebrzeugniß (Lehrbrief) gegeben, in welchem bemfelben 
die Fähigkeit als Geſelle arbeiten zu bürfen bezeugt und beglaubigt wird. 

. dir balbigfte Einführung von Fach - Lehrlingsihulen mit Unterfilänng. ber 

börbe iR Sorge zu tragen. Die Lehrbherren find verpflichtet. ihre Lehrlinge 
zum regelmäßigen Schulbeſuch anzubalten.” 

chriften XI. — Verhandlungen 1875. 10 
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Es iſt dann ein Antrag eingegangen von Dr. Bücher, ſchriftlich 


1. Der Zufland des heutigen Lehrlingsweſens ſchädigt in gleicher Wa 
die Erwerbsfähigleit der arbeitenden Claffen und die nationale Induf 
2. Die zeitherige Form der Lehrlingsbildung ift nur geeignet, dem td 

linge manuelle Yertigfeit in gewerblichen Einzelverrichtungen, nicht d 

eine allfeitige, den Anforderungen bed Gewerbelebens entſprechende An 

bildung zu geben. 
3. Zur Ertheilung der legteren find folgende Maßregeln erforberls. 

a) geinbliche Keorganifation der Vollsſchulen mittelſt beſſerer 3a 

ildung der Lehrer, Erhöhung der Lehrerzabl, Herabfegung ver Zu 

der von einem Lehrer gleichzeitig zu unterrichtenden Schüler a 
Das —— von 40; Ausdehnung der Schulpflicht bie m 
15. Jahre; 

b) Erridtung von nach den einzelnen Gewerben fpecialifirten, fit 
die Praris eng anfchließenden Gewerbehülfsſchulen mit fax: 
Subvention ; 

c) In Berbindung damit Einrihtung von Lehrlingswerfflätten:; ' 

d) Einrichtung von Lehrlingscaffen im Zuſammenhange mit den æx⸗ 
lichen Hulfsſchulen und Lehrlingswerkftätten;- 

e) Ausdehnung der Geſetze ü die jugendlichen 
(Gewerbe-Orbnung 88 128—32), auf die Lehrlinge der Groi- 
Kleininduftrie; 

f) Bildung von freiwilligen Lehrlingsunterſtützungsvereinen. 
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Der Antrag, wie Sie fehen, betrifft die Unterrichtsanftalten zur Vorbil 
und Fortbildung der Lehrlinge und gebt in’ diefer Beziehung weit ind C: 
hinein; er bat dann ferner gemein mit dem Antrage Lieban, Daß er De 
für die jugendlichen Yabrifarbeiter ausdehnen will auf Die Lehrlinx, 4 
berührt endlich noch zwei Punkte, die in den andern Theſen nicht berübn 
er will Lehrlingscafien und Lehrlingsunterftüungsvereine einrichten A 
gefagt, die Mehrzahl der Thefen bewegt fich in einer Specialiſirung der Fert: 
der Volksſchule und der Einrichtungen weiterer Fortbildungsfchulen für % 


Endlich ein Antragvon Herrn Soadim=Gehlfen, der auch unterfhrt 
von den Herren Niendorf, DO. Beta, v. Dael-Koeth, v. Derzgen 


Der Congreß wolle beichließen: 

In Erwägung, daß eine die gewerbliche Ausbildung des A 
ftande® fichernde Organifation des Lehrlingsweſens unmöglıd 
ohne gleichzeitige Organifation des Meiſterweſens; daß beide IT 
fationen nur bei umfaflender Schöpfung und fefter Orgamjium 
Gewerken durdführber find; | 
in Erwägung ferner, daß foldde Gewerke auf dem Wege ber 
keit erfahrungsmäßig nicht in genügenvem Umfange entftchen, 

erklärt der Congreß: „Das Princip des Laisses faire uf 
Gebiete des gewerblichen Lebens muß aufgegeben werben, mi 
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Gewerle find für das ganze Gebiet ver nationalen Production nach 
gefeßlichen Normen zwangsweiſe einzuführen.” 


Diefe Theſis fteht alfo abſeits von allen fonftigen Vorſchlägen, die gemacht 
ſind. Ich möchte den Herrn Antragfieller bitten, fi darüber auszufpredyen, ob 
a, falls fein Antrag angenommen wird, auf weitere Beſtimmungen über das 
!chrlingeweien überhaupt Gewicht legt und Einzelned aus den verſchiedenen 
anderen Theſen annehmen will oder nicht. 


Joachim⸗-Gehlſen: Ich werde dies nicht thun, aus dem Grunde, 
weil ich dieſen Antrag für principieller Natur halte und nur ausgeſprochen 
then Fang , daß eine derartige Auffaflung der Majorität dieſes Congrefies 
mewohnt. 


Präſident: Es würden alſo, wenn dieſer Antrag angenommen würde, 
ie andern Theſen ſämmilich erledigt ſein. Ich eröffne die Discuſſion über bie 
lattäge und gebe das Wort Herrn Baumeiſter B. Feliſch. Zuvor erlaube ich 
zu die Verſammlung noch daran zu erinnern, daß bei allen früheren Discuſſionen, 
at Ausnahme bes geftrigen Tages, wo es bei Einleitung der ‘Debatte vergeflen 
de, es Sitte gemwelen ift, zu beftimmen, daß ein Redner ın der General- 
Iuffion nur 10 Minuten fprechen darf; wenn er fo lange geiprochen hat, 
tes Pflicht des Präfidenten, ihn zu unterbredien und die Verſammlung zu fragen, 
d fie den Rebner noch weiter hören will. Die Berfammlung kann dann noch 
ür längere Zeit das Wort ertheilen, fie ann aber auch natürlicherweife befchließen, 
aß nach 10 Minnuten der Redner jchließen muß. 


Feliſch: Da muß ih mid gleich an die geehrte Berfammlung wenden, 
amt fie mir vorher fage, ob ih nur 10 Minuten fprechen darf oder wohl 
ab einige werige Minuten länger. Ste wiflen ja, ed ift ein Antrag da von 
ern Blödner und mir, der in Ihren Händen ift; diefen muß ich vertheidigen : 
ud da wird es mir nicht möglich fein, in 10 Minuten fertig zu werden; indeflen 
eripreche ich Ihnen, länger als eine Viertelftunde fall e8 nicht dauern. 

Meine Herren! Ich bin in der glüdlichen Lage, daß ich weſentlich nicht von 
2 gefammten Anträgen der Herren Referenten und Gorreferenten abweiche. 
Über trogdem gehe ich in einzelnen Punkten etwas weiter, und in einem Punkte, 
xa der Herr PBräfivent fchon hervorgehoben bat, unterjcheidet fi mein Antrag 
en den anderen. Deine Herren! Das Ziel, welches wir vor und haben, ift faſt 
xt Allen daſſelbe. Ueber die Urſachen der herrſchenden Mißſtände dagegen 
reichen wir von einander ab, ebenfo über die Wege, welche zu diefem Ziele führen 
derden. Ein kurzes Wort über die Urfachen will ich mir hier noch erlauben und 
xmerke nur, dch ich bier bin als Vertreter des Verbandes deutſcher Baugewerke⸗ 
neifter,, desjenigen Arbeitgeberverbandes, der gegenwärtig wohl die größte Zahl 
on Arbeitgebern in ganz Deutichland in fich vereinigt und ſich faft über alle 
Sue unſeres deutſchen Baterlandes ausgebreitet bat, oder e8 in nädjiter Zeit 
dan wird. Der Verband deutſcher Baugewerkemeifter hat fich mit der Lehrlings⸗ 
mandte fo eingehend beichäftigt wie, ich glaube, kein anderer Arbeitgeberverband. 
In den 15 Sauptvereinen, welche der Verband zählt, ift dieſelbe beſprochen 
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worden, jeder einzelne Verein hat ſchriftlich fein Gutachten abzugeben und de 
gefehäftsführenten Ausihuß des Verbandes übermittelt. Cie finden unter va 
Gutachten über das Lehrlingsweſen, die Ihnen gebrudt vorliegen, eins von oba 
genannten Berbande, worin die Reſultaie der Unterſucht der eingel 
Vereine niedergelegt find. Das Eine, meine Herren! fleht feſt, umfer 
iſt zurihgegangen feit Jahrzehnten, vielleicht ſchon feit Jahri , und b 
ſich fiherlid nicht mehr auf dem hohen Standpunkte, auf welchem es im 
alter während feiner Bluthezeit ftand. Auch die Duduſtrie ift zurüigebliehen m 
Verhältniß zu den Vorfprüngen, welde unaufhaltfam vie deutſche Wiffenise 
und Runft gemacht haben. Nun ift e8 nicht felten außgefprodyen worden, 
gerade die Ausbreitung des Fabritbetriebes und des Maſchinenbetriebes — 
will Beides identificiren — weſentlich die Entwidelung des Lehrlir fen m 
alfo auch des Geſellenweſens beeinträdtigt habe. Meine Herren! iſt wa 
richtig, wenigſtens trifft es nicht überall zu. Ich geflehe zu, daß der dar 
betvieb infofern ftörend auf die Entwidelung des Lehrlingsmefens eingemirtt kf 
al8 die jungen Leute zu früh darauf angewiefen werden, Geld zur verbienen, m 
einen Theil davon ihren Eltern abzugeben. Aber, wenn man fagt, der Maſcim— 
betrieb als folder habe auf die Entwidelung des Lehrlingsweſens nadtkei 
eingeroirtt, fo ift das nach meiner Weberzeugung unrichtig; denm gerade Die eh 
Entwidelung unferes Mafcinenbetriebes hätte vahin führen müffen, daß bie Ari 

















Quadratmeter Fußboden mehr von den Zimmergefellen gehobelt, heute ſehen E# 
nur noch auf dem Lande, weit vom Mafdinenbetrieb entfernt, die Arbeiter rd} 
gebüctem Rüden auf dem Sägeblod fteben. Sodann ift von anderer Seite ker: 
jehoben worden, daß unfre großen wirthſchaftlichen Bewegungen, befonders M 
Faentoratigen, weſentlich ungünftig auf bie Entwidelung des LehrlingeniP] 
jewirlt haben. So wenig id mic auf dem Standpunkte der Soctaldemeh: 
Feinde, fo muß ich doch inſoweit gerecht fein, als ich nicht zugeben fann, X 
in ben wenigen Jahren, welche Hinter ung Liegen, die Socialdemokraten [hen a 
der Lage gemefen mären, qualitativ auf die Verringerung der Leiftungen cd 
zuwirken. (Obo!) 

Wefentlih, meine Herren, haben fie foirflich auf die Qualität der Arht 
noch nicht eingewirft. Aber Das wird fein Menſch ableugnen können, und vs 4 
der furchtbare Vorwurf, der jene Partei trifft, daß fie ben Grundfag offen a 
Sprechen: „Arbeitet wenig, dann wird wenig gefeiftet und die Arbeitakräfte none 
im Preife fleigen!“ Daß geht Heute noch durch die Reihen der deuiſchen Eooi“ 
Demokratie, die leider ſehr viele Anhänger zählt. . 

Meine Herren! Es wird Keutzutage häufig der Ruf laut nad) Schupgelner 
und das fommt daher, weil deutfche® Gewerbe und deutſche Inbuftrie miht mir 
mit dem Auslande concurriren kann, wenigſtens mit einzelnen Rändern mich mer 
Ich lann hierzu den praltifchen Beweis liefern. Der größte Theil ber ak“ 
Rohren zur Canalifation von Berlin wird aus England eingeführt, trX# 
wir doch die vorzüglicgften Eifengruben in und Schlefien Mike: 
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vanım wird das Eiſen dort geholt? Weil trog des iheuren Transportö die 
engliſche Waare ˖ noch billiger bis Berlin geliefert wird, als unfere vaterländiſche. 
Es iſt da die Differenz zu ſuchen in der geringeren Arbeitsleiſtung unſerer 
Arbeiter. Ich ſpreche nicht von zu hohen Löhnen, ich ſpreche aber entichieven 
von der zu geringen Leiſtung, welde uns nicht concurrenzfühig erhält. Daß 
wine Behauptung nicht blos auf einem einzelnen Gebiet zutrifft, kann ich noch 
an einem anderen Yall darlegen: Es iſt nämlıh nichts Seltenes mehr, daß 
Ziihlerarbeiten nach Berlin aus Schweden herübergeholt werden, wo doch ent- 
khieden hohe Transportkoſten bezahlt werden müffen, ja ih kann Ste verſichern, 
meine Herren, daß heute in Berlin Häufer gebaut werben, die ihre Schlöffers, 
Tiſchler⸗, Decorationsarbeiten x. ganz und gar aus Paris beziehen und man 
kefommt dieſelben troß ded Transportd um etwa 20 Procent billiger, als wir 
fie ſelbſt herſtellen können. (Hört! hört!) 

Das find unumftöglihe Thatfachen. Nun könnte man wohl die Schuld 
auf die Arbeitnehmer, auf die Geſellen werfen. Es wird auch vielfach gethan 
md ich kann fie nicht davon frei Iprechen. Indeſſen, ich will mich Doch bemühen, 
wenig davon zu reden, weil ich felbjt Arbeitgeber bin und fo in einem anderen 
Lager ſtehe. Jedenfalls follten aber jene. Herren oder deren Vertreter, wenn fie 
öffentlich fprechen, nicht alle Schuld auf die Arbeitgeber werfen. Was Herr 
tiebau gefagt hat, ift vor 20 Jahren wahr geweien, heute ift e8 nicht mehr 
wahr! Diefe VBerfiherung kann ic ihm geben! (Bravo!) 

Es ift unfer Lehrlings⸗ und Gefellenftand ein gan; veränterter geworben! 
Bern ich mich eines bejonders einfchlagenden Ausdrudes bedienen will, fo muß 
ih es ausiprechen, daß die deutſche Arbeitgeberichaft ſich feit Jahren fchon auf 
der Flucht vor den Gefellen und Lehrlingen befindet! Dean rede alfo nicht immer 
davon, was vor 30 oder 50 Jahren geweſen ift, ſondern man bleibe bei der 
Gegenwart ftehen! Unter den beutfchen Baugewerkeverbänden geht nun heut 
de Anſicht dahin, daß man nicht wohl den Gefellenftand reorganifiren könne, 
indem man zu ihm wieder in ein intimered Verhältniß tritt, nicht weil wir 
Arbeitgeber und aus Princip abneigend gegen die Gelellen verhalten, fondern 
weil vorläufig die Abneigung anf jener Seite fo allgemein ift, daß wir nicht 
zufammenfommen würden! Und weil wir nicht gut reformiren können auf dieſem 
Gebiet, jo kommen wir nothwendig dahin, da zu reformiten, wo man auf einen 
Erfolg hoffen fann und das ift das Lehrlingöwefen. Ich kann Site verjicern, 
daß von Seiten der deutſchen Baugewerkevereine und vieler anderer Arbeitgeber: 
vereine, welche ich kenne, mit aller Liebe für eine gründlidye Befferung des Lehr⸗ 
lingsweſens geforgt wird, und zwar nicht im felbftfüchtigen Intereſſe. Seien 
Sie verſichert, daß von dem, was gebeflert wird, den Arbeitgebern fein Lohn 
mehr erwächft, das thun fie nur für ſpätere Zeiten! 

Dorf. Dr. Naſſe: Ich bebaure, den Herm Redner unterbrechen zu 


müflen und frage die Berfammlung, ob fie wünſcht, Daß der Herr Redner 
feinen Bortrag ſchließe. 


Die Berfammlung wünſcht, daß Sie fortfahren. 


Selifh: Ih kann Sie alfo verfihern, meine Herren! daß Seitens der 
Arbeitgeber die umfänglichften Anftalten getroffen werden, um das Lehrlings⸗ 
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weſen zu reorganifiren und zwar ohne jede egoiftiiche Beimiſchung. Ich wer 
auch bier wieder ein Beilpiel anführen, was mir zunächſt liegt. Es ſind * 
legten Jahre in Berlin drei große Baufachlehrlingsichulen eingerichtet werde 
für melde bie Lehrlinge natürlih nichts zu zablen Haben, fondern mis 
dem Bunde der Bau, Maurer: und Zimmermeiſter Berlin welchem ungff 
200 Mitglieder angehören, etma 5000 Markt das Jahr foften. Dielen tr 
fingen. wird nun zwar Seitens der Gefellen der größte Widerſtand entgegengeg 
denn man fagt fortwährend den Lehrlingen: Ihr werdet Dort nur bingeifi:. 
damit Ihr ordentlih unter die Fuchtel Eurer Arbeitgeber kommt. Trera 
geht die Sade fort und auch in anderen großen Städten find ſchon die Anfrr 
vorhanden. 

Zum Schluß will id nur noch mit wenigen Worten die vier Anträge, rm: 
Ihnen gedrudt vorliegen, motiviren. 

Der erfte Handelt von der obligatoriſchen Schließung ſchriftlicher 
vegiftrirter Lehrverträge. Darüber fiud wir, glaube ich, alle einig und kur. 
mir daher die Worte fparen. 

Nummer 2 handelt von den obligatorifh einzuführenden gemerkt 
Schiedsgerichten. Ich lege Hierauf den allergrößten Werth. Herr Brei. Pr 
Schönberg Hat ſchon fehr richtig ausgeführt, daß diefe Schiedsgeriche x- 
geſehen find in der Reichsgewerbeordnung und ich pflichte ibm auch bei, = 
er fagt, Die größte Schuld Tiege an den Arbeitgebern und ben Communen, xY 
diefe gewerblichen Schiedsgerichte noch nicht eingerichtet Haben. Aber ic 
bei diefen Gerichten, die übrigens bier und da fchon beftehen — in Eri 
beſteht B. ein ſehr vorzügliches — doch noch eins, das iſt die exrecuti 

ewalt. 

Die beſtehenden Schiedsgerichte haben feine Executivgewalt, wenn 7 
der Vormund oder Vater des Lehrlings ſeine Zuſtimmung zu den Zwange 
regeln ertheilt; wenn das nicht der Fall iſt, ſo kann das Gericht wobl 
ſcheiden oder eine Einigung erzielen, aber ausführen kann es das Urtheil: 
Daher meine ich, es follten dieſe Schiedsgerichte obligatorifch eingerichtet 
und man fol ihnen die Befugniß geben, daß fie auch in jedem alle du! 
theil vollſtrecken können. Wenn Schiedögerichte in diefer Weiſe eingeführt 
den, dann, meine ich, könnte man abjeben von den Hamburger Innungen, 
im Wefentlihen auch nicht viel mehr erzielen werden. ' 

Drittend wird nad Beendigung der Lehrzeit auf Grund einer beitane: 
Prüfung dem Lehrling ein Pehrzeugniß (Lehrbrief) gegeben, in welchem bed 
die Fähigkeit, als Geſelle arbeiten zu dürfen, bezeugt und beglaubigt m 
Meine Herren! Das ift das, worin ich am weiteften abgehe von den Kers- 
tionen der Herren Referenten. Der Lehrbrief, welcher vom Verbande deutet 
Baugewerkemeiſter ſchon feit Jahren eingeführt ift, hat in allen Bereinn «? 
gleie Form, worauf wir nicht unmelentliches Gewicht legen, damit jet © 
zelne Lehrling, der frei gefprochen ift, ſich ımit einem leicht erkennbaren Tut 
ment ausmeilen fann darüber, daß er wirflich gelernt und ein tüchtiger rk“ 
geworden ift. Und die Form ift fo allgemein befannt, daß man auf den at“ 
Blid ſchon ficht: das ift ein Lehrbrief von dem großen Verbande dentider De 
gemerfemeifter. Seitens der Wrbeitgeberfchaft wird auf die Prüfung der e 
linge wenig Gewicht gelegt, vielmehr Iiegt dies im Intereſſe des Lehrlinge KIN 
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Der Lehrling verlangt einen ſolchen Lehrbrief; fein Ehrgefühl, fein Ehrgeiz wird 
dadurch angefpornt, wenn er etwas Schriftliches, ein Document in die Hand 
ketommt über feine Tücktigkeit, und ich frage Sie, meine Herren, foll man da⸗ 
gegen fein? Es wird überhaupt in der Reorganiſation des Lehrlingsweſens viel 
daranf ankommen, daß wir ben Ehrgeiz des Lehrlings wieder anzufachen wiflen, 
ker leider ſchon recht ſehr im Sinken begriffen gewefen if. Aus dieſem Grunde 
alein bin ich dafür, daß ein Lehrzeugniß ertheilt und eine Prüfung abgehalten 
werde. Es gefchieht übrigens ſchon in den meiften Baugewerfoereinen. 

Sachlehrlingsihulen! Meine Herren! Nummer 4 unterjcheidet fich 
von den entiprechenden Aufftellungen der Referenten doch mehr, als vorhin zu⸗ 
gegeben worben if. Sie ſprechen hauptſächlich von Fortbildungsſchulen, —* 
werbeſchulen; ich, meine Herren, lege das Hauptgewicht auf Fachlehrlingsſchulen. 
Bir wollen unfere Lehrlinge vorläufig noch nicht veranlaffen,* fich zu fehr um 
die Gewerbeichulen zu befümmern; viefe haben ja fegensreihe Wirkungen, Die 
felben ftellen aber zu hohe Anforderungen an die Zeit des Lehrlings. Ste müffen 
auch nicht verlangen, meine Herren, daß ein Lehrmeifter feinem Lehrling täglich 
ein oder zwei Stunden von der praftifchen Arbeitszeit erlaffen fann, das wilrde 
entſchieden zu große Anfprüche machen heißen. Ich meine aber, es follen Diele 
Fachlehrlingsſchulen, zu denen allerdings die Arbeitgeber auch die Zeit unent- 
geltlich hergeben follen, dazu dienen, daß die praftifchen Kenntnifje des Lehrlings 
m der geeigneten Weile durch die Theorie unterftügt werden. Wären Sie Bad: 
Inte, jo könnte ich Ihnen das mit wenigen Worten außeinanderfegen, wie ich 
m einen ſolchen Fachunterricht gehandhabt denke. Es gibt allerdings aud) 
Fächer, wo ſolche Schulen nicht gut einzurichten find, z. B. im Gewerbe ber 
Bäder, Tleifcher und andern. Da mögen ja die Fortbildungsichulen an deren 
Stelle treten; im Allgemeinen müſſen wir aber für Fachlehrlingsſchulen eintreten. 
Diefe werben ben geſunkenen Gewerben ben fchnellften Nuten bringen. 

Schließlich gebe ich gerne zu, was die anderen Herren Referenten bervor- 
gehoben haben, daß die Aufbeſſerung unferer Gewerbe wejentlih auf dem guten 
Billen der Arbeitgeber beruhen wird, daß diefe vor allen Dingen die Pflicht 
Baben, einzugreifen und einzuftehen fir ihr Gewerbe. Ich kann Ihnen aber 
auch wiederholt verfihern: es geht diefer Zug, einzuftehen für das Gewerbe, 
Beute durch umfer ganzes deutſches Vaterland; aber der gute Wille ſtößt jehr 
häufig auf Unverftändniß und ſchlechten Willen, und fo unterbleibt Vieles, mas 
Ihneller ausgeführt werden könnte. Und da, meine ich, könnte die Staatsgewalt 
auch bier und da eingreifen und ben nöthigen Nachdruck geben. 


Vorſ. Prof. Dr. Naffe: Ih erlaube mir, der Berfammlung mitzu= 
tbeilen, daß foeben ein Antrag eingegangen ift von E. Bernhardi in Bodum, 
folgenden Beichluß zu faflen: 


Der Berein für Socialpolitit empfiehlt Aufftellung von gefeglichen 
Normatin-Beftimmungen, welche für den Yall, daß die wünſchenswerthe 
jchriftliche Abfaſſung von Lehrlingsverträgen entweder gar nicht oder 
nur in unzureichender Yorm ftattgefunden hat, fubfibiär in Kraft 
treten. | 
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Der Antrag würde offenbar nur dann zur Abſtimmung kommen, wen 
feine der auf geſetzliche obfigetorifce ſchriftliche Abſchließung ber Lelnmertrig 


gerichteten Thelen angenommen wirb. 


Bernhardi (zur Geſchäfts⸗Ordnung): Ich möchte bitten, | 
felbft dann zur Abſtimmung zu bringen, wenn einer von dieſen Anträgen 
ſchriftliche Abfaffung angenommen -werden follte, da nur ein Theil meines Antrey 
Dadurch erledigt werden würde, nämlich der Fall, wenn die Abfaffung fchriftlise 
Verträge unterlaffen wird, nicht aber der andere, werm bie Abfaflung em ır 
genügende ift. | 





Vorſ. Prof.-Dr. Naffe: Ich habe ferner mitzutheilen, daß die Refer 
fih über gemeinſchaftliche Anträge geeinigt haben, und glaube, daß es im 
tereſſe des Fortſchrittes der Diecuffion liegt, daß fie und mitgetheilt werden I 
bitte einen der Herren Referenten, dies zu tbun. | 


Prof. Dr. Schönberg: Ach erlaube mir alfo Ihnen mitzutheilen, vi 
wenigftend eine theilweiſe Vereinigung der drei Referenten ftattgefunden bat. Br. 
ftellen, und zwar alle drei gemeinfam, den erften Sa auf: 

„Um eine dem Intereſſe der Lehrlinge, der gewerblichen Production und de 
Bollswirtbichaft entiprechende Ausbildung der Lehrlinge herbeizuführen, it ea 
Reform des Lehrlingsweiens nothwendig.“ Insbeſondere bevarf e8... %, 
komme zu Punkt 1, den wir drei jest gemeinfam in folgender Weife fen 

„Insbeſondere bedarf es 

1) der Einrichtung von beſonderen obrigkeitlichen Organen, welche, zulanıns' 
geſetzt aus Vertretern der Arbeitgeber und -Nehmer (tft alſo ausgefallen: vl 
Staatögewalt) das Lehrlingsweien regeln und beauffichtigen und Streitigtens 
in Bezug auf die Berhältniffe der Lehrlinge entſcheiden.“ 

Hierzu kommen nun Amendements. Zunächſt einzufchalten zwiſchen ® 
Worten der — Ürbeitgeber: Staatögewalt. Dies würde das Amender 
Schönberg fein. 

Dann ftelen Brindmann und Liebau das Amendement, hinzuzufügen # 
Punft 1 folgende Worte: | 

„Da Imnungen, in welden ſich Arbeitgeber und Arbeitnehmer veildte 
Gewerbes zur Regelung gemeinfamer Angelegenheiten verbinden, geeignet © 
feinen, die Sunctionen jener Organe für ihre beionderen Gewerbe auszuibe. 
ift die Bildung derartiger Innungen, welde auf dem Boden der gegemwärtg 
Gemwerbe-Ordnung unausführbar wäre, durch eine entſprechende Aenderung Die 
Geſetzes zu ermöglichen und zu fördern. | 

Nur infofern die Bildung derartiger Innungen fi) als unerreigbar ce?“ 
diefelben ſich al8 nicht lebensfähig erweifen, find für das Lehrlingsweſen Its 
dere Organe zu Ihafien.  - 

Die Entſcheidung der aus dem Lehrvertiag und aus dem Arbeitäwerivci 
entfpringenden Streitigleiten muß erfolgen durch gewerblige Schiedegerichte, ! 
denen Arbeitgeber und Arbeituehmer vertreten find.‘ . 

Die zweite Thefe, die wir zunächft gemeinfam Ihnen vorſchlagen, lehnt md 
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: die * von meinen Theſen an, wir modificiren ſie aber gemeinſam ſo, 
wir ſagen: 

2) bedarf es der „geſetlichen Einführung einer Probezeit vor Rechtsgultig⸗ 
it der geſchloſſenen Lehrverträge“, und wir wollen noch hinzufügen aus Nr. 4 
⁊ Theſen des Referenten: „während welcher dem Lehrling wie dem Lehrherrn 
⁊ Rücktritt vom Pehmertrag freifteht“. 

Hierzu ftellt Referent Brindmann dad Amendement, mit aufzunehmen bie 
‘erte: „mindeſtens einmonatlichen” vor dem Worte „Probezeit“. 

Tie Nr. 3 der gemeinfchaftlihen Theſen Tautet fo, daß meiner Faſſung 

z binzugefügt iſt das Wort „obligatorifh“, alfo „ver obligatorifchen fchrift- 
ien Abfaffung und Wegiftrirung der Lehrverträge”. 
Dazu da8 Amendement Brindnann, das aber nur als eventuelles geftellt 
%, nämlich dann, wenn fein Amendement zu Nr. 1 angenommen werben 
ke, Binzuzufügen aus feiner Theſis 3 die Worte: „bei den oben erwähnten 
mungen, beziehentlih den Aufſichtsbehörden für das Lehrlingsweſen oder den 
verblihen Schiedsgerichten“. 

Dann Nr. 4. Dieje Theſis ftellen ich und Referent Brindmann allein, 
nr Liebau nicht mit: 

„Der Einführung von Strafen bei widerrechtlichem Lehrvertragsbruch gegen 
er, Anftifter, Therlnehmer und Begünſtiger“, mit Hinzufügung der Worte, 
be ſich in Nr. 5 der Thefis des Neferenten finden: „insbeſondere auch gegen 
engen, welcher einen Lehrling, wiffend, daß er entlaufen iſt, in Lehre ober 
set nimmt oder behält‘. 

g n 5. gemeinfchaftlide Theſe lautet Dann, wie fie in meinen Theſen for⸗ 
mt . 


5) „des orbentliden Unterridt® in für Lehrlinge geeig— 
ten Schulen.” 
Dazu fiellt Herr Dr. Brindmann zwei Amendements: 


1. binzuzufügen aus Nr. 7a feiner Theſen die Worte: „in denen 
außer den allgemein üblihen Unterrihtsögegenftänden 
die Grundlehren der Boltswirtbihaft und der Ge—⸗ 
werbegejegestunde gelehrt werden“, und 

2. Wr. 75 feiner Thefen: „Ein Zwang zum Beſuche von Fort: 
bildungsfchulen iſt nur unter Berlidfichtigung der örtlichen Verhältniſſe 
im Gewerbe einzuführen und muß der Entwidlung der gewerblicen 
Fachſchulen und der Lehrwerkftätten für einzelne Gewerbe freien Spiel- 
raum gewähren”. 


Das find unfere gemeinfamen Anträge mit den Amendements. Unter 
ı. 6 würde dann fpeciell ein Antrag des Herrn Referenten Brindmann 
men, welcher in Nr. 6 feiner Theſen befteht, und ebenjo ein befonverer An: 
88 Herrn Liebau, welder Sr. 30 feiner Theſen umfaft. “Der Zuſatz⸗ 
tag Brindmann lautet: 


6) des Berbots, Arbeiter unter 18 Jahren zu einer regelmäßigen 
Beihäftigung in Gewerbe- oder Yabrik- Betrieben anzunehmen, wenn 
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biefelben nicht mit einem in Gemaͤßheit des & 131 der Gewerbe du 
nımg ausgeſtellten und eingerichteten Arbeitöbuche verfehen find. : 
Lehrlinge findet diefe Beſtimmung feine Anwendung.“ 


Der Zufapantrag Liebau lautet: 


„7) der Ausdehnung der Schugbeftimmungen für Kinder 
jugendliche Arbeiter in den Fabriten (Gemerbe-Orbnung 88 128-1: 
auf die Lehrlinge.” 


Dazu kommt dann noch der Antrag Feliſch-Blödner: 


„Nach Beendigung der Lehrzeit wird auf Grund einer beſtimm 
Prüfung dem Lehrling ein Lehrzeugniß (Rehrbrief) gegeben, in will 
bemſelben die Fähigkeit, als Geſelle zu arbeiten, bezeugt und beglauß 
wird.” 


Ich glaube, daß die Abſtimmung auf Grund diefer Thefen fehr vi x 
einfacht ift. 


Dr. Genfel: Meine geehrten Herren! Ich babe Ihre Zeit geikr | 
lange in Anſpruch genommen, daß ich fehr Iebhaft die Verpflichtung fühl, 
heute auf einige wenige Punkte zu beichränten. Ich bin hauptſächlich durt i 
Umftand veranlaßt worden, das Wort zu ergreifen, daß der erfte Herr R 
in freundlicher Weife eines Auffages gedachte, den ich vor einigen 
publicirt habe, deſſen Berbienft aber, wenn er überhaupt ein Verdienſt zu 
bat, ich mwenigftens zum Theil auf andere Schultern abwälzen muß. 

Ih will nur ganz furz erwähnen, daß. ich nicht blos gegen den v= 
verlefenen Antrag des Herm aus Berlin, ſondern auch gegen die Antrür 
Herren Referenten, ſoweit fie auf Staatshülfe geben, mid; einigermaßen |f 
verhalte. Auch nach der Einigung zwiſchen den Referenten, die übrigen 
mit Recht als eine nur theilmeife bezeichnet wurde, gehen diefelben noch ſe 
auseinander und die Vorfchläge ſcheinen mir noch fo wenig ref — 1! 
achtenäwerth ich fehr Vieles darin finde —, daß der Verein Doch wohl fun! 
Zeit für gefommen halten kann, fein Gewicht für diefe Anträge in die Fa 
fchale zu Iegen. Um fo mehr Gewicht fcheint mir gelegt werben zu mie 
Das, mas durch Privatthätigfeit gefhehen kann, und da möchte ich noch, & 
zu dem eigentlichen Punkte komme, den ich fchon andeutete, noch im Borken 
einer Einrichtung gedenken, die ſich, ſoviel ich Davon gehört babe, reht 1 
reich zur bewähren fcheint, ich meine die Ausftellungen von Lehrlingsarbeiten F 
man fie feit einiger Zeit u. a. in Münden eingeführt bat. 

Der Auflag, der vorhin erwähnt wurde, verdankt feine Entſtehung Te 
dem Borgange. Es fand vor ca. 21/, Jahren in Leipzig der Schuhmaden 
ftatt. Es war zu diefem Zwecke ein Local-Eomite gebildet und ih pure :$ 
dieſem Comite eingeladen, an den mannigfachen Vorberathungen Theil zu ndr 
Das Comits hatte unter Anderem auch die Aufgabe, einen ſogenannten rt 
contract für das Lehrlingsverhältnig aufzuftellen. Meine Herren! Sie W 
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in großes Gewicht gelegt auf die fchriftliche Abfaffung des Lehrcontractd. Ich 
zöhte Sie aber darauf aufmerkſam machen, daß, wenn Sie nicht zugleich den 
rofienden Inhalt für vielen Vertrag finden, die bloße ſchrif tliche Form Ihnen 
khr wenig nügen wird. &8 haben ja viele Innungen bereits autographirte und 
gedruckte Lehrverträge. Wen fie biefe aber anjehen, jo werden Sie finden, daß 
drin zwar von ben Pflichten des Lehrlings einige Allgemeine ſteht, von den 
Fichten des Lehrherrn aber faft gar nicht die Rede tft und daß die Verträge 
noh weit davon entfernt find, Klarheit über das Verhältniß berzuftellen. Die 
grogen Uebelflände im Lehrlingsweſen und namentlich der oft beflagte Umftand, 
daß die Lehrlinge fo Häufig aus der Lehre entlaufen, bevor fie noch ihren Zwed, 
etwas zu lernen, erreicht Haben, diefer große Uebelſtand fcheint mir ganz weſent⸗ 
ib bervorzugehen aus der Unklarheit des Verhältniſſes; daraus, daß die Leiſtung 
und Gegenleiftung nicht auseinander gehalten, fondern in Bauſch und Bogen 
gegen einander aufgerechnet werben. Da aber der Lehrling im Anfange mejent- 
lich mr empfängt, fpäter dagegen mehr die Stellung eines Gehülfen einninmt, 
fo erſcheint ihm das Entlaufen als em Borthel. 

Ih will über den Inhalt dieſes Lehreontracte8 mir erlauben. Ihnen Einiges 
mitzutheilen. Dem Bertrag follte am Schluß ein Auszug aus den einfchlagen- 
den Beſtimmungen der Gemwerbe-Gefetgebung beigefügt werben. In dem von 
md entworfenen Bertrage ’) hatten wir nun die Pflichten des Lehrherrn genauer 
angegeben, namentlich war barın gejagt, daß der Lehrberr ſich verpflichtet Bat, 
dem Lehrling die nothwendige Zeit zu laſſen zum Beſuch einer Fortbildungs⸗ 
ſchule oder ähnlicher Anftalten. Ferner war auf die Nothwendigkeit der Probe» 
zit bingemiefen. Wir hatten, wenn ich mich recht erinnere, eine vierwöchentliche 
Probezeit als Norm angefett, nad deren Ablauf erit das Bertragsverhältniß 
bindend werben follte. Ferner hatten wir die Zeit der Lehre offen gelaffen. Auf 
dieſen Punkt muß man ein ganz wejentlihes Gewicht legen. Das Lehrlinge: 
rerhältniß krankt fehr oft an dem Umftand, daß eine zu lange Lehrzeit aus⸗ 
bedumgen iſt, viel länger, als nothwendig ift, damit der Lehrling das Handwerk 
gründlich erlernen kann. Und namentlich glaubte das Comite, daß die Lehrzeit 
weſentlich abgekürzt werben fünnte in dem Falle, wenn der Lehrling bereit eine 
größere allgemeine Bildung in die Lehre mitbringt, wenn er 3. B. bis ins 
16. Jahr bereits Schulunterricht genoſſen bat. 

Nun aber zur Nothwendigkeit der Klarſtellung des rechtlichen Verhältnifſes. 
der Herr Aeferent Dr. Brindmann hat Ihnen ſchon gejagt, daß unfere 
Arbeit im welentlichen darauf hinausliefe, durch beiderfeitige Rechnung dieſes 
Lerhältniß Mar zu ftellen. Ich muß Ihnen jedoch auch bie Elemente diefer 
Rehnumg noch mittbeilen. Es war vorausgeſetzt, daß der Lehrling im Hauſe 
des Arbeitgebers Wohrang und Koft Habe, wie died im Schuhmadjergemerbe 
wohl meift noch üblich ift. ALS weientliches Stüd erichien un® ferner die Teft- 
ung eines Lehrgeldes. Da mußten wir und num freilic fagen, daß der Lehr⸗ 
ing, reſp. feine Eltern oder der Bormund, in den wenigften Fällen in der Lage 
ft, ein Lehrgeld fofort beim Eintritt in die Lehre zu bezahlen. Deshalb wurde 
die Geſtundung deſſelben in Ausſicht genommen. Ferner follte der Lehrling eine 
angemeflene Vergütung dafür zahlen, daß er Koft und Wohnung empfing; dieſe 
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wird natürlich nach den Verbältnifien verichteven zu bemeſſen fein. Auf ver ar 
deren Seite aber follte er erhalten einen allmälig wachſeuden Lohn. Es m 
Da, wenn ich mich recht erinnere, gelagt: der Lohn foll nach Ablauf des ri 
Lehrjahres mindeftend !/, des durchſchnittlichen Geſellenlohns betragen, nad & 
lauf deö zweiten mindeſtens 2/,. E86 war aber zugleih in Ausſicht genommm, 
daß, wenn der Lehrling fich fleikig und gut betrüge, der Lohn noch erhöht me 
den würde. : Das find hauptſächlich die Poſten, aus denen ſich bie Rechnung w 
fammenjette. Sie werden daraus erfehen, daß im Anfang die Yorderum a 
Seiten des Lehrheren größer ift, aber allmälig fi abmindert und zulet cı 
leicht noch ein Guthaben des Lehrlings heraustommt. Bon feinem Berl 
aber follte der Lehrling nur fo viel ausbezahlt bekommen, als er nothmeg 
braucht. In der Hauptſache follte dies Geld bei einer Sparcaffe angelegt wer | 
Auf diefe Weile follte der Lebrherr zugleich eine Art von Caution in der Sf 
haben, fall der Lehrling in umgerechtfertigter Weife ihn verlieke. 

Ich kann num nicht zugeben, was ber Herr Referent gefagt hat, tef 
Folge der Abrechnung der Lehrling den Beitpunft leicht herausfinden küuz:, 
dem es für ihn vortheilhaft fei, die Lehre zu verlaffen. Im Gegentheil, nad 
die Elemente der Rechnung richtig find, kann diefer Zeitpunkt eigentlich niczal 
eintreten. Es ift dann in jedem Augenblid Tlar, wie viel der Lehrhert note 
den Lehrling zu fordern bat. Es ſoll vierteljährlic, abgerechnet werben. Der 
herr kann alfo, mag der Lehrling zu irgend welcher Zeit die Lehre walk“, 
immer durch das Buch bemweilen: fo viel bift du mir ſchuldig. Und wan u 
zugegeben ift, daß eine foldye Forderung in manden, in vielen Fällen vı 
nicht einzuflagen fein wird, fo darf man doch den moraliſchen Eindrud 
unterihägen, den die Klarheit folder Forderung bat. Zugleich glaubte : 
auf diefe Weiſe noch den Vortheil zu erreichen, daß dem Lehrling durch Zr 
far würde, wie er bet Fleiß und Arbeitfamleit einen immer wachlenden % 
als Spareinlage erhielt. Ich will zum Schluß nur noch mittheilen, daf, ! 
bem diefer Contract fertig war, der Obermeifter der Schuhmacherinnung, der 
dahin abgehalten geweien war, den Verhandlungen beizumohnen, in der 
Sigung noch zugegen war, und daß er feine große Befriedigung ausipras 
Das, was er hörte, und fagte: Weine Herren! etwas ganz Wehnliches, wie 
da vorjchlagen, habe ich bereits feit ungefähr 50 Jahren (e8 war das cu 
alter Herr) bei mir praktiſch durchgeführt und kann Ihnen jagen, in dien 
Jahren iſt mir kein Lehrling aus der Lehre gegangen. 


I. Schulze (zur Geihäftsorbnung): Wir haben vorhin den heil 
Beſchluß gefaßt, eine Abenpfigung zu halten, und ich glaube, das werden 
Beute Abend in rebliher Weiſe durchführen. Nunmehr Haben mir 4 
1/10 bis 4,4 Uhr getagt, es find noch einige Stunden Tag, ich glaube, w 
fönnten mit gutem Gewiſſen und jet bei der fchön gewordenen Witterung c 
Meine Erquidung fchaffen und eimen Eleinen Spaziergang machen. 


Prof. Held: So gerne ich ſelbſt fpazieren ginge, möchte id; doch Kim 
biefen Antrag nicht anzunehmen. Wenn wir jest bie Berathung unterbrete 
entfteht eine Ungleichheit zwilchen den Rednern, die in ber Abendfigung, 8 
denen, die vorher gefprochen haben. Auch haben wir für die Abenbfigung <:" 


Debatte. 157 


pa dur das Cchlußwort ver Referenten und die Debatte über Geſchäfté⸗ 
deung, d. 5. Art und Weile der Abflimmung, die, nach der Analogie der 
kriahre zu urtbeilen, nicht kurz ausfallen wird. 


Prof. Dr. Naſſe: Ich mache darauf aufmerffam, daß noch acht Redner 
tragen find jegt ſchon; wenn diefe acht Redner heute Abend fprechen umd die 
a Referenten das Schlußmwort heute Abend haben follen, dazu noch die Fülle 
e Abftummungen über die vielen Anträge kommt, dann werden wir heute bis 
Im die Mitternacht hinein figen müſſen. 


3. Schulze (Mainz): Ich befehränfe meinen Antrag dahin, daß noch zwei 
iner ſprechen follen. 


Borf. Prof. Dr. Naffe: Ich Hatte von vomberein gelagt, daß ich den 
iichlag machen wollte, etwa !/,5 Uhr abzubrechen. Es würde vielleicht 
tig ſein, das auf 4 Uhr feftzufegen. Ich bringe alſo den Schulze'ſchen Ans 


z zur Abſtimmung. 
(Wird abgelehnt.) 
Jh werde mir aljo erlauben, um 4 Uhr noch einmal zu fragen, ob ber 
ig genehmigt wird. 


Dr. Bücher: Meine Herren! Ste haben wohl aus der Verlefung meiner 
tige durch den Prälidenten erfehen, daß ich die Lehrlingsfrage von einem 
entlich anderen Standpunkte auffaffe, als die übrigen Herren, die heute 
: geiprochen haben. 

Meiner Auficht nach ift dic Lehrlingefrage, wie ſchon das Wort Lehrling 
', eine weſentlich pädagogiiche Frage, . nicht eine Intereflenfrage etwa ber 
xitgeber oder im Allgemeinen ber Induſtrie, auch nicht, wie es wohl ge- 
men bat nad) den Ausführungen der Herren Referenten, eine polizeiliche 
waltungsfrage. Ich frage mich dabei zuerft: was haben wir zu tbun, um 
Lehrling zu einem grümblich ausgebildeten Handwerker zu maden; was 
en wir zu thun, um ihn zu einem Manne zu machen, der den wirth⸗ 
Htlihen Kämpfen des Lebens gewachien ift; was haben wir zu thun, um ihn 
enem tüchtigen, möglihft felbfländigen Stactöblirger zu machen? Wir haben 
ccherlei lagen heute gehört über die Zuchtlofigkeit im Lehrlingsweſen, über 
Sucht der Meifter, die Lehrlinge auszubenten. Ich will die einzelnen 
Er nicht wiederholen; Cie haben gefehen, daß hier das volljtändige Chaos 
Vcht. 

Meiner Anſicht nach kann man dem gegenüber nur durch organiſatoriſche 
ahregeln vorgehen, nicht etwa durch einzelne kleine Zwangsmittel, die nur die 
iellen einzelner Mißſtände, vielleicht auch nur auf Augenblide, verftopfen 
Ten, und denen gegenüber fich die VBerhältniffe des vielgeftaltigen Lebens doch 
tiger erweifen wilrden. Viele der Herren bliden dabei nad rückwärts auf 
5 Zunftwefen und meinen, e8 fei vielleicht im Mittelalter das Lehrlingsweſen 
fterhaft geordnet geweſen. Ich bin durchaus nicht der Anfiht. Die alten 
nfte mußten wohl, warum fie nım eine Meifterpräfung feftftellten und nicht 
ellenprüfung. Im alten Zunftwefen wurde der Lehrling als das Laftthier 


Kleingewerbe. Wenn Sie alſo wirffjame Vorſchriften A 


158 | Lehrlingbweien. 


des Hauſes betrachtet, als ber Spielball der Laune ber Gefellen; tie gm 
liche Ausbildung, die er während feiner Lehrjahre erlangte, war ungem 
gering: immer mußte er fie erſt fpäter zu erwerben fischen währen im 
Wander und Gefelleniabre: und daß er fie damals nachträglich erwe 
fonnte, heute aber nicht, darin ift meiner Anficht nach der Hauptunteri 
zwilchen dem bamaligen Zuftand des Gewerbes und bem heutigen zu ſuchen I 
er fie als Lehrling nicht enwirbt, das haben wir ja gehört; daß er fie ke 
auch als Gefelle nicht mehr erwerben kann, liegt in der ganzen Weiſe ui 
Production. 

Meine Herren! Die Arbeitstheilung ift ſchon fehr tief hinabgeſtiegen ind 

ber Lehrlingẽbido 

geben wollen, fei es nun für freiwillige Beobachtung, ſei es für geſesg 
Maßregeln, jo müflen Ste doch vorher die einzelnen Gewerbe einmal 
fpecialifiven und fih fragen: Wo ift die Arbeitötheilung wirklih in fab 
mäßiger Weife durchgebilvet, wo haben wir wirflih in der alten Weile noch 
Kleinhandwert? Es wide aljo eine Enquöte zu veranftalten fein, de 
feftftellte, welche Gewerbözweige bei uns rein fabritmäßig betrieben werben, 
welden andern Gewerben das Handwerk den Todeskampf kämpft gegen ! 
FSabrikinduftrie, und endlich dann, welde Handwerle denn auch für die je 
Ausfiht haben, als Kleingewerbe betrieben zu werden. Ich glaube, Sie m 
finden, daß die Anzahl der Legteren ziemlich gering tft. 

Ein zweiter Grund, weshalb weder in der Lebrlingäzeit, noch in 
ipäteren Gefellenzeit heute eine Ausbildung des Lehrlinge möglich ift, in 
maſſenhafte Concurrenz und ihre Wirkungen auf den technifchen Gewerbeben 
In der Zunftzeit geftattete ınan dem Gefellen, ein Stüd gründlich zu ar 
nach allen Seiten fih die Sache zu überlegen. Heute find wir nidt me: 
der Lage, dem Ürbeiter Zeit zu geftatten; wir müſſen ſchnell arbeiten, & 
mäffen, um die Concurrenz zu beitehen, arbeiten mit fchlechten und darum Mi 
Materialien, mit niedrig gelohnten und barum ſchlechten Arbeitökräften. 3: 
fommt die geringe Leiftungsfähigkeit unferer Inbuftrie, daher kommen bie & 
itber die verminderte Concurrenzfähigkeit unferer Producte auf dem Weltn 
Man fucht zu Sparen, wo nicht zu ſparen if. Sch glaube, dieſe beiden Er⸗ 
die Arbeitstheilung ımb dann die Raſchheit und Flüchtigkeit, die allgeman 
Arbeitsbetrieb in den Werkftätten herrſcht, hindert durchaus eine Ausbil ? 
Lehrlings während feiner Lehrzeit, und hindert aud, daß er, was früher mi 
war, während der Gejellenzeit fidy noch auöbilvete. Der Lehrling wird ala 
betrachtet von Seiten des Meifterd als ein jugendlicher Arbeiter. Dis IM 
wir und nun einmal nicht verhehlen. Die Meifter geben der Sade ana = 
prägnanten Ausdruck dadurch, daß fie dem Lehrlinge Koſtgeld zahlen. 36 
Gelegenheit gehabt, bei ber letzten Reichsenquete im einem Kreiſe befrai 
Fachleute den Verhandlungen beizumohnen, und da begegnete es mir, Dak % 
Beendigung der Verhandlungen mehrere Meifter zulammen ſehr heftig 
darüber unterhielten, und Einer der Uebrigen die frage flellte: Würdet Jbr = 
acht Tage einen Lehrling Kalten und bezahlen, wenn Ihr nidt in ben: 
Tagen ſchon fo viel Nugen von ihm zöget, wie Ihr ihm geben müßt? 2° 
ift die Anfchauungsweife, von Anfang an den Lehrling zu betrachten möt : 
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Licling, als emen Menſchen, der etwas lernen will, dem man die Pflicht Hat 
mod zu lehren, jondern als Dienfchen, den man ausnutzen will 

Diefe Mißſtände, die in der Arbeitsteilung und der Concurrenz det 
ind, müflen uns darauf führen, daß mir anerfeımen: es tft überhaupt bei dem 
eatigen Gewerbebetrieb gar nicht mehr möglich, daß der Lehrling in richtiger 
m zwedentfprechender Weile ausgebildet werde. Wir müflen prinzipiell die 
Anbidung der Lehrlinge trennen von der Praxis der Werkflätte, und für bie 
Isbildung der Lehrlinge befondere Organe ſchaffen, und biefe Organe babe 
& dem verfucdht, in meinen Anträgen zu ſtizziren. Ich verlange nicht, daß 
uch beſondere Beichläfle etwa der Geſetzgebung empfohlen werben follte, gleich 
ı derartigen Reformen vorzugehen, ich wünfchte nım anerkannt zu fehen, daß 
e Verfammlung mit mir darin übereinfiimmt, daß unter ber heutigen 
koductiongweife eine richtige Ausbildung der Lehrlinge nicht mehr möglich tft. 
Senden Sie alle die Zwangsmittel an, die Ihnen vorgeführt worden find, 
enden Sie obligatorilchen Seugniigwang, ja ſelbſt Prüfungen an, wer garantirt 
huen dafür, daß, wenn der Lehrling nun wirklich feine Zeit ausgehalten bat, 
i er wirflich etwas gelernt hat? Prof. Brentano bat uns berichtet in 
mm Gutachten über die Maßregeln, welche englifche Gewerkvereine ergriffen 
aben, um die Zahl der Lehrlinge zu beſchränken und andererfeits fie zum Aushalten 
2 Lehrzeit zu zwingen. Ich möchte die Herren, die mit ben engliſchen Ver⸗ 
Unfien befannt find, fragen: iſt dadurch die Ausbildung der Gehülfen beſſer 
axtden, daß fie Die Lehrzeit außgehalten haben? Haben die Maßregeln viel- 
verhindert, daß nicht einzelne Arbeitgeber Doch die Lehrlinge ausgebeutet 
ihen für Einzelverrichtungen, die ihnen in wenig Tagen beigebracht werben’ 
anten? daß fie etwa Die ganze Zeit ihrer Lehre blos Schrauben ober 
tuttern ober fonft etwas fabriciren ließen? 

Ich glaube, daß man faum dem Einfluß der Gewerkvereine in dieſer Hin- 
ht ein gunſtiges Zeugniß würde geben können. Meine Anträge fließen fich 
g.an die zwei Outachten an, im denen Ihnen eine Löſung der Lehrlingsfrage 
 praftifchen Sinne gegeben wird. 


Borf. Prof. Dr Naffe: Ich bedauere, den Herm Rebner unterbrechen 
lan Ih muß die VBerfamming fragen, ob fie denfelben nocd weiter 
will, 


Es iſt die Majorität. 


Dr. Bücher: Es find die Gutachten der Herren Meſſner und König. 
it beiden Herren haben gezeigt, wie durch engen Anſchluß eines planmäßig 
leiteten Fachſchulweſens an die tägliche Arbeit der Fabrik das Lehrlingsmelen 
oronet werben Tann. 

Ich verlange in meinen Thefen, um biefe nur kurz zu begründen, daß vor 
em auf eine gründliche Reformation der Volksſchule gebrungen werde. Die 
Atungen der Volksſchule find jett zum Erbarmen gering. Man bat eine ge- 
altige Agitation eröffnet, um den Fortbildungsfchulen größeren Raum bei ung 
ı verihaffen. Dean will fie obligatorifh machen. Diefe Fortbildungsichulen 
achte ich vom päbagogifchen Standpunkte aus vollfländig als Nonſens. Sie 
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haben Teine beftunmten Anforderungen, die fie am ben Lehrer flellen kam 
feine beftinnmte Lehrerzahl, keinen beftimmten Unterrichtplan. Ich habe be 
eine der Preiöichriften, die durch Beranlaffung deö befannten Hagener Fabriler⸗ 
Funke verfaßt morben find. Der Berfaffer flellt Alles das zujammen, was m 
dem in eine Fortbildungsſchule aufzunebmenren Lehrling gefordert were 
fönnte, was die Volksſchule alfo höchſtens leiſtet; — es iſt da von preußiſhe 
Verhältniſſen die Rede — , es ſolle auf Screibfertigfeit geſehen werden 
frei iſt von groben orthographiſchen Fehlern, auf Uebungen in Anwendung x 
Grundrechnungsarten mit ganzen und ‚gebrochenen Zahlen und Aehnliches 
Meine Herrn! Daß in einem folgen Buche offen geftanden werden tar 
die Volksſchule iſt wicht im Stande, das Boll fo auszubilden, wie & fir 
Leben ausgerüftet werben follte, jelbft in den unterſten Ständen, das ift Lä 
enswerth. Das Vorbild der Lehrer ift hier ſchon eim höchſt Mlägliches. 
babe neulich gelefen, daß ein Lehrer in einem größeren Orte in emem Be 
fieben orthographiſche Fehler gemacht hatte. Derartiges könnte ich Ihnen 
meiner Erfahrung zu Dutzenden mittbeilm. Ich babe oft gefehen, wi « 
Anderer fi) von einem Mathematicus ganz einfache Regelvetriaufgaben erflit 
ließ. Ich Habe es erlebt, daß ein Dann, der fiir das Lehrcandidatenam 
vorbereitet werden follte, nicht die allgemeinfte Kenntniß der deutfchen Crami: 
3. B. Fähigkeit Das Adjectiv vom Warticip, das Subject vom Präme: 
unterſcheiden. hatte. Und eine folche Lehrergeſellſchaft Toll geeignet fein, 
Bolt heranzuziehen ?! Ich bezweifle das. Ich babe deshalb Die Erhöhmg 
Lehrziel® verlangt. Dies kam nur erreicht werben: 1. durch beffere Yeh: 





‘2. durch Herabjegung der in einer Schule gleichzeitig zu unterrichtenden SE 


auf die Hälfte des jetzt gewöhnlichen Maßes. Jetzt werben gewöhnlih 
Schüler von einem Lehrer unterrichtet. Herr König bat audeinandernkr 
daß das fchlechterdingd verderblich iſt. Die Zahl 40 iſt Die Höchfle, wi: 
gelaofien werden Tann. Dann babe ih mit Herm König m © 
Brandes zu befürworten die Ausdehnung der Schulpflicht bis aufs 15. : 
Die Knaben find mit dem 14. Jahre nicht veif, in einen wirklichen Beni 
eine fonftige Lebensthätigkeit überzugehen, die fchon ganz beftimmte 37 
derungen an fie ſtellt. Sodann verlange ich enge an die Praxis der Weis 
fi anfchliegende Hülfsichulen mit flaatliher Subvention. . 
Ich verlange,, daß dem Lehrlinge für das, mas er jeden Tag pral’ 
lernt, in diefer Schule die höheren theoretiichen Geſichtspunkte und Geſede — 
boten werben. Uud ich glaube, wir müſſen zugefteen, wie das auch m- 
franzöfifchen Nationalverfammlung neulich ausgeſprochen wurde bei Gelegenheit * 
Beratbung de Gewerbegeſetzes, das ganze gewerbliche Bildungsweſen iſt em 5“ 
des öffentlichen Unterrichts. Wenn Eie mir erwidern follten, daß vie prof 
Ausführung bier große Schwierigkeiten haben wire, fo kann ich Sie nur dar“ 
hinweiſen, daß das Gewerbe felbit ſchon vielfah darauf gekommen "| 
26 nenne bier die Töpferfchule in Pe. Im Berlin ift eine Bäderkdul: 
usficht. \ 
Sodann fchlage ich vor die Einrichtung von Lehrlingswerkflätten. 2° 
denfe ich mir von den Lehrlingen etwa im legten halben Jahre ber Lehr? 
jucht. Tuchtige Praktiker wilden biefelbe zu leiten haben. Es würden IN 
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we wir diefe Erfahrung ſchon gemacht Haben, Unternehmer finden, vie biefeß 
Incrative Geſchaͤft übernehmen würden. 

Mit diefen beiden Einrichtungen möchte ich in derfelben Weife, wie Herr 
König e8 ausgeführt hat, die Lehrlingscafien in Verbindung bringen. Es 
mich dabei ein ähnlicher Gedanke geleitet, wie ihn vorhin Dr. Genſel entwidelt 
bat, nämlich, daß man dem Lehrlinge zumutben ſoll, daß er fich bewußt werbe, 
er habe für die Lehre etwas Beftimmtes zu bezahlen. Wird der Lehrling, wie 
ich das verlange, gemäß den Zeitverbältnifien als jugendlicher Arbeiter erflärt, 
der einen beſtimmten Lohn bezieht, fo kann er von diefem Lohne einen fleinen 
Betrag, etwa wöchentlich 10 oder 20 Pfennige abgeben. Daraus läßt ſich eine 
Kafle bilden, die in enge Berbindung mit der Schule gebradt wird. Ein 
Theil der Einnahme würde als Schulgeld zu betrachten fein, der antere 
Theil würde dem Lehrlinge gutgefchrieben und nach Vollendung der Lehre aus⸗ 
ghändigt werben. 


Vorſ. Dr. Naſſe: Ich glaube den Herrn Redner nochmals unterbrechen 
zu müſſen und muß die Berfammlung nochmals fragen, ob fie dem Herrn 
Redner weiter Dad Wort geftatten will. 


Es iſt die Minorität. Ich bedaure ſehr, dad Wort nicht länger ertheilen 
u können. 


Carl Roth (Chemnig): Meine Herren! Ich werde nur jehr kurze Zeit 
in Anfpruch nehmen. Ich babe mich gefreut, daß die den Herren Referenten 
folgenden Redner vielfach bereits ihre Entgegnungen gegen die von dem Herm 
aus Hamburg vorgefchlagenen Innungen ausgeſprochen haben, ih habe mid 
nomentlich gefreut, daß von der einen Seite ſtark betont worden ift, daß die 
Innungen ſehr fchwer fih da ausführen Iaffen wilrden, wo wir mit der Haus- 
mduftrie zu thun haben. Ich fee hinzu, daß nach meinem Eindrud von dem 
Vorihlag der bezüglichen Innungen mir die Idee gelommen ift, daß man fidh 
kiten der Herren Ipeenfafler nur noch zu fehr mit dem Gewerbe beichäftigt 
babe und nicht mit der Großinduftrie in ihren großen Schwankungen, für welche 
tolde Innungen viel fchwerer paffen dürften. Gewundert babe ich mich, daß 
von mehreren Seiten gegen die Fortbildungsſchulen foldye Lanzen gebrochen 
worden find. Ich Laffe mit mir handeln, ob ich die Fortbildungsſchule oder 
die Fachſchule als geeignet auffaflen fol, die lückenhafte Ausbildung des jungen 
Mannes weiter fortzuführen. Ich beicheide mich fehr gerne, wenn gefagt wird, 
die Fachſchulen find in vielen Gewerben vielleicht nicht durchzuführen. Hier aber 
müßte dann die Volksſchule in ihre Rechte eintreten. Uebrigens denke ich mir 
nah dem Vorgang der Induftrie, der ich bisher angehört habe und die eine 
Fachſchule errichtet hat aus den Mitteln der Fabrikanten, felbft unterftägt von 
Seiten der Regierung, daß die Fachſchule nicht fo einfeitig aufgefaßt werben 
jollte, daß fie blos eine Fachſchule im Sinne des ihr angehörenden Faches ift, 
ſondern daß fie gleichzeitig mit Fortführung des allgemeinen Unterrichts betraut 
an jol — und damit komme ich auf den eigentlichen Kern in meiner Ent- 
gegnung. 

Nach meinen Begriffen zeigt die Erfahrung, daß der junge Mann, der in 

Schriften XI. — Berbanblungen 1875. 11 
























162 Lehrlingsweſen. 


die Lehre übertritt, ſich frei fühlt wie der Vogel in ver Luft, md ſich za 
feine Ausbildung betrifft, den Kuckuk kummert. Diefe Lüde feines guten Bılad 
zu ergänzen ift e8, was nach meinem Begriff die Wortbildnngsichule ale ı 
Stande ift zu vollbringen. Im Königreich Sachſen, dem ich durch meine u 
lung angehöre, ift die Fortbildungsſchule obligatorifch eingeführt: ich bin ın % 
glüdlichen Rage, für diefelbe eine Lanze bredien zu können. Es ift zwiſchen ke 
verftorbenen Dr. Leibing und andern Nationaldconomen vor einigen ae 
bereit8 über das Thema eine Debatte gepflogen worden, ich glaube, tm ‚Nee 
Reh“. Da iſt namentlih von dem Gegner des Dr. Leibing es uke 
ſprochen worden, daß dur die Fortbildungsichulen den einzelnen Comm ; 
viele Opfer auferlegt wilrden, daß die Mittel dafür vielfach nicht aufn; 
wären. Das feten unabweisbare Schwierigkeiten. Nun, wir im Kiönigm 
Sachſen — und die übrigen Stämme Deutichlands ftehen auf demſelben Tex 
— wir in Chemnig ftehen auf dem Standpunkt, daß, wenn wir nah # 
Richtungen Hin unfern Gelobeutel fehr ungern öffnen, um ihn für vielfa 1 
ſprüche zu benugen, wir doch, was die Schulbildung unferes Volles anben 
fo thun al8 ob wir die reichften Leute von der Welt wären. Und vos 
mid darauf, dem geehrten Herrn Vorredner zu jagen, Daß man in Bau a 
die Voltsihulen wohl nicht ganz fo ftreng urtheilen darf. In meiner id 
ſtadt Chemnitz haben wir beifpielöweife ein für alle Mal den Cap kit; 
daß in den Claſſen unferer Voltsichnle nicht mehr ald 36 Kinder fen tü 
Nun glaube ih, daß mit dem ſächſiſchen Schulziel und bei der Belegun 
36 Kindern in der Claſſe, bei durchſchnittlich nicht allzu ungünſtigen Ari 
der Kinder wohl eine leidliche Echulbildung, wie fie der Staat beratix 
in engen Grenzen von feinen einzelnen Mitgliedern zu fordern, erzielt 
kann. 

Ich babe dann zu dem was Hr. Genſel ſchon angeführt Hat in Bew: 
München, zuzufügen, daß man in Chemnig, wo man Prüfungen für um 
bält, bereitd daran gegangen ift, Lehrlingsarbeitenaußftellungen einzuführen. 
zwar mit Ertbeilung von Prämien. Die Herren Werkmeifter wollen willen. 
diefe Lehrlingsarbeitenausftellung wejentlich beiträgt, die Liebe des Lehrlin 
feinem Handwerke zu heben. 

Schließlich möchte ich noch Eines anfügen in Bezug auf Die Jurt 
Wenn meine Anſicht richtig ft, jo geht ein fchlimmer Hang durch die teil 
Induftrie, der fie mehr und mehr von dem Weltmarkt zu verdrängen x 
ift: Das ift Das allgemeine Streben nach der Berbilligung unferer Fre 
In ter engliſchen Production fehr vieler mir befannter Artikel ıft man ı 
bedacht, möglichft die Waare beffer zu maden innerhalb der Grenzen, 1 
jedem Fabrikanten gegeben find; wir in Deutfchland haben im Allgemein 
fucht, den Weltmarkt dadurch zu beberrihen, daß wir die Waare immer m 
verbilligen; und das weiß jeder Fabrikant, je billiger die Arbeiten ſind, 24 
er liefert, deſto weniger ift eine Repartition der Speſen möglich. (Sehr mit 
Wir haben uns in Deutichland auf eine fehr abſchüſſige Bahn begeben. & 
ift vorgefommen, daß bei diefer Verbilligung der deutichen Producte ſchlic 
das Product gar nicht mehr eriftirte. Ich weiß, daß man ın Meeram: ! 
Glauchau vor vielen Jahren ein hübſches Geld verdiente mit fogenanmter fü 
laine, — Sie kennen den Artikel wohl von Ihren Damen, — die Zar 
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allmälig fo verbilligt worden, daß fie fchließlih pur coton if. Der Artikel 
war fo berumtergeritten, die Arbeiter kamen zurid und die Fabrilanten nicht 
vorwärts 


Nun babe ich noch eine Entgegnung, bie mir fehr ſchwer wird. Herr 
Feliſch hat ſich veranlagt gefehen, mit Emphafe einzutreten für die Wandelung 
zum Beflern, zur Humanität, welche in den Geiftern und Gemüthern der deut⸗ 
ſchen Arbeitgeber vorgegangen fein follte. (Herr Feliſch unterbrechend: der 
dentſchen Baugewerkemeiſter, babe ich gejagt.) Nun, alsdann muß id, ba ich 
in die Wirklichkeit diefer Behauptung feinen Zweifel ſetzen fan, bebauern, für 
die Allgemeinheit der deutfchen Arbeitgeber dies nicht beflätigt zu finden. Im 
Gegentheil, ich glaube, daß e8 auf feinem Gebiet, in feinem Verhältniß fo 
Ihlımm ausfieht wie in der Großinduftrie, zwiſchen Arbeitgebern und -Nehmern. 
Die Selbftfucht der Arbeitgeber bat, wie ich glaube, fo fehr zur Verſchlimme— 
rung unferer heutigen wirtbichaftlicyen Verhältniſſe beigetragen, daß ich ihnen 
Diele herbe Anklage nicht eriparen kann. Daß ich mit meiner Anficht ungefähr 
das Richtige treffe, ſcheint mir aud aus folgender Thatfache bervorzugeben. 
Die ſchwache Arbeit, welche ich zu dem Heft Gutachten geliefert babe, ıft, ehe ich 
bieder fam, in meiner Vaterſtadt Chemnig öffentlich beiprochen worden; bie 
darin fpeciell gegen den Arbeitgeberftand erhobenen Antlagen find aber von keiner 
Seite widerlegt worden. Und ih Tann Sie verfihern, meine Herren, ich bin 
ſchon in Folge meiner foctalpolitifchen und politiſchen Stellung nicht etwa in 
meiner Vaterſtadt ein fo gehäticheltes Kind, daß es nicht fehr Viele gegeben 
bätte, Die mich fehr gerne zur Bank gehauen hätten 

Nun Habe ih zum Schluß bei der Wichtigkeit der uns beichäftigenden 
Frage eine Bitte au das geehrte Büreau. Es gibt Feine Frage, welche uns in 
dieſem Augenblick in Deutichland mehr bewegt, als die vorliegende. Wie wäre 
es denn, meime Herren, wenn wir durch Vermittelung des geehrten Büreaus eine 
populäre Wbfaffung unferer Verhandlungen im Druck erfcheinen Tiefen. Ich 
wirde ſehr gern bereit fein, meined Theils einige hundert Exemplare zu über: 
Basen um fie in meinem Imbuftriebezirt ve, Gewerbebezirk zu verbreiten. 
(Bravo! 


Dr. Blum (Heidelberg): Meine Herren! Wenn ich einen Augenblid aus 
der Stellung beraustrete, die ih mir vorgenommen hatte, hier einzunehmen als 
Zuhörer und Lernender, fo gefchieht e8 nur, um ein paar Kleine Bemerkungen 
zu machen. Ich möchte Ihnen zunächft aus meiner Kenntniß über die Urſache 
des Verfalls des Lehrlingsweſens einige Beobachtungen mittheilen, die ich Durch 
Kenntnignahme der Enquöte in meiner engeren Heimath Baden gemacht gabe. 
Ih babe aus den verfchtevenen Zufammenftellungen entnommen, daß das Lehr⸗ 
Ingsverhältnig um fo unbaltbarer wird, je mehr die fociale Stellung des Lehr- 
lings und des Meifterd, bei dem er in Lehre tritt, verſchieden find. (Sehr 
rihtig!) Im den Heineren Orten, wo der Lehrling der Sohn des Nachbars von 
bem Meiſter ift, bei dem er in die Lehre tritt, da läuft er nicht fort, da ver- 
Händigen ſich die Eltern miteinander, und da nimmt aud der Meifter diejenige 
Rückſicht auf den Lehrling, die er nehmen muß, um ihn auszubilden. Je größer 
der Ort wird, deſto mehr fällt Die Hüdficht weg, defto mehr wird der Lehrling 
außgebeutet, deſto eher Läuft er fort. Beſſer wird es dann wieder in den ganz 
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großen Orten, dort beſteht Stückarbeit; der Arbeiter nimmt ſich oft ſeinen dehr⸗ 
ling als Gebilfen dazu, und indem er den Lehrling anhält, ihm in die Hände 
zu arbeiten, bildet er ihn aus, nimmt ihn zu fich in die Wohnung, der Lehr: 
ling ift wieder Mitglied der Familie des Lehrheren. In Karlsruhe namentlich 
find ſolche Verhältniſſe häufiger bei Möbelfabrifanten; und obgleich der Vertrag 
nicht fchriftlich abgeichloffen wird, fo Läuft ver Lehrling doch micht Davon. Hier⸗ 
aus ergibt ſich wohl, daß eigentlih da8 Band zwiſchen Lehrling und Meiſcer 
im alten Sinne ein gewiſſes Pietätöverhältnig war, was aber durch Bertragi 
formen nicht feftgeftellt werden fonnte und dieſes Pietätsverhältniß hört auf, m 
es Icheint mir, daß dann nothmendig die Rechtöverhältniffe, die an Stelle ts 
fittlichen Verhältniſſes treten, jo feftgeftellt werben müßten, wie Dr. Gene! 
und auseinandergeſetzt hat. 

Die zweite Bemerkung ift gegen die Innungen im Sinne des Gamburzz 
Vorſchlags gerichtet. Meine Herren! Prof. Schönberg bar fchon feine %: 
denen napegen ausgeſprochen. Es trat im Reichstage eine freie Commiſfire 
folder Abgeordneten zufammen, welche fi für das Yebrlingswejen intereflircı, 
und fie hat die Hamburger Vorſchläge einer Prüfung unterworfen; und ich mük: 
Ihnen doch bemerken, daß es den Anfchein hatte, als wenn die Gerichtöbarkit. 
welche, wie mir jcheint, der Kern der Hamburger Borfchläge ift, welche ver 
für die Innungen gefordert wird über ſolche Perſonen, die der Innung mit 
angehören, juriftiich fo unausführbar ift, daß ich glaube, daß dieſer Boriälz; 
wohl nie Ausfiht hat, durchgeführt zu werden. ‘Damit würde dann ein grefe. 
Theil der Hamburger Vorſchläge wohl aud an ſich unausführbar erjdem: 
Es iſt unmöglid, daß die Staatsgewalt einem Privatvereine eine Jurisdicen 
geftattet iiber Nichtangehörige dieſes Vereines. 

Die dritte Bemerkung bezieht ſich auf die Fortbildungsſchulen. Die je: 
bildungsſchule ift in meiner Heimath Baden geletslich eingeführt, und ihr Haar: 
erfolg ift derjenige, Daß, was in der Schule gelernt iſt, in der Zeit, wo M 
Lehrling die erften Anfangsgründe feines Handwerks erlernt, friſch und leben 
erhalten wird, damit nicht paffirt, was fo oft im Leben vorkommt: der jun: 
Mann, der als Knabe, wie er die Schule verließ, vollfommen gut ſchreibe 
konnte, kann e8 nad) 4, 5 Jahren, wenn er es wirklich nöthig bat zu fchreiki. 
nicht mehr. Dann möchte ich Sie noch auf einen andern Gefichtpuntt ar: 
merkſam machen. Sie ſprechen bier fo oft, — und e8 wundert mid das, " 
von allgemeinen Berhältnifien der Schiedögerichte, Bauſchulen, Gewerbeihur. 
Ia, das können Sie durchführen in den großen Städten; aber, meine Hen:. 
ale diefe Verhältniffe, — id will mid; nicht näher Darauf einlafjen, der Fıil. 
entzieht mir, glaube ich, gleich das Wort (Heiterkeit), — alle diefe Verbälut 
find auf dem Lande nicht durchführbar, und ich, der ich Gelegenheit habe, ti 
aufs Land zu kommen, fage Ihnen voraud: die enormen Koften, welche die 
geringfte Verbefferung im Schulweſen macht, werden alle die großen Pläne wr 
eiteln. Wir können frob fein, wenn durch Landesgeſetz in ben reichften Staat: 
Deutſchlands, — und zu denen gehören ja Sachſen und Baden — es mild 
ft, die Fortbildungsichule als Minimum für den weiteren Unterricht einzuführen. 
Ich würde fonft dem, maß einer der Herren Redner über die Leiſtung ber Bel 
ſchule ausführt, ſehr gern zuftimmen, aber meine Renntniffe der Staatefinau“ 
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und Gemeindefinanzen laſſen e8 mir noch auf Iange hinaus unmöglich er- 
feinen, dieſe Sache durchzuführen. (Sehr wahr). 

Die Koften der Einführung der Fortbildungsſchule in Baden find bereits 
jo bedeutend, daß wir Anftand nehmen, den Gemeinden eine größere Verbeſſe⸗ 
rung des Schulmwelens zuzumuthen. Da liegt der Punkt. Am Willen Liegt 
es nicht. 

Wenn Sie nun Die Fortbildungsfhulen en wollen und wänfcden, 
daß die Staaten nad) Maß ihres Reichthums fucceifto in ber Tage wären, fie 

änzuführen, fo bleibt ja noch unbenommen, gleichwie die Bürgerfchule vom 
Beſuch der Vollsſchule befreit, Daneben facultativ den Bejud der Gewerbeſchule, 
der Fachſchule einzuführen in ben reichen Gemeinden. Diejenigen Lehrlinge, 
welhe dieſen befleren und geeigneteren Unterricht in der Gewerbeſchule, ja in der 
Bauſchule, in der Fachſchule genießen, werben ja felbftverftändlich von der obli- 
gatorifchen Boltsfchule befreit. Auf diefe Weiſe fehe ih in der Fortbildungs⸗ 
fhule und in den Gewerbe und Fachſchulen durchaus Teinen Wiberftreit. Ich 
bitte Sie deshalb, die Refolutionen, welde auf Einführung obligatoriicher Fort- 
bildungsſchulen gerichtet find, anzunehmen. (Bravo!) 


Jul. Schulze (Mainz): Meine Herren! Mit Ausnahme des Herm 
Hanptreferenten Dr. Brindmann iſt Bis jegt keine Stimme zu Gunſten der 
Innungen erhoben worden, tim Gegentheil haben mehrere der Herren Rebner 
ih ausdrüdlich gegen biefelben ausgeſprochen. Demgemäß geitatten Sie mir, 
dieſen Punkt jo zu fagen allein einmal in einer furzen Ausführung zu ver: 
bandeln und mid, für denſelben auszufprecen. 

Meine Herren! Man erhebt gegen dieſe Innungen allerhand Bedenken; 
man fagt 3. B., ja fie find auf dem Lande, in kleinen Städten ganz unaus⸗ 
führbar. Das iſt ohne Zweifel richtig, wenn man vorausfegen wollte, es 
müßten für jeden Gewerbebetrieb überall beſondere Innungen geſchaffen werben. 
Dos ſcheint mir aber aus dem Weſen der intendirten Schöpfungen nicht hervor 
—5— Es könnten wohl eine Maſſe verwandter Gewerbebetriebe je nach 

Bedurfniß zufanmengenommen werden, und dann würde ſich wohl auch in 
fleinen Städten und auf dem Lande eine Form finden laſſen, in ber diefe Or⸗ 
gane des gewerblichen Lebens ind Leben gerufen werden könnten. Man fagt 
ferner, die Innungen ſind unanwendbar auf die Großinduſtrie. Das iſt ohne 
Zweifel ein, wie mir ſcheint, ſchwieriger, bedeutſamer Einwand. Aber ich glaube, 
auch hier üßt ſich ein Hilfsmittel finden, ſobald man nur die bisherige Vor⸗ 

lellung, Daß das eventuelle Wahlrecht von Arbeitern zu ſolchen Einrichtungen 
en unbeſchränktes, ein auf ſämmtliche Arbeiter ausgedehntes fein muß, fallen 
st. Es iſt, ich kann das conftatiren, gegenwärtig in weiten Kreiſen die An- 
ſchauung durchgedrungen bei Arbeitgebern und Arbeitnehmern, daß dieſe Be⸗ 
ſtimmungen unſerer gegenwärtigen Gewerbe-Ordnung, unſeres Nieberlafiungs- 
weſens, die gewiſſermaßen jede Schrante beſeitigen, nicht gut gewirkt haben und 
daß hier eine Abänderung nötbig ifl. Sie werden nach nicht Langer Zeit aus 
vielen, vielen Gegenden Petitionen bekommen und werden, wenn Die gegenwärtigen 
Verhaltniſſe ſich noch einige Zeit weiter entwickeln, einen Sturm von Petitionen 
bekommen, die fagen, mit den 2 Jahren Unterflägumgswohnfig fommen wir nicht 
aus, ES wird von vielen Seiten bald Ausdehnung diefer Zeit auf 4 ober 5 
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Jahre verlangt werden. Sagt man nun weiter, nur berjenige, der ben Unter: 
ftützungswohnſitz ſich erworben Hat, hat ein Wahlrecht, dann ſcheint mir doch de 
Schwierigkeit, die z. B. von Herrn Roth erhoben worden iſt, ſich zum Minte- 
ſten ſehr bedeutend zu reduciren. 

Durch Herrn Blum iſt ſodann darauf hingewieſen, daß es unmöglich 
fcheine, den Innungen eine Jurisdiction einzuräumen. Dieſe Unmögligfeit Vermas 
ich nicht einzufehen. Wer den Zwed will, muß aud das Mittel mollen. Car 
wir, daß eine gewerbliche Gericht&barfeit nothwendig ift und gelangen wir zu 
feften Beichlüffen über die Vorausfegungen, unter welden ein Fall den gewerb 
lihen Gerichten unterftellt werben foll, jo vermag ich denn body in ber Thu 
nicht einzufeben, inmwieweit e8 unrecht und unausführbar jein fol, daß wir be 
ftimmte Fälle, in denen Die gewerbliche Jurisdiction ausgeübt werden Toll, der 
betreffenden Organe zumeifen, während wir ja in feiner Weile auf diejenigen 
welche dieſe Borausfegungen nicht zu erfüllen vermögen, fonft einen Zwang aus 
üben. Ich halte das Bier entflehende, theilweile allerdings rechtloſe Berhältst 
nur für ein vorübergehendes. Wenn die Formen, die wir bier im Auge babe, 
fih einmal —* haben werden, dann hoffen wir und ſind wir —— | 
daß bie gegenwärtigen Berhältniffe, wo eine Maſſe von Leuten diefe Boranz | 
fegungen nicht erfüllt vermöge eines nicht gehörig burchgearbeiteten Lebrfinz 
weiens, dann feliner.und immer ſeltner werden und ſchließlich zu einer Aus 
nabme herabfinfen. Bis das der Fall if, müflen wir uns eben in die ir 
annehmlichleiten des Uebergangszuſtandes finden. 

Don jagt andererfeits, es fei feine Ausſicht vorhanden, daß hier ein gus 
Reſultat erreicht werde, denn die früheren Zünfte hätten häufig grobe DEE 
bräuche gezeigt, es fei bei den Meifterprüfungen in fehr ſchlimmer Weiſe tr 
zugegangen. Da fcheint mir aber der Umftand, daß die Arbeiter in un: A 
ſchaffendes Drgan auch aufgenommen find, folde Mißbräuche in bobem Grax 
unmöglih zu maden, weil nicht mehr allein das Standesintereſſe wenice 
Arbeitgeber maßgebend fein foll, wie das früher bei den Zünften der Hall x 
weſen if. Ich gebe indeſſen volllommen zu, daß alle Diefe Formen ebenjoweri 
etwas nügen werden, als alle formen, die wir für das Zuſammenwirken vs 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern fchaffen wollen, wenn nicht eben auch der Ari 
des Zuſammenwirkens auf beiden Seiten einigermaßen da iſt. Ich glaube at 
nad meinen Erfahrungen fagen zu können, ja, e8 ift in ſehr anſehnlichem Um | 
diefer Geift in unſerem Gewerbeweſen vorhanden. 


Bor). Prof. Dr. Naffe: Meine Herren! Es iſt der Antrag auf Fer 
tagung der Situng eingereicht worden. Ich bitte ‘Diejenigen, die für * 
Antrag ſtimmen, die Hand zu erheben. 

Es iſt die große Majorität. 


Mir werden alſo Abends 7 Uhr die Sitzung fortſetzen. 
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Abendfigung. 


Borf. Prof. Dr. Naffe: Ih erlaube mir, meine Herren, Ihnen Mit- 
tbeilung zu machen von den Cooptationen, welche der Ansſchuß in feiner Sigung 
vorgenommen bat. Cooptirt worden find die Herren: 

Prof. Gneift, 
Prof. Dr. Schönberg, 
Dr. Genſel, 
Dr. Brindmann, 
v. Dergen, 
- Löwe⸗Calbe, 
Thiel, 
v. Plener, 
Roth. 

Ich Hoffe, daß Diejenigen von dieſen Herren, welche anweſend find, dem neuen 
Schriftführer ihre Geneigtheit zur Annahme oder ihre Ablehnung zu erflären 
de Güte haben werden. Ich eröffne die Debatte auf’8 Neue und gebe das 
Bort Herm Prof. Dr. Schmoller aus Straßburg. 


. Prof. Schmoller (Straßburg): Meine Herren! Erlauben Sie auch mir 
anıge aphoriftiiche Bemerkungen zu dem Gegenftande unferer heutigen Tages⸗ 
ordnung zu machen. Und erlauben Sie, daß ich zunächſt mit einem Gemein⸗ 
plag das Allgemeine einleite, was ich ſagen möchte. 

Bei jeder Reform muß man den idealen und den praktiſchen Stanbpunft 
unterſcheiden. Der Neformer, welcher das politiihe, das wirtbichaftliche und 
ſociale Leben in andere gefündere Bahnen überführen will, muß, wenn er anders 
die Dinge im großen Style auffaßt, ein ideales Bild ver Zukunft vor ſich haben, 
auf das er Hinarbeitet, er muß mit hiſtoriſchem Blide aus der Vergangenheit 
und aus Der Gegenwart abftrahiren, wohin die geſunde Entwidlung gebt, er 
muß eine Flare Borempfindung für die großen mächtigen Schritte des weltgefchicht« 
lihen Proceſſes haben, an dem er an ſeinem kleinen Theile, an einer fleinen 
Stelle mitarbeitet. Und hiebei ift die fühnfte Phantafie berechtigt, wenn fie nur 
zugleich von faltem Berftanve, von ruhiger Ueberlegimg begleitet if. Daneben 
aber Bat der praftiihe Standpunkt feine volle Berechtigung, der das Mögliche 
erfaßt und das Nächftliegende ergreift, um nicht im Flug nach dein Ideale den 
feften Boden unter den Füßen zu verlieren. Gerade das hiftoriihe Studium 
ſocialpolitiſcher Probleme drängt auch beim Theoretiter die Ueberzeugung, die 
den Prattifer in gutem Sinne des Wortes leitet, in den Vordergrund, daß alle 
Entwicklung in unendlich vielen aber Tleinen Veränderungen fi) vollzieht, daß 
nirgends ein Bruch fattfindet, nirgends ein Sprung möglid ift, daß man über: 
al an’8 Gegebene ſich anſchließen, vieles fucceffiv mit dem rechten Ideal im 

umgeftalten muß, daß man nicht verzagen darf, wenn man Großes er- 
wünjhend, doch immer nur Kleines erreicht. Auch wer Sandlorn nur für 
Sandkorn reiht, freicht, wie der Dichter fagt, doch von der großen Schuld der 
Zeiten fein entſprechend Theil. 
Wollte ih mich nun heute bier auf den erfteren Standpunkt, auf den idealen 
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ftellen, fo würde ich gegenüber den Theſen der Herren Referenten ein or: 
gebrauchen, das bier in diefem Berein und in diefen Räumen ſchon öfters ge 
raucht wurde, ich würde fagen: ich gebe weiter ald Ste. Ich würde mid ;. B 
Einzelnem anjchliegen, was Herr Dr. Bücher gefagt hat (nicht Allen, derm eu: 
Tendenz, die künftige Bildung des Lehrlinge zu einer ganz theoretifchen zu made, 
balte ich nicht für richtig); ich würde ein ganz anderes Volksſchulweſen forderr, 
ich würde fordern, daß in einer Reihe von Induſtrien die Kinderarbeit gem 
verboten, nur die Annahme von Lehrlingen auf Grund beftimmter Lehrvertrg 
geftattet werde; ich würde für allgemeine Einführung von Lehrlingscafien ter: 
ich wiirde fordern, daß das ganze Lehrlingsweſen in Flarer Weite als ein Theil 
des nationalen Erziehungsſyſtems aufgefaßt werde, daß der Staat ſich viel mehr 
als bisher darum fümmere, daß ganz andere Mittel biefür, wie für das gam 
nationale Erziehungsiyftem aufgewendet werben. 

Wenn id trogdem feine anderen Theſen als die der Referenten aufftelle, aut 
nicht einmal Amendements zu den ihrigen einreiche, fo gefchieht e8, weil wir bie 
nur dasjenige der öffentlichen Meinung empfehlen wollen, was vollftändig durd 
gereift, auch fofort durchgeführt werden faun. Wir können ım Moment m / 
jagen: eine Reform des Lehrlingsweſens ift nöthig und diefer und jener Punk | 
biefe oder jene gejegliche Beftimmung, dieſe oder jene Einrihtung unſeres &: | 
ſchäftslebens ift hiezu unerläßlich. 

Das alte Lehrlingswelen war eine einfache klare Inftitution und fort ı 
es jein, weil die Berihievenbeit der Technit, der Arbeitötheilung der line ; 
nehmungsformen in den verichiedenen Gewerben nicht jo groß war, um dt 
eine in der Hauptfache ähnliche gewerblide Erziehung in allen Gewerben zu 
Infien. Das Leben in den verfchiedenen Werkftätten, das Verbältnig des Dreeaite 
zu den ©efellen und Lehrlingen war in ver früheren Zeit fo itbereinftimme: } 
daß einheitliche und gleichmäßige fefte Vertragsformen, fefte Pflichten, fefte Zre: 
ditionen für Das Lehrlingsweſen fich bilden und fo beilfam auf die heranmadient: 
gewerbliche Jugend wirken Tonnten. 

Heute ift Das Alles ander8 geworden; tauſendfach verichieden bat fih de 
gewerbliche Betrieb geftaltet; in vielen Gewerben bilvet ſich die Technik um w$ 
Arbeitötheilung noch heute uud ſtündlich um; wir leben in der größten techaikt: 4 
Revolution, die je die Geſchichte geſehen; die verjchievenften gewerblichen ı: } 
widlungsftufen kommen dicht neben einander in verfchtedenen Gewerben vor m 
jede erforderte eigentlich eine andere Organifation des Lehrlingswelens, mm = | 
Heinen Geſchäften und auf dem Lande iſt noch die alte Werfftatt und Damit de 
Lehrling im alten Sinne und in der alten Art möglich; in den größeren. 
trieben kann eine neue Art des Lehrlingsweſens ſich bilden; die alte aber ift w 
möglich; zunächft ift meift nur Kinderarbeit an die Stelle getreten. 

Und neben diefer Umwälzung in der Technik bat die Umgeftaltung umfrr 
Anſchauungen und Ideen über volkswirthſchaftliche Dinge auflöſend auf das alt 
Lehrlingswelen gewirkt; kurz wir befinden uns nach allen Seiten Bin in em: 
chaotiſchen Gährungeproce in Bezug auf dieſe Trage; noch ift Die Zeit mi 
reif, daß neue fefte Mare Gebilde ſich aus dieſem Proceſſe abkruftallifiren, m 
haben nur dafür zu forgen, daß die richtigen Gedanken diefen Proceß beherrſcher 
daß die ſchlimmſten Mißbräuche befeitigt werben, daß ein allgemeiner Raben 
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feftgeftellt werde, innerhalb deſſen die Neuorganifation fi vollziehe, neue fefte 
Inftitutionen in Bezug auf das Lehrlingsweſen ſich bilden. 

Das iſt aber nöthig. Der wejentlichfte Irrthum der Altern Nationaldconomie, 
des Mancheſterthums, in Bezug auf das Lehrlingsweſen fcheint mir der zu fein, 
daß fie an Stelle einer feften Inſtitution den beliebigen, in jedem einzelnen Fall 
anderd zu geftaltenden PBrivatvertrag ohne beſtimmten Inhalt fegen wollte. 
Ueberlaßt doch — fo hieß es — jedem Vater, der feinen Jungen in einem 
Gewerbe unterbringen will, und jedem Meifter, der einen Lehrling annimmt, was 
fie mit einander ausmachen wollen; fie werden e8 am beften wiffen und ver- 
ſtehen. Ja, auch wenn fie e8 verftünden, fie haben die Zeit nicht dazu, lange 
Berträge in jedem einzelnen Falle darüber zu ſchließen; überdies verftehen die 
ſocialen Claſſen, um die es fich biebei handelt, es taufendfach nicht, und noch 
weniger denken fie an die folgen, an die Zufunft, die für jeden Einzelnen, für 
das ganze Gerverbe, für die ganze Nation fih daran fnüpfen. Ein Herkommen 
bildet fih Doch wieder, aber ftatt vernünftiger Sitte wird Umvernunft, träger 
Egoismus, Zufall die Herrfchaft erringen und e8 entfteht Durch die Formloſigkeit 
und Gleichgültigfeit gegenüber dem Yehrlingsvertrag ein abfolut verwildertes 
vıD verfommene® Lehrlingsweien, eine Auflöfung des Lehrlingsweſens in Kinder 
arbeit. 

Dem gegenüber kann nur eine fefte Inftitution mit feften Traditionen 
helfen, die Die heranwachſende gewerbliche Jugend der unteren und mittleren 
Elafien gleichſam mit feitem Arm erfaßt, die eine ſyſtematiſche Erziehung wieder 
an die Stelle einer Behandlung fest, deren Zweck nur noch möglichſt frühes 
Geldoerdienen für die Eltern und möglichfte Ausnutzung der jugendlichen Arbeits- 
kraft für den Unternehmer zu fein jchien. Der ethiſche Gedanke der Erziehung 
muß im Intereſſe der zufünftigen nationalen Production felbft eingreifen in die 
gegenwärtige Production und fie durch Sitte und Recht jo weit umgeftalten, daß 
de Production einerſeits und die gewerbliche und menfchliche Erziehung anderer= 
ſeits daß beide zu ihrem Rechte kommen. 

Ih Tage, Sitte und Recht haben einzugreifen, um wieder fefte Trabitionen 
un Lehrlingöweſen zu ſchaffen Ich möchte dazu beiläufig einen Gedanken aus- 
ſprechen, ven ich in anderem Zuſammenhang fchon öfter betont Gabe, der mir 
aber auch fpeciell bier von Bedeutung zur fein ſcheint. Es kommt mehr darauf 
an, daß überhaupt eine richtige Organifation des Lehrlingsweſens eintrete, daß 
ein feſtes wirthichaftlich- pädagogifches Inftitut fi) herausbilde, als es darauf 
ankommt, wie Sitte und Recht, wie Einzelträfte und Staat, freie gefellichaftliche 
Thätigfeit und obligatorifcher Zwang bei diefer Bildung concurriven. Nie fol 
das Geſetz, foll der ftaatlihe Zwang etwas herbeiführen, was den Verhältniſſen 
wangemeffen, was verfrüht oder unnatürlich ift; ſtets foll das Geſetz nur aus⸗ 
ſprechen, was die beften und vernünftigften Bürger von felbft thun; ftets ift es 
wimſchenswerth, daß dem Geſetz durch die Sitte vorgearbeitet fer; aber wenn 
das Geſetz im Dielen Schranten fi Hält, fo darf es auch die Inbolenz, bie Träg- 
beit der zäben Maſſe überwinden, fo ift es am Plage, wenn es fih um Maf- 
vegeln Handelt, die voll und erfprießlih nur durchzuführen find, wenn alle Be— 
tbeiligten im entfprechenden Falle gleichmäßig handeln. Die Schriftlichkeit des 
Lehrvertrags und feine Regiftrirung halte ich für ſehr wänfchenswerth und ich 
Iheue nicht davor zurück, das gefeglich auszuſprechen; aber ob wir es geſetzlich 
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verlangen oder nicht, ſofort kann man es doch faum dahin bringen, daß es überel 
gesicht Der Lehrling fol nicht über 10 Stunden täglid arbeiten; ob man 
ſofort gefeglih ausſprechen ſoll, ift für mid eine offene Frage, wie 

* ob man einen gefeglichen Zwang zur Schaffing und zum Beſuch von Fou⸗ 
Bilbumgsfepulen für das ganze deutſche Reich, vor Allem auch für daS yplatır 
Land jet ſchon flatuiren foll. 

Ich wünſche, Daß der Bruch des Lehrlingsvertrags geſetzlich umter Strak 
geſtellt werde und ich kann dabei nicht umhin, die kleine perſönliche 
zu conſtatiren, daß ich in den Gutachten über Contractbruch im vorigen daba 
zuerſt dieſen Unterſchied machte; ich verwarf da die Strafe des Contractbrudes 
für Erwachſene, verlangte fie aber für Lehrlinge, fand damals aber wenig Yer 
fall damit; Dannenberg z. B. verhöhnte mich über Dieje angebliche Inconſequez 
heute ift man ziemlich allgemein dieſer Anſicht. Auch eine Beſtrafung des Cee⸗ 
tractbruches der Lehrlinge Läßt fi) übrigens durch weitumfaſſende Privatotgan 
fation erreichen und wer den Boluntarigmud um jeden Preis vertheidigt, wıra 
verlangen, daß kein Geſetz daritber erlaſſen werde, ſondern Unternehmerverbãnd 
ſich das Wort geben, jeden durchgegangenen Lehrling für immer von ihrem Ce 
werbe auszuſchließen. Aber der —A8 zwiſchen einer ſolchen Brivatorass: 
ſafion und einem ſtaatlichen Zwange iſt Taum mehr erfindbar. Wo ſolche & 
bände exiſtiren, iſt der Einzelne eben nicht mehr frei in ſeinem Danbeln. 

Ich will mit all dein den Unterſchied zwiſchen Selbfihülfe und Staatshäe 
nicht verwiſchen; ich wollte nur vor der Uebertreibung des Gegenſatzes war 
und zeigen, daß es ftet# ein Grenzgebiet gibt, 100 beide ſich berühren * 
einander übergeben, und gerade im Lehrlingsweſen einen mir die am mei 
jegt beſprochenen Punkte diefem Grenzgebiet anzugehören. 

Wenn id nun nad) dieſen allgemeinen Bemerkungen noch zu eimigen fe 
cielleren kommen darf, fo ſcheinen mir die Referenten nicht genug Gewicht auf da 
Zuſammenhang zwiſchen dem Lehrlingsweſen und der Kinderarbeit gelegt ’ 
haben. So wie die Dinge heute Tiegen, hat es jeder Meifter und jeder ii 
fant in der Hand, überhaupt ftatt der Lehrlinge unerwachlene Arbeiter ı 
14 tägiger Kündigung zu bejhäftigen. Gelingt es aljo aud) der Sitte und ! Da 
Recht dem Lehrlingövertrag wieder eine beffere Form und einen befferen Ja 
zu geben, jo droht bie Gefahr, daß Eltern und Unternehmer ſich feinen Lärhe 
Beſtimmungen einfach dadurch entziehen, daß fie aus dem Lehrlinge in je 
einzelnen Fall einen unerwachienen Arbeiter machen. Daraus folgt für zu 
der Schluß, daß die Geſetzgebung über Lehrlinge und jugendliche Arbeiter am 
zulammenhängende fein muß, was ich äußerlich fchon dadurch erlennbar wmache- 
möchte, Daß ich für alle jugendlichen Arbeiter, feiern fie Lehrlinge oder nicht, do 
nad der Gewerbeorbnung virgeichriebene Arbeitsbud verlangen würde, ın ib 
dann beim Lehrling der Lehrlingsvertrag noch eingetragen würbe. Ich "Halte & 
weiter für notwendig, daß gewiſſe allgemeine Beftimmungen (über Arbeitägr 
Berbot der Kachtarbeit x) ** für alle jugendlichen Arbeiter erlaſſen werde 
feien fie ‚ehrlinge oder nicht. Ich vermindere dadurch den Weiz, bie bio 
Lohnarbeit des jugendlichen Arbeiters an die Stelle des Lehrlings zu ſeben Rs 
wünfche dann gewiſſe Vortheile für Den, der Lehrling ift oder war, refp. ie 
feine Lehrzeit gut ausgehalten bat, um dem, in ber Bequemlichkeit amd m 
ber Indolenz der Eltern und Unternehmer fiegenden, auf Beſeitigung des Leer 
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Imgöwejens überhaupt gerichteten Reiz entgegenzuwirken. Sch hoffe, daß, wenn 
die Geſetzgebung e8 noch nicht wagt, die Gewerkvereine und Arbeiterverbindumgen 
darauf hinwirken, daß, wo Lehrlinge möglich find, bloße Kinderarbeit gar nicht 
geduldet werde. 

Gegen Prüfungen am Sclufie der Lehrzeit bin ich im Feiner Weile ein- 
genommen; zunächft wird man dielelben aber wohl ver freiwilligen Thätigfeit 
der Arbeitgeber: und ⸗Nehmer⸗Verbände überlaffen müffen, vor Allem bis con⸗ 
fatırt if, ob dieſe Prüfungen mehr theoretiihe an das Fortbildungs⸗ und ge 
werblihe Fachſchulweſen fich anfchliegende oder mehr prattifche fein follen. Daß 
aber, wenn es gelingt, diefe Prüfungen allgemeiner zu machen, fpäter ver Staat 
geſetzlich ansſpreche, Die, welche ſolche Prüfungen befländen, hätten gewifle Vor⸗ 
theile zu erwarten, halte ich gar nicht für unmöglich oder für verwerflih. Nur 
fragt es fid) eben, worin dieſe Vortheile beftehen follen. Diejenigen, welche heute 
noch das Recht der felbftftändigen Unternehmung innerhalb eines Gewerbes von 
der Prüfung abhängig machen wollen, überfeben zweierlei: erſtens die techniſche 
Revolution, in der wir uns befinden; wir haben heute feine feftabgegrenzten 
Ärbeitögebiete ; und fagen wir: Jeder, der eine Prüfung auf irgend einem Ge⸗ 
biete gemacht hat, kann Unternehmer auf allen werden, fo Bat die Prüfung 
feinen vecbten Sinn mehr; zmeitend wird dabei überſehen, daß bei unferer heu- 
tigen Arbeitötheilung, bei unferen Beutigen Unternefmungsformen, bei dem ganzen 
Charakter und den Principien unferes heutigen Gewerberechts wir e8 vernünftiger 
Beile gar nicht verbieten können, daß Capitaliften und vein kaufmänniſch ges 
ſchulte Kräfte am die Spige gewerblicher Unternehmung treten, die wegen man⸗ 
gelnder gewerblicher Lehrlingöprüfung auszufchließen undenkbar und wiberfinnig, 
weil umvirtbichaftlih wäre. Wenn das aber anerfamnt ift, daß wir die felbft- 
Nöndige Unternehmung nicht von der Prüfung abhängig machen können, dann 
Iönnen wir auch das Recht, als Geſelle und Arbeiter in einer beftimmten Branche 
zu arbeiten, nicht damit in Zuſammenhang bringen. Und das thut die ur⸗ 
ſprüngliche Faſſung des Antrags Feliſch, indem er jagt: die Fähigkeit, als Ge 
ſelle arbeiten zu dürfen, werde durch das Lehrzeugniß bedingt. So bleibt mir 
nur der Vorſchlag übrig, den ich voriges Jahr ſchon gemacht: wer die Lehre 
mit einem gewiſſen Zeugniß abfoloirt, der erhält eine, wenn auch noch fo mäßige 
Abkürzung feiner dreijährigen Militärdienſtzeit. Ich Halte e8 überhaupt für 
wünſchenswerth, daß unferer ſocialen Gliederung entſprechend ein Mittelglied 
zwiſchen unferen Einjährigfreiwilligen und dem dreijährigen Eolvaten gefchaffen 
werde. Tem gelernten und geprüften induftriellen Arbeiter würde ich den Sohn 
des größeren Bauern gleichitellen, der eine landwirthſchaftliche Schule befucht hat. 
Ih glaube, e8 wäre das eines der wirffamften Mittel, unfern Bauern⸗, Hand» 
werler⸗ und gelernten Arbeiterftand intellectuell und moralifh zu beben. Und 
da8 iſt für mich einer der Kernpunkte in der focialen Frage. — Sonft könnte 
man noch an Prämien für die, welche die Prüfung gut beftanden haben, denken; 
dad Lehrlingscaſſenweſen könnte ebenfalls zu einem Drude nach diefer Richtung 
benügt werben. 


Was, um zu einem andern Punkte noch zu kommen, den Borfchlag betrifft, 
d08 Vehrlingswelen hauptſächlich durch eine Reorganifation der Innungen nad 
dem Hamburger Entwurf zu beſſern, fo geftehe ich, daß ich vielen neuen Innungen 
etwas fceptifch gegenüberftehe. Die Tendenz dabei iſt ganz richtig; aber wo das 
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induſtrielle Leben heute in reger Entwicklung begriffen ift, wo auf Grund unfeg 
heutigen Gefeggebung und ımjerer heutigen Anſchauungen bie Unternehmer u 
Arbeiter mit Selbftbemußtfein und Energie ihre Intereſſen vertheidigen, % 
glaube ich, wird fo ziemlich überall — man mag e8 traurig finden eder mil 
— das nächſte und erfte fein, daß beide Interefiengruppen fih im ſich zufamz 
faffen, fich gegenitberftellen, unter Führer fchaaren, die das Bertrauen der 
treffenden Ontereflengruppe haben; und erft Iangjam und nach und nad 
aus den Damit gegebenen Intereſſenkämpfen Der Friede wieder ſich herſtellen = 
wird der Wunſch und das Bedürfniß nach einer gemeinfamen Drganifation, = 
einer friedlich über den Imtereflengruppen ſtehenden, vermittelnden Spige, hi 
fie eine Innung oder Einigungsamt, entftehen. Aber immerhin kann es A 
geben, wo dieſes Zwilchenftadium fi eriparen läßt. Daher gewähre man! 
neuen Hamburger Innungen freie Bahn. Können fie fih Halten, bilden ſie! 
freiwillig, dann iſt e8 um fo befier. Ueberallbin paflen fie nicht, die Cu 
induftrie und die Hausinduftrie fteht auf anderem Boden. Und ſchon tee 
ließe fich eine ſolche Organifation nicht allgemein gefeglih erzwingen. Aka 
fie fih ohne Zwang ihre Exiftenz erkämpft, ift fie am Platz. Ste zu verda 
und zu befämpfen wäre wiberfinnig. Ihre principtelle Baſis iſt die richte. ] 
An der Thefe Schönbergs, daß obrigfeitlihe Organe, zufanmengde: ı 
den Bertretern der Staatögewalt, der Arbeitgeber und -Nehmer das Yes 
weſen regeln und beauffichtigen ſollen, habe ich die zu allgemeine Faſſunz cı 
zufegen. Wenn ich einen Bertreter der Staatögewalt, einen Beamten verug 
muß ich wiffen, welche Inſtanz gemeint if. Im Einigungsamt, im der na 
Hamburger Innung brauche ich feine ftaatlichen Beamten. Denfe ih an äi 
Conseil de Prud’hommes, der einen großen gewerblichen Bezirk unter ſid 4 
fo laſſe ih mit mir darüber fireiten, ob der Vorſitzende dieſes Cortal: @ 
Beamter, ein Juriſt fein fol. Ich glaube, e8 wäre ganz paflend in unlere & 
werblichen Bezirken dieſe franzöſiſche Imftitution nachzuahmen — dies wır | 
auch der Vorſchlag der Commiſſion des Reichſstags; und wenn wir folde Cie 
das heißt Gemwerbegerichte hätten, könnten wir ihnen, wie in Frankreich 
einzelne abminiftrative Functionen übertragen, alſo vor Allem eine Contret 
Lehrlingsweſens, was ja nicht ausichließt, daß unter dem Conſeil em Eimiir 
amt, über bemjelben in höherer Inftanz ein Fabrikinſpecior fi um tar 
fülmmere. 
Das war ed, was ich Über das Lehrlingsmwelen jagen wollte Abd 
davon, hätte ich gern gegen mande bier gefallene Aeuferung noch pelam 
Aber ich will Sie nicht mehr zu lange aufhalten. Nur das möchte ich — 
fogen und zwar gerade, weil man mid und meine Freunde oft Des Pefiime 
bezüchtigte: ich glaube weder mit Herrn Dr. Brindinann, daß unfere tehmM 
Fähigkeiten feit 100 Yahren im Großen und Ganzen zurüdgegangen find, 3 
mit Herrn Baumeifter Felifch, daß Deutichland auf dem Weltmarkt concrz 
unfähig geworben ift. Beides find zu ftarfe Berallgemeinerumgen von That 
die in einem befchränften Umfang freilich richtig find. Wir mögen in einzcke 
Kunftinduftrien an einzelnen Orten an technifcher Fähigkeit ſeit 100 Jahn ı@ 
Ioren haben, wir leiden fett einigen Jahrzehnten an der Auflöfung der u 
Lehrlingswefens, aber im Großen und Ganzen ift Deutichland jet 100 St! 
an technifcher Gefchielichteit doch ein gut Stück vorangelommen. Wer mt 
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kit Jahren gerade mit der vollswirtbichaftlihen Geſchichte des 18. Jahrhunderts 
fih beihäftigt, hat darüber wohl ein Urtheil. Noch unrichtiger aber ift die 
Behauptung, wir ſeien concurrenzunfäbig geworden. Wir bemerden natürlich 
mährend einer großen Handelskriſis doppelt die Schwächen unferer Production, wir 
haben, feit dieſe Kriſis eingetreten, einen zurüdgehenden Export in einzelnen Inbuftrien, 
beſonders in foldyen, die bei uns zuräd oder in falſchen Bahnen find, die eine 
belonder8 gefährliche franzöſiſche oder engliſche Concurrenz zu beftehen Haben. 
Aber wir find heute noch, wie vor drei bis vier Jahren eine der großen Cultur⸗ 
netionen, die in alererfter Tinte auf dem großen Yorum des Weltmarktes ftehen. 
Bir haben nur dafür zu forgen, daß wir dauernd auf diefer Höhe bleiben, daß 
eine ungünſtige Welle, wie dieſe heutige Hanvelstrifis, uns nicht zu ftarf treffe, 
daß fie wenigſtens den Nuten babe, den fie haben fann, daß fie uns über unfere 
dehler auffläre. Wir haben dafür zu forgen, daß wir nicht durch faljche Mittel, 
wie übermäßige Tohnberabfegungen und Verlängerung der Arbeitözeit, ſondern 
durch gute Arbeit auf dem Weltmarkt uns behaupten. 

Und das werben wir erreichen, meine Herren, je mehr wir für die Er» 
ziehung der gewerblichen Jugend forgen, je mehr wir dafür forgen, daß bie 
Jugend unter 20 Jahren nicht blos als Arbeitsmaſchine ausgenugt werde, fon- 
dern etwas lerne; je mehr e8 uns gelingt, das Lehrlingsweſen als ein wichtiges 
Glied im Syſteme der nationalen Erziehung aufzufafien. (Beifall.) 


Joachim-Gehlſen: ‘Die wenigen Worte, die ih Ihnen zu Jagen babe, 
find mir durch die Ausführungen de8 Herrn Profeffor Schönberg ſehr leicht 
gemacht worden, Wenn derſelbe heute aus feinen eigenen Erfahrungen die legte 
und nothivendige Conſequenz gezogen hätte, nämlich die zwangsweiſe Reorganifation 
ber Gewerke auf Grund eine® Staatögefeges, jo würde ich überhaupt nicht nöthig 
haben, noch Etwas hinzuzufligen. 

Meine Herren! Ich fage mir zunächſt, wenn ich an einen Lehrling dene, 
daß es einen Menſchen geben muß, der dieſem Lehrlinge etwas beibringt. Wir 
Brauhen einen Meiſter. Ta wir aber durch das Geſetz von 1869, das haupt- 
\ühlih unter den Aufpicen des Herrn Dr. Taster und feiner Gefinnungs- 
genoffen zu Stande gekommen ift, eigentlich feinen Meifter mehr haben, fondern 
der berechtigt ift, als Unternehmer das Gewerbe zn betreiben, fo ift es jelbft- 
verfländlich, Daß dieſer Unternehmer kein Intereffe mehr daran hat, Meifter zu 
werden. Kann bei folder Rage der Dinge die deutfche Technik auf dem Stand: 
punkte erhalten werben, den fie nothwendig einnehmen muß, um felbft auf dem 
inländiſchen Markte concurrenzfähig zu bleiben? Wir haben geliehen, daß 3. 2. 
die Gewerkvereine, die allerdings auch von dem Verein fir Socialpolitit feiner 
Zeit ſehr eifrig protegirt worden find, nicht im Stande geweſen find, den im 
dandwerf eingerifienen Webelftänden Einhalt zu gebieten. Die Gemwerfvereine find 
nicht einmal in der Rage geweſen, es fo weit zu bringen, wie die engliichen Gewerk⸗ 
vereine, wo Niemand einem folchen Vereine angehört, der nicht feine Lehrzeit 
volftändig beendet hat. Daß die Gewerkvereine ſämmilich diefer Frage gegen- 
über impotent baftehen, zeigt und am meiften nicht allein bie Abweſenheit ber 
"erführer diefer Vereine, fondern auch der große Krach, der gerade in den 
legten Monaten hereingebrochen ift. Ich würde keinen Augenblid anftehen, wenn 
die Verſammlung e8 hören wollte, Thatjachen hier vorzubringen. Ich habe nicht 
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daran gedacht und Halte mich nicht für befugt, in ixgenb einer Weiſe gegen > 
in der Berfammlung des Bereind für Socialpolitif faum genfigend vertrekr: 
©emwerkvereine provocirend aufzutreten. Aber ich glaube, indem ich mid « 
dieſe meine kurze Aeußerung und auf alle diejenigen Herren Redner füge, die s 
mir gewifjermaßen eines Sinnes geweſen find, daß, wenn die deutſche Tate: 
nicht ganz zu Grunde gehen ſoll, wir unter allen Umſtänden dahin ftreben mir 
Daß eine zwangsmeile Reorganilation auf Grund eined Staatsgeſetzes geihars 
werde. Ich danke Ihnen, meine Herren! 


Scmiftfteler DO. Beta (Berlin): Meine Herren! Geftatten Sie mir. u 
ich fein Kathederſocialiſt, fondern nur Tederfocialift bin und der hierher geleme: 
ift, einer alten Gewohnheit zu fröhnen und zu Ihren Füßen fitend, alademiian 
Honig zu fangen, daß auch ih, wie Herr Prof. Shmoller vor wir, = 
einigen allgemeinen Bemerkungen meine kurzen Worte einleite. 

Herr Prof. Sch moller Hat das Hauptgewicht gelegt auf Die Realıcı 
welche Sie zu treiben haben ſollen. Meine Herren! Ich glaube, daß Die 
als Sie ind Leben traten, andere Erwartungen an Ihre Vereinsthätigkeit gekni 
bat, und daß man endlich einmal froh aufathmete, daß die Männer der Ein 
Ihaft — und „vie Wiflenichaft iſt des Menſchen höchſte Kraft“ ſagt ſchen 
alte Goethe — entgegentreten würden den Worten der Heinlihen Intrigue 
den Worten der welthiftorifchen Intrigue und den Zerftörern der gefellihetl 
Wohlfahrt. Diefe Erwartung, meine Herren, ift im Großen und mis 
füllt worden. Sie find von Ihrem Katheder heruntergeftiegen und hierher 
um fich nicht auf einen höheren Standpunkt zu ftellen, denn Realpolitit if 
Socialpolitif; das find zwei gar nicht zu vereinbarende Gegenſätze — ( 

Sie haben die Wiſſenſchaft zu vertreten. Man weiß aber eigentlih 
nicht recht, was Sie find. Ich babe bier ein amerikaniſches Blatt, melde 
jedenfall dem Namen nah kennen — es iſt auf focialpolitifchem Gebiete 
beveutendfte in Amerika — worin ein Xrtifel auch auf die „neuen Oecon 
in Deutſchland“ zu ſprechen kommt, womit man die Ratheverfocialiften meint. 

Ich babe, meine Herren, wenn ih mir erlauben darf, auf Die get 
Debatte zurüdzufonmen, ſchon geftern ſehr ſchmerzlich bemerkt, daß Zi, 
Sie ein Organ der Socialpolitit fein wollen, auf jede Weiſe der forielen ag 
auszumweichen fi) bemühen. Geftern, wo es fi um die Grund- und Led 
frage handelte, die Grundlage und Bafis aller focialen Entwidlung, ſind & 
um diefe fociale Bedeutung der Sache immer berumgegangen — 

(Rufe: Zur Sadel) . 

(Zur Sade!) Alſo, meine Herren, zur Sache! Sie haben jid 9 
bei Erörterung der Steuerreform um den Begriff des Grund und Yobend, 
fein verſchacherbares Perfonaleigenthum fein follte, im Kreiſe bewegt, anſtau 
Sade definitiv zur Leibe zu geben. Ebenſo vermeiden Site Beute das ſo 
Uebel an der Wurzel zu faſſen. Ste fuchen Tenftericheiben einzufegen ın 
wanfendes Haus, während e8 fi darum handelt, das Fundament des Zuat 
vom Schutt zu fäubern. Sie verhandeln über die Lehrlinge, während es ſich un: 
Eriftenz der Meifter handelt. Wenn die Meifter zu finden find, die Wohlfahrt d 
Meifter begrimbet ift, dann werden bie Lehrlinge von felbft durchkommen. Alfo, nr" 
Herren, in den Refolutionen, welche hier vorliegen, fehlt die Beſtimmumg, dor. =" 
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eın Gewerbe ausüben will, auch die Befugniß dafür nachweifen müfje Durch eine Prü⸗ 
fung. 1848 war das fehr Tiberale Frankfurter Parlament dieſer Anficht, und es iſt 
ſehr bebauerlich, Daß man bei der Gewerbe⸗Ordnung für Das deutſche Reich e8 nicht für 
nötbig gehalten bat, den bemerfenswerthen Bericht des damaligen Ausſchuſſes für 
Bollswrrthichaft zu berüdfichtigen, welchen der Geheime Rath Brof.Dr. Hildebrand 
erftattet hatte. Ich braude diefen Namen nur zu nennen, um entfchuldigt zu 
fein, auf viefen Bericht zurüdzutommen. In diefem Berichte heit e8 wörtlich: 

„Au der Spige der dritten Gruppe (nämlich der Grundrechte des deutlichen 
Volkes) ſteht ver Say, Daß jedem Deutſchen das Recht gewährleiftet wird, im 
ganzen Neichögebiete jeden Nahrungszweig zu treiben, und daß eine allgemeine 
deutiche Gewerbe: Ordnung die Bedingungen für den Gewerbebetrieb feſtſetzen 
wird. Hiermit ift außgefprocden, daß alle Barticularbeftunmungen über die Be- 
fugniß zum Gewerbebetriebe in Deutjchland aufhören und die Negelung der 
gewerblichen Berhältniffe fortan nicht mehr Sache der Einzelftanten, fondern 
ausihlieglih Sache des Reihe if. Die Gründe, melde dafür fpredhen, find 
diefelben, welche ſchon für vollftändige Freizügigkeit angeführt worden find. Zu⸗ 
gleich ıft aber auch hiermit die Zukunft des deutfchen Gemwerbelebens beftinmt. 
Tenn dadurch, daß jedermann das Recht eingeräumt wird, überall in Deutſchland 
en Gewerbe zu treiben, fobald er die im deutichen Reiche gültigen Bedingungen 
fir den Gewerbebetrieb erfüllt, find alle dieſes Recht verletzenden Zunftprivilegien 
und Regierungsbefugniſſe zur Ertheilung von gewerblichen Eonceffionen in den 
Einzelftianten aufgehoben, und indem beflimmt wird, Daß eine Deutiche Gewerbe: 
Ordnung die Bedingungen feftjegen fol, welche jeder Gewerbtreibende zu erfüllen 
bat, ift erflärt, daß in Dentſchland unbedingte Gewerbefceiheit nicht ftattfinden 
ol Für das zukünftige Deutichland fol vielmehr ein gewerblicher Zuftand 
begründet werben, in weldem bie beiden fchäblichen Extreme der Vergangenheit 
vermieden werben. Um den regen Wetteifer aller arbeitenden Kräfte und das 
Streben nad immer höherer technifcher Vervolllommnung in ganz Deutichland 
zu erhalten, und um jedem Individuum das Recht, feine ausgebildete Arbeits: 
kraft zur Begründung feines Lebeneglückes anzumenden, fr immer zu garantiren, 
wird das Princtp der freien Concurrenz feftgebalten; um aber Sehen zur Bor- 
bereitung feiner Arbeitsfräfte zu nöthigen; um zu bewirten, daß jih Niemand 
unporbereitet und unentwidelt in den Strudel der freien Concurrenz ftürze und 
darın feinen Untergang finde; um einen tüchtigen Handwerkerſtand in Deutſchland 
zu erhalten, wird durch eine Gewerbe Ordnung feftgefeßt, an weldye Bedingungen 
die Befugniß zur DBetreibung eined jeden Gewerbes gefnäpft if. Wäre überall 
in Dentſchland da, mo Gewerbefreiheit berricht, ebenfo wie in England, die Sitte 
mächtig geblieben, welche für jedes Gewerbe eine hinreichende Lehrzeit feſtſetzt 
und Dadurch jede unberufene und untüchtige Arbeit von felbft ausſchließt, fo 
würde man aud bei und der Sitte vertrauen dürfen und e8 lediglich dem Ein- 
zelnen und den Gemeinden überlafjen können, durch den Gebrauch des Affociatione- 
rechtes alle die Nachtheile zu bejeitigen, welche unverkennbar aus der unbeichränften 
Örwerbefreiheit allmälig entipringen. Da dies nicht der Fall ift, jo muß bier 
die Geſetzgebung der Eitte zu Hülfe kommen, — eine allgemeine deutfche Gewerbes 
Ordnung erfcheint als unabweisliche Nothwendigkeit.“ 

Dieſer Bericht aus dem Jahre 1848, der alſo von Prof. Dr. Hilde— 
brand flammt, verlangt daſſelbe, mas heute, — wie in fo vielen Fällen wir 
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auf das werben zurückkommen, was vor 20, 40 Jahren geweſen, und beute ef 
als Wahrbeit erfannt wird; — er verlangt, was heute ver Gehlien'ke 
Antrag verlangt, und ich kann denfelben nur empfehlen 


Bernhardi: Meine Herren! Ich bedaure nur ſehr theilweiſe, daß de 
kurz zugemeſſene Zeit mir nicht geftattet, auf Das einzugehen, was der ver 
ebrte Herr Vorredner an biefer Stelle gelprochen bat. Aber eine VBemerkrz 
fann ich nicht ganz unterbrüden. Er ſcheint eine kleine Verwechſelung un 
unterlaufen zu laſſen zwiſchen Realpolitit und Intereſſenpolitik. (Sehr nik) 
D. Beta: If identiih.) Wenn er fagt, daß die Willenfchaft von ihrer 
Katheder herabgeftiegen ſei und Damit ihre Würde eingebüßt habe, daß fie ſich nz 
der realen Betrachtung der Dinge eingelafien, jo ſcheint das auf einem zu geof 
Irrthume zu beruhen. Ich finde darin gerade ven Grund für Die große Troy 























Betrachtung der wirklihen und realen eriftenten Dinge und Verhältniſſe dea 
Allgemeinen zu Gute kommen zu laflen (Bravo!); daß er es verfchmäht, da 
magern Saul des Princips fich fatteln zu laſſen und gegen bie Windmühlen 
Thatſachen anzukämpfen. Es gibt allerdings auch ſolche Leute, und die in 
überall ihre Sancho Panſas, die dann in geeigneter Weile fie begleiten ı 
ihren Ruhm nach allen Seiten verkünden (Bravo!); aber ich finde gerade ? 
großen Ruhm diefer Verſammlung darin, daß das nicht geſchieht. (Bravo! 
Ich Habe Ihnen einen kurzen Antrag mit wenigen Worten zu empfehle 

Ich möchte Sie bitten, in die Reihe Ihrer Beſchlüſſe aufzunehmen folgendes: 
Der Berein empfiehlt die Aufftellung von geitr 

lihen Normativbefiimmungen, welde für den dal: 

daß die ſchriftliche Abfaſſung eines Lehrvertrags en: 

weder gar nicht oder nur in unzureihender Form fat! 
gefunden, jubfidiär in Kraft treten. 

Zur Begründung kann ich mich theilmeife auf das berufen, was 
Herr Dr. Genfel vorhin angeführt hat. Die Herren Referenten und ©: 
referenten haben großen Werth auf die fchriftlihe Abfaſſung der Yehmetı: 
gelegt; ich bin vollftändig mit ihnen einverſtanden, daß die fchriftliche Abfall“ 
überaus wünfchenswerth ıft; denn fie ift die alleinige Baſis irgend eines Feb: 
verhältniſſes, falls Streit entſteht. Uber, meine Herren, einmal Habe ih ! 
Zweifel, daß es Ihnen gelingen werde, eine derartige Beſtimmung durchzuſcher: 
denn e8 ſcheint mir ein gewiſſer Widerfpruc darin zu beftehen, Daß man cc 
Act freiwilliger Gerichtöbarkeit zu einem obligatorifchen machen will; ih glaunde. 
Sie werden damit auf manches juriftifche Bedenken im Reichstag ftoßen. Ar 
genommen aber auch, Sie dringen mit diefem Wunſche durch, es wird alle d 
obligatoriſche Abfaffung von Lehrverträgen feftgeftellt, was ift dadurch ereik:! 
Sie können den Meifter zwingen, bei Strafe keinen Lehrling ohne ſchrifili 
Lehrvertrag anzunehmen, Sie können aber feinen Meifter zwingen, einen guk" 
Lehrvertrag zu machen, der auf einer gefunden Baſis beruht, vor allen Zug? 
auch den Rechten des unmündigen Lehrlings nachkommt und Beridfichtigung [hr 
Und wenn ein derartiger Lehrvertrag vorliegt, dann ift es eigentlich [hmm 
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old wenn Nichts vorliegt. Wenn nun aber ein derartiger Lüdenhafter Lehrver⸗ 
trag vorliegt, da würde e8 überaus wünſchenswerth fein, wenn in den Beſtim⸗ 
mungen der Geſetze irgend ein Anhaltspunkt gegeben wird, nad). welchem biefe 
Yiden ergänzt werben können. Dieſe Normativ:Beftimmungen können natürlich 
nicht nd Detail geben, fondern müſſen auf allgemeine Geſichtspunkte beſchränkt 
leben, die in allen Lehrverträgen eigentlich von Gottes⸗ und Rechtswegen be 
handelt werben müßten; und deshalb würde ich die Normatio-Beflimmungen da⸗ 
bin zugefpigt wünfchen, daß Site beichließen: über die und die Punkte muß im 
!ehroertrage irgend welche Beſtimmung getroffen fein, und wenn es außerdem 
möglich wäre, irgend welchen normalen Lehrlingsvertrag feftzuftellen, der ſubſidiär 
die Kraft hätte, wo das individuell VBorliegende unzureichend ift, fo wilrden Sie 
mened Erachten® den SInterefien des unmünbigen Lehrlinge, um deſſen Schutz 
Ihnen und und immer zu thun geweſen ift, Vorſchub leiſten. Ich empfehle 
Imen diefen Antrag; er fteht in feiner Weile in Abhängigkeit davon, ob Sie 
ih für obligatorifche Schriftlichfeit der Lehrverträge entſcheiden oder nicht; er 
wird in dem einen alle ebenſogut feine Dienfte leiften, wie in dem andern. 


Prediger Nelle (Langenberg): Meine Herren! Erlauben Sie mir, mid 
mt einem Worte für ‘vie obligatorifche Fortbildungsichule auszufprehen. Es 
ft von unferm verehrten Herrn Referenten gefagt worden, daß fie möglichermeife 
eine Behinderung der gewerblichen Fachſchulen fein könnte. Ich glaube, die 
Gefahr Liegt nicht vor, wenn wir und ar maden, daß fur gewilje Gewerbe 
am, und ich glaube nur für das Kunſthandwerk, Fachſchulen angezeigt find, 
während die Fortbildungsichule gerade für Kleingewerbe und gewöhnliche Hand- 
werte ihre Stelle behaupten wird. Wenn ich mir erlaube, aus perfünlicher Er⸗ 
Yahrung Heraus ein Wort über die Art, in welcher ſolche Zortbildungsfchulen 
einzurichten fein möchten, zu fprechen, jo möchte ich zunächft jagen: Es iſt gewiß 
nicht richtig, wenn in das Programm folder Schulen Dinge aufgenommen wer- 
den, für dte der Lehrling, wie er einmal befchaffen ift, kein Verftändnig und In= 
treffe bat. Dazu gehören, glaube ih, der Unterricht in den Grundlehren ber 
Vollswirthſchaft, und dann in der Gewerbegeſetzkunde. Sehen Sie fih unfere 
Lehrlinge an, wie fie 14>, 15jäbrig aus der Schule kommen! Ich habe felbft 
jolhen Lehrlingen Unterricht gegeben, aud) Lehrer darüber ſprechen hören; fie haben 
mr beftätigt: Leſen, Schreiben, Rechnen, das find die drei Dinge, die dem Lehr⸗ 
linge auferorbentliche Schwierigfeiten maden. Hören Sie fie lefen, fehen Sie 
ich ihre orthographifchen Schnitzer an, jo werden Sie ſich fagen: wir Dürfen 
nichts anderes thun, als ihnen Leſen, Schreiben und Rechnen immer wieder von 
Neuem beibringen Es ift auch fehr erflärlih; fie haben bis dahin einfeitig 
Verfand und Gedächtniß geübt: jett kommen fie in eine einfeitige Webung ber 
Hand und des Auges hinein. Das Einzige, was ſich empfehlen möchte, noch 
Binzuzufügen, wäre das Zeichnen: das brauchen nicht blos Bauhandwerker und 
dergl., ſondern Zeichnen übt Hand und Auge und ift gut für jeden Lehrling, 
mag er nun Schuſter oder Bäder oder fonft was fein. Ich möchte noch erin- 
nem an die durch alle Blätter gegangenen befannten Worte Kirhmann’s, der 
in Hinblick auf die nenere Entwidelung unferer Schulen mit ihrer bedeutenden 
Lerbeflerung und Erweiterung ber Lehrgegenftände ſich fehr energiſch verwahrt 
gegen die Aufnahme von neuen Unterrichtögegenftänden. Die goldenen Worte, 
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die er anspricht, möchte ich auch halten dagegen, daß man bie Grundlehren d 
Vollöwirthichaft und die Gewerbegeſetzkunde in dieſen Schulen Lehren mol 
Das kommt mir vor, ald wenn man, damit unfere Bürger Tpäter einmal ib 
bie Grundlagen unferer Geſetzgebung das Wichtigfte wiſſen. — fie willen oft über! 
einfachften Fragen über Mein und Dein nicht Rechenſchaft zu geben — 
wenn man den Schülern der Volksſchule wollte preußiſche oder deutliche Gelege 
vortragen. Das gehört nicht für fie; fie find nicht reflectirende Subjet: ı 
Volkswirthſchaft, ſondern nur Objecte der Wiſſenſchaft. (Heiterfeit.) 

Yun erlaube ich mir noch ein Schlußwort. Es darf doch gewiß 7 
verfannt werben, daß dasjenige, was heute berathen worden tft; nämkh, ? 
Fachſchulen einzurichten feien, und daß man dafür zu forgen babe, bat tn! 
fonderen Lehrwerkſtätten die Lehrlinge Gelegenheit hätten, nod etwas Tüdtizs 
lernen, daß all dieß ſich bezieht auf einen Notbftand, in dem wir und bench 
denn normal iſt und bleibt es, daß der Lehrherr ein familienartiges Verbält 
zum Lehrling einnehme, daß er ihn in ſeine Familie aufnehme. Ich hau 
mit Freuden den Vvorſchlag, der hier gemacht iſt, in populärer Form dem * 
das, was wir bier verhandelt haben, vorzulegen, und da, glaube id, ſoll 
in diefer populären Bearbeitung nicht wergefien werden, Daß man dem fi 
den Spiegel vorhalte uud ihın das fchöne Verhältniß wieder vorführe, 7: 
Lehrherr den Lehrburſchen in feine Familie aufnimmt und in einem püge”! 
fittlihen Verhäliniß zu ihm ſteht. Solchen Lehrherren wiberftrebt es, 
Lehrgeld zahlen zu laſſen. Sie denken freilich auch nicht daran, dem ! 
Lohn zu bezahlen. Zu dieſem Ideal müſſen wir zurückſtreben, wenn: 
Verhältniſſe in dieſer Beziehung wieder gefunder und ſchöner werden ſollen 








Burgermeiſter Lud wig⸗Wolf (Großenhain): Meine hocgeehrien | 
Ich hatte eigentlich nicht beabſichtigt, mich zum Wort zu melden. Die 
Herren Vorredner des Herrn Bernhardi nöthigen mich indeſſen dazu. 

Ich kann mich dem, was der eine geehrte Herr Vorredner begini:? 
Fortbildungsſchule gelagt hat, nur anſchließen. Ebenſo empfehle ic den X 
des Herrn Bernhardi, da derſelbe recht wohl geeignet iſt, Abhülfe zu I 
und und endlich zur fchriftlichen Abfaſſ ſung und richtigen Regiſtrixung ii 
verträge zu verhelfen. Dagegen fann ich Ihnen durchaus micht empfiehlt 
Antrag des Herm Joachim-Gehlfſen anzunehmen. Es ift zwar zur « 
ftügung feiner Weußerungen ein längerer Abichnitt aus dem Werke dei \ı 
Prof. Hildebrand vorgelefen worden; aber ich glaube daran 
weifen zu müſſen, daß, ſeitdem Died Werk verfaßt worden ift, ziemlich 3u a 
ind Land gegangen find, die gerade in unferer Induftrie weſentliche Ummei.t 
gebracht Haben 

Ich muß geftehen, daß mich beide Herren Borrebner des Herm Ü' 
hardi fehr lebhaft an die Behandlungsweiſe folder Sachen in ſoield 
kratiſchen Voltsverſammlungen erinnert haben. Wenn man im fen 
kratiſchen Volksverſammlungen anhören muß, wie ber zulünftige ol 
gepriejen wird und dann auf bie Stage, wie diefer Staat ungefähr mu 
wäre, ftetS die Antwort bekommt, die Sache wird fich ſchon machen, fe de 
das ziemlich genau daffelbe Verfahren fein, wie e8 bier beobachtet werdc 
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Es ift in diefem Antrage einfach nichts weiter gejagt, als es empfiehlt ſich 
bier eine Regelung des Lehrlingsweſens durchaus noch nidt. Sie muß 
zulaummengenommen werben mit der Regelung des Meifterweiend. Dieſe An- 
gelegenheit bezüglich der Regelung des Meiſterweſens würde blos für Diejenigen 
augenblicklich eine Zukunft haben, die auf dem Standpunkte fteben, daß audı 
fir ſelbſtändige Gewerbetreibende bie mit unferer Gewerbefreiheit unvereinbare 
Prüfungsverpflichtung beftehen fol. Da ich nicht auf diefem Standpunft ftebe, 
jo kam ih mich auch dafür nicht erklären. 

demer hat Herr Gehlſen diefe Gelegenheit benutzt, um gegen die Ge- 
werfoereine und deren Führer Hier zu polemifiren. Es tft allerdings bekannt, 
daß viele Mitglieder des focialpolitiichen Bereind mit den Beftrebungen der 
Gewerfvereine ſympathiſiren und deren Beftrebungen für gefunde halten. Es 
gibt aber auch ‘Mitglieder, die auf einem andern Standpunfte ftehen; und ich 
muß wentgftens, obſchon ich für meine Perſon anerkenne, daß ich ein fehr treuer 
Anhänger der deutichen Gemwerkvereine bin, das zurückweifen, daß bier der focial- 
politiiche Verein die Gewerkvereine ſpeciell unter feine Fittiche genommen hat. 
Serr Gehl ſen Hat bier von einem Krach in den Gerrerkvereinen gefprochen. 
Ich kann Ddenfelben durchaus nicht erkennen. Ich verfolge die Angelegenheit 
siemlich genau. Es ift nur eine Purification, Daß man diejenigen Leute heraus 
gebracht Hat, die die Intereſſen der Gewerkvereine in etwas eigenthümlicher 
Weiſe vertreten baben. Das Protocol, weldes Die betreffende Redactions- 
commiſſion in Berlin im Gewerkoereine des Fabrıf- und Handarbeiter mitgetheilt 
bat, wird Denjenigen, die fi) überhaupt über dieſe Sache mehr informiren 
wollen, ganz genau darüber ein Licht aufſtecken. Blos das will ich bemerken, 
daß gerade dieſelben Herren, die den großen Krach verurjacht haben follen, e8 
nicht ımter ihrer Würde gefunden haben, in Breslau 3. B. mit den Social- 
demokraten gegen die Gewerkvereine Front zu machen, weil ihr eigener Gewerk 
verein fie an die Luft gelegt bat. Here Gehlſen bat behauptet, die Führer 
der Gewerkvereine ſeien nicht erſchienen. Ich kann blos das Eine zur Ent- 
Ihuldigung anführen, daß Dr. Diar Hirſch wegen Krankheit nicht erfcheinen 
kann. Uebrigens erinnere ich daran, daß der Vorlitende des Centralvereind der 
Gewerkvereine heute unfer Referent geweſen ift, und dadurch am beſten ver 
Vorwurf entfräftet wird, Daß die deutichen Gewerkoereine fich bier etwas 
zurüdgezogen hätten, um, wie man fagt, weit von unſeren Beftrebungen 
zu fein. 


Vorſ. Prof. Dr. Naffe: Meine Herren! Es Liegt ein Schlußantrag vor, 
Zuvor theile ih Ihnen mit, daß die Herren Feliſch und Blödner folgende 
Erklärung am das Präſidium abgegeben haben, daß fie bis auf Nr. 3, 
das Lehrzeugniß betreffend, ihre Anträge zu Gunften der combinirten Anträge 
von Dr. Brindmann und Dr. Schönberg zurüdzieben. 

Es iſt noch eine weitere Abänderung mitgetheilt worden, welche die Unter: 
Ihrift trägt dev Herren Brindmann, Büher und Liebau: 


Indem wir die von und geftellten Anträge über das gewerbliche 
Unterrictöwefen zurückziehen, beantragen wir: 


= 
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Der Congreß wolle die in dieſen Anträgen auf 
eworfenen Fragen des Fortbildungsfchulweiens ı 
Feiner Berbindung mit dem Volkts ſchulweſen, de 
Zwange® zum Belu der Fortbildung sſchulen, de 
Ginrichtung von gewerblichen Fachſchulen und Lebr 
werkſtätten dem Ausſchuß zur begutachtlichen & 
bereitung und Berathung auf dem nächſten orden 
lichen Congreß überweiſen. 


Dadurch fällt in den lithographirt Ihnen vorliegenden Theſen R: 
mit den beiden Zuſätzen 1, 2 . Ich erlaube mir nun, Ham 
Bücher zu fragen, ob er feinen ganzen Antrag zurüdzieht oder einen 
defielben doch aufrecht erhält. 


Dr. Bücher: Die beiven erften Theile halte ich als Amendemean 
den Dr. Schön berg'ſchen Anträgen aufredt. 


Borf. Prof. Dr. Naſſe: Es if ein Antrag auf Schluß ber D 
eingegangen von Herm v. Bojanowsky. Auf der Rebnerlifte find 
eingetragen bie Herren Liebau und Niendorf. 


























(Der Schluß wird angenommen.) 


Liebau: Meine Herren! Ich hatte abfichtlih auf das Schlußwer: 
zichtet, jedoch bie Angriffe, welde von Gohlſen gegen die deutſchen © 
vereine gefchleudert find, kann ich nicht ruhig hinnehmen: ich würde mi: 
Borwurf machen müfjen, die Beftrebungen derfelben nicht verteidigt zu f 
Meine Herren! Die deutfchen Gemerkvereine beftehen fett 6 Jahren. en 
ihnen während diefer Zeit nicht gelungen ift, was fie erftreben burdufü 
jo kann man da® wohl auf ihre Jugend fegen. Ich gebe mich der Hof 
bin, wenn die deutſchen Gewerkvereine einmal 50 Jahre beftehen; wenn fr 
der Geſetzgebung mehr anerfannt werden, als bisher es thatſächlich der ' 
war, dann werben fie minbeftens das Nämliche Ieiften, mie die engl 
Wenn Herr Gehlſen hervorhebt, daß die Heerführer der deutſchen Ce: 
vereine hier nicht erjchienen find, fo erkläre ich dem gegenüber, daß mir 
nicht für nothwenbig halten, fänmtliche Heerführer in die Welt Hinaus zu fe} 
Ich lebe der Ueberzeugung, daß die beutfchen Gewerkoereine gejund genus ! 
um von einem Seven vertheidigt werben zu können, und ich weiſe bie Vorſt 
ganz entſchieden zurüd, als ob vie beutichen Gemwerkvereine überhaupt : 
lebenöfähig genug wären. Wenn man ben fogenannten Krach innechalb 
beutfchen Gewerkvereine hervorhebt, — meine Herren, ich muß Ihnen ofkı 
ftehen, ich bin heute ftolz Darauf, daß endlich einmal eine Klärung inmerhalb un 
Bereine ftattgefunden bat; daß alle ‘Diejenigen, welche es nicht offen und eat 
mit unferen Beftrebungen meinen, ausgemerzt werden. Wir wollen Ehrlo 
Offenheit innerhalb unferer Organıfation, wir fireben danach, daß den E 
des Staates Achtung gezollt wird, zumächft aber wollen wir, daß unler ı" 
Gefeg von den Mitglievern unſeres Vereines hochgehalten und durdrt 
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werde. — Ich hielt es für meine Pfliht, dies den Aeußerungen des Herrn 
Gehlſen gegenüber zu erwidern. 


Corref. Prof. Dr. Schönberg: Meine Herren! Ich habe eigentlich Nichts 
mehr Binzuzufügen, nachdem jegt die zum Theil mobdificirten Anträge vorliegen; 
ih habe nur den Wunſch auszuſprechen, daß Sie fi für diejenigen Anträge, 
die hier meinen Namen tragen, ausſprechen und bie dazu geſtellten Amendements 
ons den Gründen, die ih in meinem Bortrage entwidelt babe, ablehnen 
megen. 


Re. Dr. Brindmann: Merle Herren! Ih und biejenigen Herren, 
melde gleich mir auf das gewerbliche Fortbildungsſchulweſen bezügliche Anträge 
getellt Hatten, haben geglaubt, dem guten Herkommen des Bereins für Social: 
politif folgen zu follen, welches, wie heute wiederholt gejagt worden, dahin gebt, 
nur im Detail vorbereitete Gegenftände zur Beichlußfaflung vorzulegen. Aus 
demſelben Grunde unterlafle ih e8, auf die Aeußerungen, welche bezüglich ber 
von mir über diefe Frage aufgeftellten Behauptungen von einigen fpäteren 
Rednern gefallen find, jett noch einzugehen. Es wird fich hoffentlich in Folge 
der Annahme des von uns geftellten Antrages auf gutachtliche Vorbereitung zur 
nichften Berfammlung Gelegenheit finden, darauf zurüdzutommen, ob es tbunlich 
iſt, in Fortbildungsſchulen Gewerbegeſetzkunde und die Grundlehren der Volks⸗ 
wirthſchaft unter die Unterrichtsgegenſtände aufzunehmen. 

Deine Herren! Ich beſchränke mich auf einige wenige Bemerkungen zu den 
Anträgen, in denen ich von Prof. Schönberg abweiche. Ich ftehe allein mit 
der Forderung der Arbeitsbücher für Arbeiter unter 18 Jahren. Gegner Bat 
diefe Forderung nicht gefunden, nur bat Prof. Shmoller den Wunſch aus- 
geſprochen, ſolche Arbeitsbiicher auch auf die Lehrlinge auszudehnen. Ich glaube, 
es wird fih daher empfehlen, wenn über die beiden Abſätze meines Antrages 
getrennte Abftimmung ftattfindet. Alle Maßregeln, melde für Fabrikarbeiter in 
der Gewerbe⸗Ordnung vorgejchrieben find, auf die Lehrlinge zu übertragen, Halte 
ih nicht fir wlinfchenswerth, weil e8 dahin führen würde, Gejeßesbeftimmungen, 
welhe augenblicklich ſiark beftritten werden, und felbft der Reform bedürfen, 
hen jet weiter anzuwenden, als fie urfprünglich angewendet zu werden bes 
ſtimmt waren. 

Meine Herren! Worauf ih ein wejentlihes Gewicht Tege, das ift die 
Frage der neuen Innungen. Ich muß da zunächſt einen Irrthum berichtigen, 
den ich entnommen babe dem Vortrage des Herm Dr. Blum. Derielbe 
meinte, Daß die in dem erften Hamburger Entwurfe aufgeftellte Forderung, daß 
die Jurisbiction der Innungen ausgedehnt werde auf der Innung nicht Ans 
gehörige, daß diefe Forderung durchaus unzertrennlich fei von der Dee diefer 
Junungen ſelbſt. Meine Herren! So wünfchenswertb es auch wäre, wenn 
dieler Gedanke entſprechend den Ausführungen I. Schulze’s zur Durchführung 
gelangte, fo find wir und meine Hamburger Freunde durchaus nicht der Anficht, 
daß diefer Gedanke durchaus unzertrennlich von den neuen Innungen ift. Ich 
für meme Berfon, — darin ftehe ich allerdings vielleicht allein in der Hamburger 
freien Commiſſion, — bin der Anficht, e8 wäre felbft die Jurisdiction über die 
Mitglieder zu entbehren. Ich fehe daS Weſentliche in der ganzen Sade in 
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dieſer Vereinigung von Arbeitgebern und -Nehmern zu gemeinſamem Zus 
Meine Herren! Die Einwürfe, . bie gegen biefe neue Innung gemacht werder. 
find ſehr wenig ſchlagend. Herr Roth Bat gelagt: Es fer —* zu wen 

Bedacht genommen auf die Großinduftrie und die Hausinduftrie Ja, ma 
Herren, Eines kann fih nicht für Alle ſchicken. Soll dieſer Einwand cn 
Grund fen, daß, was für das Kleingewerbe paßt, — dem daß es dafür air 
pafte, hat Herr Roth nicht behauptet, — dem Stleingewerbe entzogen wer” 
Das werden Sie gewiß nicht wollen. Herr Prof. Schmoller bat gelagt, x 
ftehe den Innungen ſteptiſch gegenüber, wollen ihnen aber nicht hinderlich fe 
Wenn Sie diefer Anfiht find, meine Herren, dann nehmen Sie meinen Artız 
an, denn wenn Sie ihn verwerfen, werde Sie dem Emporlommen der nz 
Innung hinderlich ſein. Die jetzige Gewerbe-Ordnung, wie ich heute mot: 
ausführte, hat keinen Raum für dieſe neuen Innungen. Ich bitte Sie —9 
dringend, meine Herren, verweigern Sie dieſem neuen Inſtitute, welches mem 
Anſicht nach berufen ift, eine große Rolle in der Entwidelumg der gewerklibe 
Drgantfation zu fpielen, nicht den Boden, den ich für dieſes Inftitut von Ic 
erbitte. Ich weiß wohl, Sie find Feine Gefeßgeber; Ihre Worte werden air 
ſchwer wiegen, wenn ſchon in ber nächſten Seffion, jedenfalls in ver vur-# 
folgenden, dieſe Frage, durch Petitionen angeregt, an ben Reichſtag berantırıe 
wird. Deshalb bitte ih Sie, meine Herren, neben Sie diefen auf die x= 
Innung bezüglichen Antrag an. 


Bor. Prof. Dr. Naffe: Es wird jet noch eine Aenderung des Antrzzd 
Feliſch-Blödner mitgetheilt. Geſchäftsordnungsmäßig iſt eine Tolde 
derung nad Schluß ber Debatte nicht zuläſſig; wenn die Verfammlung rl 
eine Ausnahme machen will, fo kann fie ja dem ent|prechend beider 
Es follen in Abfat 3 des Antrages die Worte: „auf Grund einer beitand:z 
Prüfung” in Wegfall kommen. 


Prof. Dr. Held (zur Geſchäftsordnung): Ich glaube, ber Frage, ob 
ein Antrag vorliegt, dem wir noch Statt geben können, ift leicht aus dem | 
zu geben. Ich bitte, getvennt abzuftimmen über bie Worte: Auf Gum cat 
beftandenen Prüfung. | 


Borf. Prof. Dr. Naffe: Gewiß; es ift aber ein neue Amenden 
dieſe Worte zu ſtreichen, umb ich würde bem nicht Folge geben Bönnen, v 
fih ein Widerſpruch dagegen erhöbe. Wenn kein Widerſpruch erfolgt, weil 
ich, entprechend dem Modificationsantrage, abftunmen laffen. 

(Wiverfprucd erfolgt nicht.) 

Es würde nun die Trage jein, ob eine Specialbiscuifion über die einzelxs 
Theſen gewünſcht wird. 

(Rufe: Nein 


.) 

Wir fchreiten aljo zur Abftimmung, und zwar gevenfe ich fie fo venc 
nehmen, daß ich zuerft den Antrag Gehlfen zur Abſtimmung bringe, welt 
F elefen worden iſt und Zwangseinführung von neuen Gewerken für das zart 

Gebiet der nationalen Production forbert. 
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Joachim-Gehlſen: Ah bitte, den Antrag zu verlefen. 


Borf. Prof. Dr. Naſſe: Bei der Abſtimmung wird dies geichehen. 

Wenn diefer Antrag angenommen wird, fo würden ſich alle übrigen er: 
ledigen; wenn nicht, jo werde ich abftimmen laſſen über die einzelnen Ihnen 
vorliegenden lithographirten Anträge, und zwar mit dem Amendement, das 
nicht lithographirt vorliegt, von Bücher, demzufolge eine Einleitung den litho— 
grapbirten Theſen zugefügt werben jel. Ich werde dieſe Einleitung dann vor⸗ 
leſen. Dann, nachdem dieſe verfchiedenen Lithographirten Anträge ſaͤmmtlich zur 
Abſtimmung gebracht worden würde noch über zwei Ergänzungsanträge ab- 
zuftimmen fein: einmal den von Bücher, Bildung von freiwilligen Unter: 
fügungövereinen, und von Bernhardi (Bohum), Aufftelung geſetzlicher 
Normatio-Beftimmungen , betreffend die Abfaffung der Lehrling®verträge, und 
endlich über die Rejolution der Herren Brindmann, Bücher und Liebau, 
welhe die Angelegenheit des Unterrichtsweſens der Lehrlinge dein Ausſchuß zur 
gutachtlichen Vorbereitung und Berathung überweilen. 

Die in diefer Ordnung erfolgende Abftimmung ergibt 

1. für den Antrag Gehlſen und Genoflen \ oben ©. 146) die Mi: 
norität. 

Dagegen erhält der Antrag des Dr. Bücher, vor dem 1. Sage der Re⸗ 
ferentenanträge folgende zwei Süße einzufchieben: 

1.der Zuftand — Induſtrie (f. oben ©. 146); 

2. die zeithberige — zu geben (f. oben ©. 146) für den 1. Theil 
ve Majorität, während der 2. Theil auh abgelehnt wird. 

Die Referentenanträge werden hierauf in ihrem 1. Theile mit dem Amen: 
vement Schönberg, zwilhen den Worten „Vertretern — der Arbeit: 
geber“ eimzußhalten „der Staatsgewalt” und unter Ablehnung des 
Amendementd Brindmann-Fiebau angenommen. 

Der 2. Theil der Neferentenanträge erlangt mit dem Amendement 
Brindmann: einzufhalten zwifhen „einer — Brobezeit” die Worte 
„mindeftens einmonatlihen” die Annahme der Berjammlung. 

Ebenſo ver 3. Antrag: obligatorifche fchriftlihe Abfaffung und Regiftri- 
rung der Lehmerträge. Das Amendement Brindmann, das nur eventuell 
geftellt war, fällt weg, weil das frühere richt angenommen wurbe. 

Der 4. Antrag wird angenommen. 


Vorſ. Prof. Dr. Naffe: Der 5. Antrag ift von dem Herrn Referenten 
zurüdgezogen zu Gunften der Refolution, welche die Berathung des gewerblichen 
Unter richtsweſens auf der nächſten Berfammlung empfiehlt. 


Prof. Schönberg: Nr. 5 ift nicht zurüdgezogen, nur das Amendement 
Irindmann zu Nr. 5 fällt weg. 


‚Pr. Brindmann: Ich war der Anficht, auch den Hauptantrag, fo weit ich 
dabei beteiligt bin, wegzulaffen, da ich es für beſſer Halte, dann die Frage gar 
nicht zu berüßren. 
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Bor). Prof. Dr. Naffe: Ich babe das geichloffen aus ben einleiten 
orten der Refolution, welche lauten: „indem wir die von un® geſtellten Ar: 
träge über gewerbliches Unterrichtsweſen zurüdziehen‘. 


Prof. Schönberg: Dann erlaube ih mir, Nr. 5 wieder aufzumehme, 
Damit wir uns jedenfall$ ausiprechen für ordentlichen Unterricht in für Lebhrimz 
geeigneten Schulen, dagegen über die Trage, wie der Unterricht ımd ie 
weitere Organifation einzurichten fei, hinweggehen. 


Borf. Prof. Dr. Naffe: Ich bringe alfo Nr. 5 zur Abflummung. „Te 
ordentlichen Unterrichts u. |. w.“ 

(Wird angenommen.) 

Wir fommen num zu den Anträgen Brindmann und Liebau. Lieber, 
der weitgehendfte, jchließt den Antrag Brindmann in fih. Allerdings iık 
mir auf, daß bei Lie bau bloß in der Gewerbe-Orbnung 88 128 — 29 citirt fit, 
während die Paragraphen für jugendliche Arbeiter 128—132 find. 


Liebau: Die beiden fchienen mir die wichtigften zu ſein. 


Vorſ. Prof. Dr. Naffe: Der zurüdgezogene Antrag Bücher, der de 
felben Sinn bat wie der Jhrige jagt SS 128—132. Dann würde der Antrf. 
Brindmann eingelchloffen fein. 


Brindmann: Der Antrag ift nicht eingefchloffen. Die AWlterögrenz * 
Ihon eine andere. Es ıft ein felbftändiger Antrag. 


Borl. Prof. Dr Naffe: Ich werde alfo beide in der Yaflung, in te 

fie vorliegen, zur Abftimmung bringen. Der Antrag Brindmann laute: 
Verbot, Arbeiter unter 18 Jahren zu regelmäßiger Belchäftigey 

im Gewerbe: over Fabrikbetrieb anzunehmen, wenn diefelben nidt >. 


Brindmann: Id bitte um getrennte Abftummung für ben legten Sa 
(Der erſte Sag wird angenommen, der zweite: „Auf Lehrlinge finde it 
Beltimmung feine Anwendung“, abgelehnt.) 


Antrag Liebau: Ausdehnung der Skimmungen für Kinder und jugen 
Ihe Arbeiter in den Fabriken auf die Lehrlinge. 
. (Abgelebnt.) 


Antrag Feliſch-Blödner lautet jegt: Nach Erfüllung ber Lan: 
wird dem Lehrlinge ein Lehrzeugniß gegeben, in welchem demfelben de 
Fähigkeit, als Gefelle zu arbeiten, bezeugt wird, 

(Angenommen) 


Antrag Bernhardi (Bodum): Der Verein fir Socialpofitif emp! 
Aufftellung geſetzlicher Normativ-Beftimmungen x. 
Angenommen.) 
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An — Bücher: Bildung von freiwilligen Lehrlings- Unterſtützungs⸗ 
nen. 


Bucher: Ich möchte mir eine formelle Aenderung erlauben, damit wenig⸗ 
md ber Antrag paßt in die Reihe der Beichläffe: 
IP mgig: von freiwilligen Lebrlings-Unterflügimgs-Vereinen ift an- 


(Abgelehnt.) 


Antrag Brinckmann: Der Congreß wolle die in dieſen Anträgen 
aufgeworfenen Fragen des Fortbildungsſchulweſens in feiner Berbin- 
dung mit der Boltsichule x. 

(Angenommen.) 


3 


Die gelammten Belchlüffe über Lebrlingsweien lauten demnach nach ber 
dgültigen Rebaction: 

Der Zuftand des heutigen Lehrlingsweſens ſchädigt in gleicher Weile bie 
werböfähigteit der arbeitenden Claſſe und der nationalen Induſtrie. 

Um eine dem Intereſſe der Lehrlinge, der gewerblichen Production und ber 
Mewirthichaft entipredyende Ausbildung der Lehrlinge herbeizuführen, tft eine 
form des Lehrlingsweſens nothwendig. 

Insbefondere bedarf es: 

1) der Einrichtung beſonderer obrigkeitlicher Organe, welche, zuſammen⸗ 
geſetzt aus Vertretern der Staatsgewalt, der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer, das Lehrlingsweſen regeln und beaufſichtigen, und Streitig⸗ 
keiten in Bezug auf die Verhältniſſe der Lehrlinge entſcheiden; 

2) der geſetzlichen Einführung einer mindeſtens einmonatlichen Probezeit 
vor Rechtsgültigkeit der geſchloſſenen Lehrverträge, während welcher 
dem Lehrlinge wie dem Lehrherrn ber Rücktritt vom Lehrvertrage 


freiftebt ; _ 

3) der obligatorifchen jchriftlichen Abfaffung und Regiftrirung der Lehr⸗ 
verträge und der Aufitellung von Normativ-Beitimmungen, welde für 
den Fall, daß die Ichriftliche Abfaffung der Lebrlingsverträge nur in 
unzureihender Form flattgefunden Hat, ſubſidiär in Kraft treten; 

4) der Einführung von Strafen bei widerrechtlichem Lehrvertragsbruch 
gegen Thäter, Anftifter, Theilnehmer und Begünftiger, insbeſondere 
auch gegen Denjenigen, welcher einen Lehrling, willend, daß er ent- 
laufen ift, in Lehre oder Arbeit nimmt, oder bebält; 

5) des ordentlichen Unterrichts in für Lehrlinge geeigneten Schulen; 

6) des Berbotes, Arbeiter unter 18 Jahren zu einer regelmäßigen Be 
fchäftigung in Gewerbe- oder Fabrifbetrieben anzunehmen, wenn bie- 
jelben nicht mit einem in Gemäßheit des $ 131 der Gewerbe-Orbnung 
ausgeftellter und eingerichteten Arbeitsbuche verſehen find; 

7) der Borfchrift, daß nach Erfüllung der Lehre dem Lehrlinge ein Lehr⸗ 
zeugniß (Lehrbrief) gegeben wird, in welchem demſelben die Fähigkeit, 
als Gefelle zu arbeiten, bezeugt und beglaubigt wird. 
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In Anbetracht, daß die Anträge über das gewerbliche Unterricktämehen: 
zurüdgezogen worben find, empfiehlt die General-Berfammlung bie in Dielen An: 
teägen aufgeworfenen ragen des Fortbildungsſchulweſens in feiner Berbinbung 
mit dem Vollsſchulweſen, des Zwangs zum Beſuch von Fortbildungsſchulen c 
Errichtung von gewerblicden Fachſchulen und Lehrwerlitätten dem Ausſchuß m 
gutachtlihen Vorbereitung und Berathung auf dem nächſten ordentlichen Cougres 


Präſident: Meine Herren! Die Zufammenftellung der Anträge, Kir 
reihung der beiden letzten werden wohl dem Ausſchuß überlaffen. 

Ich ſchließe hiermit die Sitzung und bitte die Herren Ausſchußzmitglieder 
noch einen Augenblid bier zu bleiben. Es iſt ein Antrag während der Sam 
eingereicht worden, jet ſofort in eine Ausſchußſitzung einzutreten. Die morgen? 
Sigung findet 9 Uhr ftatt. Heute Abend Bereinigung im Löwen. 


Schluß 9 Uhr.) 





Dritte Sitzung. 


⸗Dienſtag, den 12. October. 
Vormittags 9 bis */, 12 Uhr. 


Vicepräfident v. Roggenbach: Die Sitzung ift eröffnet. Wir 
Üben über zu dem Gegenflande unfrer heutigen Tagesorbnung, den gegen= 
ärtigen Stand der Münzreform betreffend. Referent ift der Herr 
kif. Dr. Naſſe. 


Referat 
von Prof. Dr. E. Naſſe (Bonn) über die 
Münzreform. 


AS der Ausihuß des Vereins für Socialpolitik den Beſchluß faßte, bie 
Kiprehung der Münzreform auf die Tagesordnung zu fegen, befand fidh bie 
fentliche Meinung in Deutihland in einiger Aufregung über den Gang und 
ie Erfolge der-Reform. Während die neue Ordnung noch lange nicht durch⸗ 
führt war, behaupteten die Wechſelcourſe über ein halbes Jahr hindurch einen 
Stand, der die Ausfuhr unferer Goldſtücke vortheilhaft erfcheinen Tief. Während 
tan im inmern Verkehr ſich noch mit Papier und Silber bebelfen mußte, er- 
abr man Doch, daß in nicht geringer Quantität deutfche Goloftüde eingeſchmolzen 
ürden und daß jede fernere Ausprägung derſelben mit erheblihen Berluften 
erhrüpft fei. Ueber die Größe der Goldausfuhr gingen die Schägungen weit 
usernander, aber wenn fich biefelbe vielleicht doch noch in mäßigen Dimenfionen 
welt, jo war daran nur bie Schwierigkeit Schuld, Gold in größeren Quantitäten 
ufutreiben und das Agio, welches man an ven Verkehrsmittelpunkten fiir neue 
holdſtücke bezahlte. 
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Diefe Erfcheinungen beunrubigten das Publicum im bohen Grabe. Bon 
vielen Seiten wurde behauptet, man ſehe, wie verkehrt der Uebergang zur weine 
Goldwährung fe. Das Gold laſſe ſich num einmal in Deutichland nicht mrüf: 
balten. Die deutſche Regierung babe fehr weife getban, das Silber nicht ein 
zuzieben. Dan müfje fich den Weg offen halten, um dem Silber eme anden 
Stellung zu geben, al8 das Munzgeſetz in Ausficht genommen. Andere Hagte 
die übermäßige Verſchwendung der Deutfchen an, welche die Munzreform geführte. 
Die Handelöbilang fet deshalb fo ungünftig und erichwere der Reichöregierun 
ihre Aufgabe. Wieder Andere zogen aus der Golbausfuhr Argumente ;. 

unften von Schutzzöllen oder folgerten die Nothwendigkeit einer Rebuctiva 
ber Arbeitslöhne. Die Tohnfteigerungen und die unverſchümten Anſprüche ta 
Arbeiter Hätten und concurrenzunfäbig gemacht. Deshalb könne fein Selb in 
Lande bleiben. 

Diefe offenbare Irreleitung der öffentlichen Meinung fchien uns bedeute 
und wichtig genug, um einmal eime öffentliche Discuffion der Trage in an 
Kreife zu veranlafien, der weder die Verpflichtung fühlt, als Regierungspurt: 
jede Maßregel der Stantöregierung zu vertheidigen, noch umgelehrt den Ber 
empfindet, principiell der Reichsregierung Oppofition zu machen. 

Seit dem Monat Juni haben fi freilich die angedeuteten Berhälti: 
mweientlih geändert. Auf ver einen Seite übt auf unferen Geldmartt Ne 
Einführung des Bankgeſetzes und vor Allem die Einziehung der Beinen Xu 
einen empfindlichen Drud aus; die Banken müflen fi in der Creditgewährm 
beſchränken und den Disconto höher halten, al8 er unter andern Umftönde 
fein würde. Es kommt hinzu, daß die Einziehung der Heinen Noten großer 
theil8 gerade in die Zeit des gewöhnlichen Herbftbevürfnified an fleinen Zahlune? 
mitteln fällt, das diesmal bei guter Wein« und Kornernte und zahlreide 
Feſtungs⸗ und Eifenbahnbauten beſonders ſtark zu fein ſcheint. Während a! 
bei und der Geldmarkt feit einiger Zeit ziemlich knapp ift, wurde auf der andere 
Seite in London und Paris der Ueberfluß an Gold fo groß, der Disconte ': 
niedrig, daß fein Bedürfniß mehr nach Goldbezügen aus Deutichland Kefla: 
Daher find die Wechfelcourfe günftig geworden, die Goldausfuhr hat aufgeber. 
und das unmittelbare Intereffe an unjerer heutigen Verhandlung dürfte mw 
weit geringer fein, al8 e8 vor wenigen Monaten geweien wäre. | 

Leider aber können wir noch lange nicht Jagen, daß wir über alle Schwieri;‘ 
feiten der Münzreform hinaus wären. Allerdings nähern wir uns dr 
Beitpunfte, in welchem in ganz Deutichland die Reichswährung eingeführt m! 
aber auch dann noch befinden wir und in einem Uebergangszuſtande, der au’? 
Neue ähnliche Störungen der Reform, wie in den eriten Monaten dieſes Jahre. 
herbeiführen und vor Allem auf unjer Creditweſen ungünftig wirken fam. 

Während unfer Münzgefeg die reine Goldwährung als bie befinkix 
Ordnung unferes Munzweſens in Ausficht nimmt, find bei ung Silberthaler m* 
nur ein jederzeit vollgültiges, ſondern fowie ungünftige Wechfeleourfe eintretca 
das wichtige Zahlungsmittel. Ich fage wichtigfte® Zahlungsmittel nicht, wel 
ih behaupten möchte, daß die in Deutſchland umlaufenden Thaler die norbas- 
denen neuen Goldſtücke an Werth viel überträfen, fordern weil das für de 
großen Verkehr weitaus bedeutenpfte Zahlungsmittel in Deutſchland, wie ander 
wärts, in Banknoten und Bankanweiſungen befteht und weil keine Bank ih te 
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durchaus Iegalen Vortheils begeben wird, im Fall der Golvausfuhr, einem be- 
bentenden Andrang zur Einlöfung ihrer Noten dadurch zu begegnen, daß fie in 
Silber zahlt. Sowie fie nämlich in Thalern ihre Noten einlöft, berührt fie 
die Nachfrage nach Gold zur Ausfuhr nicht. Denn der Wechſelcours auf London 
müßte ganz enorm, mindeſtens auf 71/, Thaler, fleigen, ehe e8 bei ben gegen- 
wörtigen Silberpreiſen vorteilhaft würde, Thaler nach London zu ſenden. Da 
würde jedes Goloftüd aus dem kleinen Verkehr aufgelefen werben, ehe man fich 
an die Banken wendete, um Silbertbaler zur Ausfuhr von ihnen zu fordern. 

Diefer Zuftand bat nad, mehreren Seiten bin fehr bedenkliche und 
nahtbeilige Wirkungen. Schon das Verhältniß ift ein Läftiges, daß in 
Zeiten ungänftiger Wechlelcourje und an Orten, von denen aus eine Golbaus- 
fuhr Leicht erfolgen kann, Goldſtücke nicht zu haben find, fondern daß man fich 
mit 100-Mark-Noten und Silbertbalern bebelfen muß. Die Silberwährung 
wird Heutzutage nur durch Kleine Banknoten erträglich; bei einem überwiegenden 
Gebrauch von Silbergeld im Heinen Verkehr ift die 100-Mark-Note viel zu 
groß. Biel wichtiger aber ift, daß, weil die Banken in Silber zablen bürfen, 
die natürliche Correctur, ſowohl für einen unglinftigen Stand der Werhfelcourfe, 
wie für allzu bereitwillige inländiſche Erebitgewährung feblt. 

Zwiſchen Ländern metalliiher Währung regelt fi der Zufluß und ber 
Abflug der edlen Metalle dur Einwirkung auf den Discontofag. Denn Baar⸗ 
ſendungen nach dem Auslande pflegen dem Sapitalmarkt entnommen zu werben. 
Die Banguierd, welche fie machen, discontiren Wechiel, verlaufen Werthpapiere 
md entnehmen das entiprechende Metallgeld den Baarvorräthen ber größeren 
Banken, den einzigen Reſervoirs, aus denen man fir folde Zwede Ichöpfen Tann. 
Einem ſtarken Abflug aber des edlen Metalls aus ihren Cafjen müſſen die 
Banken durch Ereditreftrictionen, insbeſondere Discontoerhöhmgen, zu fteuern 
ſuchen. Der dadurch entftehende Drud auf den Capitalmarkt aber und das 
Sinten des Preiſes der zinätragenden Werthpapiere und Iangfichtigen Wechfel 
wird dann entweder Capitaläbertragungen nach dem ſchuldenden Panbe hervor⸗ 
rufen und dadurch die Zahlungsverpflichtungen nach dem Auslande ausgleichen, 
oder er wird fi dem Waaremmarfte mittbeilen und dort ein Sinfen der 
Waarenpreiſe bewirken, das wieder eine verminderte Einfuhr ausländifcher, eine 
vermehrte Ausfuhr inländiſcher Waaren zur Folge bat. 

Zur Zeit num aber ift die Wirkung diefer felbftthätigen Schraube völlig 
lahm gelegt. Da die Banken kein Gold hergeben, wenn Gefahr ift, daß 
8 ausgeführt wird, fo erleiden ihre Baaworräthe auch durch die Goldausfuhr 
nur in indirecter und darum umbebeutender Weile. Ihre Caſſen waren im 
Frühling und Sommer bei den unglinftigften Wechſelcourſen reichlich gefüllt, fie 
leerten ſich erft, als der inländifche Begehr begann. Die Folge ift, daß die 
Bechfelcourfe nicht nur weit unter den Stand finfen fönnen, bei dem die 
Goldausfuhr vortheilhaft wird, fondern daß diefer Zuftand ſich auch Tange Zeit 
erhalten kann und wir jeglicher Garantie entbehren, daß eine Mark im Welt: 
verkehr Ya, Pfund fein Gold gilt. Sie kann diefen Preis haben, ebenfo wie ein 
uneinlößliches Papiergeld auf den Paricours kommen Tann, aber eine Sicherheit 
dafür Haben wir nicht. Für die Geltung unferer Baluta im internationalen Ver- 
kehr kommt ja fehr wenig in Betracht, ob wir in Gold, Silber oder Kupfer 
unjere fleinen Zahlungen im Inlande ausgleichen, fondern faft ausſchließlich, 
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wie viel Gold oder Silber man für große Summen an ben großen Beckchrk 
mittelpuntten jederzeit haben kann. Die großen Zahlungen aber an den Börie- 
plägen, welde die Mittel Tiefen zu internationalen , geidheben 
durch Banknoten oder Bankanweiſungen. So lange man nun ba Realikrum 
berfelben nicht darauf rechnen kann, für 1395 Mark wirklich annähernd 1 Pfm 
fein Gold zu befommen, ſondern mır annähernd 15%, Pfund fein Eilker; I 
lange man das Gold in einem folden Falle mit Mühe und Zinsverluſt ci 
aus dem feinen Verkehr auflefen muß, fo lange können wir auch nicht erwanca 
daß im Welthandel 1395 Markt annähernd foviel wie 1 Pfund fen Ge: 

gelten. Mag unjer Münzgeſetz immerbin feftjegen, daß aus 1 Pfund Geld ra 
1395 Mark geprägt werden können — fobald nicht Bedarf nad Auspräs:r! 
von beutichen Goldſtücken für die inländiſche Circulation, fondern zum Berian: 
nad dem Auslande ift, kommt dieſe geſetzliche Beftimmung für den Werth da 
beutichen Währung nicht in Betracht. Wir müſſen und daher auf lebhaen 
Schwankungen in den Wechſelcourſen gefaßt machen, wie wir fie dies Jahr ': 
bisher umerhörter Weife ſchon erlebt haben. Wir haben eine Obergrenze, mel 
befteht in dem Stande, ber die Beziehung von Gold aus dem Auslanie ı= 
Die Ausprägung in beutſche Münzen oder den Verkauf an die Reichsbank mi: 

lich macht, eine Untergrenze, welche befteht in dem Stande, welcher die Verfentur; 
von Zhalern nad) dem Außlande und ihren Berkauf einträglich erſcheinen 17 

Zwiſchen beiven Grenzen ift zur Zeit ein enormer Spielraum. 

Aber aud für bie inländifhe Creditgewährung der Bat: 
mangelt der wichtigfte Mafftab. Wenn die Banken eined Landes zu bereimil: 
Credit gemähren, fo entfieht ein Stand ber Preife von Wertpapieren u: 
Waaren, ber eine vermehrte Beziehung derfelben vom Auslande, eine verminxt! 
Abfuhr derſelben nach dem Auslande zur Folge hat und in Folge derfelben : 
ungünftiger Stand der Wechfelcourfe und Goldausfuhr. Anden aber tv. 
Goldausfuhr vorzugsweife aus den Caſſen der Banken jhöpft, nöthigt je “ 
Banken, zur Erhaltung der nothwendigen Baaroorräthe, Creditreftrictionen rx' 
zunehmen und fo die Urſache der Goldausfuhr zu- entfernen. Das it e 
wejentliher Borzug' der Länder mit metallifcher Währung vor denen mit Pare 
valuta, daß fie dieſes Warnungs⸗ und Schutmittel gegen übertriebene Gr: 
gewährung und Speculation befigen und niemals wäre unjere Schwindelpered 
1871—73 auf eine foldhe Höhe gelangt, wenn nicht dies Sicherheitsventil br 
bie Kriegöcontributionszahlungen künſtlich verichloflen geweien wäre. Daß N 
jelbe auch jegt nicht in Wirkſamkeit iſt, mag in diefem Augenblid weniger d 
denklich fein, weil viele Zettelbanken ohnehin durch die Einführung des Br 
geieges zu Creditreftrictionen genöthigt find und weil wir voraußfichtlic destul 
bis Ende bed Jahres einen im Bergleih zu unſeren Nachbarländern beta 
Disconto behalten werben. Aber wenn diefe Operation vollendet, 
gelnde Einlösbarfeit der Banknoten in Gold für unfer Greditfgftem viel * 
licher als die kleinen Noten, die jetzt mit ſo großen Opfern beſeitigt 
jemals geweſen ſind. 

Daß man aus ſolchen Zuſtänden mit aller Energie herauszukommen | 
ift eigentlich fo ſelbſtverſtändlich, daß eine dahin gehende Nefolution Bielen 
ganz überflüfftg erfcheinen Lönnte Aber einmal bereitet das Reicbömänge! 
einige Schwierigkeiten, infofern e8 feftfegt, daß die Thaler 58 zum vallg 
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Außercoursſetzung vollgültiges Zahlungsmittel in allen Zahlungen bleiben 
ſollen und dann ſcheint die Neichöregierung bie Gefahren, die ich foeben dar⸗ 
zuthun mir erlaubte, nicht fo hoch zu veranichlagen, wie Die mit der Einziehung 
der Silberthaler verbundenen Nachtheile. Schon bei den Debatten über das 
Münzgefeg meinte der Abgeorbnete Bamberger, wenn erft der Zeitpunkt 

en wäre, in dem bie Reichswährung im ganzen Weich hergeftellt wäre, 
werde die Reichöregierung zu dem Augenblid jagen: „verweile do, du bift 
jo ſchön“ und die weiteren Maßregeln zur Durchführung der Reform ein- 


ftellen. 

Und in ver That läßt fih aus dem bisherigen Verhalten ver Neichs- 
regierung auf ihre ſehr entichiedene Abneigung gegen jede Einziehung größerer 
Silbermengen fchließen. 

Sie Hat bis Ende October vorigen Jahres 911 Mil. Mark mehr an 
neuen Reichsmumzen geprägt, al8 an alten eingezogen und diefelben bis auf einen 
Betrag, der 150 Mill. Mark nicht erreicht, in Umlauf gebracht oder den Banfen 
überwiefen gegen Erftattung des Gegenwerths in Noten und Silbergeld. lm 
dieſe Thatjache zu würdigen, muß man erwägen, daß die beiten Schägungen der 
Menge ded vor der Münzreform umlaufenden deutjchen Metallgeldes auf 1200— 1500 
Mill. Mark hinauskommen. Allerdings erweiterte ſich das deutſche Münzgebiet um 
Einiges, aber andererſeits kam zu dieſer enormen Vermehrung des geprägten Geldes 
in Deutſchland noch der Umſtand, daß während der Kriegscontributionszahlungen 
und des dadurch herbeigeführten abnormen Standes der Wechſelcourſe manche deutſche 
Banken Goldbarren vom Auslande bezogen, die in ihren Caſſen als Baardeckung 
der Noten das baare Geld vertreten fonnten und alfo auf den Geldumlauf des 
Deutſchen Reiches genau wie eine Vermehrung der gefeglihen Zahlungsmittel 
wirften. Diele ganz beifpiellofe Zunahme der allgemein gültigen Umlaufsmittel 
Idien der Reichsregierung offenbar unbedenklich, während von ihren Vertretern 
die Zunahme der ungededten Notenausgabe als überaus nachtheilig beklagt 
wurde. Und doch betrug diefe, wenn wir die Jahre 1872/73 mit 1869/70 
vegleihen ‚ noch nicht den festen Theil der Vermehrung des deutfchen Me— 
tallgeldes. 

Natürlicher Weiſe konnte das letztere ſich nicht in dieſer Menge dauernd 
im Lande erhalten. Sowie der Anlauf von Wechſeln auf Deutſchland, den die 
franzöſiſche Regierung auf allen Wechfelplägen vornahm, aufhörte, und ſowie die 
fieberhafte Erregung der Unternehmungsluft und die gewerbliche Thätigfeit fich 
beruhigte, trat die Rückſtrömung ein. Zuerſt floffen befanntlich die fremden 
Rünzen holländifcgen und franzöſiſchen Gepräges aus den Grenzdiftricten, dann 
De öfterreichifchen Gulden und endlih auch Das deutſche Metallgeld ab. Ale 
diefer Moment Ende 1874 erreicht war, konnte denn body eigentlich fein Zweifel 
mehr fein, daß die umlaufende Menge Metallgelves rebucirt werden mußte. 
Ueberließ man die Reduction dem freien Berfehr, fo würde natürlicher Weife 
Gold ausgeführt und die Vollendung der Münzreform verzögert; übernahm bie 
Reichsregierung ſelbſt die Rebuction, fo Eonnte fie Silbergeld einziehen und das 
derfäumte nachholen. Aber auch während der Periode der Goldausfuhr ge- 
ſchahen keine energifchen Schritte in der Richtung. Man wollte in Deutſchland, 
cab der „Economift‘, die Silberwährung. behalten und doch die Goldwährung 

ven, 
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Als Grund für dieſe Bandlungẽweiſe iſt vor allem der Zuſtand unter 
DBankwejens angeführt worden. Die Einziehung des Silber würde nur y 
einer vermehrten Emiſſion Fleiner Roten führt Baden. Aber mir ſcheint m 
Gegentheil, daß es wohl kaum ein wirkjamere Mittel zur Beſchränkung dr 
Notencirculation Hätte geben künmen, als Herftellung ihrer Einlößbarkeit x 
Sol. Sofort beim Beginn der Goldausfuhr würde man ſich an die Bante 
gewandt haben, um Gold von ihnen zu erlangen, und fie würden fo genätk; 
geweſen ſein, ihre Creditbewilligung und Notencireulation einzufchränfen. Und mi 
für die inländiſche Circulation wird man gewiß Häufiger bie —— x de 
Banken in Anſpruch nehmen, ftatt ſich mit Heinen Noten zu begnügen, wer 

man die Wahl zwifcen Gold und Noten Bat, als wenn man flatt der Neta 
ſchwerfälliges Silbergel» mit ſich fchleppen muß. 

Das zeigt ja die Erfahrung der legten Donate zur Evidenz. Eeit ti 
Preußiſche Bank in Gold zahlt, iſt ihr Baarvorrath Ei gefchiwunden. ln 
beſſer wäre es geweien, wenn bieler Begehr des Publiumd nad bem rem 
Gold zur Füllung feiner Caſſen damit nicht gleichzeitig mit der Notemeinziebes 
eingetreten wäre. ‘Die Geldklemme wäre dann nicht fo empfindlich gemworte 

Wenn aber doch die Furt vor den Tleinen Noten von Verminderung x 
metalliihen Zahlungsmittel abhielt, fo hätte fie doch noch viel mehr vor Cu 
rufung der älteren deutſchen Soldftüe, als vor der der Silberthaler abſche 
müflen, denn bie 10-Thalernoten waren doch noch viel mehr geeignet, 
Friedrichsd'or zu vertreten, als die Thaler. 

Es find daher wohl ohne Zweifel noch andere, viel triftigere Grünke :: 
weſen, welche die Reichsregierung zu ihrem Berhalten beſtimmt haben, —* 
bie zum Theil auch gegenwärtig noch fortbeſtehen und in den nächſten Zay: 


fortbeftehen werben. 
Einmal bat man behauptet und namentlich der ‚aruiice Sinai 
hat dieſe Anficht in feiner Rede vom 16. November v. I 


Verlehr könne die Silberthaler in größerer Menge nicht entbehren ‚ und na 
habe mit Ruckſicht auf das Bedurfniß alle Urfahe, mit der Einziehung ! 
jelben vorfihtig vorzugehen. Wahrſcheinlich werbe ſich ——e daß weria 
Thaler in Circulation ſeien, als man gedacht, oder viel mehr Silberged 
Umlauf bleiben müffe, al8 man in Ausfiht genommen. 

In dieſer Hinfiht dürfte aber wohl zu unterjcheiden fen. Kam de 
Verkehr die Thaler nicht entbehren, weil fie die noch mangelnden Golbmir: 
vertreten müflen, over weil noch nicht binlänglih neue Silberjcheidemin: 
geprägt find? 

Was Die nen benriuhei ber Thaler für größere Zahlungen angeht, | 
war im vorigen Herbft, als der Finanzminiſter ſprach, und dieſen Semmer: 
Goldausfuhr gewiß ein ganz untrüglices Zeichen, Daß Damals die Mes 
des umlaufenden Geldes die Bedürfniſſe des Vectehrs überſchritt umb eim E* 
ſchränkung befjelben unumgänglih machte. Wenn jegt das Verhältniß in Fe: 
eben ber ftattgehabten Goldausfuhr, der Einziehung der fleinen Noten umd 
gewöhnlichen Herbftbebürfnifies an Bahlungsmitteln ein anderes ift, fo km 
glüdlicher Weile gegenwärtig auch ein Erſatz des etwa einzuziehenden Ei“ 
duch Gold in ziemlich raſchem Tempo erfolgen, denn die beiden großen Kr: 
reſervoire der Welt find zum Ueberfließen voll, und es wird leicht fein, «7 
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ſehr großen Theil des nen anlommenden Goldes nach Deutfchland zu lenken. 
Daffelbe bedarf dann feiner Ausprägung, um für den Verkehr nutzbar zu fein, 
fondern kann ungeprägt die Baarbeſtände unferer Banken ergänzen. 

Schwieriger liegt die Trage in Bezug auf die Vertretung der Silber- 
ſcheidemünze, die unferm alten Silbergeld zur Zeit noch obliegt. Das Münz- 
gejeg nimmt die Prägung von über 400 Mil. Mark Silbermünze in Ausficht 
(10 Mark pr. Kopf der Benölferung) ; bis jegt find 130 Mil. Mark geprägt. Es 
Heben daher noch nahe an 300 Mil. Dark zu prägen, zu deren Ausprägung 
nah den bisherigen Erfahrungen nod eine Reihe von Jahren erforderlich fein 
wırd, befonder8 wenn, wie dad höchſt wahrſcheinlich ift, die Münzen in nächſter 
Zeit wieder mehr für die Golbprägung in Anſpruch genommen werden. Auch 
finnen die !/g= und Ys-Thalerftüde zur Ausfülung der Lücke nicht genügen ; 
denn von ihnen ift, nachdem jet die 1/s-Thaler zum heil fchon eingezogen, 
ſchwerlich viel mehr als der dritte Theil, höchſtens die Hälfte ver Summe in 
Umlauf, die an Scheidemünze nach dem Münzgeſetz noch zu prägen iſt. Dazu 
kommt, Ppa Zweifel beftehen, ob die vom Munzgeſetz in Ausſicht genommene 
Summe von Sildermünzen genügen wird. Ich perfönlih würde geneigt fein, 
die Frage zu bejahen, aber man muß zugeben, wir Deutichen find jo jehr an 
ven Gebrauch von Siebergeld gewöhnt, bei unferer geringen Wohlhabenheit 
überwiegen fo ſehr die Heinen Zahlungen und in mandyen ländlichen Diftricten 
it die Oeldeireulation noch jo langſam, daß möglicher Weiſe 10 Mark an Silber- 
münze auf den Kopf der Bevölkerung nicht genügen werben. 

Diefe Umftände machen e8 ungewiß, wie viel Thaler zur Zeit eingezogen 
werden Dürfen, und rüden jebenfall® den Termin zu ihrer Außercoursfegung 
noch weit hinaus. 

Deshalb ſcheint mir ein im Münzgefeg allerdings nicht vorgefehenes 
Zwiſchenſtadium nothwendig. 

Wenn die Thaler als Scheidemünze zur Zeit noch unentbehrlich, als voll⸗ 
gültige Münzen fchädlich find, fo Tiegt nichts näher, als ihnen die Eigenſchaft 
end vollgültigen Zahlungsmittels zu entziehen, die als Scheivemünze zu Laffen. 
Sp wie diefer Schritt geichehen ift, find wir in der effectiven Goldwährung und 
haben mit einem Schlage alle unfere Banknoten und Zahlungsverſprechen, die jet 
in Silbermünze eingelöft werden können, in Zahlungsverſprechen auf Gold um⸗ 
gewandelt. Zu diefem Zweck ift es nicht einmal nothwendig, in der Beſchränkung 
der Amahmepflicht bis auf das vom Reichsmünzgeſetz für Silbermünzen be 
fimmte Maß zurüdzugehen. Statt 20 Mark genügt es, die Annahmepfliht auf 
Deträge zu befchränten, die unter dem Betrag der Fleinften Banknoten bleiben, 
denn dann iſt ja die Einlösbarkeit der Noten in Gold bergeftellt. 

Natirlicher Weife fest diefe Maßregel voraus, daß Einlöfungscafien er- 
richtet werden, bei denen größere Beträge von Reichsgoldmünzen umgeſetzt werben 
tinnen. Die Banken und alle diejenigen, denen große Duantitäten Thaler 
allmälig in Heinen Beträgen zugeben, welde fie im Meinen Berfehr 
nicht wieder auszugeben oder fonft umzufegen Gelegenheit haben, müfjen 
ih diefer Geldſtücke an ſolchen Caſſen entledigen innen. So erhält ver Ber- 
tehr Gelegenheit, alle die Thaler, die er zur Heineren Umfägen unter 100 Mark 
nicht bedarf, auszuftoßen, und die ſchwierige Frage, wie viel Silber man jetzt 
einziehen darf, erledigt ſich von felbft. 
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Das führt num aber auf einen anderen, meer Ueberzeugung nach, wätand 
gewichtigſten Grund, der die Reichsregierung von ſtarken Silbereinziehunge 
abgehalten bat, nämlich die Schwierigkeit, das eingezogene Silber zu verwerthen 
Der Preis des Silbers iſt in den legten Jahren faft continuirlich bis auf 
einen niemald zuvor erreichten Punkt (55'/, d) gefallen. Die von tan: 
atlantifchen Plägen ankommenden Silberjendimgen blieben in diefem Sommer: 
in London oft Wochen lang unverkauft. In den legten Monaten ift frals 
wieder eine Bellerung eingetreten, aber fie ift jo unbedeutend, daß wir uns der 
Frage nicht entſchlagen dürfen: „It die Reichsregierung auch im Stande, tz 
bei den vorgeſchlagenen Einlöfungscafien eingehende Silber an ſich zu nehme 
und zu verwerthen?“ 

Zunächſt nun, glaube ich, wird man die Summen, die bei den Einlälung: 
caffen zum Umtaufch yräfentirt werden, nicht zu hoch veranichlagen Lürte. 
Größere Beitände von Silbergeld befinden fih in Deutihland wohl nur in de 
Banken und in den öffentlihen Gaflen. In den bebeutendften ettelbanteı 
waren ſchon Ende Uctober vorigen Jahres 4, ded Baarvorraths Gold r:: 
1/, Silber, und der preußiſche Finanzminiſter veranfchlagte auf Grund diie 
Ermittelungen den ganzen Vorrath der Banken an deutichen Silbermünzen 3 
ca. 50,000,000 Xhle. Lin den Staat: und Regierungs-Hauptcaifen der 
größten deutſchen Staats befanden fi Anfang Septeinber ca. 500,000 Zur 
in %, und %, Thalerftüden. Den Banken wird man faft den ganzen, wah:| 
ſcheinlich ſet dem vorigen Jahr nod einigermaßen verminderten Befland = 
nehmen müſſen. Sleine Beträge werden fie indeß immerhin für die Bequemlidis 
ihrer Kunden vorräthig Halten müflen, wie ja aud die Bank von Eng 
immer ein paarmal bunderttaufend Pfund Sterling Silbergelm in Caſſe bi 
um je nad Bedürfniß das Publicum damit zu verſehen. Noch mehr mern 
die Staatscaffen für ihre eigenen kleinern Zahlungen eine gewiſſe Drenge Sk: 
geld vorräthig halten müfjen, und die Privaten endlich werden wahrſcheinlich cz! 
jelten und nur allmälig größere Duantitäten Silberthaler zur Einlöfung br“. 
wenn biejelben, wie ich immer vorausſetze, geſetzliches Zahlungsmittel bei al 
Zahlungen unter 100 Mark bleiben. Eine Schägung der vorausſichtlich = 
gehenden Beträge ift bei den überaus mangelhaften Daten, auf Grund wa 
fie erfolgen muß, eine überaus mißliche Sade. Indeß ftehe ich doch nicht cy 
meine Ueberzeugung auszuſprechen, daß im Laufe eines Jahres nach Eröffn:s 
der Einlöfungscafjen jchwerlid viel über 300,000,000 Mark eingeben wirkt 

Nun möchte ich einen raſcheren Verkauf dieſes Silber, ald er bieda 
ftattgefunven, felbft zu ſinkenden Preifen für fehr angezeigt halten. Bei ans 
Warten auf Bellerung des Marktes fann man fi ſehr täufchen. So enäbit 
bei den Verhandlungen der Generalftanten über das neue niederländiſche Münr 
gejeg der Director der Niederländiichen Bant, Daß gegen Ende 1873 eine beut'%& 
Bank für die deutiche Regierung 2,000,000 Thlx. zu 591/,d verdauft uk 
Darauf hätten indifche Hänfer fich erboten, zu demſelben Preife noch 4 Miles 
zu nehmen. Man babe nach Berlin telegraphirt. Es fei die Antwort * 
kommen, wir verkaufen nicht mehr unter 60d. Bald darauf ſank der Gear 
immer weiter, zulegt bi8 56d und darunter. Soweit wir bis jet 
tbeilen können, ift daher die Zurückhaltung der deutſchen Regierung auch finanikk 
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uwortheilhaft geweien und für die Zukunft läßt fih in keiner Weile voraus- 
ſehn, ob wir unfer Silber künftig befler oder fchlechter verlaufen werben. 
Aber wenn auch ein raſcheres Vorgehen als bisher fich empfehlen dürfte, 
die Hoffnung können wir nicht hegen, daß alles Silber, welches bei den vor 
lagenen Einlöfungscafien einginge, fi ſofort verfaufen Tiefe. Ich wenigſtens 
be bis jeßt unter Allen, die fih um dieſe Dinge bekümmert haben, nur die 
übereinftimmende Unficht gefunden, daß, wenn man unter den jesigen Verhält⸗ 
mflen des Silbermarktes in kurzer Friſt einen wirklich erheblichen Theil des 
bei uns biöponibel werdenden Silbers verlaufen wollte, ich will fagen ın 
Jahresfriſt etwa 100 Millionen Thaler, das nur zu wahren Schleuber- 
preiien möglich wäre. Die Verhältniſſe können ſich ändern, die Silberausfuhr 
nah Oftafien, die Silberausprägungen in Amerika können unerwartete Dimen- 
fionen annehmen, aber abgefehen von unberechenbaren Conjuncturen wird es 
ganz unvermeidlich fein, einen Theil des eingehenden Silber vorläufig zu 
aſſerviren. 

Bis zu einem nicht unweſentlichen Betrage kann das wohl in den Reichs⸗ 
caſſen geſchehen. Im November v. J. z. B. theilte der preußiſche Finanzminiſter 
dem Reichſstag mit, daß das Reich für mehr als 40 Millionen Thaler Gold 
und Goldmünzen disponibel habe. Sole VBorräthe würden am beften zur 
erſten Dotirung der Einlöfungscafien verwandt und allmälig durch Silberthaler 
erjegt werden. Auch Zönnte der Credit, welchen zur Durchführung der Miünz- 
reform der Reichstag jährlich bewilligt, und der in diefem Jahre erheblich ein- 
geſchraͤnkt iſt, zu diefem Zwecke wohl wieder auf das frühere Maß, 50 Mil- 
lionen Thaler, erweitert werden. — Wenn ferner erft einmal mit der Ausprägung 
größerer Silbermünzen ernftlid) vorgegangen wird, jo wird auch die eigene Aus- 
mänzung viel größere Summen abjorbiren, als biöher. 

Außerdem aber jcheint mir ein Vorſchlag, der meines Wiſſens zuerft von 
Dr. Soetbeer in der Hamburger „Börfen-Halle” gemacht ift, höchſt beachtens- 
werth. Er bat vorgeichlagen, damit das alte Silbergeld raſcher aus dem 
Verkehr gezogen werde, die deutſche Reichsbank möge ca. 300 Millionen Mark 
Siberthaler anfammeln und als partielle Dedung für ihre Noten verwenden. 
Er fagt, es ift faum denkbar, daß der Baarvorrath der Hünftigen Reichsbank, 
deren Notenumlauf durch die Ausdehnung ihrer Geſchäfte und die Aufhebung 
der Noten-Emiffion mehrerer der jegigen Zettelbanfen fteigen muß, jemals unter 
400 Millionen Mark finten follte, und welchen Nachtheil könnte es der Wirk: 
jamfeit oder dem Credit der Centralbant zufügen‘, wenn hiervon vorläufig ca. 
300 Millionen Mark in altem Silbercourant aufbewahrt würden. Ich glaube 
nicht, daß bei Dem Vorfchlage, den ich Ihrer Erwägung zu unterbreiten mir 
erlaube, es nothwendig ſein würde, fo weit zu geben. Ein geringerer Betrag 
würde ausreihen. Uber andererfeitd darf ich nicht unerwähnt laſſen, daß 
Soetbeer bei feinem Vorſchlage von der Vorausfegung ausging, daß die Thaler 
8 zu ihrer Außercoursiegung vollgültiged Zahlungsmittel bleiben. Indeß ift 
biefe Differenz nicht gerade weſentlich. Die Bank foll und wird nicht in bie 
Lage kommen, diefe Thaler zur Noteneinlöfung zu verwenden, fonbern fie witrbe 
dieſelben innerhalb eines gewifien Zeitraumes allmälig für Rechnung des Reiches 

tmöglichft zu convertiren haben. Sie würden alfo in dem Baarvorrath der 
Reichsbank dieſelbe Stelle einnehmen, welche das silverbullion in der Bank von 
13 * 
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England früher eingenonnnen bat. Diefelbe bat früher immer einen Theil 
ihres Baarvorraths in Silberbarren gehalten und noch jest iſt Das Ye 
department berechtigt, fir Silberbarren Noten auszugeben, jedoch Darf vet 
Silber nicht über den vierten Xheil des Geldes betragen, für welches Noter 
ausgegeben find. Möglicher Weile würde das Silber bet unferer Bank can 
Zeit lang einen ſtärkeren Bruchtheil des Baarvorraths ausmachen, aber fucerfjir: 
von Monat zu Monat würde der Betrag fi) vermindem, und während ti 
Bank von England möglicher Weile bei der Veräußerung von Silberbarce 
Berluft haben könnte, fol das Deutſche Reich gehalten fein, für jeden beim Fer- 
kauf etwa entftehenden Berluft die Bank ſchadlos zu halten. 

Ich kann daher keine Gefahr in dieſem Soet beer'ſchen Vorſchlag ſeben. 
glaube vielmehr, daß derſelbe, indem er bie Einlösbarkeit aller Banknoten a 
N gt überaus geeignet ift, unfer Creditweſen auf eine ficherere Bari 
zu 
Ich erlaube mir daher, die Reſolutionen, weldie in Ihren Händen ſird 
(f. unten), zur Annahme zu empfehlen, fie find, um fie kurz zu dharafterifire, 
ein Verſuch, die Forderung baldiger Einführung der effectiven Goldwährung a 
vereinigen mit der Nothwendigkeit vorläufiger Circulation bedeutender Ou:> 
titäten des alten Silbergeldes im Inlande und langſamer Verwerthung des > 
gezogenen Silbers. 











Theien 
bes Referenten Prof. Dr. E. Naſſe. 


1. Nah Durchführung des Reichsbankgeſetzes ift e8 zur Wahrung } 
Werthes der beutichen Neihswährung, ſowie zur Sicherung & 
richtigen Diecontopolitit Seitens der Zettelbanfen dringend nothwend 
daß unter Aufhebung von ‚Art. 15, 1 des Heihömünzgeieges die I 
nabmepflicht der Ein- und Yweithalerftiide deutſchen und öſterreichi 
Gepräges auf Beträge, die 100 Mark nicht erreichen, beichränft 
zugleih Caſſen errichtet werben, an benen größere Beträge t-r 
Münzen gegen Reichsgoldmünzen umgetaufcht werden kürmen. 

2. Soweit die zur Einlöfung kommenden Ein und Zweithalerſtũde ‘2 
nicht fofort verkaufen laſſen, find dieſelben 
a) in den Reichscaſſen aufzubewahren, um allmälig ın Reihejlk: 

münzen ausgeprägt ober verkauft zu werben; 

b) zu einem 300 Millionen Mark nicht überfteigenden Betrage ırre 
Garantie des Reiche für einen gewiſſen Goldwerth der Radetc? 
zu überweifen, bei der fie als geſetzliche Baardeckung der Krız 
vorläufig gelten können. Die Verwerthung dieſes Silbers br 
dann allmälig in den näcften Jahren nach Rechnung des Kal 
zu erfolgen. 


Zugleich mit dem Neferate kam folgende Zufammenftellung zur Ker 
theilung: 
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Samter: Meine Herren! An das alte Sprüchwort anknüpfend, »: 
Reden Silber, Schweigen Gold ift, glaube ich, nachdem bereits zwei Tage & 
unferen Debatten die volle Silberwährung geherrſcht hat, daß der Congreß ke 
bei der Mimzfrage vorausfichtlih zur Goldwährung übergehen wird. Ib ri 
dieſes Schweigen durch einige Bemerkungen unterbrechen, die ih an ben bit‘ 
lehrreichen und intereflanten Vortrag des Herm Präfidenten tnüpfe, obglad “ 
aufrichtig geftehen muß, daß ich mit feinen Schlußrejultaten nicht einverftane 
bin. Ih will Sie nicht damit aufhalten, daß das Geld- und |peciell das Wir: 
weien eines der am ſchwierigſten zu behandelnden Themata ift, und bat d 
eigentlich unmöglich ift, unvorbereitet über daſſelbe ein ſachgemäßes Urtbel ; 
fällen. Beſonders was die Zahlen, die und auch bier angeführt find, —* 
fo müſſen dieſelben — Sie wiſſen ja, bei allen ſtatiſtiſchen Zahlen iſt dies x 
Fall — mit der größten Vorſicht aufgenommen werden. Denn vergeſſen 5* 
nicht, Daß gerade Geld das Leicht beweglichſte Element auf dem ganzen wind 
Ichaftlichen Gebiete if. Site können fagen: ın fo und fo viel Jahren Fr 
und fo viel Münzen geprägt: wie viel aber in Umlauf find, das entzieht *3 
jeder auch nur annähernden Schätung, und ich glaube nicht zu irren, men‘ 
behaupte, daß die Anficht, daß 400 Millionen oder 800 Millionen in Uml: 
find, von competenten Berjonen ebenfo vertheidigt wie andererſeits bezweifelt sr 
den if. | 
Dies vorausgeſchickt, möchte ich mir erlauben, Sie auf Folgendes auf“ 


ſam zu machen.’ Artikel 15, 1 de8 Münzgeſetzes hat die Beitimmung getreie 


daß die Thaler bis zu ihrer Außercoursfegung in Umlauf und geeslint 


. Zahlungsmittel bleiben follen. Was iſt wohl der Zweck dieſes Artikels . 


Miünzgefeßes gewefen? Der Zmed war der, daß nad dem Reihöbanfiei 
welches ja am 1. Januar nächſten Jahres in Kraft tritt, das Reich das Re 
haben fol, beftummen zu können, wie lange noch Thaler als Zahlungen: 
functioniren können. Was beabfihtigt nun unfer geehrter Präfident mit ku 
Refolution? Er fagt, die Annahmepflicht fol auf 100 Markt beidrmm 





. werden, d. 5. mit dürren Worten nichts Andere als: bereit am 1. Jane: 


fol eine partielle Außercoursfegung der Thaler in Kraft treten, und Das, mer 
Herren, halte ich doch für fehr bevenflih. Ich glaube, es ift in der I 
winfchenswerther, daß die Neichöregierung, darf ich diefen trivialen Autr-! 
gebrauchen, je nachdem der Hafe läuft, den Zeitpunkt feftftellt, wenn die Ye” 
couröfegung der Thaler eintreten fol, als daß wir ung heute bier ſchon IhL. 
machen, e8 folle bereit8 am 1. Januar eine mindeften® partielle Außercocu 
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ſetzung der Thaler eintreten. Bergegemwärtigen Sie ſich gütigft, was der Lauf 
des Munzweſens nach dem 1. Januar fein wird. Die Münzen haben jet, — 
und das werden Sie Alle billigen — vorzugsmeile Goldmünzen geprägt. Sie 
mußten Das, weil am 1. Januar die Goldwährung ins Leben treten foll. Silber: 
mängen haben fie nur partiell geprägt, obgleich auch ſchon in ganz bedeutenden 
Umfange, ich glaube 130 Millionen, fo daß ca. 250 Millionen noch zu prägen 
find. Nachdem nunmehr die Goldwährung eingeführt werden wird und ge 
nügende8 Gold berbeigeichafft ift, werben vie Münzen vorausfichtlich alle Hebel 
in Bewegung fegen, auch Silbermünzen zu prägen. Wird dies gefchehen fein, 
dann wird unzweifelhaft der deutiche oder, da wir leider feinen ſolchen haben, 
der preußifche Finanzminiſter den Zeitpunkt beitimmen, wenn die Thaler 
außer Kraft treten und die Silbermünzen in größern Umlauf gefet werben 
ſollen. Meine Herren! Ich Halte das, aufrichtig gelagt, für richtiger, ald was 
unſer PBräfident vorichlägt, am 1. Januar eine partielle Außercoursfegung ein- 
treten zu laffen. ‘Denn vergegenwärtigen Sie ſich: noch baben wir nicht genug 
Eilbermünzen. Wenn alfo Silber nur im Betrage bis 100 Darf angenommen 
werden fol, jo werden wir Alle gezwungen fein, e8 an zu errichtenden Caſſen 
umzuwechſeln. Es werben aljo plöglih große Quantitäten fih an bie zu er. 
ribtenden Caſſen wenden, es werben weiter, — denn wenn man ben erften 
Satz des Herm Präfidenten zugibt, muß man natürlich auch das Uebrige zu: 
geben — Vorkehrungen getroffen werden müfjen, daß die Münzen irgendwo 
aufbemahrt bleiben können und nicht die Discontopolitif dadurch ftörend beein- 
flußt wird. Alles dies, meine Herren, wird zunächſt einen jehr weitläufigen und 
in meinen Augen fogar gefährlichen Apparat erfordern, während, wenn die Außer- 
coursſetzung, wie Art. 1 des Münzgeſetzes vorjchreibt, noch offen gelaflen und 
zu beliebiger Zeit vorgenommen wird, ſich Alles ruhiger vollzieht, als wie ber 
Herr Präſident vorjchlägt. Ich nehme an, die Thaler werden nad dem 1. Januar 
nicht mehr außgegeben, werden zurüdgehalten werden in den Caffen, und ſowie 
die neuen Silbermünzen geprägt find, werden fie allmälig in Umlauf geſetzt 
werden. Ich kann mich daber für diefe Refolution des Herrn Prof. Naffe in 
erfter Linie nicht erflären, erfenne aber an, daß, wenn Pr. 1 feiner Theſe an- 
genommen, Nr. 2 die nothwendige Confequenz ift, und wenn Nr. 1 angenommen 
wird, dann eigentlich auch Nr. 2 angenommen werden muß, weil e8 in meinen 
Augen ein untrennbares Ganze ift. 


BVicepräfident von Roggenbach fragt die Berfammlung, ob fie dem an⸗ 
weienden Gafte, Herrn Sonnemann, zu einem Bortrage das Wort geftatten 
wolle, was einftimmig bejaht wird. 


Sonnemann: Meine Herren! Ih bin Ihnen fehr dankbar, daß Sie 
einem Gaſte das Wort geftatten, der zum erften Male bier ift, um fi an 
Ihren Verhandlungen zu betheiligen. Was die Sache felbft betrifft, ſo muß ich 
im Voraus um Entihuldigung bitten, dag ich dem Aufe Ihres gegenwärtigen 
Vorſitzenden, einen Vortrag zu halten, nicht folgen kann. Ich habe mir nur 
während der Rede des Wräjidenten Naffe einige Bemerkungen gemacht und 
will mid auf das beichränten, was mir abfolut nothwendig erjcheint. 

Ih bin im Wefentlihen mit den Ausführungen des Präſidenten Naffe 
vollftändig einverftanden, wie ich überhaupt mit ihm während des ganzen Ber: 
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laufes der Münzfrage faft immer einverftanden war und immer an feinen A 
führungen erfannt babe, daß nicht die Praktiker allein berufen find, über bie 
Thema abzuurtheilen, ſondern mandmal die Theoretifer die Frage Ihärfer auf 
faflen und richtiger beurtbeilen. 

Der Grundgedanke der Vorichläge, die Ihnen Herr Prof. Naſfe 
bat, ift folgender: Wir haben jest die Nachtbeile der Goldwährung ohne ber 
Bortheile. Die Ummandlung unſeres Münzweiens bat ja große wirthſchafilis 
Nachtheile der verjchiedenften Art mit ſich geführt, die fich jegt in einem ſeb 
hohen Discont äußern. Während er in England 2—2!/, °/, ſteht, iſt er ba 
auf 6 %/, erhöht worden und wird möglicherweile noch höher werden. Der Le: 
tbeile der Goldwährung, die beftehen in dem Beſitz einer feften Währung, mit ı 
man auf dem Weltmarkte vortheilbaft kaufen fann, find wir nicht theilhaftig, ! 
lange e8 möglich ift, in Silberthalern zu zahlen. Das ift der Grundgeda 
defien, was Ihnen bier vorgetragen if. Wenn wir im Auslande kaufen, | 
fann der Berfäufer nicht Darauf rechnen, daß er Gold bekommt, denn wenn : 
feine Wechſel abgibt, fo werben fie ſich theilweife nach der gemiſchten Währur; 
die wir thatfächlih Haben, richten. Wenn ein Ausländer nad Deutſchland w: 
fauft, jo muß er einen höheren Preis für die Waare berausrechnen, weil : 
möglicherweife mit Silberthalern bezahlt wird. Das ift ein Zufland, der ' 
den geſammten Verkehr einen großen Nachtheil bat und jo fchnell als mört: 
befeitigt werben fol. Nun ift dazu der Moment ein jehr günftiger. Die Caii 
in England, in Frankreich find mit Gold gefüllt. Wird diefr Moment w 
benugt, jo könnten wir nochmals joldy ſchwere Uebergangsperiode beraufbeihws:z: 
Wenn Jemand nicht weiß, ob er Silber oder Gold belommen fan für des 
was er in Deutichland einzuziehen bat, fo wird er fih in allererfter Y: 
MWechfel auf London, auf Parı8 kommen laffen, und dadurch wird immer ı 
Reiz zum Steigen der Wechfelcourfe ausgeübt und wir können leichter, als 
fonft möglid, wieder in den Fall kommen, daß das Gold Hinausgeht. 

Ich bin mit dieſer Tendenz des Antrages vwollftändig einverſtanden: 7 
müflen fuchen, die Thaler ſobald als möglich bei Seite zu ſchaffen, was nur & 
Ichehen Tann, wenn wir fie zuerft fir Scheidemünze erflären. Ich ai 
diefen Gedanken zuerft im- December vorigen Jahres im Reichstage &:: 
geiprochen, daß der Uebergangszuftand dadurch geichaffen werden müßte, daß 
die Thaler gewiſſermaßen zur Sceidemünze macht, wodurch fi von ſel. 
herausftellen würde, wie viele im Umlauf erhalten werden fünmen und wıe x: 
nicht. Weber die Frage, wie viel Thaler thatſächlich jest noch im Umlauf ji: 
berrfcht eine große Meinungsverſchiedenheit. Die Reichsregierung, insbeſend 
der Finanzminiſter Camphauſen, ift bekanntlich der Anficht, daß die Sum 
nicht fehr groß fei, und er hat das öffentlich ausgeſprochen. Früher haben 3: 
toritäten, wie Soetbeer — und id könnte Ihnen noch eine Reihe Andcz 
nennen, .wenn mir dieſe Sachen nicht felbft im Vertrauen wmitgetheilt worte 
wären — eine höhere Summe angenommen. Ich neige mid jet aud zu de 
Anficht, daß die Summe nicht fo groß iſt. Thatſache ift, daß die preußiſces 
Banken außerordentlich wenig Thaler mehr haben, ebenjo die Staatscaflen, 1 
daß man jest im Augenblid, um eine größere Summe Thaler zuſammerze 
bringen, fehr viel Mühe bat. So mußte 3. B, um 300,000 Thaler für d 
Dotirung der Bankcaſſen in Carlsruhe und Mannheim zu bekommen, nad se 
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ſchiedenen Bankftellen in die Provinz geichrieben werden, um fie zulammenzus 
bekommen. Eo groß, wie man bisher angenommen, fann die Summe nicht 
mehr fein. Soetbeer hat bi8 vor Kurzem 300 Millionen Thaler angenom- 
men. Das ift eine viel zu Hoch gegriffene Summe. Wie groß fie iſt, das wird 
fih eben berausftellen bei Herüberführung der Thaler in eine Scheidemünze. Eine 
Störung des Geldverkehrs, wie fie der Herr Vorredner angenommen bat, kann 
dadurch in feiner Weile herbeigeführt werden. Solche Störung des Geldverkehrs 
würde im Augenblid ein großer Nachtheil fein. Ste würde aud) vielleicht zu 
befürdhten fein, wenn ein naher Zermin ausgeichrieben würde — 3. B. der 
1. Samuar; aber es heißt in der Refolution nur: nah Durdführung des 
Bankgefeges, und da dielelbe erft mit dem 1. Januar ftattfindet, jo könnte der 
Termin erft geftellt werden auf Ende März oder auch Juli oder noch länger —, 
wenn alfo ſolch ein Termin ausgefchrieben würde und ever, der Thaler befigt, 
dafür Gold bekommen können muß, fo wird Dadurch irgend eine Störung des Vers 
kehrs nicht entftehen, e8 wird auch fein großer Andrang nach Umtaufch der Silber: 
münzen entftehen; es kann das nicht eintreten, da man’ja bi8 100 Mark zu 
der Zeit in Silber zahlen kann. Wer Silbermünzen hat, wird fie wenigſtens 
zu fleinen Zahlungen immer noch verwenden fünnen. Es wird dies Berfahren, 
die Befeitigung der Thaler dadurch herbeizuführen, daß man fie einftweilen 
an Stelle der zu prägenden 5-Mark u. ſ. w. in Circulation läßt, ftufenmweife 
einen ruhigen Uebergang zur vollftändigen Goldwährung herbeiführen. Es wird 
euch dies Verfahren die Probe darauf geben, ob es richtig ift, daß wir noch 
jo wenig Silber in Circulation haben. Daß Irrthlimer von verfchiedenen Seiten 
bei einer derartigen Rechnung entftehen können, das müflen wir einräumen, 
Daß auch die Organe der Neichöregierung in diefer Beziehung nicht von Irr⸗ 
tbümern freigeblieben find, das hat ſich hinlänglich gezeigt. Ste willen, daß in 
ber bekannten Rede vom 16. November der Finanzminiſter Camphauſen bie 
ausgeführte Goldmenge auf einige wenige Millionen angegeben bat. Geheimerath 
Michaelis und Präſident Delbrüd haben das einige Tage vorher oder 
nachher — ich erinnere mich nicht jo ganz — mit Ziffern beftätigt; von 1—7 
Millionen wurde gefprochen und kurz Darauf mußte man öffentlich zugeben, daß 
3—400 Millionen Mark Gold ausgeführt worden ferien. Irrthümer find in 
der Beziehung fchon viele vorgelommen. Es ift darum ganz gut, wenn ein 
Verein wie der Ihrige, foldhe Gelegenheit benugt, um ſich über eine der wich: 
tigſten Fragen beim Uebergange der Münzreform auszufprechen. Nur möchte ich 
warnen, darin nicht zu weit zu gehen. Das fcheint mir nun der. Vorſchlag 
des Herrn Referenten nach einer Richtung Hin zu thun. Sein Vorſchlag, daß 
bie Reichsbank bis 300 Millionen Markt Silber ald Depofitum aufnehmen foll, 
um fie vorübergehend zu erhalten, fcheint mir verfchievene Bedenken zu haben. 
As Soetbeer dies aufftellte, nahım er an, wie ich foeben gehört babe, Daß ber 
Baarvorrath nie unter 400 Millionen beruntergehen könnte. Der Baaroorrath 
ift nad dem geftrigen Bankausweis 445 Millionen Mark, und daß er noch 
weiter vorübergehent beruntergehen wird, müſſen wir ins Auge fallen, weil noch 
eme große Anzahl Heine Banknoten umlaufen. die erft in diefem und in ben näch⸗ 
ten Monaten oder im Anfang des neuen Jahres zurüdtehren werben, da das 
Zurälftrömen der Kleinen Banknoten ein hartnädig langſames ifl. Daß man das 
felbft in den Kreilen der Bankverwaltung befürchtet und einen Bankvorrath 
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von weniger ald 400 Millionen in Ausficyt nimmt, wird Ihnen ber in voriger 
Woche erfchienene Artikel der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung dargelegt babe. 
Diefer Artikel und ähnliche find ficherlih nicht geſchrieben, ohne daß Vertreter ix: 
Bankverwaltung davon gewußt Haben. In diefem Artikel ıft gejagt, daß mar 
fi) möglicherweiſe Darauf gefaßt machen müffe, daß ohne eine bedenkliche Stodun 
des Verkehrs die baare Wotendedung bis auf 270 Millionen beruntergchz 
könnte. Für mid) würde dies Heruntergeben nichts Bedenkliches haben, Ir 
lange wir den hoben Discont haben, der 3—4°/, höher ift, als der in Londen. 
Nun denken Sie fich, daß der Baaroorrath der Reichsbank auf 300 Wi: 
lionen annähernd finft und die Bank hätte, was nad) dem Vorſchlage des Ir. 
Naſſe möglidh ift, 300 Millionen Silber, fo würde das ein Gefühl der Be 
ängftigung durch ganz Deutichland hervorrufen. Das würde auch einen Zuſtard 
herbeiführen, der mit dem jegigen verglichen wohl ſchlimmer if. Dahin dürfe 
wir es nicht kommen laffen. Die Bank kann einen Theil ihres Borratbes ın 
Silber vorübergehend niederlegen; die Grenze ift aber für das, was bie Rast 
regierung an Silber behalten fol, vollftändig gegeben durch Die Summe, die ': 
an Silber ausprägen fol. Was fie mehr an Silber behält, iſt von Uebel 
Silber ift kein Gegenftand, mit dem man fpeculirt; der Berfauf beffelben Ik 
fih nur langfam bemwerfftelligen. Es müffen die Schwierigkeiten der Umfhmelun; 
ind Auge gefaßt werden. Wir haben in Frankfurt eine Sceideanftalt, we 3 
äußert langſam gebt. In Hamburg ift die andere. Andererſeits iſt aud da 
Berfauf ein langjamer. Immer wäre viel mehr zu verfaufen geweſen, als mar 
bis jegt verkauft hat. Das Verfahren, welches ich empfehle, iſt Das: es müct 
der betreffende Paſſus in der Reſolution allgemeiner ausgedrüdt werben. & 
würde den Herrn Referenten bitten, ftatt zu fagen, daß 300 Millionen ba da 
Reichsbank hinterlegt werden follen, daß die Reichsregierung ſich die 

Mittel mit einer vorübergehenden Creditoperation verichaffen möge. Die Hate: 
legung bei der Reichsbank ift ja auch nur eine worübergehende Crebitoperatieı 
Wenn Übrigens eine weitere Aufbewahrung nothwendig fein follte, jo würt: & 
mein Vorſchlag fein, daß die Reichsbank ſich mittelft vorübergehender Aus 
von Schapfcheinen, die fie 3. B. in England discontiren laſſen kann, einen Zi 
der Mittel vorübergehend ſchaffe. Ste könnte ruhig ihr Silber nach und na 
nad England ſchicken und jucceffive ihre Scaticheine bezahlen. Das mi? 
uns Gold bereinbringen, während, wenn die Wechlelcourfe geftiegen find, ri 
es nicht hereinbringen. Die Zinfen, die vorübergehend aufgewenbet find, wirkt 
nicht verloren fein. Das Silber, was in der Bank liegt ftatt des Goldes. 
wirkt vermehrend auf die Circulationsmittel, es fteigert die Wechſelcourſe u 
reizt felbft wieder an zur Ausfuhr. Deshalb möchte ich nicht empfehlen, zu va 
Gold in der Bank dur Silber zu erfegen; denn bei dieſem Umtaufce far 
feine Einſchränkung der circulivenden Geldmenge ftatt, wie ed ja auch ein grem 
Irrthum war, daß man geglaubt hat, wenn man Gold nicht direct in Em 
Intion fete, fondern blos in die Banken lege, würben bie Circulationsmittel mit 
vermehrt. Es war ganz irrig, denn die Banken Haben fofort, wenn fie 100,0 
Mark in Gold befommen, Noten dafür ausgegeben und dadurch die Circulatiest: 
mittel vermehrt, und diefe Rechnung ift noch nicht abgefchloffen. Wenn ed mo 
if, wie Camphaufen behauptet, daß die Summe des circulirenden Silbrt 
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mt fo groß ifl, wie Soetbeer und andere Autoritäten angenommen haben, 
wenn ſich das berausftellt, jo wird ſich gleichzeitig ergeben, daß der Fehler, das 
Gold zu rafch in Eirculation gejettt zu haben, noch viel größer war. Wenn 
das in Circulation gefeste Gold zu einer viel Heineren Menge von Silber hinzu⸗ 
getreten ift, als man ſich gedacht hat, dann iſt die Vermehrung der Circulations- 
mittel, die in den Jahren 1871—73 ftattgefunden und fo weſentlich zur Hebung 
des Schwindels beigetragen hat, eine verhältnigmäßig noch viel ftärfere und bie 
Pünzpolitit der Neichöregierung ein noch viel größerer Fehler geweſen. Aus 
allen diefen Gründen möchte ich empfehlen, die Rejolution anzunehmen; ich glaube, 
fer Verein würde damit einen nützlichen Drud nad verichievenen Seiten bin 
ausüben; allein ſich betreffs der Beſchaffung der Mittel allgemeiner zu faflen, 
etwa zu jagen, daß durch vorübergehende Crebitoperationen, wobei die Mit⸗ 
wirtung der Reichsbank nicht ausgeichloffen ift, die Mittel beichafft werben 
lönnten. 


Prof. Dr. v. Bilinski: Meine Herrn! Die Theſen des verehrten 
Herm Präſidenten und Referenten bezweden vie baldigfte Einführung der Gold⸗ 
wihrung. Ich bin nun ein Anhänger der Goldwährung für Länder von der 
wirtbihaftlichen Entwidelung Deutichlands und kam alfo diefen Thejen zuſtim⸗ 
men; nur glaube ich, daß fie zur factifchen Durchführung der Goldwährung 
nt ausreichen werden und möchte einen Antrag auf Vervollſtändigung ftellen. 
Tie Goldwährung befteht befanntlih darin, daß man die Hauptmünzen aus 
Gold prägt und die Scheidemüngen aus Silber, während die gemifchte Währung 
darın befteht, daß man die Hauptmünzen ſowohl aus Gold als aus Silber 
prägt. Sobald man die gemischte Währung einführt, muß ein Werthverhältniß 
zwilhen den beiden Münzen aufgeftellt werden, und das wird dann befanntlich 
ſchädlich dadurch, daß dieſes Werthverhältniß nach der einen oder andern Geite 
verichoben wird. Die gemifchte Währung kann fein entweder vorübergehend oder 
dauernd. In Deutichland befteht jett factifch die gemifchte, gefetzlich die Gold» 
währung ; Die gemifchte deshalb, weil eben die Thaler noch Hauptmünze find, 
peradefo wie die 20= und 10-Markſtücke. 

Welches die ſchädlichen Folgen diefer gemiſchten Währung find, iſt fchon 
außgefprochen worden, und, wie gefagt, die Borichläge des Referenten bezweden 
fa die Befeitigung diefer Mißſtände. Nun, meine Herren, ich glaube, daß, wenn 
auch die Thaler auf dieſe Weife demonetijirt werben und zu Scheidemünzen 
kerabfinten, jo würde trotzdem noch feine factifche reine Golpwährung in Deutſch⸗ 
land fein, und der Grund davon find die filbernen Fünfmarkftiide, melde das 
Münzgefeß eingeführt hat. Bei der Goldwährung muß das eine Scheidemünze 
kin: folglich find die Fünfmarkſtücke als Scheivemünzen zu betrachten. 

Zurufe aus der Verſammlung: Sie find eine Scheidemünze! 

Nun das find fie ja, es ift richtig; aber ich glaube, daß das eine zu hohe 
Scheidemünze ift. Belanntlich befteht in Frankreich gemilchte Währung nur des- 
balb, weil e8 dort filberne Fünffrancftüde gibt. Die ſchädlichen Folgen dieſes 
Verhältmiffes Hat Soetbeer mit Ziffern nachgewieſen: die Millionen Berlufte, 
welche Frankreich dadurch trägt, daß man einmal Milliarden von Silber, ein 
andermal Milliarden von Gold außprägen muß, rühren nur daher, daß es dort 
das Fünffrancftüd gibt. Das Fünfmarkftüd iſt nun bekanntlich viel größer; 
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wenn das Fünffrancſtück dort ſchädlich wirkt, fo werben bie Fünfmarffiüde bi 
auch ſchädlich wirken. Ich weiß nicht, wie viel von dieſer Scheidemünze gepr 
werden wird; aber eben weil fie groß ift, wird es auch nicht ausreichen, 
man das Recht, in dieſer Münze zu zahlen, auf eine gewiſſe Summe befchränft 
benn bie einzelnen Stüde find jo groß, daß fie Dann als Hauptmünze a 
tönnen. Vielleicht daß ich mich irre, aber mir ſcheint, daß die größte Scai 
münze nicht größer al8 ein Thaler fein follte, aljo Dreimarkſtücke vecht gut a 
reichen werden. Ich glaube, dadurch, daß filberne Fünfmarkſtücke beſtehen, x: 
die gemifchte Währung verewigt werden, und das veranlaft mich, zu dem Punk 
noch den Zufagantrag, den ich nachher fchriftlich einreichen werde, zu ſtele 
darauf Hinzumirfen, daß die durch das Munzgeſetz geichaffenen Fünfmarkti 
befeitigt werben, wogegen die größte Scheivemünze nicht mehr als drei M 
enthalten fol. | 

Bei der Gelegenheit muß ich mir erlauben, nod eine Sache zu berübr 
bie einen weniger wirtbichaftlihen als praftiihen Charakter bat. Es fin: 
bie Eleineren alten Eceidemünzen. Nady dem Münzgele würde es fehr ler 
dauern, bis das Silber Überhaupt eingezogen wird. Es könnte das nid ci 
geſchehen. Dieſe Heinen Scheidenünzen find belanntlih wicht windig a 
Stante8 wie Deutichland; der Ausländer kann oft gar nicht erkennen, mas’ 
feinen Scheidemünzen bedeuten und gelten follen. So würde ich vorkilex 
daß ohne Rückſicht darauf, wann die Thaler eingezogen werden, die balpmöylıs 
Demonetifirung dieſer fleinen alten Scheivemünze vor ſich geht und bat ı 
Erleichterung des Kleinverkehrs die alten Silberfcheidemünzen baldmöglichſ 
gezogen werben. 


Prof. Dr. Held: Sie haben eine Reihe von Borträgen gehört, welde m: 
gründlichften Weile in die Sache eindringen und an ein Berftändniß all ı 
niſchen Einzelheiten appelliven: geftatten Ste mir, daß id, als letzter ver : 
geichriebenen Redner, unferem verehrten Referenten und Präſidenten not 7 
wenig fecundtre, in der Weife, daß ich mich mehr an das anſchließe, mas ? 
Beiprehungen der Frage in der Preffe mehr ſchon allgemein befannt geweid 
if. Ich überlaffe, nebenbei bemerkt, felbftverftändfich die Auseinanderſetr 
zwifchen den Modificationswünſchen des Herm Sonnemann und ber 24 
des Referenten dem Ietteren felbft, ebenfo die Behandlung ver eben arhi 
Anträge Bilinsti. Ich wollte nur bemerken, meine Herren, daß im ber k 
Zeit fehr vielfach die Münzfrage in Beziehung gebracht worden tft zu der ya 
der gegenwärtigen wirtbichaftlihen Kriſis. Hear Sonnemann bat ın im 
letzten Worten das ebenfalls berührt, und ih Tann dem mm vollſtändig zr 
ftimmen. 

Man Hat eine große Menge Gold geprägt und dies theilweiſe wenigf“ 
wirflih in den Verkehr gebracht. Außerdem wurde inbireet die Menge " 
Sireulationsmittel dadurch beeinflußt, daß das Silber, das bisher m N 
Bankvorräthen lag, in den Verkehr ftrömte und Gold dafür in die Borrätle x 
legt wurbe. Es bat eine Ueberfluthung mit Girculatiensmitteln dadurch fr 
gefunden, daß Gold geprägt und in Cireulation gefett wurde, während von d 
Silber, das früher vorhanden war, nur etwas Geringeß eingezogen worden :' 
Diefe Ueberfüllung mit Circulationsmitteln mußte auf die Speculatien ır’® 
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ſchon durch Die Preisfteigerung, welche jede plögliche Bermehrumg der Cireula⸗ 
tionsmittel nothwendig bewirkt, nebenbei auch dadurch, daß bei fo vermehrten 
Circulationsmitteln ſich bereite Gelbmittel in den Händen Einzelner leichter zu⸗ 
Iommenftauen und aljo zu umvorſichtigen Anlagen und Gründumgen reizen. 
‘Schr gut.) Es wäre gewiß beſſer geweien, meine Herren, wenn man bie 
ganze Münzreform fo angefangen hätte, daß man zuerft bie neue Scheide⸗ 
mänze aus Silber, Nidel und Kupfer geprägt und die alte Scheidemünze 
dagegen eingezogen hätte. (Sehr richtig.) Darauf Hätte man das Gold fchritt- 
weiſe gegen Einziehung von Silber in den Verkehr bringen, oder jene Erebit- 
speration, bie Herr Sonnemann jest noch mit Recht für wünfchenswerth 
erflört, im Anfange vornehmen können. Dan hätte die alte Silbergrobmünze 
gegen Papier, das auf Goldmarkwährung lautete, einziehen und dann das Papier 
Khrittweife durch das allmälig geprägte Gold erfegen können. Dies ift aber 
jett nicht mebr gut zu machen; die Ueberfluthung mit Verkehrsmitteln hat ftatt- 
gefunden, und wir Können aus derſelben auch nicht plötzlich herauskommen, ohne 
krampfhafte Sulammengiehungen des Gelbmarktes im Augenblick zu bewirken 
und die bereits eingetretene Kriſis noch zu verfchlimmern. Wir müſſen aber die 
Ueberfüllung von Circulationsmitteln langſam und ficher entfernen, und id 
glaube, daß dies vielleicht der Hauptwerth der heutigen Verſammlung ift, wenn 
wir daranf einen Drud ausüben. F 

Meine Herren! Wenn wir jehen, was bie Prefie bisher geſagt hat über 
vie Frage, fo Habe ich mich immer darüber gewundert, daß man jeberzeit die 
Frage zuzuſpitzen geneigt ft auf bie Behauptung, das Papiergeld und die Bank⸗ 
noten fein in erfter Linie an dem Uebel fchuld. Gewiß ift, daß dies ein Grund 
mit iſt, welcher die Ueberfülle von Eirculationsmitteln bewirkt hat und noch heute 
bewirit; aber wenn Sie die Zahlen betrachten, müſſen Sie doch zugeftehen, daß 
die Bermehrung ungebedter Banknoten relativ flein war gegenüber der Bermeb- 
ung an Cireulationsmitteln, die durch das Nebeneinanderbeftehen von Gold und 
Silber eingetreten ift. (Sehr richtig.) Es liegt alfo ſchon darin ein Werth ver 
Refolntion des Referenten, daß fie bie öffentliche Meinung darauf binweift: 
Silber und Gold ift dasjenige, was wir Bauptfächlich beachten müſſen. Daß 
mn bi jo wenig Died berädfichtigt worben ift, daß auch die Reichsregierung 
Io langſam mit der Einziehung und Außerverkehrſetzung des Silber vorgeht, 
daran iſt, wie ich glaube, mit Schuld, daß, mag man es machen, wie man will, 
langſam oder fehnell, unvermeidlich eine gewiſſe Belaftung der Staats- oder 
Reichscaſſe durch die Außerverfehrjegung des Silberd eintritt. Das aus dem 
Geldverkehr gezogene Silber muß verfauft werden, indem es in andere Ränder 
übergeht oder eingefchmolzen und zu fonftigen Dienften gebraucht wird. Dabei 
iſt ein Coursverluſt nicht zu vermeiden. Wir wollen wänfchen, daß er durch 
borfihtige, Fuge Benutzung der einzelnen Momente gering bleibe; er wird aber 
Rattfinden, und wenn wir bie Theſen des Referenten annehmen, fo ſprechen wir 
damit auß: ein gewiſſer Berluft der Staats- refp. Reichscaſſe fol und muß 
onenen Auges und ruhigen Blutes übernommen werben, damit der Verkehr 
wieder in gefunde Bahnen fommen könne; damit diejenige Menge von Cireulations⸗ 
mitteln da fer, welche für unfern Verkehr nothwendig ift, welde aber auch zu- 
gleich em ungeſundes Steigen der Preife nicht zuläßt. Deshalb, meine Herren, 
möchte ich Ihnen die Theſen des Referenten warn empfehlen, namentlich auch 
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gegenüber den Bemerkungen, welche der verehrte Herr Samter worgebradit ha 
Herr Samter möchte es der Reichöregierung überlaffen, in melden oma 
fie durch theilweife Demonetifirung der Silberthaler die reelle Golpwährung ı 
die Berminderung unjerer gefammten Circulationsmittel einleiten will, und I 
es fir gefährlich, dazu ſchon einen beftinmmteren Termin un Vorſchlag zu brin; 
Meine Herren! Ich glaube gerade, daß unfere Reichsregierung eines Trul 
in biefer Richtung bedarf, damit fie den Muth Bat, gegenüber dem Hack 
und dem Volle, den etwaigen Berluft, der bei diefer Operation für die ofen 
Then Caſſen entfteht, zu tragen. (Sehr wahr.) Aus dieſen allgemeinen Cr 
den, meine Herren, möchte ih Sie bitten, die Theſen des Herrn Referate ı 
zunehmen. Ich glaube, daß wir gerade baburd das Verdienſt, ba& uk 
Berfammlung überhaupt hat, in ein helles Licht fegen können, nämlich dx 
unparteiifce 1 fachliche —— wichtiger Fragen die öffentliche * 
nothwendige Schritte der Geſetzgebung vorzubereiten und letzterer dadurh 

Werk zu erleichtern. 


Prof. Dr. Naſſe: Ih erlaube mir, folgende Abänderungen im Anſch 
an die Bemerkungen des Herm Sonnemann der Emwägung ber Herm 
unterbreiten, nämlich anflatt der exften Worte in 2b zu jagen: ber Nadel 
unter Garantie des Reiches für einem gewiſſen Goldwerth bis zu einem die Sl 
ihrer Baaroorräthe nicht überfteigenden Betrag zu überweiſen. 


Roth - Ehemnig: Meine Herren! Ih bitte um Ihre Nachfict, ı 
ih wage, an die Maren Auseinanderſetzungen der Herren Borrebner nat ! 
paar Worte anzureiben. 

Nach meinem Begriff ift Die Münzreform deshalb fo fdnoierig zu Bau 
weil wir nicht Mar darüber find, was ber eigentlice Bedarf unſres 
an Gelo- und Gelveöwerth iſt. Nach meiner unmaßgeblichen Meinung * 
Bedarf in Deutſchland bedeutend größer, als der Bedarf an rg : 
anderer Ränder und zwar deshalb, weil nach meinem Begriffe unfer Ban 
geichäft noch weniger gut entwidelt ift, als es anderswo ber Fall fl. Del 
Rede kurzer Sinn ift der, daß ich glaube, Deutichlend würbe in feinem * 
verfehre gut thun, Das Chestiyftem, welches fich in England jo wohlihätig er: 
einzuführen, und der Inſtitution des elearinghouse in England, welches ur © 
in einzelnen ſporadiſchen Erſcheinungen in Deutſchland haben, eine größer 3 
behnung zu geben. Da id; mic nicht weiter auf bie heutige Debatte verkr 
habe, ſo babe ich vie Zahlen nicht im Gedächtniſſe; id) erinnere mid, aber, I: 
wenn man auch manchmal in der Statiftif große Bablen fiebt, Die einen ud 
wältigenben Eindruck machen, mir, als ich die Auseinanderſetzung derer 
Summen las, die das Londoner clearinghouse dem Berlehre erfpart, dieſe Zat 
ganz enorm ceſchienen. Bielleicht find einzelne Herren aus Hamburg im Sax 
wenn überhaupt ıneine Anregung werthvoll genug erſcheint, zu Jagen, 
großer Vortheil aus den in Hamburg üblichen Abſchreibungen der Hambu 
Bank dem Verlehre erhalten bleibt. 

Außerdem fehlt unfrem Banuiergeidäft noch das Depofitengefhäft D 
brei Theile des Geldverkehrs aber: Depofitengelchäft, cleazinghouse, / 
find die Momente, welche zur wefentlichen leichterung des dentſchen Berk 


Debatte. 211 


dienen würden, wenn ber Gelpbebarf des internationalen Marktes ein geſpannter 
und theurer ifl. 


RE. Dr. Naſſe: Meine Herren! Ich erlaube mir, zunächſt in Bezug auf 
die Bemerkung, welde Herr v. Bilinski gemadt bat, ein kurzes Wort. 

Er bat unfere Fünfmarfftüde mit ven franzöfifchen Fünffrancsftüden parallelifirt, 
wiewohl Doch beide beveutend fich von einander unterſcheiden. Unfere Fünfmarkſtücke 
find Scheidemängen und Niemand ift verpflichtet, fie bei Zahlungen über 20 Mart 
annehmen, dagegen ift die Reichsregierung gehalten, fie erforderlichen Yalls bei 
den Stant&caffen gegen Gold einzulöfen. Die franzöfiichen Fünffrantöftäde dagegen 
find vollgältige Zahlungsmitel. Sie find in unbefchränkter Menge früher Jedem 
geprägt worden, weder Silber in die Münze bradjte, und wenn die Prägung 
gegemoärtig in den Ländern der lateiniſchen Münzconvention beſchränkt tft, fo 
ft das nur ein Uebergangszuſtand. Die definitive Beſchlußfaſſung über ibre 
Stellung im franzöfifhen Dlünzweien fteht noch aus Zur Zeit aber, als bie 
Fünffranföftiide das Gold verbrängten, konnten fie in unbeſchränkter Dienge geprägt 
werben. 


Was dann die Bemerkungen des Herm Samter anlangt, jo Bat er 
bauptfächlich gegen meine Borichläge vorgeführt die Sorge, daß es dem Bertehre 
on Zahlungsmitteln fehlen werde, wenn man in der vorgeichlagenen Weiſe vor- 
eben würde. Ich darf, wenn er darauf hinweiſt, daß noch jo wenig Silber⸗ 

idemänzen geprägt find, ihm entgegnen, daß ja an Stelle der Silberſcheidemünzen 
noch meinem Vorſchlage die Thaler tm Verkehre bleiben follen und daß Die noch 
ungenügende Silberausprägung daber ein Umftand ift, der bei der vorgeichlagenen 
Mafregel gar nicht in Betracht kommt. 

Bern er forann auf den Mangel an Goldmünzen bingewiefen bat, fo 
möchte ich erinnern, daß die Reichsregierung nicht genöthigt ıft, alles Gold, 
welches fie ind Land zieht, um damit die Einlöfungscafien zu füllen, auszuprägen. 
Sie Tann es zunähft als Barren für unfern Geldverkehr nutzbar maden und 
dann allmälıg ausprägen Iafien. In den Banken vertritt das Gold zu dem 
feften Preis von 1392 Mark für das Pfund fein Gold die Goldmünzen. Die 
Reichsregierung ‚ann daher, wenn es erforverlid fein follte, Gelominzen aus 
den Banten ziehen und durch Golbbarren erſetzen. Ferner glaube ih darauf 
hinweiſen zu müllen, daß nach meinem Borkhlage die Silberthaler ja nicht 
ſammtlich plötzlich aus der Eirculation auch für größere Zahlungen gezogen 
werden follen, ſondern gerade darin befteht ein Moment, welches mid veranlaft 
dat, den Vorſchlag unter 2b zu maden, daß, wenn fo verfahren wird, mie 
ih da vorgeſchlagen, die Silberthaler im befchränkten Betrage noch eine Zeit 
lang für die Circulation ihre alte Bedeutung behalten. Sie treten an die Stelle 
ber Goldmünzen, die jest in der Preußiſchen Bank liegen, verfehen aljo 
Diele Function der Golbmänzen in der Preußiichen Bank und find als Eireulations- 
mittel in vollerem Maße wirtſam. Das ift auch der Grund, warum ich mit 
Herrn Sonnemann, dem ih fonft für feinen Vortrag und bie mir darin 
gegebene Berichtigung und Ergänzung jehr dankbar bin, nicht ganz übereinftimmen 
toın. Ich glaube, wenn wir gegenwärtig den Beſchluß faflen, daß alle Silber: 
thaler aus dem Verlehre gezogen werben follen und durch Gold mglichſt raſch 
erjegt werben müffen, ſchwerlich Gold in Hinlängliher Menge durch irgend welche 
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Creditoperation fofort geihafft werben kann. Auf der einen Seite wird gegen 
über einem Plane, wie ihn Herr Sonnemann vorichlägt, die ReichEregierum 
erflären, daß fle dafür nicht fofort Gold genug beforgen Tönne, auf der andere 
Seite werben uns bei einem Discont von 6%/, die Gewerbetreibenben jagen: mt 
könnt Ihr und augenblidlich aller diefer Zahlungsmittel berauben ? Ich hab 
deshalb darauf hingewiefen — und Herr Sounemann hat es beftätigt 
daß in den Banken eine große Maſſe Silberthaler nicht vorhanden find. Silbe: 
barren durfen zur Dedung von Noten überhaupt nicht mehr verwendet werben 
Au Goldbarren aber bat die Preußiſche Bank am Anfang des Jahres num erai 
über 30 Millionen Thaler ihres ganzen Baarvorrathes gehabt. Das übrige if 
alles zu Reichsgoldmünzen umgeprägt. Die Banken find daher im Befiz einer 
großen Menge von Reichsgoldmunzen, die nöthigenfalls in Circulation treten un 
in ihren Caſſen entweder durch Barren oder nad meinem Borfchlage bet de 
Reichsbank zeitweile durch Thaler erjegt werden können, 
Was Dann die Beſorgniß angeht, bei einem weiteren Sinken des Baarvorratb 
werbe die Reichsbank in Berlegenheit kommen, wenn ihr Baarvorrath zum Xha 
aus Thalern beftände, die fie zur Noteneinlöfung, nicht verwenden dürfte, je mık 
ich gefteben, ich glaube nicht, daß der Baarvorrath der Preußiſchen Want ne 
erheblich weiter finten wird, als gegenwärtig. Dieſes Sinfen kommt ja, wie gam 
richtig angedeutet wurde, zum größten Theil Daher, Daß die Fleinen Roten ce 
gezogen werben. Die Bank ift überdies verfländig geweien und zahlt fat Jub 
des Jahres auch Gold aus, nicht blos Silberthaler. Da iſt e8 natürlich, der 
man bie Lücke im Berkehre dadurch zu erjegen firebt, daß man die großen Net 
präfentirt, und die großen Banquiers fi) mit Goldmünzen aus der Preufikter 
Bank verforgen. Diefe ganze Operation der Einziehung der fleinen Roten ti 
aber nicht eime ſolche, die noch bevorftände, ſondern bis zu dieſem Augenblid be 
weiten zum größten Theil ſchon vollendet iſt. Es waren, wenn Sie bie Ziffer 
zur Sand nehmen wollen, die ich zufammengeftellt habe, an kleinen Banknoito 
unter 100 Mark zu Anfang des Jahres noch 540 Millionen Mark in Cours, Erix 
Auguft aber nicht einmal mehr 170 Millionen Mark. In dem einen Monat Auge? 
hatte die Menge der umlaufenden Noten unter 100 Mark ungefähr um 9 
Millionen Mark abgenommen und wenn der September und October mr ar 
nähernd eine ähnliche Abnahme zeigen follten, fo würden zur Zeit bemabe °.: 
ber zu Anfang des Jahres umlaufenden Keinen Noten ſchon eingezogen fen Tr 
andere Urfache des verminderten Baarvorraths unferer Banlen ift der gemöhnlc 
Herbſtbedarf an Heinen Zahlungsmitteln, der aus verichiedenen Gründen, namentii 
der guten Wein- und Komernte halber, dies Jahr ziemlich groß zu fein fern: 
und der nicht mehr wie früher zum Theil mit Zehnthalernoten befriedigt werden 
kann. Auch diefer Herbftbevarf dürfte feinen Höhepunkt erreicht haben und ua 
nächſten Ouartale, ganz befonder8 aber im erften Quartale des nächften Jahres 
ein gewiſſes NRüdftrömen des Metallgelves in die Bankcaffen wahrſcheinlich fen. 
Er fcheint mir daher, daß mit der von mir vorgefchlagenen Abänderung.aub 
der letzte Theil meiner Thefen unbedenklich if. Die Abänderung geht dafın 
daß an Stelle der erften Worte in Theſis 2b gejett werde: 
bis zu einem die Hälfte ihres Baarvorraths nicht überſteigender 
Betrage unter Garantie des Reiches für einen gewiſſen der 
Reichsbank zu überweifen u. |. w. 
















= 
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In diefer Modification bitte ich Sie der Reſolution zuzuſtimmen. 
* a Be ner Die — des Referenten Fear vor, ich brauche 


* angenommen.) 
Dazu Tiegt vor ein Antrag des Herm Prof. v. Bilinsti. Ich weiß nicht, 
b aD den Erflärungen, die der Referent über den Charakter des Fünfmark- 
als Scheivemünze gegeben Kat, eine Abſtimmung noch erforderlich Tcheint. 


v. Bilinski: Es fchadet ja nichts, wenn er auch verworfen wird. 
vo. Roggenbad: Ich bitte alfo abzuftimmen über den Antrag Bi- 
fi: 


inskti 
Ebenſo find die durch das Munzgeſetz geſchaffenen Fünfmarkſtücke 
zu beſeitigen und bei den Ginlöfecafien umz In, wogegen bie 
Scheidemünge nicht mehr als drei Mark betragen 
(Wird abgelehnt.) 


Darauf wird Theſis 1 des Referenten angenommen, ebenfo Theſis 2a 
nd 2b in der vom Weferenten felbft vorgelchlagenen veränderten Faſſung. 
= — —— ge Reikebantg ſetzes iſt es Wahrung des 
1. e i ur 
Werthes der deutichen Reihwährung, fowie zur Siherm a einer ride 
not 


tigen Discontopolitif Seitens der Zetielbanken dringend nothwendig, daß 
unter Aufhebung von Art. 15, 1 des Rei die Annahme⸗ 
pflicht Ein⸗ und Zweithalerftäde beutichen und een Ge⸗ 

auf Beträge, die 100 Mark nicht änkt und zu⸗ 


a. in den Reichscaſſen u emahrn. um allmälig in Reichdfilber⸗ 
mönzen ausgepragt ober verfauft zu 

b. bis zu einem bie Hälfte ihres Bonrvorrathes nicht überfteigenben 
Betrage unter Garantie des Reiches fitr einen gewiſſen Goldwerth 
der Reichsbank zu überweiſen, bei der ſie als geſetzliche Baardeckung 
der Noten vorläufig gelten fönnen. Die Verwerthung dieſes Silbers 
yet dann elmälig im den nächſten dehren auf Rechnung des 

iches zu 


(Wird abgelehnt.) 


v. Roggenbad: Der nunmehr zu verhandelnde Antrag Wolf, Weife, 
Schulze, einen befhlemigten Drud des Naſſe'ſchen Vortrags vor Drud der 
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ganzen Verhandlungen zu bewirken, charakteriſirt ſich als eine Bitte an unferen Hern 
Bräfidenten; ich fchlage vor, denfelben dem Ausfchuffe zu überweiſen, der ja ved 
die Berhältnifie allein überfehen fann, die es ermöglichen, diefem Antrage unte 
Umftänden gerecht zu werden. Wenn kein Widerfpruch erfolgt, würde id dei 
Einverftänpnig der Verſammlung hiermit als vorhanden annnehmen. 

(Ein Widerſpruch erfolgt nicht.) 


Borf. Prof. Dr. Naffe: Damit haben wir unfere Tagesordnung über 
haupt erlevigt. Zur Geſchäftsordnung hat das Wort Herr Roth. 


Roth (zur Gelhäftsoronung): Um, was ih auf dem Herzen habe, uns 
ſprechen zu FTönmen, babe ih mich zur Geſchäftsordnung gemeldet. Mir bi 
e8 immer gejchienen, daß eines der wefentlichften Ziele einer guten Kinder 
erziehung fei, daß man den Kindern einen Begriff, ein Gefühl der Dankbarke 
einpräge. Diele Gefühl, welches mir von meinen Eltern eingeprägt worden ft 
bat ſich bis Heutzutage in mir bewahrt, und dieſem möchte ich Ste eriuca 
Ausdrud zu geben, indem ih Sie aufforbere, zu Ehren unferes geehrten Ya 
ſidiums für die umfichtige und elegante Leitung unferer nicht immer leichten Ir 
Handlungen fi zu erheben. 

Geſchieht.) 


Vorſ. Prof. Dr. Naffe: Meine Herren! Wenn wir, wie ich glaube, e 
unfere Berhandlungen mit einiger Befriedigung zurüdjehen können, fo bara 
wir Died ganz gewiß der Mitwirkung, welche Sie alle durch Ihr zahlıe 
Erſcheinen gewährt haben, aber viel mehr noch, und namentlich viel mehr als der !e 
tung des Präſidiums den Herren Referenten, die Durch ihre Vorträge Die Berbuei 
lungen fo vortrefflich eingeleitet, vor Allem aber auch den Gutachtern, die in“ 
jelbftlofer Weiſe uns die Gutachten geliefert, und endlich allen Denen, bie an 
Debatten theilgenommen haben. Ich danke denjelben, fo wie ferner and ! 
Herren Schriftführern, die mich fo freundlich unterjtügt haben, für ihre Mi 
wirkung, und hoffe, daß die Beitrebungen des Bereind mehr und mehr erfelu: 
fein werben, erfolgreih zur Hebung der Lebensweile, der Denfungsart un? : 
legten Lebensziele unfered ganzen Boltes. — Ich ſchließe hiermit die Verſamml:r 


(Bravo!) 
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A. 
Schema zu einem Lehrvertrag. 

Unmerfung: Das mit fetter Schrift Gebrudte ift nur beifpielsweife ausgefüllt. 

Zwiſchen Herm Friedrid Schmidt, Schuhmachermeiſter in Leipzig, und 
rm Carl Reichel, als Bater des unmündigen Wilhelm Reichel aus Benig, 

heute nachftehender Lehrvertrag abgeſchloſſen worden. 
‚1. ger Sriedrid Schmidt, als Lehrherr, verpflichtet fih, den genannten 
ilhelm Reichel, als Lehrling, das Schuhmachergewerbe zu lehren, denfelben 
allen vortommenden Arbeiten forgfältig zu unterrichten oder unterrichten zu 
nen und ihn überhaupt, foweit dies in feinen Kräften fteht, zu einem tüchtigen 
d geſchickten Schuhmacher heranzubilden. 

2. Der Lehrherr bat insbefondere dem Lehrling die erforderliche Zeit zum 
gelmäßigen Beſuch der gewerblichen Fortbildungsſchule zu gewähren und 
2 zu deren fleißiger Benugung anzubalten. 

3. So lange der Lehrling das 16. Lebensjahr nicht vollendet hat, darf 
e tägliche Arbeitözeit da8 Maaß von 10 Stunden keinesfalls überichreiten. 

4. Die Dauer der Lehrzeit wird auf drei Jahre, vom 1. April 1873 
gerechnet, feſtgeſetzt. 

5. Der Lehrherr nimmt den Lehrling während der Tauer der Lehrzeit 
gen ein von deſſen Vater zu entrichtendes monatliches Koſtgeld von Fünf 
haler in Koſt und Wohnung. Ein Bett hat der Lehrling ſelbſt mitzubringen. 

6. Das Lehrgeld beträgt Bierzig Thaler und ift von dem Bater des 
hrlings zur Hälfte bei Beginn, zur anderen Hälfte bei Beendigung der Lehr: 
it zu entrichten. 

Wird jedoch das Berhältniß durch Schuld des Lehrlings ($ 120 der Ge- 
erbeordnmg) wor Ablauf der Zeit gelöft, fo ift die zweite Hälfte des Lehr: 
Des nachzuzahlen und fofort fällig. . 

7, Wegen Geſtundung des Koft- und des Lehrgeldes bleibt befondere Ver⸗ 
übarıng zwifchen ben vertragsicließenden Theilen vorbehalten. 
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8. Der Lehrling verfpricht, fich jederzeit treu, redlich, fleikig mb wohl 
gefittet zu betragen, den Weifungen bes Lehrherrn oder ber von dieſem Beanfı 
tragten Arts pünftlich —25 — zu leiſten und mit den ihm awertrauten Wert 
zeugen und Materialien forgfältig umzugehen. 

Für alle dem Lehrherrn etwa durch ——— oe ——— de 
Lehrlings erwachſenden erweislichen Schäden hat ber bes letzteren tus 
erſteren als Selbſtſchuldner aufzukommen 

9. Der Lehrherr wird dem Lehrling nach —— der Fortſchritu 
welche derſelbe bei Ausführung der ihm übertragenen U befindet, eme 
allmälig wachfenden Lohn gewähren, und zwar nad —* des 5* Lehr 
jahres mindeſtens ein Drittel, nach Ablauf des zweiten mindeſtens zwei Dritte 
des mittleren Geſellenlohnes. 

10. Falls der Lehrherr das Koſt⸗ und Lehrgeld oder eines von beite 
geftundet en ift er berechtigt, den vom ihm zu gewährenden Lohn zunädit ds 

en au 
” Der —** hat darüber Buch und Rechnung zu führen und es iſt zwiſche 
beiden Theilen vierteljährlih Abrechnung zu halten. 

11. Soweit der dem Lehrling zu gemihrende Lohn wär b dur Aufrechnm 
aufgezehrt wird, ift derſelbe durch ben Lehrherrn bei Sparcafie ae 
en, und es darf darüber ohne Vorwiſſen des Baterd d des erſteren wäh 

werden. 


gt wer 
12. Im Uebrigen find für das beiderſeitige —— die sah 
abgedruckten Beſtimmungen der Gewerbeordnung maßgebend 


Leipzig. ben 1. April 1873. 
Friedrich Schmibt. Carl Reichel 


Auszug aus der beuffhen Reichs Gewerbe Ordnung . 
Verhältniſſe der Lehrlinge betreffend. 


8 115. WISE Lehrling iſt Jeder zu betrachten, welcher bei einem Lehrher 
zur Erlernung eines Gewerbes in Arbeit tritt, ohne Unterſchied, ob die 
lernung gegen Lehrgeld oder unentgeltliche Hulfgleikung ftattfindet, oder ob f& 
die Arbeit —8* gezahlt wird. Auf Lehrlinge über 18 Jahre finden die 
ſinm nge der 88 106, 116, 117 und 119 keine Anwendung. 

‚8 116. Bon ber Befugniß, Lehrlinge zu halten, ſind ——— zu 

gen, welchen wegen anderer, als politiicher Verbrechen o 
—— ber ſtaatsburgerlichen Rechte entzogen iſt, für bie — der — 
Iefern fie nicht in dieſe Rechte wieder eingejekt, ober welche wegen 

oder Betruges rechtöfräftig verurtheilt worden find. 

8 117. in Gewerbetreibenver, welcher von der Befugnik, — 
halten, —— iſt, darf auch die bereits angenommenen Lehrlinge mi 
ferner beibehalten. Die Entlaſſung unbefugt angenommener oder beibehalten“ 
seprline tann m gs A an —— ne werben. en 

118, e mu angelegen jein laſſen, den Lehrling 
Häftigung und Anmerfung zum tüchtigen Gefellen auszubilven. Er der 
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dem Lehrlinge die hierzu erforderliche Zeit und enheit durch Berwenbung 
zu anderen Dienftleiftungen wicht entziehen. Der Lehrherr muß bemüht fein, 
den Lehrling zur Arbeitſamkeit und zu guten Sitten anzubalten und vor Laſtern 
umd Ausſchweifungen zu bewahren. 

8 119. Der Lehrling ift ber oe 3 Zucht des Lehrherrn unter 
worfen und in Abweſenheit des Lehrherrn auch dem benfelben vertretenden Ge⸗ 
fellm oder Sehülfen zur Folgſamkeit verpflichtet. 

8 120. Das Lehwerhaltniß kam in den Fällen, welde im 8 111 be 
zadpet find, von dem Lehrherrn vor Ablauf der Lehrzeit aufgehoben werben. 
Sind für einen foldhen Fall eine befonderen Berabrevungen getroffen, fo ift das 
Lehrgeld ſtets für die bereits abgelaufene Zeit zu entrichten. Daneben gebührt, 
wenn der Lehrling in den Fällen des 8 111, Nr. 1—5 zu feiner Entlafſung 
Beranlaflung gegeben bat, dem Lehrheren als Entfepädigung das weiterlaufende 
Behrgeld bis zu einem Balbjährigen Betrage. 

8 121. Wider den Willen des Lehrherm kann das Verhältniß vor Ab- 
lauf der Lehrzeit aufgehoben werben, wenn ber Lehrherr Die ihm nad 8 118 
obliegenden Berpflichtungen ans vernadhläf figt oder das Recht der väterlichen 
Zucht mißbraucht. Yallt die Entſcheidung hierüber gegen ben Lehrherrn aus 
(8 108), 8 kann derſelbe zur Erſtattung ber durch die anderweitige Unter⸗ 
bringung des Lehrlings entſtehenden Mehrkoſten im Rechtswege angehalten 
werden. Letzteres gilt auch von dem Falle, wenn dem Lehrherrn die Befugniß, 
Lehrlinge zu halten, entzogen wird ($ 117). 

8 122. Wider den Willen bed Lehrherrn Tann das B der Lehr⸗ 
git sufgeboßen werden, wenn ber Lehrling zu einem anderen Ne oder zu 
einem anderen Berufe übergeht. Dem —2 iſt in dieſem Falle, wenn nicht 
ein Anderes verabredet worden, das weiterlaufende Lehrgeld noch bis zu einem halb⸗ 
jährigen Betrage zu zahlen. 

8 123. Durch den Tod bes Lehrherrn ober Lehrlings wird ber Lehr 
vertrag aufgehoben. Auf den Antrag des einen oder des anderen Theiles ift 
ber eng aud dann aufzubeben, wenn ber Lehrherr oder ber Lehrling 
zur g der eingegangenen Verpflichtungen unfähig wird. In beiden Tällen 

werm nicht Anderes verabredet ift, die Auseinanderſetzung binfichtlich 
des Grgeldes nach Berbältni des bereitö abgelaufenen Theiles der Lehrzeit zur 
ganzen Dauer derielben. 

8 124. Bei Auflöfung des Lehrverhältuifies kann der Lehrling über bie 
Douer der Lehrzeit und die während berfelben erworbenen Kenntniffe und Fertig: 
leiten, ſowie über fein Betragen vom Lehrheren ein Beugniß fordern, welches 
auf Antrag der Betheiligten und wenn gegen ben Inhalt fich nichts zu erinnern 
findet, von der Gemein debehörde koflens und ſtempelfrei zu beglaubigen iſt. 

Gb — Für die Die Aufnahme und Entlafſung der Lehrlinge dürfen keine 
er 
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Motive und Grläuterungen. 


Wenn manche Lehrberren das Halten von Lehrlingen eimfeitig ans ven 
Geſichtspunkte betrachten, daß fie ſich dadurch wohlfeile Urbeitöfräfte ſchaffen 
wollen, jo beruht dies auf einem vollſtändigen Verlennen des Weſens der Sax 
Zweck des Lehrverhälmiſſes iſt, den Lehrling in dem gewählten Fache zu einen 
in jeder Beziehung tüchtigen Arbeiter auszubilden. Selbſtverſtändlich kam dies 
nur gegen eine angemeſſene Gegenleiſtung geſchehen, aber das Hauptgewicht liegt 
auf Seiten des Lehrlings. | 

Häufig entipringen Uebelftände daraus, daß der Lehrling und beijen Elters 
oder Erzieher fi in der Wahl des Gewerbes vergriffen haben. Es wird ih 
daher unter Umftänden empfehlen, zunähft eine Probezeit, von etwa 2-4 
Wochen, eintreten zu laffen und erſt nad deren Ablauf ben Lebroertrag fat 
abzuſchließen. | 

Es hätte dieß zugleich den Vortheil, daß die Dauer der Lehrzeit z 
nach den Anlagen und der Borbildung bemefjen werben könnte, welche der vebr: 
Iing bekundet. Gewiß würde mancher Knabe aus guter Familie dem Gewerbe 
lieber zugeführt werden, wenn er nach genofjener tüchtigerer Schulbildung, ars 
bis zum 16. Lebensjahre, mit einer kürzeren Lehrzeit zum Ziele gelangen Kmt. 
Ueberhaupt ift die Lehrzeit (8 4) nach den Verhältniſſen des einzelnen Falk 
zu normiren. 

Unter allen Umfänden muß, wenn das Gewerbe im Allgemeinen geheka 
werden foll, den Lehrlingen Zeit zum Beſuch der vorhandenen Fort bildunge 
ſchulen gelaffen werden. Bon gar nicht genug zu Ichügender Wichrigfert 
namentlih ein zwedmäßiger Zeihenunterridt. Bei der leider nod ur" 
breiteten Abneigung mancher Lehrherren gegen den Belud ber Fortbildunge 
ſchulen von Seiten der Lehrlinge darf in dem BVertragsichema eine Beſtimmu 
darüber nicht fehlen ($ 2). 

Damit fteht im Zuſammenhang, daß die Arbeitszeit wicht über dit 
rechte Mack ausgedehnt werben darf. So lange die Arbeitszeit nidt di 
gemein geregelt ift, follte die Beftimmung in $ 128 der Gewerbe-Ormn;, 
wonach junge Leute vor vollendetem 16. Lebensjahre in Fabriken nicht u 
10 Stunden täglich beichäftigt werben dürfen, wenigftens auf die Lehrlinge bi 
zu diefem Alter ausgedehnt werden (& 3). 

Dem Lehrling feine hauptſächlichen Pflichten ausdrücklich einzuldhire 
und zugleich den Bater ober Bormund für ermweislige Schäden, bie jener durd 
BDerlegung feiner Pflichten etwa zugefügt, verantwortlich zu machen, erlde 
nach dem Borbilde mehrerer gebräudlicyer Formulare nicht unzweckmäßig (S 3} 
Im Uebrigen enthält die Gewerbe-Tronung über bie beidetfeitigen Rechte m 
Pflichten, über die Gründe der Bertragsauflöfung u. |. w. fo leicht verſtän 
liche und zweckmäßige Vorjchriften, daß eine Verweifung darauf genügt ($ :: 
und Anhang). 

Zu den meiften Mißhelligkeiten führt die Häufige Unklarheit der Fre 
über die wirthſchaftliche Seite des Verhältniſſes. Die Leiſtungen N 
Lehrerin — die eigentliche Xehre und in der großen Mehrzahl der Fälle d. 
Gewährung von Wohnung und Koft — werden gegen das fogenannte Lehr 
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a3 oft genug wegfällt) und gegen die Hülfe, welche der Lehrling namentlich 
ı legten Theile der Lehrzeit dem Meiſter leiftet, in Bauſch und Bogen aufs 
rechnet, ohne Mar zu ftellen, daß in der erften Zeit die ganze Laſt einfeitig 
f den Lehrherrn drüdt, während am Schluſſe der Lehrling die Stelle eines 
xhälfen vertritt. Ja, ſehr oft wird die Lehrzeit auf eine längere Reihe von 
ven feftgeftellt in dem mehr oder weniger ausgeſprochenen Bewußtfein, daß 
8 legte Jahr nicht eigentlich der Lehre dienen, fondern Bauptfächlich den Zweck 
ıben foll, den Meifter für die in der erften Zeit fo gut wie ohne Gegenleiftung 
währte Lehre, Koft und Wohnung ſchadlos zu halten. Die Folge ift, daß 
dem Lehrling nach Ablauf der erſten Lehrjahre vortheilhafter ericheint, aus 
r Lehre zu entlaufen, und daß der Lehrherr, deſſen Anſprüche fich nicht wohl 
r Ziffer bringen laſſen, das Nachieben bat. Auch die Feſtſetzung einer Con⸗ 
ntionalitrafe gewährt dagegen Teinen ausreichenden Schuß. 

Die Schwierigkeit kann freilich Niemand befeitigen, daß von dem Lehrling 
DR und von deſſen Exziehern in vielen Fällen wegen mangelnden Vermögens 
chis zu erlangen iſt. Aber ſelbſt in viefen Fällen wird es auf das Berhalten 
t legteren von nicht zu unterichägendem moralifchen Einfluffe fein, wenn das 
oll und Haben beider Theile in jedem Zeitpunfte der Lehre 
me Mühe klar zur Ziffer gebradt werden kann. 

Das ıft jedoeh nur dann möglich, wenn man zu Gunften des Lehrberm 
dt blos ein beſtimmtes Lehrgeld, fondern aud ein angemeſſenes Koft- 
eld, Dagegen zu Gunften des Lehrlings und feiner Vertreter einen im Ber- 
iltniß feiner Leiftungen wachſenden Lohnſatz auswirft. 

Geſetzt, das Lebrgeld und Koftgeld wäre dem Vater (oder Vormunde) bes 
hrlings vollftändig geftundet, fo würde fi, unter Zugrundelegung der in das 
chema beifpielsweife eingetragenen Ziffern, die natürlih je nad den ört— 
hen Berhältniffen abzuändern find, und bei Annahme eined mittleren 
etellenlohne8 von 4 Thaler, die Rechnung etwa wie folgt geftalten: 


ILL. Erfte Abrechnung vom 1. Jull 1873. HABEN. 
TR Fr a Fr 
lb, 1. Sälfe. - ». » 2... 20 —IEohn » 2 2 2 2 ren — — 
ld, 3 Monate.... . 5 —I: . » 2 2 2 2 2 2 2 00. — 
in Guthaben bes Lehrlings — Within Guthaben bes Lehrherrn 3— 
35 — 35 — 


Zweite Abrechuung vom 1. October 1878. 
rag des Guihabens des Lehrherrn 35 — zortrag bes Guthabens des Lehrlingg — — 


ld, 3 Monate . . . 2... 1 >Jı) ı) .5. __ 
Naerbrodene fampe . .»— 3. 2. en — — 
nn Guthaben bes Lehrlinge . . — — | Mithin Guthaben bes Lehrherm . . 50 26 

50 25 50 25 


Dritte Abrechnung vom 1. Januar 1874. 


rag bes Guthabens des Lehrherrn 50 25 1 Vortrag des Guthabens bes Lehrlinge — — 
yeld, 3 Monate - . » . .. 15 —lkohn . 2 2 2 2 ren — — 
ee — — |Befondere Belobnung . . . 5— 
un Quthaben des Lehrling . . — — Mithin Guthaben des Lehrhern . . 60 25 


65 25 65 25 
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SOLL. Bterte Abrechnung vom 1. April 1874. HABEN 
Bortra J des Guthabens bes Lehrherrn 251 Bortrag des Guthabens bes — 
Kofgelt 3 Monte - . 2 2. . — 1.) |: .. 

.. — — Beſondere Dergütung - 
Lehrkerm . 


Mithi in Guthaben bes Lehrlinge ._. — — |Mithin Guthaben 
75 25 


Fünfte Abrechnung dom 1. Zuli 1874. 
Vortrag des Guthabens bes Lehrherrn 68 101 Bortrag des Guthabens bes Lehrling — 
Rofgeld, 3 Monate . . hu . .15 — Lohn, 13 Woher s la A F 


Within Guthaben des Eefrlinge ._. — — | Mithin Gnsfäben bes Behrhern ._; 66 
83 10 —— 


Sechſte Abrechnung vom 1. Ociober 1874. 
Bortra bee agutbabene bes Lehrherrn 66 — 1 Bortrag bes Guthabens des ı- 
Kofgeld, ... eher _ sohn, 3 a a 1’, — n 
— ae N neuen Nod. . 10 — - 
Nithin Guthaben bes Lehrling . . — — Mithin Guthaben bes sehrherrn 
Am 


Siebente Abrechnung vompi. Januar 1875. 


Bortrag bes Guthabens bes Lehr 18 204 Bortrag bes Guthabens des Lehr s- 
Kofgelb, 3 Momte . . - yrherru — Lohn., 13 Boden à 17, hr 


.. ne. — — [Befoundere Bergü üätun f 
Mithi in Guthaben des Lehrlinge . . — — | Mithin Ontbaben bes e8 Beheben. . . . 6 
88 20 2 


— 


Achte Abrechnung vom 1. April 1875. 


Borttag beß Gntfaßens bes dehrheren 86 10, Bortrag beb Gutfahene bes - 
Rofgelb, 3 Momte . . . rhe .15 — Lohn, is Boden & 1%, : Ir. E 


M itBim Guthaben bes Lehrlinge . — — | Bitte Guthaben bes Lehrhern . 
81 1 zu 
Neunte —8 vom 1. Juli 1875. 


Vortrag des Gut b des Lehr ven 50 20 , Bortragdes Guthabens ing 
——* — — —8 — 13 Wochen & 2%, Dei . 





Mithin Guthaben des Lehrlinge . . — Mithin Guthaben bes vehrherrn * 
74 20 4 
Behnte Abrechnung vom 1. October 1875. 


Bortrag bes nuthabene des Lehrherrn “0 — ı Bortrag bes Butbaben® bes 
Rofgeih, 3 Monte . . 2 =... — Lohn, 13 Wochen à 2%, Ehe. 
nn — — [Befondere Beratung. 


ithin Guthaben des Lehrlinge . . — —|Mithin Guthaben bes Lehrierm . . " 
BE — 








Eifte Abrechnung vom 1. Januar 1876. 


Vortrag des Guthabens des 2 18 101 Bortrag des Guthabens bes En 
—2 3 Monate . . 5 — * — 2,1. a .B 


—I8 ‚N 
Mithin Guthaben bes Lehrfinge . _. 5 10 5 r Teehin Onthaben be —E = 
73820 
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2 
Rıfın Guthaben des Lehrlinge . . 23 20 | Mithin Guthaben de Lehrhern — — 
58 20 on 


58 20 


Der Lehrling witrde nach diefem Beifpiele am Schluffe der Lehrzeit nicht 
mm bie von feinem Bater für ihn contrahirte Schuld vollfländig abgetragen, 
Inden noch ein Guthaben von 23 Thlr. 20 Sgr. fih erworben, außerdem 
fh einen neuen Rod felbft geichafft Haben. Bei nieprigerem Koflgelo könnte 
das Guthaben des Lehrlinge noch erheblich Höher anwachſen. Was aber un⸗ 
geich mehr werth iſt: es würde durch dieſes naturgemäße Berfahren Die 
Frende am Erwerben und am Sparen in ihm erweckt ſein. Der 
tehrherr ſeinerſeits hätte zwar ſchließlich nicht nur den Lehrling ohne klingenden 
Entgelt unterrichtet, fondern müßte fogar ibm noch etwas herauszahlen; er 
würde aber ficher in dem dadurch angelpornten Fleiße des Lebrlings und deſſen 
vermehrten Leiftungen reihlihen Erſatz gefunden haben. Sollten 
übrigens 3. B. die Vorſteher von Waifenanftalten auf derartige Beſtimmungen 
(adgefehen vom Schlußfage des $ 5 und dem letzten Abſatze des 8 8, die fi 
leicht ſtreichen laſſen) wider Erwarten nicht eingehen, fo müßte für folde Aus- 
mbmefälle der Vertrag mobificirt werben. 

Zu den vierteljährlichen Abrechnungen find am beſten je zwei gleich 
loutende Bücher zu benugen, für die ſich der geeignete Vordruck nach dem 
vorſtehenden Schema leicht herftellen läßt. 

Sp laufen die Beſtimmungen der 88 5—7 und 9—11 auf das Biel 
hinaus, von deſſen beharrlicher Verfolgung das Emporblühen der Gewerbe 
überhaupt zu einem guten Theile abhängt: 

wirthſchaftlich rechnen zu lernen. 





Einnahmen. 


1873/74 195 zahlende Witgfider & 10 
1874/75 150° ꝓuie 


1875/76 1 
Ueberſchuß aus dem Jahre 1872/73 


Eintrittsgelb 1873 108 zahlende veſucher 
1874 107 


” ’ 


OSeſchent eigeh RER een 
aunfenbergüiu tung fe —— des Caſſirers 
thaben des rers) 


find In dieſer Zahl nicht enthalten. 


2) Ohne die Koften für die Vorbereitung der bießjährigen Berſammlung mir 
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Bemerkungen! 
ı) Die am 10. October 1875 in Eifenach neu eingetretenen Mitglieder für 15:1 


Stelle des Deftcits ein Heiner Caſſenüberſchuß vorhanden. 
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gaben des Vereins für Socialpolitik. 
Ausgaben. 
“ ‚| A r 
nie der Berfemmlung 18129 > 2 0. 00 > .. = —3* 
n 1815 (bis it) 2 20. — I—|| 3687| 45 
Borti ing Geammt . .. — |—! 245|42 
drnd der Thelen 1873 bis 1875 . — —1 141|85 
hapier, Sat, Druck ber Fusfänb-Einfabungen and Protocnte 
1873 bis 1 . _ 121 | 20 
„ " „ ber Eintritt“ und Mitgliebsfarten — |—|| 59|75 
w „ „, von Mbrefftreifen . I 81 - 
Bu ”". nn kon Statuten und Bufforberungen Ium 
Beitritt ins Gefammt . . — I—]| 46|50 
„ " „ von 5310 Kircularen viererlei Fa ung 
(Aufforderung zum Beitritt) 5 
Einladungen und 4000 Statuten.. — I— | 239 | 20 
Iufuchen umb Ausſchreiben von 7156 Adreſſen aller Reiche 
und Landtagsabgeordueten Deutſchlande.. . 1 — I-—! 211 |50 
dorto für Verſeüdung diefer Einladungen rn | — —| 301 | 60 
kleine Kofßen . . . ee er er 2 2 er. 7 Im Mo 
2 Sillm ln 19 | 20 
32 m rn 44 | 80 
82 . IH. 20 | 80 
156 " IV... 2 2 2 20% 202 50 
191 ‚ V. 2 2 2 202000 249| — 
192 . v1. 16 |80 
190 „ VI. 294 |45 
189 „ VI “. 2.20. 302| 5 
155 " IX... 325 | 50 


2040 | 40 
T5409 | 24 


kehnungsführers. 


) In den Koſten ber Verſammlungen 1873 und 1874 find 
die Reporters$onorare, 
die Stenograpben-Bonorare, 
bie autograppirten Situngsprotocolle (1873), 
in bie durch die Zeitungen erfolgten Einladungen 
i en. 


h tree der der Druckſchriften ift zu bemerken. baß bie Mitglieder für 2 Iahres- 
Kiträge, alfo für 20 Mark, Schriften erhalten haben, welche auf bem e des 
Buhhandel® bezogen, einen Werth von 27 Markt 20 Pfennig tepräfentiven. Außerdem 
ud von dieſen 20 Mark die fämmtlicen laufenden Koften bed Vereint beftritten 
worden, zum Xheil auch bie Koften der Berfammiungen. 


C. 


Der Ausſchuß des Vereins für Soctalpolitit pro 1875/76 


aus folgenden Herren: 


1) 1874 gewählt: 2) 1875 gewählt: 
Bacmeiſter, tano, 
Engel, Duncker, 
Geibel, Hildebrand, 
Helb, Kalle, 

irſch, Knapp, 
anfon, Knie, 
Roſcher (Leipzig), Ludwig⸗Wolf, 
Schmoller, Naſſe, 
Sombart, Neumann, 
v. Sybel, v. Roggenbad, 
Tiedemann, Samter, 
Wagner. Schulze (Many). 
3) 1875 cooptirt: 
Brindmann, 
Genſel, 
Gneiſt, 
Löwe⸗Calbe, 
v. , 
v. er 
Roth (Chemnitz), 
Schönberg, 











D. 


meidmiß der Mitglieder des Vereins für Social- 
politik im Jahre 1875. 





Auspig, R., Mitglied des Reichsſsraths ꝛc., Wien. 
Badofen, Fabrilant, Mittweida i ©. 
Barmeliter, 3., Hoibuchhändler, Eifenad. 
Bernau, Kreisgerichtsrath, Coln a. RE. 
ernbhardi, Handelskammer⸗Secretär, Bodum. 
Bertram, Berlagsbuchhändler, Halle a. ©. 
Beſſer, Verlagsbuchhändler, Gotha. 
Beta, O., Schriftſteller, Berlin. 
Bilinski, L. Ritter von, Vrofeſſor, Lemberg. 
Binding, C. Profeſſor, Leipzig. 
Blödner, Zimmermeiſter und Vertreter des Thüring. Baugewerlken⸗ 
vereins, Erfurt. 
Blum, Dr. W. Gemeinderath, Heidelberg. 
Bojanomsiy, P. v., Hofrath und Redacteur, Weimar. 
Brehmer, Dr. A., Conſulent der Gewerbekammer, Lübeck. 
Brentano, Dr. Lujo, Profeſſor, Breslau. 
Brindmann, Dr. J., Secretär der Gewerbefammer, Samburg. 
Bücher, Dr. K., in Frankfurt a. M. 
Bued, Henri, Generaljecretär, Düſſeldorf. 
Bund der Baugewerte in Berlin. 
Galberla, Dr., Rittergutöbefiger, Merzdorf. 
Gohn, Dr. &., Brofeffor, Zürich. 
Conrad, Dr., Profeflor, Halle a. ©. 
Gongen, Dr., Profefſor, Aachen. 
Dannenberg, Rebacteur, Hamburg. 
Dunder, Yranz, Verlagsbuchhändler, Berlin. 
Eberty, Dr. &., Stabtgerichterath. Berlin. 
Edardt Dr. J. Senatsfecretär, Hamburg. 
vd. Eichel-Streiber, Kabrifbefiger, Ciſenach 
Ellwanger, Seh. Ob.-Finanzrath, Berlin. 
Embden, Dr , Secretär der Handelslammer, Hamburg. 
Engel, Sch. Ob.-Regierungsrath. Berlin. 
raim, Albert, Berlin. 
03, Dr. W., Secretär der Handelskammer, Breslau. 
Ehriften XL. — Verhandlungen 1875. 15 
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| Seibel, Paul, Domainenpäcdter, Unterrobn. 


Verzeichniß ber Mitglieder des Vereins für Soclalpofitif, 





Feliſch, Baumeifter, Vertreter des Verbandes beutfcher Banzer 
meifter, Berlin. 
Fuhrmann, G. Tabrilinpector, Worms. 
Geibel jun., &., Berlagsbuchhändler, Leipzig. 


Genfel, Dr. 3., Secretär der Handelslammer, leipzig. 
Georgi, A., Banquier, Mylau i. V. 

Georgi, Dr. D., Bürgermeiſter, Leipzig. 

Geritfeldt, Dr. Ph., Leipzig. 

Gewerbeverein in Stuttgart. 


Handeldtammer in Plauen. 

Handelstammer in Poſen. 
artmanıt, Dr., Apotheker, Magdeburg. 
ärtel, R., Rebacteur, Yeipzig. 
echt, Dr. F., Banldirector, Mannheim. 
eine, Dr. C., Schleußig bei Leipzig. 
eid, Dr. von, Hofrath, Profeſſor, Würzburg 
ed, Dr. A., Profeſſor, Bonn. 
elldorf, don, Oberbürgermeifter, Halle a. ©. 
elldorf, Landrath, Bedra bei Merſeburg. 
enneberg, F., Fabrilbeſitzer, Gotha. 
ermann, Baron, Wain (Württemberg). 
erriurth, Amtsvorfteher, Welig bei Schleubik. 
erg, Dr. Guſtav, Hamburg. 

Hildebrand, Dr., Profeijor u. Geh. Reg.Rath, Jena. 

Öiltrop, Dr., Ober-Bergamtsafieffor, Dortmund. 
irih, Dr. Mar, Berlin. 
irth, Dr. Georg, Münden. 
off, H. v., Regierungsbirector, Wernigerobe. 

de neiſter, Bürgermeiſter, Remſcheid. 
oltzendorff, Dr. F. don, Profeſſor, München. 
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Iahrbud 


hefebgebung, Yermaltung und Volkswirthſchaft 
Deutſchen Reich. 


Herausgegeben 
von 


Profeſſor Dr. F. v. Holtzendorff in München 
und 





Profeſſor Dr. £. Brentano in Breslau. 





Des „Jahrbuchs flir Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege des Deutichen 
Reiches“ Neue Folge. 


cerſqeint in Bierteljaßrsheften. 


Durh die Errichtung des deutſchen Kaiſerreichs hervorgerufen und 
it der Zweckbeſtimmung, der Fortentwickelung der reichsrechtlichen In⸗ 
tution dienſtbar zu ſein, erſchien unter der Redaction von Prof. von 
oltzendorff im Verlage der unterzeichneten Verlagshandlung ſeit dem 
ctober d. J. 1871 das „Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und 
echtspflege des deutſchen Reichs“. Die Berechtigung des don der Re- 
iction in ber Herausgabe des Jahrbuchs bisher verfolgten Zieles iſt 
wohl in den Beiträgen zahlreicher, ausgezeichneter Mitarbeiter nachge⸗ 
tefen ala durch die Urtheile der Jachverftändigen Kritik anerlannt worden. 

DaB Jahrbuch hat fih in den Bücherfammlungen der Publiciften, 
. den Amtöaftuben der Reichsbehörden und in den großen Bibliothelen 
lehrter Anftalten feinen Pla gefichert. Es Liegt gegenwärtig in vier 
änden vor. 

Bor der Ausgabe des fünften Bandes hat fi) die Verlagshandlung 
it dem bisherigen Herrn Redacteur dahin vereinigt, unter obigem, etwas 
änderten Titel eine 


Hene Zolge des Jahrbuths in Dierteljahrsheften, 








regelmäßig dom Januar 1877 beginnend, ericheinen zu laſſen vr 
Herrn Brof. Dr. £. Brentano in Breslau zum Eintritte in die Redar 
tion einzuladen. | 

Der Grund für die Beftimmung einer veränderten Erſcheinungsweie 
in Bierteljahr&heften Liegt in der Wahrnehmung, daß die Form eine 
in langen Ztifchenräumen auagegebenen Jahrbuchs der jchnellen Ert: 
widelung und dem befchleunigten Gange der Reichsgeſetzgebung ua 
Reichsverwaltung weniger entjpricht, ala eine Ausgabe in Bierteljahr- 
beften, womit dem Jahrbuch der Charakter einer 


Hantswifleufhaftligen Zeitſchrift 


deutlicher aufgeprägt wird. 

Dur den Eintritt des Herm Prof. Dr. Brentano gewinnt ur'rı 
Dierteljahrfchrift eine wiflenjchaftlich erprobte Kraft für die gleichmäfi: 
Vertretung der volls- und ftantswirthichaftlihen Intereſſen x 
Gegenwart. 

Mit diefen Veränderungen in ber Redaction und der Form dei F> 
fcheinen® joll eine Erweiterung des Inhalts in doppelter Richtung vrr' 
bunden werden: Ä 


indem ſowohl die vergleihungsmweife widhtigen Ver; 
gänge der ausländiſchen Geſetzgebung und Politik eir- 
dem Gefihtspuntte ihrer praftiihden Nugbarmadızs! 
für Deutfhland, | 

ala auch bie hervorragenden Erfheinungen der in: un! 
auzländiihen ftaatswiffenihaftlidhen Literaturin regt: | 
mäßiger Berihterftattung gewürdigt werden jollen. 


Unfer Unternehmen verfolgt auch fernerhin das Ziel, der praftidhe 
Politik durch wiffenfchaftliche Erforſchung und Beurtheilung der in !e 
Gegenwart einflußreichen Thatſachen des öffentlichen Lebens vor 
arbeiten. Nechtsgeichichtlide Abhandlungen ohne Zujammenbang mitte 
Problemen der Heutigen Zeit Liegen ebenfo außerhalb des ihr zur 
wiefenen Gebiet? wie die Bekämpfung politifcder Doctrinen und phi-> 
ſophiſcher Abftractionen der allgemeinen Staat8lehre, welche für Frag? 
der Gegenwart Feine unmittelbare Bedeutung Haben. Das Yahıbud * 
unabhängig von dogmatifchen Formeln der Doctrin. Unbekümmert = 
Schulmeinungen und um Barteiprogramme der Gegenwart, will ei ie 
nationalen Geifte zur Befeftigung der in der Entftehung des beutid:ı 
Reiches thätig geweſenen Kräfte und zur Ueberwindung der ihrer leber* 
fräftigen Entwidlung feindlichen Gegenfäge beizutragen beftrebt fein. — 


Das Jahrbuch ericheint, wie bereit? oben erwähnt, vom 
Januar 1877 ab in Vierteljahräheften von circa 10 Bogen der 
biäperigen Ausftattung. Das erite Heft, Januar 1877, enthält: 


Die juriſtiſche Studienordnung. Bon DO. Gierfe (Breslau). — Die Epochen ber 
preußiigen Finanzpolitit. Bon G. Schmoller (Straßburg). — Der volkswirthſchaftliche 
Gongreß unb ber Berein für Goctalpolitil. Bon W. Held (Bonn). — Die Demonetifation 
bes Eilber# unb fein Werthverhältniß zum Golde. Bon GE. Nafle (Bonn). — Kann and 
länbifcge# Sriegämaterial im Wege bes Brivatarreftverfahrens mit Beſchlag belegt werben? 
Bon F. v. Holtzendorff (Münden). — Die IX. Verfammlung bed internationalen flatiftiigen 
Gongrefled vom 30. Aug. bis 7. Sept. 1876 in Budapefi. Bon E. Reichel (Münden). 


Der Preis des Heftes ift in der Regel 3 Marl (30 Pfennige 
ür den Drudbogen), die Abnahme eines ganzen Jahrgangs bon 
ı Heften vorausgeſetzt. Bei Entnahme eines einzelnen Heftes be- 
alt fi Die Verlagshandlung die Anjezung eines höheren Laden⸗ 
reifes bor. | 

Jeder Jahrgang erhält, wie bisher, ein umfaſſendes Sachtegifter. — 
zu geneigter Beftellung bediene man ſich des angefügten Beftellzettels. 


Leipzig, Anfang 1877. u 
Die Verlagsbuchhandlung: 


Duncker & Humblot. 


SE] 
Von der Buchhandlung von. | 


4 


erbitte ich die regelmässige Zusendung von: 


| 
v. Holtzendorff und Brentano, Jahrbuch | 
für Gesetzgebung, Verwaltung und Volks- | 
wirthschaft im Deutschen Reich. 1877. Heft ı und | 
Fortsetzung. | 
u 

| 

J 


Ort und Datum: Name: 


Man wende gefl. um. 








Von der Buchhandlung. .......... 


erbitten gegen baar: 


..von Holtzendorff, Jahrbuch. 
Band I_IV für 25 Mark. 


Ort und Datum: . Name: 
j 
| 


Preisherabfegung. | 

Um neu eintretenden Abnehmern bie Anſchaffung ber erften bier Jahrgänge bei von’ 
Holtzendorffeſchen Jahrbuchs zu erleidgtern, bieten wir biefelben bi auf WeitereB anfatt za 
40 Marl für vier Jahrgänge für 1 


25 Mark 


an. Zu biefem Baar⸗Preis ift jede Buchhandlung im Stande, daß Werk zu liefern. ai! 
Bände werden zu einem billigern Preiſe nicht abgegeben. 





— — —— - — — 


Die Sommunalflenerfrage 








Schriften 


Vereins für Socialpolitik. 


XI. 





Die Communalſteuerfrage. 


Reipzig, 
Berlag von Tunder & Humblot. 
1877. 


dB 


Die 


Communalfenerfiage. 


Behn Gutachten und Berichte 


veröffentlidt 


vom 


Berein für Socialpolitik, 


Leipzig, 
Berlag von Dunder & Humblot. 
1877. 





Alle Rechte vorbehalten. 
Die VBerlagsbanblung. 





Vorrede. 


Der Ausſchuß des Vereins für Socialpolitik übergiebt hiermit der 
DTeffentlichkeit einen Gutachtenband, der an Umfang alle ähnlichen bisherigen 
Fublicationen des Vereins übertrifft. Die Frage der Communalbefteuerung, 
zu teren befonterer Behandlung der Berein durch die Debatten über Per- 
ienalbefteurung im Jahre 1875 veranlagt wurte, iftzur Zeit eine bren- 
nende, namentlich feit ter jüngfte Gefegentwurf ber preußifchen Regierung 
befannt geworden if. Die literatur über diefe Frage iſt aber eine fehr 
Irärlide und das nothwentige Material über die bisherigen Ausgaben 
und Einnahmen unferer Gemeinden ift wenig zugänglich). 

Gewiß wäre eine grüncliche Enquete in hohem Maße angezeigt. Eine 
Sammlung von Gutachten verichiedener Berfaffer kann zwar nicht für vie 
mangelnde Enquöte, wohl aber einigermaßen für die geringe Literatur 
über unfere Trage entfchädigen. Die Abjicht des Ausfchuffes war befon- 
ders darauf gerichtet, ſachverſtändige Gutachten aus verjchiedenen 
Theilen Deutſchlands und von Auteren, bie einen verfcierenen 
Standpunkt vertreten, zu gewinnen, um fo eine möglichjt vielfeitige 
Behandlung der Frage zu erzielen. 

Leider blieb manchen hervorragenden Gelehrten, Bolitifern und Com= 
munalbeamten gegenüber die Anfrage ohne Erfolg. Die zehn Gutachten 
aber, die fchließlich zufammenfamen, repräſentiren doch die verfchieten- 
artigften Stanbpunfte. Fünf Gutachten ftammen von Verfaffern, pie 
in Preußen wohnen, und beziehen fich vorzugsweiſe auf preußifche Verhält⸗ 
nijfe, theilweife insbefondere auf die größeren Städte; es find dies vie 
Qutachten von Bruch, Hoffmann, E. Meier, Naffe und Samter. Das 
Öutadhten von Bruch enthält viel ftatiftifches Miaterial über preußifche 
Großſtädte. Das Gutachten von Heiß enthält eingehende Statiftif ter 
ſtädtiſchen Communalfinanzen im Großherzogtum Weimar und bezieht ſich 
zumeiſt auf thüringijche Verhäftniffe, das von Ludwig⸗Wolf geht ven ben 
Zuſtänden im Königreich Sachien aus, das von Zürn befpricht bayerische 
Verhältniſſe und behandelt insbeſondere die indirecten Conſumtionsſteuern 
in baveriſchen Städten. Es ſind ſomit vier deutſche Staaten vertreten. 
Tas Gutachten von v. Reigenftein beleuchtet dagegen bie franzöſiſchen Com⸗ 
munalfteuerzuftänve, nebenbei auch die gefammte directe Staatsſteuergeſetz⸗ 
gebung Frankreichs, was wegen mancher Vergleiche von Intereſſe ift, und 
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der Metz'ſche Vortrag enthält noch beſondere Statiſtik über die Communa⸗ 
finanzen in Elſaß⸗-Lothringen. Das Englifche Communalfteuerweien wit 
nebenbei von Naffe, auch von Meter erwähnt. Was Lie perjönliche Stellun; 
der Verfaſſer betrifft, fo ift die Wiſſenſchaft der Volkswirthſchaft und Fe 
nanz buch Naffe, Hei und Samter, die tes Öffentlichen Rechts turd 
Meier vertreten. Zürn, Ludwig-Wolf, Bruch und Hoffmann find hoder 
Communalbeamte, v. Reitzenſtein und Met Staats⸗Verwaltungsbeamte 

Die vom Ausſchuß geſtellten Fragen ſollten nur eine Richtſchnur für tt 
Verfaifer fein. Es war letteren unverwehrt, fich auf einzelne Fragen ya 
befchränten, wovon 3. B. E. Naffe Gebrauch gemacht hat. Es iu 
daher nicht alle geftellten Fragen von allen Verfaſſern überhaupt, am I 
nigften in gleihmäßigem Umfang behandelt. Um den ®ebrauch tieie 
Gutachtenbandes zu erleichtern, mag es zum Schluſſe geftattet fein, : 
aller Kürze die Stellung zu präcifiren, welche die einzelnen Berfafjer zı 
ben pauptfragen einnehmen, foweit fie diefelben überhaupt eingehend beher 
delt haben. 

Die Frage, ob das Communalſteuerſyſtem ſelbſiſtändig geregelt nr 
ben, oder unbedingt das Syſtem ber Zufchläge zu den Staatsſteuern he 
Then folle, veranlaßte mehrere Gutachter zur Unterfuchung der Borfrexr 
welche Verſchiedenheit zwiſchen den Leiftungen (reſp. Ausgaben) ver E 
meinde und des Staats beitehe. Kein Gutachter ſchloß fich ber de 
Meinung an, daß die Gemeinde lediglich eine Intereffen- und Wirthſchaftt 
genojjenfchaft im Gegenfag zum Staate fei. Vielmehr iſt Meier ter A 
ficht, daß Staat und Gemeinde ſich in das Gebiet der inneren Bermaltun; 
tbeilen, die Aufgaben bes erfteren nur umfafjender ſeien; er wart t: 
zu weit gebenter finanzieller Decentralifation. Zürn verwahrt fich F 
die Auffaſſung ber Gemeinde als Intereſſengenoſſenſchaft, verlangt ax 
Erhebung befonderer Beiträge in der Gemeinde, falls ber Nugen Einzelre: 
von einzelnen Communalleiftungen nachweisbar iſt. Denfelben &erante. 
baß ein principieller Unterfchieb zwifchen Staat und Gemeinde nicht beitek. 
daß aber der Grundſatz „Leiftung und Gegenleiſtung“ in ber Commu:t 
in eigenthümlicher Ausdehnung anwendbar fei, entwidelt ausführlide 
Bruch. Derfelbe will, foweit biefer Grundſatz am Plage ift, bejonten 
Deiträge erheben und verbreitet fich über bie verfchievenen möglichen Tır 
anlafjungen zu folchen Beiträgen fehr eingehend. ‘Damit im Zufammenbur; 
ftebt die auch von Samter berührte Frage des gewinnbringenden ftäbtitd“ 
Gewerbebetrieb3 und des communalen Eigenthums. Sehrähnlich in der Tente: 
ift Hoffmann, der ausführt, daß die Communaleinnahmen von ben Aut 
gaben abhangen müffen, wobei die Abwägung des allgemeinen und Int: 
vidualinterefjes bie Kernfrage ſei. Soweit Inpividualintereffen in rer 
fommen, will Hoffmann nicht nur Gebühren erheben, fonbern empfest 
unter Umftänden auch Bildung von Zwangsgenoffenfchaften, und beſondert 
Grund⸗ und Borenbelaftung erfcheint ihm ebenfall® ale ein Mittel die Iatir! 
bualintereffen zu befonberen Xeiltungen heranzuziehen — ein Gedanke, MIT. 
mobificirter Geftalt auch bei Anderen vorfommt. Auf die Rotbwentizfe: 
befonderer Beiträge weiſen auch Lubwig-Wolf und Samter hin. v. Kı 
genftein hält die Aufgaben von Staat und Gemeinde für theilweile ver 
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ſchieden und will dem Grundſatz von Leiſtung und Gegenleiſtung durch 
Orund⸗ und Gebäudeſteuerzuſchläge, auch Miethſteuern Rechnung getragen 
wiſſen, ſo daß die Berechtigung exceptioneller Steuern nach dem Grund⸗ 
jatze des Intereſſes immer beſonders nachgewieſen werten muß. v. Reitzen⸗ 
ſtein weiſt noch beſonders auf die Vertheilung der Laſten zwiſchen ter ört⸗ 
lichen Gemeinde und größeren Verbänden bin; Metz kritiſirt das franzöſiſche 
Verfahren, für jede Ausgabe beſondere begrenzte Einnahmen zu erheben. 

Was nun die praktiſche Frage nach der Selbſtſtändigkeit des Com⸗ 
munalfteuerwejens betrifft, ſo kann von einem unbedingten Anſchluß 
an das Staatoſteuerſyſtem ſchon wegen der indirecten Steuern ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nicht die Rede ſein. Die Frage iſt nur, ob, ſoweit die Communal⸗ 
anegaben überhaupt durch Steuern gedeckt werben, dieſe Steuern nur 
Aufchläge zu einzelnen Staatsftenern, nur gleichmäßige Zufchläge zu allen 
tirecten Staatsſteuern fein, oder aber ob ganz felbititändige Communal⸗ 
itenern nebenbei oder ausfchlieglich reſp. abweichende Tarife und ungleiche 
Zuſchläge geftattet werten jollen. 

Zürn verlangt Selbftftänpigfeit de8 Communalſteuerweſens bi® zu ge- 
wiſſem Grade, ähnlich Heig in Bezug ouf Stätte; derſelbe will die Ein» 
Iommenfteuer ganz an die Sommunen, die Bermögensfteuer nur an ven Staat 
serweifen. Metz ift für Combination von Staatsjteuerzufchlägen und jelbit- 
ftäntigen Commmnaffteuern, fo daß erjtere vie Regel bitten. Samter hält 
ın Bezug auf Steuern Anſchluß an ten Staat für nöthig, will aber zu⸗ 
lajien, daß aus Zweckmäßigkeitsgründen einzelne Steuern (Gebäudeſteuer 
in den Städten) ten Communen allein zugewiejen werben, und verlangt, 
daB nicht jete Staatsfteuer in jeder Commune überhaupt und mit gleichen 
Zufchlägen belegt werte. Naſſe verlangt Anſchluß an vie Staatsfteuer bei 
ter Berfonaljteuer, nicht bei rer Realfteuer in preußifhen Communen. Ludwig⸗ 
Wolf verwirft den Anfchluß an das Staatsfteuerfyften wegen ver Unvoll- 
lemmenheit des leßteren namentlich in Bezug auf Perfonaljteuer. Ernit 
Meier will von Allen am ausfchließlichften die Communalfteuer aus Staates 
jtenerzufchlägen mit Ausnahme der Gewerbeſteuer bejtehen laffen. Hoff: 
mann will jelbjtRändige Communafleinfommenfteuer nicht ausjchließen, weift 
aber ſoweit Intividualintereffen nicht in Betradht kommen, in erjter Linie 
auf Staatseintommenfteuerzufchläge bin; er ift der Meinung, baß bei rich» 
tiger Zufammenfegung ver Gemeindevertretungen ten Communen Selbſt⸗ 
ſtändigkeit in Steuerjachen gelalfen werben fann. Staatseinfommenjteuer- 
zufchläge hält auch v. Reitzenſtein, foweit von Leiftung und Gegenleiftung 
nicht die Rede ift, für die natürlichite Communalfteuer, abgejehen von einem 
jelbſtſtändigen ſtädtiſchen Octroi. Bruch verlangt Selbſtſtändigkeit im 
Communalſteuerweſen, entfernt ſich ſonach weit von E. Meier, bezieht ſich 
aber ausſchließlich auf die großen Städte und deren Eigenthümlichkeiten. 
Was nun die einzelnen Steuerarten betrifft, die in den Communen in 
Betracht kommen Können, fo werten bie indirecten Steuern theils überhaupt 
tbeil® für uns nach Maßgabe unferer Gefetgebung für unthunlich erlärt 
von Meier, Ludwig⸗Wolf und Samter, wohingegen Bruch, Zürn, v. Reitzen⸗ 
ſtein und Heiß biefelben im gewiffer Ausdehnung für zuläſſig erklären, 
Dieg wenigftens ihre Abfchaffung, da wo fie befteben, nicht empfiehlt. 


0 


Communale Mieths⸗ und Wohnungsfteuern verwerfen Yudiwig- Wolf, Meir 
Bruch und Heiß, nicht unbedingt dagegen verwirft dieſelben v. Reitzenſien 

Die lebte Hauptfrage ift nun bie, in wie weit bie Communen fi 
der Berfonal- und der Ertragsfteuer zur Befriedigung ihrer Berürfnii 
berienen follen. 

Lurwig-Wolf will, abgejehen von den fpeciellen Beiträgen nur pr 
greffive Einfommenjteuern, feine Ertragsfteuern in der Commune zulaſſe! 
ähnlich will auch Hei die Communalbefteuerung abgejehen von Berzehrung 
fteuer möglichft nur auf Einfommenfteuer bejchränfen. 

Dagegen will Bruch der Eommunaleinlommenfteuer befonbere ftärtiii 
Haus: (nicht Mieths⸗) fteuern zufügen. Meier wünfcht Zufchläge zu all 
directen Steuern des Staats mit Ausnahme der Sewerbeiteuer, v. Reiz: 
ftein will neben der Perfonalfteuer Zufchläge zur Grund⸗ oder Gebünt 
fteuer, foweit da® Princip Leijtung und Gegenleijtung anwendbar it, i 
laffen. Aehnlich ift bei Hoffmann Grund- und Bodenbeſteuerung (nidt 
demfelben Verhältniffe wie die ftaatliche) eines der Mittel befondere Ime 
effen zu befonderen Leiftungen heranzuziehen. 

ürn will gleiche Zufchläge zu allen virecten Staatsjteuern (Bax 
tennt eine allgemeine Perfonalfteuer nicht). Samter will eine aus Cr 
fommen- und DBermögensfteuer beftehende Perfonaljteuer als Hauptein:: 
mensquelle, aber nicht als einzige; vielmehr ericheinen ihın auch run. 
Gebäude- und S&ewerbeftener in der Commune zuläffig, fo daß vie ? 
bäubefteuer vom Staat ganz ben Communen überlaffen werben Tann. 

Am eingehenpften behandelt diefe Frage Naffe, ver Die großen Ti 
lichfeiten des einfeitigen Weberwiegens ter Perfonalfteuern in den €: 
munen tetaillirtt nachweift und daher mit ber Berfenalfteuer aller 3 
Commune gehörigen Berfonen eine einheitliche Nealbefteuerung alles in: 
Commune befindlichen Capital-Vermögens, des beweglien wie des url 
weglichen nur mit Ausnahme von Hausgeräthen 2c. verbinpen will. 


Bonn, Ente Februar 1877. 
Der Schriftführer des Ausichuffes des Verci 


für Sorialpolitit | 
A. Held. 
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Gutachten, 
erfiattet von Stabtlänmerer Hoffmann in Königsberg i. Pr. 





Die geftellte Frage will ih in nachftehendem Gutachten nur für einen 

gegebenen Staat und für gegebene Gemeinden erörtern. — Ich will mir nicht 
den Begriff des Staats, den Begriff Der Gemeinde konſtruiren, fondern mich 
daran halten, was thatlächlih und gegenwärtig die preußifchen Gemeinden 
ind. An dem Kreis der Aufgaben, welche ſich legtere ftellen, will ich für die 
Zwede der vorliegenden Unterfuchung Nichts geändert ſehen. Ich nehme die 
Ausgabe-Seite des Gemeinde-Haushalts wie fie ift, nicht wie fie fein würde, 
wenn die Gemeinde etwa eine bloße Wirthichaftd-Genoffenihaft oder eine bloße 
Unterabtheilung der Staatömafchine vorzuftellen den Beruf Hätte. 
.Ich werde meine Auslafjungen auh nur auf die Ort8-Gemeinde bes 
ſchränken. Die Kreisverbände wie die Brovinzialverbände find meines Erachtens 
entweder Bereinigungen der Ortögemeinden zur Erreichung von Zwecken, welche 
durch die letzteren in ihrer Ifolirtheit nicht erreicht werden können, oder fie find 
Träger der Staatsgewalt. Someit Erſteres der Fall ift, wird das freis- 
Steuerfuftem ſich dem Nuten anzupaflen baben, welcher den Gemeinden aus 
den betreffennen Kreis-Anftalten erwächſt; ſoweit das Zweite zutrifft, muß ber 
Staat die Verbände aus feinen eigenen Steuern dotiven. 

Unter „Communalfteuerweien“ verftehe ich die Gejammtheit der durch 
Zwang beitreibbaren Auflagen, melde behufs Bilanzirung des Gemeinde: Haus- 
halts den Gemeinde-Mitglievern oder einer Klaſſe derſelben auferlegt werden. 
„Srbühren“ und „Beiträge“ fchließe ich nicht aus. 

Der Ausdrud endlih „Syſtem von Zuſchlägen zu den Staatöftenern” bat 
fir mid, nur eine negative Bedeutung. Ich kann mir dabei nur den Aus— 
ſchluß jeder Steuerart denken, welche nicht bereit in das Staaiusſteuerſyſtem 
aufgenommen ift. Mit diefer Negation ift aber dem Bedurfniß nicht Genüge 
geihehen. Die Gefebgebung wenigſtens muß aud Pofitives ſchaffen; fie muß 
auch Stellung zu der Trage nehmen, ob das Communaljteuerwefen in Zu- 
Ihlägen zu allen Staatöftenern beftehen fol, und wenn dies verneint wird, 
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zu welchen unter letzteren YZufchläge zu geſtatten oder gar zu fordern ſind. Für die 
Dehauptung, daß die Ortsgemeinde ſämmtliche innerhalb derſelben auftommende 
Staatsfteuern mit Communal-Zufhlägen follte belegen dürfen, wird fi wohl 
fein ftihhaltiger Grund anführen laſſen. Der Preußifche Staat edit ſeine Be— 
bürfniffe und pro rata Diejenigen bes Deutfchen Reichs, ſoweit dies überhaur: 
dur Steuern geichieht, zu etwa 50 Prozenten durch indirefte Steuern, ale 
Zölle, Rübenzuder:, Salz, Tabaks⸗, Branntwein:, Brau-Steuer; zu 9 Fr: 
zenten buch die Stempel-, die Erbichafts- und die Eifenbahnfteuer; zu 5 Pre 
zenten durch die Gewerber, zu 16 Prozenten durch die Grund- und Gebäute, 
endlich zu 20 Prozenten durch die Klaſſen- und Haffifizirte Einfommen:Staxc. 
Das Verhältniß, in welchem die einzelnen Staatöfteuern an dem Gefammt-Yıf: 
kommen betheiligt find, ift faft in jeder Ortögemeinde ein anderes. Daß die 
Berwaltung der Ortögemeinde ın einem urſächlichen Zuſammenhang mit der. 
Erträgniß jeder einzelnen diefer Stantöfteuern ftünde, wird wohl Niemand be 
haupten. Der Geleßgeber wird immer eine Auswahl zwiſchen ben Gtaxte: 
fteuern treffen, wenn er den Gemeindehaushalt auf Zufchlägen zu Stantöfteum 
aufbauen will. Er wird aber ferner auch nicht den Mangel jedes inneren Zu 
fammenbangs zmifchen den Säten der ausgewählten Staatöfteuern tgnoritn 
dürfen. Daß die preußifce Einkommenſteuer 3 Prozente des Einkommens be 
trägt, die Grundſteuer 9—10 Prozente des Reinertrags, die Gewerbefteuer nat 
den Durchſchnittsſätzen von 24 bi 288 Mark pro Geſchäft umgelegt mit: 
dafür giebt es keinen innern, fondern nur den äußerlichen Grund des Bebarii 
an Gelpmitteln. Weil aber jener innere Zufammenhang nicht beftebt und m. 
dad Erträgniß der Staatsſteuern zu einander örtlich verſchieden iſt, deshale 
wird auch Fein innerer Grund dafür beigebracht werden fünnen, daß von ka 
einmal ermwählten Staatöfteuern jede mit einem Zuſchlag von bderfelben Het 
belegt werben müßte. 

Zur Erleichterung der Wahl zwiſchen den Staatsſteuern und der Auf 
mittlung des Verhältntffes, in welchem die auserforenen Staatöfteuern ınit Ge 
munal-Zufchlägen zu belegen wären, trägt nun die ganz allgemeine Behauptun 
daß die Aufgaben ber Gemeinde und des Staats wefentlic gleichartig jazz. 
meines Erachtens Nichts bei. Aus einem ſolchen Borderfag könnte man bb 
ften® auf die Zuläffigkeit gleich hoher Zufchläge zu allen Staatsſteuern ſchliefen. 
und‘ wenn die Motive des neneften preußiichen —— — 


trotz jener Prämiſſe auf die Nothwendigkeit von Zuſchlägen zu beftimmi: 
dort genannten directen Staatöftenern binausfommen, jo liegt eben dur: 
das Anerkenntniß, daß die Ortsgemeinde keineswegs eine Duodez⸗-Ausgade 
des Staats fei, daß ein gewiſſer Zuſammenhang zwiſchen den Urjaden de 
Bedarfs an Steuer-Erträgnifien umd der Art der Aufbringung von Tegteren tem 
wie bier beftehen müſſe, daß die Leiftung des Gemeinweſens beftimmend fa fi: 
bie Gegenleiftung der Gemeinde-Angehörigen. Der Verfaſſer jener Motive hat 1 
des Nachweiſes für überhoben gehalten, daß derjenige Theil der Staatsaufgaben. 
welcher gleichartig mit der Gejammibeit der Gemeindeaufgaben fein fell, ı 
Staatsbudget gerade durch die Grund-, Gebäudes, Klaſſen- und Einkommen: 7 
Gewerbeſteuer, nicht etwa aud durch die Stempelfteuer oder Dielen und ae 
Zoll wett gemacht witrde, und daß gerade um jener Aufgaben willen diefe Stut: 
ausgefchrieben feien. Der Iegtere Theil dieſes Beweiſes würde ihm auch wei: 
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ſchwerlich jemals gelungen ſein, weil das Staats-Einnahmebudget nicht mit 
ſteter Berückſichtigung des Zwecks der Staats-Ausgaben erſonnen, ſondern unter 
der Noth des Augenblicks je nach der Leichtigkeit der Herbeiſchaffung von Geld⸗ 
mitteln ausgebaut iſt. Wenn jetzt aber die Neu-Konftruirung des Gemeinde⸗ 
Budgets in der Eimnahmefeite erfolgen fol, jo wird die Nothmendigfeit des 
Zuſammenhanges der letztern mit der Ausgabefeite zum Ausgangspunkt genommen 
werden müflen. Aus den Aufgaben, welde die Ortögemeinden erfüllen, ergeben 
ich die Arten der Einnahmen. 

Bei einer Umschau unter den Aufgaben, mit deren Erfüllung fi) die Ge— 
meinden in Preußen befchäftigen, findet man, daß ein Theil derfelben bei allen 
Gemeinden wieberfehrt, in Betreff ded ande Theils aber große Verſchiedenheit 
bericht. Jenes find die auf gefelichen Beitimmungen beruhenden Leiftungen, 
dieſes die freiwillig aus Zweckmäßigkeltsgründen übernommenen. Der Kreis der 
Iegteren ift kein feft umgrenzter. Was in der einen Gemeinde zum Gegen- 
Rande der öffentlichen Fürſorge gemacht ift, bleibt in andern oft noch lange 
den Privaten überlafien. Als Beilpiele genügt es, die Abfuhr der Fäkalſtoffe, 
die Straßenreinigung, die Einquartierungslaft anzuführen. Je lebhafter, je ver- 
zweigter fi) das privatwirtbichaftliche Getriebe entwidelt, deſto mehr pflegt der 
Kreis der Communal-Berwaltungsaufgaben zu wachen. Dort findet man, daß 
die Leiſtung der Privaten billiger oder beffer durch das Gemeindeweſen beforgt 
wird, bier erzeugt Das engere Zuſammenleben ganz neue, bisher nicht gefühlte 
Bedürfniffe. Dieſe größere Beweglichkeit der Ausgabefeite des Budgets ift einen 
der Unterſchiede zwifchen Gemeinde- und Staatshaushalt. Jedesmal aber, wenn 
die Uebernahme einer bisher von Privaten over Einwohner⸗-Klaſſen beftrittener 
Ausgabe auf den Gemeindehaushalt in Frage, fteht, wird in der Bürgerſchaft 
das Gefühl wach, daß öffentliche Veranftaltungen fehr wohl Allen und doch 
wiederum in beroorragendem Grade Einzelnen zu Gute fommen fünnen; man 
ſucht nad einem Steuerfuften, welches die ftärkere Heranziehung der nunmehr 
befreiten Einwohner zu den Koften des Gemeindehaushaltd ermöglicht. Derfelbe 
Wunſch regt fih, wenn es fih um Befrievigung neuer, bis jest von Niemand 
befriedigter Bedürfniffe, 3. B. um Senkung des Grundwaſſerſtandes durch Ent: 
wäflerung, um Befeitigung läftiger Wafferläufe, um Errichtung höherer Schulen 
bandelt. Im Kreife der Steuerzahler wird e8 empfunden, daß, wie jehr aud 
durch ſolche Einrichtungen das Allgemeine gefördert wird, daneben doc gewiſſen 
Perſonen oder Klaſſen, jei es vermöge ihrer fozialen Lage, ſei e8 wegen der 
geographifchen Lage ihrer Befitungen, ein Separat-Vortheil zugemwendet wird. 
Viele Einrichtungen unterbleiben gerade deshalb, weil die Gemeindevertretung 
den Separat:Bortheil der Intereffirten höher ſchätzt, als letztere ſelbſt es thun, 
oder weil Die Communalſteuer⸗-Geſetzgebung kein Mittel an die Hand giebt, das 
Spezial-Imterefie auch vorzüglich kontribuiren zu laſſen. 

Die Abwägung ded allgemeinen Intereſſes und des Hinzutretenden In— 
tereſſes Einzelner ift der Kernpunft vieler ragen, welche das Gemeinveleben 
bewegen und deshalb halte ich auch flir die vorliegende Unterfuchung über die 
tihtige Sommunalbefteuerung diejenige Betrachtung der Gemeinde-Ausgaben für 
die fruchtbringenbfte, welche von dem Vorhandenſein eines Spezial-Intereffeg neben 
dem allgemeinen Intereffe ausgeht. 

Welcher Art aud die Vortheile fein mögen, welche das Gemeindeweſen 
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ſchafft, ob dadurch der Erwerb fittliher oder materieller Güter gefördert, ch 
überhaupt das Wohl pofitiv gefördert oder nur gegen Schädigungen geihägt wird, 
in allen Fällen find es Bortbeile, in klingender Münze wett zu machende Vortheile. 
was die Gemeinde als ſolche durch ihre Thätigkeit hinauswirft. Nicht jeter 
Gemeinde-Angehörige aber ift in der Yage, jeden jener Vortheile in gleichem 
Maße fir fi einzufangen. Das verjchievene Maß, in welchem dies geſchehen 
tann, beftimmt den Grad des Intereſſes an der Erzeugung jener Vortheile 
Soweit als e8 möglich ıft, für die eine oder die andere Beranftaltung der Ge— 
meinde einen Kreis von beſonders Intereiftrten nachzuweiſen, infomweit darf die 
Gemeinde TYeßtere nad dem Grade des Intereſſes auch beſonders zinspflichti— 
machen. Iſt eine folde Ausmeifung von SKreifen oder Klaffen nicht leich 
möglich, fo darf angenommen werden, daß an dem Beftehen der betreffente: 
Einrichtungen, am der Leiftung der betreffenden Ausgaben aus dem Gemeinde 
Sädel Alle daſſelbe Imnterefle haben. Tür die Aufbringung der Koften joldxı 
Einrichtungen muß ein Vertheilungsmaßſtab angewendet werden, welcher ſich eben 
auf möglichft Alle oder doc die Meiften anwenden Täft. 

Unter den Leiftungen der Gemeinden befinden fich zunächſt einige, in Bezug 
auf welche die Gemeinden nur als Unterabtheilungen ded Staats fungiren. & 
find dies die Ouartierleiftung für die bewaffnete Macht, die Unterhaltung der 
Standes-Aemter, die äußeren Beranftaltungen für die Wahlen zu den Yantes: 


vertretumgen, die ftatiftiichen Aufnahmen, die Beranlegung und Erhebung ver. ; 


Stantöfteuern. - 


Es reiht fi) daran eime zweite Gruppe, für deren Herüberfchieben ver ' 


den Schultern des Staats auf die Schultern der Gemeinden auch wirthicaftlick 


Gründe angeführt werden: Sicherheitspolizei, Haftpflicht für Schäden bei Ar: 


ruhr, Armenpflege, Volksſchulunterricht. 





Daß das innerhalb einer Ortsgemeinde entſtehende Bedürfniß an Folge: - 
ſchutz, an Armenpflege, an Volksſchulen auch innerhalb der Gemeinde ſelbſt ob: 


Zutritt der reicheren Gemeinden und Provinzen befriedigt werden muß, ift fralit | 
eine große Härte, weil der Umfang des Bedürfniſſes durchaus nit in laden 


— bei der Armenpflege Togar im umgefehrten — Verhältniß zur Lerftungs: 


fähigkeit der Gemeinde zu ftehen pflegt. Darauf aber, daß der Staat fix . 


Laften abgemälzt bat, die Forderung zu gründen, daß Die belafteten Gemeinde 
ihre Steuern nur als Zuschläge zu beftimmten Staatsfteuern ausſchreiben dürfe. 


ift doch erft vecht nicht angänglih, mehr Logik würde meines Erachtens in vı 
Forderung der Gemeinden zu finden fein, daß der Staat feine eignen Stun: ! 


um bie Stoflen des Bolizeifchuges, der Armenpflege, des Volksunterrichts erhöde 
und aus feinen Eteuer-Einnahmen jeder Gemeinde Dasjenige zufommm lat 
was innerhalb derfelben zur Befriedigung jener Staatsaufgaben gebraucht mt. 
Was fein follte, fteht aber Hier nicht zur Unterſuchung, fondern was ift. Lart 
Geſetz find jene Leiftungen nun einmal den Ortögemeinden auferlegt; es fint 
Verpflichtungen, die erfüllt werden müffen, über deren Höhe der Gemeindwe: 
band fich zu beflagen alle Urſache haben mag, am deren Erfüllung aber mne: 
balb des einzelnen Gemeinveverbands alle Gemeindenngehärigen das gleice 
Intereffe haben. Würden die zur Befriedigung jener Bedürfniſſe nöthigen Ar 
ftalten überhaupt nicht unterhalten, fo würde ever Abbruch an feinem Bol: 
befinden erleiden und ſich freiwillig zur Uebernahme von Koſten verftchen, ur 
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jene ins Leben zu rufen. Es handelt fi um Bebürfnijfe, die eben befriedigt 
wrden mäffen. Cem Vermögen, feine Arbeitefraft will Jeder gegen Raub 
geſchützt ſehen. Der Schulzwang eriftirt nun einmal in Preußen und den Armen 
muß geholfen werden. Je nachdem man zu verlieren bat, darnach pflegt man 
auch zu den Koſten des Schutzes beizutragen, und je nachdem man erwirbt 
Der genießt, darnach pflegt man auch von den Armen in Anſpruch genommen 
su werden. Wenn beim Mangel öfjentliher Schulen der Wohlhabendere wie 
&r Aermere um die VBerpflihtung, Volföichulunterricht für feine Kinder zu be- 
ihaffen, nicht herumfommt, jo wird Jeder behufs Gründung einer Schule bieten, 
was er kann. Wer daber hinter feiner Yeiftungsfähigfeit zurückbleibt, läuft Ge- 
fahr, die Gründung der Schule überhanpt zu vereiteln und entweder ftraffällig 
‚u werden, falls er feine Kinder ohne Unterricht aufwachſen läßt, oder mit noch 
größeren Koften fiir Privatunterricht forgen zu müffen. In dem Wefen der ge- 
nannten Aufgaben Tiegt e8, daß die Koſten nah dem Prinzip der Yeiftungs- 
fühigkeit aufgebradyt werden. Es handelt fi, falls die Gemeinde jene Aufgaben 
übernimmt, um die Theilnahme an Bortbeilen, denen fich feine Klaſſe von 
Semeindeangebörigen entziehen darf oder Tann. 

Anders fteht e8 mit dem höheren Unterridt. Es iſt derſelbe fein abfolutes 
Bedürfniß, denn Niemand ift gezwungen, denfelben feinen Kindern zu verfchaffen. 
Es eriftirt fein Zwang zur Nachfrage, wie bei der Vollsſchule oder bei Befrie- 
digung des Ernährungs-Bedürfniſſes. Dan braudt alfo nicht bis zur Grenze 
der Kauffähigfeit zu gehen, fondern fann Abftand nehmen von weiterem Bieten, 
ſobald man glaubt, feinen Vortheil dabei weiter nicht zu finden, mag Darüber 
auch aus dem ganzen Project der Errichtung einer höheren Lehranftalt Nichts 
werden. Andererjeitd kann ber Vortheil, welcher durch das Beſtehen einer ſolchen 
Anftalt ermöglicht wird, nicht fo ohne Weitered von jedem Gemeindebürger ein- 
gefangen werden, wie etwa Jeder in der geringeren Beläftigung durch Bettler 
des Segens der öffentlichen Armenpflege theilhaftig wird. Es gehört ſchon eine 
geficherte wirtbichaftiche Lage dazu, um die Kinder behufs Beſuchs ſolcher höheren 
Yehranftalten 4—6 Jahre Länger ernähren, fie der Anftalt gemäß kleiden, ihnen 
zuv Fertigung der häuslichen Arbeiten Ruhe und Raum in der Häuslichkeit 
gewähren zu fünnen. So fegenöreich alfo auch das Borhandenfein recht vieler 
Bürger von höherer Schulbildung fir die Wohlfahrt aller Gemeindeangehörigen 
kin mag, den vollen denkbaren Vortheil von dem Beftehen folder Anftalten 
haben Doch nur Einige, nämlich Diejenigen, welche ihre Kinder in diefelben zu 
Ididen vermögen. Wenn daher eine Gemeinde ſolche Anftalten unterhält, jo iſt 
jie berechtigt und fogar verpflichtet, fir die Benugung derjelben eine Separat- 
zahlung zu verlangen. Es iſt Died das Schulgeld, über deſſen Normirung oft 
und viel in den Gemeinde-Bertretungen geftritten wird. In dieſem Streit kommen 
cben das allgemeine Intereffe und das in derſelben Richtung fi) bewegende, nur 
quantitativ verfchiedene Separat-Interefle zum Austrag. 

Wie bier die Verfchiedenheit der wirthſchaftlichen Lage der Einwohner, To 
ruft auf andern materiellen Gebieten der communalen Fürſorge die Berjchieven- 
beit der geographifchen Lage der Grundſtücke das Bild neben einander Taufender 
allgemeiner und Separatinterejjen hervor. 

Während der Schuß gegen die Ausbreitung audbrechenden Feuers im 
gleihen Intereſſe Aller Liegt, kann dies zum Beiſpiel von dem Schug gegen eine 
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andere elementare Gewalt, gegen das Waſſer, nicht To unbedingt behauptet wer: 
den; es ſei denn, daß die ganze Ylur einer Gemeinde gleihmäßig der Gefahr 
einer Ueberſchwemmung ausgefetst wäre — was ja ın den Weichiel-Werbern der 
Tall iſt. Someit die Höhenlage der Grundſtücke eine verfchiedene ift, ſowen 
muß auch inmerbalb einer Gemeinde für die Vertbeilung der Koften zum Abwehr 
von Ueberſchwemmungen der durch $ 16 des preußifchen Deichgeleged vom 23. 
Jamuar 1848 fanktionirte Maßſtab des abzumendenden Schadens oder des 
hervorzubringenden Nutzens zur Anwendung gebracht, es darf nicht die Lerftungs 
fähigkeit aller Einwohner zum Mafftab genommen werden. Aehnlich ſteht ei 
mit den Veranftaltungen zur Abwehr von Berg-Rutſchen. Der Separatvortkeil 
der betreffenden Grundftüde müßte ferner maßgebend fein für die Bertbelm: 
derjenigen Koften, welde Meliorationen jeglicher Art verurſachen. Sole Melı:: 
rationen werben zuweilen nur als fanitäre Maßregeln betrachtet und wegen dieſer 
Eigenihaft als Aufgaben der Gemeinde Bingeftellt. Es ift richtig, daß ker 
Geſundheitszuſtand der ganzen Bevölkerung einer Stadt fi) befiert, wenn de 
Grundwaſſerſtand gelenkt wird, oder offene Waflerläufe, die zur Berumreinigm; 
reizen und üble Ausdünſtungen hervorrufen, durch unterirdiſche Entwäfſerung 
erfett werben; allein, foweit die erwähnten Schädlichkeiten nur einigen Sur: 
gegenden eigen find, läßt ſich aus der Beſeitigung der erfteren für Die Beige | 
von Grundſtücken in letteren ein Separatvortbeil ſehr Leicht ausrechnen. Aut 

Maßregeln, welche anfcheinend Allen Nutzen bringen, wie 3. B. die Einfühn: | 
von befierem Waſſer in eine Stadt und die Kanalıfation, Tönnen unter gain 

Iofalen Umftänden befondere Vorteile für gewifie Stadtgegenden mit fich führe, 

weil legtere vor Ausführung jener allgemeinen Maßregeln fih in Härterer Be 
drängniß befanden, als die anderen. Die Ausdehnung einer Waſſerleitung a 
höher gelegene Stabttheile macht die Erbauung eines Druckwerks nöthig, dee 
die tiefer gelegenen entratben können. 

Selbft das ganze, ımit dem Namen Verkehrspflege bezeichnete Gebiet cam: 
munaler Thätigfeit ift reich an Beilpielen des Nebeneinanverbeftehens eines Al: 
gewährten und eines potenzirten Separatvortheil® Einiger. 

An der Wegiamteit, Fahrbarkeit, Reinlichkeit und Beleuchtung der Strakr 
baben alle Einwohner, foweit es ſich um ben durchgehenden Verkehr von Sırak 
zu Straße handelt, das gleiche Interefie. Wenn aber bisher ungepflafterte m 
unbeleuchtete, bis dahin von Weldern und Gärten eingeichloffene Wege zur 
erften Dale gepflaftert und mit Beleuchtung verfehen werben, fo fleigt die Be 
nugbarteit jener Felder und Gärten, fie pflegen Baupläge zu werben. I - 
gleicher Weife fteigert fich ver Werth einer bis dahin nur mittelft einer Führ. 
zu erreichenden Inſel dur den Bau einer Brüde Werden große Prime: 
gründe parzellirt, Straßen durch diefelben gelegt, um Bauftellen zu gewinner 
jo mag folde Spekulation der etwa vorhandenen Wohnungsnoth abhelfen mi 
infofern von allgemeinem Nuten fein; aber daß dem Spehulanten ein 
Geſchenk gemacht werden würde, wenn jene neuen Strafen aus Gemeinbemutd: 
bezahlt werben wurden, Iiegt auf der Hand. Jede Straße verbindet zwei Funk 
Sofern eine Verbindung diefer Punkte den Verkehr zwiſchen denſelben Erle 
terung verfchafft, liegt die Anlegung verjelben im allgemeinen Intereſſe, akt 
jede Straße iſt zugleih Zugang zu ben anftoßenden Grundftüden; fie ſchlef: 
diefelben auf und verwandelt fie aus ländlichen in ftädtifche Grundftüde Am 
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die Verbreiterung einer Straße oder der Durchbruch einer Kommunikation nicht 
ander8 erreicht werden kann, als dadurch, daß ganze Gebäude heruntergerifien 
und ihre Grundflächen zur Straße Binzugezogen werden, jo erhalten die Hinter 
jmen Gebäuden der erften Reihe gelegenen Seitengrundftiide der zweiten Reihe 
plötzlich eine zweite Front und zwar nad einer fchönen breiten Straße bin. 
Die jener verbreiterten Straße zunächſt liegenden Straßen werben gerade, meil 
der früher zu Umwegen genöthigte Verkehr jetzt die verbreiterte abfilrzende Straße 
eiuſchlägt, jelbft verfehrsreicher ; die Kaufläden in jenen Nachbarſtraßen erhalten einen 
größeren Nutzungswerth. Ja e8 kann vorfommen, daß eben weil der Berfehr 
nunmehr in eine andere Bahn gelenkt ift, die Grundſtücke an ven frühern 
Stätten größeren Verkehrs entwerthet werden. Für einige Fälle des Zufammen- 
gehens allgemeiner und feparater Vortheile hat endlich das lang erjehnte preußifche 
Bebauungsgeſetz vom 2. Juli 1875 den Weg gezeigt, auf weldem die Kommune 
befondere Bortbeile ſich auch beſonders bezahlen laſſen kann. Wer an bisher 
nicht bebauten Straßen Häufer mit Ausgängen nach folden erbaut, wer ge 
khloffene Terrains behufs Anlegung von Häuferoterteln durch Straßenzüge 
aufkhließt, kann nunmehr zu den Koften der erften Einrichtung der Straßen und 
zur fünfjährigen Unterhaltung derfelben herangezogen werden. Für die übrigen 
Hülle fehlt e8 an Spezial⸗Geſetzen. Faſt jede Erweiterung beftehender Straßen- 
nege, faft jede auf Wegräumung eines Verlehrshinderniſſes gerichtete einzelne 
Kommmunal-Beranftaltung ift einzeln für ſich betrachtet zugleich eine Melioration 
gewiffer Grundſtücke und gemilfer Stadttbeile. 

Ich glaube, durch diefe die Thätigfeit der Gemeinde keineswegs völlig um⸗ 
faffende Ueberſchau den Nachweis geführt zu baben, daß die communale Yür- 
forge auf vielen Gebieten neben dem allgemeinen Vortheil auch Separatvortbeile 
ſchafft. Drei Mittel giebt e8 nad meiner Auffaffung, um ſolche Separat- 
vortheile auch für den Gemeindefädel auszubeuten: Die Erhebung von Ge 
bühren, die Bildung von Genoſſenſchaften für beftimmte Meliorations- 
zweite unter Zutritt der Gemeinde, envlih die Beftenerung der Befiger 
von Grund und Boden. Die Erhebung von Gebühren empfiehlt fich 
überall da, wo es ganz vom freien Willen des Betreffenden abhängt, ob er ven 
m Rede ſtehenden Separatoortheil einfangen will. Beifpiele liefern das Schul- 
geld, der Waflerzins für die Einführung der Waflerleitung in die Grundftüde, 
die Wiegegelder für die Benutung öffentlicher Marktwaagen und dergl. Cine 
Gebühr ift auch der einmalige Beitrag, welchen da8 fchon erwähnte preußiſche 
Bebauungsgeſetz Demjenigen auferlegt, welcher eine an feinem Grundſtück vor: 
beiführende, bisher ungepflafterte Strafe als Zugang zu feinem Grundftüde 
verwerthen will, indem er in letzteres Thüröffnungen einfügt. 

Soweit Meliorationen bei Ausſchluß von einigen Grundſtücken für bre 
übrigen möglich find, foweit mag die Erhebung von Gebühren für den Anſchluß 
an jene der geeignete Weg zur Beichaffung der Geldmittel fein. Manche ſolche 
Meliorationen wirken aber vortheilhaft aud) auf Grundſtücke folder Befiger ein; 
weiche fich anschließen möchten, 3. B. die Entwäflerung. Andere find bei dem 
Ausſchluß einiger Imterefienten überhaupt gar nicht ausführbar, z. B. die Ein- 
deichung, die Erſetzuug eines oberirdiſchen Waflerlaufs durch eine unterirdiſche 
Abführung. Endlich werden bei einer hohen Entwicklung ſtädtiſchen Zuſammen⸗ 

gewiſſe Meliorationen, wie 3. B. die Kanaliſation, als Erſatz der Senk⸗ 
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gruben mit Abfuhr, eine öffentliche Nothwendigkeit, der ſich zu entziehen kemen 
Grundbeſitzer geftattet werben barf. 

Für folche Fälle, in welchen der Separatvortheil felbit wider Willen ix: 
Betheiligten ihm zugewendet wird, müßte Zwang zur Bildung von Genoſſen 
haften angewendet werden fönnen. Den Vorgang bildet die preußiſche Tad- 
gejeggebung. Auch ohne Antrag der Majorität oder einer erheblichen Dinentz: 
der Betbeiligten müßte die Vornahme einer gewiſſen Meltoration durch Gemeind 
Beſchluß für nothwendig erflärt werden können. Damit die Befiger ber c 
meliorirenden Grundflüde nicht über ihr mögliches Intereſſe hinaus zu Ausgade 
gezwungen würden, mag den Gemeinden der dem allgemeinen Bortheil adäyu:: 
Theil der Koften folder Anlagen, 3. B. in der Regel die Hälfte, durch Gi 
auferlegt werden. Es wlrde darin die Gewähr liegen, daß ber Zwang ıc: 
bei erheblichem öffentlichen Intereffe ausgeibt wird. Das neben dem legt 
geförderte Separatinterejfe der betreffenden Grundbefiger müßte nach Maßgat 
des hervorgebradhten Nutzens oder der abgewehrten Gefahr zur Dedung te: 
übrigen Roften herangezogen werden. 

Die Beſteuerung der Befiger von Grund und Boden wird in den nt 
durch Gebühren: Erhebung und Bildung von Genofienfhaften zu erlerigenk: 
Fällen als letztes Mittel übrig bleiben, Separatvortbeile bezahlt zu made: 
Solche Zuwendung von Bortheilen ftellt fi al8 Erhöhung der Ertragefühut: 
dar. An der Steigerung des wirklichen Ertrags des einzelnen Grunditit 
mögen vermebrter Fleiß des Befigerd, die Aufmendung größerer Bau-fapta:: 
ihren Antheil haben; die Möglichkeit, unter Anwendung folder Wirthſchafte 
faktoren größeren Ertrag zu erzielen als bisher, ıft aber dur communale Yxcı 
anftaltungen, 3. B. Wegebau, Entwäflerung, gegeben. Ob diefe Möglihler > 
ganzer Ausdehnung ausgenutzt wird, fteht freilich bei dem Befiger des GErred 
ſtücks. Nicht der wirklich erzielte Ertrag, fondern die Steigerung der Ertiax- 
fähigkeit bei durchſchnittlicher ortsüblicher Bewirthichaftung reſp. Ausnutzung a: 
Bauftelle ſollte durch die communale Realſteuer getroffen werden. Innerhal 
einer ſtädtiſchen Gemeinde bildet fich eine Werthſchätzung des Grund und Boder 
je nad) feiner Fähigkeit heraus, mit Gebäuden beſetzt, den Nutzungswerib tr. 
letzteren über die orteübliche Verzinfung einer den Baufoften gleichen Geldſumr 
binaudzufteigern. Entfcheidend für den Bauftellenwerth ift die geograpbiide Ya 
Derfelbe pflegt abzunehmen, je mehr man fih von dem Mittelpunfte der Ci! 
entfernt. Aber in dem Sprung, welden vie Werthsſtala beim Hinausihrat:' 
über die letzte mit Häufern beießte Zone macht, Liegt der Beweis, daß durch > 
Zugehörigkeit einer Yläche zum bebauten Weichbild der Stadt die Benugung:‘ 
fähigkeit der erfteren gefleigert wird. 

Das Verhältnig der Benupungsfähigfeit im oben gedachten Sinne bat 
aber nicht daffelbe für alle Stabtgegenden; es befindet fich vielmehr in beta: 
digem Wechlel, je nachdem durch die communale Fürſorge Meliorationen, r 
3. B. Wegräumung von Berfehrshinderniffen, in diefer oder jener Gegend ur 
führt werden. Aus diefen beiden Thatſachen, daß einerjeitd in der Stegenm: 
des Ertrags außer der Verbeſſerung des Grund und Bodens auch der Fleiß un 
das Baufapital Antheil und einen keineswegs überall proportionalen Antheil bakr. 
und daß andererjeits das Werthsverhältniß des Grund und Bodens dur“ 
‚die communale Fürforge in ftetem Wechfel erhalten wird, ergiebt ſich, daß die T 
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Preußen üblichen Staats⸗Realſteuern die beſten Communal-Realſteuern nicht 
find, Denn wenn die Grundſteuer auch die gemeingewöhnliche Ertragsfähigkeit 
treffen will, jo trifft die Gebäubefteuer den Ertrag felbft und beide Steuern 
find flabil. Für die Bertheilung der Grundſteuer ift das 1864 audgemittelte 
Berhältnig der Ertragsfäbigfeit mafgebend bis zum Erlaß eines neuen Geſetzes, 
bei der Gebäubefteuer wird der Ertrag von 15 zu 15 Jahren einer Reviſion 
unterworfen. Eine communale Realfteuer muß von Jahr zu Jahr neu umgelegt 
werben, weil fie fonft nicht im Stande ift, der Bewegung im Nugungswerthe- 
Verhältniß der Grundftüde unter einander zu folgen, fie muß mo möglid, feine 
Etrags⸗, ſondern eine Ertragsfähigteit8-Steuer, keine Häufer-, fondern eine Bau- 
tellen-Steuer jein. 

Um jedoch die Frage zu entſcheiden, ob das Communalſteuerweſen nur in 
Zuſchlägen zu Staatsſteuern beftehen muß, bedarf es nod der Ermägung, ob 
diejenige Art von Realfteuer, welche die befte Communalſteuer zu fein ſcheint, nicht 
auch als Staats-Realfteuer einzuführen wäre. Ich glaube, daß dieſe Erwägung 
zu einem verneinenden Reſultat führen muß. Die Beranlagungsarbeit ift eine 
zu große, um Jahr für Jahr durch das ganze Staatögebiet durchgeführt zu 
werden. Der Begriff der gemeingewöhnlichen Bewirtbichaftung und der ortö- 
üblihen Bebauung ift nur ſchwer von Ort zu Ort übertragbar. Ye mehr 
Commiſſionen mit örtlich getrennter Wirkfamfeit einfchägen, deſto größer ıft die 
Gefahr, daß die Gleihmäßigkeit der Einſchätzung leidet. Mit der Größe des 
m kataſtrirenden Gebietd wächſt die Schwierigfeit des Kataſters. In dem von 
dem Mitglied der einzigen Einſchätzungs-Commiſſion überfehbaren und auch 
— Gebiet einer einzelnen Stadt iſt die Einheit der Veranlagung leicht 
gewahrt. 

Das Prinzip der Zuſchläge zu den Staatsſteuern hat man durch die Kon— 
jeifion eines verichieden hohen Prozentfages je nach dem größeren oder geringeren 
Intereffe einzelner geographiichen Theile des Gemeinve-Berbanded an beftimmten 
communalen Beranftaltungen vor dem aus der Stabilität der Staatöfteuer- 
Veranlagung hergeleiteten Vorwurf ſchützen wollen. Allein diefer Verſuch ftößt 
auf das große Bedenken, daß es fehr ſchwer ift, von vorne herein den Kreis 
der intereffirten Grundftüde und die Abftufung des Intereſſes innerhalb defielben 
mit Zuverläffigfeit feftzuftellen.. Was man bier im Voraus beredjnen will, das 
ergiebt eine von Jahr zu Jahr umgelegte Ertragsſteuer ganz von felbft. 

Hat die betreffende communale Einrichtung in der That eine geographiſch 
beſchränkte Wirkfamfeit, fo werden fi die Grenzen bei der Einfchägung nad) 
der Ertragsfähigkeit ſchon allmälig marliren. 

Wenden wir und nun zu derjenigen Beſteuerung, welche ihren Rechtsgrund 
aus dem Nutzen communaler Einrichtungen für alle Gemeinde-Angehörigen ber: 
nimmt, fo kann Dies nur eine derjenigen Steuern fein, welche man Einkommen⸗ 
ſteuern nennt. 

Auch die allgemeinen Staats-Einkommenſteuern ftüten fich auf den Nutzen 
der Stantseinrichtungen für Alle. Meinungsverſchiedenheit herrſcht nur darüber, 
od das Einfommen felbft, oder das Berhältnig des Einkommens zu den noth— 
wendigen Ausgaben des Einzelbaushalts den Maßſtab fiir die Vertheilung ber- 
geben fol. Aus den Disciplinen der Ethik wie der Volkswirthſchaftslehre wer- 
en Grimde für umd wider die proportionale, wie für und wider tie progreiftve 





10 Hoffmann. 


Eintommenfteuer beigebracht. Jeder Staat, jede Gemeinde hat dazu Stellung 
nehmen müſſen. Der preußiſche Staat hat die Steuer nach Einkommensfummen 
bemefjen, hat dem Verhältniß des Einfommend zu den nothmendigen Ausgaben 
duch Progreffion der Steuerjäge wenigftens bei dem Einkommen von 420 M. 
aufwärts bis 3000 M. Rechnung getragen und läßt außerdem bei Einfonmen 
bis zu 4200 M. die Berüdfichtigung befonderer, die Leiftungsfähigteit beein 
träcdhtigenden Umſtände zu. Die Verſchiedenheiten zwilchen den CommunalEin- 
fommenfteuern und dieſer Stantöfteuer find nun mannigfacher Art. Zunächſt 
kann das Eintommen felbit abweichend hoch feftgeftellt werben. 

Sp lange als die Mahl- und Schlachtſteuer in einzelnen Stäbten beftand, 
und für die Einkommensbeträge unter 3000 M. eine befondere Veranlagung 


zur Communalſteuer nothwendig war, erfolgte eine ſolche an manden Orten auch 





für die Eintommendbeträge über 3000 M., umd abfichtlich wurde das Eintom 


men derſelben Perſon mitunter für den Staat zu diefer, für die Commune zu 
jener Höhe angenommen. Cine derartige Abweichung darf felbftverftändlich nic: 
weiter geduldet werben. Eine zweite Verſchiedenheit befteht darin, daß die Com: 
munalfteuer-Cenfiten nicht nach beitimmten Eintommensfummen, fondem nad) 
anderweiten Merkmalen claſſenweiſe veranlagt werden. Ueber das Borban- 
denſein ſolcher Merkmale, 3. B. der Geringfügigkeit, der Austömmlichkeit, ver 
Tülle des Einfommens im Verhältniß zu der ſtandes⸗ oder berufsmäßigen Lebens 
weile des Cenſiten entſcheidet die Einichätungs-Sommiffion nach ihrem beften — 
nicht Wiffen —, fondern Ermefjen. Nicht die Feftftellung einer Thatlache, wie Bor: 
handenſein von beifpieldweife 2000 M. Einkommen, fondern ein Urteil über das 
Berhältniß diefer Summe zu der üblichen Lebensweiſe des betreffenden Berufs Liegt 
in der Vornahme folcher Claſſifizirung. Daß foldhe Claſſificirung nur innerhalb eines 
örtlichen Gemeindebezirks möglich iſt, Liegt auf der Hand. Der preußiiche Staat 
bat die Beſteuerung nach Claſſen aufgeben müſſen, weil e8 nicht möglich war, 
dieſe Claſſen derartig ficher gegen einander abzugrenzen, daß bie Einheit und 
Sleihmäßigkeit in der Handhabung der VBeranlagungsvorfchriften durch das ganz 
weite Staatsgebiet hindurch gewahrt werben konnte. Hier läge alfo ein Grund 
für das Auseinanvergehen des Staats und des Gemeindefteueriuftens vor. Ich 
balte aber die Einſchätzung nach Claſſen nicht für gerecht, denn fie beichränft 
die Nechte der Vertheidigung gegen bie Veranlagung. Muß die Steuer-Aud 
ichreibung Farbe befennen, d. b. den Gelobetrag nennen, zu welchem men 
Einkommen angenommen wird, fo ift dies eine Behauptung, gegen welche der 
Gegenbeweis doc geführt werden kann. Enthält die Ausſchreibung jedoch bei- 
ſpielsweiſe das Urtbeil, daß ich für einen Handwerler ein auskömmliches Ein- 
kommen babe, jo fann die NReclamations-Commiffion allen Ausführungen in 
Zahlen gegenüber fih auf ihr ſubjectives Ermeſſen berufen. Gegen Anfichten 
läßt fich aber ſchwerer ſtreiten, al8 gegen Behauptungen beſtimmter Thatſachen 
Das genauefte Einſchätzungsmerkmal ift die Summe des Einkommens, und 
Daher kann ich Die in der Einihägung nad Clafien liegende Abweichung von 
ber Staatseinfommenfteuer al3 im Intereſſe der Cenſiten liegend nicht erachten. 

Bedeutungdvoller find Diejenigen Verſchiedenheiten, welche in ber Berüc⸗ 
fihtigung der Einfommensquelle und in einer anderweitigen Conftruction de? 
Begriffs der Leiftungsfähigkett ihren Grund haben. In Steuer-Regulativm 
diefer Art kann die fir die Staatöfteuer-Aufziehung erfolgte Feſtſtellung dei 


| 


| 


| 
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Einkommens immerhin zum Ausgangspunkt genommen fein, nur in den Pro- 
entfägen wird zu Gunſten ber Reicheren oder der Hermeren, zu Gunften ber 
Semerbtreibenden oder ber NRentenbeflger von der Scala der Stantöfteuer ab⸗ 
aewichen. “Dergleihen Abweichungen haben, wo fie befteben, gemeinhin eine 
bitoriiche Berechtigung, fte bezeichnen vielleicht die Compromiffe, welche zwiſchen 
uralten Ortsſteuer⸗Verfaſſungen und neuen Anſchauungen gefchloflen find. Wenn 
aber über die Einführung neuer Eintommenfteuern verhandelt wird, oder wenn 
nm tbeoretifch die Frage der Communal⸗Beſteuerung erörtert werben fol, dann 
darf nach den Gründen gefragt werben, weshalb derartige Abweichungen gerade 
m Weſen des Gemeinde- Verbands Tiegen follen. 

Die tbeoretifhen Vertheidiger jener Abweichungen pflegen in der That 
meiftend auch für die Sta ats-Einkommenſteuer Reformen nach diefer Richtung 
bin zu verlangen. Die. Fragen, welde Rüdfiht auf die Dauerhaftigfeit ber 
Eintommensquelle zu nehmen ift, ob und in welchem Grabe das Berhältnik 
des Einkommens zu den einzelnen Ausgabe- Titeln des Privathaushalte 
maßgebend für den Steuertarif fein foll, find aber allgemeiner, nicht Localer 
Natur. Sorgt man dur Ausbildung des Gebührenſyſtems, durch Errichtung 
von Genoſſenſchaften für fpecielle Meltorationen, durch Erhebung einer Com⸗ 
munal-Realftener nah Maßgabe der Ertragsfähigfeit dafür, daß der den allge: 
meinen Nutzen communaler Ginvichtimgen begleitende beſondere Vortheil für 
einzelne Claſſen auch befonders zinspflichtig gemacht wirb, jo bleibt meines Erach⸗ 
iens fein Grund übrig, aus welchem das Verhältniß, in welchem einerjeitd bie 
Nusmeßer größerer und biejenigen Meinerer Einkommen, andererſeits die Beſitzer 
von Grundftüds-Revenden, die Hentierd und die Gewerbtreibenden zu dem Ge- 
ſammterträgniß einer Einkommenſteuer beitragen, ein Anderes fein fol, je nach: 
dem dieſes Gefammterträgnig in die Staats⸗ oder in die Gemeindecaſſe fließt. 
Bedingt iſt ja das für die Staatöfteuern entfiandene Verhältniß nicht durch bie 
Vertbeilung der Wohlhabenheit durch Das Stantögebiet hindurch, ſondern durch 
die Bertheilung innerhalb der Ortögemeinde ſelbſt. Daß Rentierd durch geringere 
Veſtenerung dem Orte erhalten bleiben follen, ift doch eine etwas Heinliche Po⸗ 
Kit, die ja auch nicht zum Ziele führen würde, wenn diefer Grundſatz von 
allen Gemeinden aboptirt würde. ‘Die Leichtigfeit, das Angehörigkeitöverhältniß 
zu einer beftimmten Gemeinde zu löſen, ift freilich für den Rentier größer, als 
fir den Gewerbtreibenden und für den Grundbeſitzer. Gerade weil fir den 
Staatsbeamten die Dauer des Wohnfiges in einer beſtimmten Gemeinde eine 
ungewiſſe ift, deshalb beanſprucht freilich die preußifche Geſetzgebung felbft, Daß 
zu Gunften jener die Communen von der Staats-Einlommenfteuer abweichen. 
& Handelt ſich aber nicht um Bedürfniſſe der Zukunft, fondern der Gegenwart. 
Dei richtiger Finanzwirthſchaft wird es ſtets gelingen, die Belaftung, welche 
ke uegaben mit ſich bringen, auf die entſprechende Reihe von Jahren 
zu vertheilen. 

Soweit aber gewiſſe Arten der Gewinnung von Einkommen durch die 
commumale Fürſorge beſonders befördert werben, ſoweit wird dieſer bejondere 
Lortheil durch das Syſiem der Gebühren oder durch die Renlfteuer auch befon- 
ders zinspflichtig gemacht werben fünnen. Ber der Befteuerung des Einkommens 
lann die Duelle des Iegteren unberldfichtigt bleiben. 

Bon der Eintommenfteuer glaube ic, demnach behaupten zu dürfen, daß 
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bie befte Art der Stantöfteuer auch zugleich die befte Art der Communal: 
fteuer iſt. Ob die Frage nad) der beften Art mit mehr Erfolg in der allge: 
meinen Landesvertretung oder in den einzelnen Communalvertretungen erörter: 
wird, ift Schwer zu beurtheilen. Da die Zuſchläge der Communen zu ter 
Staats-Claſſen⸗ und Eintommenfteuer den Betrag der Hauptfteuer zu überragen 
pflegen, fo haben die Communalvermwaltungen ein größeres Imtereffe an da 
Frage. Auch werden die etwaigen Unbilligfeiten und Härten der Hauptſteuer 
um fo fühlbarer, je böher die communalen Zufchläge zu der erftern anwachſen 
Mag der Landesvertretung auch ein Mehr von Kenntniffen, von Umſicht um 
meinetwegen auch von Uneigennügigfeit beiwohnen, bedenklich ſcheint es mir tod, 
den Communalvertretungen die praktiſche Theilnahme an der Köfung der Frage 
zu verfagen, und dies würde geicheben, wenn andere Arten von Communal- 
Einkommenſteuern als Zufchläge zu der Staatsfteuer verboten würden. Da di 
Art, wie die Steuern empfunden werden, wenigitens dem Bolitifer nicht gleich 
giltig fein Tann, jo müßten doch wenigftend die beftehenden Communal: 
Eintommenfteuern in ihrer gegenwärtigen Höhe reipectirt werden, Telbitoerjtänd: 
ih nad) Ausmerzung folder Beltimmungen, weldie es möglih machen, durd 
verſchiedene Feftftellung des Einkommens felbft eine Unwahrheit zu Ungunften 
des Staats zu begehen. 

Ich will aud die Präſumtion der Vorzüglichleit für die auf Conſens der 
Landeövertretung beruhende Staatöfteuer gelten laffen und würde es für zwed⸗ 
mäßig halten, vor Erhöhung beftehender anderweitigen Communal-Einkommen⸗ 
feuern die Gemeinden zum Nachweis zu nötbigen, daß Iocale Gründe de 
Uebergang zu dem Syſtem der Staatöftener verbieten. | 

Schließlich darf wohl noch des in dem Entwurf zu dem neuen preuktlden 
Sommunalfteuergefege gemachten Verſuchs Erwähnung geichehen, das Verhältniß 
zu firiren, in weldem die Brocente der Zuſchläge zu ben einzelnen Staatöfta 
untereinander ftehen follen. Der Verſuch ift freilih nur ein ſchüchterner; di 
Grenzen find weit gezogen. Es foll der Zuſchlag zur Nealfteuer an Zahl der 
Procente den Zuſchlag zur Perfonalfteuer um die Hälfte überfteigen, aber hinter 
demfelben aud) um drei Biertel zurücbleiben bürfen, fo daß ein Spielraum 
zwifhen 4, und 1%,, alfo von 1:6 gelafien il. Soweit eg ſich mid 
um Ausgaben für Verkehrsanſtalten handelt, Toll fogar von Zuſchlägen jur 
Nealftener ganz Abfland genommen werben fünnen. - 

Da die Süße der Staatöftenern felbft, wie im Eingange dieſes Gutachten! 
bemerkt ift, in feinem durch das Weſen des Staats bedingten innern Zulan: | 
menbange fteben, fo hat e8 natürlich fein Mißliches, von gewiſſen Ouoten jeni 
Sätze zu behaupten, daß fie gerade in einem durch das Wefen der Gemeink 
bedingten Verbältniß ftünden. Beſtimmend für vieles Verhältniß können um 
die Leiftungen der Gemeinde und die Höhe des Vortheils fein, welcher aus ben 
jelben als ein feparater dem Grundbeſitz erwächſt. Befteht in einer Gemeinde 
bereit8 eine nad) der Ertragsfähigkeit unngelegte Realſteuer, fo wird die Ergiebig: 
feit der legtern auch ohne Erhöhung des Procentfages zunehmen, je nachden 
dur Communalveranftaltungen von geographiich = befchränkter Wirkfamteit eim 
partielle Erhöhung der Ertragsfähigfeit bewirft wird. Handelt es ſich dam 
beifpielöweife um Uebernahme einer bisher von allen Hausbeſitzern getragenen 
Leiſtung auf den Gemeinvehaushalt, jo wird ſich der Werth ſolcher Entbärdun 
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lacht in Procente der biäherigen Nealfteuer überfegen Iaflen. Ob die ganze 
Tiehrbelaftung des GemeindehaushaltS auf die Realfteuer zu Tchlagen ift, oder 
ch ein Theil derjelben durch Erhöhung der Berjonalfteuer gededt werden foll, 
die Entfcyeidung hierüber wird eben davon abhängen, in welchem Berhältniß der 
algemeine Vortheil zu dem Separatvortheil der Hausbefiger ſteht. Die Ge- 
genheit einer ſolchen Uebernahme bisheriger Naturalleiftungen der Hausbefiger — 
me 3. B. der Straßenreinigung oder die Errihtung eines allgemeinen Ent- 
raſſerungsſyſtems — muß zur erften Einführung einer Communal-Realfteuer 
da benugt werden, mo eine ſolche bisher nicht beftand. Das jegt entiworfene 
drenßiſche Communalſtenergeſetz würde allen folden Gemeinden zu einer Real- 
fener ohne Weiteres verhelfen, da daſſelbe den Grundfag aufftellt, daß feine 
meinde nur Perfonalfteuern, oder nur Realfteuer erheben darf. Zur Ein- 
fügmg dee Perfonalfteuer in das Gemeindeftenerigften im Wege des Zwanges 
wird wohl wenig Urſache vorgelegen haben, deſto Iebhafter wird die Regierung 
aber das Bedürfniß gefühlt haben, die Stabtgemeinden zur Real befteuerung 
zwingen zu können. Diefe Lage wäre dem Staate vielleicht erfpart worden, 
wenn er nicht durch die bisherigen Gemeindererfafjungsgefetze jelbit es ermöglicht 
bätte, daß die Haußbefiger ihr gefeglich garantirtes Uebergewicht in den Gemeinde⸗ 
vertretungen zur Abmwehrung jegliher Sommunal-Realfteuer ausnugen fonnten. 
Falt jenes Privilgium der Grundbefiger, und fihern die Gemeindever- 
'Mfungsgefege die Bildung von Vertretungen, in denen das wahre Intereſſe der 
Gemeinden zur Geltung gebracht wird, jo kann der Staat e8 meines Erachtens 
tubig bei der biäherigen freiheit der Gemeinden, über die Aufbringung der 
Ormerndebedürfniffe zu beichliegen, auch ferner belaſſen. Gemißbraucht ift dieje 
Freiheit wohl Bisher in erheblihem Grade nicht. 
Das Wohl ded Staates hat unter diefer Autonomie der Gemeinden nicht 
gelitten. 
Königsberg in Oſtpreußen, den 6. Noobr. 1876. 


meindebeiträge und Gemeindeftenern unter befonderer 
Berüdfihtigung großſtädtiſcher Verhältniſſe. 


Gutachten 
erſtattet von 
Dr. Ernſt Bruch, 
Director des ſtädtiſchen ſtatiſtiſchen Büreaus zu Breslau. 








‚Der an mid; ergangenen Aufforderung des Ausſchuſſes des „Vereins für 
cialpolitik“ glaube ich mit Rückſicht auf meine langjährige amtliche Beichäf- 
mg mit der Statiſtik der beiden größten Städte des Preußiſchen Staats 
htlählich in der Weife entiprechen zu follen, daß ich mich wefentlich auf 
Betrachtung großftäbtifcher Verbältniffe beſchränke. Ich kann dies um fo 
t, als ich wirklich die großen Stäbte fiir eine Erfcheinungsform des menfd;: 
m und wirthſchaftlichen Zuſammenlebens Halte, welche in jehr vielen Fragen 
wirtbichaftlichen Gefeßgebung, namentlich aber auf dem Gebiete des Com⸗ 
nalſteuerweſens, eine von Fleineren Gemeinden abweichende Behandlung verlangt. 
‚ Tiefe verfchieene Auffoffung muß ich auch auf die vom Ausſchuſſe unter 
is 3 geftellten Fragen übertragen, die ich nicht in diefer Trennung, fondern 
kitlih zu beantworten verfuchen will. 


I. Allgemeine Srundfäge. 


Tie ganze hochwichtige Angelegenheit der Communalfteuer-Reform Bat feit 
Veröffentlichung des „Entwurfs eines Geſetzes, betreffend die Aufbringung 
Semeinde-Abgaben in Preußen‘ 1) nebft vollftändigen Motiven, für den 
ten Theil Deutfchlands eine viel concretere Geftalt gewonnen. Derfelbe ift 
hit den Provinzialbehörden und einzelnen größeren Gemeinden zur Begut- 
ung vorgelegt worden und wird, nachdem bie meiften befragten Inſtanzen, 
idtetage u. |. w. eine mehr oder weniger zuftimmende Erklärung abgegeben 
en, vorausſichtlich dem Landtage in deſſen nächfter Seffion in wenig verän- 
er Form vorgelegt werden. Soviel ich aus einigen Beitungs-Notizen entnehmen 
f, haben aber die Behörden einiger Großftädte, welche in fehr tief eingreifender 
weſentlich nachtheiliger Weife von den neuen Beftimmungen betroffen werben, 


— — 
— 
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gegen die wichtigften Grundlagen des Geſetzentwurfs proteſtirt. Auch if du 
Agitation bereits in die mit communalen Dingen fi beſchäftigenden Verein 
einzelner Großſtädte eingedrungen, jo Daß die Frage bereitS zu einer äuka 
brennenden geworden ift. 

Ich Tann den gegen den Gefetentwurf erhobenen Vorwürfen inſowe: 
entgegentreten, als ich anerfenne, daß derſelbe eine angemeſſene Grundlage fa 
die Befteuerung Fleinerer Städte und Landgemeinden barftellt, aber anderericn 
vermiffe ich jede beſondere NRüdficht auf pie eigenthümlichen Verhältniſſe te 
großen Städte. 

Es jet meine Aufgabe, den Nachweis zu führen, in wie weit bte grokı 
Städte eine befondere fteuerlihe Behandlung zulafien, beziehungsweife verlanaz 
und welche Steuerforinen, oder melde Mittel zur Aufbringung der Gemeind 
bebärfniffe den großen Städten vorzubehalten find. 

Allerdings ıft die Grenze, von welcher ab ich dieſe befondere Behantlas: 
wünſche, nicht feft abgegrenzt. Die gemöhnlih als Kriterium der Grote? 
angenommene Seelenzahl von 100.000 würde ich geſetzlich fo deklariren, de 
feiner Stadt mit mehr als diefer Einwohnerzahl die befondere Berüchſichtigrr: 
ihrer Verhältniſſe bei det Befteuerungsfrage verweigert werden Darf, und ii 
die gleiche Behandlung von Städten mit weniger als diefer Einwohnerzahl ©: 
der befondern Genehmigung der Oberbehörden abhängt. 

Für Städte und Landgemeinden grundfäglic eine verſchiedene Regulınm 
des Communalſteuerweſens feftzufegen, — wie e8 die Aufforderung des Art 
ſchuſſes des Vereins für Soctalpolitit durch die Trennung diefer beiden Kat: 
gorien in Frage 2 zu befürworten ſcheint — balte ich nicht für richtig. Ze 
bier ift ein materieller Unterjchied überhaupt nicht vorhanden. Wie weit dy 
Uebergänge zwifchen dieſen beiden, hauptſächlich durch die Einwohnerzahl urt.: 
ſchiedenen Anfiedlungdformen, gerade nach dieſer Beziehung fich erftreden, = 
folgende Aufftellung der Schlefiihen Städte und Landgemeinden nad der ler: 
Boltszählung vom 1. December 1875 beweifen: 


Einwohnerflafien. Städte. Landgemeinden. 
über 10.000 23 — 


10.000 bis 4000 33 24 
4000 bis 2000 50 74 
unter 2000 42 ? 


Die größeren Landgemeinden Schlefien® zeigen zubem eine ftärkere prat 
tale Vermehrung durch die Zunahme der Großinduftrie, als die gleich grei 
Städte, jo daß der frühere principielle Unterjihied von Stadt und Land un 
mehr zu ſchwinden fcheint. Neuerdings ift befanntlich die Erfahrung gemt 
daß große Fabrik-Induſtrien ihren meiftens ehr ausgevehnten Grundbilt " 
den Grofftädten durch Verkauf beiler zu verwerthen Fcen und nah gänt: 
gelegenen länblichen Gemeinden überfiedeln, wo die Löhne niepriger und 23° 
die fonftigen Lebensanfprüche geringer find, al8 in den großen Städten. Ti* 
modernfte Entwidelung, welche Stadt und Land ausgleicht, vollzieht fich fo zu“ 
zum Theil auf Koften der großen Städte, aber keineswegs zu deren dauernde 
Nachtheil. Der Erfag liegt darin, daß die Inbuftrien ihren natürlichen Stan 
aufſuchen und daß die großen Städte mit ihrer höheren Smtelligen, ibra 
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reicheren Bildungsanftalten und entwidelterem Verkehrsleben der natürliche 
Standort der Kunſt-Induſtrie find, in deren Wieverbelebung nach dem 
Borbilde jener großen mittelalterlihen Zeit!) eines der wejentlichften Mittel 
ur fung der ſog. „ſocialen Frage“ begründet ift. 

Diefe Hindeutung auf den hoben focialen Beruf der großen Städte ericheint 
da nicht überflüifig, wo es fi) um die Beichaffung ihrer Eriftenzmittel handelt. 
Dirfer und Städte werden nicht blos durch die mit dem näheren Zuſammen⸗ 
eben natürlich entftehenden gemeinfamen Bedürfniffe und die gemeinjchaftlichen 
Beranftaltungen zu deren Befriedigung zufammengehalten, ſondern fie find als 
ſolche lebendige Glieder des Staats. Beſonders bilden Die großen Städte je 
für fih durchaus individuelle Erjcheinungsformen in der gefammten nationalen 
Entwidlung. Die Aufgaben des Staats und der Gemeinde find nicht principiell 
verſchieden, ſondern ergänzen fich gegenſeitig. Deshalb konnte auch der Staat 
änen nicht unmejentlihen Theil der von ihm bisher allein erfüllten Aufgaben 
anf die communalen Verbände übertragen. Je weiter die Decentralifation und 
Zelbfiverwaltung in Provinz, Kreis und Gemeinde vorfchreitet, um fo inniger 
vermifchen ſich die wirtbichaftlichen und culturellen Aufgaben ver öffentlichen 
Verbände und um fo weniger laffen fich ſtaatliche Nechte und Pflichten von 
pmoomziellen, Mreißorbnungsmäßigen und communalen unterfdeiden. Da fchon 
mittlere Städte feinem befonderen Kreifverbande angehören, würde ein fer- 
neres, für die fteuerliche befondere Behandlung der großen Städte entſcheidendes 
Kriterium auch materiell darin gefunden werden fünnen, daß diefelben im Stande 
und Willens find, die Seitens des Staatd den Provinzen überwieſenen öffent- 
lichen Pflichten im ihrem eigenen Kreife jelbft zu erfüllen. Natürlich folgt aus 
diefer Ermeiterung der Pflichten der großen Städte auch die directe Betheiligung 
derſelben an den Vortheilen, welde der Staat den provinzialen Verbänden als 
Arquivalent für jene zugewendet hat. Hiermit wäre nicht eine vollftändige Loe⸗ 
[lung der Provinztalhauptitädte von ihren Provinzen nothmendig verbunden, 
mie eine folche befanntlich für die Landeshauptftadt Berlin projektirt ift, ſondern 
es Eönnte vielmehr für gewiſſe Zwecke eine Verbindung beider hergeftellt werben, 
worauf wir noch zurädtommen müſſen. 


Es iſt einer der Hauptverdienfte hervorragender Mitglieder des „Vereins 
fir Socialpolitit”, die Auffaffung ſtaatlicher Verbindung und Verpflichtung über 
die einfeitige Anſchauung der Mancheſterſchule Hinaus gehoben zu haben. Daß 
der Staat feine Vebensverficherungs-Anftalt ift, fondern ethiſche und foctale Aufs 
gaben Hat, wird allgemein anerkannt. Daß aber die Gemeinde nicht allein eine 
samilien-Wirthichaft im Großen iſt, fondern auch ideale Zwecke zu verfolgen 
dat, iſt eine nicht jo allgemein anerkannte, aber nicht minder zweifellofe Wahrheit. 
Daraus folgt, daß ein principieller und durchgreifender Unterſchied zwiſchen ber 
Raatlihen und gemeindlihen Befteuerung, wie er in verfchiedenen Beſchlüſſen 
„volkswirthſchaftlicher Congreſſe“ aufgeftellt worden ift, der inneren Berechtigung 
entbehrt. Hierin ftimme ich mit den Motiven des vorhin erwähnten Gejeg- 
entwurfs vollftändig überein. Es beißt dafelbft: 





1) Vergl. die Abtheilung „Unferer Bäter Werke” Auf ber Münchener Kunft- und 
Kunf-Induftrie-Ausftellung von 1876. 
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„Die mehrfach aufgeſtellte Behauptung, daß ber Staat zur Beſchaffung der 
Mittel behufs Erfüllung ber ihm geleilten, öffentlichen Aufgaben, die Steueru nad 
dem Mafftabe der Leiſtungsfähigkeit der Steuerpflichtigen zu vertheilen, die 
Gemeinde dagegen als eine im Weſentlichen wirtbfchaftliche Genoſſenſchaft die erfor: 
derlichen Abgaben ausfhlieglid nah dem Grundfate von „Leiftung und 
Gegenleiftung‘‘ aufzubringen babe, und veshalb fih an das Staatsſteuerſyſtem 
nicht anfchliegen könne, geht von einer unrichtigen Vorausfekung aus. Denn einer: 
ſeits bat der Staat neben den eigentlich öffentlidhen Aufgaben auch noch eine Reihe 
wirthichaftlicher Bebürfnifie zu befriedigen, während andererjeits die Gemeinde leineſswegs 
blos einen wirthſchaftlichen Berband bildet, fondern derfelben ein Theil ber wichtigfen 
Ameige der öffentlichen Thätigteit des Staats, namentlich auf dem Gebiete ber Armen- 
pflege, der Polizei, des Unterrichtsweſens 2c. überlaſſen if. Dagegen kann allerdings 
bie Richtigkeit jener Behauptung in bem beichränkteren Umfange, baß, da ein erh: 
licher Theil der Gemeinde-Ausgaben vorzugsmeife zu wirthſchaftlichen Zweclen verwente 
werbe, bei der Aufbringung der Gemeinde-Abgaben ber Grundfag von „Leiflung un 
Gegenleiſtung“ nicbt gänzlich unberüdfichtigt bleiben dürfte, nicht beftritten werden. Eine 
genaue Berechnung der Höhe des bezüglichen Antheils ber Gemeinbe-Abgaben behufs 
gelonberter Aufbringung berfelben durch Grund-Abgaben if zwar bei ber gemiſchten 

atur der erſteren nicht ausführbar, es rechtfertigt ſich aber durch dieſe Rückficht die 
im 8 2 aufgeftellte Regel ver Mitheranziehung der Grund⸗ und Gebäudeſteuer bei ber 
Aufpringung der Gemeindebedürfniſſe.“ 

Obgleich ich auch der Nealfteuer einen hervorragenden Pla in ben 
Syftem communaler Befteuerung zuweiſe, vermag ich Doch nicht in den Aus: 
gaben für wirtbichaftlihe Zwecke und einer Befteuerung des Grunpbefiges ein: 
Anwendung ded Princips von „Leiftung und Gegenleiftung” zu finden. Denr 
die wirtäichaftlihen Ausgaben müffen, wenn fie wirklich foldye find, der durd 
die ganze Gemeinde zum Theil repräfentirten wirtbichaftlihen Gemeinſchaft zi 
Gute fommen. Durch wirthſchaftliche Ausgaben kann allerdings der Nugungs- 
wertb der Gebäude erhöht werden; nicht minder follen aber auch dadurch dir 
Untoften der einzelnen Familienwirthſchaft ermäßigt werden, wodurch alfo indie 
das Reineinkommen und damit die Steuerfähigfeit erhöht wird; endlich würden 
das Schlechte wirthichaftliche Ausgaben fein, welche nicht auch die Ertragsfähigta 
gewerblicher Thätigfeit zu erhöhen im Stande wären. ine communale Ei: 
kommens- und Gewerbebefteuerung fcheint mir alfo eben fo gut aus den wirtb: 
ſchaftlichen Aufgaben der Gemeinde bervorzugehen, als eine communale Befteueruna 
des Grund und Bodens. 

Wenn ich troßdem einen weſentlichen Theil der Gemeindebedürfniſſe nad 
dem Princip von „Leiftung und Gegenleiftung” aufgebracht zu jehen münjk, 
jo gelange ich Hierbei nicht zu einer verſchiedenen Beurtheilung der einen Erweibs⸗ 
fteuer im Gegenſatz zu einer andern oder zu der allgemeinen Einkommenſteuer, 
jondern zu der Forderung, daß die Koften für Herftellung und Unterhaltung 
wirthfchaftlicher Einrichtungen hauptfächlic und zunächſt, ſoweit als möglich, von 
denjenigen Perfonen getragen werden, welche dieje Einrichtungen direkt benugen 
oder doc den wejentlichften Vortheil davon haben. Hieraus folgt, daß nee: 
einem Gemeindeſteuerſyſtem ein Syſtem von direkten Beiträgen 
oder Entfhädigungen für die von der Öemeinde dargebotenen 
materiellen Güter berzugeben bat. Je koſtſpieliger und wichtiger die Auf: 
gaben find, welde die verfeinerte, materielle Eultur unferer Zeit, die dor: 
derung der öffentlichen Gejunpheitöpflege und das Streben nad Herſtellung 
eines dauerhaften ſocialen Friedens aud an den durch die Gemeinde verförperten 
Theil der gefanımten öffentlichen Gewalt zu ftellen hat, um fo weniger barf bie 
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Gemeinde willkürlichen Beſchränkungen bei der Aufbringung der Mittel zur 
Herftellung jener Einrichtungen unterworfen werden. Ein zweckmäßiges Syſtem 
folder Beiträge vermag bie direkte Beſteuerung innerhalb der Gemeinden in 
engern Grenzen zu halten, oder doch ein übermäßige Anſchwellen berjelben 
ju verhindern. 

Auf diefen Punkt glaube ih großes Gewicht legen zu müſſen, denn eine 
Auflage von 300 bi8 500 Procent auf alle oder einzelne, wem auch nur 
böhern Einfommensfteuerfäge, wie fie in vielen preußifchen Städten vorlommt '), 
ft an fih ein offenbarer ſchwerer Uebelftand, der aber noch weitere, überaus ſchlimme 
Gonfeguenzen bat. Denn eine ſolche Belaftung. wird von den aus den Gemetnde- 
organen ſelbſt hervorgehenden Einfhägungscommiffionen als ein genügender 
Grund angefeben, um die Einſchätzung möglichſt niedrig zu halten. 
Hierin Tiegt eine herbe Ungerechtigkeit gegenüber denjenigen Städten, welche ein 
ſelbſtändiges Abgaben: und Steuerioftem ausgebildet haben und deren Ein- 
ſchatzungscommiſſionen daher gewohnt find, das nicht übermäßig belaftete Einkommen 
auch feinem vollen Betrage nad zu ſchätzen. Namentlich zeichnen fich viele 
cheiniſche Fabrikſtädte durch niedrige Einfommensfhägung und hohe Communal- 
wlhläge aus — ein jevenfalls fehr gefährliches, weil indirekt vortheilhaftes 
deipiel. Der ftatiftiiche Nachweis wird vorausſichtlich nicht ſchwer zu führen 
kin, daß, je ſtärker die Staatöfteuerfäge mit communalen Zuſchlägen belaftet 
find, um fo niedriger die Einfchägungen ausfallen. ine ftatiftifche Kritik der 
Einkommensſchätzungen fehlt allerdings leider noch gänzlich, ihre Anftellung 
würde aber vorausfichtlich den dringenden fteuerpolitiihen Rathſchlag nahelegen, 
dad Syſtem von Zuſchlägen zu den direkten Staatöfteuern ein gewiſſes Maximum 
nicht überfteigen zu laſſen. Eine folhe Beſchränkung ift in dem erwähnten 
preußiichen Geſetzentwurf nur für die Zuſchläge zur Gebäude, Grund und 
Gewerbeſteuer ausgeſprochen, und zwar 

mit 150 9%, für die Gebäubefteuer in den Stäbten, 

„ 150 °, für die Grundſteuer in den Landgemeinden, 
„ 100 9%, für die Orundfteuer in den Städten, 

„ 100 %, für die Gebäubefteuer in den Landgemeinden. 

Trotzdem zur Zeit eine ſolche Beſchränkung in Beziehung auf die hier 
hauptſächlich ins Gewicht fallende Gebäudefteuer in den Städten nicht eriftirt 
Qufhläge zur Gewerbefteuer find zur Zeit überhaupt verboten), find mir doch 
Städte nicht befannt, in denen jenes Marimum ber Gebäudefteuerbelaftung 
erreicht wird. Der gewöhnliche jetzt beſtehende Maximalzuſchlag zur Gebäude- 
feuer ift der nach dem Entwurf propenirte Diinimalfag, nämlich 50 %,. Die 
fimmtlichen zuläffigen Minimalzufchläge find in analoger Weife, wie bie 
Rorimalfäte fo geordnet: 

50 %, für die Gebäubefteuer in den Städten, 

50 %, für die Grundfteuer in den Landgemeinden, 
25 %, für die Grundfteuer in den Etädten, 

25 °/, für die Gebäubefteuer in den Landgemeinden. 

Mit Zuftimmung der Aufjichtöbehörde können dieſe Säge bis auf die Hälfte 
ermäßigt werben. 


— 


) Brof. Dr. Fr. 3. Neumann. Die progreffive Einfommenftener. S. 120—122. 
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Bei der mafgebenden Rolle, welche die Grumdbefiger in allen Gem: 
Bertretungen fpielen, glaube ich nicht, daß biefe Säge erheblid werben | 
fchritten werden. Ein indirefter Zwang zu einer höheren Deranjiehurn: 
Orundbefiges würde allerdings dadurch auferlegt werben können, daß nad 
Entwinf (8 5) zu jeder Belaftung einer direkten Stantöftener, mit meh: 
100 %, die YZuftimmung der Auffichtsbehörbe, und mit mehr als ?r« 
bie Genehmigung der Minifter des Innern und der Finanzen erforberke 

Die Gewerbefteuer endlich darf wohl mit einem niedrigeren, mid: ı 
mit einem höheren Zuſchlag beiuftet werben, als die Grund: und Gebãud⸗ 
Doch wird die Bedeutung dieſer Steuer in dem Gemeindehaushalt bel 
&gentäämfigen Natur und ihrem an fich geringen Ertrage nicht allzugre: 

Das Hauptgewicht der communalen Beftcuerung wird aljo audy n.* 
neuen Entwurfe auf der Perfonal-Steuer beruben, auf deren befondere ? 
ich fpäter eingehen werde, deren nicht allzuftartes Anwachſen aber, nat 
Geſagten, jedenfalls eins der dringendſten Erforderniſſe vom Geſichtspur 
allgemeinen, auch ſtaatlichen Steuerpolitik ſein muß. 


IL Gemeinde⸗Beiträge. 
1. Im Allgemeinen. 


Ich ſehe das hauptſächliche Mittel, um zu dieſem wünſchenswertben 
zu gelangen, wie ſchon hervorgehoben, in der Ausbildung eines Syſtems 
munaler Beiträge Tediglih nad dem Princip von „Leiſtung und 
leiftung” und will nun einige Punfte anführen, bei denen mir eine it 
bildung nüglih und zweckmäßig ſcheint. Wenn ich bierbei hauptſãch. 
meinem vorigen und jetzigen Heimathsorte exemplifizire, To liegt das ſowebl: 
daß mir die bezüglichen Verhältniſſe am leichteſten zugänglich und J 
am meiſten bekannt ſind, als auch daran, daß ich nicht glaube, daß 
Städte in dieſen Beziehungen mannigfachere und lehrreichere Beiſpiele darzr:! 
vermögen. 

Ein wenn auch nicht ſicherer, ſo doch ungefährer Maßſtab pi: | 
numerifhe Bedeutung folder Beiträge liegt in dem Verhältnig, weldes 
Oefammtertrag der ftäbtifhen Steuern zu ber Höhe des S: H 
baushaltes überhaupt einnimmt. Im diefer Beziehung ſtelle ich m: : 
mir gerade zur Diepofition ſtehenden Materiale folgenden Vergleich an: 


—— — ö— — mn — — — — — 
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Eimwopnereht | Gejammmnthähe des Geſammtbetrag rs 
nad) der Scägung | Stabipanehalts ‚der Steuern 1874 — 


1874 

ni BEE | Mu | Ki 
Berlin 263.00 36.132.384 39 3.145.623 37,5 
Breslau 335.000 6.559.143 — 3.135.720 2, 
Muͤnchen 185.000 4.317.4:9 31 2.339.293 54,13 
Dyredden 130.000 3.475.472 — 1.988.740 57,2 
Cdin 130.000 4.117.650 — 2.733.263 66,33 
Leipsig 115.000 3.473.292 — 1.332.804 35,9 
Stutigart 92.000 2.873.799 — 2.154.308 11 
Danzig 0.000 2.569.200 — 1.011.701 39,3» 
Witona BU.U00 2.196.069 — 911.647 4487 
Stettin 77.000 3.951.120 — 854.794 21,8 
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Allerdings walten bier bei der EtatSaufftellung außerorbentlich verſchiedene 
yalınifje ob, namentlich 3. B. in der Beziehung, ob beſondere communale 
ttute, wie Gaswerke x., mit ihrer ganzen Brutto-Einnahme und Ausgabe, 

nur wit ihrem Ueberſchuſſe auf den allgemeinen Etat gebracht find, Auch 

as Grund und Capitalvermögen der einzelnen Städte fehr verfchieven!). 
falls zeigt diefe Aufftellung aber fchon, wie wenig die Höhe der Steuern 

[gemeinen von der Höhe des Stabtbaushaltsetats abhängt, und welde 

+ Daher die nicht fleuerlihen Einnahmen, namentlih der großen Gemeinden, 
Birflichkeit fpielen. Man bat bisher auf viele Seite der Sache wenig 
ſicht genommen. Da e8 aber hauptfähli nur größere Städte find, melde 
Gründung communaler Wohlfahrtd-Einrichtungen entweder die allgemeine 
erlaſt zu einer übermäßigen Höhe anmwachlen zu laſſen, oder für beftimmte 
te organifirte Beiträge zu erheben vermögen, fo ift hiermit ein weiterer 
ı gegeben, weshalb eine bejonvere gefetliche Behandlung der großen Stäbte 
fertigt ericheint. | 

Indem ich nun zur Beipsechung dieſer Beiträge ſelbſt übergehe, unterſcheide 
unächft Jolche, melde 

I. teine beftimmt abgegrenzte Klaffe der Bevölkerung treffen, und war 

a. Schulgelver, nämlich 
1. ın höheren, 
2. in mittleren, 
3. in Elementarſchulen. 
b. Ueberſchüſſe communaler Eredit-Inftitute, nämlich 
1. von Bankanftalten, 
2. von Sparkaſſen, 
3. von Leihämtern. 
c. Beiträge für allgemeine Verkehrsanlagen, nämlich 
1. Chauffeegelber, 
2. Brüdenzölle, 
3. Ueberihäffe von Pfervebahnen, Anichlagsfäulen x. 
IE. Beiträge, welche zunächft und direkt beflimmte Klaſſen von &emeindes 
ehörigen treffen, und zwar 
a. den Grundbeſitz, nämlid 
1. Beiträge von Adjacenten zur Herſtellung neuer Straßen, zu 
Straßen-Berbreiterungen und Durchbrüchen, 
. Beiträge für Straßen-Reinigung und Belprengung, 
. Beiträge für allgemeine Entwäſſerungs⸗ und Eanalifirungstoften, 
. Beiträge für Waflerleitung, 
. Beiträge für Gas, 
. Beiträge für Einquartierungsfoften im Trieben, 
. Beiträge ftäbtifcher Feuerſocietäten und PfanbbriefeInftitute zur 
Unterhaltung ftädtiicher Feuerwehren. 


— — —— 


2) Neber alle dieſe Fragen wird der noch nicht im Drud erſchienene, aber dem 
3jährigen neunten internationalen ftatiftifhen Kongreß zu Bubapeft angekündigte 
Band ber internationalen Statiſtik ber groben Städte (b. ) mit mehr al8 100.000 Ein« 
hnern), weldyer die Finanzen behandelt, nähere Auskunft geben. 


20 €. Brud. 


Ber der mafgebenden Rolle, weldhe die Grundbefiger in allen Gemeinde: 
Vertretungen ſpielen, glaube ich nicht, daß dieſe Säte erheblich werden über: 
fchritten werden. Ein indirefter Zwang zu einer höheren SHeranziehung des 
Grundbeſitzes würde allerdingd dadurch auferlegt werden können, daß nad dem 
Entwurf (8 5) zu jever Belaftung einer direften Staatöfteer, mit mehr als 
100 9%, die Zuftimmung der Aufjichtsbehörde, und mit mehr als 200 °, 
die Genehmigung der Minifter des Innern und der Finanzen erforderlich, if. 

Die Gewerbefteuer endlih darf wohl mit einem niedrigeren, nidt aba 
mit einem böberen Zufchlag behaftet werben, als die Grund- und Gebäubdeftaur. 
Doch wird die Bedeutung diefer Steuer in dem Gemeindehaushalt bei ihm 
eigenthümlichen Natur und ihrem an fich geringen Ertrage nicht allzugroß fan. 

Das Hauptgewicht der communalen Beftsuerung wird alfo aud nad dem 
neuen Entwurfe auf der Perfonal-:Steuer beruhen, auf deren befondere Natur 
ich fpäter eingehen werde, veren nicht allzuftartes Anwachſen aber, nad dem 
Geſagten, jedenfalls ein® der bringendften Erfordernifie vom Geſichtspunkt der 
allgemeinen, auch ftaatlichen Steuerpolitik fein muß. Ä 


II Gemeinde-Beiträge. 
1. Im Allgemeinen. 

Ich ſehe das hauptſächliche Mittel, um zu dieſem wünfchenswerthen Zul 
zu gelangen, wie ſchon hervorgehoben, in der Ausbildung eines Syſtems com: 
munaler Beiträge lediglih nad dem Princip von „Leiftung und Gegen 
leiftung” und will nun einige Punkte anführen, bet denen mir eine folde Aus: 
bildung nüßlih und zwedmäßtg ſcheint. Wenn ich hierbei Hauptjählih m 
meinem vorigen und jegigen Heimathsorte exemplifizire, fo liegt das fowohl daraı, 
daß mir die bezüglichen Berhältniffe am leichteften zugänglich und- zur Zi 
am meiften befannt find, als auch daran, daß ich nicht glaube, daß andern 
Städte in diefen Beziehungen mannigfachere und Iehrreichere Beifpiele darzubieter 














mir gerade zur Dispofition ſtehenden Materiale folgenden Bergleih an: 





— er | Gefammthöhe des | Die Steuem 
Einwohnerzahl Geſammtbetrag 0 de 
nad) ber Spadung Stabthanepalis der Steuern 1874 — 

Mark 














Berlin 963.000 36.132.384 3.145.623 87,58 
Breslau 235.000 6.559.143 — 3.135.720 41,81 
. Münden 185.000 4.317.479 31 2.339.293 "54,18 
Dresden 180.000 3.475.472 — 1.988.74U 57,22 
Cöln 130.000 4.117.650 — 2.733.263 66,38 
Leipzig 115.000 3.473.292 — 1.332.804 38,37 
Stuttgart 92.000 2.873.799 — 2.154.308 74,96 
Danzig 90.000 2.569.200 — 1.011.701 39,38 
Altona 80.000 2.196.669 — 911.647 44 69 
Stettin 77.000 8.951.120 — 854.794 21,63 
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Allerdings walten bier bei der Etatsaufftellung außerordentlich verſchiedene 

Rerhäliniffe ob, namentlich 3. B. in der Beziehung, ob beſondere communale 
Infitute, wie Gaswerke xc., mit ihrer ganzen Brutto-Einnahme und Ausgabe, 
der nur mit ihrem Ueberſchuſſe auf den allgemeinen Etat gebradyt find. Auch 
I da8 Grund⸗ und Capitalvermögen der einzelnen Städte ſehr verjchieden?). 
tdenfalls zeigt dieſe Aufftellung aber ſchon, wie wenig die Höhe der Steuern 
ı Allgemeinen von der Höhe des Stadthaushaltsetats abhängt, und welde 
le daher die nicht fleuerlichen Einnahmen, namentlich der großen Gemeinden, 
Virklichleit ſpielen. Man bat bisher auf viele Seite der Sache wenig 
tficht genommen. Da es aber hauptſächlich nur größere Städte find, welche 
ah Sründung commımaler Wohlfahrtd-Einrichtungen entweder die allgemeine 
tuerlaft zu einer übermäßigen Höhe anwachſen zu laſſen, oder für beſtimmte 
xde organifirte Beiträge zu erheben vermögen, jo ift hiermit ein weiterer 
rund gegeben, weshalb eine befonvere gefegliche Behandlung der großen Stäbte 
rechtfertigt erfcheint. 

Inden ich nun zur Belpsechung biefer Beiträge jelbft übergehe, unterjcheide 
zunächſt folche, welche 

L eine beftimmt abgegrenzte Klaſſe der Bevölkerung treffen, und war 

a. Schulgelver, nämlich | 
1. in höheren, 
2. in mittleren, 
3. in Elementarſchulen. 
b. Ueberſchüſſe communaler Eredit-Inftitute, nämlich 
1. von Bantkanftalten, 
2. von Sparlafien, 
3. von Leihämtern. 
c. Beiträge für allgemeine Verkehrsanlagen, nämlich 
1. Chauffeegelver, 
2. Brüdenzölle, 
3. Ueberſchüſſe von Pfervebahnen, Anſchlagsſäulen x. 
II. Beiträge, welche zunächft und direkt beftimmte Klaſſen von &emeinbes 
gehörigen treffen, und zwar 
a. den Grundbeſitz, nämlid 
1. Beiträge von Adjacenten zur Herftellung neuer Straßen, zu 

Straßen-Verbreiterungen und Durchbrüchen, 

. Beiträge fir Straßen-Reinigung und Beiprengung, 

. Beiträge fir allgemeine Entwäfferungs- und Ganaliftrungeloften, 

. Beiträge fiir Waflerleitung, 

. Beiträge für Gas, 

. Beiträge für Einquartierungsfoften im Frieden, 

. Beiträge ftäbtifcher Feuerſocietäten und Pfandbrief⸗Inſtitute zur 
Unterhaltung flädtifcher Feuerwehren. 


saoaaWD 
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) Meber alle dieſe Kragen wird der noch nicht im Drud erſchienene, aber dem 
jährigen neunten internationalen ſtatiſtiſchen Congreß zu Budapeſt angekündigte 
Band der internationalen Statiſtik ber großen Städte (d. h. mit mehr als 100.000 Ein⸗ 
Ihnern), welcher die Finanzen behandelt, nähere Auskunft geben. 
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. b. den Pferdebeſitz (Vorſpann⸗Leiſtung). 
c. den Handel, nämlich 

1. Beiträge von Privat-Berficherungs-Gefellihaften zur Unterbaltun 
der ftädtiichen Feuerwehr, 

2. Hafen-, Krahn⸗ Waage⸗Gelder, Padhofd: und Magazin-Sefül 

3. Yahr-, Wochen und Biehmarkts-Standgelber. 

d. da8 Gewerbe und die Imbuftrie, nämlich 

1. Schlachtbof-Gefälle, 

2. Beiträge für Verficherungs-Anftalten der Arbeiter gegen Kranken 
Invalidität, den Sterbefall u. |. w., und zwar Seitens ber 
a. Arbeitnehmer und 
ß. Arbeitgeber. 

Den letzteren Buntt (d. 2) laffe ih hier außer Betracht, weil derſelbe mi 
den jetigen Stadthaushalts⸗Etats nicht in directer Beziehung ſteht "). 

Diefes Syſtem von Beiträgen foll nun keineswegs ſämmtliche überhaup 
möglichen Arten ſolcher umfafien, jondern nur Beifpiele folder geben, die mı 
befonnt find und beren fegensreihe Wirkung von den Betheiligten anerfann 
wird. Wenn auch mancher Vertheidiger bes freien Verkehrs quand möme be 
dem Ueberſchauen dieſer Aufftellung nur den Gedanken zu faflen vermögen fol, 
wie man am jchnellften dieſe ganze Muſterkarte befeitigen könnte, jo bin id 
Doch der Meinung, daß die Zukunft des Gemeindeweiend von einer weiten 
Ausbildung eines folden Beiträgeſyſtems abhängt. Hierin Tiegt fogar eine der: 
ſöhnung derjenigen Anſchauung, welche die communale Thätigkeit als ein greie 
Hanvele-Geicäft und Wirthicafts-Unternehmen nad) dem Brincip von „Leftun 
und Gegenleiftung‘ anfieht und der anberen tieferen Auffaſſung, wonach d 
Sommune in der allgemeinen Cultur-Entwidlung einer der wichtigften Plix 
eingeräumt werden muß. 

Wenn ich die innere Berechtigung zur Erhebung folcher Beiträge, und zwat 
zum Theil über die Selbfttoften hinaus, alfo zur Entlaftung des allgemeine 
Steuerbedarfs anerkenne, fo beichränte ich doch den Kreis, innerhalb deſſen die 
Errichtung folder communaler Imftitute zuläffig if, auf das allgemernt 
Befte. Die Beförderung befonderer Standes = Interefien muß Hierbei ebenſo 
ausgeſchloſſen fein, wie die Gefährbung von ſolchen. Ferner ſcheinen mir ſolche 
Snftitute mer dann das allgemeine Befte wirklich zu fördern, wenn ihre der: 
ftellung auf privaten Wege nicht möglich oder nicht räthlich ift. | 

Glücklicherweiſe ift man in neuerer Zeit ſowohl bei den Aufſichts⸗ und 
Landes-Polizei-Behörden, als aud bei den Communen felbit, von dem Geda 
zurädgetommen, al8 ob die Kommunen ſich von allen foldhen zum Theil allerdi 
gewerblichen Anlagen fern zu halten hätten, um ber freien Concurrenz des Priv 
Publikums nicht zu fchaden. Heutzutage würde meines Erachtens zum Beifpid 
die Brivilegirung und Monopolifirung eines allgemeinen ſtädtiſchen Waſſerwerb 
fur eine englifche Geſellſchaft, ferner die Privilegirung einer Gasfabrik ebenfal? 
für eine engliſche Gefellihaft durch das königl. Polizei = Präfidium zu Berlin, 
ebenfo wenig möglich fein, wie die Privilegirung und Monopoliftrung des Br" 


1) Vergl. Übrigens: Breslauer "Statifil. Heft IV. Die gewerblichen HIN 
taflen im Jahre 1875 von Dr. Brud. 
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laner Biehmarkts an einen Revakteı duch das Königl. Polizei» Präflvium zu 
Breslau. Andrerſeits wirde wohl heutzutage fein Privat-Unternehmer den Muth 
haben, ein jo bedentendes und an fich vortreffliches Unternehmen, wie den Ber: 
liner Viehmarkt nebft Schlachthof, ins Leben zu rufen, wie es Strousberg nod 
vor Beginn der großen Gründerperiode getban hat. Wie wenig fi in allen 
dieſen Fällen die private Natur des Unternehmens bewährt hat, hat der Verlauf 
jattſam gezeigt. Es Liegt bereits ein Beichluß der Berliner Communal-Bebörven 
vor, einen eigenen Biehmarkt nebft Schlachthof zu errichten, die engliſchen Waſſer⸗ 
werke, denen Die Berpflichtung nicht auferlegt war, entferntere und weniger rentable 
Gegenden mit der Wohlthat der Waflerverforgung zu verfehen, find nach gütlicher 
Einigimg, veren Rejultat ein viel zu theurer Preis war, vor Ablauf des Privt- 
leginms durch die Stabt erworben. Das Breslauer Viehmarkts - Privilegium 
wurd allgemein als ein fchwerer Uebelftand empfunden, und das Beftehen von 
Gasröhren der engliſchen und ftäbtifchen Anftalt in den beften Stabtgegenden 
Berlins iſt eine nugloje Verſchwendung. 

Unter diefen Umftänden war e8 freilich zu verwundern, daß in der hoch gehen- 
den Gründerzeit das königl. Polizei» Präfivium zu Berlin, ohne den Widerſpruch 
der ftädtiſchen Behörben, einer Privat-Bau-Geſellſchaft die Eonceffion zu allei- 
ner Errichtung von Markthallen für die ausſchließliche Verforgung der Stadt 
mt Wochenmarkts-Artifeln ertheilt hatte, — und entſprach es nur einer tieferen 
Einfiht und richtigen Erkenntniß der großen damit verbundenen Gefahren für 
das öffentliche Wohl, als das preußiihe Handels-Minifterium die Beftätigung 
dieſer Conceſſion verfagte. 

Dieſe Beiſpiele geben einen genügenden Anhalt für die Beurtheilung der 
hohen Wichtigkeit der Sache. Inwieweit bei einzelnen Unternehmungen mehr 
als die Selbftloften durch Beiträge zu erheben find, darauf werde ich zuride 
lommen müſſen. Wenn aber auch einige dieſer Beiträge Lediglich fir den fpeciellen 
Inc, für den fie erhoben werben, zu verwenden, eventuell zu reſerviren find, 
Io wird mit dieſer Verwendung doch eine eigentliche communale Aufgabe erfüllt, 
deren Koften im andern Falle nur vermittelft allgemeiner Steuern gebedt werben 

unten. 

Jedenfalls liegt ein nicht minder großes Bedürfniß vor, dieſe Beitrags- 
erhebung, als wie die Steuereinziehung von allgemeinen Gefichtöpunften zu bes 
rachten und auch gejeglich zu regeln. Welchen verfchiedenen Effekt auf Die Ge 
faltung der Steuerverhältniſſe bringt es 3. B. hervor, ob die riefigen Koften 
für die allgemeine Sanalifirung und Entwäflerung der Grofftäbte Durch befondere 
Leiträge der Grumdbefiger, wie in Berlin, oder durch Die allgemeinen Steuern, wie 
in Breslau, aufgebracht werden ſollen. Trotz alles — und meines Erachtens in 
den neuen Gefegentwurf viel zu weit gehenden — Reglementirend werben auf dieſe 
Beile doch ganz bedeutende reelle Belaftungs=BVerichievenheiten herauskommen. 
Bern fich die Gefeßgebung auch bisher von diefem Thema im Allgemeinen fern 
halten hat, fo Haben doch die Auffichtöbehörden durch die Genehmigung ſtaädti⸗ 
der Etats mit bedeutenden Ueberfcüffen communaler Inflitute und mit Beis 
tagen der verfchiebenften Art ihre Zuftimmung zu dieſem Verfahren ausdrücklich 
geben, Unter anderem Namen treten aljo den beftehenden und künftig nur 
zuläſſigen Steuern eine ganze Reihe anderer Abgaben hinzu, die ſich, infomei 
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fie einen Ueberſchuß über die Selbftloften varftellen, ihrem Weſen nach, nur 
von eigentlichen, theils birefien, theil8 indirekten Steuern untericheiben. 
Nur in einem einzigen Falle ‚hat die Gefeggebung das Verbot derartis 
Ueberſchüſſe ausgeſprochen, nämlich in dem Gefeg, betreffend die Errichtung öfica 
licher, ausfchließlih zu benügender Schlacht häuſer vom 18. März 156 
wo der 8 5 folgendermaßen lautet: 
„Die Gemeinde ifl befugt, für die Benukung der Anftalt, fowie für bie Uma 
ſuchung des Schlachtviehes, beziehungsweiſe des Fleiſches, Gebühren zu erheben. 
Gebübrentarif wird durch Gemeinbebe[otuß auf mindeftens einjährige Daner — 5** 
und zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Die Höhe der Tarifſätze iſt ſo bemeſſen, daß 
1) die Im bie Unterjuchung zu ei etenten Gebühren, die Koften dieſer Im 


ſuchun 
2) die Gebühren für die Staötpauebenufung ben zur Unterhaltung ber? 
lagen, fir bie Betriebskoſten, jowie zur Berzinfung und allmäfigen ar 
tifation bes Anlage⸗Kapitals und ber etwa gezahlten Entfhädigungs-Samı 
eriorderlichen Betrag 
nicht überfleigen. 
Ein höherer Zinsfuß als 5°), jährlich und eine höhere Amortifationsguer: { 
1%), nebft den jährlich eriparten Zinfen darf hierbei nicht berechnet werben.” 


Daß auch dieſes einzige Verbot der Erzielung von Ueberſchüſſen aus c 
munalen Einrichtungen mir nicht haltbar erjcheint, werde ich fpäter Berühren 


















2. Bejondere Arten von Gemeinde: Beiträgen. 


Indem ich nun zu einer kurzen Beſprechung der einzelnen Arten vom 
trägen übergebe, habe ich zunädft in Beziehung auf die | 

Schulgelder zu bemerken, daß wohl Niemand daran denten fann, 
bedeutenden Opfer, welche jede Gemeinde für die allgemeine Bildung barbımk 
lediglich von den Eltern der den Schulen übermiejenen Kinder ſich erjega 7 
laſſen. Es hieße dies jo viel, als eine Prohibitivfteuer auf die Bildung * 
zu legen, wäre aber auch eine große Unbilligfeit, da die wirklichen Koften ya 
Kopf des Schülers welentlih von der Füllung ber einzelnen Klaſſe abbänze 
Denn man namentlih in höheren Lehranftalten bie Koften jeder a 
zelnen auffteigenden Klafle, die befanntlich immer weniger Schüler und immz 
höher beſoldete Lehrer haben, für ſich pro Kopf der Schitler berechnet, To gelrz 
man geradezu für den einzelnen, mit Kindern gejegneten Hausſtand zu gam mr? 
fhwinglihen Summen. Es beträgt 3. B. der wirkliche Zuſchuß ohne Arch 
der Grund- und Baukoſten und nach Abrechnung der Schulgelder in da 3 
gefüllten Breslauer Lehranftalten ?) 


1873 1374 
A. Igr 9 AR. Sgr 9 
in Sumnofien. .... 17 2 u 2ı 12 Al 
m Realſchulen. . . . 22 21 — 4 17 7 
in höheren Burgerſchulen . 18 177 20 13 10 
in böberen Töchterſchuln. — —16 4 116 — 
in Elementarfhulen . . . 6 3 7 14 12 4 


— —. — — 


1) Verwaltungsbericht des Magiſtrats pro 1870—1874. Seite 92. 
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Hiernach haben nur die höheren Töchterfchulen in einem Fahre einen geringen 
Ueberſchuß gebracht, der ſich aber auch nad; Anrechnung der Grund und Baus 
often wahrjcheinlich in einen Zuſchuß verwandeln wiirde, 

Die Schulgelver felbft betragen in Breslau jährlich) 


für Einheimifhe für Auswärtige 


in Gymnaſien und Realſchulen.. 24 Thlr. 36 Thlr. 
u höheren Töchterſchulen, und zwar 

3 oberen Klflen . . . . . 30 „ 36 „ 

6 unteren Hlafien . -. » .. 24 „ 36 „ 
in höheren Bürgerfchulen, und zwar 

6 oberen lien - - . . . 12 „ 16 „ 


3 unteren Klofien - . . ».. 10, 12 „ 

Die Zahl der Freiftellen beträgt 6— 10%, der Schülerzahl. 

Ich halte die in diefer Aufftellung allerdings nur zum Theil durchgeführten 
3 Principien, nämlich: verſchiedene Normirung der Schulgelver für Einheimifche 
ud Auswärtige und für höhere und niedrigere Klaffen, beides ohne Rückſicht 
auf die wirklichen Koften, ſowie die Ausfegung einer angemeflenen Zahl von 
yeftellen fir richtig. 

Die Errichtung höherer Schulen ſelbſt ift befanntlih Sache des Staats, 
der allerding® durch die Opferwilligfeit der Gemeinden ganz bedeutend entlaftet 
worden iſt. Bei der großen finanziellen Bedrängniß, in der fi alle, namentlich 
die preußifchen Communen befinden und in welche fie nicht zum geringften Theile 
durch die ſehr Loftipielige Errichtung höherer Lehranftalten gebracht worben find, 
ft e8 begreiflich, wenn man damit jegt überall zurüdhäft. 

Die Unterhaltung de8 Elementarſchulweſens ift dagegen geſetzliche 
Pflicht der Gemeinden. Belanntlich ſchreibt die preußiſche Verfaffungs-Urkunde 
m Artitel 25 die Unentgeltlichkeit des Unterrihtd in den „Bffentlichen Bolts- 
Ihulen” vor. Dies wird gewöhnlich fo verftanden, daß in jänmtlichen beftehen- 
den Elementarſchulen verfafiungsmäßig kein Schulgeld erhoben werben birfe. 
Das Hierin zuerft von Berlin gegebene Vorbild ift aud in Breslau und einigen 
andern Städten befolgt worden, in denen innerhalb der Elementarichulen feine 
weitere Abftufung durchgeführt war. Andere große Städte, wie Königsberg, 
Hannover zc., und die meiſten Mittelftädte, die neben und über der „öffentlichen 
Boltsichule” fogenannte „gehobene“ Elementarfchulen oder Bürgerſchulen (nicht 
Höhere Bürgerfchulen, die lediglich zu den höheren Lehranftalten zählen) organijirt 
haben, find indeffen jenem Beifpiele nicht gefolgt, und ich glaube, mit voll- 
tommenem Rechte. 

Der eigentlide Sinn jener Verfaflumgsbeftimmung fcheint mir nur darin 
zu beſtehen daß Jedem, der die Unentgeltlicleit des Elementar⸗Unterrichts für 
leine Kinder beanfprucht, biefelbe gewährt werben foll, und daß dann in den 
Säulen, melden viefe Kinder übermiefen werben, überhaupt fein Schulgeld 
ethoben werden fol. Wenn anbererfeit8 der Artilel 21 der Verfaffung fagt: 
„Dür die Bildung der Jugend ſoll durch öffentliche Schulen genügend gelorgt 
werden”, fo folgt Daraus, daß die öffentlichen Gewalten, alfo Staat und Ge- 


m 0 I u nen — 


26 E. Bruch. 


meinde, dem verſchiedenen Bildungsbedurfniffe adäquate Unterrichts- Anſtalten 


errichten und unterhalten ſollen. 

In denjenigen Kreiſen, welche die öffentlichen Volksſchulen frequentiren, be: 
ſteht in der That ein qualitativ verſchiedenes Bildungsbedürrfniß, und nur der 
Mangel der demfelben entiprechenden Anftalten bat einen großen Theil der Be 
völferung wider Willen einer nievrigeren Sphäre, aljo dauernd einem geringeren 
„standard of life“ überliefert. Hierin liegt ein großer und ſchwerer Nachtheil 
für die allgemeine Volksbildung begründet. Denn die höheren Lehranftalten 
nA für die Kreife, welche ich meine, wegen ihres hoben Schulgeldes ver: 
chloſſen. 

Durch die Berechtigung zum einjährigen Militärdienſt wird nicht eine wir: 
liche ſociale Gliederung der Gefellihaft gekennzeichnet, fondern nur ein gemifler 
an ſich ſehr unbedentender Theil der Bevölkerung von der großen Maſſe des 
Volkes ausgeſchieden. Die Kluft zwiſchen den bis in die unterften Altersklaſſen 


. ver Schulpflichtigfeit ae am tbeueren höheren Lehranftalten einerjeit 


und der unentgeltlichen Volksſchule andererſeits ifl zu tief und unvermittelt, um 
von den wirklichen, von der unterften bis zur oberften Klafie eng zufammen: 
hängenden und in einander übergreifenden Verhältniſſen des bürgerlichen Lebens 
ein richtige® und zweckentſprechendes Bild zu Liefern. 

Die einfache Aufhebung des Elementarſchulgeldes, ohne die Einfügung 
weiterer Mittelgliever, wird daher die Folge haben, daß die ſchon beftchenbe 
fociale Klüftung, in der ich die größte Gefahr für die Gefellihaft erblicke, ver: 
größert wird. Die Mittelflaffen, Kleine Kaufleute, Handwerker und Unterbenmte 


werben in unnatärlicher Weife auseinander gerifien, indem fie entweder das berech ⸗ 
tigte und moralifch und materiell zu unterftügende Streben nad) höherer Bildung 


unverhältnigmäßig hoch verfteuern müflen, oder, dem Geſetze der Trägheit folgend, 
die Unentgeltlichleit des Unterrichts, und damit unnöthiger Weife die öffeniliche 
Hülfe in Anfpruch nehmen. Die befieren Elemente werben fo beftraft, die ſchlech 
teren begünftigt. 

Die radicale Pädagogik unferer Tage hat dieſe Nachtheile vollftändig er 
fannt und daraus die Confequenz gezogen, Daß es überhaupt nur eine Volls⸗ 
fhule für das ganze ſchulpflichtige Alter geben dürfe, alfo die Vorfchule ber 
Gymnaſien und Realſchulen und die unteren Klaſſen der höheren Bür 
und Töchterfchulen aufgehoben werden müßten. Hierdurch würde vielleicht einem 
gewiſſen Kaftengeifte wirkſam entgegen gearbeitet werben fönnen, aber nur mit 
der Se daß der gefammte Bildungszuftand der Nation heruntergedrüdt wird. 
Das liberale Schlagwort fpiegelt bier ein den wirklichen Berhältniffen nicht ent: 
ſprechendes Ideal vor, deſſen Verderblichkeit jevem, davon nicht von vornherein 
befangenen Pädagogen einleuchten muß. 

Oder ift nicht der Anfchauungs= und Gedankenkreis, den ein Kind der wohl⸗ 
habenden Stände in die Schule mit bringt und an den diefe nothwendigerweiſe 
anknüpfen muß, total verſchieden von dem der mittleren und unteren Stände? 
Iſt nicht die Bildſamkeit von dem Haufe und den häuslichen Umgebimgen ab- 
hängig, nicht häuslicher FFleiß und Nachhülfe bier ſtets vorhanden oder doch 
möglich, dort ſchwerer oder ganz unmöglih? ‘Die Kinder müſſen daher in der 
Schule mehr nach Tocialen Klaſſen der Bevölkerung getrennt werben, nur fo kommt 
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die Individualität zur Geltung, nur eine fo erzogene Jugend wird eine organic 
und harmoniſch gegliederte Gefellichaft darftellen können !). 

Natürlich wird man nicht für jede oder einige ftatiftich unterfchievene Bes 
rufstlafſen ober verfchiedene Stufen der Einfommenfteuer befondere Schulen zu 
unterhalten brauden. Uber eine große und durchgreifende Unterfcheidung ver 
Bevölferung, namentlih in einer großen Stadt, welche die Generalifirung immer 
erleichtert, ift unſchwer aufzuftellen. 

Eine ftatiftiiche Bergleihung bat ferner ergeben, daß die Eltern der Schul- 
geld zahlenden Elementarihul- Kinder durchaus nicht ausfchlieglih den unteren 
Stufen der Eintommenfteuer angehören, ja bi8 zu 1000 Thlr. jährlichem Ein- 
fommen und Darüber eingefchätt find. Namentlich ıft die Ueberfüllung der Vor⸗ 
ſchulen oder der gefuchten höheren Töchterfhulen oft genug Veranlaſſung, daß 
auch ganz wohlfituirte Eltern ihre Kinder für kurze Zeit den ftädtifchen Elementar- 
ſchulen zuſchicken. Weshalb für ſolche Eltern ganz freie Schule gewährt werben 
Sol, iſt abſolut nicht einzufehen. Diefelben würden fehr gerne bereit fein, ihre 
Kinder bis zum Beſuch der höheren Schule den rein elementaren „gehobenen“ 
nenſulen zu überweiſen, welche von den Kindern des Proletariats be- 

eit ſind. 

Natürlich kann eine derartige, mehr organiſche Gliederung des Schulweſens 
auf die Ermäßigung der ſehr bedeutenden Koſten des Schulweſens nur einen 
geringen Einfluß ausuben. Ich habe aber dieſen wichtigen Punkt ſpeciell hervor⸗ 
heben zu müffen geglaubt, um zu zeigen, wie alle Klaſſen der Bevölkerung, und 
zwar im BVerbältniß ihrer wejentlih dur das Einkommen bedingten focialen 
Stellung an der Wohlthat des gefammten höheren, mittleren und niederen Schul- 
melend Theil nehmen. Jedenfalls vechtfertigt fich alſo dadurch die Einführung 
einer communalen Eintommenftener minbeftend zur Dedung der Zuſchüſſe, die 
das Schulmefen erfordert, und welche in einzelnen Städten bis zur Hälfte des 
geſammten Stabthaushalts in Anfprud nehmen. 

An communalen Eredit-Inftituten ift die „ſtädtiſche Bank 
su Breslau” die einzige im Befig einer preußiichen Stadt beftehende Anftalt 
diefer Art. Sie hat nach 8 1 ihres Statuis den Zweck „Handel und Gewerbe 
zu unterftüigen und zu beleben, den Gelvumlauf zu befördern und Capitalien 
nugbar zu machen“. Im diefer Form ift ihre Exiftenzberechtigung au in der 
neuen Reichsgeſetzgebung anerkannt, wenn auch die Entziehung der Befugniß zur 
Noten- Ausgabe Seitens der Stant-Regierung mit dem Ablaufe jedes Kalender- 
jahres nach vorgängiger einjähriger Kündigung verfügt werben kann. Die ftatuten- 
mäßig vorgefchriebene Einichränfung der Notenemiffton bis zur Höhe des Grund» 
Capitals von 3 Millionen Mark, fowie der Bankgefhäfte überhaupt, namentlich 
der Annahme verzinslicher Depofiten, welche die Höhe des Grund-Gapitald und 
des Nefervefonds nicht überfteigen darf, das Berbot hypothekariſcher Beleihung, 
der Wechfel-Acceptirung, des Waarengefchäfts für eigene oder fremde Rechnung 
— gemährt eine genügende Garantie vor Mißbräuchen. Für die Yinanzßer- 
waltung der Großſtadt bietet das Beſtehen eines eigenen Banfgeichäfts die größten 





. 2 Cfr. Dr. 9. Schwabe unb Dr. F. Bartholomäi, „Ueber Inhalt und Methobe 
einer Berliner Schulftatiftif” im IV. Iabraana bes Berliner Jahrbuch für Vollswirth⸗ 
haft und Statiftif. 
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Bortbeile dar, welche ſich zwar nicht ziffermäßig darftellen laſſen, aber jevenfali 
den effektiven Ueberſchuß, der in Breslau in den letzten Jahren 2= bis 300,0 
Mark betragen bat, nicht unerheblich höher ericheinen laſſen dürfte. Daß ti 
Ueberſchüſſe, welche mejentlih durch eine zwedmäßige und über jeden Ami 
ſolide Nugbarmabung ftädtifchen Vermögens entftanden find, auch wieder d 
gefammten Bürgerſchaft durch Ermäßigung Der Steuern zu Gute kommen mir 
Dagegen bürften wohl weitere Einwendungen nicht erhoben werben. 

Zweifelhafter erfcheint es jedenfalls, ob es angemeſſen iſt, Weberichüfle 
munaler Sparkaſſen für andere ſtädtiſche Zwecke zu verwenden. Die ferat 
Berechtigung ift allerdings vorhanden, wenn eine jolhe Verwendung den Stur 
befannt ift und die den Sparern gegenüber eingegangenen Berbindlidkur: : 
vollen Maße erfüllt werden. Es ift ferner zu bedenken, daß, wenn derd 
unbedingter Sicherheit der Kapitalanlage gewährte Zinöfuß den landesübld 
Berhältniffen entipricht, eine Erhöhung deſſelben mit den größten Gefahren x 
bunden ift, da ein übermäßiger Andrang nicht von Sparem, ſondern von jcl& 
Perfonen entftehen wird, die für beftebende Capitalien von dieſem höheren Ink 
profitiren wollen. Dan wird dann vorausfichtlich Bald wieder zu einer — 
unangenehm empfundenen — Zinsermäßigung feine Zuflucht nehmen mir. 
ed wird jo eine Unjicherheit entftehen, die der Würde des Inflituts micht ar, 
meſſen ift und demſelben in ver öffentlichen Meinung nur ſchaden kann ü 
ift ferner zu berückſichtigen, daß die Entwidlung des Sparkaſſenweſens in Pre 
zwar äußerlich numeriſch eine fehr bedeutende iſt. Es waren in Preuka 
Sparkaſſen angelegt !) 









1859 1869 1873 (5% 
Thaler 48.408.912 169.450.463 295.613.652 341.91. 

anf Ber a a 10 2 

unter 100 Thlr. 77,75 71,16 65,54 64,: 

en one 100-200 „ 1417 15,49 16.80 * 
über 200°» __8.08. 13,355 __17,66 in! 

Summa 100,00 100,00 100,00 1 





Das ftarke Fallen der Tleinen und noch bebeutendere Wachfen ber F 
Conten ſcheint mir weniger auf eine wirkliche Sparthätigkeit der kleinen Ya: 
als vielmehr auf die größere Beliebtheit diefed Anlagemodus für Stfux 
Vormundſchaftsgelder u. |. w. zurüdgeführt werden zu müſſen. Nicht die * 
bildung und Vergrößerung fleiner Capitalien, fondern die fihere Renin' 
vorhandener Capitalien fcheint mir darnach immer mebr die Hauptſache M 
öffentlichen, namenslich aud den ftäbtifchen Sparcaffen zu werden. Da e 
die Autorität und Haftpflicht der öffentlichen Gewalt ift, welche dieſe Anziehun: 
kraft auf das Fleine Capital ausübt, ſcheint mir dieſelbe auch materieil bereä 
zu fein, die nach gewiflenhafter Erfüllung ihrer Verpflichtung entftehenden fl 
Ueberichüffe für folche Zmede zu verwenden, welde den Sparcaſſenbuch-Inbabe 
zwar nicht direct, aber indivect wieder zu Gute fommen. Ich kann © 2 
nur billigen, daß 3. B. in Breslau — unter ausdrücklicher Zuftimmunz 
Auffichtsbehörde — jährliche Ueberſchüſſe der Sparcaffe im durchſchnittlichen de 











1) „Beiträge zur Statiftik der Sparcaflen im preußifhen Staat”, bearbeitt: # 
Auftvage St. Excellenz des Herrn Minifterd des Innern Grafen zu Eulmbor 
Königl. fatiftifchen Bureau. 
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trage von 60,000 Mark befonveren, allerdings wejentlih communalen Zwecken 
dienenden Imftituten, wie der Bürger-Berforgungs-Anftalt, einer Stiftung für 
venvahrlofte Finder, dem Dienftboten-Ho8pital, der ftädtiichen Beamten Wittwen- 
caffe und einem Verein zur Erziehung bilflojer Kinder überwieſen find. 

Bei eventuellen Leihamts-Ueberſchüſſen trifft das gegen eine momen- 
tane Erhöhung ber Sparcaffenzinfen Gefagte in erhöhten Maße gegen eine 
vorübergehende Ermäßigung der Leihamtszinſen zu. Deffentliche Leihämter machen 
nr gute Geſchäfte bei jchlechten Seiten, die das Armenbudget jehr in die Höhe 
'snelen lafſen. Es ift daher gerechtfertigt, daß ſolche Ueberſchüſſe zur Er— 
mäßigung der Koften des Armenweſens, und zwar ohne meitere Einſchränkung, 
serwendet werden. Die große verbleibende Laft des öffentlichen Armenweſens 
ton angemefjen nur nach der allgemeinen Leiftungsfähigfeit, alfo der Einfommen: 
ſtener, vertbeilt werden. Allerdings liegt in einer Verwendung von Yeihamts- 
Ueberſchüſſen ideell und rechtlich eine Erleichterung der Commune von ihren geſetz⸗ 
hohen Pflichten zum Theil auf Koften der ärmeren Volksclaſſen. Aber die Leihämter 
werden auch von wohlhabenderen Perſonen bei vorübergehender Gelvverlegenbeit 
eder zum Zwecke ficherer Unterbringung von Koftbarfeiten bei Badereifen u. |. w., 
womit dann gleichzeitig noch ein Reiſevorſchuß verbunden ift, gern benugt. Gegen 
me indirecte Beſteuerung dieſes Verfahrens werden Einwendungen wohl faum 
erheben werben. Glücklicherweiſe find übrigens die Leihamts-Ueberſchüſſe überall 
nur gering, in Breslau fpeciell oft genug negativ. Nichtöveftoweniger ift die 
vorhin für die Eriftenz derartiger befonderer Inftitute aufgeftellte Principal: 
bedingung, das öffentliche Wohl gerade hier bejonder8 zu betonen. Denn abge- 
ben von der Berechtigung eines foliden Fauſtpfand-Credits, dienen bie öffent: 
fihen Leihämter als Gegengewicht gegen die Ueberhandnahme und den Wucher⸗ 
vwindel bes vwerberblichften aller Geſchäftszweige, des fogenannten Rückkaufs. 
%h fann e8 daher nur bedauern, daß die ftädtifchen Behörden Berlins aus 
yrincipiellen Gründen bie Uebernahme der dortigen königl. Leihämter verweigert 
babe. Die fernere Unterhaltung vderfelben durch den Staat gefchieht meines 
Erachtens Lediglich im Intereffe der Stadt. 

_. Ueber die eigentlihen Verkehrs-Abgaben fann ich mid furz faflen. 
Sie find mit Recht nicht beliebt und wohl, wenn die Finanzlage der Kommunen 
% irgendwie geftattet, dem Untergange gewidmet. Charakteriftiich ift der Jubel, 
mt dem 3. B. die Aufhebung des von einer Acttengejellihaft in Berlin erho- 
benen „Sechſer“⸗Zolls auf der darnad) vom Volksmunde benannten „Seufzer”- 
Brüche begrüßt wurde. Aber die innere Berechtigung folder Abgaben möchte 
ich nicht in Zweifel ziehen. Wahricheinlih würde mandye Brüde nicht gebaut 
werden, wenn fich nicht durch Brüdenzölle, die nur von den Intereſſenten erhoben 
reden, die Möglichkeit zur Verzinfung und Amortifirung des für den Bau auf: 
gavendeten Capital darböte. Auf der Cölner Rheinbrüde, der Dre&vener Elb: 
brüde, der. Budapefter Donaubrüde wird bei Iebhaftefter Frequenz ohne Wider: 
ſpruch der Benölterung ein Zoll von Fußgängern und Wagen erhoben. Ja in 
Öudapeft trennen die impofante Kettenbrüde nur wenige Schritte von dem nicht 
Minder großartigen, unter der Ofener Burg durchgeführten Tunnel, fir deſſen 
Baffirung abermald und ein noch höherer Zoll erhoben wird. Das ift freilich 
ht ſchͤn, aber e8 wäre noch weniger fchön, wenn beide Werte nicht vorhanden 
waren, oder nur mit einer übermäßigen Anfpannung der Steuertraft oder des 
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Credits der Stabt erfauft werben könnten. Namentlich ſcheint mir — auch 
nach Aufhebung der ftaatlihen Chauſſeegelder — ein ſolches für ſolche ſtädtiſche 
Chauffeen nicht ganz zu verwerfen, die entfernte und entlegene Theile des flädti- 
chen Weichbild8 mit der Stadt in Verbindung ſetzen und den Werth der dortigen 
Ländereien, deren Befiter die Zölle zu zahlen haben, erheblich zu fleigern geeignet 
find. Allerdings verbietet ed die Natur der Erhebung von jelbft, daß aus 
etwaigen Ueberſchüſſen diefer Art Zuſchüſſe für den ſtädtiſchen Haushalt gebilit 
werden. Aber aud ohne einen ſolchen Mißbrauch gehören ſolche Abgaben zu 
den ftäbtifchen Beiträgen, die eventuell eine Ermäßigung der ſtädtiſchen Steuem 
im Gefolge haben und daher Hier nicht übergangen werden fonnten. Weniger 
Einwendungen wird man wohl gegen die Vergütung für die Benugung der öffent: 
lichen Straßen durch communale oder private Verlehrs- Anlagen erheben, mie 
3. B. für Aufflelung von Anſchlagsſäulen, Pferdebahn-Geleiſe u. |. w. In 
letzter Beziehung ıft 3. DB. zu bemerken, daß Breslau, abweichend von Berlm, 
bei dem Abſchluß der bezüglichen Verträge ſich einen Antheil von dem über de 
gewöhnlichen Zinsfuß binausgebenden Reingewinn des Conceſſionärs — ich meine, 
mit volllommenem Rechte — ausgemadt Bat. In Berlin war befanntlid bis 
vor Kurzem das Eigenthum der Stadt an ihren eigenen Strafen beftritten. 
An den Beiträgen, welche zunächſt und direct beſtimmte Claſſen von Ge: 
meindeangehörigen treffen, participirt natürlid in erfter Linie die fichtbarfte Form 
der Gemeindeangehörigkeit, nämlih der Grundbefig. Im diefer Beziehung 
allein bat ver Gejeßentwurf, betr. die Gemeinde-Abgaben in Preußen, eine — 
allerdings nicht glüdlihe — Ausnahme von dem fonft überall vorgeſchriebenen 
allgemeinen Steuerprincip zugelafien, und zwar im 8 2, wo im Abfag } 
— und zwar in Webereinftimmung mit der Vorſchrift im 8 12 Abfag 1 der 
Kreisorbnung, die Beftimmung getroffen worden ift, Daß zu „Ausgaben für 
Verkehrsanlagen“ ſowohl die Grund» als die Gebäudeſteuer innerhalb der 
bereits angeführten Darimalbelaftung mit einem höheren Procentfage berange: 
zogen werden können, als zu den fonftigen Gemeindeabgaben, während im Abſatz 5 
(des citirten $ 2) bei den Abgaben zu Verkehrsanlagen eine gänzliche Freilaſſung 
der Grund- und Gebäudefteuer niemals ftattfinden darf. In einer ſolchen Extra 
belaftung des gefammten Grundbeſitzes für beſtimmte Ausgaben Tiegt nicht die 
Natur eigentliher „Beiträge beftimmter Intereffenten für Leiftungen ber Ge 
meinde, weil der gefammte Grundbefig nicht als intereffirt bei einer einzelnen 
Verkehrsanlage angefehen werden fann. Im Gegentheil ift e8 ſehr wohl möglic, 
daß derartige Einrichtungen in einer Stadtgegend einer anderm pofitiven 
Schaden zufügen. Wenn 3. B. durch einen koftipieligen Straßendurchbruch zu 
einer beftebenden lebhaften Geſchäftsſtraße eine für den gefchäftlichen Verlehr 
günftiger gelegene Parallelſtraße bergeftellt wird, jo wird der Miethswerth ber 
"üben und Comtoirs in der erfteren Straße pofitiv finfen. Oder wenn ;. 2. 
in einer langſam machlenden Stadt einzelne unbebaute Straßen durch Pflafterung, 
Entwäfferung u. |. w. in einen bebauungsfähigen Zuftand verjetst werden, ander? 
aber, welche jonft vielleicht mehr Chancen für die Bebauung dargeboten hätten. 
aus beflimmten Gründen in einem vernadläffigten Zuftande bleiben, jo wird 
das Intereſſe der Bevölkerung den letzteren entzogen und die Adjacenten dieſer 
werben durch jene Verkehrsanlagen entſchieden geſchädigt. Nichtöbeftoweniger 
ſollen fie die Möglichkeit der Schädigung ihrer Intereſſen extra bezahlen helfen. 
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Man fieht alfo die Unanwendbarkeit des Princips von „Leaftung und Gegen⸗ 
feiftung“ bei einer allgemeinen Beftenerung des Grundbeſitzes und bei einer 
jo vagen Bezeichnung der „Leiftungen‘‘, wie durch das Wort „Verkehrsanlagen“. 
Die Straßenpflafterung wird wohl dazu gehören, Neupflafterımgen find aber in 
unterirdifch entwäflerten Städten nicht denkbar ohne die Anlage von Canälen. 
fo gehört die Canalifirung aud zu den Verkehrsanlagen; mit der Canalı= 
frung ſteht im engfter Berbindung und Wechfelwirkung die Anlage von Waſſer⸗ 
leitungen. Wie die Benen und Arterien im menjchlihen Körper, jo functioniren 
die Reinwafjerröbren und Canalleitungen im Organismus der Großftabt. Bet 
einer gleichzeitigen und vationellen Anlage beider Inftitute find die Koften gar 
mt zu trennen. Alſo kann die Herftellung von Waflerleitungen auch gu ben 
„Bertehrsanlagen” gerechnet werben. Jedenfalls ift hierbei der Interpretations⸗ 
hunſt der Stadtvertretungen, eventuell der willfürlichen Enticheidung der Aufſichts⸗ 
behörden ein weiter und ımzuläffiger Spielramm gelaflen. Ä 

Ih muß mich darnach gegen diefe Vermifchung des Steuer- und des Bei: 
trags⸗ Eyſtems erflären, acceptire aber aus diefer von der Stantö-Regierung 
proponirten Beflimmung die damıt von berfelben gegebene Anerkennung, daß in 
fäbtiichen Etatsverhältniſſen eine fpecialifirte Verrechnung befonderer Einnahmen 
und Ausgaben möglich iſt. Hiermit erledigt fich, wenigftend vom Standpunlte 
der Auffichtöbehörde, ein gegen die Ausdehnung bed Beitrags-Syſtems möglicher: 
weile zu erhebender Einwand, daß dadurch die Meberficht über die Finanzen und 
den Etat erichwert werde. Mir fcheint im Gegentheil eine größere Speciali- 
frung, etatSmäßige Heranshebung und Balancirung einzelner Zweige der Com⸗ 
munal-Berwaltung nur fehr günftig fir das Verſtändniß und Intereffe an ben 
füdtifchen Finanzen auch in weiteren Bevölferungäfreifen zu wirken. Beſonders 
find es diejenigen wirklichen „Beiträge‘‘ des ſtädtiſchen Grundbefiges, welche ich 
oben bereits fpecialifirt habe, deren beſondere etatsmäßige Behandlung fehr 
belebend auf ftädtifche Etatöberathungen einwirken diirfte. — 

Bei der erften Kategorie: Beiträge von Adjacenten zur Her: 
ſtellung neuer Straßen, zu Straßenverbreiterungen und Durd- 
brüchen Tann ih von pofitivem geſetzlichem Boden ausgeben. Es ift das 
preußiſche Geſetz vom 2. Juli 1875, betreffend die „Anlage und Berände- 
rung von Straßen und Pläten in Städten und ländliden Ort: 
haften“, deſſen 8 15 folgendennaßen Yautet: 

Durch Ortsftatut kann feftgefeßt werden, daß bei der Anlegung einer neuen ober 
bei der Verlängerung einer fhon beftehenden Straße, wenn foldhe zur Bebauung be- 
ſtimmt if, fowie bei dem Anbau an fhon vorhandenen, bisher unbebauten Straßen 
und Straßentheilen von dem Unternehmer der neuen Anlage ober von ben angren- 
senden Gigenthümern — von letteren, ſobald fie Gebäude an der neuen Straße 
errigten — Die Freilegung, erfte Einrihtung, Entwäſſerung und Beleuchtungsvor« 
richtung der Straße in der dem Beblirfniß entfprechenden Weiſe befchafit, ſowie deren 
— höchſtens jedoch fünfjährige Unterhaltung, beziehungsweiſe ein verhältnißmäßiger 

trag oder der Erſatz der zu allen dieſen Maßnahmen erforderlichen Koſten geleiſtet 
werde. Zu biefen Verpflichtungen können die angrenzenden Eigenthümer nicht für 
mehr ald die Hälfte ber Straßenbreite und, wenn die Straße breiter als 26 Meter 
if, nicht für mehr als 13 Meter ber Straßenbreite herangezogen werben. 

‚ Bei Berechnung der Koften find die Koften ber gefammten Straßenanlage und 
beriehungsweife deren Unterhaltung zuſammenzurechnen und den Gigenthlimern nad 
Verhältuiß der Länge ihrer die Strafe berührenden Grenze zur Laſt zu legen. 
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Das Ortsftatut bat bie näheren Beſtimmungen innerhalb der Grenze vorfichen:: 
Vorſchrift feftzufegen. Bezüglich feiner Befätigung, Anfechtbarkeit und Belanntimadan: 
gelten bie im 8 12 gegebenen Borfchriften“. 

Natürlich Haben die großen Städte fich beeilt, derartige Ortöftatuten zu erlañ 
fie find aber meines Erachtens dur; den Wortlaut: „angrenzende Eigenthüme- 
theils zu fehr behindert in der Heranziehung Der wirklichen Interefjenten, tbei: 
in die Rage verjegt, unter Umſtänden Ungerechtigfeiten begehen zu müflen. 2er: 
bei fehr parcellirtem Grundbeſitz kann e8 vorkommen, daß der a Eye: 
thümer nach unentgeltliher Hergabe feines Landes ein Reſtgrundſtück übe: & 
hält, deſſen Wertböminderung durch die Abtretung größer ıft, al8 Die Be 
erhöhung durch die Straßenanlage. Diefer Fehler hätte vermieden werben fünr, 
wenn man das Beitragäprincip etwas weiter gefaßt hätte, und zwar ın der Ar 
daß man die Bildung paralleler, gleich breiter Werthözonen zu beiden Serm 
der neu anzulegenden Straßen, mit Beiträgen der Beliger in abftufender I: 
nung, je nach der Entfernung von ver Straße, ortöftatutariich zugelaffen Bi: 
wie Derartige Einrichtungen in mehreren nicht preußiſchen Städten beftehen 
fi) bewähren). Hiermit könnte dann eventuell ein Separations-Ver 
fahren des ſtädtiſchen Grundbeſitzes in ähnlicher Weife, wie es die [ogenam 
Seneral-Sommifjionen in Preußen auf landwirthſchaftlichem Gebiete betreibe 
verbunden werben. 

Terner iſt es jest Ichon üblich, daß bei einzelnen Straßendurchbrücken 52 
Erweiterungen im Innern der Stadt Beiträge von den Adjacenten Seitens : 
Commune auf gütlihem Wege erhoben werden, wenn jene Anlagen burd dee 
Verkehrs-Intereſſe unabmeislich geboten find, oder daß man, bei nicht vorbank 
Dringlichkeit, die Herftellung folder Anlagen von der Gewährung von Bam 
der durch diefelben an Grundwerth gewinnenden Grundbefiger abhängig m 
"Auf dieſe Fälle iſt das Geſetz vom 2. Juli 1875 leider nit anmenbbar. & 
fcheint mir nöthig, daß man auch hier die Erhebung von Beiträgen auf gech 
lichem, reſp. ortsitatutarischem Wege in der oben angebeuteten Weife organım: 

Befondere Beiträge der Hausbefiger für Straßenreinigung 3 
möglich, wenn biefer Geſchäftszweig nicht Lediglich, wie in Berlin, auf den alr 
meinen Haushalts = Etat übernommen, und nit, wie in Breslau, Privatſave 
ber Hausbeſitzer iſt. Ferner find Beiträge für Straßenbefprengung 3 
Sommer möglich, wenn diefer Gefchäftszweig nicht, wie lange in Berlin, Fur 
fache einzelner Straßen-Abjacenten und nidt, wie in Breslau, lediglich :? 
communale Angelegenheit betrachtet wird. In beiden Tällen können wir z$ 
nur wieder für ein wirkliches Beitragsfuften erflären, und zwar unter Feñbe 
tung Der pecuniären Verpflichtung der Hausbefiger, und mit Concentration = 
Ausführung in der Hand der Commune durch deren Urgane. Der Pertie 
lungs⸗Maßſtab kann nur die Länge der Straßenfront und die halbe Breite x 
Straßen fein. 

Im Uebrigen betrachte ich die Erhaltung und Unterhaltung des äußern habitu: 
einer Stadt („Verkehrsanlagen“ in allerweiteftem Sinne) als eine Primipaliik 
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1) Berlins bauliche Zukunft und ber Bebauungsplan, von Dr. Ernft Bruch, S. WYF. 
Bau-Erweiterungs-DOrdnung von Gotha, vom 9. April 1870, abgebrudt in Ir 
gefete 2c., gefammelt von Dr. Hermann Stolp, Bogen 17. 
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des ftäbtifchen Grunbbefiges, und da die Anlage der beiden, wie ſchon erwähnt, 
eng verbundenen Inftitute Canalifation und Wafferleitung weſenilich 
dieſen habitus bedingt, auch Die Aufbringung der Koften derſelben als eine Pflicht 
des Grundbeſitzes. Belanntlih wird in Berlin für die Koften der neuen Cana⸗ 
liſirung danach verfahren werden, während in Breslau die allgemeinen Steuern, 
reip. Anleihen, die Dedung bringen ſollen. Der Mafftab, nad, weldem die 
Verzinſung und Amortifation der Sanalifations-Anleihe in Berlin von den Hause 
beſitzern eingezogen werden foll, ift allein die Straßenfront der Gebäude — ein 
meines Erachtens zu einjeitiger Standpunft, da die Benugung und Abnutung der 
Sanäle wefentlich auch von der Größe der Bemohnerichaft des Haufes und da ferner 
auh der Zufluß unterirdifcher Wäffer in die Canäle von der Größe des Grund 
ſtüds abhängt. Ich Halte einen combinirten Mapftab nach diefen drei Geſichts⸗ 
punkten für richtiger, der audy dem Werthe und der Ertragsfähigkeit Des Grund- 
beſitzes ziemlich adäquat fein dürfte. 

Vie für die Aufbringung der Koften für Waſſerleitung, möchte ich 
auch für die der Gasleitung in erfter Linie die Grundbeliger verantwortlich 
machen, und zwar in Bertretung fämmtlicher betheiligter Miether, auf welche die 
efteren die Repartition leicht vornehmen können. Es würden dadurch viel Ber- 
waltungskoſten gelpart, aber auch für die Commune ein viel fiherer Boden ge 
wonnen werten. Der Mafftab der Bertbeilung kann bier natürlich nur, wie 
J hei überall, das Quantum der wirflicen Zuführung an Gas und 
Bafler ſein. 

Einige Stimmen vertreten die Zuwendung aller durch die Commune ge- 
ſchaffenen allgemeinen Vortheile an Alle, ohne Unterſchied des wirklichen Nutzens 
und nur nah dem Mafftab der allgemeinen Leiftungsfähigteit und find fogar 
Io weit gegangen, die foftenfreie Zuleitung des Waſſers an Jeden zu verlangen. 
Doch ift wohl die Praxis in dieler Beziehung nirgendwo der Theorie gefolgt. 
Jh halte, wie ans den früheren Ausführungen hervorgeht, die Commune für 
durchaus berechtigt, aus folhen nicht nur gemeinnügigen, ſondern auch für Jeden 
eminent möglichen Unternehmungen einen Gewinn für die Allgemeinheit zu "er- 
zielen. Dean mag immerhin ein ſolches, factiich überall beftehende® Verfahren, 
eine Befteuerung der nothwendigften Lebensbedürfniſſe, des Lichtes oder der Arbeit, 
des reinen Waſſers, oder der Geſundheit und Reinlichkeit nennen, wie man aud 
ſchon mit den letzten Goethe'ſchen Worten: „Mehr Licht” und dem gewiß richtigen 
Sape: „apıgıov Ev ı9 Domp“ "dagegen zu Felde gezogen ıfl. Aber bei 
nähterner Betrachtung muß man fagen, daß der bloße Erſatz der für ſolche 
Eimichtungen aufgemendeten Koften noch nicht dem wirklichen Voriheil, der in 
der Benugung derfelben Tiegt, entfpriht. Man hat 3. B. die Beobachtung ges 
macht, daß die Zahl der Dienftboten in den Höher gelegenen großftädtiichen Woh- 
nungen feit der Einrichtung von Wafferleitung in denfelben abgenommen bat. 
Koh mehr wird vorausfichtlih an zeitweile bezahlter Bedienung für kleinere 
Wirthſchaften erfpart fein. Auc an dem in der Geſundheit vorhandenen ideellen 
Sapital wird durch gutes Wafler und die Möglichkeit, daſſelbe in jedem Augen— 
blick ohne Anftrengung zu haben und nach der Benutzung ohne Mühe wieder 
zu entfernen, unendlich viel gefpart, wie denn befanntlicy audy fiir den weiblichen 
Organismus, namentlich in ſchwangerem Zuftande, Nichts gefährlicher iſt, als 
das Schleppen fchwerer Laften Treppen hinauf und hinunter. Es ift meines Erachtens 
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öffentliche Pflicht, Für ſolche Vortheile angemefiene Vergütung zu verlangen Ti 
Commune darf feinen Communismus treiben und ift Daher beredtigt, bei jelde 
Unternehmungen den gemeinnüßigen mit dem gefchäftlichen Standpunft zu verbinden 

Eine Grenze, bis zu welder bei der Preis-Normirung folder durd 1 
Sommune dargebotener MWerthobjecte gegangen werben könne, Liegt in ber le: 
Yichlett ihrer allgemeinen Benutzung. Jedenfalls muß der der Gelanmik: 
wieder zu Gute fommende Unternehmer gewinn geringer fein, als ihn ) 
jeder Privatunternehmer nach allgemeinen geſchäftlichen Orundfägen anrechnen mitt 
Weiter dürfte meines Erachtens eine eventuelle obrigfeitlicye Beſchtãnkung F 
Einnahmequellen nicht gehen. Im ſtädtiſchen Etat von Breslau figuritt :.° 
ein Reingewinn aus den Gasanſtalten von über 600,000 Mark bei einem C 
preife von 6 Mark fr 1000 Kubitfuß, ein Ueberſchuß aus den Warlerne‘ 

ohne Anrechnung der Baufoften von 150—200,000 Marl bei einem Fre 
von 10 Reichspfennigen pro Kubikmeter. 

Die Beiträge für Einquartierungstoften im Frieden ha! 
Grundbeſitz gefetlih zu tragen. In Breslau befteht ein Regulativ für Notm 
bequartierung und iſt die Sorge für Ausquartierung dem Grundbeſitzer — ıı 
Beihilfe der Commune — überlafien. In Berlin ift Dagegen bie Commn: 
bie Verpflichtung der Haußbefiger eingetreten und erhebt für die Koften ber Ar 
miethung nach Bedarf periodiſch um Berhälmig ber Miethteinnahmen eine '* 
Real-Sublevationsfteuer, die alfo lediglich eine Modification regukr. 
Beiträge Darftellt. Ein neuerdings in der Stadtverordneten⸗Verſammlung 
ftellter Antrag, Diele Beiträge in allgemeine Zuſchläge zur Hausſtener zu": 
wandeln, ift ſehr zweckmäßiger Weife vom dortigen Magiſtrat zuridgemic: 
Es heißt in dem bezüglichen Schreiben: 

„Die Folge hiervon (einer Erhöhung der Hausftener, an Stelle der 
bebung der Sublevationsfteuer) würde fein, daß die Hauseigenthümer eine}: 
ftimmten Beitrag zahlen, während fie jet nur ſoviel, als nothwendig it, = 
bringen müſſen. Soll num fein Nachtheil für bie Stadtcaſſe entftehen, io an 
die Erhöhung der Hausſteuer bergeflalt erfolgen müſſen, daß das Mebr= 
fommen die Einquartierungstoften jebenf alls dedt. Dies kann aber ur: 
Nachtheil der Eigenthümer geſchehen“. 

Ich ſchließe hier gleich Die ganz analogen Beiträge von Pfe rbebeliger: 
die einer gefeglihen Borfpannleiftung unterliegen und die ſich durch ie 
Beiträge (ſog. „Vorſpann-Exemtionsſteuern“ in Berlin) davon auf Koſten d 
Commune befreien. In Breslau beftehen Derartige Beiträge nicht. 

Beiträge für ſtädtiſche Feuerwehren babe ich vome an letzter < 
fir Immobilien-Societäten, aljo den Grumbbefig und an erſter Sr 
für Privat-Feuer-Verſicherungs-Geſellſchaften, alſo Handels? 
ftitute im weiteren Sinne angenommen. Ich werde beide eng zufonmenhäng 
Arten von Beiträgen bier zufammenfaffen. Das Beftehen einer guten iX 
wehr ift für bie ganze Einwohnerſchaft von dem allergrößten Vortheil, eirt 
für die gegen Feuersgefahr nicht Verſicherten dadurch, daß fie Dabei weniger rät“ 
ſodann aud für bie Verſicherten dadurch, daß fie vorausſichtlich eine gering 
Prämie zu zahlen haben. Die auf Gegenf eitigkeit baſirten Verfiherunge-&k- 
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Ihaften, alfo namentlich die öffentlichen Societäten, wie ſolche noch in Berlin 
und Breslau fir den Grundbeſitz beftehen, empfinden dieſen Vortheil natürlich 
direct durch den geringeren, zur antbeiligen Tragung vertheilten Schaden. Es 
erſcheint daher nur billig, daß foldhe Societäten, wie e8 in Berlin geichieht, in 
Breslau leider nicht, einen Beitrag für die Unterhaltung der Yeuerwehr zahlen. 
Da die auf Gewinn operirenden Berficherungs-Actien-Gefellfchaften trog der ge- 
ringeren Prämie, wie fie gute Feuerwehren im Gefolge haben, immer noch ein 
fehr gutes Geſchüft in großen Städten machen, ift es ferner auch nicht unbillig, 
wenn biefelben fich dafür einigermaßen erfenntlih zeigen. Dies iſt bisher auf 
gütlichem Wege in Berlin geicheben. Einer geſetzlichen Normirung dieſes Ber: 
fahrens fcheint mir Nichts im Wege zu fiehen, wenn man auch Darin wieder 
eine verderbliche Steuer auf die wirtbichaftlihen Tugenden der Vorſicht und der 
Sparſamkeit jehen follte. 

Aber auch öffentlihe und private Bfandbrief-Inftitute müflen das 
größte Intereſſe an einer gewiſſenhaften Abfhägung der Baulichfeiten für ven 
eventuellen Feuerſchaden haben, denn die hierdurch ermachlenden Koften werben 
von den Societäten getragen und wirken demnach indirect auf den von bielen 
neh den vorhergehenden Ausführungen zu zahlenden Zufhuß ein. Die 
officielle Feuertare, wo fie befteht, ift die nothwendige Grundlage für den Neal: 
credit, fie wirft durch die pupillariiche Beleihungsgrenze direct auf den öffent: 
{chen Glauben von dem Werthe des Grundbeſitzes ein und hängt mit dem ge 
jammten Wohl und Wehe einer Stadt eng zufammen. Wo kein Realcrebit iſt, 
da iſt auch feine Bauluft, Feine Entwidlung, oder wenn aus anderen Duellen 
der Stabt neues Leben zugeführt wird, perennivende Wohnungsnoth und Wob: 
nungötheuerung. Cbenjogut, wie ich daher die Communen für berechtigt, even- 
tuell verpflichtet halte, Pfanpbrief- Inftitute auf ſolidariſcher Verpflichtung ber 
Örundbefiger, ohne communale Verbindlichkeit, aber unter communaler Aufficht 
ins Leben zu rufen, für ebenjo beredtigt, eventuell verpflichtet halte ich dieſe 
Inſtitute ſelbſt, an die Commune, und zwar wegen der unter öffentlicher Auto- 
rität bergeftellten Grundlage für die Werthbemeflung und Beleihung, welche mit 
dem Beftehen der Feuerwehr zufammenhängt, einen Beitrag zu zahlen, der bem- 
nach indirect wieder den Grundbeſitz trifft. 

Die Koften der öffentlichen Sicherheit überhaupt brauchen allerdings dadurch 
nicht allein gebedt zu werben, vielmehr rechtfertigt die relative Sicherheit der nicht 
verfierten Einwohner und die durch die Zuſchüſſe der Verſicherungs-Anſtalten 
nicht aufgewogenen Bortheile ver Berficherten die Auflage einer allgemeinen Steuer, 
weldhe nach dem Werthe des äußeren Aufmandes für die Haushaltung bemeffen 
werden kann. Eine folhe „reale Hausſtandsſteuer“ (nach Gneift) ift daher für 
alle größeren Stäpte wohl geeignet, wenn auch in geringerem Umfange und nad) 
anderem Erhebungsmodus, als ın Berlin, wo die Haus: und Miethöfteuer über 
die Hälfte ſaͤmmtlicher Steuern aufbringt. Auf die Natur biefer Steuern muß 
ich noch zurückkommen. 

Bon den Beiträgen, welche der eigentlich Handel durch geringe Weber: 
ſchuſſe von Hafen» Anlagen, Baage-Anftalten, Badhöfen, Lager— 
häuſern u. |. w. zu leiften bat, gilt zum Theil das bei den verſchiedenen Bei- 
träge-Rategorien Geſagte in derſelben Weife. Zum Theil haben dieſe Anftalten 
wur Bortheil, wenn fie öffentlichen Glauben genießen — ein ideeller Werth, deſſen 
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Vergütung verlangt werden fann. Zum Theil iſt die Commune durch ihren 
Srundbefig zur Herftellung folder notbwendiger Anlagen gedrängt und muß fich 
ihr Riſico auch über die Herftellungdtoften bezahlen laſſen. Zum Theil endlis 
beftehen andere derartige Privat-Anftalten, die auf Unternehinergeminn beredinc 
find, und die nicht durch erheblich niedrigere Normirung der Preife Seitens ver 
Commune ruinirt werden dürfen. Eins der dringenditen Bebürfniffe für Breöla: 
ift 3. B. die Anlage eines Hafens mit Magazinen ꝛc., Der nur durch die Gommun: 
unter Beihülfe des Staats ind Leben gerufen werden kann. Wenn aud der de 
Anlage benugende Handel und Verlehr direct den Vortheil diefer Anlage gen: 
würde doch aus den entſprechenden Gefällen jedenfall fein wirklicher Weberit: 
für das Unternehmen zu erzielen fein, da die Herftellungstoften zu bedeutend ft 
Aber auf eine Verzinfung eines Theils derjelben müßte man allerdings Beat: 
nehmen, und den größeren Reſt durch allgemeine Steuern deren. Bei old: 
wert ausſehenden communalen Aufgaben halte ich es übrigens für vollkommt⸗ 
gerechtfertigt, wenn die Commune als richtig fpeculirender Geſchäftssmann auf 
tritt und, da das Enteignungs-Gele die zweckmäßige Erwerbung von Grur! 
und Boden über das nadte Bedürfniß binaus nicht geftattet, vor dem Bekonm 
werben des Projectes ſich in den Befit des gelammten, an der Wertbserhäbu:: 
jevenfall8 und direct betbeiligten Boden⸗Complexes zu fegen und dann durch we: 
theilbaften Verkauf einen weſentlichen Theil der Koften wieder berauszuidlas- 
ſucht. Wenn man anderenfall8 die Realfteuern für ſolche Zwecke in hervorrage 
der Werfe in Anjpruch nehmen will, jo ift darauf zu erwidern, Daß gerade tr: 
ſolche partielle Anlagen große Ummälungen in den Grundwerthen, und m 
ſchiedene Entwerthungen bisheriger unvollkommenerer Anlagen diefer Art, ſorn 
des gelammmten Grundbeſitzes, in deſſen Nähe bdiefelben bisher gelegen we:”. 
entſtehen müffen. 

Wenn auch die Benugung der öffentlichen Pläge und Straßen einer Ste”: 
zur Aufſtellung von Buden bei Jahrmärkten oder zur Außftellung rc: 
Wochenmarkts-Artikeln der Stabt felbft Nicht koftet, die Abnutzung m 
gerechnet werden kann und aud die Wiederberftellung des früheren Zuftan’ 
oft den Marktbejuchern zur Pflicht gemacht wird, ſo rechtfertigt ſich doch ex 
Marktabgabe, die alfo weſentlich eine Reineinnahme darftellt. Und zwar mir 
diefe Abgabe als eine Platzmiethe aufgefaßt werden, die einigermaßen =. 
der Zadenmiethe der übrigen Gejchäftstreibenden in Einklang zu fegen ift, weld⸗ 
anderenfall8 in der Concurrenz benachtheiligt werben würden. Einen principiel: 


su a=-* 


wirklicher Preisaufſchlag nicht hergeleitet werben Fanı. Wenn trogbem vim 
nach der Neueinführung derartiger Abgaben in folchen geringen Yeträgen Preis 
erhöhungen fich bemerkbar machen follten, fo ift nicht die Abgabe daran ſchald, 
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fondern die Conjunctur oder die Coalition der Verkäufer. Ueberhaupt verdient 
der letztere Umftand bei allen großftäbtiichen Preijen von für den augenblid- 
lichen Conſum beftimmten Artikeln eingehende Würdigung. Ich halte die Com: 
mune tbeil® im allgemeinen, theils auch im fiskaliſchen Interefle ihrer Martt- 
gelder für berechtigt und verpflichtet, der Preiönormirung durch Coalitionen der 
Verkäufer in jeder Beziehung entgegen zu wirken. Sie kann Died durch Beran- 
Raltung amtlicher Auctionen von Lebensmitteln en gros, durch äußerliche Trennung 
der Zwiichenhändler von den Fleinen Producenten, die mit ihren eigenen Erzeug- 
niffen zu Markte ziehen, durch verfchiedene Normirung der Abgaben, je nad) 
den in ärmeren oder veicheren Stadtgegenden errichteten Märkten, durch Einwir- 
fung auf Eifenbahnen, etwa fehlende Züge für den Marktverkehr nach der Groß⸗ 
ftadt zu organifiren, durch Heritellung von Eiſenbahn-Depots zur vorläufigen 
Lagerung derartiger Waaren, endlich durch die Erridhtung von Martthallen, 
und zwar für den Gros- und den Detail-Berlauf. Man wird fich leicht 
denken können, daß ein guted Arrangement in allen diefen Beziehungen viel 
ſtärler auf eine Pretsermäßigung einwirken kann, als ein auch noch fo hohes 
Marktgeld oder eine anderweitig gefuchte Vergütung für die außerorbentlichen 
Aufwendungen an Zeit und Soften, melde die Commune in der Organifirung 
des Marktweſens übernimmt. Belanntlidy find die Wocenmarkt-Artikel in Paris, 
trog der koſtſpieligen Gentral- und Detail-Markthallen, welche zum Theil durch 
Standgelder verzinft werben, und trotz des Octroi, der auf vielen derſelben Laflet, 
billiger, als in Berlin, wo e8 an rationellen Emrichtungen auf ben faft koſten⸗ 
frei überlaffenen Märkten durchaus mangelt!) Wenn etwa die Aufichliegung 
neuer Duellen eine. Ueberſchwemmung der Großftadt mit biefen Artikeln herbei- 
führen follte, fo feheint mir eine mäßige Erhöhung der bezüglichen Abgaben nicht 
ungerechtfertigt zu fein, wie man im entgegengefegten Falle wohl auch den Verſuch 
machen Tann, durch Herabjegung ber Abgaben mehr Waaren beranzuzieben. 
Fiskaliſche Motive dürften allerdings bei der Handhabung einer Marktpolitif 
nie allein maßgebend fein. 

Eine Einnahmequelle größerer Bedeutung könnten die Markthallen über: 
haupt nur in der Form werden, wie bie Baugefellihaft, welche den Bau von 
Markthallen in Berlin übernehmen wollte, fie ſich zu verichaffen gedachte, nämlich 
durch möglichft intenfive Ausnutzung des anliegenden Terrains, wozu ih die 
Communen aud für berechtigt halte. Jedenfalls ift das Marktrecht eins ber 
weientlichften und nothmendigften communalen echte, veflen ſich feine Stadt- 
gemeinde jemals begeben follte, welches aber auch einer weiteren Ausbildung in 
dem angedeuteten Einne wohl fähig ıfl. 

Die Viehmärkte unterfcheiden fi principiell von den übrigen Märkten 
nicht, wenn fie auch factifch viel häufiger durch Privat-Eoncelfion und Uſus 
aus dem communalen Machtbereiche herausgetreten find. Da eine, namentlich 
auch vom bugieniihen Standpunfte rationelle Seftaltung des Fleiſchverkehrs nur 
durch eine Gentralifation und Combination des Viehmarkts mit dem Schlachthof 
möglich iſt, fo fafje ich die aus dem Biehhandel und dem Schladhtgewerbe 
zu gewinnenden communalen Beiträge zufammen. In beiden Beziehungen find 
auf der dritten Verfammlung des „Deutichen Vereins für öffentliche Gefundheits- 


Y Cfr. die Verhandlungen über Errichtung von Martthallen in Berlin. 
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pflege” im Sabre 1875 in München!) maßgebende Beichlüffe gefaßt worben, 
die ich al8 Grundlage aud meiner Anſchauung bier citiren will. 

Die bauptfählih aus Aerzten und ftäbtiihen Verwaltungsbeamer 
beftebenvde Verſammlung nahm folgende Thelen an: 


1. Die allgemeine Einführung einer obligatorifhen Fleiſchbeſchan car 
dringendes Bebärfniß. 

2. Die Beſchau beſteht in einer Unterfuhung aller zum menfclichen Gar; 
beftimmter Thiere vor und nach dem Schlachten buch einen Thierant ede 
in Ermangelung eines folchen burch einen unterrichteten Fleifchbeichauer. 

. Der Zwed der Beihau ift: geſundheitsſchädliches und elelhaftes Fleiſch der 
Sonfume fern zu halten. 

. In Städten iſt eine wirtfame Durchführung der Beſchau nur in gemein 
ſchaftlichen Schlachthäuſern möglich. 

. Die Beſchau des Schlachtfleiſches allein, ohne vorgängige Unterſnchung da 
lebenden Thiere, bietet keine Sicherheit für deſſen nich lichkeit. 

. Die Einrichtung von Viehmärkten und Fleiſchmärkten kann in Satin 
die Fleifcheontrole wefentlich unterftügen, vorausgeſetzt, daß biefelben umter de 
Auffiht von ſachverſtändigen Thierärzten fteben. 

. Das erfolgreichfte Mittel zur Verhütung ber Trichinenkrankheit iſt bie ohlıa- 
torifh eingeführte mitroflopifge Unterfuhung der Schweine. 

. Als wichtige Hülfsmittel find zu eradten: 

a. Belehrung, daß felbft bei beſtehender Trichinenfhan das Schweinefleiſch nr: 
gut gelont und gebraten werben muß, daß bie Schweine nicht mit Fleii 
abfällen gefüttert werden dürfen und daß bie Ratten aus den Schmeineälc. 
ferngebalten werben müſſen. 

b. Berbot für Abdeder und Fleiſcher, Schweine zu züchten. 

c. Namhafte Belohnungen fir das Auffinden eines tridindfen Schweines. 

Die allgemeine Trichinenſchau if einzuführen, fobald in einem tt: 

trihindfe Schweine vorlommen. Zur Controle hierüber foll in allen geme: 

ſchaftlichen Schlachthäuſern regelmäßig ein beftimmter Procentfaß ber geſchla 
teten Schweine mikroſkopiſch unterfucht werben, ferner ift die Trichinoſe ur: 
die Krankheiten aufzunehmen, für welche Anzeigepflicht beftebt. 

10. Die aus Amerika importirten Schinlen unb Spedfeiten eriore: 

fänmtlid die mifroftopifche Unterfuchung.‘ 


Der Berichterftatter, Here Dr. Heusner aus Barmen, hatte noch den F 
die ftäptifchen Conſumtions⸗Verhältniſſe ſehr wichtigen Antrag geftellt, auch de 
Einfuhr allen frijhen Fleiſches in die Städte zu verbict:: 
und zur Begründung namentlich Yolgended angeführt: 


„Allerdings Bat für Städte die Beſchau auch eine weit größere Bedeutung S. 
ben einfacheren ländlichen Verhältniſſen tommt die gegenfeitige Controle ber Bemotzr 
mehr zur Geltung; and zlichten und ſchlachten viele Hanshaltungen ihr Bich feihk 
Sn den Städten dagegen fließt das Franke und fchlechte Fleiſch ans der ganzen Ur 
gebung anfammen. us biefem Grunde, dann aber auch wegen ber compficirteren ax 
weniger überfichtlichen gewerblichen Berhältniffe find in Städten noch ganz befonde: 
Vorkehrungen zur Durchführung einer wirkſamen Fleiſchbeſchau nothiwendig Audi: 
gabtreifte Beihaucommiffion würde nicht im Stande fein, zur Zeit ſiarken Schlae 

triebes in Dutzenden durch eine Stadt zerftreuter Schlächtereien die tigunsꝰ 
mit der nöthigen Sorgfalt vorzunehmen. Sollten daher die Kräfte der Beſchanorgo 
zu wirkſamer Entfaltung fommen, fo muß biefe Art des Schlachtens aufhören, 
müffen gemeinſchaftliche Schlachthänfer erbaut und ſämmtliche Fleiſcher verpfüd 
werben, ausſchließlich in ihnen zu fchlachten. Daß dies auch in ben größten Stat 
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ſehr wohl durchführbar ift, beweiſt das Beifpiel von Paris, wo fein Thier außerhalb 
der Räbtiihen Schlachthäufer getöbtet werben barf. .. . . Bon auswärts kommenbes 
Fleiſch darf im letzterer Stabt (Bafel) nur in befonbere gefenngeichneten Transport- 

‚ Kleinvieh nur in Hälften 


Sicherheit gegen bie Einfuhr ſchlechten Fleiſches wird freilich trotz biefer an und für 
Veh zwedmäßigen BorfichtSmaßregeln nicht erreicht. Es giebt eben feine 


m . 
chenfoviel krankes wie gefunbes Fleiſch verzehrt, Das ekelhafteſte und fchlechtefte Fleiſch 


Der Antrag, die Einfuhr geichlachteten Fleiſches in die Städte zu verbieten, 
ſcheiterte wefentlih an dem richtigen Einwande, daß unter den unvolllommenen 
beftehenden Berhältnifien die Berforgung der Städte mit Fleifch geſchädigt werden 
fönne und daß eine genügende Garantie gegen vwerborbenes Fleiſch durch eine 
allgemeine, auch für das Land gültige Beſchauung gefchaffen werden müfle. 
Benn aber die Einrichtungen in den Städten wirflid zur gefammten VBerforgung 
ausreichend find und fo lange die obigen Theſen nicht allgemein durchgeführt 
find, kann ein ſolches Berbot wohl in nähere Erwägung gezogen werben. Syn 
Breslau ift 3. B. von dem gejammten Fleiſchverbrauche nur geſchlachtet einge- 
führt worden Procent: 

1870 1871 1872 1873 1874 1875 
8% GM Vo 112 

Ih meine, e8 wird nicht ſchwierig fein, diefen nicht erheblichen Antheil des 
Confums, ver auch in andern Städten kaum weſentlich verſchieden fein wird, 
in yationellen, mit Viehmärkten verbundenen ftäbtiichen Schlachthöfen felbft zu 
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beſchaffen, wie ich aud glaube, daß das Gedeihen des großartigen Berl: 
Projects nur beim Berbote der Einfuhr geichlachteten Fleiſches gefihert # 
Hieraus folgt, daß wenn diefelben Grundſätze, welde ich für bie übrigen cos: 
munglen Inftitute aufgeftellt babe, auch für Viehmärkte und Schlachthöfe ;r 
Yäffig find, damit eine die ganze Bevölkerung treffende Einnahmequelle für d 
Städte gegeben ift. Allerdings müßte das obige geſetzliche Verbot jever Bin 
einnahme aus obligatoriihen Schlachthöfen über die Zelbfttoften hinaus aufs 
hoben werden, welches auch vielleicht der mejentlichfte Grund iſt, weshalb r. 
Communen bisher von der Errichtung öffentlider Zwangs⸗Schlachthänſer ac 
fo geringen Gebraudy gemadt haben. 

Die indirecte Vertheuerung des Fleiſchgenuſſes, welche dadurch allerdinz 
herbeigeführt werben mag, Tann nicht anders angejehen werben, al& die nizl. 
Bertheuerung der Wochenmarkts-Artikel durch Marttitandsgelder, Des Cu’ 
der Wafferleitung u. f. w. durch die entiprechenden Ueberſchüſſe für ven alı 
meinen Stadthaushalt. Das Beſtehen und Blühen von monopolifirten At 
gejellihaften für Viehmärkte und Schlachthöfe zeigt aber, Daß der Darank !4 
die Commune zu ziehende Unternehmer-Gewinn, auch wenn er ſich erbeblid una 
jenen der Actien-Gefellichaften ftellt, doch nicht unerheblich zu ſein bra 
während andererieit8 die geringe Verſchiedenheit in den Fleiſchpreiſen der Gꝛef 
ftäbte bei centralifirten oder decentralificten Einrichtungen für ven Schlechte 
kehr die Anficht unterftügt, daß die Beeinfluffung der Preiſe dur ſolche Cr 
richtungen nur gering iſt. | 

Im Gegentheil kann ein rationeller centralifirter Betrieb des Schlachtgeie:?* 
mit allen feinen Vorbereitungen und nadläufigen Manipulationen, mit der => 
hierdurch ınöglichen Verwerthung der Abfälle !), mit den Mieths-Erſparniſſen ': 
den Sclädyter u. |. w. den Preis des Products fo berumterbrüden, daß cm 
die directe Befteuerung merklich ermäßigende Auflage dagegen völlig verſchwinde 
Die großartige Entwidlung des Weltverkehrs und der Technik, in Verbirde 
mit zweckentſprechenden communalen Imftitutionen Tann femer die allgemazt 
Eriftenzbedingimgen in der Großſtadt fo verbilligen, daß ein Steigen des Geh 
werths oder ein Sinken der Löhne durch derartige communale Auflagen medien 
werben kann. 






II. Gemeinde-Stenern. 
1. Indirecte. 


Im Allgemeinen halte ih eine Befteuerung nah dem Maßſtade 
des Confums, wie fie nur in anderer Form durch Viehmarkt- und Shlak- 
hof-Gefälle möglich ift, namentlich wenn fie wie bier ohne Läftige Ericdwerun;e 
des inländiichen Verkehrs möglich if, für eine zweckmäßige Ergänzung dei 
Directen Steuerſyſtems. Im den wohlhabendften Rändern, England ımb Fran 
, reich wird bekanntlich verhältnigmäßig mehr als noch einmal fo viel an indirecur 

Confumtiond:Abgaben erhoben, ald in Preußen. Der Hauptvorwurf ge 
biefelben, daß die ärmere Bevöllerungsclaſſe mehr dadurch bedrücdt werde, ale 


1) Ih erinnere bier an den Pavillon für Verwerthung der Induftrie⸗Abſale an 
der Wiener Weltausftellung, der fehr weite PBerfpectiven In biefer Richtung armer: 
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bie veichere, richtet fich nicht gegen das Princip der Confumbefteuerung, fondern 
gegen den Erhebungsmodus. So kann man beilpielsweife diefen Vorwurf gegen 
die einheitlihe Normirung der — nun einmal unentbehrliden — Wanren- 
Eingange- Zölle nah dem Gewichte mit Recht erheben, viel weniger aber 
gegen eme Abftufung derielben nad dem Werthe des Artikels, weil die theuereren 
Soden eben nur von ben Reicheren gelauft werden. Auch bei der Mahlſteuer, 
deren Aufhebung ich übrigens nicht beflage, war ein an fich anerlennenswerther 
Berfud einer Vertheilung der Laft nach der Art des Conſums gemacht, indem 
der Weizen viermal höher belaftet war, als der Roggen. 

Bei der Normirung von Biehmarktsgeldern und Sclachthofgefällen wäre 
eine derartige Verſchiedenheit Direct nur nad) der Viehgattung möglich, verbietet 
fih aber bier von ſelbſt, weil jedes Stüd Vieh zugleich dem verfeinertften und 
gewöhnlichften Bepürfniffe dienen ann. Das wünſchenswerthe Nefultat kann 
aber auf indirectem Wege erreicht werben, der glüdlicherweife mit dem rationellften 
Betriebe des Echlachtgewerbes überhaupt übereinftimmt, beziehungsweiſe einen 
ſolchen erft überhaupt ermögliht. Das ift eme größere Verſchiedenheit 
in der Preisnormirung der einzelnen Theile des geſchlachteten 
Biehs, je nach der vorhandenen Geſchmacsrichtung, die allerdings 
zum Theil auch von dem Nährwerth der einzelnen Theile abhängt. “Die ver: 
Ihiedenartigften Stimmen in der Preſſe und wiſſenſchaftlichen Literatur ) haben 
mt größter Energie ſchon dieſen Weg zu einer Berbilligung der Fleiſchnahrung 
für die ärmeren Bolfsclafjen gezeigt, aber ohne irgend welche Refultate. 

Bekanntlich befteht in England, Frantreich und Belgien ſchon eine folde 
größere Verfchievenheit der Preife, was zur Folge Hat, daß die ärmeren Volks⸗ 
dafien eine reichlichere Fleiſchnahrung viel billiger kaufen können, als bei uns. 
Bern man die verichiedenen Preife für das Pfund, melde für 16 verſchiedene 
Theile eines Stückes Rindvieh in London gefordert werden, mit dem Gefammt- 
Gewicht der betreffenden Theile multiplicirt, diefe Producte addirt und Die Summe 
durch das Fleiſchgewicht des ganzen Stüdes Vieh dividirt, fo gelangt man zu 
enem Durcyichnittöpreife, der ungefähr mit unferen Verhältniffen übereinftimmt. 
Deshalb können die am wenigften von der zahlungsfähigen Kundſchaft begehrten 
Theile, die in Deutichland als fogenannte ‚Beilage‘ überall mitgegeben werben, 
in England zu einem weit niedrigeren Preile an ärmere Leute verfauft werden. 
Trogdem 3. B. in Berlin, Breslau und anderen Städten die gemeinnügige 
Vereinsthätigkeit fi der Sache bemädtigt batte, fo jcheiterte doch die Ein- 
führung an dem beharrlichen Widerftande der Schlächter, von denen allerdings 
ein rationellerer — freilich bei den mangelhaften Schlachteinrichtungen oft ſchwer 
durchführbarer — Betrieb gefordert wird. 

„Wohlfeileres Fleiſch für die Armen, mehr und befferes für Alle‘ kann meines 
Erachtens nur durch große centralifirte communale Schlachthöfe mit Viehmärkten 
erreicht werden. Wenn eine gütliche Belehrung der einzelnen, den Schlachthof 
benugenden Gewerbetreibenven nicht Hilft, fan die Commune ſelbſt vorgehen und 
dich Beranftaltung von En gros-Auctionen der verichiedenwerthigen Fleiſchtheile 


1) Cfr. mehrere Schriften von Dr. Ologer, desgl. 3. C. Eisbein. Die Reform 
Fi —— ihre Berechtigung und vollkswirihſchaftliche Bedeutung, Danzig, 
afemann. 1876. 
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je für fi, wobei eine Minim al preisnormirung bie Gelbftloften mit Zujole 
zu decken hätte, auf eine größere Arbeitstheilung im Schlachtgewerbe Feng 
ſuchen. Es kann jo unſchwer erreicht werden, daß in den verfchiebenen Stat 
gegenden mehr tsleifchverfaufftellen und zwar theils für vermwöhnteren, theils fi 
gewöhnlicheren Bedarf entfiehen. Wenn der nothwendig in minimo zu erzielen 
Koften-Bergüitungspreiß für die befieren Fleiſch-Gattungen etwas häber, für ? 
fchlechteren etwas niedriger angenommen wirb, ift das Ziel einer nah de 
Wohlftande abgeftuften Confumtions-Abgabe erreicht. 

Ih kann mid) nur fiir folche rationelle Confumtions-Abgaben ausſprech 
und, jo Lange biefelben nicht beſtehen, rede ih der communalen Schlas 
teuer, wie fle jegt noch in einigen Städten, namentlihd auch m Brei 
beſteht, das Wort. Ich flimme in biefer Beziehung im Princip, wem au 
nicht nad; ben Motiven, mit Vertretern der ertremflen Freihandels-Par 
überein 1). Es zeigt ſich ſchon im ben Städten, welde die Schlachtſtener bab 
Kalten Haben, eine lebhafte Agitation für die fernere Fortechebung, ja ſogar 
freibändleriichen Berliner Zeitungen wird allen Ernſtes die Frage einer Birx 
einführung ber dortigen Schlachtſteuer ventilirt, die freilich ihrer Zeit mur te 
eine Stimme Majorität im Magiftrats- Collegium zu Valle gebracht worden i 
In der That find auch die erhofften Reſultate, nämlich eine merflidde Bern 
derung ber Preiſe, nicht eingetreten, und ift das Fleiſch in dem ſchlachtſteun 
pflichtigen Breslau nad wie vor billiger, als in dem davon Befreiten Bil— 

Auf welchen ganz anderen Wegen bie Beſtimmung ber Fleiſchpreiſe eric 
darüber möchte ich folgende Zahlen aus Breslau anführen, die überall in Ra 
pfennigen pro Pfund (— !/, Kilo) zu verftehen find. 


Rinde Kalbe Schweine⸗ Hammel⸗ Wlle Aci 








1. P re je fleiſch fleiſch ſieiſch fleiſch for 
Grod⸗ f ohne 42 39 48 45 44 
1873 | preis | mit \@stacitteuer $ 1A, 2 A 45, 
Detatlpreis 57 68 56 9 
Gro8- [ obne ”s 34 4 38 39 
1874 preis | | Salachtſtener 2 38 au 421, a8, 
Detatlpreis 70 60 62', 
Gro8= [ ohne 4 — 53 48 137 
1875 sliuer 45 31 324 571, 521, 51), 
Detailpreis 66 58 553, . 


II. Preis:-Beränderungen 
(Erhöhung + Serminberung —) 





Grosprei — 3 —5 — 3 
Ä Sri +5+8 +8 +0 + iR 












2) Dr. Alerander Meyer in eimer —— por der Bahlmänner- Berfammi.s; 
zu —* am 23. October 1876: „Ich verſtehe ſehr wohl, bag, man Aut: 
nimmt, die Schlachtftener abzuicaffen, bevor man für dieſen Ansfall eine andere 1% 
nahmequelle fich zu eröffnen vermag; desgl. Dr. Wolfgang Gras in einer ! 
orbneten-Wahlrede im November 1876 in Breslau. 
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IH. Brutto: 
d Schlachtgewinn. 
(Detailprei weniger Grospreis 1873 10/, 134, 151% 61% 101% 
mit Schladhtfieuer.) 1874 144, 19, 204, 171, 19 
1875 9%, 61, 81, 51/, 74, 


IV. Gewinn: 

Beränderung. 
Bon 1873 bis 1874 +4 +6 +5 +11 + 81, 
Bon 1874 bis 1875 — 5 —13 —2 —2 —111 


Man fieht aus diefen, auf den forgfältigften Preisbeftimmungen und Rech⸗ 
nmgen berubenten Zablen, daß trogbem die Grospreiſe zwiſchen den beiden 
erften Jahren fielen, die Detailpreife fliegen, und daß trotzdem bie Grospreiſe 
in den beiden letzten Jahren ſtiegen, die Detailpreiſe fielen, und zwar überall 
für alle Fleiſchgattungen ohne Ausnahme, nur mit der Modification, daß der 
Detailpreis des Rindfleiſches unverändert geblieben war, trotz Steigens der 
Grospreiſe. Welchen Einfluß ein ſolches Verhalten auf den Verdienſt der Schläch⸗ 
ter ausübt, fieht man in den beiden letten Bergleichungen. 

Diefe Erſcheinungen im legten Jahre haben nun nad näherer amtlicher 
Auskunft vermuthlich ihren Grund darin, daß einige Schläcter aus der Um⸗ 
gebung nicht Durch Einfuhr gefchlachteter, Tondern lebender Waare in die Stadt 
und durch Selbftverfauf nach ihren bisher gewohnten Grundſätzen in bie feft ges 
\hlofiene Coalition der Breslauer Schlächter eine Breſche gelegt haben, bie frei- 
li leicht durch Aufnahme der Angreifer in die Feſtung reparirt werden kann. 
Benn einige Aufflärungen über die Verhältnifle des Schladhtgewerbes, welche 
ich feiner Zeit in der hiefigen Tagesprefle veröffentlicht hatte!), mit zu dem in 
den beiden Testen Jahren eingetretenen Nefultate beigetragen haben follten, fo 
würden dieſelben ihren Zweck erreicht haben. 

Bei allen Mängeln, welche der jegigen Schlachtftener anfleben, und welde 
weientlich darin befteben, daß eine Vertheilung der Laft nah dem Wohlftande 
noch nicht genug — zum Theil ift eine ſolche allerdings ſchon jegt vorhanden — 
erreicht worden ift, dürfen doch auch ihre pofitiven Bortheile nicht verlannt werben. 
Diefelben beftehen hauptſächlich darin, daß die Städte durch den Stüdfag mit 
beſonders ſchwerem und gutem Vieh verforgt werden — was bei dem Mangel 
ſanitätspolizeilicher Controle fehr ins Gewicht fällt —, daß die Fremden, 
welde einer Stadt durch die Ausgaben für den Verkehr — für welche ber 
yreußiſche Gefegentwurf nur den Grundbeſitz heranziehen will — bie größten 
often verurfachen, dem entſprechend auch zu ben ſtädtiſchen Laften berangezogen 
werden, und daß dadurch eine übermäßige und wie wir gejeben haben, aud 
n Stanteinterefle nachtheilige Erhöhung der Einfommenftener vermieden werben 
ann. 

Endlich gewährt die Schladhtfteuer, wie faltiſch in Breslau, die Möglichkeit, 
auch andere indirecte Steuern zu erheben, deren Hinzutritt den erwähnten Haupt: 
Mangel jener Steuer, nämlich einer verhältnigmäßigen Ueberlaftung 





ı) „Schleftfhe Zeitung” vom 3. und 4. Auguft 1875, Nr. 355 und 357, zwei 
Artilei unter dem Titel: Fleiſchverbrauch, Fleiſchpreiſe und Fleiſchgewinn in Breslau‘. 
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der unteren Bolfsclaffen, nod mehr zu mildern geeignet if. < 

Steuern befteben bier no in Form einer Wild pretſtener, einer Star: ı 
eingeführten fremdem Bier, und — als damit eng zujemmah 
gend — eines communalen Zuſchlages zur kgl. Braumalzftener. 

Da nänlid die VBierfteuer nur ım Perbältnig zu dem Zuſchlage 
Braumalzſtener fteht, jo witrde bie mit dem Tortfall der Schlad: 
nothwendige Aufhebung der Bierftener die ftädtiichen Brauereien einer fer 
tbeiligen Concurrenz ſeitens der in der umnmittelbarften Nähe des Ai: 
gelegenen, aber nicht ſtädtiſchen Brauereien ausfegen, welche letzteren jr: 
nicht dem communalen Braumalzfteuerzuiclage, wohl aber der Birrftar 
worfen find. Die feinen Yurusbiere aus Baiern und dem nahen Böhme x 
den frei eingehen und damit, ſowie mit der Aufhebung der Wildftarr ; 
nur die wohlhabendften Claſſen treffenden Steuern verloren gehen. Cab ı 
jenigen, welde das gewöhnliche Bier heutzutage für eim nicht minder nei 
diges Nahrungsmittel anfehen, als das Fleiſch, werben das Beſtehen einer 
munalen Bierbefteuerung vielleicht nicht für ungerechtfertigt erflären fünnen. 
felbe fchlägt fogar zum Vortheile des einheimifchen Brauereigewerbes jdhi & 
ohne doch die allgemeine Confumtion zu benachtbeiligen. Die bedeuten 
mehrung der Einfuhr fremder Biere, wie fie hier beobachtet wird, dürfte ; 
höchſtens die Verfeinerung des Geſchmacks und die Zunahme von Veit 

tt anzeigen, nad Aufhebung der communalen Bierbefteuerung wird je r 
cheinlich noch ganz andere Dimenfionen annehmen und kann dann ber € 
mifchen Production ſehr gefährlich werden. 

Der preußische Gefeßentmurf macht in 8 6 den Fortbeſtand ober die dei 
rung indirecter Gemeindeabgaben von der Zuftunmung der Auffichtsbehir 
Hängig. Ausgenommen ift nur die Schlachtfteuer, worüber nad den 
vom 25. Mai 1873 die Berbältniffe folgendermaßen liegen. Da, m: 
Schlachtſteuer vom 1. Januar 1875 ab als Gemeinbefteuer frz 
ben worden if, haben vie betreffenden ftäbtiihen Behörden, fort i 
Minifter des Innern und der Finanzen damit anerfannt, daß (nah $ 2. ! 
„Die Lage des ſtädtiſchen Haushalts dieſen Beſchluß erforderte, um 1 
die örtlichen Verhältniſſe zur Ausführung deſſelben geeignet” waren. Til 
meindebefchlüffe — ebenfalls unter Genehmigung der genannten beiden Ki 
rin — bebürfen „von drei zu drei Jahren der Erneuerung Dergeftl, 3 
gegen den übereinftimmenden Beſchluß der ftädtifchen Vertretung und dei I 
giſtrats eine Forterhebung der Schlachtfieuer unzuläfjig if“. Das beit = 
anderen Worten: nur wenn beide ftädtifche Behörden je fiir fich die Zonrk.m 
vom 1. Januar 1878 ab beichließen, Tann diefelbe genehmigt werde, = 
wenn der Magiſtrat oder die Stabtverorbneten-Berfammlung ſich dazega = 
ſprechen, ift dieſelbe nothwendig gefallen. 

Die Veranlaſſung zu einer beſtimmten Stellung für die betheiligten 
meinden in dieſer Frage Liegt näher, als man dentt. “Denn da das Gurd 
in den meiften Städten, wie beim Staat, nicht mehr mit dem Kaldrd 
übereinftimmt, fondern vom 1. April des einen bis zum 31. Maärz des an 
Jahres reicht, müflen ſich die bevorſtehenden Etatsberathungen mit af ® 
erſte Vierteljahr 1878 erftreden, während deſſen bie Forterhebung der > 
fteuer nur unter den angegebenen Modalitäten zuläffig ift. 
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Mit diefen geſetzlichen Beſtimmungen über das indirecte communale Steuer: 
weſen fann ich midy nur einverftanden erflären. 


2. Directe. 


Indem ic nun zu den dDirecten Gemeindeabgaben übergebe, denen, 
bei aller Ausbildung eines communalen Beitragsfyftem® in ber geichilverten 
Veiſe und bei einer immer nur in mäßigen Grenzen zu baltenden Conſumtions⸗ 
beſteuerung, jedeniall$ das Hauptgewicht in dem Gemeinde-Abgabenfyften ver: 
kleibt, ſcheiden, nach 8 6 des preußiſchen Gefegentwurfs, zunädft diejenigen 
ans, weldhe nicht in Zufchlägen zur Einkommen⸗, Grund- und Gebäude-, fowie 
sur Gewerbefteuer erhoben werben follen. Diefelben bedürfen, wie auch die be- 
ienderen indirecten Gemeindeabgaben zur Beibehaltung überhaupt der Zuſtim⸗ 
mung der Aufſichtsbehörden, zu einer Abänderung der Veranlagungsgrundſätze 
der Genehmigung des Oberpräfidenten, und zur Erhöhung der Säge der Ge: 
nehmigung der Minifter des Innern und der Finanzen. Neue Abgaben dieſer 
Art lönnen nur ausnahmsweiſe unter ſtets widerruflier Genehmigung diefer 
kiden Reffortminifter eingeführt werden. Hiermit ift eine geringe Conceffion 
für da8 Beſtehende gemacht, während einer individuellen Entwidlung des ſtädti— 
\hen Steuerweſens für Die Zukunft ein viel zu kräftiger Riegel vorgefchoben ift. 
Ta nun jede befondere, auf das Einkommen gelegte commumale Steuer unzu⸗ 
läſſig ſein ſoll, directe communale Gewerbefteuern überhaupt nicht eriftiren, fo 
handelt e8 ſich hier hauptſächlich um befondere Befteuerungen des Gruntbefiges 
und der Miethe. 

Eine befondere Miethsftener ſchließt ſich unmittelbar an das 
Confumtionsfteuerfuftem an, denn es wird dadurch ein ebenfo nothwendiges 
Lebensbedürfniß, wie Nahrung, Licht und Wafler, nämlich die Wohnung be: 
feuert. Es dürfte eine mülfige Frage fein, zu unterfuchen, ob die Wohnungs: 
inbaber, won welchen diefe Steuer direct erhoben wird, dieſelbe auch Definitiv 
fragen, oder ob die Grundbefiter Davon betroffen werden, weil Diele Die Wohnungen, 
wenn die Steuer nicht beftände, um deren Betrag theurer vermiethen könnten, 
oder ob endlich, wenigſtens in Beziehung auf die geichäftlichen Locale, eine Ab⸗ 
wälzung auf die Confumenten ftattfindet. Ich verhalte mih in Beziehung auf 
die Abwälzungstheorie etwas fteptiih, Da ich der Anficht bin, daß Die Preis: 
Conjuncturen in diefem bellum omnium contra omnes eine fo gewaltige Macht 
darſtellen, daß die Möglichkeit der Abwälzung Hauptfä lid davon abhängt. In 
guten Zeiten, wo die Miethen fleigen und der Zinsfuß finft, ift der Grund: 
beſitzer im Vortheil, und in ſchlechten Zeiten, wo das Umgekehrte der Fall iſt — 
wie z. B augenblicklich in allen Großſtädten — können die Miethen auch unter den 
Herflellungspreis ſinken, und iſt die Capitalbeſchaffung fo erſchwert, daß mög⸗ 
licher weiſe der Grundbeſitzer auch die Einkommenſteuer der Capitaliften zu 
tragen hat. 

Ich kann daher nur Davon ausgeben, daß fämmtl.he Wohnungsinhaber, 
alſo auch die Grundbefiger, für ihr allerdings gemöhnlich ſehr ſtarkes Woh— 
nungsbedürfniß die Mierhöftener tragen. Nun ift ſchon wiederholt für größere 
und Mleinere Städte der unwiderleglihe Beweis geliefert worden, daß die Diicthe 
zum Einkommen in einem umgefehrten Verhältniß fteht. Je niedriger das Ein- 
lommen, einen um fo höheren Procentfa nimmt davon die Miethe in Aniprud,, 
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je höher daſſelbe ift, um fo geringer ıft der Autheil der Dliethe!). Eine 
welche alſo einen gleichen Procentſatz aller Miethen erhebt, wirkt wie eme ı 
gelehrt progreffive Einkommenfteuer. Eine ſolche Steuer iſt namentlich 
Berliner Miethöftener, die auch feineswegs im Anſchluß an die Miethezahlw 
fondern in Verbindung mit den übrigen directen Steuern, alſo in einer Eur 
mit der Einfommenfteuer an den gemöhnlichen Hebeterminen gezahlt wird. i 
Miethöftener ift bekanntlich die ältere Steuer in Berlin, die hinzutretende i. 
ſidiäre Communal-Eintommenfteuer bafirte ausgefprochenermaßen, wenn az 
Kriterien nicht vorlagen, auch auf der gezahlten Wohnungsmiethe, und tie 
Staatd-, Claſſen⸗ und Einfommenfteuer fann, wenn fie aud diefe Cru 
nicht zugiebt, derſelben in Grofftäbten ebenfalls nicht entbehren. Ja die & 
mulare für die Erhebung des Perfonenftandes bei der Claffenfteuer-Einidiz 
enthalten in Berlin und Breslau die Trage nad der Höhe der jührl: 
Miethszahlung. Und allerdings geftattet die letztere aud, wie wir geſehen bi 
nach den erwähnten ftatiftifchen Unterſuchungen einen directen, wenn audı ı 
ſchiedenen Schluß auf die Einfommensverhältniffe. Man könnte daher = 
Darauf verfallen, durch progreffive Geftaltung dev Miethöfteuerjäge mn Wall 
feit Das Einkommen zu befteuern. Dan würde dabei allerdings den Ber! 
eines ganz ficheren Steuerobjectd haben, was bei der Einfommenfteuer Eeis: 
lich durchaus nit der Fall if. Doc erfläre ih mich gegen eine ſolche 
ftaltung der Miethöfteuer, und zwar ſowohl gegen eine Reformirung dere 
in diefem Sinne da, mo eine Miethöfteuer überhaupt befteht, als aub x 
die Neueinführung in irgend einer Form da, wo fie noch nicht vorhande 
Nur die alte Wahrheit, daß eine beftehbende ſchlechte Steuer immer 
beſſer ıft, al8 eine neue gute, fann für bie Erhaltung der Berliner Pix 
fteuer fprechen. Ich meine principiell, daß, was die Miethöfteuer vom Chz: 
der Einkommenſteuer bat, mit biefer verbunden werden, und mas fie von \ 
rafter der Grund- und Gebäubefteuer bat, vom Grundbefiger direct ge: 
werben follte. In großen Städten zwei ganz getrennte Perfonalfteuern, : 
von der ganzen Bevölkerung getragene directe Steuern zu erheben, ift irratı:ı 
und hebt eine normale Entwidlung der Einfommenftener auf. Die IK: 
fteuer in der Form, wie fie in Berlin erhoben wird, verwirrt und ver: 
die Belaftungsverhältniffe der birecten Beſteuerung, und gewährt fein U— 
über bie Nichtigkeit und Zweckmäßigkeit der ZTarifirung ber Einfomnar 
Bon den fonft nach dem preußifchen Gefegentwurf noch zuläffigen feier“ 
direeten Gemeindeabgaben kommt hauptſächlich eine befondere Form ber % 
fteuer in Betracht, wie fie namentlich wieder in Berlin die Hausſteuer! 
1, Cfr. für Berlin: Dr. H. Schwabe. Das Verhältniß von Mietbe und Einte 
in B. im IL Jahrgang des ftäbtifhen Jahrbuchs; 
besgl. Dr. E. Bruch. Weber die Haus- und Miethsſteuer in B. im IL .: 
ang beffelben Wertes; _ 
für Leipzig: E. Haſſe. Das Verhältniß zwifchen Wohnungsmiethe urd 
fommen in X. im Heft III und IV ver Zeitſchrift des Kal KR 
ftatitifhen Büreaus; 
für Samburg: I. C. F. Neßmann. Das Verhältniß der Miethen ı€ " 
Einkommen in 9. Heft I und VII der Statiſtik des hawbuts 


Staats; 
endlich verſchiedene Aufſätze von Profeſſor Dr. E. Labepyres 
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welche nach dem Miethsertrage ſämmtlicher Grundftüde in dem ver Beſteuerung 
vorhergehenden Sabre in einem beftimmten gleichen Procentfate erhoben wird. 
Dietfke unterfcheidet ſich demnach von der Stants-Gebäubefteuer weſentlich durch 
ihre jährlich wechſelnde Grimblage, da bekanntlich die Gebäubefteuer vom Sabre 
1865 ab nach einem zebmjährigen Durchichnitts - Miethöertrage der Jahre 
1853 bis 1863, unter Vorbehalt einer in fünfzehnjährigen Perioden, alfo zum 
erften Male im Jahr 1880, wiederkehrenden Reoifion von den Grundbbefigern 
zu zahlen iſt. Die Gebäubefteuer hat alfo, analog der Grundfteuer, deren 
Ergänzung fie bildet, einen feften ftabilen Charakter, fie fol eine Art Reallaft 
bilden, und entfpridt in diefer Form allerdings dem Staatsintereffe, welches 
eine durchaus verjchtedene fleuerliche Behandlung des ſtädtiſchen und landwirth⸗ 
ſchaftlichen Befiges verbietet. Für das communale Intereffe, namentlich ber 
großen Stäbte, ericheint mir aber eine derartige veallaftartige Beſteuerung des 
Grundbeſitzes gänzlich ungeeignet. Wenn ich mich auch in ben vorhergehenden 
Ausführungen gegen eine belondere Heranziehung des geſammten Grundbefiges 
für ſog. Verkehrsanlagen ausgefprodhen habe, jo hängt doch naturgemäß das 
Gedeihen des ftäptifhen Grundbeſitzes jo eng mit dem zeitigen Wohl und Wehe 
ner Stadt zufammen, daß ver fofortige Einfluß der natürlichen ſtädtiſchen 
Entwicklung und der befonderen communalen Politit auf die Miethserträge von 
einer communalen Befteuerung der Großſtädte nicht außer Acht gelafien werben _ 
follte. Weber die Steigerung der ftäbtifchen Miethen Tiegen hauptfächlich von 
Berlin interefiante Nachrichten !) vor, die wir bier zum Belege unjerer Aus- 
führungen tbeilmeife wiedergeben müſſen. 
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Durchſchnittlicher qh 
Beptder ine | Wieihomeig 
Jahr. vorhandenen einer einzelnen ift gegen das 
derſelben. he 
Wohnungen. Wohnung. gefiegen m 
Anfangs Thlr. Prozent. 
1831?) 51794 4405240 85 
1840 59108 559850 
1841 60714 5939539 97 
1842 63551 6316032 99 
1843 65939 6557451 99 
1844 68342 6847199 100 
1845 70573 7107031 100 | 
1846 172478 1382895 101 
1847 74287 7701548 1083 | 
1848 16238 1979181 104 | 
1849 78449 1933205 101 
1850 79910 17879892 98 
1851 80820 7954130 98 
1852 81339 8163502 100 
1853 81970 8396927 102 | 2 
1854 83220 8849897 106 4 
1855 84909 9292763 109 | 4 
1856 85474 9522260 111 | 2 
) Cfr. Dr. Ernft Bruch. Wohnungsnoth und Hülfe im VI. Jahrgang bes 


Berliner fäbtifhen Jahrbuchs. Seite 22. 
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Sefammt. Durfchnittficer  Tmittlike 

Zahl ber gRiethöner! 

Jahr. vorhandenen MNietbowerth einer Anpelnen if gegen di 
Bohnungen. erſelben. Wohnung. Borjaht 

gefttegen w 





Anfangs 






Thlr. 























87027 10030950 ny 
1858 89223 10832434 mı |1ı2 | 3 52 
1559 91234 11549522 mia| 2 4 
1860 95576 12353057 2 | | 4 181 
1861 99728 12985209 10|6| 2 1,8 
1862 11348 14621308 m lıo.lı 0,6 
1863 120549 15893504 311 |13| 7 18 
1864 129193 17549928 3513| 3 3,05 
1865 138356 19116021 1381419 19 
1866 146081 20708899 mı'2 ı 2,58 
1867 153433 21750142 a !'2 | 6 ri 
1868 151740 22642188 2 lır | 5 06 
1869 165057 23718506 145 113 | 3 10 
1870 166144 249884150 150 ; 12 1 32 
1871 1685 11 26972196 | 10 ı 1 I — 6, 
1872 173003 29619261 ııı6| 3 62 

Marl. Matt. , Bi. I 
18739) 176276 109.469.606 609 67 181 
1874 184583 : 132.475.854 7127 70 112 
1875 199902 150.552.242 156 47 5,0 
18:6 | 219910 162.462.080 738 a | u 


Im Laufe des Jahres 1875 ift alfo in Berlin zum erften Male und ı 
Yahre 1876 vorausfichtlich noch flärker, feit den unmittelbar auf die Erik. 
terungen des Jahres 1848 folgenden Jahren der Umftand eingetreten, di: 
Durchſchnittsmiethe gegen das Vorjahr gefunten iſt. &if? 
eine natürliche Reaction gegen die übermäßigen Steigerungen ber beiden Y: 
1873 und 1874, bei denen man allerdingd nicht vergeffen darf, daß de 
diefen Jahren neu bergeftellten Wohnungen faft ausſchließlich theuere : 
Wohnungen ‘waren, weshalb der Durchſchnittspreis auch ohne Steigerum 
alten Miethen nothwendig fleigen mußte. Wenn man aber auch viele Zi: 
ihren Folgen als eine Ausnahmeperiode anjehen will, jo zeigt doch ein ge 
Berfolgen der nach durchaus gleihmäßigen Grundſätzen berechneten Mietbirit 
daß die behauptete gleihmäßige Steigerung des ſtädtiſchen Grundwerths, Tel: © 
der Reichshauptſtadt, welche von der politiichen Entwidlung ſeit dem Artııı 
der fechziger Jahre vorzugsweiſe profitiren mußte, keineswegs vorhanden ift. 21 
ſchwere Krifis des Grundbeſitzers im Jahre 1867 zeigt fich auch hier Km 
und eine ſolche läßt fich für die nächſte Zukunft aus den Zahlen des Jur4 
1876 in Verbindung mit anderweitigen Wahrnehmungen unſchwer propbaaht 
Tie Hebungen in der Curve überwiegen freilid die Senfungen, und ſo fi # 
allerdings ın Städten mit lebhafter Entwidlung für die Stants- reſp. SU 


— 













1) Berichte der Servis- und Einquartiernngsbepntation iu ben MagiſtrattVerrc 
tungsberichten pro 1874 und 1875. 
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faile nachtheiliger,, wenn bie Realſteuer nad) den Berhältniffen eines langen zu= 
rüdliegenden Zitraums und nach noch längeren Reviſionsperioden erhoben wird. 

Dies tritt zur Evidenz in den Erträgen ber Staatsgebäude- und ber com⸗ 
munalen Hausſteuer in Berlin bervor, die wir nady dem vorliegenden Materiale 


vergleichen wollen :*) 





Gebändefteuer | Hausfteuer Die Hansfteuer bildet 
Thlr. Thlr. Procente der Gebäubefteuer 
1865| 504216 405296 | 80,3 
a | 2a 522762 435468 | 83,3 
1867| 533872 460451 86,3 
1868) 582809 ATTTTa 81,9 
1869| 639997 505531 | ® 78,9 
1870| 677532 | 529833 78,2 
1871| 699174 | 567172 81,1 
1872| 720740 | 616568 85,5 
1873 2) me Bi. — 
200,8378.00 ı 
1874 3) 263,4137.95 — 
1875 2) 307,6493.91 — 


Die Erhöhung der Gebäudeſteuer in 8 Jahren hat alſo 44,3 00, die ber 
Hausſteuer 57,1%, betragen, alſo mehr 7,2 %/,, womit der Werth der Mieths- 
erhöhumgen einen Ausdruck findet. Das Steigen und Fallen des Verhältniſſes 
beider Steuerarten zu einander ſtimmt faft genau mit dem Steigen und Fallen 
der obigen Durchſchnittsmiethswerthe überein. Da die bedeutenden Steigerungen 
dieſes Verhältniſſes für Die Jahre 1873 und 1874 wegen Fehlens der Stantögebäube- 
ſteuerziffern leider nicht mit in die Berechnung gezogen werden konnten, fo kann man 
nur auß ben Etgebniſſen der früheren Jahre den. allerding® ziemlich ficheren 
Schluß ziehen, daß das Verhältniß der Haus- zur Gebäupeftener noch weitere 
Fortſchritte gemacht haben muß, daß beide Steuern jett vielleicht ſich ſchon ge⸗ 
genfeitig das Gleichgewicht halten, wenn nicht ſchon gar die Hausſteuer bie br 
dändeftener überholt bat. Und doch wird die Haußfteuer nur zu 2%), %/, des 
Riethsertrages erhoben, während der Procentfag der Gebäubefteuer für Wohnungs- 
räume 4 °/,, für geichäftliche Localitäten 2 0%. if. Letzterer geringerer Er: 
hebungſatz Fällt übrigens nur jehr wenig ind Gewicht, wie eine Berechnung °) zeigt, 
wonah in den Jahren 1865 bi8 1868 von dem oben au fgefübrten Gebäude⸗ 
Reuer-Exträgen bie zu 2 °/, veranlagten Gebäude nur 21.000 bis 26.000 Thlr. 


aufgebracht haben. 


I) cfr. „Statifiil von Berlin” im fäbtifchen Jahrbuch III. Jahrgang S. 309 u. 311, 
und VII. Jahrgang ©. 145—147. 
2) Leider find bie Angaben über bie ftaatlichen Zrenerertrůge ſeit 1873 in den 
nasifiichen Publikationen Über Berlin nicht veröffentlicht. 
Brud. Ueber die Haus⸗ und Miethöftener im III. Jahrgang des 
Rübtifehen Jahrbuchs N. 4. 
Schriften XD. — Communalſteuer. 4 
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Diefe Ausführungen zeigen ferner, daß ein Zuſchlag zur Gebäudefteuer, 

wenn er: nur die Hausſteuer erjegen follte, jeßt an 100 °/, erreichen müßte mit 
eventuellen weiteren Zufchlägen für „Verkehrsanlagen“ alfo mehr), fo dag ſchon 
lediglich die Aufrechterhaltung des jetzigen Betrages der Realſteuern in Berl 
(vergl. 8 5 des pr. Gefegentwurfes) eine bejondere Genehmigung der Auf: 
fihtsbehörben für jedes Jahr erfordern müßte, was mir fehr überflüffig zu 
ein ſcheint. ' 
Ei nun ferner befondere Einkommenſteuern überhaupt verboten, alſo Yu: 
ſchläge zur Klaſſen- und Eintommenfteuer nothwendig find, dieſe aber nur ın Ber- 
bindung mit Zufchlägen zur Gebäubeftener erhoben werben dürfen, Zuſchläge 
zur Gewerbefteuer aber keinenfalls die Höhe der Gebäudeſteuer-Zuſchläge übertreffen 
ſollen, fo folgt daraus, daß diejenigen Städte, welche feine Gebäudeſteuer-Zuſchläge, 
ſondern befondere Hausſteuern haben und dieſelben erhalten, oder auch neu ein: 
führen wollen, nachdem fie „ausnahmsweiſe“ die erforberlihe Genehmigung ber 
Aufſichtsbehörden erreicht Haben, doch wieder infofern benachtheiligt werben, als fie 
dann Zufchläge zur Gewerbefteuer nicht erheben dürfen. Hterin liegt ein indirecter 
Zwang für alle Städte,-auf ſolche Hausfteuern zu verzichten, was ich entjchieden 
bedauere. | 

Eine folhe Uniformirung, welde für Heine Städte zweckmäßig fein mag, 
würde in großen Städten mit bisher bewährter eigener Steuerorganilation ſehr ſchwer 
empfunden werben, weil bier irgend ein anderer Grund für Die Uniform, al 
eben das Gefallen an ibr felbft, faum vorgebracht werden fann. Ich kann nach 
allem Ungeführten für große Städte nur die Erhebung von „Hausſteuern“ 
empfehlen, melde — neben ihren höheren Erträgen — in guten Seiten dem 
Grundbeſitzer die Bezahlung leicht machen, weil die Miethen fteigen, welche aud 
für den Miether günftig, als eine Art von Schug gegen übermäßige Steigerungen 
wirken (nad) welcher Seite die Haußftener übrigens. noch einer bejonderen Aus 
bildung durchaus fähig ift), und welche endlich in fchlechten Zeiten, wenn die 
Miethen fallen und die Wohnungen leer ftehen, mit ihrem nothwendigen Sinten 
nur den Yorberungen der Gerechtigkeit ent|prechen. 

In Heineren Gemeinden nehmen alle dieſe Verhältniſſe eine ganz andere 
und viel mildere Geftalt an; von Miethöfteigerungen ift überhaupt gewöhnlich 
feine Rebe, die Miethe jelbft ift wegen ihrer relativen Niedrigkeit ein auch ver- 
hältnißmäßig viel weniger in's Gewicht fallendes Beſteuerungsobject. Alſo hier 
iſt es vollkommen angemeſſen, die communale Realſteuer nur unter der Form 
von Staatöfteuerzufchlägen zuzulaſſen und jedenfalls ein anerkennenswerther Fort: 
jchritt, daß fortan auch Einfommenfteuer-Zufchläge nicht ohne Gebäubefteuer: 
Zuſchläge geftattet find. Alſo auch in diefer Beziehung ift der Eingangs ftatuir: 
Unteriehteb der großen Verkehrs⸗Centren und Heiner Städte von praftifcher De 
eutung. 

Ich habe hier noch einige Bemerkungen über die vielfach, auch in Petitionen 
von Stadtverwaltungen dringend ausgeſprochene Forderung zu machen, die 
ſtaatliche Grund- und Gebäudeſteuer ganz den Communen zu 
überlaſſen. Wie wenig der Staat daran denkt, zeigt der citirte Gejegent: 
wurf; ich bin auch der Anficht, daß der Staat darauf nicht eingehen kann und 
darf. Einmal giebt e8 glüdlicherweife noch einige Communen, die mit biefem 
Geſchenke Nichts anzufangen wiſſen würden, weil ihre Bebürfniffe nicht häber 
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find, und die daher, um ſich daffelbe nicht entgehen zu laſſen, zu nicht noth- 
wendigen Ausgaben verleitet werden könnten. 

Dann wird der Staat fehwerlich geneigt fein, die Einſchätzung und Fort: 
ſchreibung lediglich communalſteuerpflichtiger Steuerobjecte in der bisherigen Weife 
fortzuführen, die fpecielle Anwendung der fteuerlichen Grundfäge würde baber 
auf die einzelnen Gemeinden übergeben, in benen, je Meiner fie find, um fo 
mehr Gefahren für Mißbräuche vorliegen. Eine einheitlich, nach großen Grund: 
fügen durchgeführte Befteuerung des Grund und Bodens des gefammten Staats 
ift die wefentlichfte Grundlage jeder ftaatlichen Steuerpolitil. Die Grundfteuer 
in der verſchiedenſten Form war die ältefte Staatöftener und follte bekanntlich 
nach der phufiofratiichen Lehre die einzige fein. Das ganze jpätere Einfommen- 
und Erwerbfteuer-Spften beruht in feiner tieferen Grundlage auf der Tendenz, 
die Einfeitigfeiten Der Grundſteuer auszugleichen. Mit der Aufhebung ber 
en als Staatsſteuer würden daher die übrigen Staatsſteuern in der Luft 
chweben. 

Biel ausſichtsreicher, als die verlangte Unterſtützung der Gemeinden durch 
die Gebäubdefteuer, ft deren Ueberweifung an die Provinzen. Das 
finanzielle Moment, welches den Communen gegenüber dahın geltend gemacht 
werden fann, daß den Staate fein Aequivalent für die Ueberweiſung geboten wird, 
wiirde den Provinzen gegenüber fortfallen, da diefe für den Bau und die Un 
terhaltung won Chauffeen, alſo für die allgemeinften und dem ganzen Grundbefig 
zu Gute kommenden Berkehrsanlagen dauernde Renten, rejp. Capitalſummen 
aus ftantlichen Fonds erhalten haben, welche dem Staate als Gegengabe zuritd- 
gewährt werden fünnten. Es würde dann ganz angemefjen fein, wenn eventuelle 
Ueberichüffe für andere provinziale Zwecke verwendet und eventuelle Fehlbeträge 
durch Zufchläge zu diefer normalen Ziffer aufgebracht würden. Hier wäre auch 
die Verbindung der großftädtiichen mit den provinzialen Intereſſen, worauf im 
Eingange hingewieſen worden ift, gegeben. 

Jedenfalls iſt e8 gerathen, wenn die Communen ſich nicht Hoffnungen 
bingeben, die höchſt wahrjcheinlich feine Ausfiht auf Realifirung haben. Freilich 
find die Klagen der Communen durchaus berechtigt, welche dahin gehen, daß 
der Staat eine Reihe von eigentlihen Staatögefchäften auf die Communen über- 
trägt, ohne benfelben eine entſprechende Einnahmequelle zu eröffnen. 1) Dieſer 
Umftand dürfte freilich zur Ueberweifung der Gebäubefteuer feinen genügenden 
Grund abgeben, wohl aber dafür, daß den Communen eine größere Selbftändig- 
tat in den Mitteln und Wegen gewährt werde, fi die neuen nothwendigen 
Einnahmequellen zu verichaffen. 

Bon fonftigen befonderen directen Gemeindefteuern ift noch die Hunde: 
fteuer zu erwähnen, gegen deren Erhebung zwar vom Standpunkte der „ver 
evelnden und bildenden Liebe“ des Menfchen zum Vieh Einwendungen erhoben 
werben, mit denen ich mich aber vom finanziellen und hygieniſchen Standpunkt 
nicht einverftanden erklären kann. | 

Die Zufhläge zur Klaffen- und Einfommenfteuer endlich follen 
nad den pr. Gefeßentwurfe fünftig nur nad den Sägen ber Staat$- 





1) cfr. die Rebe des Bürgermeifter Brecht in Quedlinburg, abgebrudt in der beut- 
ſchen Gemeindezeitung Iahrgang 1876. 
4* 
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ſteuer erhoben werden. Nur die erſte und zweite Stufe der Klaſſenfiener 
fönnen (na $ 3) von der Heranziehung zu ben Gemeindeabgaben über: 
haupt und zu den Abgaben für Berfehröanlagen im Befoudern ganz frei ge 
laflen ober dazu mit einem geringeren Procentfage als die übrigen Stufen der 
Klaſſen⸗ und Haffifizirten Einfommenfteuer herangezogen werben. 

Ich kann diefen, in den Motiven näher dargelegten Grundſätzen nur inje 
weit beiftimmen, al8 ich auch „Gemeinde-Einkommenfteuern, weldye von anderer 
Einſchätzungs⸗ und Beranlagungs-Grundfägen, als die Staatöfteuer, ausgehen, für 
unzuläffig“ halte. Wenn aber die Motive auch jede Abweichung von tem 
Tarif und der Skala der Staatöfteuer nicht für zweckmäßig erflären, fo geht var 
ter Gefegentwurf meines Erachtens zu weit. Die einzige Begründung für ti: 
——— der kommunalen Selbftverwaltung beſteht in folgenden Aus: 
führungen: 


„Die Abftufung des Einfommens und der Steuerfäge in den Tarifen ber beiden 
genannten Staatsfteuern beruht auf jorgiältigen, in dem Syftem und Weſen ber ler 
teren begränbeten Erwägungen, welche ın allen Fällen, wo die Bertheilung von Er 
meindeabgaben nad den Srunbfägen jener Steuern flattfinden ſoll, gleihmähkt 
Geltung behalten. Abänderungen des Verhältniſſes der einzelnen -Tariffüge ;c 
einander und zu ben bezüglichen Einfommenftufen können buch Iofale Eigenthünl:- 
feiten biefer ober jener Gemeinde nicht füglich gerechtfertigt werden. Chenfomwenig far: 
die Erhebung von Kommımal-Eintommenfteuern nad ſolchen Tarifen für zulälig c 
achtet werben, deren Steuerfäte gegen diejenigen ber genannten Stantöftenern ſurt: 
anfleigen. Der früber zur Re tfertigung folder progreffiven Kommunal-Einlonme 
ſteurn angeführte Grund, daß biejelben zur Schonung der unteren Bevöllernugsiir 
gereichtern, bat feit ber durch das Gefek vom 25. Mai 1873 erfolgten Einführung N: 
neuen Klaffenfteuertarif®, durch welchen biefer Anforderung in ausreichenden N: 
Rechnung getragen wirb, feine Bebentung verloren, und treten jetst bie gegen beram:: 
Progreifioftenern obwaltenden prinzipiellen Bebenten ausichlieglich in ben Vordergrurt 
Behufs Herbeiführung einer ber Leiſtungsfähigkeit der verfchiedenen Einwohnerklaft 
entiprechenden Bertheilung der Steuerlaft handelt 8 fih zur Zeit im Wefenili 
nur darım, das Einkommen berfelben, namentlih aud in den höheren Stuie 
richtig zu veranlagen, ein Biel, zu befien GErreihung die Gemeinden ſelbſt burd ©: 
fällıng „amen in diefer Beziehung obliegenden Pflichten wejentlich beizutragen 

age find.” 


Diefelbe Selbftgefälligkeit und Selbtverftänplichfeit in der Beurtheilung X: 
ſtaatlichen Leiftungen auf fteuerlihem Gebiete war ſchon in einem Reſcripte de 
Minifter des Innern und ber Finanzen vom 20. Auguft 1874 andgejproke- 
Schon damals war gejagt worden, „daß der Nachweis ſocialer Eigenthüml.t 
feiten zur Rechtfertigung abweichender Skalen der Berfonalfteuem in übe 
gender Weile faum jemals zu führen fein dürfte‘. 1) Trotzdem ſahen ſich dieſelbe 
Minifter ſchon ein Jahr darauf veranlaft, eine welentliche Abweichung dir 
felben „unverbeſſerlichen“ Tarifs zu verlangen, welde auch durch das Che 
vom 25. Mai 1875 dahin fanctionirt wurde, daß die 3. und 4. Claffenfteur 
ftufe nicht mehr, wie früher, 12 und 15, ſondern beziehungsweife 9 und 12 Mar: 
zu zahlen Hatten. Der Tarif der Claffenfteuer geftaltet ſich nunmehr felge: 
dermaßen: 


1) Deutſche Gemeinde-Zeitung, Jahrg. 1875. 
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„ 1350 | 150 | 18 
„ 1500 | 150 | 24 
„ 1650 | 150 | 30 |(10) 
„ 1800 | 150 | 36 |(12)| 2,18 | 2,00 | 0,18 
„ 2100 | 300 | 42 |(14)| 2,33 | 2,00 | 0,33 
„ 2400 | 300 | 48 n) 2,29 | 2,00 | 0,29 


1,78 1,60 | 0,18 


} 1,50 | 1,33 | 0,17 
2,00 | 1,82 | 0,18 


2700 | 300 | 60 |(20)| 2,50 | 2,22 | 0,28 
„ 3000 | 300 | 72 |(24)| 2,67 | 2,40 | 0,27 


Mit diefem Muftertarif feinen mir zum Theil der Bequemlichkeit der Ein- 
(hägungs- Commiffionen zu weite Conceſſionen gemacht zu fein. Wenn das 
Einfommensprincip aud in der Claſſenſteuer lediglich gelten fol, fo fehe ih 
vom communalen Standpunkte aus z. ®. feinen genligenden Grund, die Grenzen 
der beiden erften Stufen um je 80 Thaler, die der nächft folgenden nur um 
50 Thaler fleigen zu laffen. Das frühere Breslauer Eintommenfteuer-Regulatio 
hatte in den unterften Claſſen auch gleichmäßig um 50 Thaler auffteigende 
Steuergrenzen und bat ſich ſehr wohl dabei befunden. Wenn nun das Staate- 
ſteuerſchema als ein allgemeiner, für Stabt und Land gleichmäßig gültiger 
Durchſchnittsſatz anzufehen ift, innerhalb deſſen Iocale Eigenthiimlichteiten ſich 
ausgleichen follen, foltte man die Communen nicht befchränten, folden auf ihrem 
eigenen Gebiete gerecht zu merben. Die Einfhiebung von Zwiſchen⸗ 
Rufen wird fih auch in den höheren Claſſen tbeilmeife empfehlen, um z. 8. 
das gänzlich ungerechtfertigte Sinten der Marimalbelaftung des Einkommens 
von der 9. zur 10. Stufe zu befeitigen. 

Wie man ferner, nachdem das Decimalfpftem im Münzfuß herrſchend 
geworben ift, noch obigen Steuertarif als unabänderlich bezeichnen kann, ift nicht 
abzufehen. Wenn es flaatlihe Pflicht if, die Gewöhnung an den alten Thaler, 
der bald ganz aus dem Verfehre verſchwinden wird, nicht künſtlich aufrecht zu 
erhalten, jo follte zuerft und namentlich das Steuerſyſtem den neuen Anfor: 
derungen gerecht zu werben ſuchen. Die oben gemachte Angabe der Steuerfäge nach 
dem alten Munzfuße zeigt aber, daß die neue Steuer lediglich auf dem alten Munz⸗ 
fuß baſirt. Das nad dem Preußiſchen michtigfte Deutiche Staats-Einkommen- 
feuer: Gefeg, nämlich das Könige. Sächſiſche, fteht wenigftens in den unteren Stufen 
voll und ganz auf dem Boden des neuen Munzfußes, wie folgender Tarif 
beweiſt : 








3) Zeitfhrift des Könige. Sächſiſchen ſtatiſtiſchen Büreaus, Jahrgang 1875. Heft III 
und IV. ©. 181. 
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Der einfache | Bei zehn⸗ Brocentale 
Steuerfag |  maliger 
beträgt Erhebung —— 





Grenzen 
des Einkommens 









1 bis zu 500 — | 10 1 | — ? 

2 über 500 bis 650?) | — 115 1 | 50 0,30 

3 „ 650 „ — 125 2 | 50 0,38 

4 „ 80, 50 — | 4 - 0,50 

5 „ 950 „ 1100 — | 60 6 — 0,63 

6 „ 1100 ,„ 1250 — 885 8 ı 50, 0,77 

7 „ 1250 „ 1400: 1 :10| 11 | — 0,39 

8 „ 1400 „ 1600 :; 1140) 14 | — 1,00 

9 „ 1600 ,„ 1900 1,701 17|1—, 1,06 

10 „ 1900 -, 2200 2,15 | 21 | 50, 1,13 
11 „2200 „ 2500 2 ı 701 27| — 1,23 

12 2300, 2800 3 25 32 50 18% 

13 2800 „ 3300 3,85 | 38 | 50 1,38 

14 „ 3300 „ 3800 4|90| 4 — | 1.48 
15 „ 3800 „ 4300 | 6 | 10) 61 — | 1,61 

16 |  „ 4300 „ 4800 | 7140| 74 —: 1,72 

17 „ 4800 „ 540 ı 8 70 87 — | 1,81 

18 „ 5400 „ 6300 10 | 45 | 104 | 50 Ä 1,94 
19 „ 6300 „ 7200 ı13 140 |134 | — 2,12 

20 „ 7200 „ 8400 16 ' 40 | 164 | — 2,28 
21 „ 8400 ,„ 9600 20 — 200 — |. 2320 
22 „ 9600. „10800 24 | — [2490 | — 2,50 | 


Man fieht Hieraus, daR die Progreſſion oder der Procentfag der Belsiux 
allein die Steuerfäge dictirt bat, während der preußiſche Tarif zuerft die ur 
je 161, 2, 3, 4 Thaler), dann umje 2 (6, 8, 10, 12, 14, 16 Thaler), tur: 
um je 4 (20, 24 Thaler) anfteigenden und fodann mit 6 Thaler im bie claltı: 
fieirten Einkommenſteuerſätze übergehenden Claffenfteuerfäge gebildet Bat, werai: 
dann Die Grenzen und die procentale Belaftung ſich ergeben haben. Die N: 
quemlichkeit der Erhebung kann bierfür um fo weniger maßgebend fein, aldi 
Glaffenftener contingentirt ıft und demnach die vollen Sätze gewöhnlich nid 
erhoben zu werden brauchen. Eine rationellere Tarifirung al8 dieſe preufik 
ſcheint mir alfo für die individuellen Verhältniffe der großen Städte nicht ars 
geichloffen. | 

Man fieht aber auch weitere mejentliche Unterfchiede zwifchen dem pr 
ßiſchen und ſächſiſchen Zarif, bei deren Abwägung wir und gleichfalls r 
Sunften des ſächſiſchen ausſprechen müflen. Dies ift namentlih die Frei 
Laffung des Minimums bis zu 420 Mark in Preußen, mährend dr 
unterfte ſächſiſche Claſſe alle Einfommen bis zu 500 Mark umfaßt. Ueba 
die Berechtigung der Heranziehung auch des Fleinflen Eintommend zur Tragunc 











1) Ein Drudfehler in der Duelle giebt hier 600 Mark an. 
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der Staatskoſten brauche ich mich nach den vortrefflichen Ausführungen, die hier- 
über noch vor Geſtaltung des neuen preußiſchen Steuerweiend veröffentlicht find, 
leider aber feinen Erfolg gehabt haben‘), nicht weiter auszuſprechen. 

Ich kann es daher nur billigen, wenn ver 8 16 des Gemeindefteuer-Gefeg- 
Enmwurfs jagt: „Jedoch können zu den Glaffenfteuer-Zufchlägen auch Diejenigen 
berſonen, deren jährliche Einkommen weniger als 420 Mark beträgt und 
welche nicht im Wege der öffentlichen Armenpflege eine fortlaufende Unterftütung 
erhalten, mit einem fingirten Claffenfteuerjage von 1,50 Mark herangezogen 
werden.” . 

Diefe Beftimmung ift übrigens nicht nen, ſondern ift in der Testen Reform» 
geſetzgebung ausdrücklich vorgeſehen. 

Die Berechtigung einer progreſſiven Einkommensbeſteuerung 
braucht meines Erachtens gleichfalls nicht mehr discutirt zu werden 2). Man darf 
aber nicht vergefien, Daß jede Progreifion willkürlich ift und lediglich Durch allgemeine 
Zweckmãßigkeits· Ruckſichten begründet werden kann. Eine beftimmte Progreffion, 
welde für eine allgemeine ſtaatliche, die verfchtedenften Landestheile, Großſtädte 
und Dörfer gleichmäßig umfaſſende Perfonalftener als allgemeiner Durchſchnitt 
ſehr zwedimäßig fein kann, braucht e8 deshalb nicht mehr zu fein, wenn es ſich 
einerfeit® darum Handelt, für die Bedürfniſſe eines großen Gentralpunftes des 
Weltverkehrs oder fir diejenigen eines entlegenen Städtchen® mit wenigen fteuer- 
pflichtigen Perfonen zu forgen. Das Geld bat an beiden Punkten einen ver- 
Ihiedenen Werth, weshalb Löhne, Preife, Miethen u. ſ. w. einer ganz verfchie- 
denen Beurtheilung unterworfen find. In Heinen Städten, mo jeder des andern 
Nachbar ift, kennt man gegenfeitig feine Verhältniffe bi8 auf das Genauefte ®). 
Je größer aber die Städte werden, um fo mehr Einkommen geht der Be 
Neuerung verloren, weil bier das nachbarliche Princip verſchwindet und nur der 
— allerdings oft jehr gute, aber fehr unzulänglide — Wille der Commiſſionen 
an die Stelle tritt. 

‚Wenn der Staat trogdem an der Gleichheit der Beſteueruug nad feiner 
willtürlichen Progreſſion überall und unter allen Umftänden feithalten muß, 
braucht doch die Gemeinde nicht daran gebunden zu fein, fondern vom gemeind- 
lichen Standpunkte rechtfertigt fih dann eine Abweihung von der Pro- 
greſſion in den Stewerfägen, aber aud eine Abweichung von der 
gleihen Befteuerung einer Einfommensclaffe nah dem Geſichts— 
punkte der Wahrſcheinlichkeit dafür, ob das Ganze oder nur 
eın Theil des Einkommens der Befteuerung unterliegt. Letzterer 
Geſichtspunkt führt, worauf ich noch zurückkomme, zu einer Verſchiedenheit der 
Befteuerung nach den Quellen. 

In erfterer Beziehung iſt hervorzuheben, daß der Staat feine Progreffion 


1) Er. Held. Die Eintommenfteuer. 

») Er. Brof. Dr. Fr. I. Neumann. Die progreffive Einkommenſteuer im Staats- 
und Gemeinde⸗Haushalt. 
*) Dem fleht das Im Eingang Geſagte nicht entgegen, wonach in Heineren Fabrik⸗ 
Städten mit gleihem Fabrikationszweig, wo bie Einſchätzungs⸗Commiſſionen faft nur 
aus Bertretern befielben zuſammengeſetzt find, die Einfhägungen viel zu niedrig aus⸗ 
tallen, weil bie communale Belaftung zu groß ift. Im Ötgentpeil wirb bie zu niebrige 
Einſchätzung vollftändig mit Berrußtfein eines fcheinbaren Rechtes burchgeflihrt. 
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mit einem Einkommen von 3000 Markt abſchließt, von wo ab bie Belaftung 
des Einkommens mit 3 °%/, gleich bleibt. Dies bat Tediglich feinen Grund in 
der. hiſtoriſchen Entwidlung des Staatsſteuerweſens, der ſich unbedingt anzu— 
ſchließen für die Communen ebenfalls ein genügender Grund nicht vorliegt. 
Ih babe mich über dieſen Punkt früher ſchon einmal ausgeſprochen) und kann 
die bezüglichen Ausführungen bier nur wiederholen: „Es fragt fih nur noch, 
in welder Weiſe wir unferer Forderung einer höheren Progreifion in ben böberen 
Claſſen gerecht werben’ können, ohne daß eine allerdings nicht wünfcenswertie, 
allzu große Abweichung von den Staatöfteuer-Grundfägen eintritt... . Te 
großſtadtiſchen Berhältniffe bedingen es unferer Anſicht nad, daß das Marmum | 
ber Belaftung mit 3 °%/, nicht ſchon mit einem Einkommen von 1000 Thlm. 
abichließt. Es ift Das eine Unbilligfeit gerade gegen diefe mittleren Geſellſchafts⸗ 
Schichten, welche mit einer folden Einnahme noch Lange nicht ben ſchwerſten 
Sorgen um ihre Eriftenz enträdt find. Da gerade bier die Gemohnbeit des 
Lebens in der Grofftadt größere Anſprüche an den äußeren Anftand und die 
öffentliche Erſcheinung macht, als bei den unteren Glaffen, womit die mit dem 
Sinfen des Geldwerthes keineswegs fteigenden Einnahmen immer weniger im 
Einflange ftehen, ift e8 jehr wohl bereditigt, daS Maximum des Steuer: Procent: 
ſatzes für Berlin (reſp. für andere große Städte) erft bei den Claſſen eintreten 
zu laffen, deren geſammte Lebensverhältniffe wirklich mit den Staats: Einfommen: 
fteuer- Zahlen in fleinen Städten und auf dem Lande übereinflimmen. Wir 
glauben nicht zu irren, wenn wir behaupten, daß ein Einkommen von 1000 Thlm. 
für den Durchſchnitt bes Preußiihen Staats dem Befiger mindeſtens diefelben 
materiellen Vortheile gewährt, als ein Einkommen von 1400 bis 1500 hl 
in größeren Städten. Königsberg hat z. B. bei diefem Einkommensbetrag das 
Marimum ber procentalen Belaftung mit 4 °%, eingeführt. Für Berlin —* 
wir noch einen Schritt weiter gehen und die Grenze kei 2000 Thlrn. Sintorme 
annehmen. Für die Marimalbelaftung jelbft möchten wir gleichfalls 4 0, in 
Borſchlag bringen. . Das Steigungs: Berbältnif würde biernach immer noch ein 
ſehr mäßiges fein. . . . Da der volle normale Sag beim Beftehen ber Mail: 
und Schlachtfteuer wohi niemals erhoben zu werden braucht, ſo ſinkt die 
Steigerungs-Differenz ganz beträchtlich ... Aus ber Einfügung der mad 
fteigenden Procentjägen ſich ergebenden Steuerfäge in bie im Allgemeinen mög 
lichſt Mein zu bemefjenden Stufen de Einkommens ergiebt ſich von felbft em 
Steuertarif.‘ 

Ebenfo wie durch die Verbältniffe der Großſtadt ein höherer Procentfat 
der Einfommensbelaftung in den höheren Einfommengftufen gerechtfertigt merden 
kann, ebenjo Tann unter Umftänben aud eine ftärlere Herangiehung der 
unteren Klaffen nicht unangemefjen erſcheinen. Es muß in diefer Veziehung 
hervorgehoben werben, daß der neue Staats-Klaſſenſteuer-Tarif eine 
febr bedeutende Ermäßigung ber Steuerpflidt der unterften 
Boltsflaffen gegen früher involvirt. | 

Da die alten focialen Klaſſen der Klaffenftener Feine feften Einkommens 
grenzen haben, jo ift der Nachweis einer foldhen Ermäßigung zwar nicht direct 
zu le gebt aber aus Analogien unzweifelhaft hervor. | 

Veber die Gemeinde-Einfommenfleuer in Berlin” im 5. Jahrgang bed Berliner 
näbtifhen Jahrbuches. 
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Es giebt nämlich ein Normativ⸗Regulativ für Kommunal-Einfommenftenern 
om 31. Mai 1864, welches eine Gleichſtellung der unterften focialen Klaſſen⸗ 
teuerftufen mit Einfommmensgrenzen bi8 zu einem Einkommen von 400 Thlrn. 
urhführt, und ferner eine Veranlagungs-Inſtruction zum alten Klaſſenſteuer⸗ 
ekte vom 8. Mai 1851, welche directe Einfommensgrenzen von 400 Thlr. 
8 1000 Thlm. Einkommen ben höheren alten Klaflenfteuerftufen gleichftellt. 

Es ift für dad Berflänbnig nothwendig, dieſe Eonformität Bier darzuftellen. 
Bir fügen gleich die neue Tarifirung hinzu: 

Neue Ein 


Sleihgeftellte Alte fefte jährl. 5 ——— Neue jährliche 


Alte Maffen Einkommens⸗- Alaſſenſteuer⸗ ber Normal» 
7 Klaffenfteuer. grenzen fäe Kloflenf er klaſſenſteuerſätze 
in Thlrn. in Thlrn. in Thlrm. in Thlrn. 
. Erfte Haupiklaſſe: 
1) erſte Stufe en 
a. Unterftufe a) weniger ald !/,. . 
b. Unterſtufe b 100 Th. 1. | unbefteuert. .- — 
2) zweite Stufe 100— 150 2. —W 
3) dritt⸗ 150—20 = 3. a 
ite Hauptklaſſe: 140— 220. 1. 
1) vierte Stufe 200—250 » 4. 
2) fünfte = 250-300 = 5. 220—300. 2 
3) fehste = 300—350 = 6 300-350. 3. 
4) fiebente = 350—400 = 8, -350—400. 4. 
400 - 450. 6. 
3) achte = 400-500 = 10. N o=son 8 
. Tritte Hauptklaſſe: 
500—550. 10. 
1) neunte Stufe 500—650 = 12. | 550—600. 12, 
600— 700. 14. 
2) zehnte = 650-800 = 16. 700—800. 16. 
3) fe = 800-900 = 20. 800— 900. 20. 
4) zwölfte = 900—1000 = 24. 900—1000. 24. 


Man braucht in dieſer Gegenüberftellung nur die auf ungefähr gleicher 
wizontaler Linie ſtehenden Steuerfäge zu vergleichen, um zu erkennen, welde 
ormen Steuerermäßigungen — ganz abgejehen von der gänzlichen Steuerbe- 
&ung faft der ganzen beiden unterften Stufen — ſaͤmmiliche Einlommensclaffen 
8 zu einem Einkommen von 550 Thlr. erfahren haben. Erſt mit dem bei 
dem Einkommen eintretenden Steuerfage von 12 Thlm. jährlich ift die Gleid- 
At der alten und neuen Steuerfäte wieder erreicht. 

Da die verbältnigmäßg niedrigſte Belaftung, melde überhaupt nach ber 
uen Steuer vorfommt, in dem Marimum der unterften Stufe, alſo bei 220 
bin. Einfommen mit 1 Thlr. Steuer, d. h. mit 0,45 %/, vorhanden ift, die 
hfte überhaupt vorkommende Belaftung aber ſchon mit dem niedrigſten llaſſi⸗ 
zirten Einkommenſteuerſatze bei 1000 Thlrn. Einkommen mit 30 Thlen, Steuer, 
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d. h. mit 3 pCt. gegeben iſt, ſo beläuft ſich die Progreſſion der Steuer auf 
den ſehr bedeutenden Satz von 2,55 pCt. 

Nach den alten Klaſſenſteuerſätzen betrug die Belaſtung eines Einkommens 
. von 140 Thlrn. 2 Thlr. oder 1,43 pCt., eines ſolchen von 220 Thlm. 4 Thle. 
oder 1,82 pH. Die größte Differenz zu dem höchſten Procentfag von 3 be: 
lief jih daher nur auf 1,57 pCt. oder auf nabe ein volles Procent weniger ald 
nach den neuen Steuerfägen. ' 

Das alte Commupgalfteuerregulativ in Breslau, wo eine bie unterften Volks: 
klaſſen ſtärker heranziehende Miethöfteuer nicht exiſtirt, fchloß fi, wie auch die 
frühere fupplementare Gemeindeeinfommenfteuer in Berlin, an den alten Staats- 
fteuertarif an, nur mit dem Unterichtede, daß die Breslauer Communaleinkommen⸗ 
fteuer ſchon feit fehr Ianger Zeit bis zu einem Einkommen von 100 Thlm. 
berunterging, während die Berliner erft mit 300 Thlrn. Eintommen begam. 
Nach Aufhebung der flaatlihen Mahl- und Schlachtfteuer und Einführung de 
bie unterften Volksklaſſen jo bedeutend ermäßigenden neuen Claſſenſteuer-Tarifs 
ſchloß fih Berlin im Tarif und Steuerfag direft an denſelben an, mährend 
Breslau die neuen Grenzen für die Einſchätzung acceptirte, dieſen aber die alten 
Staatsclaſſen⸗ reſp. Gemeinde-Eintommensfteuerfäge fubſtituirte. 

So iſt, wenn man den in Breslau bisher üblichen Steuereinheitsſatz, der 
ſeit einigen Jahren unverändert 12 mal erhoben worden ift, mit dieſem Factor 
multiplizirt, folgender Tarif entftanden, der allerding8 von dem Staatstarife fehr 
weſentlich abweidt : Ä 





























Stufen 
8 .Die Gemeindeſteuer 
Gemeinde beträgt gegen bie || Im Procenten 
E38 Steuer. Staatsftener 

e 7 | 
Stue| me wel. gr) mehr | meniger IIme&r | weniger 
- ————— —— — —— — —e — r — e — 
ui ‚1 
—| 1, 300— 420 — — | 3 60 3 60 | — — — 
ı 2 420-601 3 — | 720) 4 0, — 1400 — 
2 3 0-01 6 — 2 —-—| 6 — — ‚100.0 — 
3 4 900-100, 9— 18 — 9 — — ,100 — 
4 5 | 1050—1200 | 12 — |; 22 80 | 10 80 — 590 
5| 6. 1200-1350 18 — ' 27 60, 9 60 — 5833 — 
6| 7. 1350-1500 . 24 — 31 20 7 20 — 200 — 
7: 81500-1666 30 — 36 —| 6 — — 1200 — 
31 91 1050-1800 3233 438 — 410 — 
9 10 ' 1800-2100 | 42 — | 43 20 | 1 20 — 28 — 
10 2100—2400 ! 48 — | 50 40 2 40 — 4 50 
11) 12 || 2400-2700 | 60 — 57 60 = 22 2658 
12,13 || 2700-300 | 2 — | 4 0) — 720 — 1% 
1114 / 3000-3600 | 90 — | 72 7 — 8 —- — m 
II| 15 | 3600—4200 | 1068 — 86 40 — 21 60, — |, 200 
I 18 4200-4800 126 — , 100 80, — 25 20 — | 204 
IV 17 1 4800-5400 '144 — 15 20 — 28 80. — | 2%, 
v'ı8 | 5400-6000 | ı62 — I 1299 ol — 32 40 | — | 2 


u. f. mw. 
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Die ſcheinbar horrible Ungerechtigkeit dieſes Gemeindeeinfommeniteuer-Tarifs, 
xr im Vergleich zur jegigen Staatklaſſen- und Einfommenfteuer fogar einen 
amgefehrt progreifiven Charakter hat, löſt ſich bei Betrachtung der Hiftorifchen 
Untftefung, wie fie vorhin dargelegt ift, von jelbft auf. Won dem biöher feft- 
xhaltenen Standpunkte der communalen Selbftändigfeit und der Hiftorifchen Ent: 
zidlung aus ift ein ſolcher Vergleich ſogar unzuläffig. ‘Der Breslauer Gemeinde: 
anfernmenfteuer-Tarif, an ſich betrachtet, ift ebenfall$ progreſſiv, da die niebrigite 
Relaftung in der unterften Stufe 1,1 %/,, die Höchfte relative Belaftung, bie 
allerdings ſchon mit 1500 Mark eintritt, 2,4 %, beträgt, alfo bringt nur die 
rerſchiedene, an ſich ſtets willfürliche Progreſſion das ſcheinbar ungeredhte Refultat 
kreor. Da es bis jet noch Gemeindeeinfommenfteuer-Regulative genug giebt, 
xe gar feine Progreflion enthalten, wird bier ber Vergleich mit dem Staatstarif 
noch unbilliger ericheinen. 

Wenn die Commune Breslau durch Annahme des neuen pr. Geſetzentwurfs 
zezwungen werben follte, fi an den Staatötarif anzufchliegen und zunächſt, wie 
zer in den Stufen der Maffifizirten Staatseinfommenfteuer über 3000 Marf, 
aub in den Stufen der Claffenfteuer 80 %/, des Staatstarifs erheben wollte, 
Io würde fich der Ausfall, wie folgt, berechnen: 




















oo! ! = 
80. Alſo Alſo Aus- 838 
— 8 desStaats⸗ Ausfall für a F im iR: 8 
N men. 8 & ſteuer⸗ jeden Steu⸗ ommunal⸗ >88 
werfufe > 3 | apeg | erzabter. | ſteuerzahler | Ganzen 555 
. 8 1875 8 2 
— Ale gelme. gr! | a. v. ꝰ— 
1 3 60 ı 20| 2 40 4110 | 9864 — | 14796 — 
2 :7 20 2 MW: 4 80 19362 92937 60 | 139406 40 
3 12 — 4 80, 7 20: 20898 |150465 60 250776 — 
4 18 — 7 20.10 80: 6014 64951 20 | 108252 — 
5 2 00 60 13 2 1648 | 21753 60 ' 37574 40 
6 27 60:14 40 13 20 2780 36696 — 76728 — 
7 31 2019 2012 00 677 8124 — | 21122 40 
5 36 — 24 00 12 0) 2269 27228 — 8168 — 
9.39 60 28 80 10 80 419 4525 20 ' 16592 40 
0 las 203 60, 9 60| 1047 10051 20 : 45230 40 
il 30 40.38 40 12° 001 1865 16350 — : 68796 — 
2 57 60148 00, 9 60) 1136 10905 60 64433 60 
13 164 80157 60° 7 20 1236 8899 20 | 80092 80 


Sa. | 02061 | 462781 20 |1006484 40 


Es würde aljo ein Gemeindeeintommen-Steuerbetrag ver: 
bleiben von 543,703 20 
Hiezu die Steuer von 4777 Gemeindeeintommen-Steuerzahlern 
üker 3000 M. mit 80 %/, des Staatsſteuer-Solls 1,178,812 80 
Alſo Gemembeeintornmenfteuer zu 80 %/, der Staatsfteuer 1,722,516 00 
dto. u 100 der dto. 2,067,019 20 
Die jetzige Gemeindeeinkommenſteuer bringt zuſammen 2,185,297 20 
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Es wirde alfo ein Zuſchlag von 25,72 %, zu 80 %., alfo von zufam 
105,72 %/, nöthig fen, um mit dem Etaatöftenertarif die jegigen Enr 
erzielen. 

Nach Aufhebung der indirecten Conſumtionsſteuern, weldye in dem ! 
Iauer Etat pro 1876 mit folgenden Sägen eingeftellt find 


Schlachtſteuer Mark 950,000 
Wildſteuer 24,000 
Dierfteuer „ 36,000 





Braumalzftuerzufhlag ,„ 150,000 

zujammen Darf 1,116,000 
würde der obige Zuſchlag um 53,95 %,, alfo auf 159,,, % Hagen 
Wenn man aber auch die Ueberſchüſſe aus felbftändigen cemm.a 
Inftituten ftreichen wollte, und zwar nach dem Etat pro 1876 von 

ber ſtädtiſchen Bank Mart 221,000 

den Gasanſtalten „635,000 

dem Waflerwert „ 158,360 

würde der weitere Ansfall wieder zulammen Mark 1,012,390 
ausmachen, der, auf die Eintommenfteuer gelegt, den Zuſchlag um 10 
mehr und danach auf 208,,; °/, anwachſen laſſen würbe. 
Die eventuelle Erhöhung des Gebäubeftener-Ertrages in Form ein I 
ſteuer, welche erftere zu 50 9, der Staatsſteuer jegt 247,500 Mart m“ 
und die eventuelle Einführung eines Zufchlages zur Stantö-Gewerbeftan, = 
jet ca. 480,000 Mark einbringt, wird jedenfalls nicht ausreichen, um = 
weitige künftige Ausfälle des Breslauer Etats zu decken, worauf ich = 





näher eingeben Tann. 

Ich glaube, daß fchon eine folde Einfommensbefteuerung, wie jie ı= 
ſpielsweiſe für eine der größeren preußifchen Communen nach den nem 
fügen berechnet worden iſt und mit der Staatöfteuer zuſammen der 
Theil des Einkommens wegnimmt, die Richtigkeit der Ciufchigun ii 
nachtheilig beeinflufien wird 

Dieſe Nachtheile ſcheinen mir, wie ſchon hervorgehoben, abgejede 
der Eröffnung neuer Einnahmequellen, auch durch eine Modification des <A 
ſteuer⸗Tarifs hauptſächlich für größere Communen gemildert werden zu fa 
und zwar nicht nur durch eine Erhöhung der Progreffion nad eb 
jondern auch — namentlich; da, wo eine ſolche ſchon beftanden Hat, tut 
Ermäßigung der Degreffion nad unten. Ob die nadgenru 
beutende Entlaſtung ber unteren Volksklaſſen, welde gleichzeitig mit ez 1 
nie dageweſenen Lohnerhöhung eingetreten ift, denjelben wirklich zum Sac ı 
geichlagen bat, will ich nicht näher unterfuchen. In Beziehung auf de 5 
Tune * Lohnerhöhungen kann ih mich auf einen claſſiſchen Zeugen kei 

el!) fagt: Ä 
8 "Sätte man für die höheren Löhne beflere, mehr fchaffende Kräfte als J— 
berigen erlangt, jo wären bie Arbeitsleiſtungen nicht fo geſunken, wie dab jcht —— 
gefühlt und beffagt wird. ... Die coloſſale Nachfrage nach Arbeitektäften 


— — — — 


‚ 1) „Die erwerbsthãtigen jnriſtiſchen Perſonen im Preußiſchen Staat, inabch" 
die Actiengefellfihaften”, im Jahrgaug 1875 der Zeitfehrift des Kgl. Pr. har #3 
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he ber geringen veifungefähigteit: denn das Durchſchnittsmaß ber phyſiſchen, 
retuellen und fittlichen Kräfte iſt durch den ſtarken minderwerthigen Zuzug ein 
jerer geoorben. .. . Dan kann den Lohnzuwachs, ber den Arbeitnehmern in den 
na 1571, 9872 und 1873 zu Theil wurde, in Preußen allein mindefiens auf 
Rilionen Thaler veranfchlagen. Nur ein Kleiner Theil biervon bat eine Anlage 
parcafien gefunden, ein anderer chen fo Kleiner Theil mag auf nutzbringende 
herungen, befjeren Unterricht für bie Kinder ber im beifere Lage gelommenen 
Empfänger verwandt worden fein. Drei Fünftel jenes Capitals find ſicher aber 
ᷣt worden. Mehr oder weniger ungebundene Audgelafienheit während einer 
ı Spanne Zeit ift ber ganze Effect deſſelben.“ >. 

Die Herunterfegung der Staatöfteuern, das hiermit gegebene und ohne 
in vielen‘ Communen, namentlich in Berlin, befolgte Beifpiel der gleichen 
Negung der directen Gemeindefteuern, die Aufbebuug aller Elementarichul- 
aud fiir bemittelte Perfonen, alle die hierdurch den unteren Volksclaſſen 
rten Geſchenke find jenen %/, von 250 Millionen Thalern gegenüber nur 
en, die alſo vermuthlich um fo eher in den gleichen Strudel hineingefallen 

den 


xrden. - 
68 ift bemerkenswerth, daß Klagen über Steuerdrud in den unteren Volks⸗ 
ı Dreslau’8 im Gegenfag zu Berlin bisher nicht bervorgetreten find, Die 
Ainführung der in ben unteren Volksclaſſen nur fehr geringen Staats⸗ 
ige bat im diefer Beziehung — Dank der Erhaltung der Schladhtfteuer — 
wenig merfbaren Effect gehabt. Ich kann alfo eine: principiell weitere 
fung der unteren Vollsclaſſen, wie fie durch das neue Geſetz von Breslau 
igt wird, nicht für angemefien halten. 
Nah eingehendem Iangjährigen Studium der Einkommens und Ein- 
ng6-Berhältniffe in den beiden größten preußiſchen Städten bin ih zu dem 
llerdings ftatiftiih noch nicht unmiderleglih dargethanen — Reſultate ge⸗ 
m, daß die Einſchätzungen bei einem mittleren Einkommen von 3000 Mark 
gnaueften ausfallen, vermuthlih weil die Majorität der Einfchägungs- 
trten fih in der Nähe diefer Stufen felbft befinden... Je höher das Ein- 
m wird, um fo niedriger fallen die Einfchätungen aus, weil die ein- 
Quellen immer weniger richtig zu unterfcheiden find. Namentlich ift e3 
fundirte“ Einkommen aus Capitalbefig und das „unfundirte” Einkommen 
Sewerbebetrieb, welche ſich der Eognition entziehen. Das „fundirte“ Ein= 
maus dem Grundbeſitz ift dagegen aus den Hppothefenbüchern ziemlich 
zu überfehen, da Simulationen mit Hülfe des Rechts⸗Inſtituts der 
en Hypothek“ wohl nicht Häufig vorfommen werden. Endlich das „unfun- 
Einkommen aus Gehältern der Beamten ift wieder bis auf den legten 
1g der Befteuerung unterworfen. . 
Diefelben Einfommens-Categorien in den Claſſen unter 3000 Mark find 
viel genauer zu überfehen, aber gerade in den unterften Volksclaſſen ent- 
fih ein verhältnigmäßig fehr großer Theil regelmäßig der Steuer. Man wird 
iberall die Erfahrung machen, daß nur der bivect nachweißbare Lohn in 
teuercataftern ſteht, das Einkommen aus der Arbeit der Frau und ber 
lienangehörigen aber factifch nicht befteuert if. Mit der Höhe des Ein- 
md überhaupt ſchwindet die Bedeutung diefed Factors ). Mit dem Fleiße 
x Sparfamfeit einer Familie derfelden Eintommens-Lategorie nimmt dieſer 





Prof. Dr. Laspeyres in der „Concorbia”. Jahrgang 1875. 
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Factor aber zu. Deshalb verſtehe ich die allerdings durch kein Steuer-Re 
lativ berechtigten Humanitäts-Rückſichten ehr wohl, welde die Einikise 
Commiffionen bewegen, zwei Fannilien, deren Häupter denfelben Arbeitsteh- 
ziehen, von denen in der einen aber eine fleifige Frau durch Handarkeit, Wi 
x. einen erfledlicyen Mebenverdienft erwirbt, während in der andern cn 
lihe Frau die Familie berunterbringt, — ganz gleichmäßig heranzu: 
trogdem bie erftere bei genauer Einſchaͤtzung aller Einkommens-Quellen :r | 
höhere Stufe gehören würde. Nachdem das ftrikte Einkommensprincir 7? 
die unterften Volksclaſſen — ih glaube nicht mit Recht — durchgefühn 
ilrde die ftrifte Anwendung defjelben in den erwähnten Fällen eine Befier 
des Fleißes und eine Privilegirung der Faulheit bedeuten. 

Ih ſchließe daraus auf eine im Allgemeinen höhere Steuerfäbigt 
unteren Volksclaſſen, als unfere Einkommens-Cataſter fie darftellen, nar.: 
aber in großen Städten, und halte deshalb bier auch eine ftärfere Heranze. 
diefer Claſſen für berechtigt. 

Als regulären Maßſtab für die Perfonalbefteuerung in großen Ste 
halte ih 3 ®/, für das Einkommen von 3000 Mark für ridtig. 34 
eine weitere Progreffion bis 4 %, bei 5000 Mark und eine Degräiie 
2 %, bei 500 Mark, mit einen einheitlihen Glaffenfteuerfage für ab: ı 
tiefer ftehenden Claſſen den Berhältniffen größerer Städte für angemeſſer Ä 







hierdurch bedingte Steuerleiftung der unteren Voltsclaffen würde nur gez 
Stantstarif höher erjcheinen, aber gegen den jegigen Communalfteuertart 

noh eine Ermäßigung darftellen. Nachdem der Staat einfeitig „libere: 

humane“ Principien im Steuerweſen bis auf die Spitze getrieben un 
andern Gebieten zu dem finanziellen Ruin aller Städte erbeblib bazıı 
hat, kann es den Communen nicht verdadht werden, wenn fie neben dir f 
lichen ſocial-politiſchen, auch communalen finanzpolitifchen Motiven ba da 
ordnung ihres Steuerweſens Raum geben. Jede Humanität ſchlägt 7 

Gegentheil um, wenn damit andere Gefahren für Das öffentliche Wohl wert: 
find. Bei der Bemeſſung der Höhe der Progrefion darf man namens u 
vergeffen, daß die einfache Gerechtigkeit eine Beſteuerung nah gleich em Ft 
Tage für alle Einkommensclaffen erfordern würde. — 

Nach dem ſchon früher Gelagten kann ich eine principielle Berl: 
des Befteuerungs: Procentjages nah „Fundirtem” und „"" 
fundirtem” Einkommen nicht für allgemein gültig halten. Nichtsveitenzt 
find Diejenigen einzelnen Berfucdye der bieherigen Geſetzgebung, dieſem " ! 
Billigfeit begründetenelinterfchiede der Befteuerung gerecht zu werben, nut > 
erfennen. Dahin rechne ih namentlih die ſog. Privilegien de: * 
amten, welde nad dem neuen Geſetz-Entwurfe beibehalten werden "4 
Treilih kann man nicht, wie die Motive des Entwurfs, die gänzfichen Erz’ 1 
der Geiſtlichen und Kirchendiener mit deren hinter ben übrigen Beamter: 
gebliebenen Beſoldung rechtfertigen, fondern es folgt daraus die entip:. 
höhere Dotatton diefer und deren Gleichftellung mit den übrigen Br 
welche befanntlich nur von der Hälfte ihres Dienft-Einfommens befteuer: mi: 
Die gleiche Heranziehung der Officiere ꝛc., welche jegt nach einem Rede“! 
ganz communalfteuerfret find, Halte ich ebenfalls für angemefjen. We”: 
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auch die Nothwendigkeit eined Aequivalentd in Form einer Gehalts-Erhöhung 
für eine mit den übrigen Staatöbürgen gleiche Beftenerung der Beamten 


— worauf die Motive eventuell hinweiſen — beftreiten kann, fo kam ich mic - 


den übrigen Motiven fir die Beibehaltung diefer Bevorzugung nur anfchließen. 
55 heißt daſelbſt: 

„Es entſpricht aber überhaupt ber Billigkeit, das unfundirte Einklommen in ge- 
rngerem Maße als das funbirte zu belaften, wobei davon ausugeben iſt, daß, da 
dieſem Grundſatze bei ber Veranlagung ber Etaats-, Claſſen- und claſſificirten Ein⸗ 
lemmenſſeuer feine Rechnung getragen werben kann, dies um fo mehr bei ben Ge- 
meinde-Abgaben ftattzufinden Bat, zumal die Staats⸗ und Gemeinde= refp. Kreis⸗ 
und Provinzialbeftenerung fid — namentlih bei dem Syſteme ber Zufchläge — als 
en Ganzes darftellt.e — Ausſchlag gebend für bie in Rebe ftehende frage war jedoch 
die Erwägung, daß biefe au Gunften der unmittelbaren und mittelbaren Beamten, 
Geiſtlichen, Kirchenbiener und Elementarlehrer getroffenen Beftimmungen zwar formell 
als ein Privilegium bezeichnet werben, materiell aber feine Bevorzugung enthalten, 
fondern nur eine Ausgleihung, welche nothwendig ift und bleiben wird, to lange bie 
sacttjche Unmöglichkeit vorliegt, die übrigen Claſſen der Stenerpflichtigen (Grundbeſitzer, 
Eewerbebetreibende, Rentierd 2c.) in ber gleichen Weife wie bie Beamten u. f. w. mit 
tem vollen Betrage ihre Einlommens zur Veranlagung zu bringen. Die Beibehal- 
tung der im dieſer Hinfiht zur Zeit beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen erſcheint 
deshalb nicht blos und nicht hauptſächlich im Intereſſe ber betreffenden Perſonen, ſowie 
im Interefie des Öffentlichen Dienftes als wünſchenswerth, fondern diefelbe wird gerade 
and dem Grunde, aus welchem eine Anzahl von Gemeinden um deren Befeitigung 
retittionirt haben, nämlich zur Erzielung einer gleihmäßigen und gerechten Vertheilung 
der Steuerlaft, als geboten zu bezeichnen fein.“ 


Freilich kann ih e8 nur als einen Mißbrauch dieſes Privilegiums an- 
ſehen, wenn man daſſelbe, wie factiſch, ſo interpretirt, daß nicht die Beamten 
mit der Hälfte des ihrem ganzen Dienſteinkommen entſprechenden Steuerſatzes, 
ſondern mit dem ganzen Steuerſatze der der Hälfte ihres Dienſteinkommens 
entſprechenden Einkommensgröße zur Communalſteuer herangezogen werden. Bei 
progreffiver Beſteuerung iſt der Unterfchied beider Methoden natürlich Klar, ja fogar 
jmd die Beamten überhaupt fteuerfrei, wenn die Hälfte ihres fonft fteuerpflid- 
tigen Einkommens weniger als das Steuer-Minimum ausmacht. Ich halte dieſe 
Art der Ausführung für unbillig gegen die Gemeinden und würde nur die 
Steuer entſprechend ermäßigen. 

Eine allgemeine Regel über die Vertheilung der Beiträge und 
Stenerarten in dem Stadthaushalte aufzuſtellen, maße ih mir nicht an, 
da Hier die concreten Verhältniffe zu verichievenartig geftaltet find. Aber da 
die Koften des Schul», des Armen» und des Bolizeiwelend wohl überall über 
die Hälfte des Gemeindebedarfs ausmachen, To halte ich die Aufbringung des 
Bedarfs mindeſtens bis zu dieſer Höhe nad) der allgemeinen Leiftungsfähigfeit, 
alfo Durch die Einfommenfteuer, für nöthig. Im die andere Hälfte mögen fich 
die Realftenern und Beiträge theilen. 

Ih könnte noch eine Reihe von Einzelheiten, die ich fiir ıninder wichtig 
halte, als die angeführten Momente, über die Commimalbefteuerung und deren 
beabfichtigte Reform beibringen, aber dies würde über den Rahmen der mir 
geftellten Aufgabe binausgehen, wie denn auch zu meinem Berauern ber mir 
normal zur Verfügung ftehende Raum nicht unerheblich überſchritten zu fein 
ſcheint. Ich kann mich nur mit der Größe meiner Aufgabe entſchuldigen, hinter 
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der nicht mein Wollen, oft genug aber mein Können zurüdgeblieben lu 
mag. — 


Berihtigung zu Seite 33, Abfay 1. Der Maßſtab für die Au 
bringung der Berliner Sanalifationsbeiträge folte urfprünglid die Straße 
front der Grundftüde fein. Jetzt ift e8 der Nutungswertb der Gebäude [m 
1877: 1%). Siebe Berl. Com. Blatt, Jahrg. 1876, Seite 511. 








Das Communalſteuerweſen. 





Gutadten 
erftattet von Bürgermeifter Ludwig- Wolf in Großenhain. 





In Beziehung auf eine definitive und glüdlide Lölung der gefammten 
Steuerfrage ift e8 recht jehr zu beflagen, daß man in den übrigen Staaten 
des Deut hen Reiches nicht dem Vorgange von Reuß gefolgt ift, in deſſen Staats- 
fürgereid eine wohlweiſe Fürſorge feiner Zeit den Paſſus aufgenommen hatte, 
daß der Betreffende ſeine Steuern und Abgaben „gerne“ bezahlen wolle. Man 
wäre mit einem Schlage um vieles Kopfzerbrechen herumgeweſen. Leider hat 
man Dies verabſäumt und man befindet ſich nunmehr in der unangenehmen 
Lage, darauf ſinnen zu müſſen, daß man die mehr und mehr geſtiegenen commu= 
nalen Steuerlaften, welche ſehr ‚ungern getragen und lebhaft beflagt werben, 
anigermaßen erträglicher geftalte in der Art und Weiſe ihrer Veranlagung und 
Erhebung. 

Unternehme ic) e8, meine Anfichten darüber (die ſich allerdings nur auf Der 
Kenntniß füchfijcher Berhältniffe aufbauen! in Kürze darzulegen, jo meine ich, 
dürfte eine Borfrage: Worin hat das rajche Steigen der communalen Steuerlaft 
iinen Grund? zu erledigen um deßwillen angezeigt fein, weil vielleicht Gründe 
vorhanden ſein möchten, deren Beleitigung an ſich ſchon einige Abhülfe gewähren 
würde. Abgeſehen hier von ber theilweis mit Durch die geſunkene Kaufkraft Des 
Geldes bedingten eminenten Steigerung aller Preife und Yöhne, welche die Ge- 
meinden dazu zwang. ihre Beamten höher bejolven, ihre Bedürfniſſe höher be- 
zahlen zu müſſen, abaefehen bier von den höheren Forderungen, welde die Neu— 
zeit flellt an das Bildungsweſen der Gemeinden, an ihre Einrichtungen für 
Salubrität, Vertehr, allgemeine Sicherheit und allgemeinen Comfort und dergl, 
jo find e8 nach meinem Dafürhalten zwei Punkte, in benen ein Einhalten auf 
der betretenen Bahn angezeigt fein möchte: 

In erfter Pinte jteht die Meberweilung einer großen Zahl bisher vom Staat 
geübter, ſowie neugelchaffener Yunctionen an die Gemeinden zur Bejorgung durch 
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ihre Organe. Ich gebe zu, daß es oft eine Conjequenz des von den Gemeinden 
jelbft erftvebten und geforterten Selfgovernments ift, ich gebe zu, daß dergleichen 
Dinge dur die Organe der Gemeinde bisweilen beffer, für das Publitum be- 
guemer wahrgenommen werben fünnen, ich verichließe mid, dem Einwande nicht, 
daß der Staat nicht® Anderes iſt, als die Geſammtheit der Gemeinden des 
Tandes, die Sache hat aber das eine große Bedenken, daR die Organe Des Etaates 
der großen Verſuchung ausgelegt find, die naturgemäß nit Zug um Zug ge: 
fürzten Staats- Einnahmen zu an fi ganz löblichen und heilſamen, aber doch 
minder nöthigen Dingen zu verwenden, zu benen fie dieſelben vielleicht nict 
verwendet haben würden, wenn bie inzwildhen an die Gemeinden gewielenen 
Angelegenheiten ihre Anforderungen geftelt und ihre Befriedigung geheiſcht 
hätten. 

Mit diefen Ueberweiſungen pflegt nur zu oft Hand in Hand zu gehen eine 
Geneigtheit der Regierungen und der gejeggebenden Factoren, Durch die Gemeinden, 
namentlich dergleichen Functionen koſtenlos erledigen zu laflen, eine Geneigtheit 
die jedoch auch dazu geführt hat, den Gemeinden in einer großen Menge anderer 
Fälle die Erhebung von Eporteln und fonftigen Aequivalenten abzufhneiden. 
Ih bin kein Anhänger der Meyer’ichen Theorie, daß die Gemeinde eine Aſſo 
ciation fer, zu welcher ein Jeder nad Maßgabe des Nugene, den er davon 
zieht, beizutragen bat; bis zu einem gewillen Grade halte ich jedoch das in dieſer 
Auffafiung der Gemeinde Tiegende Princip von Leiftung und Gegenleiftung für 
vollftändig beredtigt. Ich fehe feinen Grund, warım man nicht Jemanden, der 
fi der Gemeinde und ihrer Einrichtungen bedient zur Erreihung eines mate: 
riellen oder ideellen Vortheils, diesfalls zur Leiftung eines Aequivalentes Tolle 
billigermeife anhalten können. Ich fürchte, man geht in dieſem Berfagen einer 
Segenforderung bie und da auf Koflen der ehrlichen und willigen Steuerzahler 
etwas zu meit. 

Ein Zweites ift das in neuerer Zeit vielfah Diode gewordene Ausscheiden 
gewiffer Branchen der bisherigen Gemeindevermaltungs:Competenz und das Be: 
ftreben , zu Belorgung diefer Verwaltungszweige belondere, von der Gemeinde 
unabhängige Organe zu errichten, und fo an Stelle der bürgerlichen Gemeinde 
eine Art Intereſſengemeinſchaft zu jegen, wie e& 3. B. bei un in den Gemein⸗ 
den (mit Ausnahme der Etädte, welde die revidirte Städte Ordnung ange 
nommen haben) mit Etablirung der Echulgemeinden geſchehen. Mit der Be 
fugniß felbftändiger Beſchlußfaſſung auch auf finanziellem Gebiete audgerüftet 
und doch wieder bezüglich der Beſchaffung des Bedarfes auf den Geldbeutel der 
bürgerlichen Gemeinde angewielen, geratben dieſe Organe nur zu leicht im die 
Verſuchung, ihre Branche auf Koften der übrigen gemeindlichen Verwaltungs⸗ 
zweige auszuftatten und auszubauen und die Gemeinde, die nur zu geben, aber 
nicht zu beichließen hat, entbehrt des Regulators, durch den die für ein Ge 
meindebubget fo nothmendige Balance herbeigeführt werden mag. Soll bier nicht 
mit der Zeit eine für die Gemeinde-Finanzen überaus nadıtheilige Verſchiebung 
des finanziellen Gleichgewichtes eintreten, fo muß bier auf Iegalem Wege auf 
Beihaffung einer regulivenden Competenz Bedacht genommen werden. 

Nach Hinftelung diefer Bedenken, deren Erledigung ſchon da und dort mit 
einer Abminderung der Gemeindefteuerlaft zufammentveffen würde, komme ih zu 
der 1. Frage: 
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If ein befonderes Communalfteuerweien nothwendig, 
oder genügt das Syftem von Zufdlägen zu Staatsfteuern? 

Zur Beantwortung biefer Trage ift es nothwendig, daß ich in aller Kürze 
darlege, wie bei und in Sachſen die Verhältniſſe bezüglich der Staatöfteuern und 
igrer Erhebung liegen. Bon einem tieferen Eingehen in Details glaube ich Dabei 
abſehen zu dürfen. Wir beiten: 

a) eine Grundfteuer, b) eine Gewerbe: und Perfonal-(Renten)fteuer, c) eine 
Ginfommenfteuer. 

ad a. Die Grumditeuer, als deren Gegenftände das Geſetz den eigentlichen 
Grund und Boden an Wedern ꝛc., Teiche und für Gewerbe beftimmte Gewäſſer, 
iemie Gebäude hinſtellt, wird von dem nach voraudgenangener Vermeſſung und 
Abſchätzung ermittelten Reinertrage der bemerkten Gegenftände nach Steuereinheiten 
erhoben. Auf je 10 Ngr. (1 Mark) viefes Reinertrages wird eine Steuerein- 
beit gelegt. In dem Finanzgeſetze wird fir jede Finanzperiode diejenige Zahl 
von Pfennigen beſtimmt, die. von einer Steuereinheit in 4 Terminen zu ente 
richten ift. Die Zahl der Grundfteuereinheiten bleibt der Regel nach unver: 
andert, nur 3. B. im Falle auf unbebautem Areale ein Haus errichtet wird, hat 
Dies eine neue Feftitellung der Einheitenzahl zur Folge. 

ad b. Die Gewerbefteuer ift vom felbftändigen Gewerbebetriebe zu ent- 
rihten derart, daß mer mehrere Gewerbe betreibt, ohne daß fich die anderen 
Geſchäfte als Nebengefchäft zur Unterftügung des Hauptgewerbes darftellen, die 
Gewerbeſteuer nad) den für jedes diefer Gewerbe geordneten Abgabenfägen entrichtet. 
Sämmtliche Gewerbe find ın 11 Abtheilungen rubricirt, beziehungsweiſe ift, falls 
für ein Gewerbe feine Abtheilung eriftiren jolte, ein Say durch die Abfchägungs- 
behörde auszuwerfen. Zum Theil find die nach äußerlihen Merkmalen feitge- 
ftellten Säge nod) darnach abgeftuft, ob das Gewerbe in einer großen, mittleren 
oder kleinen Stadt oder auf dem Yande betrieben wird, Die Perfonal-(Renten:) 
teuer wird nach 6 Unterabtbeilungen erhoben (1. Beamten, Penſionairs, 2. Ge- 
lehrte, Künftler, 3. Prädicatiſten, 4. Capitaliften, Rentierd, 5. Gewerbögehülfen, 
Brivatdiener, 6. fonftige Perſonen) ebenfall® in der Weile, daß, wenn ein Ab- 
gabepflichtiger mehreren angehört, er nad) den mehreren Säten vernommen wird, 
wenn nicht der Erwerb nur als Unterftägung des Haupterwerbes anzufehen ift. 

Zum Zwecke der Ermittelung feines geleglihen Beitrages ift ein Jeder 
verpflichtet, die erforderlichen Angaben und Nachweiſe der Behörde jo zu er- 
tbeilen, wie er fie auf Erfordern eidlich zu beflärfen vermag. Die Abſchätzungen 
werden durch Ortsabſchätzungs-Commiſſionen unter VBorfig eine3 vom Finanz» 
Minifterrum ernannten Diſtricts-Commiſſars bewirft. 

Meber diefe unter a und b flizzirten Steuern ſprach ſich im December 1871 
unfere Regierung, als fie den Ständen einen Gefegentwurf „über die directe Bes 
ſteuerung des Ertrageß der Arbeit und des nugbringend angelegten Bermögens” 
torlegte, in den Motiven (Seite 237) wie folgt auß: 

„Der Grundfehler unſeres directen Steuerweſens Tiegt darın, daß e8 
fein Syftem tft, daß es nicht auf einer einheitlichen Baſis beruht, fondern 
eıne Mehrzahl ganz verfchiedener, unter ſich nicht zufammenhängender Steuern 
umfaßt, die eben deßhalb aud, jede Meöglichfeit eines Vergleiches unter ſich aus- 
ſchließen und die Beantwortung der Frage, in melchem gegenfeitigen Ber: 
hältniſſe die einzelnen Claffen der Beitragspflichtigen von der Steuerlaft getroffen 
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werben, vollkommen unmöglich machen. In dieſem Verhältniſſe liegt der aaa 
liche Grund aller der Klagen über ungerechte Bertheilung der Steuerlait, ! 
wir in den legten Jahren in Sachſen gehört haben und aller ver Difterer; 
und Kämpfe zwilchen Grundbefig auf der einen, Capitalbefig und Arbeit auf : 
anderen Seite, die ihre nachtheiligen Einwirkungen meit über ihre eigentlide ! 
deutung hinaus und bis in das politifche Gebiet hinein ausgedehnt haben. Tex 
während unjere Grundfteuer eine rein objectiwe Ertragfteuer ift, welche nad > 
durch ein beftimmtes und gejeglih vorgejchriebenes Verfahren zu ermittelr! 
durchſchnittlichen Ertrage der Grundftüde bemeflen und von dem Grundkes 
ohne alle Rüdficht darauf erhoben wird, ob jener Ertrag ganz oder mu: | 
einem größeren oder geringeren Theile in feine Caſſe fließt ‚ berußt tie in 
nannte Gewerbe- und Perſonalſteuer überhaupt auf feinem einigen, das C 
durchdringenden Principe, jondern umfaßt ein Aggregat rein äußerlich verbunde 
einzelner Steuern, von denen einige nach Höhe des Einfommens (Gehalte, Pemie: 
Renten, Zinjen), andere nach ein für allemal beſtimmten feſten Sägen erbe: 
werden, während wieder andere durch Abſchätzungen — theild ganz freie, :.- 
an gewiſſe äußere Merkmale gebundene — ermittelt, nody andere aber nat 
wilfen Durchſchnittsſätzen berechnet werben, die für verſchiedene Orte des \ır: 
se feftgeftellt ſind“. 

In dieſer zwar kurzen, aber jehr zutreffenden Charafteriftif unferer 
herigen Steuern vermifle ih bie Anführung noch eines aus dem invan. 
Charalter ber Grundfteuer berfließenden, die Beſchwerde der Ungerectigtei:. 
faum ein zweiter begründenden Nachtheiles. Ich bediene mich hierbei der I 
eined Artiteld des Leipziger Tageblatte® vom 19. October a.c.: „Die fät'! 5 
Grundſteuer und die Reform der Yeipziger Communalfteuern“ : 

„Da der Staat die beabfichtigte (in Perioden von 15 Jahren) Neueinic- 
zur Grundſteuer nicht ausführte (megen ber großen Schwierigkeiten lãndlicher 
tirungen ꝛc.), hat man auch in unferer Stabt eine Neueinſchãtzung nid: . 
genommen. So fommt ed, daß die im Jahre 1843 vorhandenen Haus: . 
jtüde mit wenigen Ausnahmen noch heute auf Grund der Erträgnifſe bi.. 
werden, welde jie 1832 bi 1843 hatten, während Die neuerbauten F 
auf Grund ihrer Rentabilität zur Zeit ihrer Neueinſchätzung befteuen v.: 
Die neneften Häufer müfjen aljo die meifte Staats: und Communalmun: 
bezahlen , obwohl fie zum größten Theile an der Peripherie der Start: | 
Die Verhältniffe find alfo geradezu auf den Kopf geftellt. — Die Inn“ 
unferer inneren Stadt verdanfen ihre bebeutende Werths- und rteägnißfids.- 
zum großen Theile der räumlihen Ausdehnung unferer Stadt. fi . 
nicht geradezu widerfinnig, wenn die alten rventablen Häufer der inneren 3: 
eine niedrige und die viel weniger nußbringenden Häufer der Borftäbte cin: 
Grundſteuer zahlen?“ ꝛc. 

„Dieſer Zuſtand (der Syſtemloſigkeit) hat (wie die oben erwähniten 
Cette 238 jagen), jo lange zu feinen Klagen Anlaß gegeben, al8 die Zr 
felbft eine geringe und wenig drüdende war. Bon dem Augenblide an, z: 
veränderten Zeiwerhältniſſe erhöhte Opfer erbeildten, trat aber Das Yer!: 
hervor, Daß die Steuerlaft gleihmäßig, oder wie e8 die Verfaſſungs-Urkunde 
drückt, „nach möglichft richtigem Verhältniſſe“ aufgelegt werde“. 
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Wenn nun unſere Regierung in den Motiven fortfährt: „Dieſes Ver⸗ 
ngen ift ein gerechtfertigtes ꝛc. ꝛc.“, jo ft nach meinem Dafürhalten von ihr 
bit zur Genüge die Antwort auf die Frage ertheilt: ob e8 für die fächfifchen 
emeinden fi empfehle, ihre Bebürfniffe durch Zufchläge zu den erwähnten 
taatsſteuern aufzubringen? Wir befigen aber in Sachſen vom nädften Jahre 
noch eine Staatseinfommenfteuer, und es wird fih daher fragen: inwieweit 
diefe geeignet zur Aufbringung der communlichen Bebürfniffe in Form von 
uſchlägen zu ihr? Der Eintommenfteuer unterliegt da8 reine Einkommen 
; Steuerpflihtigen. Daffelbe ift durch die Einfhäsungs-Commiffionen umter 
mlichfter Berüdfichtigung der von den Steuerpflihtigen einzureichenden Decla⸗ 
toner, fowie unter Anlehnung an äußere Momente, welche einen Schluß auf 
3 Einkommen geftatten, im Wege freier Schägung feftzuftelln. Es jind dabei 
ch bezüglid der unter 1600 Mark betragenden Einkommen befondere, die 
iſtungsfähigkeit weientlih vermindernde wirthichaftliche Verhältniffe zu berüd- 
tiger infomweit, daß die Genfiten in die nächſt niedrigere Claſſe eingeftellt, oder 
ls fie in die unterfte Claſſe gehören, im Steuerfag um die Hälfte deB Be 
ges erleichtert werben. 

Es ift befannt, welde Kämpfe in unferen Kammern dem definitiven Be- 
luſſe, die Einfommenfteuer einzuführen, mit Bezugnahme auf die ftattgehabte 
iſchätzzung vorangingen, wie gerade die induftriellen reife, welche die erfte An- 
ung zur Verembarung des Geſetzes gegeben, am meiften der definitiven Ein- 
wung widerſprachen, geftüst auf das Anführen einer bedeutenden Heberlaftung 
r inpuftriellen und gewerblichen Volksclaſſen zu Gunſten der Landwirthſchaft. 
h Iafre bier unerörtert, inwieweit dieſes Anführen eine Berechtigung hat ober 
bt. Nach den Erfahrungen, die ic bei dem vorjährigen Abſchätzungswerke 
ammelt, habe id an dem Gelege in der Hauptlache Folgendes auszuftellen: 

Durch die Beftimmung, daß fämmtlihe Steuerzahler der freien Ab- 
ãtzung zu unterziehen find, und daß man nicht für die unteren Claſſen der 
euerpflichtigen eine Claffenfteuer mit dem Corrective der Berüdfichtigung ver— 
nterter Yeiftungsfähigfeit eingeführt hat, bat man den Abihätungs-Gom- 
jionen ein übergroßes Senfiten-Dlaterial auf den Hals gewälzt. Diefer Um- 
nd bedingt möglichfte Beſchränkung der Abſchätzungsbezirke. Dadurch entfteht 
r wiederum der Nachtheil, daß der zur ausgleichenden Gerechtigkeit nöthige 
kerblid über ein größeres Ganze verloren geht. 

Weiter enthält Das Gelet nicht die pofitive Beftimmung, ſondern läßt es 
er nad, daß in die Einſchätzungs-Commiſſionen zu den ftädtifchen Vertretern 

Induſtrie und Gewerbe x. Leute vom Lande, Leute der Landwirthſchaft 
gt werden. Nad meinem Dafürhalten müßte das Geſetz ausdrücklich vor= 
eıben, daß zu den ländlichen Abſchätzungs-Commiſſionen Leute aus der Stadt, 
den ſtädtiſchen Leute vom Lande binzuzuziehen find. Abgeſehen davon, daß 
n Daburd; ein neutrale Element in die Commiffionen brächte, würde damit 
beſten das ftete eiferfühtige Mißtrauen befeitigt und der Weg einer durch 
enfeitiges Verſtändniß herbeizuführenden Balance der Einfchägung befchritten fein. 

Endlih legt das Geſetz zu Ungunften des Commilfions - Vorjigenden, den 
Regierung ernannt, zu große Macht in die Commilfion. Es degradirt den 
rjitsenden reinweg zum Erpedienten der Commilfion und erfchwert ihm den 
derſpruch gegen eine ihm ungerecht ſcheinende Abſchätzung in einer Weiſe, daß 
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von einem Erbringen ber geforberten Nachweiſe durch den Vorſitzenden mebl ı 
in äußerft feltenen Tällen die Rebe fein wird. So tft es bereitd beum ı 
jährigen Abſchätzungswerke gelommen, daß nur zu viele Commiffionen ım B 
gefühle ihrer Macht Abichägungen fertig ftellten, denen das elericus clerie 
non decimat auf die Stim gelchrieben ftand, unter denen der Stand der 
bejolveten und Arbeiter auf das Uebelfte wegfam. Nach meinem Dafürkil 
läßt fi Dem nur vorbeugen dadurch, daß man dem Borfigenden einen grẽß 
Einfluß einräumt, als biöher, daß man ihm den Recurd gegen ihm unz 
ſcheinende Abſchahungen erleichtert, daß man dem einzelnen Vorſitzenden nd 
Bezirke überweift, vor der Abſchätzung ſelbſt aber dafür Vorkehrung trifft, 
den verſchiedenen Borfigenden eines weiteren Kreiſes möglichſte Uebereinfti 
über bie leitenden Grundſätze und maßgebenden Geſichtspunkte herbeizuit 
und daß man, um ein neutrales, nicht direct betheiligtes Element in de c 
miffionen zu bringen, in denjelben ſtädtiſches und ländliches Element nad :ı 
ftimmendem Verhältniſſe mifcht. 
Auf den Mangel, daß das Geſetz das nicht fundirte Einfommen : 
ſtark heranzieht, wie das fundirte, will ich bier nit weiter eingehen. 
An und für fi) betrachtet würde eine Erhebung der jtädtifchen 
durch Zuſchläge zu der Einkommenſteuer vecht zwedmäßig fein und den Rit:' 
Verwaltungen die große Arbeitölaft der eigenen Abſchätzung erfparen, Ic 
aber das Gele nicht die Möglichkeit einer ausgleihenden Gerechtigkeit Ihe. 
lange e8 dem Tleinlihen Egoismus feinen Riegel vorfchiebt, durch den m 
Ortſchaften fi in der Abſchätzung gegen ihre Nachbarorte niedriger zu ': 
ſuchen in einer die Feftbefoldeten und Teftgelohnten ſchädigenden Weiſe, ſe 
e3 feinen Unterfchied macht zwiſchen fundirtem und nicht fundirtem Einle 
kann ich für meine Perſon mich nicht für eine principielle Erhebung ver 
ſchen Bedürfniſſe durch Zuſchläge zu unſerer ſtaatlichen Einfommenftcue: 
ſcheiden. 
Damit hätte ich theilweiſe ſchon in die dritte der geſtellten Fragen: 
Entſprechen die herrſchenden Einrichtungen in den dem > 
faſſer bekannten Ländern den Anſichten des Verfaſſers er 
nicht? Welche Uebelſtände treten beſonders hervor, mic" 
die gewünfhten Reformen anzubahnen? 
hinübergegriffen, foweit als Die Einrichtungen bei uns ſtaatliche find. ga 
mir geftattet, hier ſofort noch anzufügen eine furze Beiprechung der ander. 
außer dem Modus des Zuſchlages zu den Staatsſteuern zur ‘Dedung ber : 
munlichen Bedürfniſſe in einigen ſächſiſchen Gemeinden geltenven Spfteme. 
find dies a. das Grund- oder Mietbfteuer -Eyften, und b. das nameat.:: 
Dresden noch mehr als anderwärtd in Hebung befindlie Syſtem ver int: 
(Confum:) Steuern. 
Das erfte diefer Eyiteme wurde bereitd auf dem ſächſiſchen Gemein! 
im Jahre 1872 von dem damals beftellten Referenten, den Handels 
Secretair Advocat Kirbach aus Plauen zum Gegenjtande der Perrne 
gemadt. Im feinem Referate ſprach ſich derjelbe über dieſes Syſtem : 
wie folgt: 
„Anders ftellt fi die Sache in Betreff derjenigen Gemeinden, melde : 
ber weder das Eintommenftener-Syftem, noch das Stantöfteuerzuihlags:S:t7 
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auch die Nothwendigkeit eines Aequivalents in Form einer Gehalts⸗Erhöhung 
für eine mit den übrigen Staatsbürgern gleiche Beſteuerung der Beamten 
— worauf die Motive eventuell hinweiſen — beſtreiten kann, fo kam ich mich 
den übrigen Motiven für die Beibehaltung dieſer Bevorzugung nur anſchließen. 
Es heißt daſelbſt: 

„Es entſpricht aber überhaupt der Billigkeit, das unfundirte Einlommen in ge- 
ringereu Maße als das fundirte zu belaſten, wobei davon auegugehen it, daß, da 
dieſem Grundſatze bei ber Veranlagung ber Etaats-, Clafien- und claffificirten Ein- 
tsmmenfleuer feine Rechnung getragen werden Tann, die um fo mehr bei ben Ge- 
meınde-Abgaben ftattzufinden bat, zumal die Staats⸗ und Gemeinde» refp. Kreis- 
und ‚Brosingialbeftenerung fid) — namentlih bei dem Syſteme der Zufchläge — ale 
en Ganzes darftellt. — Ausſchlag gebend für die in Rede ſtehende Frage war jedoch 
tie Erwägung, baß biefe zu Gunften ber unmittelbaren uud mittelbaren Beamten, 
Geiſtlichen, Kirchendiener und Glementarlehrer getroffenen Beſtimmungen zwar formell 
als ein Privilegium bezeichnet werben, materiell aber keine Bevorzugung enthalten, 
fendern nur eine Ausgleihung, welche nothwendig ift und bleiben wird, P lange die 
iactiſche Unmöglichkeit vorliegt, die Übrigen Claſſen der Steuerpflichtigen (Grundbeſitzer, 
Gewerbebetreibende, Rentiers 2c.) in der gleichen Weiſe wie die Beamten u. ſ. w. mit 
tem vollen Betrage ihres Einkommens zur Veranlagung zu bringen. Die Beibehal- 
tung der im dieſer Hinfiht zur Zeit beſtehenden geſetzlichen Beltimmungen erſcheint 
—* nicht blos und nicht hauptſächlich im Intereſſe der betreffenden Perſonen, ſowie 
im Intereſſe des öffentlichen Dienſtes als wünſchenswerth, ſondern dieſelbe wird gerade 
and dem Grunde, aus welchem eine Anzahl von Gemeinden um deren Beſeitigung 
detitionirt haben, nämlich zur Erzielung einer gleichmäßigen und gerechten Bertbeilung 
ter Steuerlaft, als geboten zu bezeichnen fein.” 


Freilich kam ih e8 nur als einen Mißbrauch dieſes Privilegiums an: 
ichen, wenn man baffelbe, wie factifch, jo interpretirt, daß nicht die Beamten 
mit der Hälfte des ihrem ganzen Dienfteintonnnen entiprechenden Steuerſatzes, 
jondem mit dem ganzen Steuerfage der der Hälfte ihres Dienfteinfommens 
entiprechenden Eintommensgröße zur Communalſteuer herangezogen werben. Bei 
progreſſiver Beſteuerung ift der Unterfchien beider Methoden natürlich klar, ja ſogar 
find die Beamten überhaupt fleuerfrei, wenn bie Hälfte ihres fonft fteuerpflich- 
tigen Einkommens weniger ald das Steuer-Minimum ausmacht. Ich halte diefe 
Art der Ausführung für umbillig gegen die Gemeinden und wiirde nur Die 
Steuer entiprechend ermäßigen. 

Eine allgemeine Regel über die Bertbeilung der Beiträge und 
Steuerarten in dem Stadthaushalte aufzuftellen, maße ih mir nicht am, 
da bier die concreten Berhältniffe zu verſchiedenartig geftaltet find. Aber da 
die Koften des Schul-, des Armen» und bes Polizeiweſens wohl überall über 
die Hälfte des Gemeindebedarfs ausmachen, fo halte ich die Aufbringung des 
Bedarfs mindeſtens bis zu diefer Höhe nach der allgemeinen Yeiftungsfähigkeit, 
alſo durch die Einfommenfteuer, für nöthig. Im die andere Hälfte mögen fich 
de Realſteuern und Beiträge theilen. 

Ich könnte noch eine Reihe von Einzelheiten, die ich fiir minder wichtig 
halte, al8 die angeführten Momente, über die Communalbefteuerung und deren 
beabfihtigte Reform beibringen, aber dies würde über den Rahmen der mir 
geftellten Aufgabe hinausgehen, mie denn aud zu meinem Bebauern ber mir 
normal zur Berfügung fehende Raum nicht unerheblich überſchritten zu fein 
ſcheint. Ich kann mich nur mit der Größe meiner Aufgabe entfehuldigen, Hinter 
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müffen, „daß bei Ausgaben, welche die Gemeinde zu Zweden macht, die 
einen politiihen als einen wirthſchaftlichen Charakter haben, alfo 5.2. i 
Anfrehterhaltung der Ruhe und Sicherheit, für Bolzezes 
u. |. w., fie aud die ‘Mittel, welche für diefe Zwecke verwendet werben, « 
demselben Wege der Befteuerung zu heben berechtigt iſt wie der Stui 
(Braun), „daß die Steuern für Kirhen-, Armen: md Schulmeik 
ihre abgejonderte Behandlung erheiſchen“ und „daß ſich für einzelne fan 
Ausgaben das Verhältniß zwiſchen Leiftung und Gegenleiftung noch firengr: : 
mitteln läßt al® dur eine Miethſteuer, 3. B. indem man ein Brüdaz! 
auferlegt (Weyer), und wenn, bei Lichte befehen, Die nanze Argumerr. 
dieſer Richtung nicht ſowohl auf die Rechtfertigung eine® Grund= oder I 
ſteuerſyſtems, als vielmehr auf die eined Gehfkhrenfuftend hinausläuft, d 
principtelle Berechtigung zu beftreiten Niemandem einfällt, fo bletbt in der ? 
zwiſchen der allgemeinen perfönlihen Steuer auf der einen und der Gebüb 
der anderen Seite für die Grund» oder Miethfteuer kaum noch irgend eine 
munale Leiſtung übrig, welche die Einführung eines befonderen —bjectfleuerftit: 
neben dem ohnehin nothmwendigen Syftem einer allgemeinen perfönlichen Z: 
ftatthaft oder wenigſtens zweckmäßig erfcheinen Tieße. 

Zur Veranſchaulichung der Sache möge auf die finanziellen Perbii 
derjenigen Gemeinde Hingewiefen werden, in deren Schoße der Gemein 
diesmal feine Berathungen pflegt, die in ganz bejonderem Grade den Char: 
einer modernen Gemeinde an fidh trägt und alle anderen ſächſiſchen Ganz 
an Raſchheit der Entmidelung übertrifft. Nach dem Haushaltplan ar 
Jahr 1872 hat die Stadt Meerane heuer einen Fehlbedarf ven 35,65:. 
Thlen. dur Anlagen aufzubringen. Bon diefem Fehlbevarf kommen auf Z2 
Armen- und Krantenkaffe, deren Erforderniffe zweifellos außer aller Bei: 
zu Grundbeſitz oder Miethe fteben, allein 23,019, 95 Thlr. ober 59, 
Rechnet man hierzu, wie man wohl muß, da es fi) dabei in der Haup 
nur um die Befriedigung eines rein perfönlichen Bedürfniſſes Handelt, nos 
Fehlbedarf der Waſſerkaſſe, jo erhält man zuſammen 24,415, 55 Tl. « 
35 200. Bon dem Reſte des Fehlbedarfs würden nur die auf Str 
Brüden=, Ufer- und Canalbauten entfallenden 6359, 75 Thlr. oder 1: 
mit einiger Beftimmtheit der Grund- oder Mietbfteuer zugeiwiefen werden Er 
Rechnet man hierzu noch die für Beleuchtung der Strafen und öffen: 
Plätze erforderlichen 1800 Thle., fo fleigt Diefer Betrag auf 8159, 75 7. 
oder 21, 1%. Nimmt man ferner an, daß die für Gapitalzinfen und Ser 
tilgung erforderlichen 4392, 96 Thlr. durchweg hierher zu rechnen find, = 
jedenfall8 nicht zutrifft, da erfahrungsmäßig die meiſten Echulden für S= 
des Kirchen-, Schul=, Armen- und Krankenweſens aufgenommen werter 
fommt man immer erft auf 12,552, 71 Thlr. oder 32, 5%,. Repartitt r 
den noch verbleibenden Reſt an 1687, 04 Thlr. oder 4, 4%/,, der auf Ahr: 
Beloldungen, Expeditionsaufwand und anbere dergleichen Generaftoften jaß:, : 
hältnigmäßig auf obige 24,415, 85 und auf diefe 12,552, 71 Thlr., fo” 
ver legtere Betrag auf 34%,. Im Wirklichkeit wird derſelbe durchſchru: 
nie 300/, erreichen, vermuthlich nicht einmal 25%, überfchreiten. Wehnlih :: 
die Berhältniffe in allen Gemeinden und inäbefondere in allen Stabrgemer:. 
Wegen dieſes geringen Antheild an dem durd Anlagen aufzubringender "' 
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ſammtbedarfe aber eine beſondere Steuer einzuführen, deren principielle Berech⸗ 
tigung überdies ſehr zweifelhaft iſt, und die unter allen Umſtänden wenigſtens 
theilweife vom Grundbefiger auf den Miether übermälzt und von dem Letzteren 
an der allgemeinen perſönlichen Steuer eripart werden würde, das wiirde fidh 
vom Etandpunfte einer praktiihen Finanzpolitit fchwerlich rechtfertigen laſſen. 

Das Syſtem der in Dredden geltenden indirecten Steuern dagegen tft in 
dem 1. Hefte der Mittheilungen des ftatiftiihen Bireaus der Stadt Dresden 
von dem Director des Büreaus Herrn Dr. R. Jannaſch des Eingehenderen 
dargelegt und beiprochen worden. Derfelbe faßt das Reſultat feiner Erörte⸗ 
ungen in folgende Säge zufammen, denen ich für meinen Theil mid nur an- 
ihliegen kann: 

1. „Die Bertbeilung der ſtädtiſchen Conſumſteuern auf Die verſchiedenen Claſſen 
der Bevölkerung entipricht nicht der Vertheilung des Vermögend und Einkommens 
der Einwohner. Inden die Conjumfteuern den Aermeren mehr ald den Wohl- 
babenden belaften, involviren fie dem Erſteren gegenüber eine Ungerechtigkeit. 
Sie ſchädigen dadurch das Anjehen der öäffentlihen Autorität und reizen zur 
Tppofition der Benachtbeiligten gegenüber ver beftehenven geſetzlichen Ordnung. 

2. Die Eonjumfteuern find, fpeciell mit Bezug auf ‘Dresden, weniger wegen 
der von ihnen verurfadhten dconomiichen Belajtung der Aermeren, als vielmehr 
aus moraliichen und forialpolitiichen Gründen zu bejeitigen. 

3. Die ftäbtiihen Confumfteuern find eine ſchwere Schädigung für ven 
eg wie Waarenverfehr und verlegen die vom Staate garantirte Verkehrs⸗ 
freiheit. 

4. Wegen der hohen Zerwaltungstoften find die Confumftenern am beiten 
durch eine ſubſidiäre Einkommenſteuer zu erjegen. 

5. Die häufigen, im Gefolge der Confumfteuern auftretenden unvermeib- 
baren Defraudationen wirkten demoralifirend auf den Geift der Verwaltung und 
Vevölkerung. 

6. Die Beibehaltung des indirecten Steuerſyſtems involvirt bei eintretenden 
Ausfällen in den ſtädtiſchen Einnahmen die beſtändige Gefahr der Erhöhung 
und Vermehrung der beſtehenden Conſumſteuern und deren Nachtheile. 

7. Die von den Vertheidigern der Conſumſteuern aufgeſtellte Behauptung, 
daß die Aermeren, namentlich die Arbeiter durch erhöhte Lohnforderungen die 
Steuer auf Dritte überwälzen, iſt unbegründet. Wäre aber auch dieſe Behaup- 
tung gerechtfertigt, jo würde, wenn die Wähung ihren Kreislauf vollendet, der 
Arbeiter doch zur Leiftung der Steuer herbeigezogen werben. 

8. Bei nicht genügend ausgebildeter Concurrenz gereicht die Aufhebung der 
Conſumſteuern vorzugsweise den PBroducenten und Händlern der befteuerten Objecte 
zum Bortbeil, während fie bei genügend ausgebildeter Concurrenz den Conſu⸗ 
menten zu Gute kommt”. 

Nah unferer Communalgefeggebung (K 28 der Revidirten Städteordnung) 
fönnen zwar indirecte Abgaben feiten der Gemeinden auch fernerhin noch erhoben 
beziehungsweife neue eingeführt werden, doch kann deren Erhebung nur mit Ge- 
nehmigung der höchſten Regierungsbehörde und unter bejonderen örtlichen Ver— 
hältniffen ftattfinden, und e8 ſcheint mir, als ob man in den Städten, wo der- 
gleihen noch beftehen, dem Vorgange der meiften übrigen Stadtgemeinden des 
Yandes folgen, und die Einfommenfteuer an Stelle diefer indirecten Abgaben ſetzen wolle. 
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Aus der von mir bisher geübten negativen Kritik geht hervor, daR ih ein 
beſonderes Communalſteuerweſen für erforderlich erachte, und deshalb wende ih 
mich zur Beantwortung der weiteren Frage: 

Wie ift ein befonderes Communalfteuermeien, mo ein 
ſolches nöthig erfheint, zu organifiren, melde Stenerarten 
find inden Communen einzuführen und in weldem Verhält— 
niſſe Tollen diefe Steuerarten zu einander ftehen? 

Dei Gelegenheit der im Jahre 1875 flattgefundenen Berfammlung Ye 

Vereins für Socialpolitit gelangte die Berfammlung dazu, als Staatsftener an: 


in ben unteren Stufen progrelfive allgemeine Einfommenfteuer in Berbindun | 


mit einer allgemeinen Bermögenöfteuer unter theilweifer Aufrechterhaltung det 
Steuern auf unbewegliches Vermögen, inſoweit fie ſeit langer Zeit in em 
Die übrigen Ertragsfteuern weſentlich überfteigenden Höhe beftanden haben, zu 


empfehlen. Ich babe damals fur diefe Refolutionen geftimmt, und ſtehe aut 


heute noch auf demſelben Standpuntte nicht blos in Anfehung der Staats-, jondern 
auch der Communalfteuer. Wenn ich den Staat: wie Den Gemeindebürger ver: 
gleihen darf mit einem Baume, wenn er dem Baume gleich in dem Boden der 
aatlichen Geſellſchaft, in der Gemeinde wurzelt, aus Diefem Boden die Zift: 
feiner geiftigen, feiner wirthſchaftlichen Eriſtenz zieht, dann ergiebt ſich für mit 
als Reſultat, daß er, wie der Baum nach feinem befleren oder geringeren Stant- 
orte befjere oder geringere, reichlichere oder minder reichliche Frucht bietet, aud 
ſeinerſeits gehalten ift, nad) feiner „Leiſtungsfähigkeit“ beizutragen zur Srhaltun; 
bes Bodens, in dem er murzelt, zur Erhaltung ber geiftigen und wirthiäai: 
lichen Säfte und Kräfte in demfelben, die ihm im fteten Kreiölaufe immer wie: 
jelbft mit zu Gute fommen. Habe ich nun oben bereits darzuthun verfuct, os 
welden Mängeln die bis jest bei uns in Uebung befindlichen Steuerſyſten 
franfen, daß fie die „Leiſtungsfähigkeit“ des Individuums nur von einem ot 
einigen feftgegebenen Gejichtöpunften aus zu betrachten erlauben, dann ergiek: 
fih für mid als zwingende Nothwendigfeit, daß ih mid einem Syſteme ju: 
neige, welches wenigſtens im Principe e8 mir ermöglicht, mir die Leiftungsfähg: 
keit einer Perfon von allen Seiten betrachten und beurtheilen zu können, und 
dieſes Syſtem iſt eben die Einkommenſteuer mit ihrer „freien“ Schätzung, einer 
Schätzung, mit ber ſich naturgemäß die im Billigkeitsgefühle eines Jeden begrüm 
dete „Berückſichtigung geminderter Leiſtungsfähigkeit“ vereinigt. Ich gebe gem 
zu, daß in der Praxis die Beurtbeilung der Yeiftungsfähigfeit ſehr ef * if, 
daß man gründlich daneben greifen kann. Dieſes Fehlgreifen wird jedoch im 
enger begrenzten Raume in der Gemeinde, wo man sit venia verbo Hühner 
und Gänſe bes Betreffenden zu kennen pflegt , ungleich feltener und unglad 
weniger in ber Differenz zu Tage treten. Diele einfache Erwägung, welde für 
die Einführung der Einfommenfteuer in den Communen fpricht, jcheint mir aub 
dazu geführt zu haben, daß Die Städte meines engeren 4 Heimathlandes Sachſen 
bis auf wenige zur Einkommenſteuer, ſei es mit, ſei es ohne Progreſſion — 
letzteres nur ſehr wenige — übergegangen find und an diefer VBefteuerungsert 
fefthalten. Leider haftete wohl den meiften dieſer Regulative ber Mangel an. 
daß unfundirtes Einkommen genau ſo behandelt wurde, wie das fundirte. Dem 
iſt jedoch zum großen Theile abgeholfen durch $ 30 unferer Revidirten Sudte- 
ordnung, der da lautet: 
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„Wenn Gemeinbeanlagen nach dem Mafftabe des Einkommens erhoben 
werden, find feſtes Dienfteinfommen, Wartegeld und Benfionen nur zu *, in 
Anſchlag zu bringen”. 

Leider begreift diefe Beſtimmung nicht den „Lohn“ der Arbeiter in fid, 
was ich fiir meine Perfon, da er eben auch nur unfundirtes Einfommen ift, für 
eriorderlich erachte. Diefe Erwähnung des Arbeitslohnes führt mich zu einer 
weiteren Bemerkung: 

Es ift eine alte Hegel, daß da, wo Licht, auch Schatten iſt. So Bat ſich 
denn feit Aufhebung der Paßbefchränfungen und Einführung der Freizügigkeit, 
ingleihen des Lohnbeſchlagnahmegeſetzes wohl in allen Gemeinden berausge- 
ftellt, daß der Ausfall an Steuern bei der Claſſe der Arbeiter in ganz erheb- 
licher Progreifion zugenommen bat und einer Gemeinde-Finanzvenwaltung nicht 
unerhebliche Verlegenheiten und Arbeit verurfacht. Diefer Ausfall wächſt, je 
mehr bie Gemeindefteuerlaft wächft und im Wege der directen Steuer aufgebracht 
wird, da die directe Steuer eben des Charafterd der Unmerflichfeit wie die 
indirecte entbehrt und zuweilen etwas hart auf den Beutel fällt. Diefer Um: 
ftand bat mich ſchon bei mandem meiner Herren Collegen eine Geneigtbeit 
finden Taffen, einen Aufbringungsmodus der Gemeindelaften in der Richtung zu 
befürworten, daß wenigftend ein gewifjer Theil der Gemeindelaſten durch in- 
directe Steuern (Bier-, Schlacht⸗, Branntweinfteuer ꝛc.) aufgebracht, und der 
Arbeiterftand dann von der Einkommenfteuer befreit werde. Bislang babe ich 
mih damit noch nicht befreunden fünnen aus den Gründen, die überhaupt den 
indirecten Steuern entgegenftehen, ich meine aber, daß man weder zu dieſem 
Mittel, noch zur Aufhebung der geſetzlichen Beftimmungen über Freizügigkeit zc., 
die man von gewiffer Seite ebenfalls befürwortet, zu Ichreiten braucht, ſondern 
daß man alles Dies erreicht, wenn man ben Gemeinden das Hecht verleiht, da, 
wo nöthig, die geringe Steuer des Arbeiterd von deſſen Arbeitgeber als einen 
Berlag zu erheben, den er dem Arbeiter anı Lohne kürzen Tann, genau fo, wie 
es bisher fchon bei und und zwar mit fehr gutem Erfolge und ohne alle Be- 
brüdung bei der Gewerbe: und Berfonalfteuer geſchehen ift. 

Ich meines Theiles faffe daher meine Anficht über Communalfteuerweien 
dabın zufammen: 

1. Die Gemeindelaften werden am zweckmäßigſten im Wege einer in den 
unteren Stufen progrefjiven Eintommenfteuer erhoben. 

2. Durch procentale Abzüge am ermittelten Einfommen tft eine der Billig- 
leit ent|prechende Berüdjichtigung des unfundirten Einkommens herbeizuführen. 

3. Die geminderte Leiftungsfähigkert ift thunlichſt durch Einftellung in eine 
medrigere Claſſe zu berüdfichtigen. 

4. Die ſubſidiäre Einführung indirecter Steuerarten zur mehrerer Heranziehung 
des Arbeiterftandes ift zu verwerfen, dagegen den Gemeinden das Recht zu verleihen, 
die Steuer des Arbeiterd dem Arbeitgeber als Verlag abzufordern. 

5. Um die Directe Steuerlaft jo wenig drüdend, als möglich zu machen, 
empfiehlt ſich die Einführung von jo viel Hebeterminen, als ohne Schädigung 
des Geſchaftsganges der Gemeinde:inanzverwaltung eingeführt werden fönnen. 

6. Das Recht der Gemeinden, Sporteln und Gebühren als Gegenleiftungen 
zu erheben, ift thunlichft zu erweitern. 


— — 22— — 
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Ueber die Frage der Communalbeſtenerung. 
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Bon Profefſſor Dr. Ernft Meier in Halle a. ©. 


I. 


Es kann zunächſt feinem Zweifel unterliegen, daß die Regelung des com= 
nmalm Steuerweſens in allen wejentlichen Beziehungen durch die Stantsgewalt 
ı erfolgen bat, nicht aber durch die Communen felbft. 

Man ift ja überhaupt längft davon zurüdgelommen, in Lokalen Sonderrechts⸗ 
lungen die Ergebniſſe des unmittelbar wirkenden Volksgeiſtes zu erbliden, man 
temmt heutzutage vielmehr ziemlich allgemein an, daß eine derartige Autonomie, 
can fie überhaupt auf einem Maren Bewußtſein und nicht etwa auf der Enge 
8 Horizontes beruht, in der Regel lediglich das Ergebniß Lokaler Rechthaberer, 
” Allem aber deö Iofalen Egoismus if. Man iſt auch Heutzutage darüber 
mz allgemein einverftanden, daß aus der Einführung der jog. Selbftverwaltung 
& etwa eine Erweiterung der Autonomiebefugniß zu folgern ift, daß ım Ge 
nthel in demſelben Maße, wie die Anwendung des Staatswillens auf den 
nreten Tal an VBertrauensmänner der communalen Berbände übertragen wird, 
e Feſtſtellung des Staatöwillend nicht gleichfall® zeriplittert werben, vielmehr 
atralifirt werden muß, und nur geübt werden darf durd die Krone im Zu⸗ 
mmenwirken mit den zu parlamentariiher Einheit verſchmolzenen Dent- und 
ıllensfräften der ganzen Nation. 

Das aber gilt ganz vorzugsweife von der Feftftellung des communalen 
manzrechts. Und zwar aus einem doppelten Grunde. Es iſt zunädft ein 
zundzug des preußiſchen Communalwefens, im vollften Unterichieve von England, 
5 die Communen im weiteften Umfange die Grenzen ihrer Competenz ſich 
(ft beftimmen, und daß demgemäß faft überall die ſog. facultativen Ausgaben 
e gefetslichen weitaus überfteigen. Diefer Grundſatz gilt auch keineswegs bloß 
t die Einzelgemeinden, jondern auch, mit Ausnahme der Amtsgemeinden in 
u meiften Provinzen, für die Communen höherer Ordnung, tnöbefondere 
ı die Kreile; und zwar hat man fich bet der Berathung ver Kreisordnung 
t vollem Bewußtſein für denjelben erflärt, wie bie Ablehnung des Miquel- 
Sferichen Antrages und die bei diefer Gelegenheit ftattgefundene ‘Debatte Des 
aheren erweiſt, obgleich dadurch die Gefahr nicht ausgeſchloſſen ift, daß Die 
nzelgemeinden, namentlid, die Landgemeinden, im Laufe der Zeit an ihrer bis- 
gen Competenz Einbuße erleiden können. 
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Dazu kommt nun noch, daß ein zweiter ebenfo durchſchlagender Grundietz 
des preußifchen Communalwejens der ift, daß die Bildung der communalen Or— 
gane durchweg auf Cenſus und Clafjeneintheilung beruht, wie denn das jez 
Dreiclaffenioftem bekanntlich zuerft nicht auf ſtaatlichem, fondern auf communalm 
Boden entftanden tft, und wie auch die Zufammenfegung der neuen Kreistage, 
und damit indirect der Provinziallandtage durchaus auf einer Intereflenvertretung 
berubt. (Das Nähere darüber in meiner Abhandlung über dad Verwaltungs 
recht, in v. Holgendorff’8 Encyel. I. Dritte Auflage 1876.) Es bedarf nun ar 
feiner näheren Ausführung darüber, dag man foldhe Intereflemwertretung der — 
ßerſten Verſuchung ausfegen würde, wenn man fie nicht bloß darüber entſchee 
lafien wollte, für welche Zwecke communale Mittel verwendet werden, fontc: 
auch Darüber, nah welchem Maßſtabe diefe Deittel aufgebracht werben jez. 
Es braucht dabei Teineswegs an bewußt eigennügige Motive gedacht zu werke. 
ed fehlt jolhen Iocalen Vertretungskörpern einfach diejenige Erhebimg über de 
laffenintereffen, diejenige Yäuterung des Charakter und des Geiftes, die in 
der Bolfsvertretung ſelbſt dann vorhanden zu fein pflegt, wenn fie gleichiele 
nad Cenſus und Claffeneintheilung gemählt fein follte. Jedenfalls aber it «& 
eine Thatfache, für welche Oneift auf der Tribüne des Abgeordnetenhaufes ı:: 
terefiante Belege beigebracht bat (Sigung vom 3. Mat 1861, ©. 1041; &: 
läufig audy in der Sigung vom 9. November 1869), daß in zahlreichen näl« 
Die Majorität der Bevölkerung und demgemäß der Vertretungskörper es tie 
zufegen gewußt hat, daß die communalen Laften, troß des beftehenden ftoatlit“ 
Aufſichtsrechts, auf die Schultern der Minorität, und zwar ohne alle iner: 
Begründung, abgemälzt wurden. 

Damit ift nun aber keineswegs gelagt, Daß ein Commumalfteuergefeg r- 
fouverainem Abſolutismus einheitliche Normen fir Stadt ımd Land, für Ein: 
gemeinden uud für Communen höherer Ordnung feftzujegen hätte. Es ergich 
fich vielmehr von felbft, daß ſchon die Berfchiedenheit der Aufgaben, die Ve— 
jchiedenheit der Vermögensverhältniſſe der Bevölkerung in den verſchiedenen Lanz: 
theilen eine derartige Uniformität von vornherein verbieten. 

Es ift aber ferner eine Illuſion, wenn Jemand glauben follte, daß tr:: 

noch ſo forgfältiger Specialiſirung eines ſolchen Geſetzes die Communalſterer: 
erhebung jemals zu einer bloßen Geſetzesanwendung gemacht werden fünzz. 
Bielmehr ift unter allen Umftänden ſowohl den Verwaltungsbehörden ein gariit 
Discretionatred Ermeſſen, wie auch den communalen Organen ein gemwifles Gebn 
freier Selbftbeftimmung zu belafien, jo daß alſo Normalregulative, Gemeint: 
beſchlüſſe und Verwaltungsentſcheidungen zwar gegen früher eingefchräntt, ak: 
keineswegs ganz bejeitigt werben fünnen. | 

Es gehört zu den fchwierigften Aufgaben der Gefeggebung, dieſe Grerzs 
überall richtig zu ziehen. 





I. 


Die wichtigſte Frage in Bezug auf den Inhalt eines Communalſtener⸗ 
Geſetzes ift nun offenbar die, 6b im demfelben ein eigenes vom flaatlichen Eteucr: 
Inftem abmeichendes Communalfteuer-Syftem aufgeftellt werden Toll, oder ob ta 
Syſtem communaler Zuſchläge zu den Staatsſteuern genügt. 
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Ein beſonderes Communalſteuerſyſtem erſcheint nur dann gerechtfertigt, 
wenn jich erftens eine Wefenswerichiedenheit von Staat und Commune, und wenn 
ſich zweitens ein Steuerfuften nachweiſen Tiefe, welches diefem vom Wefen des 
Staats abweichenden Weſen der Commune völlig adäquat wäre. 

Beides aber läßt fich nicht nachweiſen. 

1. Was zunähft das Verhältniß von Staat und Commune betrifft, fo 
ergiebt fi, wern man dabei abfieht von Zuftänden, wie fie der Theorie nad) 
vielleicht fein follten, aber nicht find, und lediglich aus den gegebenen Verbält- 
nen des preußiſchen Rechtszuſtandes heraus argumentirt, Folgendes: 

Die Wirkfamteit des Staateß erjtredt ſich zunächſt mit Ausſchluß der Ge— 
meinden auf das geſammte Gebiet der Gejetgebung, indem das den communalen 
Verbänden delegirte Recht ftatutarischer Anordnungen bei der ausnahmslos 
torbehaltenen ftaatlihen Genehmigung lediglich als ein unmaßgeblider Vor: 
ſchlag ſich darftelt. Die Wirkſamkeit des Staates ift aber im Prinzip eine 
ebenſo ausſchließliche auf weiten Gebieten der Verwaltung, insbeſondere auf 
den Gebieten der auswärtigen Verwaltung, des Heerweſens und der Juſtiz. 
Mit dieſen Dingen haben die Communen entweder gar nichts oder doch nur 
m der Stellung von untergeordneten Hülfsorganen des Staates zu tbun, 
indem fie etwa zu einer Mitwirkung bei der Verwaltung des Heerweſens durch 
die Führung der Milttär-Stammrollen, durch Theilnahme am Aushebungs- 
geihäft, bet der Vertheilung der Einquartierungslaft, und indem fie ebenfo zu 
einer Mitwirkung bet der Vermaltung des ftaatlichen Finanzweſens durch Theil⸗ 
nahme an der Veranlagung und Erhebung der Staatöfteuern, übrigens bei den 
verichiedenen Steuerarten in verfchiedener Weife, berufen find. 

Neben dem erwähnten giebt e8 nun aber noch ein weites Gebiet öffentlicher 
Thätigkeit, welches zwar erft auf den höheren Stufen ftaatliher Entwidlung zur 
Ausbildung gekommen ift, aber doch trog aller dagegen erhobenen Einwen⸗ 
dungen täglich ſich ausbreitet. Das iſt das Gebiet der inneren Verwaltung, 
und das ift zugleich dasjenige Gebiet, auf welchem neben dem Staate die Ge: 
meinde in wejentlich ebenbürtiger Etellung zur Erſcheinung gelangt. 

Verſuchen wir zunädft, den Begriff diefer inneren Verwaltung feftzuftellen. 

So zahllos auch die verſchiedenen Zweige derfelben find, und jo mannigfaltig 
de in dieſen verfchiedenen Zweigen entwidelte öffentliche Thätigkeit ift, fo er— 
"heint doch Eins als gemeinfam. Es Handelt ſich dabei überall zunächft um die 
Förderung der inzelperfönlichfeit durch die Kräfte der Gefammtbeit, und zwar 
da, wo die Kräfte der Einzelnen ſär fich nicht ausreichen würden, um die im 
Weſen derfelben liegende Entwidlung und Vervollkommnung zu erlangen. Es 
ft dabei gleichgültig, ob dieſe öffentliche Fürſorge mehr in negativer 
Onfiht fich äußert, in der Abwendung von Gefahren, welche den Einzelnen 
and dem Thum der Menſchen, aus den Kräften der umgebenden Natur bes 
drohen, oder ob fie in mehr pofitiver Weile die Mittel individueller Forts 
bildung darbringt. Darauf beruht in Iegter Inſtanz alle Sicherheitöpolizei, 
alles Geſundheitsweſen, von der Hinderung fog. gefährlicher Anlagen und ungefunder 
Bohnungen an bis zum Impfzwang, zur Kanaliſation, zu den Borbeugungsmitteln 
gegen anftedende Krankheiten bei Menſchen und, Thieren; darauf beruht das ges 
ſammte Communicationsweſen, bie Herftellung von Verkehrsmitteln und Verfehre- 
anftalten der verfchiedenften Art; darauf beruht alle öffentliche Fürforge für bie 
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Urprobduction, indbejondere die Waldwirtbichaft und den Bergbau, fir die Inbufrr: 
inshejondere die Fabrik⸗ und Waflergefeßgebung, für den Handel, insbeſonde 
das Münz:, Maaß- und Gewichtsweſen; darauf beruht die Unterflügung cı 
Hülfsbebürftigen, das geſammte Unterrichtd- und Bildungsweſen und vieles Ande: 

Wenn man nun weiter fragt, wie fi) der Staat und die Commux 
diefe öffentliche Fürſorge tbeilen, fo iſt unendlich oft, namentlich aber ven d 
Vertretern der fog. deutihen Freihandelsſchule, in Beitichriften und auf wc 
wirthſchaftlichen Congreſſen behauptet worden, daß die Gemeinde Iediglich ein mırt: 
ſchaftlicher Verband, eine öconbmilche Gruppirung fei (oder wie Einige voricx 
fi ausdrückten, wenigftens fen folle), daß fie demgemäß darauf beichrän: iı 
zwilchen ihren Angehörigen „vie Arbeit ohne Transport zu theilen“, daß ik‘ 
gegen eine „ethiſche Seite durchaus nicht habe, und feine einzige Ausgabe 1:5 
welche nur der idealen Geſammtheit zu Gute komme“. 

Es iſt nun ganz unverkennbar, daß die ſämmtlichen Funktionen der sc: 
Berwaltung fich entweder auf die perfönlide oder auf die wirthſchaftliche — 
widlung des Einzelnen beziehen, und daß aljo die innere Verwaltung 7 
weder die materiellen oder die idealen Intereilen des Einzelnen fördert. In: 
daraus ergeben fich doch zunächft nur zwei intellectuell von einander gelbux 
Gebiete. Diefen Unterfchied aber fofort in die Praxis zu übertragen, ur > 
nach die Competenzgebiete von Staat und Gemeinde abzugrenzen, vwerbiei: t 
zunächſt ſchon wegen der großen Unbeftimmtheit des hier vorliegenden Kinia 
lungsprinzips. Denn was heißt ſchließlich wirthichaftlihe Entwicklunz -| 
wirtbfchaftliher Verband? Es beruht lediglich auf Convenienz, ob man Cr. 
fation, Nachtwachweſen und dergl. der wirthſchaftlichen oder der fonftigen > 
waltung, inöbefondere den Sanitätsweſen, der Sicherheitspolizet, zuſchieben %: 
und es läßt fich bei einigem guten Willen geradezu Alles auf den wirtbidar.: 
Factor reduciren. 

Ein Blid auf die Wirflichkett zeigt aber vollends, daß nad dieſem Tr: 
die Abgrenzung des Wirkungskreiſes zwiihen Staat und Commune nicht erfe;;: 

Denn auf der einen Seite, jo umfafend auch die wirthichaftlicen 3: 
gaben find, welche den communalen Verbänten höherer und nieberer Tri: ! 
durch die Fürſorge für Beleuchtung und Straßenreinigung, für Feuerliisr: 
für die Herftellung von Wegen und Chauffeen obliegen, jo verfolgt vn! 
Etaat gleichfalls den Zweck, „das Zujammenleben einer größeren Anzati :: 
Menſchen möglichft bequem und vortheilhaft zu machen“, die Einzelwirtb'” 
in Erfüllung ihrer matertellen Aufgaben zu unterftügen. Das Berrahr: ! 
früheren franzöfiichen Regierung, weldye mehreren Privatcompagnien Dar “. 
der Ausbeutung der Sanäle zu dem Zwecke mit erheblichen Opfern abtauft: - 
die Zransportfoften der Steinkohlen zu ermäßigen, deren Einfuhrzoll kurz c-“ 
durch den engliſchen Handelsvertrag herabgefett war, ſteht doch keineswegs: 
einzelt da. Vielmehr handelt jede Regierung, welche auf Die Gefahr eines 
ficits Hin und trotz eines Deficits Canäle, Eiſenbahnen, Poſt- und Telegꝛae 
anſtalten herſtellt, welche ſog. productive Ausgaben, etwa für Melioratioren " 
Förderung der Forſteultur, für Pferdezucht, für die Anlage von Häfen aut! 
Budget bringt, und melde wohl gar für dergleichen wirthſchaftliche Anc 
Staatsſchulden contrahirt (und bekanntlich find unjere Staatsſchulden are 
Kriegs-, reip. Mobilmachungs⸗ und Marineſchulden, oder Eifenbahnihulden: :: 
cipiell ganz ebenfo. 
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Und auf der andern Seite, jo mannigfaltig und bedeutungsvoll gerade die⸗ 
jenigen Aufgaben des Staats find, die fi) auf Das rein perjönliche Leben feiner 
Angehörigen beziehen, jo ift Doch auch die Commune in umfafiendem Maße 
dabei betbeiligt; insbeſondere beim Schulweſen. Es thut Nichts, daß jede 
ẽffentliche Thätigkeit auf diefem Gebiete von einigen Heißſpornen der og. deut- 
ſchen Freihandelsſchule perhorre&cirt wird, daß auf einem volfSwirthichaftlichen 
Congreſſe die Anficht aufgeftellt werden konnte, die Eltern der Schulkinder Tollten 
gerade ſoviel Schulgeld zahlen, als zur Erhaltung der Schule nothmendig ſei, 
ebenfo wie diejenigen, welche Badwaaren eſſen wollten, diefelben bezahlen müßten. 
Zrogdem giebt nicht nur der Staat, ſondern geben auch die Gemeinden große 
Summen fir das Schulmefen aus, die Gemeinden weit über ihre gefetsliche 
Verpflichtung hinaus, indem fie faft überall die Sorge für die Volksſchule der 
<chulfocietät abgenommen und auf das Communalbudget übertragen baben, 
indem vielfach Gymnaſien und Nealichulen aus communalen Mitteln gegründet 
iind und in Berlin gegenwärtig die Abficht befteht, verbältnigmäßig beveutende 
Summen fir das Schulaufſichtsweſen auf den Etat zu bringen. Die Gemein- 
den find aber auch neuerdings beim Vormundſchaftsweſen betheiligt worden, in- 
dem das Inſtitut der Waifenräthe gejetzlich zu dem ausgefprochenen Zwecke ein= 
geführt iſt, um den Gemeinden mit Rückſicht auf ihr erhebliche Intereife an 
der Erziehung ihrer künftigen Mitglieder eine Mitwirkung bei der Yührung der 
Vormundſchaft zu verſchaffen; die Waifenräthe find injofern geradezu die Vertreter 
der Communen, wiederum aber erwachſen biefen Legteren daraus: erhebliche Auf- 
wendungen. Ste find ebenfo bei der Führung der Standesregifter betbeiligt. 
Sie Haben endlich die ausſchließliche Furſorge für Hülfsbedürftige, wenn bieje 
ſich auch zwiihen Communen höherer und niederer Ordnung theilt; das Armen- 
mien kann doch aber nicht füglich der fog. wirthichaftlihen Verwaltung zuge- 
Ihrieben werden, am wmenigften auf dem Standpunkte der deutſchen Freihandels⸗ 
Ihule, es würden fi daraus in der That eigenthümliche Confequenzen ergeben. 

Das Refultat iſt demgemäß Folgendes. So wenig es gerechtfertigt werben 
kann, wenn man Die Gemeinde den Staat im Kleinen, den Mikrokosmos des 
Staates oder den Localſtaat genannt bat, da die Functionen des Staates un- 
endlih umfaflender find, als die Yunctionen der Kommune, fo befteht doch auf 
demjenigen Gebiete, auf welchem die Sommumne eigentlich allein fich geltend macht, 
auf dem Gebiete der inneren Verwaltung eine Oleichartigfeit der Aufgaben, und in: 
ſofern auch eine Wefensgleihheit von Staat und Commune, fo daß innerhalb 
diejeg Gebiete im Allgemeinen Allee, was die Gemeinde beforgt, auch ber 
Staat beforgen könnte, und umgekehrt. 

Das Princip für die Abgrenzung von Staat und Gemeinde Tann alfo nur 
das fein, daß der Staat diejenigen Functionen zu übernehmen bat, welche überall 
möglihft gleichmäßig ausgeführt werben müffen, die Commmne Dagegen diejenigen, 
welhe zunächft nur die Localität berühren, und welche, je nachdem die Bedürfniſſe 
größer oder geringer, bie Mittel veichlicher oder Inapper find, in verſchiedener 
Weiſe hergeftellt werden können. 

Daraus ergeben fich aber Conſequenzen in einer doppelten Richtung. 

Es dürfen nämlich einerfeits nicht folche Aufwendungen, welche das Staats: 
ganze betreffen, auf die Communen abgewälzt werden. So ſehr e8 aud in ben 
Verhältnifſen liegt, daß der Umfang der öffentlichen Thätigfeit und damit auch 
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der öffentligen Abgaben ftetig zunimmt, und zmar nicht blos relativ, ſonden 
abjolut, über die Zunahme der Bevölterung und die Entwerthung ded Kris 
hinaus, fo wenig läßt es ſich doch rehtfertigen,, daß die Communalbudgets ur 
Communalftleuern ſehr viel erbhebliher zunehmen, als die Staatöfta:: 
und die Staatsbudgets. Ein ſolches Syſtem übertriebener finanzi.: 
Decentralifation überlaftet die ärmeren Gemeinden und Hat zur Folge, det 
die Communalfteuern wie Matritularbeiträge, daß fie fopffleuerartig wire, 
Es iſt doch keineswegs ein gefunder Zuſtand, wenn ſchon jet, nad) den & 
mittelungen Neumann's, die Staats: und die Communaljteuern der üftluhen :°: 
der meftlihen Provinzen, aljo der ärmeren und der reicheren Landestheile, 
umgefebrten Berbältnifle zu einander ftehen, daß alio deſto mehr Sommi: 


















—E Bundes fid) der on für leide Sonsaufmendunge air: 
überhoben, und dadurch in den Etand gefetzt waren, ihre finanzielle Kraft til: 
an Aufgaben zu fegen, welche ftreng genommen zur Competenz der Comm: 
niederer oder höherer Ordnung gehört hätten. 
Im Einzelnen lönnen natürlich über eine folche Grenzregulirung die erbeblie”: 
Zweifel obwalten. Es kann insbeſondere z. B. darüber geftritten werben, -: 
der bisher beobachtete Grundfag, wonach die Unterhaltungslaft der Balls: 
in erfter Linte nicht dem Staate, fondern den Gemeinden (in den Tandredt®: 
Gebieten principiell den ſog. Schuljocietäten) ‚obliegt, jo unanfechtbar dafteht. = 
man häufig annimmt. Denn es ıft doch unverkennbar, daß eine möglichft gi: 
mäßige Ertheilung folgen Unterrichts im Intereſſe des Staatöganzen \:; 
während die Gemeinden burd die Beſchaffung der dafür erforberlicen dr. 
in ſehr verjchievener Weile belaftet "werden, je nach der Leiftungsfährgfat !. 
Einwohner. Es muß aber dieſer Gegenftand um fo ınehr bier zur Zpıx 
gebracht werben, als kürzlich in einer hervorragenden Parteiichrift die Bebaur.- 
aufgeftellt worden ift, daß, gerade umgekehrt, bei der Uebernabme der Zei 
unterbaltungstoften auf den Staatsjädel, die ärmeren Gemeinden, alſo nam. 
die Landgemeinden gegenüber den Städten, fchlechter wegfommen märten, :: 
bisher. Hier Liegt doch ein ganz offenbarer Irrthum zu runde. Dem 2. 
auch wirklich die Yandgemeinden eine geringere Gelfammtleiftung für das Ca: 
weien aufzuweiſen haben, als die Städte, jo fann dod daraus nicht get:'” 
werben, daß nun bei einer Uebernahme dieſer Leiftungen auf die Statk:, 
die Sanbgemeinden ſtärker, die Städte aber ſchwächer herangezogen würke, : 
nach dem jegigen Suftem. Denn dabei Tiegt Doch die Vorftellung zu de: 
als ob unfer ſtaatliches Steuerſyſtem auf einer Repartition an die Garner: 
berubte. So ſehr num aber bie Idee der fog. Duotifation, mit Rüdfict = 
die dermaligen Ungleichheiten der Grundſteuer in den verfdhiedenen Prorm. 
bei der Feſtſtellung unſeres jegigen Steuerſyſtems in den Berhandlungen 
Jahre 1817— 1820 das Staatsminifterium und den Staatsrath beihäftigt ı= 
jo ıft man doch ſchließlich, und zwar hauptſächlich im Intereffe der Staatserrx- 
von einer derartigen Aufbringungsweife des Staatsbedarfs gänzlich zurüdges 
men. Der Staat legt doc keineswegs, wie jene Argumentation flliceen: = 
vorausfegt, feine Beiträge in der Weile auf, wie fidh die Communen bi. 
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Ordnung die ihrigen von den Communen niederer Drbnung verihaffen, wobei 
es häufig an emem feften Steueriuftem gänzlich fehlt, die Aufbringungsweife 
vielmehr den Unterverbänden anbeimgeftellt bleib. ‘Die Staatöbefteuerung 
erfolgt durch directe Beſteuerung der einzelnen Staatsangehörigen, nad dem 
Syſteme der Imdividualbefteuerung und nicht nach dem der Contingentirung. 
Es ſpricht alſo ale Wahricheinlichkeit dafür, daß jede Uebernahme einer bis⸗ 
berigen Communallaſt auf den Staat gerade bie Einwohner der Landgemeinden 
liberiren würde, da in den Städten auf den Kopf der Benölferung ein 
durchſchnittlich höherer Betrag von Staatöfteuern fällt. Es Handelt ſich hier 
um eine äußerſt jchwierige Frage, die aber dadurch der Lölung um feinen Schritt 
näber geführt wird, daß man ſich bemüht, die finanziellen Reſultate der einen 
oder der andern Methode geradezu auf den Kopf zu ftellen. 

Ebenfowenig dürfen jedoch auf der andern Seite folde Aufwendungen, 
welche im Wefentlichen nur den localen Verband berühren, aus der Staatscaſſe 
befriedigt werden. Cine ungeredhtfertigte finanzielle Centralifation findet aber 
nicht blos dann ftatt, wenn das Staatsbudget fürmliche Pofitionen für Wegebau 
und vergl. enthält, die je nach Bedürfniß, und namentlich je nach dem Maße, 
wie ein ſolches Bedürfniß fich geltend zu machen weiß, auf die einzelnen Landes⸗ 
theile vertheilt werben, jfondern aud dann, wenn überhaupt aus der Staatscaffe 
an die Pocalverbände materielle Mittel gewährt werben. Eine wirkliche finanzielle 
Decentralifation ıft nämlid nur vorhanden, wenn mit der Entlaftung des Staats 
in Bezug auf den Wegebau u. |. w.. und mit der Erweiterung der Selbft- 
verwaltung, insbeſondere der provinziellen Selbftverwaltung, auf ſolchen Gebieten 
nicht etwa ein Syſtem ftaatliher Dotation, fondern ein Syſtem von Steuer- 
erlaſſen, oder die Ueberweiſung gewiſſer Steuerarten, etwa der Grund- und 
Gebäudeftener, ganz oder theilweife verbunden wird. Denn es ift doch klar, daß 
die Provinzen ihre Anftalten und Einrichtungen mit ihren eigenen Mitteln nur 
in dem alle bezahlen, wenn der Staat in dem Augenblide, wo er ſolche Aus⸗ 
gaben aus feinem Budget in das Provinzialbudget überträgt, fich darauf be- 
Ihräntt, in demjelben Maße weniger Steuern zu erheben, nicht aber in dem 
Falle, wenn die einzelnen Provinzen nach wie vor dafjelbe Steuerquantum (ein 
Steuerguantum nad) dem früheren Procentſatze) aufzubringen haben, und ber 
Staat aus der Geſammtheit folder Steuererträgniffe den Provinzen Beihilfen 
gewährt. Sofern man nämlich bei der Vertheilung einer ſolchen Dotation nicht 
den Maßſtab der bisherigen Steuerleiftung zu Grunde legt, was im Reſultate 
auf jenes erfte Syſtem hinauskommen würde, ſofern man vielmehr den Maßſtab 
des Bebilrfniffes zur Anwendung bringt, jo ergiebt fi mit unbedingter Noth- 
wendigkeit das Reſultat, daß eine Dotirung der weniger fteuerfähigen und we- 
niger ftenerzahlenden Provinzen durch die flärker befteuerten und veicheren erfolgt. 
Und zwar ift e8 dabei von verhältnigmäßig untergeorbneter Bedeutung, ob 
man die Abmefjung des Bebürfniffes nach dem Maßſtabe des Flächeninhalts, 
oder nach dem Mafftabe der Bevölferungsziffer, oder nah dem combinirten 
Maßſtabe von Land und Leuten vornimmt. 

Nun ift es ja richtig, Daß ein ſolches Dotationsfyftem in einem gemiffen 
Maße der Idee der ftaatlichen Zufammengehörigfeit ent|pricht, der Idee, Daß Die Ge- 
ſammtheit mit ihren Mitteln da einzutreten habe, wo ein Bedürfniß vorbanden 
ft, die Leiftungsfähigkeit aber nicht ausreicht. Aber eine richtige Finanzirung 
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der Eelbfiverwaltung ift ein ſolches Syſtem trotzdem nicht, denm man founte auf 
vielem Wege weiter gehend Tchlieglich dahin kommen, ſämmtliche Communalſtenern 
in eine einzige Maſſe zu werfen, und aus dieſer nad Berärfnik Dotatione: 
zu vertheilen. 

2. Es läßt ſich nun aber ferner fein Steuerſyſtem nachweiſen, melde 
dem Begriffe der Gemeinde im Unterfchiede vom Stantöbegriffe vollfiändig ar: 
fprehen würde. Denn wenn aud im Allgemeinen zugegeben werben mag dei 
das Ideal des communalen Steuerſyſtems auf dem Principe von Leiſtung m 
Gegenleiftung beruhen würde, weil in der That die weit meiften Aufwenbun:c 
. der Gemeinde weniger der Staatöperfönlichkeit, als den Einzelperlönlichfaten ;: 
Gute kommen, und wenn man fidy daflır ſogar auf eine beiläufige Aeußerung x 
Drinifterd des Innern und der Polizei von Rochow berufen kann, der in einem Re: 
einmal ausgeſprochen bat: „Die Communalabgaben find nur eine Gegenleiitr: 
der Einwohner für dasjenige, was die Commune ihnen leiſtet“ (Meinif.-T. 
1840, ©. 9), fo ergiebt ſich doch bei einer Prüfung der auf jener Grundlac 
ruhenden communalen Befteuerungsiyftene, daß feines derfelben feinem Jr 
auch nur annähernd entipricht. 

Am entiprechendften wäre dem Grundfate, daß die Sommunalftenem vr 
Gegenleiftungen für die von der Commune gewährten Bortheile fen jelkı 
offenbar das Gebührenfuftem. Und es foll keineswegs verlannt werden, ti 
biefe Art der Laftenvertheilumg wie im Staate jo vorzugsweile in der Comm: 
ihr volles Recht hat. Denn fo fehr aucd die Idee des Socialismus dem Star: 
und der Commune immanent iſt, jo daß alfo auf der einen Seite Wohltbi: 
gefpendet und auf der andern Seite Opfer verlangt werben, ohne daß ::: 
Correlation von Wohlthaten und Opfern überall durchzuführen ift, fo la 
Doch andererfeit8 auch nicht verfannt werden, daß diejenigen Eingelmirthicherz: 
welde von flaatliben und communalen Anftalten und Leiſtungen einen umr: 
telbaren Vortheil haben, auch zunäcft verpflichtet find, die dadurch entftanden 
fpeciellen Koften zu tragen, und zwar nit bloß dann, wenn diefe commımmal: 
Anftalten und Leiftungen mehr auf dem Boden der Privatwirthſchaft ftehen, =" 
in dem alle, wenn es fi um communale Gas- oder Wafferanftalten hand: 
fondern auch dann, wenn Anftalten und Leiftungen öffentliher Natur in m: 
fommen, fo daß alſo namentlich Schulgelver und Wegegelder vollauf ger-* 
fertigt find. Aber es iſt doch auf der andern Seite ebenfo klar, daß eine .Ü 
fequente Anwendung dieſes Gebührenfyftens die größten Unbequemlichkeiten bar: 
rufen, daß ferner Staat und Commune ihren eigentlihen Charakter gärxt 
verlieren und in lauter Einzelbeziebungen ſich auflöfen würden, und daß nit 
nicht blos der Staat, fondern auch die Commune gewiſſe Seiten ihres Wirtur:# 
kreiſes Darbieten, die ſich auf ſolche Weile gar nicht auflöfen laffen. 

Wenn man num genöthigt ıft, im Gegenfas zum bloßen Gebühren: 
ein allgemeines Steuerprincip zu Grunde zu legen, fo iſt als ideale Comm 
fteuer vielfach die Grundfteuer bezeichnet worden, indem man wiederum t:' 
Stantpunfte des. ausihlieglich wirthſchaftlichen Charakters der Gemeine e 
diefe al8 einen Verband hHinftellte, „bei dem alle Bortheile des gememdl:z. 
Zuſammenwohnens und gemeinfchaftlichen Wirthſchaftens fih in Grimbeigen:t«$ 
kryſtalliſiren und conſolidiren“. 
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Es fol nun in keiner Weife verfannt werben, daß ein großer Theil der com⸗ 
munalen Aufwendungen, und zwar namentlih auf dem Lande und auf den bö- 
beren Stufen des communalen Organismus, vorzugsweiſe auf der Stufe des Kreiſes 
zu Gunften de8 Grundeigenthums gefchieht. Und es ift außerdem der Umftanb 
nicht zu unterfchägen, daß bei einer derartigen Objectfteuer, bei der es alfo auf 
die Perfon des Eigenthiimerd gar nicht ankommt, alle jene Schwierigkeiten bin- 
wegfallen, welche namentlich bet einer communalen Eintommenftener in Bezug auf 
die Heranziehung der Forenſen, die Befteuerung der juriftifchen Berfonen entftehen. 

Indeſſen läßt fich doch die Behauptung, daß die Gemeinde eine Aſſociation der 
Grundbeſitzer zur Hebung und Melioration des Grundbeſitzes fei, mit einigem Scheine 
von Ernſthaftigkeit jelbft dann nicht durchführen, wenn men, den Blid von der Wirk- 
lichkeit abwendend, die Gemeinde für einen bloßen Wirtbichaftsverband erklärt. Denn 
die Beziehung der meiften communalen Aufwendungen, jelbft derjenigen, welche blos 
materielle Zwede verfolgen, zum Grundbeſitze ift eine fo entfernte, daß man mit viel 
größerem Rechte jagen fan, daß fich die befonderen Vortheile und demgemäß auch 
die befonderen Laſten des Grundbeſitzes recht gut bei Gelegenheit der Wegeordnung er⸗ 
ledigen ließen. Noch viel weniger aber ift jene Behauptung dann durchzuführen, wenn 
man jich die Heutige Gemeinde vergegenmwärtigt, wie fie wirklich ift, wenn man na= 
mentlih an die verwidelten Aufgaben einer größeren Stadtgemeinde denkt. 
Es iſt daher in hohem Maße bezeichnend, daß ein ſehr hervorragender Vertreter 
der deutlichen Freihandelsſchule eine weit ausholende Entwidelung über vie Ge⸗ 
meinde als Wirthichaftsverband und über die Grundfteuer al8 einzig richtige Com⸗ 
munalſteuer in überrafchenpfter Weife mit der Erflärung ſchließt, daß die Steuern 
für Kirchen, Armen- und Schulweſen ihre abgefonderte Behandlung erheifchten. 

Aber felbft dann, wenn die Grundſteuer theoretiich in viel erheblicherem 
Maße, als das wirklich der Fall ift, die richtige Communalfteuer wäre, fo könnte 
roch von einer vorzugsweiſen Heranziehung des Grundbefige® zu den Communal⸗ 
faften fo Lange nicht die Rede fein, als derſelbe zu den Etantölaften gleichfalls 
vorzugsweiſe herangezogen wird. Auf Grund einer Deduction, welde auf ber 
Berfhiedenheit von Staat und Communen beruht, kann unmöglich die Grund- 
iteuer zugleich die richtige Communalfteuer und die richtige Staatöfteuer fein; 
eine ſolche Deduction würde geradezu mit fich jelbft in Widerfpruch treten; viel- 
mehr wäre die Grundſteuer als Staatsſteuer in mindeftend demſelben Maße 
zu verwerfen, wie fie als Communalſteuer gerechtfertigt werden könnte. Es ift 
doch in der That nicht einzufehen, warum der Grundbefig als foldyer befonders 
belaftet werben joll zu Gunften von Aufwendungen, welche die Staatsperfünlich- 
teit als ſolche erbeifcht, over welche zwar den Einzelmirthichaften, aber der Land⸗ 
wirtbichaft gerade am allermenigften zu Gute kommen. Die ftaatlihe Grund- 
fteuer ıft einfach Hiftorifch zu erflären. Niemand würde auf den Einfall kommen, 
fie heutzutage neu aufzulegen; fie flammt eben aus einer Zeit, wo das Na— 
ttonalvermögen weſentlich im Grundeigenthum aufging, alles Einkommen in der 
Hauptſache dieſer Duelle entiprang; fie iſt im Grunde ein mittelalterlicher 
Anachronismus. Die Grundfteuer als hiſtoriſche Größe foll reipectirt werden; 
ich meinerfeit8 vermag mid) den auf Abſchaffung derfelben gerichteten Beftrebungen 
ſelbſt dann nicht anzufchließen, wenn fie ohne jeden agitatorifchen Beigeſchmack 
nur von der wiffenfchaftlihen Tendenz nach Abfchaffung ver ſog. Ertragfteuern 
getragen werden. Ein derartiger Schritt wäre einfach zu radical. Das ift 
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gewiß ein fehr erheblicher, aber in der That auch Der einzige Grund. Dageger 
vermögen die aus der angebliden Natur der Grundfteuer als Reallaſt ber: 
genonimenen Erwägungen ebenfowenig etwa® zu bemeilen, wie Die aus demſelben 
Arjenal gegen die Aufhebung der Grundfteuerbefreiungen entlehnten Argumen:: 
etwas Weberzeugendes Batten. 

Jedenfalls ift Doch fo viel vollkommen flar, daß e8 nicht angeht, die Grund 
fteuer als ideale Communalfteuer zu poftuliren, ohne die mindelte Aüdjicr 
Darauf zu nehmen, daß diefelbe, und zwar in jehr bebeutender Höhe, vom Stacız 
bereit8 in Beichlag genommen if. Wenn es alfo fchon als ein Unrecht be 
zeichnet werden muß, daß zu den allgemeinen Staatslaften der Capitalift bios ? 
Proc. Einfommenfteuer, der Grundbeſitzer aber außer den 3 Proc. Einkomme 
feuer noh 10 Proc. Grundfteuer zu entrichten bat, und wenn dies Unrecht nee 
Dadurch gefteigert wird, daß bei der Einkommenſteuer nur das fchuldenfreie, ke. 
der Srundfteuer aber das mit Schulden belaftete Einfommen befteuert wirt, !: 
würden fi doch dieſe Ungerechtigfeiten noch ins Unendliche fleigem, wer: 
nun auch bei der Communalbeſteuerung der Grunpbefig in erfter Linie hera 
gezogen werben follte; der Grunbbefiger könnte dann nicht zu einer Geſanm: 
befteuerung von 26—30 Proc. und bei namhafter Verſchuldung noch zu ich 
viel höheren Procentfägen gelangen, während der Gapitalift ſtets auf 3 Fra 
ſtehen bliebe. Dan muß eben von vornherein davon Abftand nehmen, er 
Communalfteuerfuftem vein auf principielen Grundlagen — und wären dieſelber 
noch fo unanfehtbar — aufzubauen, wenn daneben ein ſtaatliches Steueriyite: 
beftehbt, welches ohne rationelle Ueberegung rein hiſtoriſch fich gebildet bei 
Sp lange man alfo nicht gemillt iſt, das beftehende ftaatliche Steuerfyftem ır 
Sinne einer Meberlaffung der Grund» und Gebäubefteuer an die Comm 
von Grund aus zu reformiren, fann von der Grundfteuer als ſpecifiſcher Cor: 
munalfteuer feine Rede fein. In dieſer Hinſicht iſt übrigens auch die aufe 
ordentlich geringe Anwendung der Grundfteuer als Commumalfteuer um bisberg:: 
Spiteme der communalen Steuer-Autonomie bezeichnend, indem nad den Nat: 
weifungen Neumann's (Ertragfteuern oder perſönliche Steuern, Freiburg 157% 
©. 102 f.) die weit meiften Städte ihren Bedarf entweder ausfchlieglih ar 
doch zum größten Theile durch Einfommenfteuern gededt Haben, während = 
Ergänzungsftenern weit weniger Grund- und Gebäudefteuer, als vielmehr Wet 
nungs- und Miethöftener vorkommen, die eigentlich den Charakter von Einkomme 
und Gewerbefteuern haben, und in ben feltenen Fällen, wo Grund- mr Er 
bäudefteuer erhoben werben, fie gegenüber jenen andern Steuern faft ar 
allgemein von fehr geringem Betrage jind. 

Ich kann mich nun auch ungeachtet der Autorität von Gneiſt nicht dar.” 
überzeugen, daß dies Syſtem für England das Richtige ſei, und nod viel m 
niger davon, daß daffelbe für uns anwendbare Grundſätze enthalte. 

Es bezieht ſich nämlich allerdings die engliſche local taxation lediglich ar 
den fichtbaren Realbeſitz im Kirchfpiele nach jährlicher Einſchätzung. Und me: 
werden durch derartige Localfteuern nicht blos die eigentlichen Communalberir 
niffe, fondern auch eine Reihe von wirfliden Staatsbedürfniſſen beftnitten, we 
befondere die Koften für Yuftiz und Polizei, ganz wie folde aud in Preuk- 
vor Alter8 den Städten auferlegt waren, und ihnen auferlegt blieben, obgler 
die Stäbteordnung von 1808 Yuftiz und Polizei al3 Zweige der Staatire: 
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waltung in Anfpruch genommen batte, bis dann dur 8 10 des Geſetzes vom 
30. Mai 1820 diefe Koften im Princip den Städten abgenommen und auf 
den Staatshaushalts-Etat gebracht wurden. 

Indeſſen ftammt doch diefe Einrihtung aud im England aus einer Zeit, 
wo der Grundbeſitz noch den Hauptftod des Nationalvermögens bildete, wo we⸗ 
nigftend Die fonftigen Einnabmequellen fo wenig entwidelt waren, daß man den 
bet einer Abſchätzung derſelben ſich herausftellenden Schwierigkeiten durch bie 
gänzliche Nichtberüdfichtigung derſelben bei der Beftenerung ausweichen zu können 
meinte. Diefe Einrichtung hat ſich dann nad) dem Gefege alles hiſtoriſchen Lebens 
über dieſe Zeit hinaus, und zwar in eimer über die uriprüngliche Tragweite 
gefleigerten Bedeutung vermöge einer ausdehnenden Interpretation der Gerichte, 
in Geltung erhalten, ohne daß fich dagegen ein erheblicher Widerſpruch jo lange 
erhoben Hätte, als die ganze politiiche Macht der Centrafregierung und ber 
Yocalverwaltung, die Parlamentöverfaffung und. die Organiſation des Selfgovern- 
ment ausſchließlich auf dem Grundbeſitze berubete, und dieſer auch, fonft noch 
mannigfach privtligirt war, insbeſondere auch in fteuerlicher Beziehung durch die 
ſog. Korngefege. | 

In Ddemfelben Augenblide aber, wo zu Ende des vorigen Jahrhunderts 
en erfter Verſuch mit einer ftaatlihen Einfommenfteuer gemacht wurde, ift die 
Reatlihe Grundſteuer principiell befeitigt worden, indem fie dem Weſen nad zu 
einer ablösbaren Rente wurde, fo daß aljo ein principielles Nebeneinanverbeftehen von - 
Staatögrundfteuer und Staatseinlommenfteuer in England niemals ftattgefunden 
bat. Die alte Randtare betrug nach den erfolgten Wblöfungen im Jahre 1869 
nur no rund 1 Million, die Communalgrundfteuer nahezu 16 Millionen, ein 
Betrag, der den Procentjag unferer Staatögrundfteuer nicht ſehr erheblich 
überfteigt. 

Dazu kommt nun, daß die engliiche Communalgrundſteuer in viel ge- 
ringerem Drake die Liegenichaften und in viel ftärkerem Maße die Gebäude be 
Ioftet, als dies bei und der Fall ift, die Belaftung des ländlichen und des 
ftädtiichen Grundeigenthums alfo in ganz anderem Lichte erfcheint; daß ferner, 
abgefehen von dem Compounding system der neueften Zeit, welches hinfichtlich 
der kleinſten Miether und Pächter den Eigenthümer direct zur Zahlung heran- 
zieht, und befien Wirkungen ſich erft noch erproben müſſen, die Steuer nicht von 
den Eigenthämern, fondern von den nutznießenden Inhabern erhoben wird, und 
daß ſich ber der großen Ausdehnung des Pachtſyſtems in England gar nicht er- 
meſſen läßt, in mie weit hier eine wirfliche Grundſteuer vorhanden ift, oder in wie 
weit eine Abwälzung auf die Pächter und Miether ftattfinbet. 

Es iſt aber weiter nicht außer Acht zu laſſen, daß die Zwecke, für melde 
Localſteuern erhoben werben dürfen, ein fir allemal gejeglich firirt find, und 
nicht nach deutſcher Weife von Beichlüffen localer Körperichaften abhängen, die 
je auch ſtreng genommen für die hauptſächlichſten älteren Rocalverbände, für Kirch: 
ſpiele und Grafſchaften gar nicht eriftiren, wenigften® infofern nicht, als von 
einer Vertretung der Steuerzahler feine Rede if. Es giebt folder Zwecke be: 
kanntlich iiber 200, unter denen einige von einander faum zu unterjcheiden find, 
während anderäwo wieder, wie bei der Armenfteuer, eine Häufung verfchiedener 
Zwecke unter einem Generalbegriffe ftattgefunden hat. Weber dieſe Zwecke 

hinauszugehen, ift aber bei der Localbeſteuerung unftatthaft, fo daß eigentlich 
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facultative Gemeindenusgaben gar nicht vorfommen, die Rocalautoritäten alis 
zwar gehindert find, dringende Bebürfniffe zu befriedigen, zugleich aber auch, de 
Mittel ihrer Mitbürger fiir Feftlichfeiten und dergleichen zu verwenden, und dai 
nur injofern den Localen Autoritäten eine gewifje Initiative zufteht, als die E— 
füllung einiger folder Zwecke von Staatswegen geboten, die Erfüllung ander 
Dagegen nur geftattet ift. 



















Borzun bes engliſchen Staatslebens hervorgehoben, wonach die Art der Cr 
munalbefteuerung ein für allemal geſetzlich feftftebt, jo daß fie gar feine aut 
fein Tann, als gerade eine Befteuerung des Grundbeſitzes, und daß femit 
eigentliche Prüfung des Syſtems, mit der Wirkung, bei erfannter Unvolllenm. 
beit ein andere an deſſen Stelle zu jegen, in der That nicht ftattfindet. 


Dagegen ift feit einer Reihe von Jahren in Berfammlungen und Berener, 
der Literatur und in der Tagesprefle eine lebhafte Agitation zur gefetlichen U 
geftaltung des bisherigen Syſtems berworgetreten, die zwar, wie Alles mas: 
landed-interest im ©egenfag zum money-interest betrifft, ſchwer m €: 
gekommen, aber doch bereitd von der öffentlichen Meinung ſtark unterftügt x: 
„Ein ſolches Verfahren” hat die Times bereit8 im Jahre 1872 anerka 
„wonach alles Mögliche auf den breiten Rüden des Realbeſitzes gelegt wır: 
tonnte fo nicht weiter gehen“; das geduldige Kameel rebellirte zulegt.“ 

Und dieſe Agitation hat doch wenigſtens infofern ſchon einen Erfol 
Wege gebracht, als eine Reihe von Laſten, welche ihrer Natur nach lei: 
Staatslaſten find, und melde daher den Localverband, insbeſondere akı ! 
Orundbefis ohne jedes vernünftige Motiv trafen, insbejondere Die Koller. " 
Zuftiz und Polizei (daneben aud für Irrenanſtalten), im Betrage von 11. 
Pfd. den Localverbänden abgenommen und fett 1875 infoweit auf das Zi::: 
budget übernommen find. Dan bat damals im Parlamente insbeſondere ge.7 

emacht, daß es grundlos fei, gerade derjenigen Claffe der Benälfenn: \ 
Koften der Criminalgerichtsbarkeit aufzubürben, welche. der Ießteren am ment: 
zu Ihaffen made, während das beweglihe Eigenthum die Begehrlictet à 
Berbrecher viel mehr reize; daß es ebenfo grundloß fer, dem Yandpäcte : 
Koſten für die Auffiht über Die Deaafe und Gewichte des Kaufmanns zahle: : 
laſſen; daß endlich Irrfinn eine Fügung der Vorfehung ſei und dag der Tri 
von Häufern und Land an fi nicht irfinnig made. Mit dem legten Acg 
mente bat im Grunde die Frage nad den Grenzen von Staat und Com 
nichts mehr zu thun, jondern dies richtet fich bereits vorzugsweiſe gegen : 
communale Steuerfuften jelbft. 

Die engliichen Zuftände haben ſich wieder eimmal bei näheren Eingebet 
ihren Zuſammenhang als ungeeignet erwiefen, und zum Vorbilbe zu be 
Die Engländer haben überhaupt mindeſtens ebenjo viel von uns zu lernen :: 
wir von ihnen; und es ift Daher zu bedauern, daß nirgends die vergleider 
Rechtswiſſenſchaft weniger in Pflege genommen wird, wie gerade in England, im tet 
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ften Gegenfat zu Frankreich, deſſen Beftrebungen in vieler Richtung feit den 
(egten Jahren jelbft Deutichland weitaus überflügelt haben. 

Noch viel weniger aber wie die Grimdfteuer eignet fih zur Communal⸗ 
ftener ein Syſtem von indirecten Steuern. 

Denn wie man auch über den Werth von indirecten Steuern für die ftaat- 
Iihe Beiteuerung denfen möge, und wie jehr insbeſondere die Anfichten darüber 
auseinander geben können, ob wirklich eine Ueberbürbung der unteren Claſſen 
vorliegt, oder ob folche jelbft in dem Falle, daß die Steuer auf die nothwen⸗ 
digften Lebensbedärfnifie gelegt ift, um deßwillen nicht anzunehmen fei, weil ein 
Zufammenhang zwilden dem Preife diefer Bedürfniſſe und ber Höhe der Löhne 
befteht, jedenfall® paſſen derartige Steuern für die Gemeinden nidt. 

Abgefehen nämlich davon, daß fie Doc keinesfalls auf Landgemeinden und 
noch weniger auf Communalverbände höherer Ordnung, fondern nur auf Städte, 
und eigentlich nur auf große Städte, bei denen allein der Extrag zu den Er⸗ 
hebungskoſten in einem vationellen Verhältniſſe ftebt, anwendbar find, fo fehlt 
doch jede Beziehung eined ſolchen Steuerfuftems zu den Aufgaben des commu⸗ 
nalen Haushalts, jedes Verhältnig von Leiftung und Gegenleiftung, und damit 
jede principielle Rechtfertigung eines befonderen Communalſteuerſyſtems überhaupt ; 
das Syſtem indirecter Communalfteuern fteht ſogar zum Principe von Leiſtung 
und Gegenleiftung in einem gewiſſen Gegenfage, indem auch Solche, die von den 
communalen Einrichtungen gar feinen Nugen haben, die vielleicht nur in der 
Stadt ihre Einkäufe machen, zur Steuerzahlung herangezogen werben. 

Dazu kommt nun aber, daß indirecte Steuern im Innern des Landes 
überhaupt vermwerflich find, ganz befonder8 aber dann, wenn fie als befondere 
Commimalfteuern eine vom Shſtem der indirecten Stantöfteuern abweichende 
Seftalt haben. Die Erfahrungen, welche man mit einem folden Syſtem in 
Belgien gemacht hat, wo nun freilid, den Communen jogar die felbftändige Re— 
gelung der communalen Octrois nach Gegenftand und Höhe des Tarifs überlaſſen 
war, werden auf lange Hinaus eine abjchredende Wirkung üben. Denn es hatte 
ich Dort unter der Herrichaft dieſes Syſtems eine communale Binnenzoll-Wirthichaft 
entwidelt, die beinahe auf jeven möglichen Artikel des Verbrauch fich bezog, Die 
fih in einzelnen Fällen ſogar zu einem Zollſchutze für gewiſſe ſtädtiſche Inbuftrien 
feigerte, die außerdem neben Eingangdzöllen auch Durchgangsabgaben und Rüd- 
verglitungen von Stadt zu Stadt fannte, und die jchlieglich dahin führte, daß 
der Regierung jede felbftändige Zollpolitit nad Außen unmöglich gemacht wurde, 
da alle Verabredungen über die Tarife an den Grenzen durch das fouveräne 
Belieben von zahlreichen Gemeindeverwaltungen völlig illuforifch gemacht wurden; 
ft es doch vorgelommen, daß einer ftantlichen Serabfegung der Eingangs- 
zölle auf Kohlen die Gemeinden mit einer Erhöhung bed Octrois auf denfelben 
Segenftand antworteten, fo daß es ſchließlich ſehr erheblicher Aufwendungen aus 
dem allgemeinen Staatsſäckel bevurft hat, um eine fo gemeinfchädliche Weiſe der 
Communalbefteuerung außer Wirkſamkeit zu fegen. 

Auch eine communale Miiethöfteuer hält einer näheren Prüfung nicht Stand. 
Diefelbe ift nämlich entweder eine Abart der Grundfteuer oder der Einkommen: 
Reuer, oder beider Steuern zugleich ; in Wahrheit aber ift fie Letzteres. Denn man recht⸗ 
fertigt diefelbe zwar zunächſt mit den Voriheilen, welche ven Wohnungen aus den 
communalen Einrichtungen erwachſen, zugleich aber auch damit, daß ver Woh⸗ 
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nungsaufwand einen ganz bejonders brauchbaren Anhaltspunkt für das Einten- 
men darbiete, indem baffelbe in feiner andern Beziehung fo ſtufenmäßig ii 
auöpräge, wie gerade hei der Wahl der Wohnungen. Indeſſen die Miethsſter 
als Grundfteuer fteht und fällt mit der Grundſteuer überhaupt. Die Mir 
feuer aber als Einkommenſteuer ift durchaus verwerflich, weil jene angebli 
Berbältnigmäßigfeit von Einfommen und Miethe in der Weife, daß der Deal 
betrag an Stelle einer wirfliden Ermittlung des Einkommens treten form 
gar nicht beſteht. Denn einerfeits ift das Wohnungsbedürfnig bei den Ger 
treibenden nach der Beichaffenheit des Betriebes, keineswegs nad der Ein: 
lichkeit deffelben ein ſehr verjchievenes, wie das Beilpiel vom Uhrmacher 

Mechanikus im Gegenſatz zum Wagenfabrifanten darthut, jo daß man la 
unter der Firma der Miethöfteuer zu einer durch Nichts gerechtfertigten Lex 
bürdung des Gemerbebetriebs überhaupt, namentlich aber gewiſſer Gemerk: x 
langt; und andererſeits abforbirt die Miethe auf den höheren Einkommaniti 
einen ſehr viel geringeren Procentfag des Einfommens, al® auf den nie: 
da die Wohnung zur den nothwendigften Xebensbedürfniffen gehört, fo dar. 
mand einen defto größeren Theil feines Einkommens auf dieſelbe verwend 
muß, je ärmer er ift, woraus fi dann wieder ergiebt, daß die Michi: 
eine Progreifion nach unten bilvet. 

Es ließe fih nun fchließlich noch die Frage aufwerfen, ob nicht ame: 
der ftaatlihen Einfommenfteuer abweichende fpecififhe Communal-Eintomment:: 
gerechtfertigt fe, wie fich denn eine foldhe in vielen Gemeinden, namentlid 
zahlreihen Stäbten auf dem Wege der bisherigen Steuer-Autonomie unter ee 
nehmigung der Regierung in der That gebildet Bat. 

Indeſſen tft doch zunächft hiſtoriſch feftzuftellen, daß derartige Steum : 
Iprünglih nur da entftanden find, wo ed entweder eine ftaatliche Einkomr 
fteuer gar nicht giebt oder gab, wie in manchen Kleinſtaaten mit geringen 43 
gaben und großem Domanialbefige, oder wo das ftaatlihe Einfommenfteucrr" 
nur ſehr unvolllommen entwidelt war, wie in Preußen bi 1851. 

Das Fortbeftehen ſolcher fpecifiihen Communal-Einkommenſtenern 1; 
einem entwidelten ftaatlichen Einkommenſteuerſyſteme wäre nur gerechtfertigt, r. 
ſich nachweiſen Tiefe, daß das ftaatlidg Steuerfyftem fo erheblide Mir 
zeigt, daß daffelbe zur Anwendung auf communale Verhältniſſe durchaus u" 
eignet ift. 

Unfer ftaatliches Steuerjyftem leidet nun allerdings, auch nady der par.” 
Reform von 1873 noch an zwei fundamentalen UWebelftänden. 

Es wird nämlich zuvörderſt das fog. fundirte Einkommen, das Einkere 
aus Capitalrenten zu gering herangezogen im Gegenſatz zu dem fog. unfuns 
Einkommen, dem Einkommen aus Arbeitöleiftungen. Es mag bahn a 
bleiben, wie man zu einer höheren Belaftung jenes, zu einer Erleichterung 7 
Einkommens gelangen will; ob e8 fid mehr empfiehlt, entweder die Einfonz“ 
fteuer durch eine Vermögendfteuer zu vervollitändigen, alfo das zum Thri ® 
reits beſtehende Syſtem der ſog. Ertragsſteuern weiter auszubilden, die Sr: 
fteuer durch eine Sapitalrentenfteuer zu ergänzen, oder ob man unter möglıt” 
Beleitigung folder Ertragsfteuern den Grundfag der Progreffion, wenn mr 
lieber will, der Degreffion zur Anwendung zu bringen bat. Eine folde vre 
greffton, reſp. Degreſſion, befteht ja bereitS bei ver preußiſchen Claffent: 
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wo die Procentfäge von !/, Proc. bei einem Einfommen von 140—200 Thlen. 
bis zu 2%, Broc. bei einem Einfommen von 900—1000 Thlen. auffteigen, 
wihrend allerdings bei der eigentlichen Eintommenfteuer für alle Einkommen 
über 1000 Thlr. eine rein proportionale Beſteuerung ftattfindet. Es ift auch 
gar nicht zu bezweifeln, daß dieſe Erleichterung der niederen Eintommenftufen 
gegenüber den höhern fih im Laufe der Zeit noch viel erheblicher geltend machen 
wird, da im Folge der Contingentirung bei fortwährender Zunahme der Bevöl⸗ 
terung die Glaffenftener auf eine wachſende Zahl von Perſonen ſich vertheilt, 
tie demnach allmälig abnehmende Beiträge zur Herftellung der Contingentöfumme 
zu entrichten Haben werben. Und es ift enblih auch das vorauszufehen, daß 
alsdann die nächſt höheren Stufen in einer jo unverhältnigmäßigen Weile belaftet 
eriheinen werben, daß man aud fie in das Syſtem der Progreffion allmälig 
bineinzuziehen genöthigt fen wird. Durchſchlagend in dieſer Beziehung find 
noch immer Die Motive des Entwurfs von 1849. Die Regierung wird fich 
bei dieſem Beſtreben gewiß nicht irren laſſen dur den Hinweis darauf, daß 
dies Spftem bei vollftändig unfinniger Anwendung allerding® geeignet 'ift, Das 
Brivateigentbum in die äuferfte Gefahr der Confiscation zu bringen, da das 
Einkommen bei einer beftimmten Art von Progreſſion fehr bald von der Steuer 
eraiht und alfo gänzlich verfhlungen werden kann ; dergleichen Gefpenfter fünnen 
Regierungen nicht füglich erichreden, die täglich mit zahlreichen Principien zu 
bandthieren haben, welche ſämmtlich, ind Extrem getrieben, das Privateigenthum 
und noch ganz andere und höhere Intereſſen zu untergraben im Stande find. 
Tie Regierung wird ſich jedoch andererfeits, und gerade um derartigen Gefahren 
zu entgehen, bei einer folchen Maßregel zu vergegenwärtigen haben, daß es fich 
um eine finanztelle, nicht aber um eine focial=politiihe Maßregel handelt, daß 
& ih alfo nur darum handelt, die höheren Einfommen, weil fie in der That 
litungsfähiger find, relativ höher zu den Staatslaften heranzuziehen, daß es 
fh aber nicht darum Handelt, bei folcher Gelegenheit die vorhandenen Ber- 
mögendunterjchieve auszugleichen; denn jo jehr dieſe letzteren im Intereſſe einer 
barmonifchen Volkswirthſchaft zu bedauern find, fo iſt doch die Steuergefeßgebung 
ertenbar nicht der Ort, um die Refultate der foctalen Entwidlung zu corrigiren. 

Indeflen find das doc Gefichtöpunfte, welche den Staat angehen, nicht 
aber die Commune, und welche daher zwar bei einer Reform der Staatsſteuer⸗, 
niht aber der Communalfteuer = Gefeßgebung Berüdfichtigung verdienen. Und 
zwar Yegtered um fo weniger, als das Princip der Progrelfion in der Anmen- 
dung auf Communalfteuern in der That viel anfechtbarer ift, ald bei der An- 
wendung auf Staatöfteuern. “Denn einerfeit8 bat das Princip der Leiſtungs- 
täbigfeit in der Kommune nicht fo unbedingt Geltung wie im Staate, und 
andererfeitö befteht in der Kommune jene durch indirecte Steuern angeblich be— 
wirkte umgelehrte Vrogreffion nicht, fo daß alſo wenigftens eine Ausgleihung ° 
auf communalem Boden nicht erforderlih if. Wenn dennoch, wie Neumann 
Ihlagend nachgewiefen hat, das Princip der Progreffion gerade bei Communal- 
Heuern und namentlich wieder bet ftäbtiihen Communalſteuern in einer über- 
raſchenden Ausdehnung praftiihe Anwendung gefunden hat, fo erflärt ſich das 
wohl überwiegend, abgejehen von einem Gefichtöpunfte ganz eigenthümlicher Art, 
den wir in einem fpäteren Zufammenhange noch geltend machen werden, aus 
den Gefammtverhältniffen der früheren Zeit, namentlich daraus, daß damals bie 
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unteren Claffen, durch ein procentweife gleihed Opfer um fo härter ber 
wären, al8 man durchichnittlich mit der Heranziehung der Clafienfteuer zu? 
Communallaften bis in die unterften Stufen berabging, ohne Freilaffung c 
fog. Exiſtenz Minimums, und als außerdem nicht blos commımale Zuſal 
zur Mahl: und Schlachtſteuer, jondern auch vielfach Miethöftenern mit x 
nach unten fteigenden Belaftung beftanden. 

Demgemäß fcheint e8 mir auch den Verhältnifien ganz entfpredgend zu % 
wenn die preußifchen Communal⸗Aufſichtsbehörden vor 40 Jahren die Frege 
bei der Einführung von Communal-Einkommenſteuern Dringend anempol 
während fie biefelben jest ebenfo energiich befämpfen. In der Juſtructien; 
St.O. vom 18. Februar 1834 (von Kamptz, Annalm XVII, 117) m 
geftattet, daß die Zuſchläge zur Clafienfteuer bet den oberen Steuerchfier u 
erhöhtem Procentfage erfolgen können; in dem Reſcripte des Miniſters des u: 
und der Polizei und des Finanzminifterd vom 3. Auguft 1835 (XIX, 75 
wurde geradezu darauf gedrungen, daß nicht bloß ein Minimum vom Einlen 
freigelaffen, ſondern daß aud unter möglichfter Schonung ber unterften \ 
wohnerclaffen der Procentfag mit dem fteigenden Einfommen ſteigen müft. 
durch einen gleichen Procentſatz eine verhältnigmäßige Vertheilung der £: 
nicht bewirkt werde, und zwar wurde eine ſehr fchnell feigende Scala emrn 
Dagegen ſpricht ſich ein Reſeript des Yinanzminifterd und des Miniftert 
Innern vom 20. Auguſt 1874 (233) ganz entichieden dahin aus, daß be 
einzuführenden oder abzuändernden Gemeinde-Einfommenfteuern feine Ahr: 
gen von dem Tarife der Claſſen⸗ und Einkommenſteuer geftattet fein jebe. 
diefe legteren auf den forgfältigften Erwägungen beruhten und der Ka: 
Iocaler Eigenthümlichkeiten zur Rechtfertigung abweichender Steuerfcalen kr 
mals geführt werben dürfte. „Noch weniger,” heißt e8 Dann weiter, „Lünnen ı- 
Erhebung von Communal-Eintommenfteuern nach folden Tarifen für «4 
erachten, deren Steuerfäge gegen diejenigen der genannten Staatöfteurn \ 
auffteigen. Der bisher zur Rechtfertigung folder progreifiven Commun 
fommenfteuern angeführte Grund, daß diejelben zur Schonung Der unterm‘ 
claffen gereichten, hat feit der Einführung des jetzigen Claſſenſteuertarifs 
welchen jenem Gefichtöpunfte in genügender Weife Rechnung getragen win. 
Bedeutung verloren. Solden Beſtimmungen der Gemeinbeeintomm 
Regulative, welche auf die Einführung eines progrejjiven Steuerfages :: 
find, ift daher in Zukunft die Genehmigung zu verfagen.” u 

Der zweite fundamentale Mangel des ftaatlihen Einkommenſtenc 
biegt in der Beranlagungsweife und überwiegt jenen erften Mangel um. 
Man ſollte eigentlich von einer ſtärleren Heranziehung der höheren Enter 
von Progreifion und Vermögensſteuer jo lange gar nicht reden, als es nt 
darum handelt, große Maſſen des Einkommens, insbefondere gerade Di! 
Renteneintommens, der Einfommenbeftenerung überhaupt zu untermerfen, ie 14 
Veranlagungsgrundſätze beftehen, die zur nothwendigen Folge haben, vi I 
Defraudation und eine Demoralifation auf diefem Gebiete herrſcht, denen >1 
über die dur das Beſtehen der Mahl: und Schlachtfieuer herent 
analogen Mifftände ebenfo ſehr verſchwinden, wie die verderblichen Witt⸗ 
des Roulette Hinter denen der Börſe zurüdbleiben. 
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Die auf das Dringendfte gebotene Reform hat fich aber vor allen Dingen 
darauf zu richten, daß eine Controle der Einſchätzungen nicht blos Seitens des 
einzelnen Pflichtigen, fondern Seitens des Publifums überhaupt erft ermöglicht 
werde. Und Dazu tft nothwendig, daß aus den GSteuerzetteln nicht blos die 
Steuerfiufe und bie demnach zu zahlende Steuerfumme, fondern auch die Ein- 
bommensſumme ſich ergebe, welche der betreffenden Steuerftufe entipricht, To daß 
nicht erft ein Nachichlagen in der Geleg- Sammlung erforderlich ıft, damit nur 
der Pflihtige erfahre, wie hoch fein Einfommen eigentlich angenommen wurde. 
Es muß aber weiter verlangt werben, daß auf der Ruückſeite der Steuerzettel der 
ganze Tarif abgedrudt, daß ferner die Reſultate der gefammten Einfchätungen 
nicht blos öffentlich ausgelegt, ſondern officiell Durch den Druck veröffentlicht werben, 
damit Jeder in den Stand gefegt wird, das Verhältniß feiner Heranziehung zu 
der feiner Mitbürger zu überleben. Ich will Doch abwarten, ob man gegen folche 
und ähnliche Vorſchläge (der Gegenftand kann bier nicht erjchöpft werben) ben 
Credit des Kaufmanns ind Feld führen wird; ob man dergleichen auch jetzt noch 
vorbringen wird, angeſichts der jchneidenden Ironie, mit welcher der Fürft Reichs⸗ 
tanzler bei Gelegenheit der Strafgefeg-Novelle den Sag ausführte, daß der Crebit 
des Kaufmanns nahezu noch das Einzige zu fein fcheine, was der bejonderen Be- 
vüdjihtigung Der Gefeggebung empfohlen werde, und angefichtö der Berwäftungen, 
welhe ein ungefunder Credit (und nur ein folder kann doch bei einer wahren 
Klorftellung des Einkommens Schaden erleiden) in unferer Volkswirthſchaft an⸗ 
gerichtet bat. Man wird fih dann aber bei der Durchführung einer der⸗ 
artigen Reform mit der Einführung der Deffentlichkeit in dies Gebiet des ſtaat⸗ 
lihen Lebens, von welchem allein fie bisher außgeichloffen war, nicht begnügen 
dürfen; es wird vielmehr weiter erforberlich fein, die GSelbftverwaltungstörper 
der Steuerverwaltung dadurch, daß man ihnen an Stelle der Regierungspräfi- 
denten und Landräthe, die ihrer ganzen Stellung nad in erfter Linie auf die 
Förderung der Intereffen ihres Bezirtd und auf ein gutes Einvernehmen mit 
den Spigen der befigenden Claſſen angemiefen find, technifche Steuerbeamte zu 
Vorfigenden giebt, ſowie ferner durch eine durchſchnittliche Vergrößerung der jegigen 
Steuerbezirke, von denen ſich namentlich die Kreife als viel zu Hein für die Einſchätzung 
zur Einfommenfteuer eriwiefen haben, in den Stand zu fegen, nicht blos das 
Interefie der einzelnen Eteuerpflichtigen oder das Antereffe des Bezirks wahrzu- 
nehmen, worauf fie doch durch ihre Wahl zunächft angewieſen find, fondern 
Nee F ſtricter Anwendung der Geſetze dem Staate zu dem Seinigen zu 
verhelfen. 

Indeſſen, was hat das Alles wieder mit der Commune als ſolcher zu 
thun? Derartige Veranlagungsmängel werden doch erfahrungsmäßig durch eine 
neben der Staais-Einkommenſieuer herlaufende beſondere Communal-Eintommen- 
ſteuer nicht gehoben, vielmehr in ganz eigenthümlicher Weiſe geſteigert. Je 
weiter nämlich ein derartiger Dualismus ausgebildet iſt, je mehr er ſich nicht 
blos auf die Scala und den Tarif, ſondern auch auf die Einſchätzungsgrund⸗ 
läge und Einſchätzungsbehörden erſtreckt, je mehr alſo die Ergebniſſe der Ein⸗ 

ägung zur Staats und zur Communal-Einfommenfteuer bet einer und ber- 
ſelben Perſon differiren, deſto mehr Liegt die Gefahr vor, daß diefer ganze 
pparat Seitend der Commune dazu mißbraucht wird, ihre Angehörigen zwar 
u den Communallaſten, nicht aber zu den Stantslaften ihrem Einkommen ent: 
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ſprechend heranzuziehen. Und zwar ift namentlich das Princip der Progrein 
geeignet, ſolchen Tendenzen Vorſchub zu leiften, wenn dafielbe nur für die Ca 
munal= und nicht zu gleicher Zeit auch für die Etaatöbefteuerung gilt. 7: 
dann bat es nichts Auffallentes, wenn Jemand mit einem viel höheren er: 
zur Communals, als zur Staats-Einfommenfteuer herangezogen wird. Tu 
Sachverhalt ift nun aber offenbar den Diinifterial-Büreau’8 aus der prat::t 
Erfahrung noch viel beſſer befannt, als er fih und aus einem bloßen Re 
denken über den Gegenftand erichloffen Hat. Und ich glaube Daher mät : 
zu geben, wenn ich annehme, daß daraus vorzugsweiſe die Abneigum ı 
ftaatlihen Centralbehörden gegen befondere Communal - Einfornmenfteuem ik 
haupt, und namentlich gegen ſolche mit progreffiver Scala, fidh erflärt, w* 3 
es demgemäß auch nichts Auffallendes mehr hat, wenn derſelbe Mam, tz ! 
einft als vortragender Rath, für eine Progreffion bei der Staatsbefierer 
erflärte, gegenwärtig al8 Finanzminifter eine ſolche bei der Commumalbefteuenuaxg 
entichieden bekämpft. Es Handelt fich bier um einen jener Fälle, wo dus 
Iprehen der vollen Wahrheit für Behörden unausführbar ift, obgleh doo 
dem oben bereit8 angeführten Referipte vom 20. Auguft 1874 ein ziemlid 
licher Fingerzeig gegeben ift, wenn e8 am Schluſſe beikt, daß es fic jest 
fählih darum handele, das Einkommen, namentlich auf den höheren Stufen r2 
zu veranlagen, und daß zur Erreichung dieſes Ziels die Gemeinden klbit > 
gewilfenhafte Erfüllung der ihnen in diefer Beziehung obliegenven Ti: 
weſentlich beizutragen in der Lage ſeien. Um jo mehr ift es dann alt 
Aufgabe der Wiflenfchaft, welche Rüdfichten überhaupt nicht zu nehmen bit 
wahren Sachverhalt offen darzulegen. 


II 


Wenn nun aber die Dinge derartig liegen, wenn trog der bis zu :ı 
gewiſſen Bunkte vorhandenen Berichievenheit von Staat und Commmme :: 
diefe Verſchiedenheit gebautes communales Steuerſyſtem ſich nicht auffleles & 
fo bleibt doch in der That gar nichts Anderes übrig, als das Syſtem te] 
ſchläge zu den directen Staatöfteuern zu empfehlen. 

Man glaubt zwar dies Syſtem von vornherein dadurch zu dikrizt 
daß man es als das franzöſiſche Syſtem bezeichnet. 

Es ſoll dem gegenüber zunächſt nur im Vorübergehen daran erinnert 
daß doch das Syſtem der Zuſchläge in Frankreich gar nicht im ber Ausdet 
befteht, wie man vielfach annimmt, da ein fehr bebeutenber Theil des In:8 
Communalbedarfs durch Octrois aufgebracht wird, die keineswegs als Ju! 
zu den ftantlichen indirecten Steuern ſich barftellen, fondern auf jelbise: 
Grundlage beruhen, und daß den Gemeinden bei der Regelung dieſes Co 
weſens ein fehr erheblicher, offenbar viel zu großer, Spielraum gelallaı * 

Das Wefentliche ift jedoch Folgendes. Es find keineswegs die Zr 
an fich, ſondern es ift die der franzöfiihen Geſetzgebung eigenthümlide Ir A 
Weife der Zufcläge, welche uns dieſes Steueriuften allerdings als us I 
jenigen Momente erfcheinen läßt, in denen die Unſelbſtändigkeit des franz“ 
Communalwelend zu Tage tritt. Die Eigenthümlichkeit der franzöfider = 
times additionels befteht nämlich einerfeit8 darin, daß die Grenzen, innere] 
deren diefelben ohne ftaatliche Genehmigung erhoben werden dürfen, äufıt = 
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gezogen find, indem außer ben centimes additionels ordinaires nur für ganz 
beftimmte Zwecke ſog. centimes additionels speciaux, und nur auf Grund 
ſtaatlicher Erlaubniß centimes additionels extraordinaires ftatthaft find; und 
andererfeit8 darin, daß die Höhe dieſer centimes ohne Rüchkſicht auf die Höhe 
der Gemeindebebürfniffe mit der der Staatsſteuern fteigt und fällt. Es beftebt 
demnach Fein Zweifel, daß der Haushalt der Commune bei einem ſolchen Syſteme 
jeder Selbftändigfeit entbehrt, es befteht Doch aber ebenfo wenig ein Zweifel 
darüber, daß dieſe Mängel den Syſtem der Zuſchläge an ſich feineswegs in- 
birent find, und es beſteht endlich auch wohl kein Zweifel darüber, daß keines⸗ 
wegd das Syſtem der Zuſchläge die Unfelbftändigfeit der franzöfiihen Gemeinde, 
iondern daß vielmehr. die Unfelbftändigfeit der franzöfifchen Gemeinden, die, wie 
ih an einem andern Orte kürzlich nachgewielen habe, in den Berhältnifien des 
beutigen Frankreich tief begründet ift, das ſpecifiſch Franzöjifche Syſtem der Zu— 
ſchläge herbeigeführt hat. 

Tas Syſtem der Zuſchläge hat denn aud keineswegs bisher blos in Frank⸗ 
rad beftanden, fondern auch ſchon von Alters ber in Preußen; es iſt genau 
ebenſo wenig eine franzöfiiche Erfindung wie Competenz=-Eonflicte und Verwaltungs: 
tehtöpflege.. Denn e8 heißt ſchon im Allg. U-R., Th. U, Tit. 7, $ 43: 
„Die baaren Geldbeiträge werden in der Regel nad) dem Verhältniſſe der Iandes- 
herrlichen Steuern aufgebracht”. Und wörtlich derſelbe Satz findet fi) in dem 
handſchriftlich aus dem Geheimen Staatsarchive mir vorliegenden) Entwurfe zur 
lindlichen Gemeindeordnung vom October 1810, während er in dem Entmurfe 
der Kreisordnung vom December 1810 offenbar nur deshalb fehlt, weil vie 
Lertheilung der Kreislaften durch Subrepartition auf die Wahlbezirke, ſodann 
auf die Gemeinden erfolgen jollte. ‘Die Städteorbnung vom 19. November 1808 
enthält in den SS 26, 44, 56, 57, 108 feine näheren Vorfchriften über die 
Art und Weife der Aufbringung der Gemeindefteuern, wie denn audy-in den 
auf die Städte bezüglichen Beftimmungen des Allg. L.R. eine ſolche Vorſchrift 
fehlte. Der Grund liegt wohl weniger an der damaligen Geringfügigteit der 
Communalſteuern; diefe ıft allerdings hinreichend bezeugt (v. Baſſewitz L, 217), 
bezog ſich indeſſen im viel höherm Make auf die Landgemeinden, als auf bie 
Städte wie denn noch der Bericht der erflen Kammer über die Gemeinde 
ordnung von 1850 conftatiren konnte, daß es auf dem Lande in den öftlichen 
Provinzen biöher beinahe gar feine Gemeindeabgaben gegeben habe, und Aehnliches 
mit noch jet auf erfolgte Anfrage von mehreren Landräthen verfichert worden 
ft. Der Grund wird vielmehr in der großen Verſchiedenheit der Befteuerungs- 
Normen zu fuchen fein, die in den einzelnen ftäbtifchen Communen beſtanden. 
Tie erfte allgemeine, nicht blos auf Stadt und Land, fondern auch auf Gemeinden 
und Bezirke gleichmäßig anwendbare Normirung enthielt dann der $ 13 bes 
Geſetzes über die Einrichtung des Abgabenweſens vom 30. Mai 1820; es wird 
darın zwiſchen Zufchlägen zur Claſſen⸗ refp. Mahl- und Schladtfteuer, und andern 
Auflagen unterſchieden; jene bilden die Regel, dieſe die Ausnahme; zur Erbes 
dung jener genügt eine Genehmigung der Regierungen, die Neueinführung dieſer 
iſt von Iandesherrlicher Bewilligung abhängig. Auf wefentlich demſelben Stand 
punkte flieht dann die revidirte Städteordnung vom 17. März 1831, 8 122, 
die jedoch, für die näheren Beftimmungen auf eine zu erlafiende Inftruction ver- 
wa. Diefe unterm 18. Februar 1834 erlaffene Inftruction erweitert dann 
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das Syſtem der Zufchläge principiell auf ſämmtliche Staatsſteuern, madt Kıxd 
einige praftifch nicht unerhebliche Ausnahmen, läßt dagegen beſondere Sommun 
fteuern wiederum nur ganz ſubſidiär zu, und bindet dieſelben ımter allen 
fländen an die Genehmigung der Deinifter des Innern und der Finanzen, währ 
für die Genehmigung der Zufchläge in der Regel die Bezirföregierung comp: 
iſt. Diefelben Grundfäge find dann auch in den Miniſterial-Reſcripten ve 
22. April 1826 (X. 387) und vom 10. Auguft 1836 (XX. 650), jenz 
dem fog. Normal-Regulativ vom 9. November 1838 (XXII. 377) entbal: 
Die Gemeindeordnungen der fpäteren Zeit haben die Freiheit ver Gemeindebeben 
Binfihtlih der Zuſchläge erweitert, Hinficgtlich der felbfländigen Gemeinbeftrz 
aber den Grundjat der ſtaatlichen Genehmigung aufrecht erhalten, und al! 
Emanation diefer neuen Gemeindeordnungen ergangenen Inftructionen und Vu 
fterial- Referipte (insbeſondere die —— und definitive Juſtruction t. 
16. Yanuar, refp. 17. Yuli 1854 zu $ 53 der Stäbteorbnung für die — 
öftlihen Provinzen vom 30. Mai 1853, DMeinifterialbl. Jahrgang 1854, Z. 
und 128) weifen übereinftimmend darauf Hin, daß nur nach jehr eingehe 
Prüfung unter allen möglichen Cautelen eine ſog. felbftändige Communalit- 
zu genehmigen fei. 

Es erhebt ſich jedoch nunmehr die Frage, ob mit folden Zufchlägen gt: 
zeitig alle directen Staatöftenern, und ob fie nothwendig nach gleiden Ci: 
herangezogen werben müſſen. 

Eine gänzliche Freilafiung mit Zuſchlägen wird häufig fir die Ger 
fteuer verlangt. Nun ergiebt fi aus einer Betrachtung des geltenden Ca 
ſteuerſyſtems allerdings, und es ift das namentlich auch von Hoffmann beer!: 
bezeugt und in Minifterial-Refcripten aus den verfchiedenften Zeiten (3.2. : 
30. December 1827, XI. 968; und vom 20. Juli 1871, Miniſterialblatt 2 
ausbrüdlich anerkannt worden, daß die Gewerbefteuer keineswegs alle Ger 
gleihmäßig trifft, indem fie überall nach ganz äußerlichen Merkmalen auft 
wird, mande Gewerbe völlig freiläßt, und andere mehr vom polizeiliche. : 
vom finanziellen Gefichtöpunfte aus unverhältnigmäßig ſtark heranzieht. © 
außerdem nicht zu verfennen, daß die Gewerbefteuer im Laufe der Zeit der ec 
widlung der gewerblichen Arbeit nicht mehr gefolgt, fondern Hinter die © 
wicklung immer weiter zurüdgeblieben ift, fo daß fie faft ausſchließlich der sl 
betrieb belaftet, den Großbetrieb aber entweder gar nicht oder doch mur ır 
ungenügendem Maße trifft. Daraus folgt aber allerdings, dag um: 
Zufchläge zur Gewerbefteuer im Allgemeinen ſich nicht empfehlen, da ie: 
und mittlere Handwerker ſich in der That ſchon durch die Zufchläge zur Ci‘ 
fteuer mit der Commune genügend abfindet, während eine wirffame Heranz: 
der großen Yabrifanten vermöge der Gemerbefteuer in bemjelben Mak 
durchzuſetzen tft, wie eine folche wegen ber vielfältigen Aufwendungen, bie tu 
Abnugung der Straßen, Benugung der Schul- und Armenanftalten ven C. 
munen verurfachen, an fich wünſchenswerth wäre. _ 

Was num weiter die Frage der Heranziehung der verſchiedenen <i= 
nach gleihmäßigem oder ungleihmäßigem Verhältniſſe betrifft, fo bilder den Ir: 
punft aller Controverfen das Berhältnig der Zufchläge zur Grund: ur‘ 
bäudeſteuer einerſeits, zur Claffen= und Einfommenfteuer andererfats. 
man fih nun für eine beſonders hohe procentale Heranziebung der On 
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wiederum auf die vielen Bortheile beruft, welche angeblih dem Grundbeſitze aus 
den communalen Einrichtungen erwachſen, fo muß Doch von Neuem darauf Bin: 
gemiefen werden, daß die Grundfteuer bereit8 vom Staate, obgleich deſſen Auf: 
mendungen nicht vorzugsweiſe dem Grunbbefige zu Gute fommen, mit Beſchlag 
belegt worden ift, und zwar zu einem im Berhältnifie des Reinertrages jehr 
erbeblichen Procentfage und ohne Beridfichtigung der Schulden. Die Verhält- 
mije find eben, fo lange nicht der Staat feinerfeitS ganz oder theilmeife auf Die 
Grundſteuer verzichtet, derartig verjchoben, daß gerade diejenige Steuer, die an 
fib zur Heranziehung im Communalſteuerſyſteme, namentlih auf dem Lande, 
vorzugdmeife geeignet fein wire, vorzugsweiſe mit Zufchlägen geſchont werben 
muß, wenn nicht die fchon vorhandene Ueberbürdung des Grundbeſitzes, und 
namentlich des kleinen Grundbeſitzes, ins Maßloſe gefteigert werden ſoll. Es 
ıt ſchon keineswegs gerechtfertigt, Daß bei gleichen Zufchlägen zur Grund- und 
Einkommenſteuer der Rentier bei einem Einkommen von 2000—2400 Thlm. 
mit einer Einfommenfteuer an Staat und Commune im Oelammtbetrage von 
120 Thlrn. fich abfindet, während der Ländliche Grunpbefiger it einem jenem 
Capitalvermögen an Vermögenswerth völlig gleichem Grundftüde und unter ber 
vorausſetzung, daß daſſelbe gänzlich Khulbenfrei ift, neben jenen 120 Thlm. 
Eintommenftener noch eine nad 10°), des Reinertrages bemefjene Grundfteuer 
zu zahlen bat. Es ift aber geradezu erfchredend, welche Reſultate fich ergeben, 
wenn die Grund⸗ und Gebäubefteuer mit höheren Procentiägen als die Eintommen- 
und Slaffenfteuer herangezogen wird, und wenn gleichzeitig, was doch thatjächlich 
der Fall zu fein pflegt, der Grundbeſitz verjchuldet ift; es jcheint in der That 
der Wahrheit zu entipredhen, daß bei einer Belaftung der Einfommenfteuer mit 
100%,, der Grund: und Gebäubefteuer mit 160%, der Fall vorgelommen iſt, 
KR ein Rentier mit einem Einfommen von 2200 Thlrn. an Staats- und Com⸗ 
munalſteuer zufammen 120 Thlr., alfo noch nit 5/,0/, feines Einkommens, 
daß Dagegen ein Grundbefiger mit einem Einkommen von nur 1900 Thlm. an 
Siaats und Communalſteuer zuſammen 1128 Thlr. 10 Sgr. 10 Pf., alſo 
über 599/, feines Einkommens, zu entrichten gehabt hat; die Sache erklärt ſich 
eben ganz natürlich fo, daß der Rentier je 60 Thlr. Einfommenfteuer an Staat 
und Commune zu zahlen hatte, daß dagegen der Grunbbefiger außer je 54 Thlen. 
Eintommenfteuer an Staat und Commune, auch an Grundſteuer dem Staate 
372 Thlr. 15 Sgr. 1 Pf., der Commme 621 Thlr. 22 Sgr., endlich noch 
16 Thlr. 3 Sgr. ftantliher Gebäubefteuer und 10 Thlr. ftaatlicher Gewerbes 
Reuer zu entrichten hatte, h daß derſelbe nod viel fchlechter weggelommen fein 
würde, wenn auch zu dieſen legteren Steuern communale Zuſchläge beliebt 
worden wären; immerhin aber hatte der Grundbefiger von feinem um 300 Thlr. 
geringeren Einkommen jährlih 1008 Thlr. mehr zu zahlen, als der Rentier. 
Lemgemäß wird an dem in ber Kreißorbnung bereit8 angenommenen Grundſatze, 
wonach die Grundftener keinesfalls mit einem höheren Sate wie die Claffen: 
und Einkommenſteuer heranzırziehen fei, unter allen Umftänven feftgehalten werben 
müffen. Im Uebrigen mag über das Maf der Heranziehung ım Unterjchieve 
von Stadt und Land, von Ginzelgemeinden und Communen höherer Ordnung, 
Seitens der Vertretungskörper mit Rüdfiht auf die wirtbichaftlithen Verhält⸗ 
niſſe Der verfchievenen Bevölferungsclaffen und auf die Theilnahme derjelben an ven 
emmunalen Einrichtungen das Nähere feftgefet werben. Doch wird ſich immerhin 
Schriften XII. — Gommunalfteuer. 7 
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Die allgemeine Annahme des andern im der Kreisordnung anerkannten Sure 
empfehlen, daß die Grund- umd Gebäudeſteuer mindeftend mit der Hälfte mdo 
der Claſſen⸗ und Eintommenfteuer heranzuziehn ıft, damit nicht blos die Dix: 
malgrenze, fondern aud die Minimalgrenze für die Heranziehung der Gran 
fteuer neben der Einfommenfteuer gejetlich feititeht. 

Ber der Berathung der Kreisordnung waren übrigens zu dem jetigen |: 
bie verichiedenften Anträge geftellt worden, insbeſondere follten nady dem Anz; 
von Bethmann-Holweg und von Karborff alle Staatöfteuern herangezogen vr: 
mit gleichen Procentjägen getroffen werden, jo daß Den Kreifen jeder Spielta. 
genommen, und die Gewerbefteuer fletö mit den vollen 100 ®%, belaftet mr: 
wäre; nad dem Antrage von Hennig und Genofien follte dagegen die Chir: 
Einfommen-, Grund- und Gebäudefteuer ftetS mit demſelben Procentjage, rw 
werbefteuer aber höchftens mit der Hälfte herangezogen merben; der Antrag Ex; 
wollte Die Gewerbefteuer ganz freilafien ; der Antrag von Brauchitſch wollte die Gun! 
Gebäude- und Gewerbefteuer ganz freilafien, keinesfalls aber mit einem höberen %:: 
centjage als Die Claſſen⸗ und Einkommenſteuer herangezogen wiflen ; nach dem Ar: | 
von Lingethal follte in der Hegel blos Claſſen⸗ und Eintommenfteuer, die Örunt: : 
Gebäubdefteuer aber nur bei Wegeanlagen, und aud) dann höchſtens zur Hälfte ku 
werden; endlih der Antrag Grumbrecht unterſchied zwifchen denjenigen Ke: 
ausgaben, welche durch die Verwaltung des Kreifed, die Sorge für Perſc 
und Kriegsleiftungen veranlaßt werden, und allen übrigen, und verlang:e, \. 
jene durch Zuſchläge zur Claſſen- und Einfommenfteuer, dieſe durch Zul: 
zur Grund: und Gebäudeſteuer gededt werden follten und geftattete auf! 
Daß bei der Iegteren auch die Gewerbeſteuer, jedoch höchſtens bis zur Hälke : 
Procentſatzes der Grund: und Gebäudefteuer herangezogen werden fünne. 

Es ınag ferner noch Darauf hingewiefen werden, Daß nad der kürzlich: 
Tandtage vorgelegten und aud im der- Zeitichrift des flatiftiichen Bir: 
(Iahrg. 1875) weröffentlichten UWeberfiht ver Ausgaben und Einnahmen : 
Kreife, ‘Provinzen u. |. w. für das Kalenderjahr 1869 gerare unter ben ..: 
gaben der Sreife die Ausgaben für Verkehrsanlagen weitaus vie erfte Z: 
einnehmen, indem Dafür 595 pro Deille der Gefammtausgaben verwendet mer! 
ein Betrag, der noch erheblidy fteigt, wenn man die Ausgaben für Per 
und Amortifation der Kreisichulden mit 215 pro Mille dazu rechnet, ta !- 
zum weit größten Theile zum Zwecke von Chaufjeebauten contrahirı me 
find; es folgen dann weiter die Ausgaben für Wohlthütigfeitsantalten : 
36 pro Mille, der Aufwand für die allgemeine Kreiöverwaltung mit 25, 
Aufwendungen für allgemeine Staatözwede, wovon wieder die Hälfte auf W 
tärzwede fommt, mit 13 pro Mille, während die Ausgaben für Landwirtbi:.” 
für Sanitätsweſen, für Unterricht noch geringere pro Mille-Sätze betragen. 

Es iſt jedoch zu bemerken, daß, jemehr ſeitdem der Kreis durch die : 
Organtlation in den Stand gefegt 'ft, die Aufgaben eines Commmmmalverba:: 
nad allen Seiten hin zu erfüllen, jene® Ausgaben-Berbältnig fih mer: 
modificren wird, und Daß auch ſchon bisher weder bei den Einzelgemar: : 
noch bei den Provinzen die Ausgaben für Verkehrsanlagen in der kı Y 
Kreifen wahrgenommenen Weile übermogen. Hinfihtlih der Einzelgeme:" 
fehlt e8 zwar bis zum Augenblide an einer umfafjenden Finanzſtatiſtik, nd“ 
genügt ed, an die ſehr erheblihen Summen zu erinnern, welde namentlit .. 
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den größeren Städten fir Arınen= und Schulzwede verwendet werden. Was 
aber Die Provinzial-Ausgaben betrifft, fo betrugen diefe im Jahre 1869 für 
Verfehrsanlagen nur 255 pro Mille, für Berzinfung und Tilgung der Schulden 
73 pro Mille, für gemeinnügige Einrichtungen aller Art, 3. B. Sanitätszwecke, 
Hebammenwefen 284, für Wohlthätigkeitd- und Sorrectionsanftalten 320, für 
die allgemeine‘ Procinzialverwaltung 28 pro Mille. 

Es geht aus jener Ueberfiht der Ausgaben und Einnahmen auch noch das 
beroor, dag Damals das Syſtem der Zufchläge für die Kreiseinnahmen, fomeit 
diefe auf Steuern im Oegenfage zu Gebühren und VBermögensrenten beruhen, faft 
ausſchließlich und für die Provinzialeinnahmen ſehr überwiegend in Geltung 
war; daß ferner das Verhältniß von Einkommenſteuer und Grumbdfteuer bei den 
Kreisſteuerzuſchlägen fi im Durchſchnitte als ein gleiches berausftellte, in den 
einzelnen Yandestheilen aber jehr differirte, indem in Schleswig-Holftein und 
Hohenzollern die Kreiöftenern faſt ausichlieglih auf den Grunbbefi gelegt 
waren, in der Provinz Hannover zu /,, in der Rheinprovinz zur Hälfte, in 
Heflen-Naffau zu einem Drittel, in Pofen zu einem Viertel, in Brandenburg 
zu einem Zehntel, jo daß aljo in Brandenburg drei Viertel der Kreiseinnahmen 
nah dem Mafftabe der Claffen- und Einfommenfteuer, in der Rheinprovinz 
zur Hälfte, ın Heſſen-Naſſau zu drei Achtel, in Schlefien zu eimem Drittel, in 
Hannover zu einem Biertel, in Schleöwig-Holftein zu "/,. aufgebracht werden 
mußten; daß endlich bei dem Aufbringungs: Mafftabe für die Provinzen und 
in noch viel höheren Maße für die Einzelgemeinden (die Zahlenangaben für 
die legteren beruhen jedoch nur auf allgemeiner Berechnung) die Einkommen- und 
Glafienfteuer gegenüber ver Grund: und Gebäubdefteuer weitaus überwiegt. 

Endlich fonnte bei der Beratbung der Provinzialordnung in der Commiſſion 
de8 Herrenhaufes conftatirt werden, daß der Vertbeilungsmaßftab der Kreis- 
ordnung faft überall dahin geführt habe, die Grund und Gebäudefteuer micht 
über die Hälfte ihred Betrages heranzuziehen. 


IV. 


Hinfichtlih der weiteren Anwendung des Princips der Zufchläge erheben 
jih nun aber mehrere Fragen. 

1. Es fragt fih nämlich zunädft, wie e8 bei einer derartigen Communal- 
befteuerung mit den flaatlichen Steuerbefreiungen gehalten werben fol, und zwar 
vorzugsweiſe mit den ftantlichen Grunditeuerbefreiungen, da ja die Befretungen 
von der Einfommenfteuer auf die Mitglieder des königlichen Hauſes und des 
hobenzollernfchen Fürftenhaufes beſchränkt find. Im diefer Hinficht verfteht es 
ich num wohl von ſelbſt, daß derartige Befreiungen, ſoweit fie ſich auf die zu 
einem öffentlichen Dienfte oder Gebrauche beſtimmten Liegenfchaften beziehen, ohne 
Weiteres auch gegenüber der Communalbefteuerung zu gelten haben; dagegen 
ericheint es nicht gerechtfertigt, von der Communalbefteuerung die zum werben- 
den Staatövermögen gehörigen Grundftüde des Staats, alſo uamentlich die 
Zomänen und Forften, blos deshalb auszunehmen, weil fie jelbftverfländlich zur 
Naatlichen Grundſteuer nicht herangezogen werden, und ganz analog verhält es 
ſich z. B. mit den Domantalgrundftüden der Mebiatifirten. Durch dies im Wefent- 
lichen bereits in der Kreisordnung zur Durchführung gelangte Syftem wird dann 
fralidh das Enftem der Zuſchläge infofern durchbrochen, daß in derartigen Fällen 
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an Stelle eigentliher Zufchläge eine Heranziehung mit fpecieller Beranlagıny 
tritt; dieſe theoretifche Incorrectheit rechtfertigt ſich aber vollftändig durd Küt: 
jichten practiſcher Zwedmäßigkeit. 

2. Eine zweite Frage iſt dann die, ob es umgekehrt gerechtfertigt werden 
ann, gewiſſe Perjonen, welche zur ftantlihen Eintommenftener voll herangezoge 
werben, binfichtlich der Communal-Einfommenfteuer ganz oder theilweiſe zu fe 
freien. Cine derartige Befreiung befteht namentlich nach der Reichsgeſetzgebr 
für die activen Militärperſonen nit blos in Bezug auf ihre Bejolduns 
fonden auch in Bezug auf ihr Privatvermögen, nad der preußiichen Gr 
gebung in verfchtedener Ausdehnung binfichtlih der Gerftlihen, Kirchendtene = 
Elementarjchullehrer einerjeits, Hinfichtlich der übrigen unmittelbaren und mir“ 
baren Stantsbeamten andererjeits, indem binfihtlih beider Kategorien die Sr 
freiung nur auf das Dienfteinfommen fi bezieht, dies Dienſteinkommen at 
bei der erften Kategorie gar nicht, bei der zweiten nur zur Hälfte beranazc: 
werden und die auf daſſelbe gelegte Steuer außerdem einen gewiſſen Procerb 
nicht überfteigen darf. Wenn man ficy nun zur Rechtfertigung des Prieilegm: 
der Militärperfonen und der Geiftlihen ꝛc. darauf beruft, Daß jeme von Y 
Gemeindebürgerrechte gänzlich ausgeſchloſſen find, und daß dieſe wenigſtens gar” 
Beſchränkungen Hinfichtlich der Wählbarteit zu communalen Aemtern unterkes: 
was übrigens auch noch eine Anzahl fonftiger Staatsbeamter, namentlich 
Richter trifft, jo läßt fich doch gegen eine, derartige Argumentation ei 
daß fie, zu Ende gedacht, eine Befreiung der Militärperfonen auch von } 
Staats⸗Einkommenſteuer herbeiführen müßte, da die Militärperfonen nad $ ! 
des Neih3-Milttärgejeges vom 2. Mai 1874 von jedem Wahlrechte ſowobi 
Betreff der NReichövertretung, als auch in Betreff der einzelnen Lantık: 
tretungen ausgefchlofjen find, wogegen die den Geiftlihen x. und gewiſſen an” 
Beamtenkategorien aufgelegte Beichräntung überhaupt nit ins Gewicht 2 
Was aber das eigentliche Benmten-Privilegium betrifft, fo ift daſſelbe bean: 
ın dem $ 2 des Geſetzes vom 11. Juli 1822 damit motivirt worden, .X 
das Dienſteinkommen einerfeit® feinem ganzen Daſein nach von dem Leben, ! 
Geſundheit und anderen zufälligen Berhältnifien der Perſon abhängig -- 
andererfeit8 feinem ganzen Betrage nach beftimmt fei, und dadurch auf \ 
einen Seite gegen Grund- und Capitaleintommen, auf der andern gegen 
werbseinfommen im Nachtheile ſtehe.“ WIN man dieſe Argumentatien ' 
Wahrheit fachlich widerlegen, fo darf man nicht außer Acht laſſen, DE" 
keineswegs auf zwei felbftändigen, fondern auf zwei mit einander combur“ 
Gründen, eigentlih nur auf einem einzigen etwas complicirten Grunde " 
ruht, jo Daß man loyaler Weife nicht damit ausreicht, darzuthun, daß Dec # 
Einkommen von Aerzten, Anwälten, Gewerbtreibenden aller Art gleichfalls ©: 
ein Einkommen aus Urbeitsleiftungen und daß die Abhängigkeit folder &7 
fommen von der Perfon mindeftend ebenfo groß wie beim BeamtenEinfar” 
ſei; denn man witrde dabei vergeflen, daß bei fonftigen Einfommen aus Arbe 
leiftungen ber zweite für die Privilegirung des Beamten-Einkommens anzeft:* 
Grund der Durchfichtigkeit des Einkommens nicht zutrifft; und daß doch les: 
auf das Zuſammentreffen dieſer beiden Gründe in der Perſon der Bar 
das Privilegium geftügt wird. Das Schlimme ift mur, daß emerfats d 
Argumentation wiederum zu einer Privilegirung ver Beamten and hinfiriz 
der ftaatlihen Einfommenfteuer führen müßte, feitvem eine ſolche fert 1822 = 
























Ueber bie Frage der Communalbefteuerung. 101 


mählig entftanden ift, wogegen doch aber die allerftärkften Gründe ſprechen würden, 
und zwar nicht blos der Zufammenhang des politifchen und communalen Wahl: 
rechts mit der Steuerzahlung; und daß andererſeits die communalen Aufwen⸗ 
dungen den Beamten, in einigen Beziehnngen weniger, in anderen aber mehr, 
md ım Großen und Ganzen genau in derſelben Weile zu Gute kommen, 
wie den übrigen Claflen der Einwohner. Es ift nun zwar keineswegs zuzu- 
geben, daß biefe theilweiſe Befreiung bisher zu irgend melden Webelftänden und 
am wenigften zu einer Weberoortbeilung der übrigen Einwohner geführt hätte. 
Denn es lehrt jeder Blid in die Steuerliften, daß die Beamten mit ihrer 
Hälfte immer noch ebenfo Hoch befteuert werben, wie die übrigen mit ihrem 
vollen Einkommen, weil dieß legtere gleichfall8 bei der Veranlagung ftillichweigend 
auf Die Hälfte herabgeſetzt wird. Wenn aber ein foldes Privilegium feinen 
Nuten bat, jo foll man es um fo mehr fallen Iafien, als hier in der That 
emer derjenigen Anftände vorliegt, welche eine gerechte und gewillenhafte Ein- 
ſchätzung überhaupt verhindern; nur follte man die Abſchaffung abhängig machen 
von der zuoor erfolgten Reform der Einfhägung zur Eintommenftener, wie 
jolhe oben wu ihren Grundzügen angedeutet wurde. Die Ablchaffung des Pri- 
vilegiums erjcheint übrigens endlich auch inſofern geboten, als bei dem Syſteme, 
welche® neben der Einkommenſteuer ſteis noch die Grundfteuer, mindeftens mit 
der Hälfte beranzieht, mit vollem Rechte verlangt werben kann, daß alle Die- 
jenigen, welche nur Einkommenſteuer zahlen, wie das bei den Beamten durchaus 
die Kegel ift, nun auch wenigftend mit dem vollen Sate herangezogen werben. 
Auf Gründe zweiter Ordnung, 3. B. darauf, daß die Beamten in der Wahl 
ihres Aufenthalts beichränft find, was in Bezug auf große Beamtencategorien, 
nämlich in Bezug auf Richter, abgefehen von der erften Anftellung, noch nicht 
einmal zutrifft, und ferner darauf, daß die Höhe der Communalfteuern an den 
verfchiedenen Orten eine ſehr verſchiedene fer, kommt bei der Entjcheidung folder 
Fragen überhaupt nicht viel an; um fo weniger, als die Beamten erfahrungsmäßig 
Berjegungen in Orte mit guten communalen Einrichtungen und Anftalten, und 
demgemäß mit hoben Gommunalftenern in der Regel felbft beantragen, die 
Regierung auch ſehr wohl im Stande ift, einzelnen Unbilligleiten durch Tocale 
Zulagen die Spise abzubrechen. Es unterliegt auch bei der ganzen Sinnes- 
rihtung der heutigen Zeit, die Nichts To ſchwer erträgt, als Benorzugungen 
Einzelner oder ganzer Claſſen, auch wenn diefelben noch viel beffer zu begründen 
iind, als das bier thatfächlich der Ball ift, nicht dem mindeften Zweifel, daß 
bei einer umfaſſenden und durchgreifenden Neugeftaltung des communalen Steuer= 
weſens, wie ſolche ja eben beabfichtigt wird, dies Privilegium in der That dem 
Untergange geweiht ift. Iſt doch dafielbe ber Gelegenheit der Regelung ver 
Kreis-Communalbeſteuerung in der neuen Kreisordnung von der Mehrheit des 
damaligen Abgeordnetenhaufes ſchließlich uur deshalb beibehalten worden, weil 
es unpaffend erichien, dieſe Trage bei der Verhandlung über eine einzelne Com: 
munalſteuer, und noch dazu über eine untergeordnete zum Au trag zu bringen, 
und weil außerdem eine jolche partielle Beleitigung des Privilegs, im Hinblide 
auf den 8 11 der Kreisordnung, tbatfächlih nur die auf dem platten Rande 
wobnenden Beamten, in der Hauptſache die Geiftlichen und Schullehrer getroffen 
haben würde, die wegen ihrer Befoldungsverhältniffe am wenigften fleuerfähig 
eriheinen, während fie für die in den Städten wohnenden Beamten infofern 
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ohne allen Einfluß geblieben fein würde, als die Städte ganz allgemein vcı 
der Befugniß Gebraud gemacht Haben, ihr Contingent an Kreiöfteuern, obn: 
dieſerhalb zu einer befondern Individualbeſteuerung zu greifen, aus der Cim- 
mereicaſſe zu entrichten. 

3. Die dritte Frage bezieht fich auf die Communalbeſteuerung der Foren 
fen. Es fteht nämlich einerfeit8 allerdings vollftändig feft, daß den Yufchlägen ser 
Grund» und Gebäubefteuer alle Befiger von Grundftüden innerhalb des &- 
meindebezir!8 unterworfen find, einerlet ob fie innerhalb oder außerhalb de 
Gemeindebezirt8 wohnen, ob fie durdy den Wohnfig mit ihrer Perfon der e 
meinde angehören oder nicht, einerlei ob fie phyſiſche oder ijuriſtiſche Berier 
find. Denn bei diefen Steuern als Object: und Ertragsfteuern bleibt et: 
begriffsmäßtg die Perfon des Inhabers außer Betracht; fie Tollen eben ein Entxt 
für diejenigen communalen Leiſtungen fein, welche dem Grundbeſitze (und ebenfo ern: 
dem Gewerbebetriebe) an fih zu Gute fommen. Dagegen könnte bei em: 
itrengen und confequenten Felthalten an dem Syſteme der Zuſchläge von cur. 
Beſteuerung des aus Orundbejig und Gemerbebetrieb fließenden Einfemmir: 
von einer auf Grundbefig und Gewerbe fundirten Einfommenfteuer fin ci: 
diejenigen nicht die Rede jein, weldye außerhalb des betreffenden Gemeindebzzurts, 
welchem der Grundbeſitz Tiegt, das Gewerbe betrieben wird, ihren Wehni: 
haben; eine ſolche Einfommensbefteuerung der Forenſen verbietet fich, abaeſeber 
zunähft von inmern Gründen, aus dem rein formellen Geſichtspunkte arfer 
deshalb, weil Doch Diejenigen, welche die PBrincipalfteuer nicht entrichten, az! 
nicht zu den auf dieſelbe gelegten Zufchlägen herangezogen werden fünnen, — 
Tsorenfen aber eben in den ftaatlihen Einfommenfteuer-Rollen der betreffende 
Gemeinden gar nicht aufgeführt find, 

In früheren Zeiten war denn auch wirklich eine derartige forenſiſche Cr 
kommensbeſteuerung unftatthaft, fo daß Jeder nur an dem Orte feines per 
lichen Wohnfites zur Communal-Eintommenfteuer herangezogen wurde, an die:= 
aber mit feinem Gelammt-Einfommen ohne Rückſicht, wo deſſen Zuellen *: 
befanden. Insbeſondere war das der Standpunkt der repidirten Stäbteortrrr 
vom 17. Mär; 1831, 8 43, fowte aud des fog. Normal-Regulatied 1 
9. November 1838, 8 2—4 (XXII, 377) Die in zahlreiden Miniſter 
Refcripten, insbefondere in dem Reſcripte des Miniſters des Innern 7 
11. April 1820 (IV, 552), in dem Refcripte der Minifterin de® Innem 7’ 
der Polizei und des Finanzminiſteriums vom 3. Auguft 1835 (XIX, ;>* 
und in einer ganzen Reihe von Refcripten aus den vierziger Jahren (Ir? 
Bl. 1840, ©. 206; 1842, ©. 258; 1843, ©. 280; 1344, ©. 4) zu Gem: 
dieſes Princips ausführlich entmidelten Gründe lafjen ſich dahin vefumm? 
daß einerjeit8 der Ort des Aufenthalts und deſſen Anftalten den ruhigen Gerz 
des Einkommens ficherten, wogegen die Forenſen aller perlönlihen Vortde. 
entbehrten, und daß andrerſeits beim entgegengefegten Syſteme die Gefabr er 
Unterbringung von Capitalien außerhalb des Gemeindebezirtd und amt 
Gefahr einer Entziehung von Communalfteuern vorhanden fe. Wie man zz 
auch über Diele Gründe im Einzelnen denken möge, jedenfalls läßt ſich ne 
verfennen, daß dies ältere Syſtem fih durch Klarheit in den Grundprincit 
und durch Einfachheit in der Anwendung auszeichnete, daß Dagegen die Wet: 
gemeinden einen ungerechtfertigten Vortheil, Dagegen diejenigen Gemeinden, ' 
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deren Bezirken jene Einkommensquellen Tagen, einen eben foldhen Nachtheil 
batten, da Derjenige, welcher innerhalb einer Gemeinde ein gewerbliches Eta- 
bliſſement anlegt, ohne dort zu wohnen, durch eine foldye Anlage die betreffende 
(Gemeinde leicht in einer Weife belaftet, daß ein genügendes Yequivalent dafitr in 
ten bloßen Zuſchlägen zur Grund- und Gebäudefteuer unter Umftänden nicht 
gefunden werden kann. Es darf daher nicht Wunder nehmen, daß, nachdem 
durch die fleigende Entwidlung der Induftrie, insbeſondere auch der landwirth⸗ 
Ihaftlichen Nebengewerbe derartige Berhältniffe häufiger geworben, und nachdem 
gleichzeitig Die communalen Laften ftarf gewachſen waren, für einen großen Theil 
des Staatögebietd das entgegengefette Princip zur Geltung gelangte, wonach Die 
forenfifche Beſteuerung über die Zufchläge zu der Grund: und Gebäubdefteuer 
reip. Der Gewerbefteuer hinaus, auch auf das aus diefen Quellen fließende Ein- 
kommen erftredt wurde, obgleih dieſe forenfiihe Communal-Einfommenfteuer 
num nicht ſowohl in der Form von Zuſchlägen, fondern nur auf Grund einer fin: 
girten Einfhägung veranlagt werden konnte, indem num gleichzeitig der Wohn 
ertögemeinde verboten wurde, ihre Einfommenäbefteuerung auf den außerhalb 
gelegenen Grundbefig und nach fpäterer Interpretation auf den außerhalb ge— 
legenen Gewerbebetrieb auszubehnen. 

Es darf aud wohl als ein Beweis für die innere Nothwendigkeit einer fo 
ttiefgreifenden Umgeſtaltung betrachtet werben, daß diefelbe ziemlich geräufchlos 
ohne erheblihe Debatten fi vollzogen bat, und daß das einmal aufgeftellte 
Princip aus der äftlihen Städteordnung von 1853 alsbald in die übrigen alt= 
ländiſchen und in die fchleswig-bolfteiniiche Städteordnung, in die Yandgemeinde- 
ordnungen fiir die beiden weftlihen Provinzen, in das Armengefeß von 1871, 
endlich in die Kreis: und Provinzialordnung fich verbreitet bat. Es mag dabei 
nur ganz im Vorübergehen bemerft werben, daß im Einzelnen viele Verſchieden⸗ 
keiten beftehen, und Daß namentlih die ſchleswig-holſteiniſche Stäbteordnung 
ſehr erhebliche, zum Theil auf dem Antrage des Provinzial-Landtags berubende 
Modificationen enthält, von denen die wichtigſte die ift, Daß eine Heranziehung 
des auswärts gelegenen Grundbefises und Gewerbebetrieb Seitens der Wohn- 
ortögemeinde nur dann und nur injoweit nicht ftattfindet, als diefer Theil des 
Geſammteinkommens in der andern Gemeinde wirklich befteuert wird, und Daß 
in allen Fällen eine ortöftatutarifch feſtzuſetzende, jedoch nicht über 25 %/, Des 
Geſammt⸗Einkommens zu beftimmende Quote unverkürzt in der Wohnfiggemeinde 
ſteuerpflichtig if. 

Es läßt ſich indeſſen nicht verfenmen, daß auch dies Syſtem feine großen 
Schattenfeiten bat, ja daß dafjelbe ftreng genommen dem Wefen der Einfommen- 
ſteuer widerfpriht. Denn im Wefen der Einkommenſteuer liegt es offenbar, 
daR der Pflichtige zu derfelben mit feinem Gefammteintommen da herangezogen 
wird, wo er den Mittelpunft feiner rechtlichen Exiſtenz hat, indem jedes andere 
Syſtem, welches darauf ausgeht, an Stelle der einheitlichen Erhebung in der 
Perſon des Inhabers eine Erhebung an den Duellen zu fegen, dad Geſammt⸗ 
Eintommen alfo nad den Iocalen Bezugsquellen zu zerlegen, von vornherein 
Darauf verzichten muß, eine Berückſichtigung der Leiftungsfähigfeit, Die doc 
wentgftens bei der ftaatlichen Claſſenſteuer und bei den beiden erften Stufen 
der Staatlichen Einfommenfteuer geboten ift, und ebenſo eine Berüdfichtigung 
der Schulden, die doch im Wefen jeder Einfommensfteuer Yiegt und außerdem 
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geſetzlich geboten ift, eintreten zu laſſen. Es unterliegt demgemäß keinem Inzid 
daß eine derartige, immerhin in gewifler Hiuficht irrationelle Veranlagung nit! 
nur im Allgemeinen die wünſchenswerthe Genauigkeit vermiffen läßt, ſonden 
auch in vielen Fällen zu einer, im Reclamationsverfahren nur ſchwer zu ie 
tigenden Ueberbürdung, in anderu Fällen jedoch auch zu einer Unterfhätung va 
Pflihtigen führt. Gegenüber den offenbaren Vortheilen dieſes Syſtems editarı 
aber jene Mängel nicht erheblich genug, um einen abermalign Wedel : 
Grundprineipten, wie jolden die Regierung in ihrem zweiten —e 
Entwurfe vorgeſchlagen hatte, zu rechtfertigen, um jo weniger, als die Did 
des entgegengefegten Syſtems nicht blos theoretiſch allgemein anerlannt nee. 
fondern auch während der Zeit der Geltung bereits practiich ſich fühlbar gr. 


Uebrigens Läßt ſich dieſelbe Entwicklung, die ſoeben hinſichtlich der 





communalen Beſteuerung dargelegt iſt, auch hinſichtlich der tnterterritoriakn $ 
fteuerung nachweiſen. Während nämlich früher ziemlich, allgemein in Taue.: 
auh das aus ausländiihen Quellen fließende Einkommen der inter 
befteuerung unterworfen wurde, jo bat das Norddeutſche Bundesgeieh, ;r 
Reichsgeſetz, wegen Beſeitigung der Doppelbefteuerung vom 13. Mai 157" = 
Sat aufgeftellt, daß das aus Grundbeſitz und Gewerbebetrieb herrührende? 
fommen nur von demjenigen Bundesſtaate beiteuert werden Dürfe, in met: 
der Grundbeſitz Liegt, oder Da8 Gewerbe betrieben wird, und daß baber ein jo 
Eintommen Seitens desjenigen Staats, in welchem ver Betreffende ica 
Wohnfig bat, bei der Einfommensbefteuerung in Abzug gebracht werden r: 
Es ıft aber bei der Berathung jenes Geſetzes von keiner geringern Autorität, ı 
der des Ober-Präfidenten von Patow, für wünfchenswerth erklärt worden, '4 
der gleihe Grundjag auch um Berbältnig der Norbdeutichen Bundesſtaaten 
Auslande zur Anwendung komme, wenigſtens infoweit, daß man im Deutlu.> 
Darauf verzichte, einen Ausländer Hinfichtlich desjenigen Einkommens zu beit.” 
wei a aus im Auslande befindlichen Grundbeſitz oder Geweirde: 
trieb zieht. . 

4. Aehnliche Fragen erheben fich Hinfichtlich der juriftiichen Perfonen. 

In früherer Zeit waren auch diefe von communalen EinfommentT 
durchaus frei. Das Normal-Regulativ vom 9. November 1838, 84 (AXU,:” 
erflärte geradezu: „Der königliche Fiscus, die Cämmereien, Corporationen, 8: 
und Echulen, milde Stiftungen und moraliſche Perjonen jeder Art lünneı - 
Sommunal-Einfommengftener niemals herangezogen werden, wenn fie auch 1: 
halb des Gemeindebezirks Grundſtücke befigen, oder auf andere Weihe ein 
fommen beziehen.” Und in voller Uebereinſtimmung damit vefenibirt: '” 
Minifter ded Innern, Graf Arnım, unterm 13. Januar 1845 (Mint. 
1845, ©. 3), daß alle Corporationen, Gefellihaften, Stiftungen u. ſ. w. "- 
befondere auch Eijenbahnen zu perjönlihen Communalfteuern nicht herang x⸗ 
werden könnten, da nad den Stäbteorbnungen nur Bürger und Schugeme:t” 
zu ftäbtifchen Abgaben verbunden feien, zu den Bürgern und Schugwennun:” 
aber und überhaupt zu den Einwohnern immer nur phyſiſche, niemals >> 
juriftifche Perfonen, und am menigften Eifenbahngejellihaften gerechnet mi 
könnten. 

Dennoch aber bat in ſpäterer Zeit dieſelbe Entwicklung, welche bie fm 
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ifche Vefteuerung über das frühere Maß ausvehnte, dazu geführt, auch den 
juriſtiſchen Perſonen eine fingirte Communal-Einfommenfteuer aufzulegen. 
Dieſelbe iſt gleichzeitig mit der forenfiihen Einfommensfteuer entftanden, und hat 
ih in derſelben BBeife wie jene ausgebreitet. 

Die mit diefer Beſteuerungsweiſe verbundenen Mängel haben fich aber 
binfichtlih der juriſtiſchen Perfon in noch fühlbarerer Weiſe geltend gemacht, 
wie binfichtlich der Forenſen. In der neueren Haltung der Regierung ift das 
auf das Deutlichſte hervorgetreten; fie Hatte nämlich in dem erften Entwurfe 
zur Kreisordnung die bis dahin geltenden Beftimmungen zwar auf die Forenſen 
ud auf die Ucttengefellichaften, wenn auch mit Zagen, noch angewandt, nicht 
aber auf die Tonftigen juriftifchen Perfonen, als nun aber die Commilfion des 
Abgeordnetenhauſes in der Seſſion 1869/70 dieſe Unterſcheidung nicht für 
gerechtfertigt erachtet, vielmehr auch die Heranziehung der juriftiichen Perjonen 
su den Kreiöfteuern nach dem früheren Grundfägen beichloß, jo kam nunmehr, 
alſo mit Rüdfiht auf die juriftiichen Perfonen, die Regierung zu der Ueber⸗ 
wugung, Daß weder die juriftifchen Perjonen noch die Actiengefellichaften und bie 
sorenjen einer communalen Eintommenbefteuerung zu unterwerfen wären, daß 
alſo das ganze bisherige Syſtem irrationell geweſen fei. 

Nun laſſen ſich allerdings Hinfichtlich der großen Mehrzahl der juriftiichen 
Verfonen, namentlich Hinfichtlih der großen Mehrzahl der Acttengejellichaften, 
binfichtlich aller nämlich, deren Wirkfamteit über den Bereich einer einzelnen 
Commune hinausreicht, alle diejenigen Bedenken geltend machen, welche Hinfichtlic 
der forenfilchen Beitenerung geltend gemacht worden find; ja dieje Bedenken 
iind bier in gefteigertem Maße vorhanden, weil der durchichnittlich großartige 
md verwidelte Geſchäftsbetrieb ſolcher Perſonen die Vergleihung der Gejammt- 
verbältniffe mit einer beftimmten Betrieböftätte, mithin die Feſtſetzung der auf 
die einzelne Commune entfallenden Quote des gefammten Neingewinns erheblich 
erſchwert. Die in diefer Beziehung aufgeftellten allgemeinen Berwaltungsgrund: 
Yüge bieten, wie Dad gar nicht anders fein kann, ein ehr künftliches Syſtem. 
Zenn während z. B. an der Communalbeſteuerung der Eifenbahngejellichaften 
alle Gemeinden participiven, in deren Bezirk eine Station belegen ift, und zwar 
nad dem Verhältniß des Reineinkommens der betr. Stationscaffe, jo daß aljo 
ke Station als ein bejonderer Gewerbebetrieb betrachtet wird, jo kommt es 
det Berfiherungs: Agenturen im Princip zwar gleichfall8 darauf an, ob fie ein 
jelbſtändiger ftehender Betrieb find; die Entſcheidung darüber hängt auch wieder 
ganz conjequent Davon ab, ob fie generell die Befugniß haben, BVerficherungs- 
verträge mit verpflichtender Wirkung abzufchließen, oder ob fie jedesmal berichten 
miflen; und ihre Steuerfreiheit fteht in letzterem Falle auch dann feft, wenn 
vielleicht die Police unter der Firma der Agentur ausgefertigt wird: aber man 
wird Doch immer anertennen müflen, daß es fih da um äuferft ſpitzfindige 
Entſcheidungen und um fehr complicirte Feſtſtellungen der concreten Berhältnifie 
bandelt. Und wenn nun weiter bei Eifenbabnen der in der Praris mehrfad 
vorgefommene Fall fich ereignet, daß die Stationsgebäude und die Stationsan= 
‘agen von einer Gemeindebezirfögrenze durchſchnitten werben, fo wird man fi 
jwar wiederum mit ber Enticheivung befreunden können, daß in ſolchem Falle 
das aus dem Stationdbetriebe hervorgehende Einfommen nicht ausſchließlich 
derjenigen Gemeinde zugemwiefen wird, in deren Bezirk fich gerade das Stationd- 
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caffenlocal oder das Hauptflationsgebäude befindet, Daß vielmehr dann & 
in mehreren Gemeinden ftattfindender Stationsbetrieb angenommen wird, ım 
es ift doch wieder nicht zu verkennen, daß fih auch für die gegentheilige Ami 
Mandes fagen läßt und daß es fich Bier im erhöhten Maße um Ian: a 
rubrictrende thatjächlihe Verhältnifie handelt. Hat ſich doch aus folden Grüne 
der ſehr hervorragende Oberbürgermeifter einer der größten Städte kei \x 
Berathung der Kreißorbnung im Herrenhaufe auf das Entfchiedenfte gegen 2: 
ganze Princip der Beiteuerung der juriſtiſchen Perlonen ausgeſprochen, cha 
die von ihm vertretene Stadt davon offenbar einen großen pecuniären Beral 
bat. Trog alledem wird aber biefer Grund als durchſchlagend gegr N 
Communal-Eintommenbefteuerung juriftifher Perfonen nicht angeſehen wr. 
dürfen, ba einerfeits in ſehr zahlreihen Fällen folhe Perfonen mit ihren: 
fammten GefchäftSbetriebe wirflih nur einer Commune angehören und anı= 
ſeits die Unmöglichkeit einer gerechten Heranziehung auch in jenem anderen w< 
nicht zuzugeben ift, um jo weniger, als die Vorlage der Bücher jede wi 
Ueberbürbung fofort herausftellen würde. 

MWenn man nım zweitend gegen die Communalbefteuerung der jmfi'z 
Verfonen anführt, daß ihnen gar nicht wie den phyſiſchen Perfonen die Ar 
wendungen der Commune zu Statten kämen, da fie als folde wer = 
Straßenpflafter, noch die Beleuchtung benusten, nody Kinder hätten, welt: ! 
Schule befuchten, fo ift da® ja, wenn man will, ridtig; man muß dan 
auch andererfeit3 anerfennen, daß andere Gemeinde + Aufwendungen, und x: 
folde, die das Gemeindebudget vorzugsweiſe belaften, den juriſtiſchen Perisa 
wenigftend denjenigen, weldye Gewerbe betreiben und Grundbefig bewirtbidera 
vorzugeweife zu Gute kommen. 

Was nun aber bie einzelnen juriftichen Perfonen betrifft, fo Liegt 1 
fondere fein Grund vor, den Staat in feiner Eigenihaft als Grundbeiige : 
Gewerbtreibender, als Yorft:, Domänen: und Bergwerks⸗Fiscus von * 
communalen Einfommenfteuer zu befreien, und am allerwenigften in Tram 
Denn wenn in einzelnen Kleinſtaaten allerdings der Fall vorgekommen if. ': 
der Fiscus unter der Firma von Forſtchauſſoen thatſächlich den Gemeint ' 
Wege gebaut hat, fo läßt fih dagegen der preußiſche Staat non Gem 
und Sreifen diejenigen Wege bauen, deren er für feinen Abfag aus Forſten, Tex: 
und Bergwerken bedarf, die alfo als Meliorationen dieſes Beſitzes fich darſtellen % 
zu deren Koften er mithin gerechter Weife beitragen muß. Und zwar it ® 
um fo dringender nothwendig, als das Staatdeigenthbum und der Hau-® 
Gewerbebetrieb feineswege, wie man wohl behauptet hat, in der Weile 1: 
mäßig über das ganze Staatögebiet vertheilt ift, daß eine ziemlich gladm# 
Heranziehung aller Communen zu folden im fiscaliſchen Intereife vorzunehmt. 
Aufwendungen ftattfände ; ganz abgefehen davon, daß felbft unter dieſer Ter# 
fegung die ärmeren Gemeinden überlaftet wären. Indeſſen bei aller prin“ 
Gleichſtellung des Fiscus mit den Privatperfonen hinſichtlich der Steam“: 
läßt fich allerdings nicht verfennen, daß die Auflegumg einer eigentlichen <= 
fommenfteuer für den Fiscus deshalb auf gefteigerte Schwierigkeiten ſtoßen =’ 
weil das fiscalifhe Eintommen mehr wie das Einkommen irgend einer ad 
juriftifchen Perfon aus zahllofen Ouellen fließt. Deshalb mag man fd r 
der in der Kreisordnung bereits getroffenen Austunft begnügen, dem 7 





Ueber die Frage ber Eommunalbefteuerung. 107 


gegenüber von einer eigentlichen Einkommenſteuer abzujehen, denfelben dafür aber 
mit der Grund» und Gebäubefteuer um die Hälfte desjenigen Procentfages ftärfer 
zu belaften, mit dem die Claſſen- und Einlommenfteuer herangezogen wird, fo 
daß alfo bei einer Belaſtung der Claſſen⸗ und Einfommenfteuer mit 100 %,, 
der Grundfteuer mit 50 9, der Fiscus neben den 50 °%, Grund⸗ und Se 
bãudeſteuer⸗Zuſchlägen noch weitere 50 9%, ſolcher Zufchläge als Aequivalent für 
die fehlende Einkommenfteuer zu entrichten haben würde; ein Refultat, bei dem 
man fih um fo mehr beruhigen mag, al8 in der That jener halbe Grunditeuer- 
betrag dem vollen Betrage der von dem Einkommen aus diefer Duelle zu 
zahlenden Einkommenſteuer nahezu gleichlommen wird, da bei der Heranziehung 
des Einfommens mit 3 %/,, des Grundftener-Reinertrags mit angeblih 10 %, 
thatfächlich aber doch nur etwa 6 %,, ein 100procentiger Zuſchlag zur Ein- 
kommenſteuer vollftändig identifh tft mit einem 5Oprocentigen Zuſchlage zur 
Grundſteuer. 

Ebenſo wenig aber wie der Staat dürfen die Communen von der Com⸗ 
munal-Eintommenfteuer freigelaffen werden. Es verfteht ſich freilich von felbft, 
daß eine Beſteuerung des Einkommens der Einzelgemeinde durch dieſe ſelbſt, 
des Einfommens des Kreiſes durch diefen genau ebenfo finnlo® wäre, wie wenn 
der Staat für feine Zwecke das Einkommen feines Fiscus befteuern wollte; und 
ed verfteht ſich auch ferner von ſelbſt, daß es fich immer nur um eine Be- 
fteuerung desjenigen Einkommens handeln Tann, welches aus Bermögensbeftänden, 
nicht aber desjenigen, welches durch Steuern gewonnen wird. Innerhalb foldher 
Örenzen aber liegt fein Grund vor, daß nicht die Communen fich gegenfeitig 
beftenern, Daß nicht insbeſondere die Kommunen miederer Ordnung zu Ounften 
der Communen höherer Ordnung befteuert werden follen. Das fundirte Ein- 
lommen der Localverbände ift unter einander jehr verfchieden und keineswegs 
der Steuerlaft der Angehörigen ſtets proportional. Auch erwachſen doch Der 
einen Gemeinde aus dem Grundbeſitz und dem Gewerbebetriebe der andern, 
dem Kreife aus dem Grunbbefige und dem Gewerbebetriebe der Einzelgemeinden, 
und umgefehrt ben Gemeinden aus dem Grundbefig und Gewerbebetriebe der 
Kreife möglicherweife erhebliche Aufwendungen. 

Einer eingehenderen Erörterung bedarf ſchließlich noch die Frage nach der 
gänzlichen Freilafjung der Actiengefellihaften von der Communal-Eintommen- 
feuer, fiir weldde man ſich deshalb ausſprechen zu müſſen geglaubt bat, weil 
bei ihnen von einem Einkommen wie bei ‘Privatperfonen oder bei andern 
juriſtiſchen Berfonen nicht die Rede fein könne, indem Dasjenige, was Die Bilanz 
am Jahresſchluſſe als Reingewinn aufweiſe, nur ein durchlaufender Poſten jet, 
der, abgeſehen etwa vom Reſervefonds, nicht der Geſellſchaft als ſolcher, ſondern 
ſofort den Actionären gehöre, ſo daß alſo im Falle einer Beſteuerung des 
Geſellſchafts⸗Einkommens eine Doppelbeſteuerung zu Ungunſten des in der Form 
der Affociation gefammelten Capital8 im Gegenjag zum Capital der Einzel- 
unternehmungen ftattfinden würde (Dietzel). 

Wenn man fih nun troß dieſer fcheinbar fo einleuchtenden Begründung 
dennoh für die Unterwerfung der Actiengeſellſchaften als folder unter die 
Communalbeſteuerung ausſprechen zu müſſen glaubt, ſo muß doch von vorn⸗ 
herein, wie ſchon bei einer früheren Gelegenheit, ver focialspolitifche Standpunkt 
zurückgewieſen werden, indem die Xetiengefellichaften nicht deshalb mit ‘einer 
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Steuer, und am wenigften mit einer Commumalftener belegt werben binfen, me 
fie etwa gemeinſchädliche Imftitute find. Denn ganz abgejehen davon, dak ı 
aller vielleicht winfchenswerthen Einfchränfung des Actiengeſellſchaftsweſens 
Gunften des Einzelbetriebeß oder des gemeinwirthichaftlichen Syſtems, ven 
die Aſſociation von Privatcapitalien fiir zahlreiche Wirthichaftögebiete die ce: 
angemeffene Betrieböform fein und bleiben wird, jo widerſpricht es and e 
Erfahrung, daß durch ſolche Strafftenern gerade dem illegitimen Geichäfte, n 
mit ganz andern Geſchäftsſpeſen rechnet, erhebliche Schwierigkeiten bereitet wi 
Die Gründe für die Heranziehung der Actiengejellichaften als old: ;c 
Communalfteuer Tiegen vielmehr zunächft darin, daß jene von der There a 
ipielender Leichtigkeit deducirte Doppelbefteuerumg fofort in ihr Nichts ſich ori 
fobald man auf dem Boden realer Verhältniſſe jener Deduction näher 7 
Es ergiebt ſich nämlich alsdann, daß die Beſteuerung des Gelammtentenzr 
geradezu der einzige Weg ift, um das aus Actienunternehmungen reultea 
Eintommen überhaupt heranzuziehen, da das Geſammteinkommen burd Y: 
die Deffentlichleit gelangenven, oder Doh auf Verlangen vorzulegenden Bılz 
feftzuftellen. ift, während eine Befteuerung des in ben Dividenden zerſplitta 
Einkommens an dem Umſtande fcheitert, daß der Einjchägungs-Commiliier. 2 
zufteht, und auch der Natur der Sache nach nur zuftehen kann, von den fr 
thefenbüchern und ben Verhandlungen der freiwilligen Gerichtöbartet Re 
zu nehmen, nicht aber Hausfuchungen nach Actien zu veranftalten. Und jelbt =: 
bier wirklich ausnahmsweiſe eine Doppelbefteuerung nachzuweiſen wäre, je r. 
das mobile Capital noch immer feinen Grund zur Klage Haben, dan: 
folche für den Grundbefig gradezu Gefeg ift, ganz abgejehen davon, dei = 
der Umfag immobiler Werthe einer jehr erheblichen, der Umſatz mobiler & 
Dagegen entweder gar feiner, oder doch nur einer ſehr unbedeutenden Beſter 
unterliegt. Ich kann mich demgemäß auch dem bereits aufgeftellten Vermitilz 
Vorſchlage nicht anfchließen, wonach bei der Befteuerung der Actionäre die 7 
zufließenden Dividenden außer Anſatz gelafjen werden follen, da nicht ak“ 
ift, wie die alsdann nothwendige Controle, da doch Namensactien die weit 
dende Ausnahme bilden, geübt werden fol, wenn man fich nicht der ©: 
umfaflender Defraudationen auslegen will. 
Dazu kommt aber noch, daß die Befteuerung der Geſellſchaften als '-# 
im Intereſſe der Communen durchaus nothwendig tft. Dem es farı ' 
wohl der Fall eintreten, daß fein einziger Actionär derjenigen Gemenk 
welcher das Unternehmen domicilirt ifl, und welche die communalen I" 
Dungen fur dafjelbe zu tragen hat, angehört. Es kann auch ferner be: 
eintreten, daß ein bisher im Cinzelbetrieb befindliches Unternehmen u 
Actiengefellfhaft verwandelt wird, und daß dann in ſolchem Falle die Cer 
ihrer gefammten bißherigen Steuer verluftig ginge, wenn nur der fiber ® 
figer mit dem Kaufgelde verzöge und die Actim außerhalb unterge”: 
würden. Diefe Gefahr aber ift um fo mehr in Rechnung zu ziehen, 1 
laufenden Jahrzehnt in Preußen gegen 1000 Actiengeſellſchaften gegründet 1:3 
find, beren Entſtehen zum großen Theile mit dem Jurldtreten phufilde 3 
fonen, mit dem Untergange von Einzelunternehmungen verbunden wat. * 
wenn es nun aud für den Augenblick nicht mehr den Anſchein hat, als ch=' 
Induftrie in die Großinduftrie und als ob alle Großinduftrie in die Ad: 
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gehen follte, fo hieße es doch gradezu eine Prämie auf fog. Gründungen 
ben, wenn man die Einzelunternehmungen zur Steuer beranziehen, die Actien- 
felihaften aber von derielben freilafien wollte. 


Es iſt ſchließlich noch darauf aufmerffam zu machen, daß es ſich bei dieſem 
utachten nur um die wiſſenſchaftliche Erörterung der Fundamentalfragen 
adeln fonnte, daß dagegen ſchon des äußeren Umfanges wegen von einer Er- 
erung aller Fragen zweiten Ranges, wie 3. B. der Trage der Contingen- 
ung und Indivibualbefteuerung eur der Communalfteuern der höheren 
tbinde, der Frage nach der Mehrbelaftung einzelner Theile von Kreifen und 
ringen, der Frage nach der Abänderung des feftgeftellten Maßſtabes Abſtand 
nehmen war. 
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Einleitung. 


Auf Die Trage, ob für die Aufbringung der Gemeindebedürfniſſe ein Suftem . 
von Zufchlägen zu den Staatöfteuern genüge, Läßt jich meines Erachtens eine abjolute 
und allgemein gültige Antwort nicht geben. Ob und in wieweit mit einem folden 
Shftem von Zuſchlägen auszukommen, hängt ſowohl von dem die Grundlage bilden- 
den Stantsfteuer-Syftem, ald von der Art und dem Umfange der abminiftrativen 
Aufgaben ab, welde den Gemeinden factifh oder zufolge rechtlicher Vorfchrift ge- 
Rellt find. Wie dieſe Aufgaben fi für die einzelnen Gemeinden deſſelben Staates 
je nah ihrer Größe oder der Kategorie, der fie als Stadt, Yandgemeinde 
u. ſ. w. angehören, jehr verfchieden geftalten, fo walten auch in- der Abgrenzung 
des Wirkungsbereichs der Gemeinden zwifchen den Gefeßgebungen der verfchiedenen 
Staaten die größten Berfchiedenheiten ob. Es wird daher, wenn auf jene Frage 
eine beftimmte Antwort ertbeilt werben foll, ein beftimmtes Staatsweſen und 
an beſtimmtes Steuer-Syſtem ind Auge zu faſſen und bierbei den zwiſchen ben 
nen Kategorien der Gemeinden obmaltenden Berfchiedenheiten Rechnung zu 
tragen fein. 

Ebenfo wenig halte ih e8 für möglich, in abstracto und in einigermaßen 
abſchließender Weiſe Diejenigen Arten der Steuern namhaft zu machen, welche 
NH für das Beftenerungswefen der Gemeinden vorzugsweiſe einen. Auch hier 
iſt jedes Urtheil ein mehr oder weniger relatives; unbebautes Terrain ift im 
Gebiete des Steuerweſens, wo irgend eine Continuität der Entwidelung feſtge⸗ 
halten wird, nirgends vorhanden und der Werth der einzelnen Steuer demnad) 
überall bedingt durch das Berhältniß, in welchem fie zu dem Steuer-Syfteme fleht, 
dem fie angehört oder in das fie eingereiht wird. Gilt dies von den Steuern 
überhaupt, fo muß die Relativität des Urtheils noch mehr als in der Sachlage be⸗ 
gründet angefehen werden im Gebiete des Communalſteuerweſens, das ja überall ein 
beſtehendes Siaatsſteuer-Syſtem als das primäre zur Borausfegung hat. Nicht 
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minder als von dem Verhältniſſe zu dem geltenden Steuer⸗Syſteme iſt das Urtbel 
über den Werth auch ber einzelnen Arten ber Steuem für das Communel- 
fteuerweien abhängig von der Art der Begrenzung der den Gemeinden geftel:: 
Aufgaben; bei Beantwortung der Frage nad der Brauchbarfeit der eugelns 
Steuern für Die Zwecke des Sommunalfteuerweiend wird daher ebenfalls cn 
concrete Steuer= und Bermwaltungsgefeßgebung zur Borausfegung genomtr: 
werden müfjen. 

Menn ich gleichwohl in Nachftehendem den Verſuch made, die Einnihtm:- 
eines fremden Staates, Frankreichs, zum Behuf der Prüfung der in Per 
projectirten Ieform des Communalſteuerweſens heranzuziehen, fo gefchieht die 7 
in der Abficht, aus jenen Einrichtungen ein allgemein gültiges Urtheil zu : 
ftrahiren; e8 wird mir vielmehr genügen, einige der Vorausſetzungen, auf ver: 
in Frankreich die Auskömmlichkeit des dort beftehenden, auf Zuſchläge zu = 
directen Steuern gegründeten Communalfteuer-Shftems beruht, kenntlich zu maya 
und hierdurch Material zur Beurtbeilung der Beitrebungen zu gewinnen, mir 
ın Preußen auf die Herftellung einer ähnlichen Anlehnung des Commumal: x 
das Staatöftener-Syftem gerichtet find. 

Die Einheit des Staatd- und Communalfteuer-Syftemd — ſoweit & r: 
um directe Steuern handelt — war in Frankreich eine Frucht der großen Kar 
Iution; indem man den Gemeinden die Befugniß zur Bildung befonderer Sic 
infteme nahm und fie einfach auf Staatöfteuern anwies, wollte man em Bizz- 
aufleben jener alten Ungleihbeiten und Sonderftellungen der Corporation ww: 
hindern, deren Befeitigung die Bewegung zu einem ihrer bauptfächlicden Ziel: x 
macht hatte. Wie dieſelbe den Vereinigungen der Handwerker und Arbeiter ir 
lich mar, weil fie in ihnen eine Herftellung der Innungen und eine Tier: 
trächtigung der unmittelbaren Beziehungen zwifchen Staat und Bürger zu ' 
glaubte‘), fo vermied fie auch die Ausftattung der Gemeinden mit autonomi 
Befugniffen, weil fie hierin ein Mittel zur Herftellung der alten beporett::5 
Corporationen erblidte. Je mehr dieſe Vernichtung der corporativen Elan 
der centralifirenden Tendenz der abjoluten Regierung, welde auf die Kevol:: 
folgte, entſprach, deſto weniger geſchah, um die Unterordnung der Gemeinden ıc* 
den adminiftrativen Schematismus des Staats wieder zu befeitigen. Die [emunc 
Gleichheit, welche für die Verwaltung Frankreichs charakteriftiich ift und in mein 
die Beeinflufjung der Communal-Berwaltung durch die Staatögewalt en 
mädjtigen Hebel findet, würde eine ihrer weſentlichſten Borausfegungen verlie= 
wenn die Uebereinftimmung zwifchen dem Befteuerungd-Spfteme des Staa == 
der Gemeinden fehlte. Indem dieſe Einheit der Steuer-Shufteme für bie ec 
widelung der Betheiligungs-Verhältniffe zwiſchen Staat, Departements un: * 
meinden bei Tragung der Durch die Erfüllung der Berwaltungsaufgaben gegebe 
öffentlichen LTaften zum YAusgangspunkte genommen wurde, wurde fie zur Erxt 
lage wichtiger, mit den Grundjägen der materiellen VBerwaltungs-Gefegrt: 
eng verwachſener Einrichtungen. Davan, die Einheit wieder zu befeitigen, 1 
Niemand. Soweit überhaupt eine Agitation für Reform der Steuergelegadt.= 

9 Intereffante Bemerkungen hierliber enthält der von Emil Ollivier über ber. Cr 
wurf zu dem Geſetz über die Arbeiter-Toalitionen (nachmaliges Gefe vom 25. Mai IY- 
bem gefetgebenden Körper erftattete Bericht. Derfelbe iſt mir im Augenblide md: = 
Sand und bin ich gendtbigt, aus dem Gedächtniſſe zu citiren. 
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ın Frankreich befteht, richtet fie fich gegen die den Staats- und den inbirecten 
Gemeindeſteuern zu runde liegenden Principien, dern Mobification bezüglich) 
der directen Steuern allerding® mittelbar auch eine Aenderung der für das Steuer- 
weien der Gemeinden beftehenden Grundfäge zur Folge haben, Die Einheit des 
Syſtems der Befteuerung fir Staat und Gemeinden jedoch vorausfichtlich nicht er⸗ 
khüttern würde. Die Trage iſt Daher in Frankreich feit lange und endgültig gelöft. 

Anders in Preußen. Die einheitliche Regelung der Staatsſteuern bildete 
anen Theil des mühſamen Werkes adbminiftrativer Reorganiſation, welches auf 
die Befreiungskriege folgte; nur theilweife konnte damals vie Aufgabe gelöft 
werden; die Ausdehnung der Reform auf die Grundfteuergefetgebung blieb einer 
Zeit vorbehalten, welche der gegenwärtigen Generation noch in frifcher Erinnerung 
it. Gänzlich unberührt von den damaligen, auf Herftellung einer Einheit der 
Grundſätze gerichteten Beftrebungen blieb das Steuerweien der Gemeinden und cor- 
porativen Verbände; die auf daſſelbe bezüglichen Befſtimmungen der Kreis-, Gemeinbe- 
und Stäbte-Drbnungen noch der vierziger und fünfziger Jahre überlaflen über: 
anftimmend jenen Corporationen Die Initiative in Betreff der Feftftellung des 
Modus, welcher für die Aufbringung ihres Bedarfes maßgebend fein fol. Erſt 
mit der Kreis-Ordnung des Jahres 1873 und der Provinzial-Orbnung des 
vorigen Jahres trat ein Wenbepuntt ein; beide Geſetze brechen mit der bisherigen 
Entwidelung, indem fie als Regel aufftellen !), daß die Aufbringung des Bedarfes 
des Kreiſes, beziehentlich der Provinz, durch Zufchläge zu den Stantöfteuern zu 
erfolgen babe. . 

Nachdem dies PBrincip in die Geſetzgebung einmal eingeführt worden, ift 
die Frage eine nabeltegende, ob nicht in deflen Anwendung wetter zu gehen und 
nah Maßgabe veilelben auch das Steuerwejen der Gemeinden zu regeln fe. 
Die Frage lediglich aus dem Grunde der Confequenz zu bejahen, würde nur 
dann zuläfjig fein, wenn das Verhältniß zu der erwähnten Reform das gleiche 
wäre für Die Gemeinden, wie für jene größeren Corporationen. Weines Erachtens 
it indeſſen das Verhältniß für beide in doppelter Hinficht ein verſchiedenes. 

Zunächſt war der Gegenjag, in welchen die in Rede ſtehenden Beftimmungen 
der Kreis-⸗Ordnung und der Brovinzial-Drdnung mit der Vergangenheit traten, 
weit mehr ein rein grundfäglicher, als ein materieller. Bei dem beichräntten 
Umfange ber Aufgaben, welche früher ven größeren Verbänden geftellt waren, 
fonnfen diefelben in der That kaum in die Berfuchung fommen, eigene Steuer-Syfteme 
zu gründen; wenigſtens bezuglich der Kreiſe ift wohl faum der Fall vorgefommen, 
daß biefelben einen nermenswerthen Theil ihre Bedarfs durch andere Abgaben 
als durch Zuſchläge zu den Stantöfteuern aufbrachten. So ſchloß die Beftimmung 
der Kreis-Ordnung fih im Allgemeinen an den Zuſtand an, welder in ber 
Mehrzahl ver Kreife bezüglich der Bertheilung der Kreisauflagen fi) factiſch 
bereits herausgebilvet hatte?). Ganz anders ift dad bezüglich der Gemeinden. Die 
Freiheit, welche die bisherige Gefeßgebung denfelben in der Beftimmung der Be- 
ſteuerungsart Tieß, ift bier, namentlich in den größeren Städten, dazu benutzt 


— 
— — — — 


) Kreis⸗Ordnung vom 13. December 1872, 8 10 fg. ProvinzialOrdnung vom 
29. Juli 1875, 8 106 fg. 
 ,.) Motive zum Entwurf der Kreiß-Orbnung vom 27. September 1869. (Drud- 
laden des Hanſes der Abgeorbneten 10. Leg.:Beriove III. Seffion Nr. 4, S. 61.) 
8 
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worden, beſondere Steuer-⸗Syſteme der mannigfaltigſten Art zu bilden. Die Ein- 
führung des in Rede ſtehenden Grundſatzes würde hier daher in vieler Hinſicht 
die beftehenven Zuſtände kreuzen und nicht blos in grundſätzlicher, fondern aus 
in tbatjächliher Beziehung einen Bruch mit der Vergangenheit enthalten. 

Sodann ift davon auszugeben, daß es fich bet der Kreis⸗ und demmächſt der 
Provinzial⸗Ordnung in erfter Linie darınm handelte, eine große politifche Reform 
zu vollbringen und auf immer jene Spaltung nad den Sonder:{interefien der 
betbeiligten Claſſen zu befeitigen, welche in der Zulammenfegung der früheren 
Vertretungskörper einen jo prävalirenden Ausdrud gefunden batten!). Daber di 
Beftimmungen, welche innerhalb gewiffer Grenzen die gleichzeitige Belaſtung aller 
birecten Staatöfteuern vorfchreiben,‘ daher der Werth, welcher auf einen im %n: 
Ihluß an das Staatsftener-Suftem ein- für allemal feftgeftellten und daher eıne 
jevesmaligen Berftändigung zwiſchen den Interefienten-Gruppen nicht mehr unter: 
worfenen Vertheilungs-Mapftab gelegt wird‘). — Auch dies ift bet den Gemeinden 
weſentlich anders; wiewohl die Zufammenfegung der Gemeinde-Bertretimgen für 
einzelne Fragen bezüglich des zur Anwendung zu bringenden Steuerſyſtems ummer: 
hin von einiger Bedeutung fein kann, fo ift Doch der Gegenfag ber in den Ge— 
meinde-Bertretungen repräfentirten Claſſen wenigſtens in den größeren Gemeinden 
im Allgemeinen ein überwundener und zwar dies um fo mehr, je mehr fih in 
der betr. Gemeinde ein wielfeitige8 communales Leben entwidelt bat. In der 
größern Städten ift die Frage des Communalfteuer:Syftems längſt zu am 
bloßen Finanzfrage geworden. Gerade die größern Städte find es aber, melk 
unter den Gemeinden vorzugäweife von dem Recht der Errichtung eigener Steuer: 
Syſteme Gebrauch gemacht und häufig e8 zu von dem Staatsſteuer⸗Syſtem gan 
abweichenden Bildungen gebradt haben, Bildungen, deren Fortdauer mit de 
Ausdehnung jened für die Kreife und Provinzen ausgeſprochenen Grunbdiake 
auf die Gemeinden die Bafis entzogen werben würde. 

Iſt es aber richtig, daß eine Reform in diefem Sinne nicht nur bei de 
Gemeinden von weit einfchneidenderer Bedeutung fern witrde, als bei den größeren 
Verbänden, fondern daß aud von den Motiven, welche bei dieſen für bieelk 


1) Charalterifiifh find bie hierauf begüglichen Ausführungen in den Motiven zur 
Kreid-Orbnung. Es · heißt hier (a. a. D. ©. 55): J 

‚De größer ſchon gegenwärtig das finanzielle Bedürfniß vieler Kreife ift, bei: 
weniger kann bie Seftitellung ber Normen der Kreißbefteuerung ber unbefchräntte 
Autonomie der Kreije Überlafien werben. 

Die Kommunalbefteuerung in das Syſtem der Staatsbeſteuerung bernenalt eiuzu 
fügen, daß ſich die erſtere nicht von ben maßgebenden Grundzügen ber letzteren en: 
fernen barf, ift eine ber Forderungen ftaatseinheitlicher Geſetzgebung, welde um |: 
unerläßlicer ift, ein je größerer Spielraum der Selbftverwaltung nach ber Rictun 
der Erecutive gewährt wird. Ein jeder Staatsangehöriger muß bie volle Sicherker 
baben, daß nicht Kreiß-Parlamente neben ber georbneten Finanzgeſetzgebung bes Lande 
auf apene Hand nah Grundfägen eigener Politik über feine Leitungen en 

8 muß aber ferner ben Kreißvertretungen nad Möglichkeit die Beranlafiung ge 

nommen werben, fich bei ihrer berathenden und beſchließenden Thätigleit in Grup 
von Intereflenten aufzuldfen, welche für Sonder⸗Intereſſen ftreiten. Fehlt der Antrie 
hierzu, fo gelangt die natlirliche Gemeinfamfeit ber Ziele zum ſicheren Ausdrud, ohnt 
baß die Art der Zufammenfegung auf bie Stellung der Mitglieder zu bem einzelnen 
Fragen einen verwirrenden Sinffus zu üben vermag." 


2) Kreis⸗Ordnung vom 13._Mai 1872, 8 12, Alinen 1. 
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maßgebend waren, keineswegs alle binfichtlich der Gemeinden zutreffen, fo folgt 
hieraus, daß durch Aufftellung jene Grundfages für die Provinzen und Kreiſe 
der Entſcheidung für die Gemeinden nicht präjudicirt, für dieſe die Löſung viel- 
mehr mittelft ſelbſtſtändiger fachlicher Erörterung zu fuchen if. Zu einer folchen 
babe ich in der nachitehenden Darftellung einen Beitrag leiften wollen; wenn es 
nicht gelungen ift, es zu einer völlig gleihmäßigen Bearbeitung de umfangreichen 
Materiales zu bringen, fo mag dies mit der Kürze der Zeit, bie mir zu Gebote 
and, wohlwollend entſchuldigt werben. 


Erſter Theil. 


Das Commnnalſteuer⸗Syſtem Fraukreichs. 


Die Communalſteuern Frankreichs beſtehen — abgeſehen von der finanziell 
unbedeutenden Öundefteuer und van ſolchen Abgaben, welche, weil fiir Berwaltunge- 
acte erhoben, die Natur von Gebühren haben, in Zufchlägen zu den directen 
Staatöfteuern und dem Octroi. Jene werden in allen Gemeinden erhoben, die 
wenigen ausgenommen, denen es gelingt, ihren gefammten Bedarf durch die Ein- 
nahme aus dem eigenen Vermögen, dem Ertrage der Gebühren, der Hundeſteuer 
u. ſ. w. zu deden; dieſer — der Octroi — ift ein Beſteuerungsmodus Lediglich 
für die größeren, etwa den deutſchen Städten entiprechenden Communen. Neben: 
ber geht ein eigenthümliches und von den entfprecyenden Einrichtungen Deutjch- 
lands ſehr verſchiedenes Verhältniß der Concurrenz zwifchen den Gemeinden und 
den größeren Verbänden behufs Erfüllung einzelner wichtiger Berwaltungsaufgaben, 
duch welches das beftehende Syſtem der Communalbeiteuerung feine Ergänzung 
und Erflärung findet. 

Da die Beurtheilung des Sommunalfteuer-Syftemsd die des Staatöfteuer- 
Syſtems zur Vorausſetzung bat, jo werde ich in nachfolgender Darftellung zu: 
nähft die directen Staatöfteuern, fodann die Communal-Zuſchläge, das Syitem 
der Verteilung der öffentlichen Xaften und den Octroi behandeln. Der Frohnden, 
welche, wiewohl fie ein wichtiges Element in der Beftreitung des Aufwandes für 
die Unterhaltung der öffentlichen Wege bilden, dennoch nur in bedingter Weife 
als Leiſtungen der Gemeinde-Angehörigen für Gemeinde-Zwecke angefehen werben 
Üönnen, werde ich bei Darftellung ver Geſetzgebung über die Vertbeilung der 
öffentlichen Laften Erwähnung thun. 


Erfter Abſchnitt. 


Die bireeten Stantäfleuern. 


a) Srundlagen. 


Die Züge, welche dem Syſtem der franzöfifchen Staatöfteuern durch die in 
der Zeit der Entftehung herrſchende Richtung aufgeprägt worden, find noch nicht 
verwiſcht. Im der conftituirenden Berfammlung wie in dem jpäteren Convent 
war die phyſiokratiſche Theorie faft ausſchließlich vertreten; dieſe Theorie verwarf, 
wie befannt, die indirecten, den Verkehr und die Induſtrie belaftenden Abgaben 

g* 
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und verſuchte, ſtatt deſſen Das Staatsſteuer⸗Syſtem auf Beſteuerung des Grund: 
ertrages, als der einzigen wahren Guterquelle zu gründen. Der Anſicht ber 
Alleinberechtigung der Grundftener trug die Conftituante mit dem ber damaligen 
Bewegung eigenen Radicalismus Rechnung; fie unterdrückte die zahlreichen, bisher 
vom Handel und dem inneren Verkehre Frankreichs erhobenen Abgaben und hei 
allein die Grenzzölle beftehen ; ftatt deſſen jollte der Staatöbedarf in der Haupt: 
ſache durch eine Grundfteuer aufgebracht werden; e8 war als eine Conceſſion an 
die thatſächlichen Verhältniffe anzufeben, daß zur Ergänzung der Grundſteuer 
noch eine, wiemohl dem Ertrage nach weit geringere, Abgabe von dem Pe 
biliar-Eintommen und neben beiden einftweilen eine nach dem Miethswerthe zu 
veranlagende Gewerbefteuer eingeführt wurde. Letztere wurde bereits durch das 
Decret vom 21.—22. März 1793 wieder befeitigt. Die Grund» und die 
Mobiliarfteuer bildeten daher nunmehr die einzigen directen Steuern Frankreichs 
Der Sefammtbetrag der Grundfteuer war urlprünglid auf 240 Millionen, 
der der Mobiliarfteuer auf 60 Millionen feftgefegt worden; bei der Unvollfommen: 
heit der Einrichtungen war jedoch Feiner dieſer Erträge zu erlangen und fehr bald 
war man nad mehreren vergeblien Verſuchen, die zulegt erwähnten 60 Millionen 
zur Bertbeilung zu bringen, genöthigt, das Contingent der Meobiliarfteuer auf 
30 Millionen berabzufegen. Das Contingent der Grunditeuer wurde durd dad 
Geſetz vom 17. fructidor des Jahres VII auf 210 Millionen ermäßigt, wogegen das 
Contingent der Mobiliarfteuer von Neuen, jedoch nur auf 40 Millionen erhöt 
wurde. — Noch weniger war e8 möglich, den in außerordentlicher Weile wachſenden 
Staatsbedarf durch jene Steuer zu beiden. Man fah ſich genöthigt, — abge 
jehen von den berüdtigten Zwangsanlehen — zur Einführung einer einträglicen 
indtrecten Steuer und zur Vermehrung der directen Steuern die Zuflucht zu nehmen; 
Das Geſetz vom 6. fructidor des Jahres IV ftellte, wenn auch auf veränderter Grund 
Loge die Gewerbefteuer wieder her; daneben erfolgte, mittelft Gefeges vom 4. frimaire 
des Jahres VII, weientlic nach engliihem Vorbilde, die Einführung einer Thür: un 
Tenfterfteuer. — Damit iwaren die noch heute das Syſtem der directen Staats 
fteuer Frankreichs bildenden vier Hauptfteuern -— die Grund-, Berfonal: und 
Mobiliar-, Thür- und Fenfter- und Gewerbe: (Patent-Jfteuer gegeben. Alt 
dieſe Stenern zeichnen ſich dadurch aus, daß für die Veranlagung überall äuper: 
liche, leicht kenntliche und feftzuftellende Kriterien maßgebend find, welche das ta 
arbiträren Entſcheidungen der einihägenden Organe überlaffene Terrain auf eu 
Minimum reduciren. Bei dem Zuſtande, welchen die Revolution vorfand um 
bei welchem alle Gewöhnung und Heranbildung der Befteuerten zu wirfame 
Einfhägungs-Functionen fehlten, blieben Steuern mit Veranlagungskriterien der 
bezeichneten Art die einzig möglichen. Der Tendenz prävalirender Gentralijation 
welche alle Regierungen Frankreichs ſeit der Revolution harakterifirt, konnte & 
nicht entfprechen, fich des ausſchließenden Einfluffes, welcher durch jene Eigenſchaf 
der Steuern den bei der Veranlagung betbeiligten Staatsbehörden geſichert wat, 
zu Gunften erweiterter Mitwirkung der Steuerpflichtigen wieder zu entäußern. 
Der beionderen Lage der Verhältnifie, wie fie nach dem Ausbruche der Re 
volntion ſich geftaltet Hatte und bei welcher die Durchführung der Steuer Reformen 
ohne Gefährdung des in eminenter Weife angewachlenen finanziellen Bevirfnijiet 
in erfter Linie ftand, kam eine fernere, in der Theorie bereits vorher entwickelte 
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Idee, die der Nepartitionsfteuer, entgegen. Turgot!) Hatte dieſe Form als zur 
Realifirung einer gegenfeitigen Controle der Steuerpflichtigen und zur Milvderung 
des Gegenſatzes zwiſchen dem fordernden Staate und dem veranlagten Einzelnen 
befonder8 geeignet empfohlen. Der Steuer-Gefeßgebung der Revolution war fie 
das Mittel, die finanziellen Nefultate zu erzielen, ohne auf: die Ergebniffe einer 
mühſamen und jedenfalls erft in Jahren zur Durchführung zu dringenden Er- 
mittelung der Erträge und fteuerpflichtigen Objecte warten zu müſſen. Das 
Intereſſe der fteuerpflichtigen Einzelnen und Verbände, zu hohe Belaftung von 
ih abzumehren, mußte die einftweilen noch fehlende materielle Kenntniß erjegen?). 
Vie wohl Hfter discutirt und in feinem Werthe beftritten, ift aud, dieſes Princip 
bezüglich der Mehrheit der directen Steuern in der Geſetzgebung erhalten geblieben ; 
nur die Grenzen feiner Anwendung baben fi) mehrfach geändert. Zur Zeit 
ind die Grund-⸗, Perfonal-?) und Mobiliar: und Thür und Tsenfterfteuer Ne- 
partitiousſteuern, wogegen die Gewerbeſteuer eine Duotitätöftener it, d. h. nad) 
enem abfoluten Verhältniß zu dem fleuerpflichtigen Detrage erhoben wird, Für 
vie andern Steuern wurde das Sefammt-Contingent und die Contingente der Tepartes 
ments jährlich Durch das Finanz⸗Geſetz feftgefett, die Untervertheilung der Departe- 
mental-Sontingente auf die Arrondifjementd wird in ben ordentlichen Jahres: 
Sitzungen der Generalräthe der Departements, die Untervertheilung der Arron- 
diſſements Contingente auf die Communen durch die Arrondiffementsräthe bewirkt. 
In den Communen wird die Vertbeilung von einer aus der Zahl der Steuer- 
plihtigen berufenen Commiſſion (den repartiteurs) mit Hülfe des Steuer-Con- 
troleurs (Staatöbeamten) vorgenommen. &eneral- und Urrondifiementsräthe 
benutzen bei Feſtſtellung der Contingente das von der Verwaltung gefammelte 
Material, doch find fie bei ihrer Beichlußfaflung keineswegs auf diejenigen Geficht- 
punkte beſchränkt, welche fi aus dieſem Materinle ergeben. 


b) Grundfteuer. 


Das Princip diefer Steuer bat in einer fat abfchliegenden Weife in ven 
Artileln 1 bis 4 Ted Gefeges vom 23. November und 1. December 1790 feinen 
Ausdrud gefunden; hier wird beftimmt: 

Art. 1. 11 sera etabli a compter du 1. janv. 1791 une contribution 
fonciere qui sera repartie par égalitéé proportionelle sur toutes les pro- 
prietes foncieres, à raison de leur revenu net, sans autres exceptions 
que celles determindes ci-apres pour les intérôts de l’agriculture. 

ı) Oeuvres de Turgot in der Collection des Economistes Th. I, &. 407. De 
Parieu trait& des impöts, Band I. zweite Aufl., S. 263. 

2) Als eine folche auf die Uebergangszeit bis zur erfellung vollftändiger Grund⸗ 
lagen für die Bertheilung berechnete Einrichtung fucht Graudin (Memoires, souvenirs, 
Opinions et Eecrits du duc de Gaäte Th. I. S. 196—198, 239 und 322 bei De Parieu 
(a. a. DO. ©. 230) das Repartitions-Princip darzuftellen; vermöge der immer mehr 
eintretenden Bollftänbigleit jener Grundlagen follte das Repartitions-Princip in der An- 
wendung fi immer mehr der Bertheilung nad der Omotität nähern und fchließlich 
in biefeibe übergehen. Diefe Erwartungen find nicht in Erfüllung gegangeıt. 

‚) Wie fi damit ber feſte Betrag der Perſonalſteuer vereinigt, wirb weiter unten 

DL Deren. Derſelbe bildet jetzt nur einen Kactor in der vereinigten Perſonal⸗ und 
obiliarſteuer. 
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2. Le revenu net d’une terre est ce qui reste & son proprietar 
deduction faite, sur le produit brut, des frais de culture semences ı 
colte et entretien. 

3. Le revenu imposable est le revenu net moyen, oalcule sar unr« 
bre d’anndes determine. 

4. La contribution fonciere sera toujours d’une somme fixe et det 
minde annuellement par chaque legislature. 

Die Grundſteuer follte hiernach eine nach dem durchſchnittlichen reinen Er 
ertrage gleihmäßig veranlagte Steuer fein; fie entſprach damit der Teer: 
Phyſiokraten, welde gerade hierin einen unermeßlichen Fortſchritt gegen die fräln 
auf Veranlagung nach dem Brutto-Eintommen beruhenden Grundfleuer:Berfai-m 
Frankreichs enthielt. Das reine Einkommen der Grundftüde follte vırd © 
hägung nah Maßgabe von Bodenbeſchaffenheit und Eulturart unter Ab: ! 
Bewirtbichaftumgsfoften gefunden werben, ber ftädtifhen und durch Bermztt 
genugten Gebäuden follte der Miethswert nach Abrechnung von !, N 
auf Abnugung, Reparatur: und Unterhaltungstoften maßgebend fein. Te ' 
fammtertrag endlich follte von dem Ergebniß der Einfhägungen nicht abbini; ' 
fondern im Voraus im Wege der Geſetzgebung feftgefet werden; die Reful: | 
Einſchätzung follten demnach nur Orundlagen für die Contingents-Vertheilung dh 

So raſch indeflen die Aufftellung des Princips und feine Formulnr: ı 
lungen war, jo große Echwierigfeiten ftellten fi) der Durchführung ax; 
bei dem gänzlihen Mangel an Unterlagen für eine genügende Ermittelr; 
Reinertrages blieb die „gleichmäßige Bertbeilung‘ , wie das Geſetz fie de 
ſchrieben Hatte, ein tobter Buchſtabe. Um wenigftend gegenüber ben srl 
Ungleichbeiten der Vertheilung ein Correctiv zu ſchaffen, warb in ke 
crete vom 17. März und 10. April 1791 beftimmt, daß die Steuer Mil: 
Grunbbefiger mehr als !/, des Reinertrages überfteigen dürfe; das Ger : 
3. Auguſt 1793 erhöhte hierauf diefe Quote auf Y/,. Es Leuchte ex. ! 
wenig diefe Beflimmung ausreichend war, um eine annähernd gleiche Te:x 
zu fihern. Cine genügende Grundlage für eine ſolche Vertheilung kom: 
durch ein, bie einzelnen Grimbdftüde nach Eulturart, Reinertrag und Eiger! 
grenzen entbaltendes Catafter gegeben werden.- Die Herftellung eines ſel 
wurde, nachdem der Verſuch eines Katafterd nach Eulturmuffen ohne das ;- 
Ergebniß geblieben war, im Jahre 1807 begonnen. Die Beendigung * 
erft iin Jahre 1850. Die Angaben über die Neinerträge des Caraftert ? 
da Einrichtungen nicht getroffen waren, um die Erhebung der Uebereinft‘z 
des Cataſters mit den wirflihen Culture und Ertragverbältnifien zu '- 
unabänderlich; nur durch Abbruch oder Neuentftehung von Gebäuden, M 
durch Eintreten oder Ausjcheiden von Grundſtücken in bezw. aus ber Kai 
der befreiten Grundftüde ändert ſich der Tataftermäßige Gefammt-Renen: 
in einer Gemeinde belegenen Grundſtücke. Lediglich in der Ermütelm ® 
ſowie der in den Eigenthumsverhältniſſen eingetretenen Wenderungen bes 
die auf die Eurrenthaltung des Cataſters bezüglicden Functionen. Ei * 


1) Die befte gebrängte Ueberſicht der Entſtehung und Ausbiſdung it ar: 
weſens in Krankreih enthält der Auffat von Legoyt in Block, Dictiona 
e. 
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rung der Eulturart zieht Feine Aenderung der im Catafter enthaltenen Neinertrags- 
Angabe nach fih. Erneuerungen des Cataſters Finnen nur je für die betr. 
Gemeinde von der Gemeinde felbft beichlofien werben. 

Es lag auf der Hand, daß bei dieler Einrichtung das Catafter fehr bald 
hinter den wirklichen Berhältniffen jelbft dann hätte zurüdbleiben müflen, wenn 
es diefelben von Haufe aus wenigftens fir einen beftimmten Zeitpunft mit an- 
näbernder Nichtigkeit Dargeftellt hätte Allen öfters konnte bei der langen Zeit, 
welhe über der Fertigung hingegangen war, bei der Verſchiedenheit der Anfichten, 
die auf die Ausführung Einfluß gehabt hatten und bei den großen Veränderun⸗ 
gen, melde in der Zeit von 1807 bis 1850 in den Eulturverhältnifien ein⸗ 
getreten waren, dies in feiner Weile der Fall fein. Die eingehenden Ermittelungen, 
welche unmittelbar nach Beendigung des Cataſterwerkes durch die Steuerverwaltung 
vorgenommen wurden !), ergaben, daß die Grundſieuerbelaſtung in Frankreich 
wiihen 3,74 und 9,07 Procent des Neinertraged variire; fie berechnete ſich 
im Durchſchnitte auf 6,06 Procent, von einem Gelanmt - Reinertrag von 
2,645,000,000 Fr. Im Jahre 1861 wurde der Gefammt: Reinertrag auf 
3,216,000,000 Fr. berechnet; doch werden die Ermittelumgen, welche zu dieſem 
Ergebniß geführt haben, als gegen bie zulegt erwähnten als minder gründliche be= 
zeichnet. — Wenn auch durch vorerwähnte Ergebniffe der Beweis geführt ift, daß 
das der Eontingentd-Bertheilung zum Grunde Tiegende Berhältnig der Wirklich⸗ 
teit nicht entipricht, hat man fich doch mit Rüdficht auf den, dem einer Real- 
laſt ſich annähernden Charakter, welchen die Grundfteuer großentbeild angenom⸗ 
men hat, nicht entſchließen können, zu einer durchgreifenden Aenderung der Con⸗ 
tingentsfeſtſetzung zu ſchreiten; erſt das Finanzgeſetz vom 5. Auguſt 1874 (für 
1875) ſtellt eine anderweitige Vertheilung der Contingente im nächſten Finanz⸗ 
geſetze in Ausſicht 2). 

Die auf eine gleiche Vertheilung nach Verhältniß des Reinertrages ge- 
richtete Abſicht des Geſetzgebers iſt daher nur in ſehr unvollkommener Weiſe in 
Erfüllung gegangen. Dagegen iſt wenigſtens die Härte, welche in dieſer Un- 
gleichheit Tiegt, feine größere geworden, da das Gefammt:Contingent der Grund⸗ 
teuer gegen das urfprüngliche nicht erhöht, vielmehr ermäßigt worden ifl. Das 
Gontingent, welches im Jahre VII®) auf 210 Millionen feftgefegt war, betrug 
1804 nur 184, 1821 nur 154 Millionen %); nachdem im Sabre 1851 die 
17 für den Staat erhobenen Zuſchlags-Centimes mit einem Ertrage von 27 DAN. 
in Wegfall gekommen waren, bob ſich im Jahre 1859 der budgetmäßige Ge- 
fammtertrag wieder auf 162,440,841 Fr.; die Rechnung des Jahres 1863 
(nad) dem Hinzutritt von Eavoyen und Nizza) wies einen Gejammtertrag von 
167,110,059 Franken nad. Wenn nun aud dieſe Ermäßigung weit über- 
wogen wird durch die wechſelnde Belaftung mit für Rechnung der Departemente 
und der Gemeinden erhobenen Zuſchlags⸗Centimes, melde beiſpielsweiſe im 
Jahre 1802 nur 37,378,391, tm Jahre 1850 dagegen 120,200,978 Fr. 


‘!) Note autographiee emande de la direction des contributions directes en 
1855, p. 20 und 36, bei De Parieu, Yand I, ©. 240. 
2) Dejean, Code annote des nouveaux imöpts, ©. 407. 
Durch das oben erwähnte Gefeg vom 17. fruct. des Jahres VL 
9 De Parieu a. a. DO. S. 233 nach der vorerwähnten note autographiee. 
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betrugen, ſo ſteht das Wachsthum der Geſammtbelaſtung — Principal m 
Zuſchlags⸗Centimes betrugen im Jahre 1802 ca. 220 Millionen, im Jahn 
1863 beinahe 297 Millionen — doch wohl kaum im Berhältniß zur "lgeneim: 
Zunahme des Reinertrages, der in jener Zeit in Frankreich in weit größere 
Proportion geftiegen ift. Nach dem Yinanzgefeg für das Jahr 1875) klar 
fih das Gefammt:Contingent der Grundfteuer im Ganzen auf 171,300,000 $: 
Auf ganz anderem Fundament, obwohl mit 62 Centimes vom Frank 
der Grundfteuer berechnet, berubt die durch das Geſetz vom 20. Febrnar 154: 
eingeführte Abgabe von den Gütern der todten Hand, welde im Budget de 
Jahres 1875 mit einem Ertrage von 4,710,000 Fr. vorgefehen it). Sx b 
zwedt lediglich eine Entſchädigung dafür, daß bie Güter der tobten Hand, w« 
dem Berfehr nicht unterliegend, dem Staat an Befigveränderungsabgaben (Ems: 
ment) feine Einnahme gewähren. Für die Communalbefteuerung bat fie, 
fie Zuſchlãgen für Departement und Gemeinden nicht unterliegt, keine — 


c) Perſonal- und Mobiliarſteuer. 


Durch die Decrete vom 5. und 19. December 1790 und vom 13. Jant 
und 18. Februar 1791 wurde die Perlonal- und Mobiliarfteuer zunädfi si 
eine fünffache Abgabe eingeführt, fie umfaßte: 1) eine allen - Staatskärgr. 
gemeinfame Perfonalabgabe gleih dem Werthe von drei Arbeitötagen ; 2) u 
3) eine Purusfteuer mit fteigendem Anſatze nach der Zahl der gehaltenen & 
dienten und Pferde; 4) eine Steuer vom Einkommen; 5) eine Wohnungsabgeb. 
Die Steuer vom Einkommen betrug einen Sous vom Lore, alfo ?/,, des ur 
kommens, und follte jelbft auf !/,; erhöht werden können; das Einkommc 
wurde hierbei in ber Regel nach der Wohnungsmiethe auf Grund einer feige 
den Scala (fo daß die Wohnungsmiethe, je höher fie fteigt, eine um fo geringe: 
Quote des Einkommens darftellt) in Anſatz gebradt. Die Abgabe von ie 
Wohnung ſollte zunächſt mit ®/,00 dieſes jelben Einkommens veranlagt werd. 
boch follte eine Erhöhung oder Ermäßigung, je nad der Höhe des Beburt, 
jowie der auf Die Berbände gelegten Contingente ftattfinden. — Nur die leg: 
Abgabe ftellt Daher eine eigentliche Repartitions-Abgabe dar. — Das Ar 
vom 3. frim. des Jahres VII Hielt nur die Perfonalfteuer (d. h. die Star 
nad) den drei Arbeitstagen), die Aufwandsſteuer (von Dienerſchaft, Pferden == 
Maulefeln, Luruswagen) und die Mobiliarftener (nad) dem Miethswerthe d: 
Wohnung) aufredt; die beiden erften waren Duotitätäfteuern und wurden ;cT“ 
auf Das Sontingent der Gemeinden angerechnet, deſſen Reft dann als Mebiu: 
fteuer nach Maßgabe des Wohnungsmiethswerthes vertheilt wurde, Die Mobilu 
fteuer blieb demnach eine Repartitiond-Abgabe. Das Gefek vom 24. Fe: 
1806 bejeitigte auch die Aufwandsfteuer, fo daß lediglich die Berfonalfteuer, 5 
Betrage des Werthes von drei Arbeitötagen, und die Mobiliarfteuer vom Mick 
wertbe übrig blieben. 

Als Maßſtab für die Feſtſtellung der auf die Departements und mar“ 

1) Bom 5. Auguft 181, „olock, Annuaire de l’6conomie politigue et de 
Brain rang 32, 32, S 
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auf die Arrondiſſements zu vertheilenden Eontingente hatte fett dem Gele vom 
3. Rivoͤſe des Jahres VII (Art. 9) zu einem Drittel die Einwohnerzahl und 
zu zwei Dritteln der Gelammtbetrag der in dem Departement u. |. mw. erhobe- 
nen Gewerbefteuer, in weldyer man den ficherften Maßſtab für den vorhandenen 
Vollsreichthum ſah, als Grundlage gedient. Das Finanzgeſetz vom 23. Yuli 
1820 (Art. 29) fubftituirte ein neue Princip, indem es feſtſetzte, daß fortan 
die Contingente der Departements und demnächſt die der Arrondifiements und 
Gemeinden fi) nach dem Öefaunmt- Dietpawertbe der Wohnungen zu beftimmen 
hätten, es werorbnete gleichzeitig, daß bei der Untervertbeilung beide Abgaben 
zu trennen feien. Auch die Anwendung dieſes Principe führte zu Schwierig. 
feiten und man ſah fi in die Nothwendigkeit verjegt, von Neuem Erörterungen 
über den der Repartition zu runde zu legenven Maßſtab eintreten zu laffen. 
Es wurden Ermittelungen über den Wohnungsmiethäwerth in den verfchiedenen 
Departements angeordnet; bie Präfecten follten einen Normal-Arbeitstagswerth 
für alle Gemeinden ihrer Departements feſtſetzen und bemnächft diejenige Zahl von 
Arbeitstagen beftimmen, deren Ertrag, nach der oben erwähnten Wertbtare be- 
rechnet, zur Befriedigung bed Wohnungsbedürfniſſes nothwendig ſei; vie Zahl der 
Reuerpflichtigen Einwohner der Gemeinde multiplicirt mit biejer Zahl der Arbeits: 
tage und mit dem ermittelten Normal:Arbeitätag&werthe follte dann Das Contingent 
der Gemeinde beftimmen. Hierauf folgte im Jahre 1828 eine detaillirte Reviſion 
aller als Unterlagen für die Bertbeilung der Perfonal- und Mobiliarfteuer 
dienenden Documente durch Special-Commiffare der Regierung; auf Grund 
diefer Arbeit wurde ein die Wohnungs-Miethswerthe in den Departements zu- 
ſammenfaſſendes Tableau aufgeftellt, welches demnächſt durch das Gefeg vom 
18. April 1831 als Unterlage für die Bertheilung der Perfonal- und Mobiliar: 
feuer ausdrücklich fanctionixt wurde. Das Geſetz vom 26. und 31. März defielben 
Jahres war inzwiſchen auf den Verſuch zurüdgelommen, die Perfonal- und 
Mobiliarſteuer bei ber Veranlagung dergeftalt zu trennen, daß lediglich die 
Mobiliarfteuer eine nah dem Miethöwerthe vertheilte Repartitionöfteuer „blieb, 
wogegen die Perfonalfteuer den Modus einer Quotitätsſteuer annahm; * fon 
das Geſetz vom 21. April 1832 kehrte jedoch zur Verſchmelzung beider Steuern 
zurüd!). Die Grundfäge dieſes Geſetzes find feitvem maßgebend geblieben. 
Nah den Borfchriften dieſes Geſetzes wird das Contingent ungetrennt für 
jede der beiden Steuerarten alljährlich durch den geſetzgebenden Körper feftgeftellt. 
Die damalige Feſtſetzung (für 1832) erfolgte nach einem Verhältniß, welches 
fich zu einem Drittel nah dem Ertrage der Perfonalfteuer im Jahre 1831, 
zu einem Drittel nad dem im Jahre 1830 ven ‘Departements auferlegt ge 
weienen Gontingente und zu einem ‘Drittel endlich nad dem neu ermittelten 
Sejammt-Wohnungsmiethöwerthe beftimmte (Gefeg vom 21. April 1832, etat B. 
Nr. 2) 2). Das Geſetz — wie demnächſt das Finanzgeſetz für das Jahr 1838 — 
findigte zugleich periodifche Reviſionen diefer Contingents-Bertheilung an; feine 
diefer Revifionen ift jedoch zur Ausführung gefommen und find vielmehr Die 
Departemental:Contingente feit jener Zeit im Allgemeinen unbeweglid geblieben; 


— — — — 


*) Bgl. über biefe game a eetung Dalloz, Jurisprudence generale, Band 27 
8. v. *— ts directs, ©. 220, 221. 
Iche auch Dalloz “ a. O. ©. 236, No. 247 und 248. 
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viefelben haben Aenderungen nur infofern erfabren, als durch Abbruch, bezn 
Neubauten vorhandene Steuerobjecte in Abgang gekommen, bezw. beren uca 
binzugetreten find. In dieſer Beziehung beftimmt das Gefeg vom 4. Anyıf 
1844, daß vom 1. Yanuar 1846 das Contingent jedes ‘Departement um den 
vollen Betrag — montant en principal —, welder an Mobiliarfteuer re: 
den Inhabern der in dem in Abgang gekommenen Gebäude enthalten geweſene 
Wohnräume erhoben wurde, berabzufegen jet; andererjeitö foll den Continge 
ten 1/20 des Miethöwertbes aller neu erbauten Häuſer zugelchlagen werte. 
eine Ueberſicht dieſer Erhöhungen, bezw. Berminderungen der Departements: 
Contingente ſoll dem Staatsbudget der einzelnen Jahre annectirt werben. J> 
wiefern die General» und Arrondiffementsrätbe bei der Untewertheilmg © 
Sabre 1832 und in der Folge genau denfelben Maßſtab angewendet behr. 
babe ich nicht ermitteln Lönnen, doch fcheint e8, daß für fie die gleichen Mon: 
leitend geweien find, und daß Aenderungen im Allgemeinen nur mit Bang «= 
den Abgang oder Hinzutritt von Ertragdobjecten nach Maßgabe jener Borktr“ 
des Finanzgeſetzes vom Jahre 1844 ftattgefunden haben. Wenigftend beit. 
lediglich in der Zufammenftellung diefer Aenderungen dasjenige Material, mi 
ches den Generalräthen bei ihrer ordentlichen Jahres-Seffion behufs Vornaber 
der Contingent-Bertheilung unterbreitet wird. Die Aenderungen in der Jah x 
zur Berfonalfteuer pflihtigen Einwohner find hiernach weder für die Teiler“ 
der Haupt-, noch der Arrondiſſements⸗ und Gemeinde Contingente von in 
einer Bedeutung. Dieſelbe fommt vielmehr erft bei der Individual-Repanme 
des der Gemeinde zugewielenen Contingents auf die einzelnn Einwohner & 
ein maßgebender Factor zur Geltung. 

Bei diefer Subrepartition des Gemeinde Eontingent® auf die einzelnen Erz 
pflicgtigen wird zunäcft die Zahl der der Perfonalftener untermorfenn ve 
mwohner mit dem fefigeftellten Wertbe von drei Arbeitötagen multipliart: x 
fo gefundene Ertrag der Perfonalfteuer wird fobann von dem Gememtet 
tingent in Abzug gebracht und der übrig bleibende Betrag nach Verhälmiß o 
Wohnungsmiethswerthes vertheilt. Die Schwankungen in der Zahl der ıw 
Perſonalſteuer beranzuziehenden Einwohner tragen daher dazu bei, die Verarda 
lichkeit des Procentfages, mit welchem die Miethen getroffen werden, zu erde 
während Icon an und für ſich diefe Veränderlichteit in Folge des Steigen: = 
Fallens der Mietbpreife eine nicht geringe ift. 

Die Perfonalfteuer ift eine Kopffteuer, deren Betrag indeffen nur für J 
Einwohner einer Gemeinde nothwendiger Weiſe ein gleicher iſt; er iſt gleich do⸗ 
Geldwerth dreier Arbeitstage nach dem von dem Generalrath jedes Departetu 
für die Gemeinden deſſelben feſtgeſetzten Normal-Arbeitstagswerthe bereit? 
diefer Normal-Arbeitstaydwerth darf vom Generalrath auf nicht unter 50 6: 
times und auf nicht ütec 1 Fr. 50 Centimes pro Tag feftgeletst werden c 
Erhöhung des Satzes nach Maßgabe des größeren Werthes der inbivieir 
Arbeit findet nicht flatt, vielmehr findet derſelbe Sag auf alle Einmohnr ” 
Gemeinde Anwendung. — Der Berfonalfteuer unterworfen find alle telkk: 
digen Franzoſen und in Frankreich fih aufhaltenden Fremde; als jelbiti- 
in diefer Beziehung gelten auch Wittwen, Ehefrauen, welche von ihren I 
nern getrennt leben, majorenne und für den Fall eines zur Kriftenz hunracre 
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eigenen Bermögen® oder Erwerbed auch minorenne Söhne und Töchter. Nur 
als arm anerkannte Perfonen find von der Entrichtung befreit. 

Die Mobiliarftener iſt nach dem ermittelten Procentiag von dem Mieths⸗ 
werthe aller in der Gemeinde befindlichen, ınit Meubles verfehenen Wohnräume 
zu entrichten; verpflichtet zur Entrichtung ift der Inhaber der Wohnung, jet es 
ein Franzoſe, ſei e8 ein in Frankreich ſich regelmäßig aufhaltender Ausländer. 
Eine Haftung des Eigenthümers des Gebäudes für die Entrichtung der Steuer 
findet nicht ſtatt; Die Mobiliarftener ift daher ebenfo wie die Perjonalfteuer eine 
rein perjönliche Abgabe. Befreit find auch hier die als arm anerkannten Ber: 
jonen. Befindet ſich Iemand im Beſitz mehrerer Wohnungen, jo bat er für 
jede derſelben die Steuer zu entrichten; find die Wohnungen in verfchiedenen 
Gemeinden belegen, ſo entrichtet er die Abgabe für jede Wohnung in der Ge⸗ 
meinde, in welcher Iettere belegen if. Damit Löft fi für viefe Steuer fehr 
einfach die Frage der Behandlung der Forenſen bezüglich der Communal⸗ 
beftenerumg, indem alle und nur diejenigen Brincipal-Steuerbeträge, welche in ber 
Gemeinde erhoben werden, dort der Belaftung mit Zufchlägen unterliegen. 

Das Recht der Veranlagung der verfchiedenen Claſſen der Wohnungsinhaber 
(nach dem Betrage des Miethözinfes) mit einem verſchiedenen Procentfage, mit an⸗ 
dern Worten der Einführung einer auffleigenden Scala, ıft den franzöflichen Com⸗ 
munalbebörden, bezw. den mit der Repartition betrauten Körperſchaften im Allge⸗ 
meinen nicht eingeräumt ; lediglich denjenigen Gemeinden, welche Octroi erheben, wird 
durch Art. 20 des Geſetzes vom 21. und 28. April 1832 das Recht zuerkannt, 
mit Genehmigung ded Präfecten die Entrichtung des Contingents der Perjonal- 
und Mobiliarfteuer ganz oder theilweife auf ihre allgemeinen Einkünfte, bezw. 
den Octroi zu übernehmen und im leßteren Fall (bei blos tbeilweifer Ueber: 
nahme auf jene Einkünfte) den Reſt durch Umlegung auf die Miethöwerthe unter 
Sretlaffung der geringfügigen Miethen zu decken; vie Perfonalfteuer follte bei 
Aufbringung dieſes Neftes ganz außer Anſatz bleiben. Diele Befugniß iſt dem- 
nähft durch Das Finanzgeſetz vom 3. Yuli 1846 anfehnlich erweitert worden. 
Dafielbe beftimmt im Artikel 5, daß ber durch die Miethöfteuer zu deckende 
Reſt des Contingents unter Freilafiung der ihrer Geringfügigfeit wegen gänzlich 
außer Anſatz bleibenden Miethen auf die übrigen Miethsbeiträge entweder nad 
gleichem Maßſtabe (au centime le france), oder nad einer mit den Mieths⸗ 
beträgen ſteigenden Scala (d’apr&s un tarif gradue en raison de la pro- 
gression ascendante de ces loyers) je nad dem Beſchluſſe des Municipalraths 
vertheilt werden könne. Die Municipalräthe haben daher in Gemeinden, in 
denen Octroi erhoben wird, eine dreifache exceptionelle Befugniß: 1) die Ent- 
richtung des Contingents der Perfonal- und Mobiliarftener ganz oder theilweife 
auf den Octroi zu übernehmen; 2) die niedrigen Miethen freizulafien und bie 
andern nach gleichem Maßſtabe heranzuziehen; anſtatt deifen 3) eine mit den 
Miethsabgaben fteigende Scala der Heranziehung einzuführen. Alle hierauf be- 
züglichen Beichlüffe unterliegen der Genehmigung des Präfecten. Ein Tarif 
mit flergender Scala der erwähnten Art befteht beiſpielsweiſe in Paris. 

Der Ertrag der Berfonal- und Mobiliarfieuer war im Budget des Yahres 
1873 mit 54,639,000 Fr. in Anfat gebracht; im Budget pro 1876 ift ber- 
ſelbe auf 57,564,000 Fr. veranfchlagt. Darüber, wie ſich diefe Beträge auf die 
beiden Elemente der Steuer, die Berfonal- und Mobiliarfteuer vertbeilen, habe 
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ih Notizen nicht finden können, was wohl darauf, daß die Trennung lediglid 
bei der Individual-Repartition innerhalb der Gemeinden von practiſcher %: 
deutung ıft, berubt. 


d) Thär- und Fenfterfteuer. 


Die Thür- und Fenſterſteuer, urſprünglich durch das Geſetz vom 4. frim 
bes Jahres VII als Quotitätsſteuer eingeführt, durch das Geſetz vom 13. for. 
des Jahres X zu einer Repartitionsftener und durch da8 Geſetz vom 26. Wir; 
1831 von Neuem zu einer Quotitätsſteuer umgewandelt, iſt ſchließlich dımk 
das noch in Geltung befindliche Gefeg vom 21. April 1832 definitiv als Ke 
portitiondfteuer anerkannt worden; gleichwohl berühren hier Die Grenzen keikı 
Kategorien von Steuern ſich bejonder® nahe, indem die Normirung der Som: 
gente der Departements und Gemeinden auf einem durch das zulegt gedaht 
Geſetz firirten Tarıf berubt, nad welchem die Thür⸗ und Fenfteröffnungen, ı 
nad ihrer Gattung, fowie nah Maßgabe der Gelammtzahl der Thür: und 
Fenfteröffnungen des Haufes und der Eimwohnerzahl der Gemeinde, im melde 
ſich das Gebäude befindet, mit einem feften Sage herangezogen werben. Denncd 
beftehen Differenzen zwifchen dem wirklichen Contingent und dem Betrage welde 
fi dur unmittelbare Anwendung des Tarifd auf die thatſächlichen Unterlage 


ergeben würde, fo daß bier die Tarifſätze Iediglih die Verhältnißzahlen ent: 
Iten, nady denen ſich die Untervertheilung der den Departements auferlegr 


ontingente auf die Arrondiſſements und bezw. auf die Gemeinden ergiedt. 

Die Thür und Fenfterftener follte nad der urſprünglichen Intention ein 
Ergänzung der Mobiliarfteuer bilden, dadurch jedoch, daß der Art. 12 de 
Geſetzes vom 4. frim. ded Jahres VII den Eigenthümern die Haftbarfet fir 
die Eteuer auferlegte und die unmittelbare Beitreibung gegen ihn zuließ, wırk 
thatſächlich der Steuer der Charakter einer Grundabgabe gegeben. Es werke: 
daher auch nur die Eigenthümer in die Rolle eingetragen und wird es biekr 
überlaffen, jich gegen die Miether u. |. w. wegen ber verauslagten Steuer zr 
regreſſiren (Ordonnanz des Staatsraths vom 27. YAuguft 1829, Manje rar 
porteur affaire Jayle); das Verfahren findet felbft dann Anwendung, men 
das Haus nur an einen einzigen Miether vermietbet ift (dagegen allerdings Dofour. 
Droit adm. tom. II. Nr. 86, über alles dies Dalloz, Jurisprudence general 
a. a. O. ©. 337, No. 315). Thatſächlich ift es indeſſen, ſoweit mir befannt, met 
üblich fi an den Miether zu halten und findet flatt deſſen eine Uebenwäluz: 
der Abgaben auf ven Iegteren Lediglich in derſelben bedingten und indirecten Berk 
ftatt, wie bei bloßen Grundabgaben. Die Eigenichaft der Steuer als eine pe: 
jönliche tritt demnadh nur in einzelnen wenigen Fällen, wie beifpieldmeife be 
dan Inhabern von Dienftwohnungen in ſolchen Gebäuden bervor, welche fid im 
Eigenthum des Staats, Bezirks u. |. w. befinden. J 

Der Tarif, welcher bei der Vertheilung der Contingente maßgebend kt: 
fol, iſt durch das oben erwähnte Geſetz vom 21. April 1832 feſtgeſetzt worder 
Derſelbe ſtuft ſich ab nach dem Ort und ber Page der Oeffnungen — Tet 
wege, bezw. Einfahrten und Magazinthore, gewöhnlide Thüren und Feuſter Dr: 
erften drei Stodwerke, Thüren und Fenſter des dritten und der nod höhercr 
Stockwerle; er fteigt ferner auch mit der Einwohnerzahl der Gemeinden, wie ii 
nachfolgende, die ſämmtlichen Säte enthaltende Tabelle ergiebt: 
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Nah Maßgabe dieſes Tarifs hat das Geſetz vom 21. April 1832, inden 
es den Geſammtbetrag der Thür⸗ und Fenſterſteuer auf 22 Millionen beſtimme. 
auf Grund der durch die Ermittelung der Oeffnungen tm Jahre 1831 gemen: 
nenen Bafen die Departemental-Contingente feſtgeſetzt. Dieſe Contingente änden 
fih (Geleg vom 17. Auguft 1835 Artikel 2 und Geſetz vom 4. Auguſt 154 
Artikel 2) aus zweierlei Urfache; 1) durch die Errichtung von Käufern oder ds: 
brifen oder andererjeitd den Abbruch folher Gebäude; im erften Falle tritt u: 
entiprechende Erhöhung, im andern eine Ermäßigung des Contingente ein; ? 
durch Anwachſen oder Herabgehen der Einwohnerzahl in einzelnen Gemeint. 
wodurd für dieſelben die Tarifclaffe eine andere wird. 

Die gleichen Gefichtöpunfte jollen für die durch die Generalräthe, beziehung: 
weile Arrondifjementsräthe zu bewirkende Untervertbeilung auf die Arrondifſemene 
beziehungsweife Gemeinden mafigebend fein. Um für die Operation der Unter 
vertbeilung die erforderlihde Grundlage zu Ichaffen, hat der Steuerdireftor jührti 
ein zur Benutzung der Gemeinder und Arrondifiementsräthe beftimmted Table: 
aufzuftellen, welches enthält 1) die Zahl ver fteuerpflichtigen Deffnumgen ı 
den verſchiedenen Claſſen, 2) den Ertrag der Abgabe in den einzelnen Ge 
meinden uud Arrondiffement® nach dem Tarif, 3) einen Entwurf der Bertheilm: 
für das Steuerjahr. Ob die Generals oder Arrondiffementsräthe ſich ſtreng 
diefe Grundlagen balten, babe ich auch hier nicht ermitteln können; die Kid: 
übereinftimmung der Contingente mit denen, welche fich noch aus der Anwendux 
der tarifmäßigen Säge auf die factifchen Unterlagen ergeben würden, würde 
dafür ſprechen, daß dies nicht der Fall fer, wenn nicht das letztgedachte Ergebrie 
auch darin feine Erklärung finden könnte, daß bis zu den vorgedachten Geier: 
eine Berichtigung der im Sabre 1832 feftgefeßten Contingente nach dem Wadtz 
beziehungsmweife der Abnahme der Zahl der Deffnungen u. |. w. nicht ſtattfart 

Der Ertrag der Thür- und Fenſterſteuer, welcher nad tem Budget fi: 
1873 fih auf 38,516,238 Fr. belief, ift in den Anfägen des Budgets pro 197" 
auf 40,298,400 Fr. geftiegen. 


e) Gewerbefteuer. | 


Den drei Repartitionsfteuern fteht eine nach feften Sägen bezw. Precen 
fäen erhobene Gemerbefteuer — contribution des patentes — als em 
Quotitätsſteuer gegenüber. Wir ſehen, wie bald die wmittelft Decrets ve= 
19. und 25. Febr. 1791 eingeführte auf den Miethswerth bafirte Gewerbeitzu: 
der phnfiocratifhen Strömung, welde in der Conftituante herrſchte, erlag (Ab 
ſchaffung mittelft Decret3 vom 21.—22. März 1793). Die finanziellen &. 
legenbeiten unter dem Directorium nöthigten indeffen zur Wiedereinführung 
die Geſetze vom 6. fruct., Jahr IV., vom 9. pluv., Jahr V., vom 7. bru=. 
Jahr VI. und vom I. brum., Jahr VII ftellten die Abgabe in unvervollleum 
neter Geftalt wieder her. Nach den Grundjägen des letztgedachten Geſetzes, mic 
bis zur Reform des Jahres 1844 die mafgebenden blieben, war im Pr 
jedeö Gewerbe im weiteften Sinne der Abgabe unterworfen; die im Tarif nt 
ausdrucklich erwähnten follten nad Analogie des ihnen ähnlichften Gewerdet 
berangezogen werden. Befreiungen waren feflgefegt im öffentlichen Inter” 
(Beamte, Armen: und Hofpitalärzte, Hebammen), im Intereſſe der Landrint⸗ 
haft (Handel mit feldft erzeugten landwirthſchaſtlichen Producten) un WE 
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jelbftändigen und kleinen Betriebes (Handlungsgehülfen und Geſellen, Die für 
Rechnung Anderer arbeiten, Heine Seifenfiever, Wäſcherinnen). Die Abgabe 
zerfiel in eine fefte, gegründet auf einen Zarif, welder den Sa nad der Art 
der einzelnen Gewerbe und nad, der Einwohnerzahl der Gemeinde ihres Be- 
triebes abftufte und welche fich innerhalb des Betrages von 3 Franfen als 
Minimum und 300 Franken ald Marimum bewegte, und in eine proportionelle, 
weldye dem zehnten Theile des Miethswerthes der von dem Inbuftriellen benußten 
Wohn- und gewerbliden Räume gleihlam. Die zu hohe und den geftiegenen 
Miethöwertben nicht mehr entiprechende Belaftung der Mietbe und die über- 
mäßige Zunahme der Veranlagung nach Analogie machte indeffen das Bedürfniß 
einer Reform immer mehr fühlbar, die endlich nach Langen worbereitenden Er: 
örteruugen durch das Geſetz vom 25. April 1844 zur Ausführung fam. Cine 
Reihe von Special-Gefegen brachte Jodann bis zum Jahre 1870 weitere Ab- 
änderungen in zahlreichen Punkten; neue nnd wichtige Modificationen hat ferner 
das Geſetz vom 29. März 1872 hinzugefügt. 

Das Gefeß vom 25. April 1844 behält die Trennung zwiſchen fefter 
und proportioneller Abgabe. bei, es fpecialifirt jedoch die erftere, indem es die 
Pofitionen des Tarifs vervieljältigt, bei Weiten mehr; der legtere zerfällt in 
3 Abtheilungen, deren erftere die nach einer allgemeinen Claſſen⸗Eintheilung 
und der Einwohnerzahl der Gemeinden, deren zweite die nach der Art des 
Arbeitsbetriebes und der Einwohnerzahl der Gemeinden, und deren britte bie 
ohne Rückſicht auf die Einwohnerzahl der Gemeinde veranlagten Gewerbe ent- 
hält; jene in den erften beiden Wbtbeilungen maßgebenden Sriterien find bier 
im Allgemeinen durch die Zahl der beichäftigten Arbeiter, der Zugthiere, Werk⸗ 
Rätten, Keflel, Hochöfen u. ſ. w. erſetzt; die Veranlagung nach Analogie findet 
zwar noch flatt, aber nur durch Verordnung des Präfecten; auch unterliegen 
alle diefe im Verwaltungswege feftgefegten Alfimilationen in je fünfjährigen 
Zeiträumen der Nevifion und Feftftellung im Wege der Gelepgebung. “Dagegen 
{ft die proportionelle Abgabe der Regel nach auf 1/,, des Miethswerthes der zur 
Wohnung und zum Gewerbebetriebe benugten Räume normirt. Die Zahl der Aus: 
nahmen von der Verpflichtung zur Entrichtung der feiten Abgaben des droit profes- 
sionel hat das Geſetz von 1844 erweitert umd namentlich denfelben einen Theil der 
Iberalen Erwerbsarten hinzugefügt; die Ausnahme zu Gunften der letteren 
iſt indeſſen ſehr bald infofern wieder befeitigt worden, als dieſe Erwerbsarten 
zwar von dem droit professionnel freigeblieben, dafür aber zum droit pro- 
portionnel mit einem höheren Sage wieder herangezogen worben find. Weiter verdient 
unter den Ausnahmen Erwähnung der Fleine Betrieb — ohne Gehülfen — 
und die Lohnarbeit im Geſchäfte und für Rechnung eined Anderen. — Die 
proporttonelle Abgabe ift für jede von dem Steuerpflichtigen betriebene Eta- 
bliffement beſonders zu entrichten, wogegen die feſte Abgabe nur einmal, abge 
\eben von den für zweite. und weitere Etabliffements unter gewilfen VBoraus- 
fegungen gefchuldeten demi-droits — zu zahlen ift. 

Die diefem Syſtem durch das Geſetz vom 27. März 1872 Binzugefügten 
Aenderungen berubten, wie im Allgemeinen die franzöjifhe Steuer:Reform der 
fiebziger Jahre, auf der Nothwendigfeit, die Einnahmen des Staats zu erhöhen ; 
daneben brach der Gedanfe ſich Bahn, daß der Großbetrieb nicht in einem 
gleihen Verhältnig mit dem kleineren herangezogen fei, und daß es daher einer 
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ſtärkeren Belaſtung des erſteren bedürfe; beide Geſichtspunkte liegen den durd 
das Geſetz herbeigeführten Neuerungen zum Grunde. Dieſe find: 1. Yablıs: 
des droit fixe für jedes von dem Steuerpflichtigen betriebene inbuftrielle Ea 
bliſſement und in jever Gemeinde des Betriebes, 2. Aufhebung ded Marımıms 
für die proportionelle Abgabe der großen Induſtrien, 3. Erhöhung des dro- 
fixe der Steuerpflictigen der Tabelle C um !,,, 4A. Erhöhung ber vrem: 
tionellen Abgabe der Steuerpflichtigen von Tabelle A. und B. 

Allen diefen Erhöhungen im Einzelnen fügten bie Gefee vom 16. ur 
23. Juli 1872 noch eine allgemeine Erhöhung der Gewerbeftener — mit Arr- 
nahme der von den fleinen Gewerbtreibenden erhobenen — um 60 Free: 
hinzu, da die in der Nationalverfammliung herrſchende Stimmung einer Er 
höhung der Nepartitionsfteuer durchaus entgegen war. Der Ertrag der Eier 
wurde damit von 68 Millionen (Budget von 1870) auf 112 Willie 
(Budget von 1873) gebradt. Im Budget des Jahres 1876 figurirt die Ee 
werbefteuer mit einem Ertrage von 114,201,300 Franken. 


Zweiter Abſchnitt. 
Kritik des Spitems der direeten Stantöflenern. 


Die Mängel des franzöſiſchen Syſtems der directen Steuern find zu ene- 
bar, als daß fie einer auch nur einigermaßen aufnerffamen Beobachtung e- 
gehen könnten. 

Beginnen wir bei dev Perfonal- und Mobiliarfteuer als der allgememit. 
d. 5. der den weiteften Kreis der Steuerpflichtigen umfaffenden Steuer, jo kizt 
dieſe aus zwei gänzlich ungleichartigen Elementen: in ver Perjonalfteuer © 
das alte Inſtitut der Kopffteuer reproducirt, wogegen bie Mobiliarfteuer = 
Surrogat fir die und geläufige Einfommenfteuer bildet. Die Perfonalften. 
indem fie jeden felbftändigen Staatsangehörigen mit dem gleichen, nad Te 
Werthe eines gewöhnlichen Arbeitstages bemeilenen Betrage beranzieht, == 
hierdurch in directen Widerfpruch mit ben zur Zeit in der Theorie 
Srundfägen, welche ein Wachſen des Steuerbetraged nah Maßgabe des 5 
kommens bezw. der Leiftungsfähigfeit und die möglihfte Schonung der ürme- 
Claſſen fordern; während in Folge deſſen die neueren Steuer-Geſetzgebungen 
der Regel geringere Duoten für die ärmeren Claſſen feftiegen, enthält vie N 
jonalftener gewilfermaßen ein Prelevement zum Nachtheil der ärmeren Clofi: 
indem fie auf der Feſtſetzung des Werthes eines Arbeitätaged in abstrıt 
ohne Unterfcheidung des Werthed der individuellen Arbeitleiftungen beruht. — 
Die Mobiliarfteuer ſucht das Einfommen durch das Mittel des Miethsaufwande 
zu treffen und in der That giebt es wichtige Momente, welche ſich für «= 
derartige Steuer anführen laſſen, wenn fie, zumal neben andern Steuem, 7 
einer engeren Iocalen Gemeinſchaft befteht. Aber dieſe Momente gelten mi 
wenn die Steuer auf ein großes, zahlreiche Iocale Verſchiedenheiten in n 
Ichließendes Staatsweſen berechnet fein fol. Gerade die Verſchiedenheit der £© 
lichen Verhältniſſe bringt auch gine fehr erhebliche Verſchiedenheit im dem Fc- 
hältniffe des Miethsaufwandes zu dem Lebensaufwande im Ganzen und I 
für legteren maßgebenden Einfommen mit fi. Es fehlt daher, wie Die fa 
gänge bei der Feftfegung der Contingente in Frankreich darthun, bei einer jelte 
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Steuer völlig an einem Mafftabe für die gleichmäßige Heranziehung der Steuer- 
fraft in den verjchiedenen örtlichen Gebieten und an einem Mittel, die Berbält- 
nigmäßigfeit der auf die einzelnen Bezirke gelegten Steuerfummen entſprechend 
zu controliven. Die gegenwärtige Abmeflung der Sontingente beruht auf ver: 
olteten Grundlagen, in denen die urſprünglichen Ungleichheiten fich zum Theil erhalten 
haben und für deren in Accommodinung an die fortichreitende Entwidelung zu bewir⸗ 
finde Umgeftaltung e8 an einer Handhabe gebridt. Die Unzulänglichleit des 
Miethsaufwandes als Steuervertheilungsmaßflabes zeigt fi aber namentlich 
auch darın, daß bei diefem Maßſtabe die oberen Etufen des Einkommens nicht 
in genügende Contribution gefeßt werden. Die Quote ded Eintommens, melde 
der notbwendige Miethsaufwand erfordert, ift auf den unteren Stufen des 
Eintommens offenbar größer, als auf den oberen. Der dem franzöfilchen 
Staatöfteuer-Syftem häufig gemachte Vorwurf, daß e8 die höheren Einfommens- 
Rufen in ungerechtfertigter Weife bevorzuge, ift bezüglich der Perfonal- und 
Mobiliarſteuer volllommen begründet. 

Ziehen wir hiemädft die Thür⸗ und Tenfterfteuer in Betracht, welche, da fie 
als ein Annerum der Grundftener angejehen werden Tann, zu dieſer gewifler- 
maßen den Uebergang bildet, fo giebt e8 wohl kaum eine rohere Form der 
Beſteuerung des ndertrages, als die Belaſtung deſſelben durch eine Abgabe, 
welche ſich nah der Zahl bezw. Größe der Thür: und Fenſter Oeffnungen 
bemißt, Kriterien, welche keinerlei Schluß auf vie Höhe des Grundertrages 
geftatten, am wentgften dann, wenn es fidh nicht um Wohnräume, fondern um 
gewerbliche oder zur Fabrikation benutzte Localitäten: handelt. — Rationeller 
zwar ift die Grundfteuer regulirt, und bat die Grundfteuer-Verfaflung Frank⸗ 
reichs Lange Zeit einen Gegenftand der Bewunderung derjenigen Staaten and 
gemacht, welche es bis dahin zu einem als Grundlage für gleichheitliche Ber⸗ 
tbeilung brauchbaren Satafter nicht Hatten bringen können. Ueber die Ferti- 
gung des franzöſiſchen Cataſters ift indeſſen eine zu Lange Zeit hingegangen, als 
daR daſſelbe dem wirflichen Zuſtande fir irgend einen, wenn auch in der Ber: 
gangenbeit Tiegenven, Zeitpunkt entſpräche. Wenn es ein allgemeines Schickſal 
der Satafter ift, von den Buftänden überholt zu werden, fo ift da8 ganz be 
ſonders bei dem franzöfifchen, deſſen Fertigung in zahlreichen Gemeinden einer mehr 
als funfzig Jahre rüdwärtsliegenden Zeitperiode angehört, und zwar um jo mehr 
der Fall, als gerave in Frankreich die Fortfchritte, welche Landwirthſchaft, Wein- 
bau m. f. w. dafelbft gemacht Kaben, in dem erwähnten Zeitraume enorme ge- 
weſen find. Die Eulturart ift in einer großen Anzahl von Fällen heute eine 
ganz andere als diejenige, welche feiner Zeit den Ertrags-Anlägen des Ca- 
tafter8 zum Grunde gelegt worden ift. 

Biel unvolllommener noch al® bei der Grundfteuer find die Unterlagen ber 
Vertheilung bei der Gewerbefteuer. Indem das droit proportionel und zwar 
mt einer velativ erheblichen Duote von dem Miethöwerthe der zum Gewerbe 
betriebe wie zur Wohnung benutten Räume erhoben wird, ift e& auf einen 
Maßſtab bafirt, welcher einen Ruckſchluß auf den Ertrag der betriebenen Ge- 
werbe geflattet, da diefer zu dem Miethswerth nicht einmal der gewerblich ges 
augten Räume, in einem irgendwie regelmäßigen Verhältniſſe ſteht; viele ber 
einträglichſten Gewerbe und Induftrien nehmen befanntlicy mit äußerft wohl- 
feilen Räumen vorlieb, während die Anſprüche anderer, weniger einträglicher 

Schriften xII. — Gommunalfteuer. 9 


130 Freiherr v. Reigenftein. 


Induſtrien in Bezug auf Räumlichkeiten bedeutende find. Wenn mm aus ver 
jucht worden iſt, durch Abmeflung der Sätze für das droit fize came Ausjle: 

g herbeizuführen, fo Liegt es doch in der Natur eined fo generell m: 
auf jo äußerlie Kriterien bafirten Tarifs wie desjemigen für ben legtensäh: 
Theil der franzöfifchen Gewerbefteuer, daß dieſe Ausgleihung ebenjo mie de 
Herftellung einer den Berbältniffen folgenden Abſtufung nur eine umelltoum: 
fein ann. Die Mamnigfaltigfeit der individuellen Berbältniffe, welche die Er: 
träglichleit des Gewerbebetriebes bedingen, läßt fi) niemals durch einen Zur’ 
diefer Art zum Ausdruck bringen. So ift denn auch ungenchtet ber jehr grow: 
Mühe, die die franzöfilhen Regierungen der Vervollkommnung des Zaniö ı 
gewendet haben, die Veranlagung der franzöfifchen Gewerbeftener uod u 
mit großen Härten verbunden. Als eine beſonders empfindlike Ann: 
erfcheint es, daß zur Gewerbefteuer auch der von der Deiethöftener bereits >: 
troffene Miethöwertb der Wohnungsräume herangezogen wird, jo daß beiſpen 
weiſe ein reicher und eine Eoftipielige Wohnung benutzender Dann, der etwa 
übernommenes Gewerbe aus Liebhaberei oder um fi eine Belhäftigung 




















demfelben Object, dem Mietböwertb, feiner Wohnräume dreimal Steur : 
entrichten: die Grundfteuer, bei welcher das Gebäude nad) dem Miethsertrog 
Anſatz gebracht ifl, die Mobiliarftener und das droit proportionel ka © 
werbefteuer — eine Cumulirung, wie fie andere Steuer-Syſteme wohl ch 
aufzumeifen haben. 

Alle diefe Mängel werden jedoch relativ wenig empfunden bei den gırz 
Beträgen, in welden ein Theil der genannten Steuern erhoben wird, mt 
der Stabilität, in welcher der franzöfiihe Staat die Steuerbelaftung zu 
verfucht und gewußt hat. ‘Die Veränderungen in den Contingenten der Cru: 
der Thür- und Fenfler- und der Mobiliar und Berlonal-Steuer find van 
der That feit einer Reihe von Jahrzehnten auf geringfügige beichränft geblede 
eine fühlbare Aenderung ift num bei der Gewerbefteuer eingetreten, meld 
neuefter Zeit eine beträchtliche Erhöhung erfahren hat. 

Daß die Belaftung eine verhältnigmäßig niedrige ei, trifft am meiſten E 
ber Berfonal- und der mit ihr verbundenen Mobiliarftener zu. Bei artr! 
kann der individuelle Steuerbetrag niemal® über 4 Fr. 50 Gm. pre &F— 
betragen; wie niedrig bie letztere abgemefien ift, geht Daraus hervor, daß d 
ſpielsweiſe in Meg, die Mobiliarfteuer einjchlieglih circa 23 Centimes er⸗ 
munal-Zufchlag und ber Departemental-Gentimes bei einem Miethswerik 
1200 Mark nur den Betrag von 86 Mark, bei einem Miethswerthe 
2400 Mark nur den Betrag von 172 Mark erreicht. Dieſe Summen :- 
halten die gejammten Anforderungen der birecten Befteuerung für Diem“: 
melche nicht daneben al8 Grundbeſitzer oder Gewerbtreibende zu fleuem bi: 
Ienen Miethöbeträgen mag nach jegigen Berbältniffen ein Einfommen von T’ 
beftens 7500 bis 9000 bezw. über 15000 Mark entfprechen; zur frame‘ 
Zeit war der Procentfag der Belaſtung des Miethöbetrage durch —* 
niedriger, wogegen die Miethen höher waren und einen betrachtlicheren Thei 
Eintommens repräfentirten. ine ftärkere ift allerdings die Belaſtung mu - 
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Grundſteuer; indefien tft auch Diele, wenigftend ſoweit die Staatsſteuer in 
Betracht kommt, nur jehr mäßig und in einer binter dem Wachen des Grund- 
ertrages offenbar weit zurädbleibenden Progreſſion geftiegen, es Tann hierüber 
auf die oben mitgetheilten Ergebniffe — der Ertrag der Staatögrumdfteuer 
belief fi im Jahre 1827 auf rund 155, im Jahre 1859 auf 1624/,, im 
Jahre 1863 auf 167 Millionen; für 1876 tft der Ertrag auf 171,700,000 Mil: 
fionen veranfchlagt — Bezug genommen werden; der Zuwachs ift größtentheils 
auf Rechnung des HinzutrittS neuer Steuer-Objecte durch Neubauten zu fegen )). 
Bei der geraumen Zeit, fett welcher die Grundftener im Ganzen in den jegigen 
Beträgen erhoben wird, ift offenbar, wenigften® hinſichtlich eined großen Thetls 
derielben anzunehmen, daß Die Umwandlung ın eine Reallaſt flattgefunven 
bat; in der Gefammtzahl der beiteuerten Grundſtücke mögen diejenigen, welche 
während jener Zeit nicht mindeftens einmal auf Grund läſtigen Titel unter 
Amechnung der capitalifirten Grundſteuer in die Hände eines neuen Erwerber 
übergegangen find, nur einen relativ geringen Bruchtbeil betragen. Das Gleiche 
gilt von der Thür⸗ und Tenfterfteuer, fomeit fie bereit ſeit längerer Zeit mit 
unveränderter Babl der Deffnungen beitehende Gebäude belaftet; dagegen wird 
fie als eine neue Auflage empfunden werben, fo oft eine Vermehrung der 
Oeffnungen oder eine Entitehung neuer, der Abgabe unterliegender Gebäude ftatt- 
findet. Da fie indeflen in einem nicht übermäßigen Betrage erhoben wird, 
erkheint fie wohl nur in ärmeren Gemeinden ald ein Hemmniß der hygieniſchen 
Eimihtung der Wohnungen, wo die Verhältniſſe minder dürftige find, werben 
Acht und Luft immer als ein fo hohes Gut geſchätzt werden, daß ihm gegen⸗ 
über die wenigftens in Ländlichen Gemeinden meift niedrigen Beträge der Abgabe 
nit in Betracht fommen. Ueberdies wird, mo bie Gebäude durch Vermiethung 
genutzt werben, wie der Regel nad in den Stäpten, die Abgabe in vielen 
Fallen wenigftens theilweiſe durch entfprechende Normirung des Miethszinſes 
auf den Miether übergemälzt werden können, wie ja ein Hecht des Eigenthümers, 
fi) wegen der Abgabe an die Miether, Nießbraucher u. ſ. w. zu regreifiren, 
ſchon ohnedem befieht. 

Die Gewerbeſteuer iſt allerdings, wie vorher erwähnt, in neueſter Zeit 
beträchtlich erhöht und find damit ſelbſtredend auch die Ungleichheiten ihrer 
Bertbeilung vervtelfältigt worden, jo daß die hierin beruhenden Härten offenbar 
in erhöhtem Maße fühlbar geworden find. Eine Ausgleihung für diefe Härten 
befteht nicht, wenn auch im Allgemeinen die Wirkung der relativ ftarken An⸗ 
ſpannung der Gewerbefteuer dadurch gemildert wird, daß Frankreich, von hoben 
Schutzzoͤllen umgeben, meit mehr als Deutichland und andere angrenzende 
Staaten ein geſchloſſenes Wirtbichaftögebiet bildet und es fich hierdurch wenig: 
ſtens für viele Arten der gewerblichen Production ermöglicht, die Beſteuerung 
derfelben durch die Gewerbefteuer theilweiſe mittelft der Uebermwälzung auf die 
Sonfumenten zu übertragen; ich fage theilweife, da diefe Ueberwälzung allerdings 
nur infofern eintreten ann, als der Abfag im Inlande ftaitfindet und ber 
dem Einzelnen auferlegte Steuerbetrag fich nicht über das durchſchnittliche Maß 
der Belaftung des gewerblichen Ertrages erhebt; das Mehr wird allerdings 


2) Auch die Annerion von Savoyen und Nizza, ferner bie Abtretung dreier De- 
partement® an Deutſchland kommen hierbei in Betracht. 
9* 
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von dem Sieuerpflichtigen ohne Hoffnung auf Erſatz getragen werben möſſer 
ein al, der, weil die Beranlagungsart der franzöfiichen Patentſteuer mt art 
einem beftimmten Verhältniß zum Ertrage berubt und daher folde Merk 
laſtungen nicht ausfchließt, häufig vortommt. Anderd und ungünftiger ſteht es 
um die Wirkungen diefer Steuer in Eljaß-Lothringen, da eine Schliegung dei 
Gebiets durch Schutzzölle gegen Deutſchland nit mehr flattfindet und tz 
größtentheild unter günftigeren gewerbfteuerlihen Verhältniſſen in den Lönder 
des alten Deutſchlands producirten Waaren freien Eintritt in Das Reihelan 
haben. Gleihwohl geben, ſoweit mir befannt, Klagen über den Drud ix 
Gewerbeſteuer faft niemals von der einheimiichen Bevölkerung, welche an die I: 
gabe gewöhnt ift, aus und es find vielmehr vorzugsweiſe die aus den ander: 
beutfchen Staaten eingewanverten Gewerbetreibenven, welche, durch den hebr 
Betrag der Abgabe in ihren Berechnungen geftört, über die Grundſätze de 
noch nicht gefannten franzöfiichen Gewerbefteuer-Gefeßgebung Klage erheben. 
Eine wejentlihe Erleichterung ſchafft dem Steuerpflichtigen im Zuſamm 
hange mit jener Stabilität der Belaftung die Eigenihaft des franzaiik: 
Steuer⸗Syſtems, vermöge deren die Veranlagung nit im Wege arbitrc: 
Einſchätzung erfolgt, derfelben vielmehr beſtimmte pofitive und leicht erfenubs: 
Kriterien zur Baſis dienen; die Kenntmiß diefer Kriterien fegt den Steneyflichtur 
in die Rage, den von ihm zu entrichtenden Steuerbetrag mit Genauigfet r 
Boraus berechnen und vdenfelben feinen Speculationen zum Grunde legen i 
önnen. Die Schwierigleiten des Accommodirend der Berbältniffe an die ve 
ftenerung werben fo weſentlich vermindert. 
.  Sene Sicherheit in der Vorausberehnung würde nun nothwendigenm* 
aufhören, wenn eine häufige Veränderung in den Beträgen der zu erbebeat: 
Steuern ftattfände; eine Erhöhung würde alle Ungleichheiten ver Rau: 
tition fogleih in empfindlicher Weife bervortreten laſſen und damit zahle 
Antipatbien gegen das Steuerſyſtem hervorrufen, welde jett, fo lauge de 
Zuftand der Stabilität der Belaftung dauert, als Lediglich Intente Gentrifex. 
fräfte in Betracht fommen. Der in Folge der Erhöhung aufzuerlegende Mer 
betrag wiirde in Bezug auf die Wirkungen der Belaftung einer neuen Eier 
gleihlommen; alle Vortheile, welche die Gewöhnung des Publikums an 
Belaftung bietet, würden damit auf einmal verloren gehen. &8 würde ri 
nur das Unrationelle in dem Vertheilungsmaßſtabe einzelner Stenem, jmt:T 
auch der Mangel eines conftanten Verhältniſſes zwiſchen der durch dee ec 
ſchiedenen Steuern berbeigeführten Belaftung ſich fühlbar machen; je unglıs 
artiger die principiellen Grundlagen find, auf denen die einzelnen Steuern nik: 
befto mehr teilt das franzöſiſche Steuer-Syſtem die Eigenihaft der aus je 
ungleihartigen Steuern zufammengefeßten Syſteme, daß e8 an einem Maker 
für eine mit einiger Gleihmäßigfeit die Steuerkraft treffenden Erhöhung gar 
fehlt. Die Steuer-Geſetzgebung Frankreichs bildet ſonach einen Beleg zu 
in neuerer Zeit nachgewieſenen Unbeweglichkeit der ganz ober tbeifmerte = 
Ertragsſteuern zufammengefegten Steuer-Sufteme ; der hierin beruhenden Shnr> 
des franzöfiihen Steuer⸗Syſtems ift denn auch von den Regierungen dr? 
reichs thatſächlich dadurch Nechnung getragen worden, daß Erhöhungen thunlitte 
vermieden wurden. Unter diefen Umftänden fonnte ſelbſtverſtändlich mat tar 
die Rede fein, daß der Ertrag jener Steuern der Zunahme des Staatbedo! 
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gefolgt wäre. Das Mehr veflelben hat in wachſendem Maße auf die indirecten 
Steuern gelegt werden müſſen, welcde einen ſich fortichreitend vergrößernden 
Theil der budgetmäßigen Einnahme bilden. Im Budget pro 1876 iſt die 
Geſammt⸗Einnahme 0e8 Staats aus den directen Steuern auf 384,339,700 Fran⸗ 
fen veranfchlagt ; diefer Summe fteht eine Einnahme aus den Zöllen und indi- 
recten Steuern von 1,270,722,705 Sr. gegenüber, wovon 236,933,250 Fr. auf 
die Zölle und Salzſteuer, 998,615,455 Fr. auf die indireeten Steuern im 
angeren Sinne!) und 35,173,000 Fr. auf die Steuer aus den Mobiliarmerthen 
fommen. Am dringendften mußte die Trage der Erhöhung der directen Steuern 
an den franzöſiſchen Staat in der Finanznoth berantreten, in der fich derfelbe 
bei der Reorganifation des Staatsweſens nad) dem deutſch-franzöſiſchen Kriege 
befand. Gleichwohl glaubte die Nationalverfammlung, hierin den Thierö’fchen 
Intentionen folgend, fich gegen eine allgemeine Erhöhung der birecten Steuern 
ausſprechen zu müfſen; e8 prävalirte in ihr die Anfchauung, daß mit dem Ber: 
laſſen der Stabilität jenes Syſtem feine Grundlage verlieren were. Man 
zog vor, den Mehrbedarf durdy Erhöhung oder Umgeftaltung eines Theils ber 
indirecten Steuern und durch Hinzufügung neuer indirecter Steuern aufzubringen. 
Ton den Directen Steuern war es lediglich Die Gewerbefteuer, welche eine beträcht- 
liche Erhöhung erfuhr; e8 woaltete hierbei wohl die Rüdficht auf jene, wie vorher 
erwähnt, der Gewerbefteuer eigenthümlihe Möglichkeit einer partiellen Weber- 
wälzung vor, welche fie den indirecten Steuern annähert. Auch die neue 
Steuer von den Mobiliarwertben, welche Durch das Gejeg vom 29. Juni 1872?) 
mit einem Sate von 3 Procent des Jahres-Ertrages auf die ‘Dividenden ber 
Atien- und Erwerbögefellichaften, ſowie die Zinfen der in Anlehen der Deparments, 
Gemeinden und inländifhen Eorporationen Frankreichs und in gleichen Unterneh⸗ 
mungen des Auslandes angelegten Fonds u. |. w. gelegt worden ift und mit welcher 
eine flärkere Heranziehung der durch das beftehende Steuerſyſtem zu wenig ge= 
troffenen befigenden Claſſen bezwedt wird, dyaracterifirt ſich der Art ihrer Ber- 
anlagung nach als eine Art indirecter VBeftenerung, wie denn auch dieſe Steuer 
im Budget den indirecten Abgaben, wenn auch ohne färmlich unter fie claſſificirt zu 
werden, angereißt morben if. Daß. e8 gelungen ſei, mit dieſer Steuer die 
dem franzöftichen Steuerſyſtem zum Vorwurf gemachte Minderbelaftung der wohlha⸗ 
benderen, capitalbefigenven Claſſen auszugleichen, muß ſchon nad) dem relativ nicht be= 
trächtlichen Ertrage der neuen Steuer, die im Budget pro 1876 auf 35,174,000 Fr. 
veranfchlagt ift, bezweifelt werben; für das Syſtem von Communalfteuern ift diefe neue 


Steuer ohne Bedeutung, da für vieles lediglich die vier direrten Hauptfteuern als 


Grundlage dienen. 


Dritter Abſchnitt. 
Die Communalznfchläge und ihre Limitirung. 
Der unfelbftftändigen Stellung, in welche die Geſetzgebung der Revolutions- 
zeit die Gememden hatte zurüdtreten laſſen. entſprach es, daß benfelben die 
Bildung felbfifländiger Steuer-Syſteme nicht geftattet, fie vielmehr auf Zufchläge 


_..) einfohließlih des Tabaksmonopols, deſſen Ertrag mit 299,570,000, und be8 
Schießpulver-Monopols, deſſen Ertrag mit -14,257,125 Ir veranfchlagt if. 

2) Oscar Dejean Code annote des nouveaux impöts, 2. Aufl. S. 207 folg. 
Das dazu gehörige reglement d’administration publique vom 6. December 1872 
ebendaſelbſt S. 278 fg. ‘ 











134 Freiherr v. Reigenftein. 


zu ben directen Etaatöfteuern verwieſen wurden. Die Fefſtſtellung dei 
Grundfages, daß die Gemeinden ihren Bedarf mitteljt folder Zuſchlege 
aufzubringen Haben, reicht in die erfien Jahre der Revolutionszeit zurät. 
Niemals jedoch ift den franzöſiſchen Gemeinden das Recht, die Staatöfteuern 
mit Zufchlägen zu belaften, in unbegrenztem Umfange eingeräumt geweim; « 
ift vielmehr jederzeit ihnen die bezügliche Befugniß nur innerhalb verhält; 
mäßig enger, wenn auch im Laufe der Zeit erweiterter Schranken zugeflanden 
worden, welche theils durch den feftgeftellten Verwendungszweck, theils dire 
Marima, theild durch eine intenfive Mitwirkung des Staats bei Feſtſtellung 
der Zufchlagsbelaftung gegeben werben. 

Das Gele vom 2. März 1791 beflimmt, daß Die Gemeinden bie Mitte 
zur Beftreitung der localen Berwaltungs-Ausgaben durch Zufchläge — Additional⸗ 
Centimes — zur Grund» und Perfonalfteuer aufzubringen haben; daſſelbe k- 
willigt ihnen außerdem 2 sous pro livre von dem Ertrage der Gewerbeftene, 
eine Vorwegnahme, welche demnächſt durch das Geſetz vom 1. fruct. te 
Jahres IV, und vom 1. brum. de Jahres VII auf '/,, des Reinertrages erheb. 
wurde. Das Geſetz vom 9. germ des Jahres V rejervirte an Zuſchlägen jur 
Perional: und Mobiliarfteuer den Gemeinden und Cantonal: Berwaltuna 
4 Sous drei Denare; die Gefege vom 15. frim. und 11. fruct. bes Jahres VII 
brachten die erfte Claſſificirung der Einnahmen und Ausgaben der Gemeinte. 
Unter den Einnahmen werden u. U. aufgeführt Zufchläge zur Grunt- un 
Berlonalfteuer innerhalb eines Marimum, das jährlih auf 5 Centimes feflg;r 
wurde. Das Geſetz vom 28. pluv. des Jahres VIII verlieh den Municipalrätbe 
das Recht der Beſchlußfaſſung über die Gemeinde-Einnahmen und Ansgar 
und demgemäß auch über die Octrois⸗ und Steuer⸗Zuſchläge, welche zum Dedm 
bes Bedarfs nothwendig werden würden. Die Feftftellung des Budgets eijolgu 
durch die obere Verwaltungsbehörde, welche auch bie über das Maximum in 
5 Centimes binausgehenden auferordentlichen Zufchlags-Sentimes zu genehmgr 
hatte. Der Artikel 31 des Geſetzes vom 15. Mat 1818 ermädtigte die Ee 
meinden allgemein zur Erhebung von 5 Zufchlags:Centimes; daſſelbe Geie 
— Art. 27 — überwied den Gemeinden 8 Centimes vom Ertrage der &r 
werbefteuer. Beide Beftimmungen bejtehen noch in Kraft. Die Legtere if dus 
das Geſetz vom 25. April 1844 wiederholt worden. 

Nachdem die Gefeße vom 18. Mai 1833 und 21. Mai 1836!) m 
der Feſtſetzung von Special-Centimes fur die Ausgaben des Elementar-Unterriä:! 
und der Unterhaltung der BVicinalwege ein neues Princip in die Geſetzgebux 
eingeführt hatten, brachte da8 Gemeindegeſetz vom 18. Juli 1837 eine mein 
abichließende Regelung des Finanzweſens der Gemeinden, welche der Hauptiek: 

nach noch jegt in Kraft iſt. Nach demfelben zerfallen alle Ausgaben in oft‘ 
‚  gatorifche und facultative; für erftere wird eine ſehr umfaflende Speialifins: 
gegeben?). Diefe Eintbeilung ift auch für die Einnahmen und insbeſondere tr 
Steuer-Zufhläge infofern von Bedeutung, als die Form und Zufländigkit be 
züglich der Auferlegung der Zuſchläge für mande berfelben eine verſchiedene in 


3) Nach dem Vorgange des Gef. v. 28. Jull 1824. 

®) Siehe hierüber u. a. A. Petetin, Instruction generale sur le serrice de I 
comptabilite, 6. Auflage, Paris 1872, S. 320 fg. und Ducroig, cours de droit sd- 
ministratif, 4. Aufl, £b. IT, ©. 494 fg. 
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je nachdem die Erhebung zum Zweck der Beftreitung von obligatorifchen oder 
von facultativen Ausgaben ftattfinde. Won weit geringerer Wichtigkeit und 
weſentlich nur von formeller Bedeutung ift die Eintheilung der Einnahmen in 
ordentliche und außerordentliche. Bon den Steuer⸗Zuſchlägen werben zu den ordentlichen 
Cirmahmen Lediglich die Durch die jährlichen Finanz⸗Geſetze den Gemeinden bewilligten 
ordentlichen Centimes gezählt 1); auf dieſer Eintheilung in orbentlihe und außer- 
ordentliche Einnahmen beruht dann wejentlich die Oruppirung auch des Ausgabe- 
Budgets, je nachdem die Ausgaben aus dem Ertrage ordentlicher oder aufer- 
ordentlicher Einnahmen beftritten werden. In biefem Sinne ift e8 zu verftehen, 
wenn Die Terminologie der Finanz⸗Geſetze neben den ein= für allemal erhobenen 
5 Gentimed (centimes pour depenses ordinaires), den Special-Centimes 
und dem Ertrage der 8 PBrocent von der Geiverbefteuer nur außerordentliche 
Centimes (centimes pour depenses extraordinaires) fennt; die Bezeichnung 
„außerordentlide Ausgaben” ift nicht im Sinne des uns geläufigen Begriffes 
von „einmaligen Ausgaben” zu nehmen; vielmehr find in die erwähnte Kategorie 
von Zufchlägen folche, die zur Dedung laufender, wie ſolche, Die zur Beftreitung 
einmaliger Ausgaben dienen, einbegriffen. — Auf der Regelung der Zuftändigfeit 
der Municipalräthe u. |. w. zur Bewilligung der Gentimes, wie fie Durch das Geſetz 
vom 18. Juli 1837 gegeben wurbe, hat ſodann Das Geſetz vom 2, Juni 1867 
un Sinne einer Erweiterung de3 Selbftbeftimmungsrechts der Gemeinden fortgebaut. 

Um die nad) den verjchiedenen geleglichen Beitimmungen beftebenden Zu- 
ftändigkeitöverhältnifie zur Ueberſicht zu bringen, bat der franzöfliche Meinifter 
des Innern verfucht, die fämmtlihen im Finanzweſen der Gemeinden vorkom⸗ 
menden Zuſchläge in eine Tabelle zufammenzuftellen, welche dem Gircular an 
die Bräfecten vom 27. Auguft 1867 beigefügt ift?). Nicht berückſichtigt in dieſer Tabelle 
find lediglich die vom Ertrage der Gemwerbefteuer den Gemeinden überwieſenen 
8 Gentimes, welche bier nicht in Frage kommen fonnten, da fie ein- für alles 
mal ven Gemeinden zufliegen und daher bezüglich ihrer die Zuſtändigkeit hin⸗ 
fichtlih der Bewilligung feinen Gegenftand der Erörterung bildet. Saͤmmtliche 
obige Zufchläge werden nad folgenden Kategorien gruppixt: 1. Centimes ohne 
beſondere Zwedbeflimmung, jedoch beftimmt zur Beftreitung jährlicd wieder: 
kehrender Ausgaben, 2. SpecialsEentimes, 3. Centimed ohne befonnere Zweck⸗ 
beftimmung, jedoch beftimmt zur Beftreitung nicht jährlich wieberkehrender 
d. 5. einmaliger Ausgaben, 4. Zwangsauflagen. Theoretiſch läßt ſich gegen 
dieſe Eintheilung Manches erinnern; der Eintheilungdgrund ift fein gleid- 
artiger, da die Vefonderheit der ad 4 erwähnten Centimes nicht in der Ab- 
grenzung der Ausgaben, für deren Beſtreitung fie erhoben werben, fondern in 
dem bei der Auferlegung flattfindenden Verfahren beiteht. Es iſt indeſſen, wie 
vorbemerkt vie Tabelle bauptfächlih zur Beranfhaulidung der Zuſtändigkeits⸗ 
Verhältniffe aufgeftellt morben, welche fi in der That nad) den bafelbft ange 
nommenen Kategorien abftufl. Ich werde verfudhen, an der Hand der Tabelle 
eine Ueberſicht derjenigen Zufchläge zu geben, welche zur Zeit bei den Einnahmes 
quellen der franzöſiſchen Gemeinden in Betracht kommen. Es werden erhoben: 


. 5 Gef. v. 18. Juli. 1837. Die Praxis gruppirt jebod auch die Centimes pour 
insuffisance de revenus zu den ordentlichen Einnahmen des Gemeinde⸗Budgets; Kirk. 
des Min. d. 3. v. 13. Dec. 1842. Bull. du min. de l’int. ©. 293. 

2) Bulletin du ministere de l’interieur Jahrgang 1867, ©. 402. 
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I. Zuſchläge zur Beſtreitung jährlich wiederkehrender Ausgaben ohne be 
ſondere Zmedbeftimmung: 

1) Die fogenannten fünf ordentlichen Centimes. ALS geſetzliche Grundlage 
ihrer Erhebung wird noch heute die Beſtimmung des Finanzgeſetzes vom 15. Pc 
1818 Art. 31 in Verbindung mit dem Geſetz vom 11. frim. des Jahres VIL 
bezeichnet. Die Erhebung wird vom Gemeinderath ohne Zuziehung der Gödt 
befteuerten !) und ohne daß es einer weiteren Genehmigung bedarf, votirt. Tik 
Centimes gehören zu den allgemeinen, feiner Zwedbeflimmung unterworfenen Cr 
nahmen der Gemeinden; fie werben lediglich von der Grund: und der PBerimil: 
und Mobiliarfteuer erhoben, wogegen alle übrigen nadftehend aufgeführten Je 
ſchläge gleihmäßtg den ſämmtlichen vier Hauptfteuern binzutreten. Yu bemern 
ift hierbei, daß alle Zufchläge, welche auf die Perfonal- und Mobiliarier: 
fallen, eine Erhöhung des von dem Einzelnen an Perfonaljteuer zu entrichtende 
firen Betrage8 nicht zur Folge haben, vielmehr durch Umlegung auf dos Fre 
cipal der Mobiltarfteuer aufzubringen find. 

2) Centimes wegen Unzulänglichkeit der Einkünfte zur Dedung der (laupıte: 
Ausgaben (centimes pour insuffisance de revenus). Sedes materiae bzä.l! 
derſelben ift der Art. 40 des Gemeinde-Gefeged vom 18. Juli 1837. T. 
Beihlußfaffung über die Erhebung ſolcher Centimes erfolgt durch den Gemein: 
rath unter Zuziehung der Höchftbefteuerten; der Beſchluß bedarf der Senn 
gung des Staats. Ein Marimum befteht niht. Die Form, im der die Ee 
nehmigung des Staats ertbeilt wird, ift verichieden, je nachdem die Genun 
zur Deckung obligatorifcher oder facultativer Ausgaben erhoben werben iel-. 
Im erfteren Falle wird die Genehmigung durch den Präfecten und nur an Genax 
von 100,000 und mehr Einwohnern durch Decret des StaatSoberhaurte er 
tbeilt; im zweiten Kalle ift jevesmal ein Decret des Staatsoberhaupies ct: 
derlich, welches, wenn es fih um Gemeinden von 100,000 und mehr = 
wohnern handelt, im Staatörathe zu erlaſſen ift. 

II. Special:Eentimes. 

Sie haben das Gemeinfame, daß fie lediglich für einen beftimmten Ir 
wendungszweck erhoben werden, dergeftalt, Daß auch ein etwaiger Ueberſchuß de 
Ertrages über die für jenen Zwed erforderlichen Ausgaben nicht anderen Zur 
zugeführt werben kann. Iſt hiernach der vorgezeichuete Berwendungkjmei = 
ausfchlieglicher, To find doch andererſeits die Leiftungen der Gemeinden für de 
beregten Verwaltungszweck nicht ohne Weitere® auf den Ertrag ber Sp: 
Centimes eingefchränkt, vielmehr find die Gemeinden beredtigt, und jomeit # 
fich um Dedung einer obligatorifhen Ausgabe Handelt, auch verpflichtet, zun 
aus dem nad Leiſtung ber andern obligatorif—gen Ausgaben verblebex 
Ueberfhuß der orbentlihen Einnahmen für die beregten Bwerde beizutragn‘. 
erſt wenn dieſer Beitrag nicht ausreicht, ift auf die Special-Gentimes zu war 
viren und bezeichnet alsdann, ſoweit fiir die betreffenden Special⸗Centimes 3 
Maximum befteht, dies die Grenze der Aufwendungen, welde bie Gemeinden 1 


1) Die Zuzgiehung der Höchftbefteuerten hat auch für biejenigen Zufdläge, we ” 
vorgefehrieben if. nur bann zu erfolgen, wenn bie Einwohnerzahl der Gemeinde 10.% 
und mehr nad den weiter unten erwähnten Beſtimmungen beträgt. 

c ki Wenigſtens gilt das unbedingt von ben ordentlichen Unterrichts uud Ex 
entime®. 
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den in Frage kommenden Berwaltungszwed zu machen berechtigt bezw. ſich auf: 
zuerlegen verpflichtet iſt. Solche Dlarima find für die wichtigften Kategorien 
der Special⸗Centimes, die für Schul- und Wege-Unterhaltung, durch Geſetz feſt⸗ 
geſetzt, wogegen für bie zur Beioldung der Feldhüter erhobenen Special-Een- 
tuned ein Maximum nicht befteht, da in der durch die Natur ber Sache ge- 
gebenen Beringfügigfeit des Aufwandes fir den fraglihen Zweck ſchon eine —* 
reichende Garantie gegen zu erhebliche Steigerung dieſes Zuſchlages Liegt. 

Was nun die einzelnen Arten der Special:Gentimes anlangt, fo zerfallen 

3) die Gentimes für da8 Elementar-Schulwelen in zwei Kategorien, in die 
ordentlihen Schul-Centimes, welde in allen Gemeinden, die zur Beftreitung 
der Schulbedürfniſſe) mit ihren ordentlichen Einnahmen bezw. dem Ertrage des 
Schulgeldes .nicht ausreichen, erhoben werden, und in die außerordentlichen Schul- 
Gentimes, welche lediglich diejenigen Gemeinden, die ein Schulgeld nicht erheben, 
ſich auferlegen tönnen. Die erfteren beruben auf dem Geſetz vom 15. März 
1850, die letteren auf dem Art. 8 des Geſetzes vom 10. April 1867; für 
jene war das Marimum durdy dad erwähnte Geſetz von 1850 auf 3 Eentimes 
(geist und ift daſſelbe erft in neuefter Zeit — Geſetz vom 3. Auguſt 1875, 
Art. 21 — auf 4 Gentimed erhöht worden; für biefe beträgt das Marimum 
der urfpränglichen geſetzlichen Beftimmung gemäß noch jeßt 4 Centimes. Beide 
Kategorien von Zuſchlägen werden vom Gemeinderathe 1etöändig, ‚oone weitere 
Genehmigung durch die vorgelegte Staatsbehörde votirt; dagegen bedarf es bei 
der Beſchlußfaſſung über Die außerorventlichen Unterrichts entimes der Zuzie⸗ 
bung der Höchftbefteuerten,, welche bei der Beichlußfaffung über die orventlichen 
Centimes nicht nöthig ift. 

Ebenſo theilen fich 

4) die Centimes für die Vicinalwege in ordentlihe und außerordentliche. 
Die Erhebung der erfteren beruht auf dem die Grundlage der heutigen Wege: 
verfaffung bildenden Gefege vom 21. Mai 1836; fie erfolgt ebenjo zum Behuf 
der Unterhaltung bereit8 vorhandener, als zum Behuf des Ausbaues neuclaffirter 
Vicinalwege in allen Gemeinden, welde den ihnen fiir die Bicinalmege aufer- 
legten Beitrag aus ihren ordentlichen Einfünften nicht zu Teiften vermögen, jedoch 
nur infoweit, als die betreffenden Gemeinden nicht in ber Lage find oder vor⸗ 
sieben, die Leiftung des Beitragsquantums durch Auferlegung von Frohntagen 
innerhalb der gejeglich zuläfjigen Zahl ftattfinden zu laflen. Das Marimum 
beträgt fünf Centimes; einer Zuziehung der Höchfibefteuerten zu der begüglichen 
Beihlußfafiung des Gemeinderaths bedarf es nicht, ebenfo wenig einer nach⸗ 
träglichen Genehmigung des Beſchluſſes durch die vorgefete Behörde. — 

Während der Ertrag der orbentlihen Wege-Centimes für ſämmtliche Rates 
gerien von Bicinalmegen, wenn aud) unter Bevorzugung ber dem größeren Ber- 
kehr dienenden Wege, beftimmt ift, haben bie durch die Gefege vom 24. Juli 
1837, Art 3, und vom 11. Juli 1868, Art. 3 zugelaflenen außerorventlichen Wege- 
Gentimes [ediglich den Ausbau und die Vervollſtändigung des dem rein örtlichen 
Verlehre angehörigen Vicinalwegenetzes — der fogenannten chemins vicinaux 
ordinaires — zum Zweck. Das Diarimum beträgt hier drei Centimes; find bie 
Gemeinden bereit8 mit mehr als 10 außerorbentlichen Centimes belaftet, jo find 


’) Selbftverftänblicherweife handelt es fich Hier Tediglih um die Elementarſchulen. 
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fie berechtigt, fich ftatt jener 3 Centimes einen weiteren Frohntag aufzuerlegen. De 
Beſchlußfaſſung über die Auferlegung der Centimes bezw. Des Frohntoges erielgt 
durch ten Gemeinderath unter Zuziehung der Höchſtbeſteuerten, jedoch ohne Cr 
nehmigung der vorgelegten Behörde. 

5) Centimes zur Beſoldung der Feldhüter. Die Gemeinden find zur Ar⸗ 
ftellung von Feldhütern verpflihtete — Geje vom 20. Meſſidor, Jaht IL — 
und bildet demnach die Bejoldung derfelben für fie eine obligatoriſche Ausgabe 
für welche die Mittel früher durch Zuſchläge zur Grundftener beſchafft wırzaı 
Seit dem Erlaß des Finanz-Gelekes vom 31. Juli 1867 (Art. 16) mm de 
erforderliche Betrag durch Zufchläge zu den ſämmtlichen indirecten Hanptfieren 
aufgebracht ). 

Die Yinanzgefeße pflegen zu den Special:Centimes noch die Zuſchläge u 
rechnen, welche zur Dedung der Erhebungskoſten der Communalgufdläge ur 
3 Centimes vom Ertrage diefer Zufchläge erhoben werben, ſowie ferner die % 
Ichläge zur Gewerbefteuer, zu deren Entrichtung die Gewerbtreibenden kb 
Dedung der Berwaltungs-Ausgaben der Börfen- und Handelskammer beat 
zogen werben. Beide Arten von AZufchlägen gehören jedoch meines Cratias 
nicht hierher. Die Zufchläge für Erhebungskoſten bilden ein einfaches, auf de 
Verwaltungskoſten zu rechnendes Acceflorium jedes einzelnen Zufchlages; bie Ja 
Ichläge für die Börſenkammern und Handelskammern find überhaupt kein Theil 
Communalſteuer⸗Syſtems, da die bezüglihen Verbände ſich der Kegel nad 
auf einzelne Gemeinden befchränfen, fondern meift mehrere Arrondifſements mt 
jelbft ganze Departements umfafien. Diefe Arten von Zufclägen werden nie 
hier Übergangen werden fünnen. 

III. Zuſchläge ohne befondere Zwedbeftimmung zur Dedung einmal: 
Ausgaben. 

Die Erhebung von folden kann von den Gemeinderäthen nur unter 3 
ziehung der Höchftbefteuerten, und foweit die Zahl der Centimes mehr als ta 
oder die Dauer der Belaftung mehr als fünf Jahre betragen fell, u = 
Genehmigung der vorgelegten Behörde bezw. des Staates beichloffen werdc 
Bon beſonderem Intereſſe ift das für Auferlegung von Centimes dieſer Katezer 

eltende Marimum und bie Art, in der die Zuftändigfeit der Organe des Eta 
Bezüglich der Genehmigung der die Zuſchläge feflfegenden Beichlüffe der & 
meinderäthe vegulirt ift. Diele Zuftändigfeit ift für alle hierher gehörigen e— 
times die gleiche, wenn die Zahl der Centimes Das von den Generalräthen his 
feftgejeßte Maximum nicht überfteigt, und die Dauer des Zeitraumes, für mas 
die Bewilligung erfolgt, zwölf Jahre nicht überfchreitet. In diefen Falle ges: 
jederzeit die Genehmigung des Präfecten; derſelben bevarf es fogar, wi de 
bemerkt, dann nicht einmal, wenn es fih um eine Auflage von fünf oder ment 
Centimes und böchften® fünfjährige Dauer handelt, da bier der unter Zuziehca 
der Höchfibefteuerten gefaßte Gemeinderatböbeihluß genügt. Leber die der 
ähnten Grenzen — das Marimum und bie zwälfjährige Daner — bin:# 
ift jene Zuſtändigkeit verichieden geregelt, je nachvem bie betr imes * 








1) Batbie, Précis du cours de droit public et administratif. 3. Art 
Bari, 1869 irrt, wenn er — ©. 420 — dieſe Eentimes noch als foldye, welche :* 
von der Grundſteuer erhoben werben, bezeichnet. 
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xdung obligatoriicher oder blos facultativer Ausgaben erhoben werden. Im- 
weit find zu unterſcheiden 

6) Centimes ohne befondere Zwedbeftimmung, welde zur Beftreitung ein 
aliger obligatorifher Ausgaben erhoben werben. 

Hier genügt die Oenehmigung des Präfecten, wenn die Yahres-Einnahme 
t Gemeinde weniger als 100,000 Franken beträgt. Iſt fie höher, fo ift ein 
ecret des Staatsoberhauptes erforderlich (Gefeg vom 18. Juli 1837, Art. 40, 
d Geleb vom 24. Juli 1867, Art. 7). 

7) Gentimed ohne bejondere Zwedbeftimmung, welche zur Beſtreitung ein- 
iger facultativer Ausgaben erhoben werden. 

In diefem Falle bedarf e8 zur Genehmigung ftet3 eines Decrets des Staats⸗ 
erhauptes, das jedoch dann, wenn die Jahres-Einnahme der Gemeinde 100,000 
anfen ober muchr beträgt, vom Staatsrath erlafien fein muß (Gefeg vom 24. Juli 
67 a. a. D.). 

Das Marımum der außerordentlichen Centimes, welches die Generalräthe 
rlih innerhalb der durch das jedesmalige Finanz-Geſetz normirten Grenzen 
zulegen haben, bezieht fich zwar nadı dem Wortlaute des der Hauptſache nach 
3 dem Art. 4 des Geſetzes vom 18. Juli 1866 übernommenen Art. 42 des 
neralrath8-Gefeged vom 10. Auguft 1871 lediglich auf ſolche Eentimes, deren 
willigung Vehufs Beftreitung bloßer Nüglichkeits-, alfo facultativer Ausgaben 
ipenses d’utilit6E commuuale) erfolgt, daſſelbe wird jedoch in ber Prarıs 
gleicher Weife auch auf die zur DVeftreitung einmaliger obligatoriiher Aus- 
xn erhobenen Gentimes für anwendbar erflärt 1). 

IV. Bon Amtswegen auferlegte Zufchläge. i 
Die Auflegung folder Centimes für den Fall, daß der Gemeinderath fich 
Bewilligung weigert, im Zwangswege kann nur dann geichehen, wenn es 
um die Beftreitung einer obligatorifhen Ausgabe handelt und wenn ber 
rderliche Betrag den orbentlihen Einnahmen der Gemeinde nicht entnommen 
den Tann; bleiben die Centimes innerhalb des durch den Generalrath feftge- 
m Marımums, fo wird die zwangsweiſe Auferlegung durch Tecret des Staats⸗ 
rhauptes, fonft durch Geſetz ausgeſprochen. 

Eine völlig ſelbſtändige Beſchlußfaſſung ſteht hiernach den Gemeinden nur da 

wo durch ein beſtimmtes Maximum oder durch einen beſtimmt bezeichneten 
wendungszweck oder durch Beides das Anwachſen der Centimes in engen 
ranken gehalten wird Es iſt das Beſtreben der franzöſiſchen Geſetzgebung, 
Controle durch Maximum und Verwendungszweck thunlichſt auszudehnen; 
der Natur der Sache nad) dieſe materielle Controle nicht Platz greifen kann, 
tritt an ihre Stelle die controlirende und bevormundende Mitwirkung der 
1atdorgane, eine Mitwirkung, deren Formen defto ftrengere find, je mehr bei 
Mellung der Ausgaben, welche durch die Auflage beftritten werben follen, eine 
ſbfibeſtimmung ber Gemeinden nach Mafigabe ihrer befonveren Verhältniſſe 
valirt. Die Formen find demnach ftrengere, wenn e8 fit um blos faculta= 
, lediglich zur Förderung gemeindliher Imterefien beflimmte, als wenn es 
um folde Ausgaben handelt, welde zu den obligatorifchen, d. 5. zu den 





!) Inftruction bes Minifterd des Innern zur Ausführung bes Geſetzes vom 
Auguft 1867 (zu Art. 5) bull. du min. de l’intdrieur, Jahrg. 1867, ©. 387. 
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vom Staat bereits allgemein als nothwendig anerkannten und damit gutgeheiper: 
gehören. Die Mitwirkung der Staatsorgane Bat zwar theilmeife das Inter 
ber Gemeinden, großentheil® aber auch dasjenige Intereffe zum Ansgangspusi 
welches ber Staat und die größeren Verbände daran haben, daß die Sterertn 
der Gemeinden den durch die Gefeßgebung fanctionirten bezw. bevorzugten &: 
waltungszweden erhalten bleibe und daß ein Anwachſen der Etenerlafl, mid 
die Haltbarkeit des Beſteuerungs⸗Syſtems überhaupt in Frage ftellen könnte, ve 
mieden werde. In der den ©eneralräthen eingeräumten Befugniß zur Feiek:s 
des Maximums ift den Departements ein wichtiges Mittel zur Geltendmet 
dieſes Intereſſes verliehen worden. 

Auf völlig gleichen Grundfägen beruht das Steueriuftem der ‘Departamze 
die Arrondifjements haben bekanntlich feine finanzielle Selbfländigfeit und ta 
weder Budget noch Einnahmen. Die für Rechnung der Departementd erhoben 
Zufchläge zerfallen zur Zeit in orbentlide, Special- und außerordentliche Cenire 
Die erfteren find zur Dedung der Audgaben beftimmt, welche das Geiz 
ordentliche claffificrt; die außerorventlihen Centimes dienen zur Dedung ver: 
außerordentliche darakterifixten Ausgaben; für beide fett das jinana 
jährlich ein Marimum feft, das nach dem bezüglidien Geſetz für das lartei 
Jahr für die ordentlichen Centimes 26, für die außerordentlihen 12 Gem 
beträgt 1). Die ordentlichen Sentimes wurden bi8 zum Erlaß des Generalcat 
Geſetzes vom 18. Juli 1866 lediglih auf die Grund und die Mobiliar 
gelegt; zur Zeit kommen von dem eben erwähnten Maximum von 26 Cemz 
25 auf Zufchläge zu den zulegtbenannten beiden Steuern, während der 26te &e 
time ein Zuſchlag zu den ſämmtlichen vier Hauptfleuern if. Die auferie 
lichen Centimes treffen immer alle vier Hauptſteuern. Die SpecialCer 
zerfallen in Centimes für den Elementar-Unterriht (Maximum 4 Centime). 
Bicinalmege (Marimum 7 Gentimes), und für das Catafter Dozimum 5 56 
times); die letzteren ?) treffen lediglich die Grundſteuer, wogegen die Unter: 
und Wege-Gentimes einen Zuſchlag zu den vier Hauptftenern bilden. 


Vierter Abſchnitt. 


Das Epftem der Bertheilung ber öffentlichen Latex. 


Schon die vorftehende Darftellung bat ergeben, daß die Bermaltm;ia 
gaben, welche den Gemeinden geftellt find, theilweife in den Budgets der : 
partements wiederkehren; ein geordnetes Verhältniß der Concurrenz der Exr 
den mit den Departements und dem Staat iſt es in der That, was F & 
richtungen Frankreichs bezüglich der Erfüllung der wichtigeren Benwaltu 
gaben caratterifirt. Die Art, in welder das Concurrenz-Berhältnig eur 
worden ift, unterſcheidet ſehr weſentlich die franzöſiſchen Einrichtungen von >= 
welde in Deutichland prävaliren. 

Indem ich verfuche, in Nachftebendem ein Bild jenes Conenrerz-tc 
nifjeß zu geben, befchränfe ih mich auf diejenigen Berwaltungsauigaben, ': 





:) Gefeg vom 3. Auguft 1875, Art. 16, 17. 
2) Geſetz vom 31. Juli 1821. 
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Anforderungen an die Yinanzen der Gemeinden die allgemeinften und ausgedehn⸗ 
teften find und für welche daher auch das bezeichnete Verhältniß der Concurrenz 
rorzugsweiſe ausgebildet worden iſt. Es find dies, wie in Deutichland, die Aufs 
gaben Des Armen-, des Elementarjchulwejend und der Wegeunterhaltung. Ich 
übergebe die Verwaltung der Polizei; das hier beftehende Betherligungs-Ber- 
baltniß zwiſchen Gemeinde und Staat ift nur für Diejenigen größeren Gemeine 
ten außgebildet und von praktiſcher Wichtigkeit, in denen die Handhabung der 
Polizei überhaupt einen größeren Koflenaufwand erfordert. 

Am wenigften iſt in Frankreich das Betheiligungs- Verhältnig für vie 
Leiſtungen der Armenpflege Gegenftand einer geſetzlichen Regelung gewelen. Bon 
den Zweigen diejer Berwaltung find nur zwei, die Irren- und die Waifenpflege '), 
zu Laſten von obligatorifhem Charakter entwidelt worden. In beiden Fällen 
it Träger der bezüglichen Verpflichtung das Departement, welches in der Haupt- 
ſache aud für die Koften aufzufommen bat. Nur mit einer Quote — einem 
Wünftel der fogenannten inneren Ausgaben — betbeiligt ſich bei den Koften der 
Waiſenpflege der Staat; andererjeitd können die Departements zu den äußeren 
Ausgaben die Gemeinden mit höchſtens einem Fünftel des Gefammtbetrages 
kner Ausgaben beranziehen. Die Regelung des Beitragsverhältnifies der ein- 
zelnen Gemeinden zu diefem Tünftel ift Sache der Departements; die Regelung 
nah einem aus der Summe der orbentlihen Einnahmen und der Einwohner: 
zahl der Gemeinde combinixten Bertbeilungsmafftab wird in dem Eircular des 
Minifters des Innern vom 3. Auguft 1840 2) empfohlen. — Was die Irren- 
pflege anlangt, jo liegt die Herftellung einer Irren- Heil- und Pflegeanftalt allein 
dem Departement ob; dafjelbe fann jedoch diefer Verpflichtung auch fo genügen, 
daß e8 mit einer beftimmten Anftalt wegen Yufnabme der dem Departement 
angebörigen Irren nad beftimmten Tarifjägen contrahirt 3). Nur zu den Pflege 
toften der einzelnen, nicht aus ihrem eigenen Vermögen oder auf Koften ihrer 
Familien verpflegten Irren haben die Gemeinden dem Departement einen Beitrag 
zu leiften und zwar nach einem Tarif, welchen der Generalrath feſtſetzt ). Die 
Quote, welche den Gemeinden zur Laft gelegt wird, fol fidy nach dem Betrage 
ihrer Jahreseinnahmen abftufen und zwar in Sägen, welche bei Communen 
von 100,000 Franken und mehr Einkünften ein Drittel, bei Gemeinden von 
weniger als 5000 Franken ein Sechstel nicht überfteigen bürfen >). 

Abgeſehen von der Irren= und Waifenpflege ift die Armenpflege grund- 
fätzlich eine facultative; wiewohl fie zum bei Weitem größten Theil von Iocalen 
Inftituten ausgehbt wird, hängt fie in der Organifation doch mit der Munt- 
cipalverwaltung nur loſe zufammen und fteht mehr neben der Ietteren, als daß 
fie ihr unter⸗ und eingeordnet wäre. Der Hauptſache nad) theilen fich in die 
locale Armenpflege die Hofpitien und Hofpitäler (Pflege der Kranken, Siechen 


—_ 





N Unter biefem Ausdruck begreife ich bier der Kürze balber den fogenannten 
service des enfants assistes der Franzoſen, obgleich die Gebiete nicht ganz fich decken. 

%, De Watteville, Legislation charitable, Band I. ©. 598. 

8, Geſetz Über die Irren vom 30. Juni 1838, Art. 1. 

4) Ebendaſelbſt Art. 28. 

3) Circular des Minifters bes Innern vom 5. Auguſt 1840 bei De Watteville 
a. a. O. ©. 59. 
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und Altersſchwachen, häufig auch der Wöchnerinnen und kleinen Kinder, Yet; 
ärztlichen Beiftandes und Vertheilung von Arznei) und die Wohlthätigkeitsbürean 
(Unterftägungen in Naturalien und Geld, fowie ebenfalls Gewährung äytlite 
Beiftandes und unentgeltliche Berabreihung von Arznei), beides Juſtitute m: 
wefentlich ftiftungsmäßigem Charakter, melde vielfach, namentlich die Hofpitälz, 
mit einem enormen und ſich ſtets vermehrenden Stiftungsvermögen ausyet:::: 
find und hieraus den Haupttheil ihrer Ausgaben beftreiten. Im Uebrigen jr 
fie auf Einnahmen fpecieller Natur, wie Abgaben von öffentlichen Luſtbartere 
den Ertrag öffentlicher Sammlungen und Lotterien, Ueberſchüſſe der Yeihin... 
beſtimmte Erbrechte u. |. w. angewiejen; reichen auch dieſe Einnahmen c2 
aus, fo tritt die Gemeinde ſubventionirend ein; diefe Subvention iſt jedoch vr 
oben erwähnten Grundſatze gemäß, jederzeit und zwar fo fehr eine freiwilo 
daß es der Gemeinde nicht einmal geftattet ift, ſich zur Beſtreitung der Subreaza 
eine beiondere Abgabe bezw. einen bejonderen Zuſchlag aufzuerlegn, we =ı 
folcher für die Zwede der Wegeverwaltung und Des Schulweſens beſteht. Ta 
Staatsrath Kat (Fall Geffose !), Entſcheidung vom 18. December 1841) æ⸗ 
drücklich auögeiprochen, Daß man weder eine Gemeinde zwingen, noch ihr erlacke 
dürfe, ſich eine eigentliche Armenſteuer aufzuerlegen,, da eine ſolche den Cru 
der Nation und den Principien der franzöfifchen Gefeggebung völlig mi 
Aus dem Gelagten geht hervor, daß dem in der franzöfiichen Gefergri 
ausgebildeten Verhältniß der Betheiligung von Staat, Departement mt | 
meinde bezw. Iocalen Inſtituten bezüglich der Leiftungen ber öffentlichen 4 
pflege nur zum geringeren Theile das Princip der Subventionirung zum ©: 
liegt; in der Hauptſache tft das Beftreben einer Theilung der Wufgaben 
Armenverwaltung unter die größeren und bie Localen Berbänve, bezw. Saflır 
bezw. der Regelimg eines feften Theilnahmeverhältnifies, bezüglich der ur 
ziellen Opfer leitend. Anders hinſichtlich des Elementarſchulweſens Hier fer 
eine Soncurrenz von Staat und Departement hauptſächlich nur in Geftalt aa 
geſetzlich goordneten Subventiontrung der Gemeinden flatt; nur einzelne Yes 
find es, welche, wie die Errichtung und Unterhaltung der Rormalichulen, 
Geſetz den größeren Verbänden (bier den Departements) übermweift. 
Im Princip liegt die Unterhaltung des Clementarfchulmefens den 
den ob. Auch im Schulmwejen find die Anforderungen an den Haushalt der & 
meinden immerhin geringere, als in Deutichland; die Beteiligung der Stifte 
und ber privaten Opfenwilligfeit ift, wenn auch weit weniger umfangreid & 
im Armenweſen, doch von einer in finanzieller Hinficht nicht zu umterihirem 
Bedeutung. Bielfad find von Privaten Schulhäufer bergegeben oder Captı= 
für den Unterhalt von Lehrperfonen geftiftet worden; Beides ift mit Yard 
dann geſchehen, wenn e8 ſich darum handelte, die Eriftenz von Schulen, zit 
von Mitgliedern geiftlicher Congregationen geleitet werben, fiher zu ſtellen; de 
Vorhandenſein diefer Stiftungen trägt zur Verminderung des auf die Gemerde 
fallenden Antheild des Koftenaufwandes nicht umbeträchtlich bei; an und für rd 
aber ifl bereitd der überhaupt zur Unterhaltung der Schulen erforderlide Ir 
wand ein geringerer, als in Deutſchland. Es beruht dies theils auf der fan 
Beendigung des Schulbefuches und dem noch immer nicht durchgeführten edle: 


1) Emminghaus, Armenwelen und Armen:Gefehgebung. ©. 604. 
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toriſchen Charakter deſſelben, theils auf dem fehr viel größeren Umfange des 
Privatſchulweſens — hierher gehören namentlich viele von geiftlichen Congre: 
gationen geleitete und im Wege ber Privatwohlthätigfeit unterhaltene Privat⸗ 
ſchulen —, theils endlih auf den geringeren Anfprüchen auch ber weltlichen 
Lehrer und Lehrerinnen !), geringere Anſprüche, denen allerding® auch geringere 
Borbildung und weit geringere Leiftungen gegenüberftehen. “Die Unterhaltung 
der Öffentlichen Schulen durch die Gemeinden ift in folgender Weiſe geregelt. 
Es wird unterſchieden zwiſchen denjenigen Gemeinden, welche Schulgelo 
erheben und denen, melde den Unterricht in den Elementarſchulen koftenfrei ge⸗ 
währen. Wo Schulgeld erhoben wird, hat die Gemeinde zunächſt Dasjenige bei= 
zutragen, was fie unbeichabet der fonftigen notbwendigen Ausgaben aus ihren 
ordentlichen Einnahmen leiften kann und ſodann, ſoweit die Heranziehung dieſer 
Einnahmequelle noch nöthig, den Ertrag der nad Art. 40 des Geſetzes vom 
15. März 1850 zu erhebenden, duch das neuefte Finanzgeſetz (für das Jahr 
1876) vom 12. Juli 1875 auf 4 erhöhten Special-Eentimed; weigert ſich die 
Gemeinde, diefen Zufchlag, obwohl derſelbe zur Unterhaltung ihres Schulſyſtems 
nöthig, zu bewilligen, jo fann fie im Zwangsverfahren hierzu angehalten werben. 
Ein Weiteres zur leiften, kann die Gemeinde nicht genöthigt werden; der Reſt bes 
Bedarfes wird vielmehr durch Zuſchüſſe aus den Fonds der Departements (ge- 
bildet aus den 4 Departemental⸗Centimes für das Elementarſchulweſen) und ſo⸗ 
weit auch diefe unzureichend, durch Subventionen beftritten, welche der Unterrichts- 
Minifter aus den ihm durch das Staatsbudget jährlich zur Verfügung geftellten‘ 
Fonds bewilligt. Das Schulgeld bezieht der Lehrer bezw. die Lehrerin, fo jedoch, 
daß wenn daflelbe incl. eines im Voraus gewährten Fixums zur Dedung des 
Mintmalgehaltes nicht ausreicht, der noch fehlende Betrag ebenfo wie jenes Fixum 
in derſelben Weife aufgebracht wird, welde foeben als die für die Aufbringung 
bes Gefammtbedarfes maßgebende bezeichnet wurde. — Erhebt die Gemeinde fein 
Schulgeld, jo iſt fie berechtigt, außer den obenerwähnten vier noch 4 außerordent⸗ 
ide Special-Gentimes für die Unterhaltung ihres Schulweſens zu erheben: erft 
wenn auch diefer Zuſchlag nicht außreicht, können Unterflügungen aus Departe⸗ 
mental- und eventuell aus Staatömitteln von ihr in Anſpruch genommen werben. 
— Jene 4 Departemental:Centimed für das Unterrichtöweien bezeichnen dem 
oben erwähnten bezüglich der Special-Centimes beftehenden Grundfage gemäß zu⸗ 
gleih die Grenze, bis zu welcher die Leiftungsfähigfeit des Departements für 
ben beregten Zwei in Anfpruch genommen werben kann. ‘Das Uebrige fällt 
dem Stante zu. 
In ſehr viel umfangreicherer Weile als die Armens und Schullaft nimmt 
die Wegebaulaft in Frankreich die Kräfte der Gemeinden in Anſpruch; wenn 
auf den erften beiden Gebieten die Anforderungen und theilweiſe?) auch bie 


%) Die neuefte Regulirung ber Minima der Lehrerbefolbungen if in bem des 
vom 19. Juli 1875 über die Lehrerbefoldungen enthalten. Auch diefe Minima bleiben 
Binter demjenigen zurüd, was in ben befieren dentſchen Gegenben gewährt wird, und 
ebenfo Hinter dem, was in Elfaß-Lothringen durch Geſetz bewilligt worden if. Im 
Ganzen {ft bie franzöſiſche Scala fhon um deshalb weit ungünftiger, weil bie nieb- 
tigen Gebaltsfäge für Hülfsiehrer und Hülfsiehrerinnen auf eine weit größere Quote 
der Lehrperfonen Anwendung finden. 

2) Hier iR hauptſächlich an das Schulwefen gebadt. In einem großen Theil bes 
Armenwefens find die Leiftungen in Frankreich viel bedeutender, als in Deutfchland. 
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Leitungen geringere find, als in Deutichland, ſo find fie im Gebiete der Wegr⸗ 
Unterhaltung fehr viel erheblicher. Nur die für den größeren Verkehr wichtigfe 
Strafen — die Staatd- und Departementalftraßen — werben von den größe 
Berbänden allein unterhalten. Der bei Weiten größte Theil des Chauũer 
netzes fällt auf die Vicinalwege '), unter welchen öffentliche und im Gemeindeeigen 
thume befindliche Wege mit mehr over weniger bei der Departementsbeberd 
centralifirter Verwaltung und entſprechender Zufammenziehung der Betr. Um: 
baltungs- Fonds verjtanden werden. Die Abftufung, in weldyer dieſe Gau: 
firung durchgeführt ift, findet ihren Ausdruck in der Clafieneintheilung der Es 
nalmwege, welde in chemins vieinaux ordinaires, chemins d’interät commi: 
und chemins de grande communication zerfallen. Die erfte Kategori: ze 
faßt diejenigen Bicinalmege, bei deren Unterhaltung nur Eine Gemeinde intereir: 
iſt; die Unterhaltung erfolgt hier grundſätzlich auß den Fonds der betr. Coma 
und beichränft fi die Einwirkung der Departementsbehörde (abgeſehen von ! 
Claſſirung und Declaffivung folder Wege, d. h. der Einreihung derſelben ın ! 
Kategorie der „gewöhnlichen Vicinalwege und der Löſchung aus berjelben) cr 
eine obere techniſche Aufſicht und in finanzieller Hinſicht auf eine Subvemick 
rung der ärmeren Gemeinden zum Behufe des Ausbaued neuer Gememderx. 
Dieſe Subventionirung, an welder aud der Staat fih in großem Umin: 
beteiligt, iſt durch das Gefen vom 11. Yuli 1868 in en Srte 
gebracht worden, welches eine rajchere Förderung ded Ausbaues der der beie 
lichen Kategorie angehörigen Wege bezwedt. Eine Staats-Subvention de 
100 Millionen Franken wurde durch das Geſetz den Gemeinden für ven x 
dachten Zweck bewilligt; der Betrag follte in zehn Yahreöraten ?) gezahlt un? Ne) 
dem einzelnen Departement zufallende Contingent nebft den etwa noch aus Tar- 
tementömitteln bewilligten Subventionen vom Generalrath unter die folder Er: 
bülfen benöthigten Gemeinden ber Departements vertheilt werben. Außena 
ordnete das Geſetz die Errichtung einer Darlehnscaſſe an, welche den Gem: 
auf unmittelbar oder durch Bermittelung ber Departements geftellte Anzir 
unter günftigen Bedingungen Darlehne für den Ausbau der Bicinahweg: 
währen follte. 

Weit durchgreifender iſt die Betheiligung der Departemental- Inftangen d 
züglih der Unterhaltung der chemins d’interöt commun und der chem: 
de grande communication; bier ift das Eigenthum der Gemeinden an !- 
Wegen (abgeſehen etwa von den Nebennupungen und von dem alle des Ar 
hörens der Wegequalität) faft nur von formeller Bedeutung, wogegen bie Irr 
haltung unter intenfiver Aufficht bezw. Leitung ber Bezirksverwaltung fatrr:: 
welcher aud im Berein mit dem Generalrath die Beſchlußfaſſung über de Ir 
wendung ber zur Unterhaltung verfügbaren Einkünfte faft ausſchließlich aufn 
Die Entwidelung der Gefeggebung hat allınählig die chemins d’interet comn- 
den chemins de grande communication faft in allen Stüden gledynz 
beibe Kategorien unterjcheiden fi) von den gewöhnlichen Bicinalmeom dadız 








) Die Gefammtlänge ber im Verlehre befindlichen Bicinalmwege betrug am 3t. - 
cember 1871 331,107 Kilom. 84 M., die der Staats- und Departementaltic: 
zufammen hatte am Schluß des Jahres 1569 86,894 Kilom. betragen. Guillaur: 
traite pratique de la voirie vieinale. Paris 1875. ©. 

2) Das Gefe nom 25. Juli 1873 bat inzwiſchen den Zeitraum verlängert 
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daß bei jenen jederzeit mehrere Gemeinden an der Unterhaltung betbeiligt find. 
Tarüber, welche Gemeinden zu jedem einzelnen chemin d’interöt commun 
oder de grande communication beizutragen haben, entfcheidet der Generalrath, 
welcher auch die Bertheilung der Departemental- und der etwaigen Staats-Sub- 
ventionen feſtſetzt. Auf Grund diefer Beſchlüſſe entwirft der Dirigirende Wege- 
beamte des Departements ein Budget für jeden einzelnen Weg der oben bezeich— 
neten Kategorien, das demnächſt durch die Genehmigung des Präfecten Rechts⸗ 
kraft erhält und für die Handhabung der Verwaltung des bezüglihen Weges 
die Richtſchnur bildet. ‘Die Aufftellung des Budgets für die gewöhnlichen Vicinalwege 
ft den Bürgermeiftern im Verein mit den Local:Wegebeamten zugewielen!). Die Ein- 
fünfte der Verwaltung für die einzelnen Wege beftehen zunächſt in deren eigenen 
Sinfünften (Obftnugung der Straßenbäume, Berpadhtung des Graswuchſes aus 
den Straßengräben ; in der Regel ſehr unbedeutend), in den etwa — namentlich in 
Neubaufällen — gezeichneten freiwilligen Beiträgen von Privaten und den für 
erhebliche Abnugung der Wege von Induſtriellen, der Forftverwaltung u. |. w. 
erhobenen Entſchädigungen, welche letztere unter Umftänden einen nicht unerheb- 
lihen Betrag erreichen, außerdem und ber Hauptſache nad) aber in Beiträgen 
der Gemeinden und des Departements, fomie oft aud in Beihilfen des Staats. 

Für die Beiträge der Gemeinden ift e8 charakteriftifch, daß dieſelben nicht 
ollein in Geld, ſondern aud in Frohnen geleiftet werden können; den Rahınen, 
innerhalb deſſen die Ietteren in der Wegeverwaltung Verwendung finden können, 
enthalten noch jegt die Beftimmungen des Gefeged vom 21. Mat 1836. Dar— 
nach ift die Auferlegung von Frohnden an folgende Borbedingungen geknüpft. 
Erſtens müflen die den Gemeinden nad Beitreitung ihrer ſonſtigen obligatort- 
ſchen Ausgaben verbleibenden Weberfchüffe unzureigend fein, um aus benjelben 
ollein den für die Vicinalwege zu leiftenden Beitrag deden zu können. Sehr 
wenige Gemeinden befinden ſich in der Lage, ihren Beitrag aus jenem MWeber- 
ſchuſſe der ordentlichen Einnahmen beftreiten zu können, jo daß dieſe erite Be— 
dingung faft überall fich erfüllt findet. Zweitens muß die Auferlegung von 
Frohnden durch den Gemeindexath befchloffen worden fein. Nach dem Geſetz 
vom 21. Mai 1836 haben die Gemeinden, ſoweit der Weberfchuß der orbent- 
(hen Einkünfte nicht ausreicht, zur Dedung ihres Beitrages fich entweder Special⸗ 
Sentimes (bis zum Maximum von 5) oder Frohntage (bis zum Marimum 
von 3), oder Beides aufzuerlegen; den Gemeinden fteht daher die Wahl zwilchen 
Special-Centime8 zu, allerdings nur infoweit, als die Erfüllung des Beitrages 
nicht in Frage geflellt wird. Kann derfelbe nicht durch Gentimed oder Frobn- 
den gebedft werben, fo muß die Gemeinde neben der Erhebung von Special: Gentimeß 
auch die Auferlegung von Frohntagen und umgekehrt beſchließen und kann Hierzu 
im Weigerungdfalle zwangsweile angehalten werden. Bet der Steigerung, welche bie 
Anforderungen der Wegeunterbaltung überall erfahren haben, ift es jegt that- 
ſächlich wohl die Regel, daß die Gemeinden ſowohl Special-Eentimes, als Frohn⸗ 
tage leiſten. Zu den Frohnden werden alle handdienſtfähigen und — nad) ber 
Zahl des betr. Zugviehes — alle Zugvieh haltenden Ginwohner ver Ge: 
meinde herangezogen; die Veranlagung zu den Frohnden ift durch allgemeine 


1) Regl. gen sur les chemins vicinaux v. 6. Dec. 1870 Art. 68 fg. und 
Instr, gen. v. 23. Sept. 1871, Art. 122 fg. 
Schriften XII. — Gommunalfteuer. 10 
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Normen in ſehr zweckmäßiger Weife geregelt; jederzeit find die Frohnden Satas 
der Pflichtigen nach einem beftimmten Tarif in Geld ablösbar; fie unterkhek: 
ſich auch hierin von den drüdenden Wegefrohnden des alten Regimes, ka 
Beleitigung zu Turgots unvergeflichen Berbienften gehört. Darüber, meti 
von den Oeldbeiträgen oder den Frohnden einer Gemeinde für die beiden er: 
Slaffen dev Bicinalmege in Anſpruch zu nehmen, bezw. ihr für die gemähnkt.: 
Vicinalwege zu überlaffen ſei, befindet der Generalrath; derſelbe iſt jedoch hiet: 
an die dur Art. 8 des Gefeged vom 21. Mai 1836 gegebene Beihränte:: 
gebunden, wonad für die chemins de grande communication nicht meb: al: 
zwei Drittel der Special-Centimes und der Frohntage gefordert werden fur. 
Für die chemins d’inter&t commun befteht eine folde Beſchränkung nicht ır) 
wird der Mangel einer Beftimmung dieſes Inhalts beflagt, da unter der Ani 
Dehnung der Anforderungen der Generalräthe für die Wege der Tettgedaht 


" Kategorie nicht felten die Unterhaltung der gewöhnlichen Vicinalwege lex: ': 


Damit der Ausbau der gewöhnlichen Vicinalwege hierdurch nicht allzuſehr ber: 
träditigt werde, hat Das Geſetz vom 24. Yulı 1867 den Gemeinden ta 
Recht eingeräumt, fi drei außerordentliche Centimeß aufzuerlegen, deren Ext: 
ausichlieglich für die gemöhnlicyen Vicinalwege verwendbar iſt. Das Gleiche x: 
von dem Frohntage, welchen nad) den Art. 3 des Geſetzes vom 11. A 


.. 1868 diejenigen Gemeinden, in denen die außerordentlichen Zuſchläge 10 C 


times überfteigen, jenen 3 Centimes fubftituiven dürfen. Die Mittel zu den Ex: 
ventionen, welche die Departement® für Ban und Unterhaltung der Bicimalt:.. 
bemilligen, werben von denſelben theils aus den ordentlichen, tbeild ans = 
Spectal= Wege : Centimed entnommen; außerdem können die Departement! u: 
dem Ertrage der auferordentlichen Centimes oder ermaiger Anlehen Beihil': 
zu Wegezweden gewähren. Der Betrag der Special-Bentimes, früher auf für 
Centimes firirt, ift feit dem Jahre 18689) auf fieben erhöht, bei welcher N: 
es ſeitdem geblieben iſt. Wie vorher erwähnt worden, darf der Ertrag iii! 
Auflage nur fir Zwecke der Bicinalwegeverwaltung Bermendung finden: Y 
Ertrag der Special-Centimes, weldher im Budget für 1376 auf zuiame.: 
23,429,000 Franken veranfchlagt ift, bezeichnet daher das Minimum dei 
was die Departements für Die Aufgaben der gedachten Verwaltung an Beihülfe 
gewähren. Es handelt jich demnach auch bet diefen Subventionen nicht um ei: 
nelle Beihülfen, welche außergewöhnliche thatfächliche Verhältniffe zur Vorausſeter. 
haben, fondern um folche, welche als eine regelmäßige Einrichtung in der Kt 
gebung vorgefehen find. Auch im Gebiet der Vicinalwegeverwaltung find dad 
die finanziellen Leiftungen quantitativ zwifchen Gemeinde und Departemen e 
theilt.” Einen anderen Charakter tragen allerdings die Subventionen des Sic? 
Srundfäglich find diefelben nicht regelmäßige und wiederkehrende, fondern ſolc 
die aus Anlaß außerordentlicher Bebürfniffe bezw. zum Behuf einmaliger Leiſuna- 
gewährt werden. Namentlich den Ausbau fämmtlicher Kategorien von Binz 
wegen hat der Staat durch derartige einmalige, vielfach in einer Anzahl v 
Yahresraten effectuirte Subventionen mächtig gefördert. Das letzte in dieſ 
Richtung ergangene Geſetz — es ift daS bereits oben erwähnte Gelee ver 








1) Guillaume a. a. ©. ©. 203. 
2) Finanzgeſetz vom 31. Juli 1867 für das Jahr 1868. 
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15. Juli 1868 über den Ausbau der Bicinalmege — beichränft die da— 
jelbſt ertbeilte Zuficherung ‚von Beihülfen nicht auf die gewöhnlichen Bicinal- 
wege; außer den 100 Millionen, welche dafelbft an Subventionen diejen letzteren 
Wegen zugewendet werden, werben 15 Millionen, ebenfalls in 10 \ahresraten 
zahlbar, für den Ausbau der der Kategorie der chemins de grande commu- 
njeation Angehörigen Bicinalmege bewilligt (Art. 4 daſelbſt); überdies wird 
Art. 5) beftimmt, daß Diejenigen Departements, in benen der Ertrag eines 
Centimes ſich auf weniger al8 20,000 Franken belaufe, berechtigt feten, die 
Hälfte von dem aus der Subvention für gemöhnliche Vicinalwege und chemins 
dinteret commun auf fie fallenden Contingent für die chemins de grande 
communication zu verwenden. Die Betheiligung des Staats bei den Leiftungen 
für den Wegebau ift daher, wiewohl fie nicht als eine rechtlich nothwendige ein 
für allemal vorgelchrieben worden ift, doch thatfächlich eine ſehr erhebliche ge- 
weien; die Regelung, welche diefelbe für den oben angegebenen Zeitraum durch 
ta8 Gele vom 15. Juli 1868, defien Friſten wie vorbemerft inzwilchen verlängert 
worden find, erhalten hat, reicht noch in die Gegenwart hinein. 

Zweierlei iſt e8 Daher, was die franzöfiiche Geſetzgebung über die Vicinal- 
wege charakterifirt; erftend die Aufnahme der Frohnden in das Syſtem der 
Unterhaltung ; zweiten® die Herausbildung eines eigenthlimlichen Concurrenz-Ver⸗ 
bältnifjeß zwiſchen Gemeinde, Departement und Staat. Die Aufnahme ber 
Frohnden in das Stuten iſt in einer Weiſe erfolgt, welche fie überall als der 
Geldwirthſchaft untergeordnet erfcheinen läßt; wie den Gemeinden, \wenigftens bis 
zu einer gewiſſen Grenze, die Wahl zwiſchen Geldzuſchlägen und Frohntagen 
zufteßt, jo hat auch jeder Einzelne die Wahl zwiſchen der Leiſtung der Frohnen 
in natura und der Zahlung des betr. Geldwerthes; indem ſonach die Natural- 
dienite jederzeit in Gelpleiftungen auflösbar find, ift die Starrheit, melde die in 
Deutihland auf Grund Iocaler Gewohnheiten noch vielfach zur Anwendung ge= 
langenden fogenannten Hand und Spanndienfte fennzeichnet, glüdlich vermieden 
worden. Da für die Ableitung der Frohntage beftimmungsmäßig weite und 
möglichft ſolche Zeiträume gejettt werden, in denen Arbeit von Menfchen und Zug— 
vieh für den Feldbau weniger erforderlich find, ift e8 den Pflichtigen vielfach 
möglich, fi) der Frohnen fo zu entledigen, daß in ihnen freie, anderweitig nicht 
zu verwerthende wirthichaftliche Kraft zur Verwendung gelangt. Im inbuftriellen 
Gegenden werden die Gemeinden der Regel nach Gelbleiftungen vorziehen; der 
Einzelne wird durch die Berechtigung, fi) durch Entrichtung des Geldäquivalents 
mit der Frohnleiſtung abzufinden, der Nothwendigkeit überhoben, Lohnendere ander: 
mweitige Arbeit zu unterbrechen. Auf allem vdiefen beruht es, daß die Frohnen 
ım Vergleich zu dem beträchtlichen Antheil der Wegebauletftungen, den fie veprü- 
fentiren, als eine verhältnigmäßig wenig drüdende Belaſtung empfunden werben. 
Lie wirtbichaftliche Leiftungsfähigket der Gemeinde erfährt ſonach durch das 
Inftitut der Frohnen eine weientlihe Stärkung; indem ein wichtiger Theil des 
Aufwandes für den Wegebau aus dem durch Steuern zu dedenden Bedarfs⸗ 
quantum von vornherein ausgeſchieden und im Wege der Naturalleiftung aufge 
bracht wird, wird auch auf diefem Gebiet ein Anwachſen der Belaftung durch 
Geldſteuern, welches die Grunbfäge des Steuerfufteins in Gefahr bringen fünnte, 
vermieden. Sofern endli der Mafftab, nach welchen fich die Frohnlaſt ver- 
theilt, ein von dem für die Staatsſteuern geltenden Repartitions⸗Modus gänzlid, 

10* 
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abweichender ift, enthält das Inſtitut der Frohnen eine beachtenswerthe Aus- 
nahme von der Regel, daß die Gemeindebedärfniffe durch Zuſchläge zu den 
Staatöfteuern aufgebracht werben follen. | 

Das Berhältnig der Concurrenz von Gemeinde, Departement und Staat 
zu den finanziellen Leiſtungen ift zwar im Gebiet der Wegeverwaltung in eiger: 
thümlicher Weiſe entwidelt worden; im Allgemeinen. beruht daſſelbe jedoch ebene 
wie Die vorftehend geſchilderten entiprechenden Einrichtungen im Gebiet der Schu: 
und Armenverwaltung auf der Bethätigung des Grundſatzes, daß wichtigere Arf: 
gaben der inneren Verwaltung, wenigftens ſoweit Die Beihaffung des Finanzbedauit 
in Frage kommt, fi) im Wege einer gefetzlich geordneten Betheiligung der in R:% 
ftehenden drei Factoren zu vollziehen haben. Die Durchführung diefes Grund 
Tages läßt ſich demnach als ein für die franzöfiihe Verwaltungs-Geſetzgebun 
charakteriftiiches, fie mehr oder minder von anderen Geſetzgebungs⸗Syſtemen unter: 
ſcheidendes Kriterium bezeichnen. Die Wirkungen, welche ficy hieraus ergeben 
werden unter folgende Geſichtspunkte gebracht werden können. 

Bunächſt begründet das franzöſiſche Princip eine Ausgleichung zwiſchen der 
größeren und geringeren Steuerkraft der einzelnen Gemeinden; indem die Ee— 
meinden der Erfüllung der wichtigeren Verwaltungsaufgaben nicht lediglich um 
ihrer individuellen Steuerkraft gegenüber ſtehen, fie unter beſtimmten Boraus 
fegungen vielmehr auf die Betheiligung der größeren Verbände angewiefen ji. 
wird der in Deutſchland fo häufige Uebelftand verbütet, daß die Bedürfniſſe ärmere 
Gemeinden eben deshalb ohne Abhülfe bleiben, weil bier zwifchen Größe ie 
Bedarfs und Geringfügigfeit der verfügbaren Stenertraft Das größte Mifverbälrt 
befteht, ein Mißverhältniß, zu deſſen Ausgleihung andermeitige ausreichende Er 
richtungen nicht getroffen find. Durch das geſetzlich geregelte, umfaffende pruct 
pale oder ſubſidiäre Eintreten der größeren Verbände für die Aufyaben der Arme: 
Schul: und Wegeverwaltung bezw. durch die Gentralifirung eines großen Theil; 
der Hülfsquellen der Bicinalwege-Unterhaltung wird in Frankreich die überjhält« 
Steuerkraft der wohlbabenderen Gemeinden, deren Einwohner Steuern an Stau 
und Departement nad demfelben Maßſtabe zu entricgten haben, die jedoch ihreri&t 
auf die Fonds der größeren Corporationen feinen Anfpruhb machen, auf & 
ärmeren Gemeinden übertragen; e8 wird hierdurch die Erfüllung der Aufgabe 
der Verwaltung unabhängig gemacht von ven Zufällen, welden namentlih sr 
Bezug auf das jo Häufige, nicht zu vermeidende und nicht vorherzufehende 3; 
fammentreffen der Anforderungen aus verichiedenen Gebieten der Bermaltur: 
die Wirtbichaft der ärmeren Gemeinden fonft unterliegen würde. Zu einc 
planmäßigen, die Bebürfniffe Aller möglichſt gleihmäßig berüdfichtigenden Er 
geben der Verwaltung wird hierdurch die Grundlage gegeben: die hervorragende 
Refultate der Wegeverwaltung, der relativ (gegenüber vielen Gebieten Denis 
lands) ausgezeichnete Zuftand der Waifenverwaltung, bie wenigſtens raſche ir: 
in der Begrenzung der zum Gegenftande der öffentlichen Yürforge zu mad: 
den Fälle liberale Irrenpflege beruhen hierauf; wenn im Schulweſen nicht de 
ſelben Früchte aus dieſen Vorbebingungen gezogen worden find, fo liegt de 
Urſache nicht in der DBegrenztheit der finanziellen Leiftungsfäbigfet, fondern in 
anderweitigen in frankreich maßgebenden Auffaflungen, welche dem religiöfen und 
anderen bier nicht in Betracht kommenden Gebieten angehören. 

Ein ſolches Zuſammenwirken der verfchiedenen öffentlichen Corporationen. 
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eine ſolche Ausgleichung zwifchen dem Zuviel und Zuwenig der wirthichaftlichen 
Kraft der einzelnen Communen ift num allerdings nicht ganz ohne eine Beein- 
trähtigung ihrer wirthichaftlihen Selbſtändigkeit zu erreichen; e8 muß eine wirf- 
ſame Controle darüber gefihert fein, daß die Beiträge der Gemeinden für die 
wichtigeren Berwaltungszwede nicht Hinter_dem ihrer Feiftungsfähigkeit entſprechen⸗ 
den Maß zurüdbleiben, und daß die Steuerkraft derfelben jenen Zwecken er: 
halten werde. Schon vorher fonnien die Grenzen, in meldye das Recht der Ge⸗ 
meinde, fih mit Steuern zu belaften, eingeſchloſſen ift, theilweiſe auf die Idee 
einer foldyen Controle zurücdgeführt werden; das weſentlichſte Meittel für die 
Ausubung diefer Controle ift die Feſtſtellung der Gemeindebudgets, weldye der 
Regel nach durch den Präfecten, für Gemeinden, deren orventlihe Einkünjte 
100,000 Franken überfteigen, unter beftimmten Vorausſetzungen jogar durd) 
Tecret des Staatöoberhauptes erfolgt ). Diele Feſtſtellung giebt die Möglidy 
feit, überall zu prüfen, ob ein ausreichender Theil der ordentlichen Einfünfte für 
die obligatoriſchen Berwaltungsausgaben beftimmt und ob, ſoweit e8 deren zur 
Ergänzung bedarf, die Erhebung von Spectal-Gentimes beichloffen worden ift; an 
diefe Prüfung Ichließt fi) fodann, wo nöthig, die Einwirkung auf die Gemeinden 
an, fie zur Faflung der erforderlichen Beſchlüſſe zu beftimmen bezw. wo foldye 
Beichlüffe nicht herbeigeführt werden fünnen, die zwangsweiſe Einftellung der Aus⸗ 
aben und der entiprechenden Steuerzufchläge in das Budget. Maßgebend  ift 
ierbet der Grundſatz, daß Ausgaben, welche nur facultative jind, den obliga= 
torifchen weichen müſſen und daß, wenn die ordentlichen Einnahmen der Gemein- 
den nur für die Ießteren ausreichen, diefe Einkünfte zur Deckung blos faculta= 
tiver Ausgaben nicht verwendet werden Dürfen; mit voller Strenge angewendet, 
würde dieſer Grundjag in vielen Fällen zu einer völligen Abjorption wenigſtens 
der nach Deckung der übrigen obligatorifchen Ausgaben noch disponibel bleiben= 
den Beträge an ordentlichen Einnahmen für die Ausgaben der Schul- und Weges 
verwaltung führen. In ſolcher Strenge ift jedoch die Durchführung Seitens der 
franzöfifhen Verwaltung nicht erfolgt. Der Iegteren muß vielmehr eine billige 
Küdfihtnahme auf die Verhälmiſſe der Gemeinden nachgerühmt werden, welche 
nicht felten von eimer Ausdehnung der Anſprüche an die Gemeinden für Die 
Schul- und Wegeverwaltung 5i8 zur zuläffigen geleglihen Grenze Abftand ge: 
nommen hat, um ihnen die Beftreitung für die Intereffen der Gemeinde wich: 
tiger, wenn auch nach dem gefeglihen Schematismus nur facultativer Ausgaben 
zu ermöglichen. Andererſeits enthalten die Departemental= Budget Fonds, um 
ärmeren Gemeinden zum Behuf von Auögaben der zuletzt erwähnten Kategorie 
Beihülfen zu gewähren. So ift für die. befonderen Intereffen der Gemeinden, 
wie für Waſchhäuſer, Wafferlettungen, Teuerlöih-Einrichtungen u. ſ. w., in Frank 
veih vielfach befjer geforgt als in zahlreichen Gemeinden, namentlich der öftlichen 
Gebiete unferes deutichen PVaterlandes, für welche man unter felbftändiger Ge: 
meindeverwaltung nicht felten Dasjenige rühmt, was treffender mit Mangel aller 
Gemeindeverwaltung bezeichnet würbe. 

Es läßt fi daher wenigftend hinſichtlich der ländlichen Gemeinden, in denen 
es naturgemäß an einer größeren Mannigfaltigfeit der Gemeindebedürfniſſe fehlt, 
annehmen, daß eine Schädigung berjelben in der Verfolgung ihrer befonderen 


1) Zergl. Ducrocq, Cours de droit administratif, 4. Auflage, TH. II, ©. 492. 
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Intereffen durch jene Befchränfung ihrer wirtbfchaftlihen Selbſtändigkeit vich 
entftanden ſei, wenigften® nicht eine Schädigung, melde gegenüber den Vortheile 
einer außgiebigeren Erfüllung jener wichtigeren, vorzugäweife den allgemein: 
Interefien dienenden Verwaltungsaufgaben ın Betracht fommen könnte. Anders 
verhält es ſich mit den größeren, etwa unferen Städten entſprechenden Gemeinde. 
bier ıft die Durch das umfangreichere Gemeinweſen gegebene größere Bielfältz 
feit der Localen Berwaltungsaufgaben die Urjache, daß eine freiere Bewegnp— 
ber Gemeindewirtbichaft gefordert werden muß. Die größeren Gemeinden kemt 
fih nit an einer nothdürftigen Erfüllung derjenigen Verraltungsaufgaben, k: 
züglich deren die franzöfiiche Geſetzgebung die Ausgaben als obligateriihe cr: 
erkennt, genügen laffen; ich erwähne bier des Schulweſens, deſſen einfachfte Some. 
wie fie in ländlichen Gemeinden dem Bedürfniſſe entfpredhen, ven berebtut:- 
Anforderungen einer ſtädtiſchen Bevölferung gegenüber nicht ausreichen Kane. 
die Bezugnahme auf die — nad franzöſiſchem Recht großentheils facultativer 
— Ausgaben für die Unterhaltung des Straßenpflafters, der Feuerlöich- ur: 
Folizeianftalten, der Markthallen, Abzugscanäle und Waflerleitungen wird =: 
reichen, um die Fälle der auferhalb des Kreiſes der obligatoriichen Yusgat: 
Legenden Aufgaben zu vergegenwärtigen, denen jene größeren Gemeinden zu v> 
nügen haben. Dieſe Gemeinden müſſen daher, um fich bezüglich ver facl:: 
tiven Ausgaben freie Bewegung zu fihern, zunächft darnach ftreben, das fie de 
obligatorifchen Ausgaben vollftändig und ohne Subvention des Departema:: 
oder Staated genügen; fie müffen ſodann für ausreihende Mittel forgn, :7 
auch die facultativen Ausgaben in der dur die Höhe der Anforderungen = 
nebenen Ausdehnung leiften zu können. Dies würde bei der geringen Tier 
barfeit des Ertraged der Zuſchläge zu den diresten Steuern ihnen unmög 
kin, wenn fie bezüglich ihrer Einnahmen im Welentlihen auf dieſe Zuidl x 
beichräntt wären; fie bebürfen biefzu einer anderen, außgiebigeren und 'kır :- 
Iiheren Einnahmequelle. Dieſe giebt ihnen die franzöſiſche Geleggebung ın !.: 
Dctrot. 


Fünfter Abſchnitt. 


Der D:ctrot. 

Der Octroi gehört zu den alten Einrichtungen Frankreichs. Uriprünz: 
für Rechnung des Staats erhoben, findet er ſich jet der Mitte des vierzehnten Kai: 
hunderts als eine Einnabmequelle franzöfifcher Städte, To jedoch, da an dem kei: 
lichen Ertrage dem Staat ein Antheil vorbehalten bleibt. Diefen Antheil nermt' 
ein Edict von 1663 auf die Hälfte, auf den ftädtifchen Antheil famen inter’ 
Befreiungen und Laſten in Abrehnung, jo daß den Städten tbatjüchlih nur : 
geringere Theil des Geſammtertrages zu Gute kam. 

Der den indirecten Steuern feindlihen Strömung, welche in der Racer: 
Berfammlung prävalirte, erlag au der Octroi; durch das Decret vom ?. uf 
17. März 1791, durch weldes die ſämmtlichen vom inneren Verkehr fra: 
reichs erhobenen indirecten Abgaben befeitigt wurden, wurde auch die Abſchaffurc 
des Octrois aufgefprochen. Erſt der wachlende Bedarf der Gemeinden, meld: 
burdy die damals nur in großer Beſchränkung erhobenen Staatöfteuer: Zuibir 
nur unvollkommen gedeckt werden konnte, führte, als unter dem Conſulat = 
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ordnetere BZuftände wiederkehrten, zur Wiederheritellung des Octrois als einer 
Einrihtung der Gemeindevermaltung. Zuerſt orbnete das Gejeg vom 27. ven- 
dem. des Jahres VIE für Paris die Wiedereinführung der Abgaben; hierauf 
folgte das Geſetz vom 27. frim. des Jahres VIII, welches fie fir Courtray, Reims, 
Metz und einige andere Städte wieder berftellte und zugleich (Art. 3) die Re- 
gierung zur Feftftellung der Tarife und Reglements im Einvernehmen mit den 
Drepartemental=Berwaltungen ermächtigte. Das Gefeg von 5 ventöse des 
Jahres VII endlich geftattete allgemein die Auflegung von Octrois zu Gunften ber 
Städte und beftimmte, daß die Entwürfe der Tarife und Reglements, welche zu 
vielem Behuf von den Municipalräthen votirt werden wilrden, der Genehmigung 
ter Regierung unterlägen und Durch letstere direct feftzuftellen ſeien. 

Das ift ım Ganzen nod die gegenwärtige Rage ber Geſetzgebung. “Den 
Municipalräthen ift geftattet, die Einführung der Octrois mit nachfolgender Ge- 
nehmigung der Regierung zu befchließen; diefe Genehmigung, welche mittelft vom 
Staatsrath erlaflenen Decrets des Staatsoberhauptes ertheilt werden muß, wird 
mohl kaum verjagt, wenn nicht etwa Verſtöße gegen die gefetlichen Beftimmungen 
oder ſonſtige Inconvenienzen des Projects, wohin namentlich auch eine für die 
Octroierhebung nicht geeignete Bauart oder zu geringe Größe der Gemeinde ge- 
bören, zur Beanftandung Anlaß geben. Im Großen und Ganzen läßt fih das 
Verhältniß dahin firren, daß in Frankreich diejenigen Gemeinden, welche den 
deutſchen Städten oder größeren Marktflecken gleichzufegen fein würden, Octroi er= 
beben; Daß man fi) hierbei nicht in zu engen Grenzen gehalten habe, ergiebt 
ſich aus der großen Zahl der betr. Gemeinden; im Jahre 1870 waren e8 1543 
Lommunen, welche von dem Rechte der Octroierhebung Gebrauch machten. 

Der Octroi ift eine Abgabe von den Gegenftänden des örtlichen Conſums. 
Lie früheren Geſetze enthielten einzelne Beichräntungen der Gemeinden in ber 
Auswahl der zu belaftenden Gegenſtände; fo unterfagte das Gefeg vom 11. frim. 
des Jahres VII, Getreide und Mehl, Früchte, Butter, Milh, Käfe und als ge 
wöhnliche Nahrungsmittel dienende Gegenftände mit Octroi zu belegen, das 
Geſetz vom 27. vendem. des Jahres VII verfügte vie Freiheit derjenigen Gegen- 
fände, welche die Gemeinde lediglich paſſiren und bis zum Ausgange daſelbſt 
im Entrepot bleiben, das Decret vom 17. Mai 1809 endlich ftellte ein neues 
Princip auf, indem es anorbnete, daß künftig die Tarife nur Gegenftände aus- 
zuführender Kategorien in fich begreifen dürften: 1) Getränfe und Flüſſigkeiten, 
2, Nahrungsmittel, 3) Brennmaterial, 4) Futter und 5) Baumaterial (materiaux). 
Alle dieſe Beftimmungen wurden indeffen nad) der Praris des höchften Gerichts- 
bofes fir aufgehoben erachtet durch die allgemeinen Beftimmungen des Geſetzes 
vom 28. April 1816, welches in den Artiteln 147 und 148 die nachſtehenden 
Vorſchriften enthält: 

Art. 147.... La designation des objets imposds, le tarif, le mode et 
les limites de la perception seront deliberes par le conseil municipal et 
reglös de la m&me maniere que les depenses et les revenus communaux.... 

Urt. 148. Les droits d’oetroi continueront & n’etre imposes que sur 
les objets destines a la consummation locale. Il ne pourra £tre fait 
dexceptions à cette rögle que dans les cas extraordinaires et en vertu 
dune loi speciale. 


Erft nah langen Schwankungen ift der Caſſationshof zu der letztgedachten, 
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ſeit dem Jahre 1852 gleichförmig befolgten Praxis gelangt; während früher 
Entſcheidungen (18. Juli 1834) die Befreiung des Getreides für aufgeho 
erachtet hatten, nahmen ſpätere Entſcheidungen (2. Februar 1848, 18. Jana: 
1850) die durd die Claffeneintheilung des Geleges vom 17. Mat 1809 ger: 
bene Bejchränfung als bindend an; erft die Entſcheidungen vom 18. Februn 
1852 und 19. Juni 1854 gaben diefe Auffafjung wieder auf und wurden jet 
dem die auf den früheren Gefegen berubenven Beſchränkungen gleichförmig al 
befeitigt angefeben. Das in Art. 148 des Geſetzes vom 28. April 1816 ar 
geftellte Princip wird hiermit als das allein geltende anerkannt. 

Lange Zeit ift die Trage ftreitig gemelen, ob zu den Gegenſtänden de 
Iocalen Conſums auch diejenigen Robftoffe gehören, welche bei der Hertellax 
von für den allgemeinen Handel beftimmten Fabrikaten ihren Berbraud fine 
Es gehören hierher die Kohlen, weldye als Feuerungs-Material in den dFabru: 
dienen, die Laugen und Dele, welde bei der Yabrication der Seife gebrur: 
werden, der Zuder, welder zur Herftelung von für ven Handel beitimmt: 
Liqueuren Berwendung findet. Die Anfiht, daß auch ſolche Gegenſtände vr 
Octroi unterworfen werden können, wird damit begrimbdet, daß nach der ges 
lihen Beftimmung alle Gegenftände, welde in irgend einer Art Objecte de 
örtlichen Verbrauchs bilden, mit der Abgabe belaftet werden können, fo daß ı: 
unbedingter Anſpruch auf Freiheit nur für diejenigen anzuerkennen je, wu’ 
al8 für den Handel beftiinmt in der betr. Gemeinde lediglih im Magazin rt. 
Entrepöt blieben und demnächſt in unveränderter Geftalt wieder ausgeführt mürk: 
Der Kaflationshof bat fich feit 1847 gleichmäßig für diefe Anficht entſchieder: 
Der’ Begrenzung der dem Octroi unterworfenen Kategorien von Gegenftinkn ° 
hierdurch Die weitefte Ausdehnung gegeben worden. 

Die Beſtimmung der Tariffäge ift, wie die Einführung des Octrois Ei 
haupt, zunächſt der Imitiative der Gemeinde überlaffen; auf Grund des > 
ſchluſſes des Gemeinderaths erfolgt die Feſtſetzung des Tarif in bemk.: 
Decret, welches die Einführung des Octrois genehmigt (geringere Erbehurz 
innerhalb des Marimal-Tarifd können von den Gemeinden felbftändig bar. 
Genehmigung der Generalräthe beichloffen werden) 2). Doc beſtehen za” 
allgemeine Normen, melde bei Aufftellung des Tarifs Beachtung finden min. 
hierher gehört die Beſtimmung des Gefeged vom 10. Mai 1846, wornach 7 
Schlachtvieh die Abgabe in der Regel nach dem Gewicht erhoben werten 1 
(die Feſtſetzung von Säten pro Haupt ift nur Dann zuläffig, wenn der £: 
pro Ochſen 8 Franken nicht überfteigt); ſodann die Beſtimmung des jur: 
Geſetzes vom 22. Juni 1854 (Art. 18), daß der Octroi von Wein, Obſtec 
und Moft den doppelten Betrag derjenigen Abgaben nicht erreichen darf, mi 
der Staat von den qu. Objecten beim Eingange in die Gemeinde erhebt 1: 
erheben wilde, wenn die betr. Gemeinde in die Kategorie der mit der niedrigte 
Singangsabgabe belegten Gemeinden eingereiht wäre; endlich follen der Rex: 
nad die Sätze des Dctroid für die einzelnen Gegenftände nicht diejenigen IX 
fteigen, welde in dem mittelft Decrets vom 10. Februar 1870 yablar” 





1) Erk. v. 8. März 1847, v. 20. Mai u. 6. Dez. 1848 u. 18. Fehr. I“: 
Dalloz, jurispr. generale ®b. 34, I, ©. 34. , 
2) Geſetz über die Municipalräthe vom 24. Juli 1867, Art. 8, und Sekt iM 
die Generalräthe vom 10. Auguft 1871, Art. 46, 8 25. 
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Generaltarif feftgeiegt find. Das Gleiche gilt von der Belaftung von Gegen- 
ſtänden mit Octroi, weldye im Generaltarif nicht erwähnt find; in beiden 
‚sällen fönmen die betreffenden Beichlüffe der Gemeinderäthe durch Decret nur 
auf Grund vorheriger Beihlußfaffung der Generalräthe genehmigt werben (das 
atırte Gefeß über die Generalräthe Art. 48, Nr. 4). Endlich wurde ſtets in 
der Praxis des Staatsraths darauf gehalten, daß nicht durch Anwendung vers 
ſchiedener Süße auf die am Ort erzeugten und die von auswärts eingeführten 
Baaren ein Privilegium zu Gunſten der erfteren errichtet werbe; eine ge 
ringe Differenz in der Befteuerung des am Orte fabricirten und des eingeführten 
Bieres pflegte zwar zugeftanden zu werben, boch bezweckte dieſe Differenz nur eine 
Ausgleichung dafür, daß bet dem am Orte erzeugten Bier mandje der Her- 
ſtellungs⸗ Materialien, wie namentlid) Holz und Koblen, ſchon mit einer Octroi- 
belaſtung getroffen worden waren. Seit den Decret vom 13. Febr. 1870 find 
alle ſolche Differentialtaren verboten !). 

Ale. diefe Beſchränkungen hindern jedoch nicht, daß dem Arbitrimm der 
Gemeindevertretungen bezüglich ber Tarifläge, ebenfo wie bezüglich der Auswahl 
der zu belaftenden Gegenftände ein ſehr weiter Spielvaum verbleibt; in der Feſt⸗ 
ſetzung ver Kategorien der beranzuziehenden Gegenflände wie in den Tariflägen 
walten zwifchen den Gemeinden die größten Verſchiedenheiten ob; nur im Allge- 
meinen findet ſich beflätigt, daß die Begrenzung der Kategorien in größeren Ge— 
menden eine weitere, in Feineren eine engere ift. Die in ben Tarifen u. |. w. 
beftebende Mannigfaltigfeit mögen nachfolgende Notizen, welde den noch aus 
der Zeit franzöſiſcher Herrichaft herrührenden Octroi: Tarifen einzelner Gemeinven 
Yotbringens entnommen worden find, veranichaulichen. 

Der Tarif der Stadt Mes (51,388 Einwohner im Jahre 1871) 2) umfaßt 
unter den üblichen fünf Hauptabichnitten 82 Bofitionen; der Abſchnitt Getränke 
und Ylüffigleiten enthält deren 14; bier ıft Wein mit 1 Fr. 80 Ets., impor- 
tirte8 Bier mit 4 Fr. 35 Cts. am Orte gebrautes Bier mit 3 Fr. 50 Cts., 
Alkohol mit 13 Fr., Dele jeder Art außer Fiſchöl und entöltes Del mit 3 Fr. 
pro SHectoliter in Anſatz gebracht. Der Abſchnitt Nahrungsmittel umfaßt 
21 Poſitionen. Es gehören hierher u. U. die Pofittonen: lebende Thiere 
‚Stiere und Kälber zahlen 5 Fr. 70 CEts., Ochſen, Kübe, Ziegen, Schweine, 
Yürimer, junge Ziegen und Ferkel 3 Fr. pro 100 Kilogr.; Fleiſch in Stüden 
zahlt, wenn es Stier- oder Kalbfleiſch if, 10 Fr. 50 Ets., fonft 5 fir. pro 
100 Kilsgr.), Wild, Kaninchen, Lachſe und andere Fiſche, Geflügel, Auftern, 
Kaftanien, Eitronen, Oliven und ähnliche Waaren; veranlagt find u. U. wilde 
Schweine, Friſchlinge und Hirfhe mit 5 Tr. pro 100 Kilogr., Rehe mit 1 Fr. 
pro 10 Kilogr., Lachſe u. |. w. mit 20 Ets. pro Kilogr., Auftern mit 50 ©t8. 
pro 100 Stüd, Citronen mit 7 Fr. pro 100 Rilogr., Puten und Faſanen mit 
40 &t8. pro Stüd u. ſ. w. Unter den dritten Hauptabfchnitt — Futter — 
fallen 4 Pofitionen: Heu, Klee⸗ und Luzern-Heu ift mit 40 CEts., Stroh mit 
I $. 50 ©t8., Hafer mit 1 Fr. pro 100 Kilogr. angejegt. Im vierten, 
10 Bofitionen enthaltenden Hauptabfchnitt — Brennmaterial — find Weißbuchen⸗ 
und Birnbaumbolz mit 60 CEts., andere Brennholz mit 35 Cts. pro Stere, 


N) Art. 10 daſelbſt. Bull. du min. de l’int. 1870 ©. 216. 
2) Die Refultate der Zählung von 1875 find noch nicht definitiv feftgeftellt. 
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Holztohlen mit 75 Et8. pro 100 Kilogr., Steintohlen mit 1 Fr. 20 Es. =: 
1000 Rilogr., Kerzen mit 50 Ets. pro 10 Kilogr. in Anfag gebradt. Ic 
fünfte Hauptabichnitt — materiaux — begreift in 33 Pofitionen in + Ume: 
abſchnitten: Eichenhölzer, Pappelhölzer, Tannenhölzer und Marmor, zu welt. 
Iegteren Kategorie u. A. auch Kal, Gement, Sand jeder Art, Ziegel und Tilaite. 
fteine geredinet werben. Bauholz in der Rinde oder mit ber Eäge oder 1: 
gefällt, wird u. A, wenn e8 Eichenholz ift, mit 3 dr. 75 CEts. pro 100 Ter 
ſteres herangezogen; für Tragbalken aus Tannenbolz wird 15 Cts. pro larie 
den Meter gezahlt; die Abgabe von rohem Marmor beträgt 1 Fr. pro I 
Kilogr., die für Kalt 50 CEts. pro 10 Hectoliter, für Cement 50 Ets. pre ı- 
Hectoliter, für Sand und Kies 1 Franken fir 10 Kubikmeter, für Ziegel r. 
Badfteine 1 Fr. pro Tauſend. — Der Tarıf der Stadt Saargemind (v5: 
Einwohner im Jahre 1871) enthält 15 BVofitionen. Wein wird mit 0,Su x. 
in der Stadt gebraute Bier mit 2 Fr., importirtes Bier mit 2 fr. 50 Ce. 
Altohol, Branntwein, Liqueur mit 4 Fr., Olivenöl mit 3 Fr. pro .Hetch“ 
befteuert Vom Schlachtvieh zahlen Stiere 8 Fr., Ochſen und Kühe 6 Fr., Schw 
1 Fr., Schafe und Kälber 0,80 Franken pro Stüd; Fleiſch in Stüden mut r"; 
5 &t8. pro Kilogr. verfteuert. In der Rubrik „Brenn und Beleuhtunas-A: 
terial” wird u. U. Brennöl — gleichgültig, ob vegetabiliihe8 oder Steinel — 
mit 1 Fr. 50 Ets., von Baumaterialien das Hundert: Ziegel mit 10 gr. 
der Hectoliter Kalt mit 5 CEts. herangezogen. — Der Tarif der weit feiner 
und faft ländlichen Gemeinde Chaͤteau Salins (2148 Cinwohner), aus dr 
Jahre 1844 herrührend und nod in Gültigkeit, umfaßt Dagegen wieder 53%: 
fitionen, Wein ıft mit 75 Cts., importirtes Bier mit 1 Ör., am Ort rast 
Bier mit 75 Cts., Alkohol mit 4 Fr., Olivenöl mit 2 Fr. pro Hedtolte 7 
Anfag gebracht ; lebendes Vieh wird mit Sätzen von 8 Fr. lm und ih. 
bi8 herunter zu 10 Ct8. (Rämmer und Biegenfälber) pro Haupt, Flet 
Stüden mit 0,04 pro Kilogr., eingelalzenes Fleiſch und Speck mit 20 Gt. r. 
Kilogr., Stearintergen mit 10 &t8. pro 100 Kilogr., Brennholz mit 25—: 
E18. pro tere, Bauholz in der Rinde mit 5 Cts. pro Deriftere, von crü:- 
halb eingeführte Ziegel mit 10 ©t8., im der Stadt erzeugte mit 9 Cie. m 
Hundert, Stroh mit 10 Ets., Heu mit 10 CEts., Grummet mit 8 Ge. :: 
100 Riloge. „ Hafer mit 5 Cı8. pro Hectoliter befteuert, Die zuletzt ermäi 
Differenz zwiſchen dem Sage für am Ort erzeugte und von aufen eingefün 
Ziegel bezweckt auch wohl hier lediglich eine Außgleihung dafür, daß bie in 
Vabrifation am Orte gebrauchten Robftoffe, namentlich das Brennmaterial. 't. 
anderweitig der Detrot-Abgabe unterlegen haben. Die Einnahme an Orte: 
in dem Budget pro 1876 für Meg, auf 495,000 Mark bei einer Gecarz 
Einnahme von 913,740 Mark 76 Pf, ın Saargemänd auf 55,740 War! ” 
einer Gefammt-Einnafme von 122,923 Mark 17 Pf., in Chätenu Salıne 
6300 Mark bei einer Gelammt- Einnahme von 17,276 Markt 91 Pf. ar 
nommen worden; die Einnahme an Zufchlägen zu den directen Steuern zu: : 
demfelben Jahre Für Met auf 95,000 Mark, für Saargemünd auf 6473 Tr 
72 ®Pf., für Ehätenu Salınd auf 2016 Mart 35 Pf. veranſchlagt. Se 
hieraus ergiebt fi, eine wie bedeutende Stelle dem Octroi unter den Einmör? 
ber größeren Gemeinden zufommt. 

Daſſelbe Reſultat ergiebt die Bergleichung des Geſammt⸗Ertrages dei 7 
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ben Gemeinden Frankreichs erhobenen Oetrois mit dem der Zujchläge zu den 
directen Steuem. Der Ertrag der letzteren wurde für alle Gemeinden Frank: 
reichs, welche deren erhoben, im Jahre 1836 auf 25,097,000 Fr., im Jahre 
1562 (nach der Rechnung) auf 73,781,000 Fr., im Jahre 1864 auf 83,863,551 
ör. berechnet 1). Derfelbe wird für das Jahr 1871 auf 101,234,705 Tr. 
angegeben ). Dagegen bat der Dctroi ertragen: im Jahre 1831 bei 1378 
Gemeinden, in denen er erhoben wurde, 54,300,000 Fr., im Jahre 1835 bei 
1423 Gemeinden 71,995,000 Fr., im Jahre 1850 bei 1436 Gemeinden 
95,176,602 Fr., im Jahre 1863 bei 1434 ©emeinden 153,410,664 Fr., 
wevon auf Parid 80,764,511 Fr. und auf die übrigen Gemeinden 72,651,153 
Fr. famen?). Im Jahre 1867 berechnete fich der Ertrag bei 1530 Gemeinden 
auf 192,251,942 Fr.; das Jahr 1871, in welchem die Erhebung zu einem 
großen Theil unterbrochen war, ergab dennoch einen Gejammtertrag von 156,490,986 
Fr., wovon 68,910,268 Fr. auf Parı8 und 87,580,058 Fr. auf das übrige 
Frankreich kamen“). — Im Budget von Paris (im Jahre 1872 1,794,380 
Einwohner) pro 1375 figurirt der Octroi mit einer Einnahme von 113,140,000 
Fr., welcher an Zuſchlägen zu den directen Steuern nur eine Einnahme von 
23,773,122 Sr. 86 Ct8., bei einer Geſammt-Einnahme von 204,859,674 Fr. 
63 Ets. (in ordinario und extraordinurio) gegenüberfteht 5). Die Rechnung 
der Stadt Lyon (310,651 Einm.) fir das Jahr 1868 weift an Einnahme aus 
dem Octroi 

im Oxdinarium.. - . 6,700,444 Fr. 01 6t8. 

im Ertraordinarium . 11,320 „ 56 „ 

zufammen 6,711,764 fr. 57 Ets. 

aus den Zuſchlägen zu den directen Steuern Dagegen nur 

im Ordinarum . . . 714,016 Fr. 46 Ets. 

im Ertraordinarium . . 734,604 „ 26 „ 


zufammen daher nur 1,448,620 Fr. 72 Ets. 
bei einer Gelammt-Einnahme von 14,631,692 Fr. 57 Et. (worunter 352,641 
Fr. 97 CEts. Nefte aus dem Vorjahre) nad; im Budget der Stabt Marfeille 
oo 31 Einwohner) für das Jahr 1869 war ausgeworfen an Einnahme aus 
ctroi 








in Ordinartum . : . 2. 6,200,000 F. 

im Ertraorbinartum . — . . 2,300,000 „ 

zuuſammen 8,500,000 Fr. 

aus den Zufchlägen zu den directen Steuern dagegen nur 

im Oxbdinartium. . ©... 703,333 Fr. 

im Ertraorbinarium . . . . _ 612,403 „ 

\ zujammen 1,315,736 Fr. 
bei einer Gefammt-Einnahme von 16,302,133 Fr. 25 Ets.; die Rechnung der 


2 Bergl. die Angaben sundb Tabellen bei De Parieu, a. a. DO. Band IV. 


.78f 

2) Bucroeg, Cours de droit administratif, 8b. II, S. 504, nad dem Bericht 
des Staatsrathes Durangel an den Minifter des Innern über die finanzielle Lage 
der Gemeinden im Jahre 1871 vom 8. September 1873. 
®) De Parieu in dem angeführten Werte, 2. Aufl, Bd. IV, ©. 24, 25. 
*) Block, Annuaire de PéConomie politique, Jahrgang 1875, ©. 284 fg. 
& Block, a. a. O. ©. 332. 


& 


156 Freiherr v. Reitenflein. 


Stadt Nanch (52,978 Einwohner) im Sabre 1872 ergab für das Jahr 157 
eine Einnahme an Dctroi von 


im Orbinarum. . . 1,204,572 Fr. 72 Cts. 

(ein extraorbinärer Zuſchlag zum Octroi warb nicht erhoben), an Sehe 
im Ordinarium . . . 101,290 Fr. 11 € 
im Ertraordinartum . . 179,370 „ 35 „ 


zulammen 280,660 Fr. 46 Cts. 
bei einer Gelammt-Einnahme von 3,510,556 Fr. 18 CEts., worunter jedoh e 
beträchtliher Cafſen⸗Ueberſchuß aus dem Borjahre ſich befindet. 

Aus allen diefen Notizen ergiebt ſich Zweierlei: zunächſt die 4: 
dehnung des Kreiſes der dem Octroi unterworfenen Gegenftände, ſodam 
außerorbentliche Ergiebigfeit der Einnahmequelle, auf ber ihre Vena; 
Stellung unter den Hülfsquellen der ſtädtiſchen Budgets berußt. 

Wenn e8 ein bereditigtes, wiewohl in Frankreich weit weniger vormalte: 
Streben der neueren Yinanz- Politik ift, die indirecten Staate-Steuern und A. 
auf wenige, möglihft einträgliche zu beichränfen, fo fteht hierzu das Princiy d 
franzöfilchen Oetroi⸗Einrichtungen in directem Gegenſatze: dieſelben beruben = 
einer im Allgemeinen mit der Größe der Gemeinden wachſenden Bernieltälti 
der der Abgabe unterworfenen Artikel, welche bei verhältnigmäßig niedrigen Sc 
doch einen Hohen Ertrag zu erzielen ermöglicht. Die Bedenken, melde fir r- 
Stantöfteuer-Spftem gegen eine folde Vervielfältigung ſprechen würden, jıt 
bimveg, da e8 ſich eben nur um eine Abgabe für die größeren Geme⸗ 
handelt, in denen die Controle des Verbrauchs eine verhältnißmäßig leichte it, = 
da ferner der Kreis der abgabepflichtigen Segenftände fein geſchlofſener iſt, Io 
Beſtimmung vielmehr für jede einzelne Gemeinde zunächſt von dem * 





des Municipalrathes abhängt; in der Initiative dieſer den örtlichen Verhäl:ri 
jo nahe ſtehenden Körperſchaft Liegt die ſicherſte Gewähr dafür, daß die le 

Intereſſen Berüdjichtigung finden und daß die nothwendige Zufuhr und iw ' 
der Gemeinde betriebenen Induftrien nicht gelchädigt werden. Die Diner, 
welche fich der Staat bezüglich der Einführung des Octrois vorbehalten ': 
dient hauptſächlich dazu, zu verhindern, daß die Abgabe zu einer bie iu: 
Production privilegirenden Verkehrsſchranke ausarte, oder Daß durch diefelbe m: 
zu ſtarker Belaftung unentbehrliher Pebensmittel ein zu ſtarker Drud af 
ärmeren Claſſen geübt werde. So ift es Prarid des Staatsraths, ce i: 
dehnung des Detrois auf Getränke und Diehl nur unter ganz beſonderen Vo 

jegungen, vermöge deren! die Ernährung der ärmeren Clafjen anderweitig fit: 
geftellt ift, zu geftatten!). Die große Ausdehnung des Kreiſes der octreipflut::." 
Gegenftände ermöglicht e8, es bei im Allgemeinen niedrigen Sägen bewentn -- 

laffen. Hohe Säge finden fid — abgeſehen von Gemeinden, in Denn d 
Verhältniß zwiſchen den an die Verwaltung gerichteten Anforderungen und !> 
Einnahmen ein ungewöhnlich ungünftiges it — Kauptfählih nur bei Arık- 

deren größere Belaftung den Luxus treffen, oder gar den übermäßigen Berk? 
des Artikels aus GefichtSpunkten der Geſundheitspolizei verhindern fol. Auf x: 
erften Erwägung beruht bie überall jehr viel höhere Belaftung des Bier! = 
Bergleih zum Wein; das erftere ift in Frankreich ein Lurus-Getränf, wah:r: 


2) So erhebt Baftia, wo ‚gatanien ein wohlfeiles Nahrungsmittel, einen L= 
auf Mehl. Zar. v. 15. Zul 1 
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re Bein zu den der gewöhnlichen Ernährung dienenden Getränken gerechnet 


x. Der zweite Gefichtöpunft ift für die durchgehende jehr hohe Belaftung des 


tobol8 maßgebend, mit welcher eine thunlichite Einfchränfung des Genufjes 
ir Artikels, zumal bei den ärmeren Clafjen, bezwedt und großentheild auch 
zielt wird. 

Indem die Dienge der octroipflichtigen Artikel bei jolchen relativ niedrigen 
igen doch, zumal in großen Städten, in welchen die Erbebungstoften ſich auf 
erhebliche Zahl von Objecten vertheilen, einen ſehr hoben Ertrag erreichen 
it, erwächlt aus der Einrichtung des Octrois der finanziellen Leiftungsfähigfeit 
t größeren Gemeinden Frankreichs eine auferordentlihe Stärkung. welche Diele 
meinden in Die Lage fett, nicht nur ohne Subventionen des Bezirks und 
taatd den in Schul⸗ und Wegeverwaltung ihnen geftellten Aufgaben jelbft 
genügen, ſondern auch den befonderen Anforderungen ihres Communalweſens 
oft jehr ausgiebiger Weife Rechnung zu tragen. Durch dieſe weſentlich auf 
n Octroi berubende finanzielle Selbftändigfeit der größeren Gemeinden werben 
aus denfelben auffommenden Special-Tepartemental-Zufchläge und die zur 
ubventtonirung von Gemeinden verfügbaren Staats-Fonds frei und können dem⸗ 
ch zu Gunften der ärmeren, finanziell minder leiftungsfähigen Gemeinden ver⸗ 
ndet werben; ohne den Octroi könnte diefe Ausgleihung nur eine unvoll- 
nmene fein und läßt fi; ſomit der Octroi als der Schlußftein des franzö- 
den Syſtems der Communalbefteuerung und der Bertheilung der öffentlichen 
ten bezeichnen. Auf die Geftaltung des Finanzweſens und der Berwaltung 
e größeren Städte hat derfelbe den größten Einfluß gehabt. Die Opulenz, 
t der die Verwaltungen der größten Städte Frankreichs nicht nur dem Be: 
cfniß, fondern aud der Bequemlichkeit und oft felbft dem Lurus des Publi- 
n3 Rechnung tragen, hängt offenbar mit der Ergiebigkeit jener Einnahme: 
le zufammen, welche den wachſenden Steuerbrud minder fühlbar macht, da⸗ 
t aber auch bei der prävalirenden Bedeutung, welche fie nad und nad den 
deren Steuerarten gegenüber erlangt hat, die durch die Rüdficht auf die Steuer: 
ihtigen und ihr Intereſſe bei den zu leiftenden Ausgaben gezogenen Grenzen 
m und wann verwilcht, welche bei jedem öffentlichen Finanzweſen ftet8 in 
ter Linie im Auge behalten werden follten. 


ed 


Bweiter Theil. 
Die Eommmmnalftener:Reform in Preußen. 


Erfter Abſchnitt. 
Die Begrenzung ber frage. 

‚ Die bisherige Darftellung ergiebt, daß wenn Frankreich für die birecte Ges 
inde- Befteuerung mit bloßen Zufchlägen zu den Stantsfteuern ausreicht, dies 
f zwei durch die Entwidelung der franzöfiichen Geſetzgebung gegebenen Vor: 
Sfegungen beruht. Diefe Vorausfegungen find 

Erftens das Beſtehen eines Concurrenzverhältnifles bei Erfüllung der wid 
fen Bermaltungsausgaben, vermöge deſſen die Belaftung der Gemeinden ſich 
f ein beſtimmtes, im Allgemeinen nach ihrer Leiftungsfähigkeit ſich regelnbes 
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Maß beichränft und im Uebrigen flr jene Aufgaben die größeren Berbände ein- 

'zutreten haben. Die hieraus jich ergebende Ausgleihung gewährt den Bortheil, 
daß ein ſtarkes Anwachſen der Steuerlaft in den Heineren und für die jelbftän- 
dige Tragung jener Laſten nicht Hinlänglich Ieiftungsfähigen Gemeinden ver | 
mieden wird. | | 

Zweitens die durch die Octroi-Geſetzgebung für bie größeren Gemeinten 
gegebene Möglichkeit, ven hauptfächlichften Theil ihres Bedarfs mittelit einer den 
wirflihen Verbrauch im weiteften Umfange belaftenden indirecten Steuer aufzu: 
bringen, deren Drud bei der großen Anzahl von Gegenftänden, auf welche die 
Steuer ſich zu vertbeilen pflegt, in feinem Verhältniß zu ihrem Ertrage ficht. 

Auf dieſe VBorausfegungen ift es zurüdzuführen, daß die Belaftung der 
Staatöitenern mit Communal-Zuſchlägen annähernd in derfelben Stabilität er- 
halten worden ift, wie fie im Allgemeinen die Ddirecten Staatöfteuern jelbit 
harafterifirt. Diele Stabilität ift e8, durch welche die Ungleichheiten und Härten 
in der Bertheilung der Steuern gemindert bezw. verdedt werben. 

Beide gedachte Vorausfegungen fehlen in Preußen. Auch ihre Herftellung 
kann nad) jegiger Lage der Gejetgebung wenigſtens für die nächſte Zukunft faum 
ind Auge gefaßt werden. Denn was 

1) das bezüglich der Vertheilung der öffentlichen Laften in Preußen beftehent: 
Syſtem anlangt, ift daſſelbe faft durchgängig auf die abfolute und das Ganze 
der finanziellen Leiftung umfaflende Verpflidtung der Drtögemeinde gegründet, 
gleichgültig ift es hiebei, ob für einzelne der in Rede ftehenden Aufgaben neben der 
fogenannten politiſchen Ortögemeinde noch ein bejonderer Berband — wie für 
das Schulweſen in der Mehrzahl ver öftlichen Provinzen die aus den Haue 
pätern der zur Schule gewieſenen Ortichaften gebildete Schulgemeinde — beiteht, 
da die Art der Vertheilung der Steuerlaft hiedurch nicht weſentlich gändert wirt. 
Grundfag ift, daß ſowohl in Betreff der Armenpflege, als bezüglich des El: 
mentarſchulweſens und der Wegebaulaft die Gemeinden und ähnlichen Tocalen 
Berbände — bezw. die an ihre Stelle tretenden Gutsbezirke — dem Bedäürfniß 
vol zu genügen haben. Die Betheiligung der größeren Verbände, einichlieglih 
des Staates felbft, hat den Charakter der Unterftügung;; fie ift facultativ, da die 
Geſetze beftimmte Vorausfegungen, unter denen jene Betbeiligung eintreten muß, 
nicht aufzuftellen pflegen. Ich behalte mir vor, auf die Unbaltbarfeit dieſes 
Zuftandes und feine Nichtiibereinftimmung mit der gegenwärtigen Kulturentwide 
lung weiter unten zurüdzufommen: bier mag e8 genügen, darauf hinzuweiſen, dat 
die Herbeiführung eines anderen Zuftandes nur im Wege einer Umgeftaltung 
wichtiger Theile des Verwaltungsrechtes möglich, mithin keinesfalls vor Ablauf 
einer Reihe von Jahren zu erreichen fein würde. Für eine gegenwärtige Reform 
der Communalfteuer-Gefeßgebung wird daher die Eventualität einer ſolchen mi: 
teren Umgeftaltung des materiellen Verwaltungsrechts außer Betracht bleibe 
müflen. Aus jenem Zuſtande der auf die Tragung der öffentlichen Laſten be 
züglichen Geſetzgebung ergiebt fich aber ferner, daß an das Project einer Com 
munalfteuer-Gejeßgebung in Preußen ein ganz anderer Mafftab gelegt werden 
muß, als er für die gleiche Geſetzgebung Frankreichs durch die Dortige Lage der 
Verwaltungs-Gefeßgebung gegeben ift, da es fich im erfteren Falle der Regel 
nad um eine viel umfafjendere und — je nad den an die Gemeinde heran: 
tretenden Anforderungen — wechſelnderen Bedarf als im letzteren handelt. Tie 
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für Preugen in Ausficht zu nehmenden Communalfteuern müffen daher der Be: 
dingung der Tehnbarkeit in weit größerem Umfange genügen. 

Es fehtt aber 

2) die Möglichkeit, einen nennenswerthen Theil diefes Bedarfs mittelft indirecter 
Pefteuerung aufzubringen. Bon den indirecten Communalſteuern, welde in 
Preußen beftanden, waren faft nur die Zuſchläge zur Mahl: und Schlachtſteuer 
von finanzieller Bedeutung; mit der durch das Geſetz vom 25. Mai 1873 
außsgeiprochenen Aufhebung der Mahl- und Schlachtſteuer als Staatöfteuer find 
diefe Steuern auch aus den Einnahmequellen der Gemeindebudgetö verſchwunden; 
wiewohl die exceptionelle Beibehaltung der Schlachtfteuer als Commimalfteuer 
von den Gemeinden mit Genehmigung des Minifterd des Innern und der Fi— 
nanzen befchloffen werden kann, jo find doch die VBorausfegungen für die Er— 
bebung dieſer Steuer ſchon allein dadurch, daß die Erhebungs- und Verwal- 
tungsfoften, wenn es ſich um eine vereinzelt daftehende communale Schlachtfteuer 
bandelt, naturgemäß eine viel größere Quote ded Ertrags abjorbiren, fo be: 
trähtlih ungünftigere geworben, daß die Gemeinden wohl faum in bie Verſuchung 
kommen werden, fich des gedachten Austunftsmittel® zu bedienen. Reduciren ſich 
auch von den Argumenten, welche von der Agitation für Aufhebung der Mahl⸗ 
und Schlachtfteuer ins Feld geführt wurden, mandye auf bloße, für eine fachliche 
Würdigung jener Steuer werthlofe Abftractionen, jo ift doch durch das erwähnte 
Geſetz der Streit über den fraglichen Gegenftand zu einer Art Abſchluß gelangt und 
iprehen gute Gründe, deren unten Erwähnung zu thun ich mir vorbehalte, 
dafür, Daß der mit dem Geſetz vorwärts gethane Schritt nicht wieder rückwärts 
gethan werde. Es fönnte daher nur ein anderes Syſtem indirecter Steuern in 
stage kommen; ein ſolches wird aber zur Zeit durch den beftehenden Zollverein 
ausgeichloffen, welcher gerade bezüglich der wichtigften Verbrauchsgegenſtände eine 
weitere Befteuerung al3 die durch die Zollvereinsverträge vorgejehene verbietet. 
Für jeßt erhöht die Unmöglichkeit, einen nennenswerthen Theil des Bedarfs der 
Gemeinden durch indirecte Steuern aufzubringen, die Anfprüce, welche an die 
Dehnbarkeit des Ertrages der directen Gemeindefteuern geftellt werden müſſen. 

Ein Project der Reform der Communalſteuer-Geſetzgebung ericheint daher, 
wenn es Darauf berechnet fein ſoll, jett zur Ausführung gebracht zu werben, 
von vornherein in fehr enge Grenzen eingefhlofien. Es kann ſich zur Zeit in 
der That nur darum handeln, ob e8 bei der bisherigen Mannigfaltigfeit bewenden, 
bezw. ob und in wie weit diefelbe durch eine auf bloße Zufchläge gegründete Communal 
beftenerung erfetst werden foll. In diefer Weife ift in der Denffchrift, welche den 
neuerdings von dem preußiſchen Minifter des Innern zur Begutachtung geftellten 
Entwurf begleitet 1), in der That die Frage normirt. Der Berfafler der Denk⸗ 
Ihrift trägt fein Bedenken, fie zu Gunften eines auf Zuſchläge fich beichräntenden 
Communalſteuer⸗Syſtems zu beantworten und die Ausdehnung des in der Kreis⸗ 
und Provinz ialordnung feftgeftellten Grundſatzes auf die Gemeinden zu empfehlen. 

‚ Drei Argumente vorzugsweife find es, durch welche diefe Anſicht begründet 

wird. Zunächſt wird darauf hingewieſen, daß der gegenwärtige Zuſtand des 
Communalſteuerweſens eine fachgemäße Behandlung der wichtigen Tragen, welche 





) Die Grundzüge find durch die Wefer-Zeitung und andere Zeitungen zur all 
gemeinen Kenntniß gelangt. . 
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ſich an die Heranziehung der Forenſen und der juriſtiſchen Perſonen Irüpften un: 
welche ſich bis zu einem die Verwaltung in hohem Maße beläftigenden Grat: 
vermehrt hätten, faum möglich fei; ſodann wird vonflatirt, daß der größer 
Theil des Bedarfs der Gemeinden fchon jest nad dem Berhältnig der Staats 
fteuern aufgebracht werde, jo daß eine Befteuerung, welde diefen Maßſtab all; 
mein vorjchriebe, nichts weiter als eine Ausdehnung des ſchon jetzt thatiäti: 
prävalirenden Zuftandes enthalten würde; endlih wird auf die Gleicharticke 
der Berwaltungsaufgaben der Gemeinden und des Staats Bezug genommen sr: 
hieraus gefolgert, Daß auch das Steuer-Shftem der erfteren mit dem bes legte: 
in Mebereinftimmung ftehen müſſe. Es ift wohl kaum zweifelhaft, daß tı“ 
Argumente als ihrem Range nad) durchaus ungleihartige anzujehen find. Fr: 
zunächſt die auf die Beſteuerung der Forenſen und juriſtiſchen Perſonen bezüglide 
Fragen anlangt, jo find die Steuerpflichtigen dieſer Kategorien, wenn aud ir. 
Zahl mit der Freizügigkeit und der Entwidelung der Induftrie ſich vermehrt tz: 
doch immerhin Ausnahmen; ed kann daher unmöglidy die Rückſichtnahme anf d 
das Verhältniß diefer Steuerpflichtigen betreffenden Fragen einen bauptläblt 
Beftimmungsgrund bei der Wahl der den Communen vorzufchreibenden Ste 
Syſteme bilden. Offenbar ift das Steuer-Syftem das Principale und ıfl es ar: 
wiewohl immerhin wichtige, Doch erft in zweiter Linie ſtehende Aufgabe, von x 
gegebenen Steuer-Syftemen der Gemeinden aus eine rationelle Behandlung ; 
Kategorien von Steuerpflichtigen zu finden. Daß ſich übrigens auch von der gege 
wärtigen Mannigfaltigkeit der Steuer⸗Syſteme aus eine befriedigende Löſung ic 
Tragen durch weitere Ausdehnung des Realprincips bezüglich des zur Beranlasr: 
zu ziehenden Einkommens nicht finden laffen follte, wird nicht ohne Weiteres = 
gegeben werden können. 
Allgemeinerer Natur ift das zweite Argument; wenn indeſſen es auch rd“ 
fein mag, daß der größte Theil des Bedarfs der Gemeinden ſchon jet & 
Zuſchläge zu ten Staatöfteuern aufgebracht wird, fo ıft doch das Ergebniß 26 
offenbar wenigſtens zu einem großen Theile dem Umftande zuzufchreiben, das de 
feinen Gemeinden, welche wegen Beichränftheit ihrer abminiftrativen Kräfte : 
Bildung eigener Steuer-Syiteme nicht im Stande find, ber Regel nad rt 
der Erhebung von Staatöfteuer-Zufclägen feine andere Wahl bleibt. Was d 
größeren Städte anlangt, fo hat ein erheblicher Theil derjelben eigene <ier- 
Sufteme gebildet; daß fich hieraus Inconvenienzen ergeben, melde bei Erjeree 
jener Steuer-Spfteme durch Staatöfteuer-Zufchläge vermieden würden, iſt bis * 
wenigften® nicht erwieſen. Durch die Bezugnahme auf die Thatſache, daß Ihr 
jet der größere Theil des Bedarfs der Gemeinden durch Staatsfteuer-Zuſcloa 
aufgebracht wird, wird daher ein Bedürfniß zur Berallgemeinerung dieſes ler? 
Syſtems wenigftend fo lange nicht dargetban, als nicht die Nothwendigkeit erca 
gleichheitlichen Beſteuerungs Syſtems für die Gemeinden überhaupt nadgesichn 
Es bleibt daher das dritte Argument, die Gleichartigkeit zwiſchen der Fe 
waltungsaufgaben der Gemeinden und des Staates. ‘Mit demfelben werden art 
fägliche Fragen angeregt, welche einer eingehenden Erörterung bebürfen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Die Forderung der Identität von Staats- und Communalſtener⸗Syſten 
Bei einer Gegenüberftellung der Aufgaben des Staats und der Gkmaric 
kann es fich felbftverftänplicher Weiſe nicht um eine in alle praktiiche Gonfanerr: 
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durchgeführte Scheivung handeln. In Wirflicleit Tann weber der Staat von 
der Gemeinde, noch umgefehrt diefe von jenem losgelöſt gedacht werben. Wie 
die Gemeinde unausgeſetzt auf Die Förderung Seitens des Staats angewielen iſt, 
fo wird auch unmittelbar oder mittelbar das Intereſſe des Staats durch Alles 
krührt, was auf das communale Leben von Einfluß iſt. Es kann lediglich von 
einer Bergleihung der Aufgaben die Rede fein, die nady der Begrenzung, welche 
fih für die Wirkungsſphäre ded einen und der anderen praltiſch herausgebilvet 
yaben, den Leben bed Staats bezw. der Gemeinde feine vorberrichende Richtung 
geben. 
Wird unter diefem Geſichtspunkt die Trage geftellt, in wie weit die Aufgaben 
des Staatd mit denen der Gemeinde zufammenfallen, fo ift die Antwort, daß 
die Aufgaben gleichartige feien, allgemein offenbar nicht richtig. Nur zu einem 
Theil fallen die beiderfeitigen Wirtungsfreife in gemeinfames Gebiet ; zu einem 
nt minder wefentlichen Theil fallen fie auseinander. 

Es Tiegt zunächft auf der Hand, daß ein großer Theil der Staats-Aufgaben 
kıner Natur nad dem Wirkungsfreife der Gemeinde fen bleiben muß. Es 
aehören hierher nicht nur der Schuß gegen äußere Feinde, Die Gewährung des Rechts⸗ 
ſchutzes und die Erhaltung der äffentlihen Sicherheit, fondern auch zahlreiche Wohl⸗ 
fahrtsaufgaben, wie die Unterhaltung der großen Verkehrs-Anſtalten, der wichtigften 
Straßen, Eanäle, der Poft u. |. w. Ber der Einbeitlichfett in Organifation und 
Yeitung Diefer das Intereſſe aller Staatsangehörigen berührenden Aufgaben würde 
ihre Erfüllung den Iocalen Verbänden niemald anvertraut werben können. 


Reicht num infoweit das Wirkungsgebiet des Staates weit über das ber 
Gemeinde und der fonftigen Iocalen Verbände hinaus, jo Iaffen fich andererfeits 
bei den Aufgaben der Gemeinden ſolche unterjcheiden, bei denen es ſich um Er- 
füllung von umbedingten und unzweifelhaften Zwecken des Staatslebens dienenden 
Aufgaben Handelt, und ſolche, bei denen ein folder enger Zufammenhang mit 
den Zwecken des Staats nicht vorhanden und deren Erfüllung daher den Ge 
meinden und Iocalen Verbänden überlaffen ift. 

Mit Recht weift der Verfafier der Motive zu dem Preußiſchen Entwurf 
auf die Handhabung der Polizei, die Armenpflege und das Elementar-Schulwelen 
als auf ſolche Verwaltimgsgebiete hin, bei welden e8 fih um Erfüllung mirk- 
licher Staatsaufgaben handelt. In der That würde e8 begrifflich feine Incon- 
jequenz fein, wenn der Staat die unmittelbare Erfüllung diefer Aufgaben über- 
nähme; es find Opportunitäls = Nüdfichten, welche dafür beftimmend find, 
daß ihre Realiſirung den Gemeinden und Iocalen Verbänden überlaffen wird. 
Aber der Verfafler des Entwurfs fehlt, indem er aus dieſen Beiſpielen die Gleid;- 
artigfeit der Aufgaben im Allgemeinen deducirt. Jenen Aufgaben ftehen andere 
wie die Herftellung und Unterhaltung der blos das Iocale Intereffe berührenden 
Vertehrs-Anlagen, die Anlegung von Marktplägen behufs Erleichterung der Ber- 
forgung mit febensinitteln, die Errichtung von Gasanftalten, Wafferleitungen 
und analifationen, die Anlegung öffentlicher Spaziergänge u. a. gegenüber, 
Aufgaben, deren Berechtigung kaum Jemand beftreiten und melde doch Niemand 
in die unmittelbare Wirkungsſphäre des Staats Hineinzuziehen verfuchen wird. 
Und doch fünnen die Ausgaben für diefe Zwecke einen großen, ja unter Umftänden 
\elbft den größten Theil der Communal-Einkünfte verfchlingen. 


Schriften XII. — Gommunalfteuer. 1 
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Es ergiebt fih hieraus, daß wenn der erwähnte Entwinf aus ver Glas: 
artigkeit von Staats: und Gemeinde-Aufgaben zu deduciren verfudht, daß ach 
das Steuerſyſtem des Staats für die Gemeinden gelten mülfe, diefer Teeduczcı 
nur infoweit Begründung zugeftanden werden kann, als es jih um Ausy:t-ı 
Handelt, welche die Erfüllung von Aufgaben der erftgebachten Kategorie ze 
Zwecke haben. Es fragt fi, welches Moment mit diefer Erkenntniß für d 
Beantwortung der Reformfrage gewonnen ift. 

Adgefehen etwa von der auf ganz anderen PBrincipien berubenven enzlis: 
Geſetzgebung, welche indem fie einen Theil der wichtigften Verwaltungsaufget: 
bejonderen blos für diefen Zweck gebilveten Verbänden überträgt und diefe legt 
auf beſtimmte Steuern anweift, damit in gewillem Umfange mittelbar die Rayir 
des Steuermodus nah dem Verwaltungszweck zur Anerkennung gebratt :: 
wüßte ih kaum eine Geſetzgebung, melde die Scheidung zwiſchen den der Wirkt 
Iphäre des Staats angehörigen und den befonderen Aufgaben der Gemeindenermalur 
zum Ausgangspunft für die tyeftftellung des Beſteuerungsmodus, welcher für !- 
Aufbringung des Aufwandes maßgebend fein fol, genommen hätte. Eine Balrı: 
beftimmter Ausgaben auf den Ertrag beftinnmter Steuern erſcheint überall :: 
als Ausnahme und ohne daß fie zu einer Auflöfung des Finanzweſens in Spec: 
Berwaltungen, wie fie die Folge einer flärkeren Betonung der Wechjelbere: 
zwifchen den einzelnen Einnahmen und Ausgaben-Gruppen fein würde, erwer: 
worden wäre. Die franzöfiiche Geſetzgebung enthält zu einer Entwidelum: 
legteren Sinne nur Anfänge, welche keinerlei Berallgemeinerung zu einem Fre: 
erfahren haben. Die fogenannten Special-Centimes find in allen Fällen e 
Zwedbeftimmung unterworfen, welcher fie nicht entzogen werben fönnen, ur: 
ift Daher bezüglich ihrer ein Bebingtiein der Einnahmen und damit der Erkh:: 
des Steuer-Zujchlag® durch eine beftimmte Art der Ausgabe gegeben; ak: : 
beftebt nicht umgefehrt der Grundfag, daß die Gemeinde für die qu. Zwede air 
auf die Special-Centime® angewiefen und auf den Betrag der letzteren gr: 
fäglıh befhräntt wäre. Sie kann zur Beftreitung der Ausgabe auch ihre orde 
lichen Einkünfte, den Octroi oder allgemeine Centimes ftatt oder neben ! 
Special-Centime8 beranziehen, wie ja aud der Staat, was allervings ber: 
nicht ganz zufammenfällt, die Mittel für die Aufwendungen auf das Unterri- 
oder Wegeweſen nicht aus dem Ertrage der Directen Steuern zu entnehmen bra* 
fondern hierzu aud die Einnahmen aus anderen Quellen, wie indirecte Sta 
Ertrag der Domänen, verwenden fann. Nur etwa bei den Departements, ! 
anderweitige Hülfsquellen ſparſam find, mag es ſich factiſch jo geſtalten. tuf x 
Ertrag der Special-Centimes häufig auch die Grenze der Leiſtung für den ketwr= 
ben Berwaltungszwed bezeichnet. Der Schematismus, mit weldem die franz” 
Gefeßgebung die Aufgaben der Gemeindeverwaltung fpecialijirt und ihrem Fe 
haältniß zu den Staatsintereffen durch Charakterifirung derfelben als obligater: 
oder facultative Ausdruck gegeben bat, ift zwar für die Art und Form der ::! 
Erhebung der Steuer-Zuſchläge Seitens der Gemeinden erforderlichen ftastl: 
Genehmigung, nicht aber fir die Frage der von den Gemeinden zur Bere 
der Ausgaben der bezüglichen Kategorien zu verwendenden Deckungsmittel 
Einfluß gewelen. 

Noch weniger iſt die deutſche Geſetzgebung für eine Entwickelung ter » 
zeichneten Art vorbereitet. Dem deutichen Verwaltungsrecht fehlt, wo nich: = 
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franzöfilchen Einrichtungen weiter gebaut worden ift, jene formelle Durchbildung, 
welhe den Wirkungskreis der Gemeinden in die einzelnen Aufgaben zerlegt und 
mit auch eine Ausfonderung derjenigen Aufgaben der Communalverwaltung, 
mt denen die Gemeinden zugleih nothwendige Aufgaben des Staatslebens er- 
füllen. Die gejonderte Behandlung diefer Aufgaben in finanzieller Beziehung 
wirde ein fremdes Clement in die Entwidelung bineintragen. Bei dem Mangel 
aned planmäßigen Finanzweſens in den ländlichen Gemeinden, namentlich der öft- 
Iıhen Provinzen Preußens und den feinedwegs eine Trennung der vorerwähnten 
Art vorausfegenden Steuer-Syitemen aud) der größeren Städte wiirde eine Regelung 
ver einzelnen Berwaltungs-Ausgaben nach beftimmten Steuer-Erträgen und um— 
gelehrt die gefammte Handhabung des Finanzweſens der Gemeinden auf das 
Aeußerſte erſchweren. Auf eine foldhe Geftaltung würde daher als eine zur Zeit 
gänzlich aukerhalb der gegebenen Verhältniſſe liegende bei der gegenwärtig veutilirten 
Reform verzichtet werden müffen. 

Das Ergebnig ift daher ein bedingted und in die Anwendung nicht ohne 
Weiteres übertragbared; wenn auch für einen Theil des Bedarfes der Gemeinden 
die Forderung der Aufbringung nad dem Verhältniß der Stantöftenern als be- 
tebtigt anerfannt werden kann, fo fehlt e8 doch der Negel nad an ausreichenden 
Srundlagen für die Beſtimmung diefes Theild in concreto. Wo derjenige Theil 
des Bedarfes, welcher ſich al3 Aufwand für die im Princip al8 Aufgaben des 
Staats ſich dharafterifirenden Verwaltungsaufgaben der Gemeinden darftellt, fich 
rurfondern läßt, wird er die Grenze bezeichnen, bi8 zu der von einer Forterung 
der Aufbringung nah Maßgabe der Staatöfteuern überhaupt die Rede fein fann. 

Ich werde hierauf weiter unten zurädgreifen. 


Dritter Abſchnitt. 


Die_Beftenerung nad) dem Intereſſe. 


Mit der Erfenntniß, daß für einen zwar im Princip determinirbaren, praftifch 
Iber nicht immer ausſcheidbaren Theil des Bedarfs der Gemeinden die Forderung 
xr Aufbringung nad dem Verhältniß der Staatsfteuer ald folder eine Berechtigung 
yabe, ift Die Frage nady dem Princip der Communalbefteuerung nicht entſchieden. 
58 ıft nur das Gebiet, innerhalb deſſen der Streit um jenes Princip zum Aus- 
vage zu bringen ift, in engere Grenzen eingefchloffen worden; innerhalb dieſer 
Irenzen ift vor Allem eine Beantwortung der Frage zur fuchen, ob und inwieweit 
a5 Princip eine Bertheilung der Commumalfteuer nach dem Verhältniß von 
“fung zu Gegenleiftung — wir wollen diefe Art der Vertheilung bier kurz 
ils Vertheilung nach dem Intereſſe bezeichnen — Berechtigung habe. Die An- 
ihten darüber, ob und in welchem Umfange dies Princip anwendbar ift, geben 
vet auseinander. 

Nur das fcheint von allen Seiten zugegeben zu werben, daß die Vertheilung 
tah dem Intereſſe bei denjenigen corporativen Verbänden bie einzig berechtigte ſei, 
velche Iediglich Die Förderung beftimmter wirthichaftliher Zwede ſich zur Aufgabe 
nachen; für bie Deich-, die Meliorations-Genoſſenſchaften, fir Die Intereffenten-Ber- 
hinde zur Haltung von Hirten ‚und gemeinfamen Weide-Einrichtungen ift die An⸗ 
vendbarkeit jene® Maßſtabes unbeftritten. Dagegen beſteht bezüglih der Be— 
ehtigung des erwähnten Bertheilungsprincip8 für die Steuern der Gemeinden eine 
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ebenfo große Verſchiedenheit zwiſchen den Anſichten der Schriftfteller wie zwiſchen te: 
Ausiprüchen, welche ſich in den Gefeßgebungen über den fraglichen @egenftand finder: 
niht einmal für die Staatöfteuern ift die Trage, in wie weit jenes Barhilm: 
zum Ausgangspunkt für die Beftimmung des Princips der Steuervertheilun; = 
nehmen, ganz von der Tages-Ordnung verſchwunden. Wiewohl die Zahl vr: 
‘ jenigen, welche ſich für die Anwendbarkeit ausfprechen, ſich in neuefter Zeit et 
bar gemindert bat, ſcheint e8 der eben erwähnten Anficht doch immer nod net: 
ganz an Vertheidigern zu feblen. 

Meiner Anfiht nad ift die Abftufung des Intereffes eine für die Bertbal:z 
der Staatsfteuer gänzlich unbrauchbare Grundlage Allerdings halte ich es *7 
für richtig, dem Staate die Gemeinden und Intereffenten-Sorporationen, wı = 
mweilen wohl geſchieht, als wirtbichaftlihe und darin fih vom Staat meer: 
unterfcheidende Verbände gegenüber zu ftellen; der Staat ift, zumal mat‘ 
Stellung, welde ihm die moderne Eultur-Entwidelung angewielen bat, zmwe: r: 
ausichlieklich, aber gleichzeitig eine Wirthichaftsgenofienfhaft, und zwar mem; 
Wirtbichaftsgenofienihaft, welche an Umfang und Imtenfität ihres Wirfens : 
übrigen überragt ; eben gerade vermöge der enormen Bielfachheit der Beziebun:.: 
nach Denen der Staat das wirtbfchaftliche Intereſſe feiner Angehörigen fürs 
ift das Maß dieſer Förderung für jeden Einzelnen unſchätzbar und daher : 
geeignet, zur Baſis eines in Zahlen darftelbaren, als Maßſtab für vie Stu 
vertheilung zu benutzenden Berhältniffes zu dienen. Nur ausnahmsweiſe 1:7 
e8 vorkommen, daß das Intereſſe einzelner Staatsangehörigen an beitimr 
durch den Staat ind Werk geſetzten wirtbichaftlichen Unternehmungen, wie ; 
dem Bau von Kanälen lediglich Localer Bedeutung fih in einem Gelpbetrax 
Ihäten läßt. Aber dies Interefje läßt fih als Maßſtab für die Beier: 
Seitens des Staats ſchon deshalb nicht verwenden, weil alle Steuer-Einrichtun 
des Staats der Natur der Sache nach den Charakter der Allgemeinheit in er: 
Maße haben müflen, welche bei dem engen Kreife jener Intereifen eine nad di 
abgeftufte Steuer niemals haben fann. Der Staat wird vielmehr, um für ı 2; 
gaben der beregten Art Die Leiftungen ber Intereſſenten in Anſpruch zu nehmen 
anderer Formen bedienen; er wird entweder für die Förderung jener Zinedt : 
ſpecielle Sntereffenten-C ocietät oder Corporation bilden und fidy, was die Berka‘; 
des Staats-Fonds anlangt, auf Die Subventionirung dieſes Verbandes heicrirtz 
oder er wird für die Leiftung des Staats angemefjene Leiſtungen der Interenic: 
zur Vorbedingung machen. Im erften Falle handelt e8 fih zwar um Bar: 
von Intereflenten, welche als Steuern zu Teiften find d. 5. nöthigenfalls erz 
werben können, aber nur um Beiträge, melde eine Intereflenten-Sorporatic: 
hebt; tm zweiten alle überhaupt nicht um Steuern, fondem um freimi:l:s 
Beiträge. Dasjenige aber, was der Staat zur VBernollftändigung ber Peritım 
der Intereſſenten, d. h. zur Ergänzung der wirtbichaftlichen Kraft der Le: 
bergiebt, Tann der Natur der Sache nach niemals durch Beiträge der Intereh: 
jelbft beichafft werben, da ja hierdurch der Zweck der durch den Staat ;a & 
währenden Ausgleihung ganz verfehlt werden mürbe. Der Bereich ber Inte: 
kann al8 ein abgrenzendes Moment bei den Staatöfteuern nur etwa da is 
tracht fommen, wo Einrichtungen, welche einen beftimmt überfehbaren Seite 
wand erfordern, fi) nur über einen Theil des Staates erfixeden; bierber ::* 
beifpielömweife die Aufbringung der Koften für Unterhaltung des Gatafters, N 
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nur ein Theil des Staatsgebiets mit ſolchem verfehen ift; angemeflener wird in= 
deſſen auch bier die Auflage al8 eine Laſt der Provinzen, denen die bezügliche Ein- 
richtung gemeinfam ifl, gedacht. 

Im einer ganz anderen Lage gegenüber der Trage ſcheinen mir dagegen die 
Provinzen, Kreife und Gemeinden ſich zu befinden. Sie ftehen in der Mitte zwifchen 
Staat und Interefjenten-Genofienichaft; den zwiſchen beiden verbleibenden Zwiſchen⸗ 
vaum füllen fie in weiter Abftufung aus. Je enger das Gebiet ift, das fie ums» 
fajien, defto mehr nähern fie fi den letztgedachten Corporationen. 

Allerdingd unterjcheiven fie ſich von diefen Corporationen durch die größere 
Allgemeinheit in der Beltimmung ihrer Aufgaben, fie nähern dem Staate 
fih darin, daß fie innerhalb des durch die Gefepgebung ihnen angewielenen 
Rahmens die Förderung des ulturlebens ihrer Angehörigen überhaupt bezwecken, 
daher verjchtedene wirthichaftliche und andere Aufgaben in ihren Wirkungsfreis 
aufnehmen können, ohne ihre Natur zu verändern. Aber das hindert nicht, daß 
aus jenem Wirkungöfreife einzelne ber bezüglichen Aufgaben ſich als folche heraus: 
beben, bei denen die Beziehung zum Intereſſe diefer oder jener Gruppe von Kreis⸗ 
oder Gemeinde-Angehörigen vom Haufe aus eine durchaus Mare und erkennbare 
ft. In je höherem Maße jene Corporationen ' derartige Aufgaben in ihren 
Wirkungskreis aufnehmen, deſto mehr tritt ihre Verwandtſchaft mit den zur Kategorie 
der Intereffenten-Genoffenihaften gehörigen Corporationen hervor. 

Aufgaben der letzterwähnten Art finden fih nun aber unter denen, welche 
die pofitive Gefeggebung den Provinzen, Bezirken und Kreifen zumeift, nicht nur 
vereinzelt vor, fie finden ſich unter denſelben fogar in erheblich vorwaltendem 
Umfange. 

& haben beifpielöweife die bisherigen preußiſchen Kreife, abgefehen von 
der Förderung des Chauſſéebaues und zumweilen der Subventionirung von Eiſen⸗ 
babnbauten kaum nennenswerthe Leiftungen zu Tage gefördert; was fie in Bezug 
auf Kreislazaretbe, Förderung des Impfweſens u. |. mw. geleiftet, ift wenigſtens 
finanziell — Häufig auch fachlid — unbedeutend geweien. Mit diefer Beſchränkt⸗ 
beit der Aufgaben ſoll nun allerdings gebrochen fein und an ihre Stelle eine viel- 
feitigere Betheiligung der Kreife treten; indeſſen vorläufig fehlt eö no an dem 
Abihluß einer materiellen Geſetzgebung, welche den Kreis zu einem folden um: 
faffenderen weiteren Eintreten beruft. 

Vielleicht wird e8 bei der gegebenen Abgrenzung der reife nicht einmal 
möglich fein, den neuen Aufgaben eine beträchtliche Ausdehnung zu geben. Die 
Kreife, in einzelnen Landestheilen feit mehr als zwei Jahrhunderten beftehend und mit 
der gefammten Entwidelung eng verwachſen, mußten zum Ausgangspunkt für bie 
\elfgovernmentale Organifation genommen werben, weil fie im Augenblid durch 
andere Verbände nicht hätten erfegt werben können, im Uebrigen find fie wie fie als 
Verwaltungsbezirke zu groß find, fo als Communaltörper zu Mein, um einen weiten 
Kreis folder Verwaltungs-Aufgaben, für melde die Gemeinden nicht geeignet 
oder deren Kräfte unzureichend find, zu umfaſſen. Vorausſichtlich wird daher, 
wenigſtens für die nächſte Zukunft, die Menge der den Kreiſen zugemiefenen Ber: 
waltungd- Aufgaben eine beichränfte bleiben; unter diefen Aufgaben wird ber 
Natır der Sache nah Bau und Unterhaltung der Ehaufisen, in einzelnen Fällen 
vielleicht auch Subventionirung von Eifenbahn=Unternehmungen, eine hervor⸗ 
tragende Stellung einnehmen. Ber diefen Unternehmungen aber ift es — id will 


166 Freiherr v. Reitenflein. 


nicht jagen in allen, aber in vielen Fällen von vorn berein klar, daß dieſelben 
vorzugsweiſe oder vielleiht gar ausſchließlich die Intereſſen des Beſttzers lac> 
wirtbichaftlich genugter Grundſtücke fördern. Dies pflegt bei Eifenbahnen, wei 
den Kreis durchſchneiden, nicht felten der Yall zu fein. Während für jene Kategrr: 
von Grundbefigern durch Ermäßigung der Transportloften bis zu den größeren A- 
ſatzplätzen der Reingewinn gefteigert wird, erfahren die unangefeffenen Einmebrz. 
und felbft die Befiger bloßer Wohnhäufer meiſt nur eine weit geringere Berbeiler:: 
die Städte, wenn fie von der Eifenbahn nicht berührt werden, oder wen nad Yıx 
der Berhältniffe Die Bahn den Berfehr mehr an ihnen vorbei, als ihnen zuführt, beta 
in mandyen Fällen von der Anlage fogar pofitive Nachtheile. Aehnlich pflegt ieSxt 
bezüglich der Chauffee-Anlagen ſich zu verhalten, wenn gleich der Unterſchied in := 
Regel bier weniger grell bervortritt; dagegen ift bei dieſen andererſeits der t:ci 
der  äntlichen Grundbefiger, deren Intereffen durch den Bau gefördert werten, vr: 
engere Iocale Grenzen abgemefjen, bezw. innerhalb diefer Grenzen nad Maßer 
der Entfernungen der Beligungen von der Chauſſée noch beträchtlich aback. 
Kommen aber die Vortheile jener Anlagen ausſchließlich oder vorzugämeik N 
Befigern Ländlicher Grundſtücke zu Gute, jo ift es auch der Billigfeit entipreac: 
daß dieſe Befiger in bejonderem Maße bei Aufbringung der Bau- und Un.: 
haltungskoſten betbeiligt werden. Die Preußiſche Kreisorbnung vom 13. Terms 
1372 enthält denn auch ($ 12), nachdem feftgejegt worden, daß der Makt: 
nady welchem bie Kreisabgaben zu vertheilen, ein für alle Mal feftzuftellen -- 2 
demnächſt unverändert zur Anwendung zu bringen fei, folgende Beftimunun; 
„Der Kreistag ift jedoch befugt, hierbei zu den Kreis- Abgaben fir er Tat. 
Anlagen die Grund: und Gebäube:Steuer, fowie die von dem Gewerkeker. 
auf dem platten Land auffommende Gewerbefteuer der Claſſe A,I imnerbal! x 
im 8 10 feftgefegten Grenzen mit einem höheren Procentſatze als zu ben übe. 
Kreis: Abgaben heranzuziehen, bezw. nad Mafigabe des $ 10, Ablag 3: 
drei unterften Stufen der K lafjenfteuer von der Heranziehung zu den &re# 
gaben 9 ganz freizulaffen, oder dazu mit einem geringeren Procentfage beranzuzicber“ 
ch laſſe hier dahingeftellt, ob durch dieſe Beſtimmung die auf das beſec 
Interffe gegründete vorzugsweiſe Beitragspflicht jener Kategorie von Kreiangebir; 
ausreichende und angemefiene Berüchſichtigung gefunden bat und Begnüge mich ter 
zu conftatiren, daß mit der Beſtimmung wenigftens das Princip einer Berinf.:rr 
des Repartitions⸗Modus durch Das Intereffe anerkannt wordenift. Hebrigens wat“ 
ber Beſchränktheit der Berwaltungsaufgaben der Kreife jenes Droment des Imere⸗ 
bei der Art ber Umlegung der Kreis-Abgaben wohl immer nur im der * 
erhöhter Belaftung der einen oder anderen Kategorie von Staatsahgaker. : 
Geltung gelangen können. 
aber — für die Preußiſche Geſetzgebung — durch dieſe Beſti 
der —E bie Zuläſſigkeit einer Berückſichtigung des durch das Iwre 
gegebenen Maßſtabes im Princip anerkannt, ſo Ag nicht abzufehen, warum 
Das erwähnte Moment auch bei der Steuervertheilung der Gemeinden, bat x 
doch die vorzugsweiſe das Intereſſe beftimmter Kategorien ihrer Angehöriger : 5 
rührenden Anlagen häufig und die Beziehungen zu jenem Intereffe oft mx =i 
wahrnehmbare find, — bei denen endlich, wenigftens foweit es fih um ze 


1) Den Fall einer Iocalen Abgrenzung oder Abflufung des Intereffeß behe⸗ 
demnädhft ber ds. bareneng ſuufung * 
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Gemeinden handelt, die Möglichkeit vorliegt, der Abftufung des Intereſſes durch 
sejondere Steuerarten einen volllommeneren Ausdrud zu geben, von maß⸗ 
gebendem Einfluß fein jollte. 

Ich babe vorher diejenigen Aufgaben der Gemeinde-Berwaltung herausgeboben, * 
welche begrifflih zu den notbwendigen Aufgaben des Staatölebens gehören und 
den Gemeinden lediglich aus Opportunitäts-Rüdfihten belaffen oder überwiefen 
find; ich ſtelle ihnen bier eine Reihe von Aufgaben gegenüber, welche die Förderung 
bejonderer localer oder individueller (das heißt gewifjen Kategorien von Ein- 
mohnern ausſchließlich oder in befonderem Grade gemeinfamer) Intereflen zum 
(Kegenftande haben. 

Ich übergehe Hierbei Anftalten, wie fie beifpielöweife in hervorragenden 
Sandelsplägen behufs Förderung des Handels zu beftehen pflegen: Lagerpläge, 
Waarenhallen, Ladebrüden und Krähne, Zugangsrampen, Anlagen, welche direct 
dem bandeltreibenden Publicum und nur indirect der übrigen Einwohnericaft zu 
Gute kommen; eine Betheiligung der zur Corporation vereinigten handeltreibenden 
Kreife wird bier nicht Selten durch Verftändigung mit denjelben iiber freiwillige Beiträge 
erzielt und fo jenem Befichtspunfte Rechnung getragen. Ich nenne vielmehr zunächft 
Anforderungen, wie fie in fleinen ländlichen Gemeinden bervorzutreten pflegen: Die 
einzige Wegeverbindung nad dem Ablagorte befinde ſich in unwegſamem Zuſtande 
und bedürfe einer koftipieligen Ausbefjerung oder gar einer Verlegung. Die Vor⸗ 
theile kommen hier lediglich oder doch faft ausichlieglih den Landbau treibenden, 
mit Geſpann verjebenen Wirthen zu Gute, während Häusler oder im Torfe an- 
gefiedelte Handwerker wie Stellmadyer, Schmiede, Schubmader von denfelben — 
vielleicht Tchaffen fie ihr Material großentheild auf der Schulter oder mit dem 
Schubkarren heran — von jener Verbeſſerung feinen oder nur ſehr geringen 
Xugen haben. Oder e8 handle ſich um die Herftellung einer Pferve-Tränfe und 
Schwemme, einer Einrichtung, welche ſelbſtredend lediglich den Geſpann haltenden 
Einwohnern nach Maßgabe der Zahl der von ihnen gehaltenen Pferde zu Gute 
lommt; oder um die Beſoldung eines Flurwächters, ein Fall, in dem die Vortheile 
der Einrichtung ſich ebenfalls nur auf die Landbau treibenden Einwohner nach 
Maßgabe ihres landwirthſchaftlich genutzten Grundbeſitzes repartiren; iſt es nicht 
in allen dieſen Fällen durch die Natur der Sache gegeben, daß in dem Koſten⸗ 
aufwande ausfchlieglih oder hauptſächlich diejenige Kategorie von Einwohnern, 
weldhe allein bezw. hauptſächlich von der betr. Anlage Vortheil bat, und zwar 
nah dem Verhältniſſe diefer Vortheile participirt ? 

Somplicirter allerding8 Tiegen die Verhältnifje in den großen Städten, in- 
defien der Regel nah immerhin nicht fo, daß Grenzen und Abflufung der durch 
die betr. Anlagen geförderten Intereſſen ganz verwijcht wären. Ich verweile hier 
auf einige derjenigen großen Unternehmungen, melde nach heutigen Berhältnifien 
die finanzielle Leiftungsfähigfeit der größeren Gemeinden in befonder8 ausgedehntem 
Maße in Anſpruch zu nehmen pflegen: Gasanftalten, Waflerleitungen, Canali= 
Tations-Anlagen. 

Eine Gasanſtalt fommt, infoweit fie die Herftellung einer guten Straßenbe- 
leuchtung ermögliht, allen Eimwohnern zu Gute; indeflen gerade diefe Leiftung 
legt nur eine Duote des für die Anflalt erwachlenden Aufwandes zu bean= 
Ipruchen ; ein anderer ſehr großer Theil des Aufwandes fällt auf die Gewährung der 
Beleuchtung in Wohnungen oder gewerblich benugten Räumen. Allerdings wirb, 
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fo weit es fih um Betriebstoften handelt, der auf leßteren Zweck zu weine 
Antbeil wohl Häufig durch die Beiträge, welde für die Abgabe des Gaſes erkehe. 
werben, gededt; nicht immer iſt Died der Fall in Betreff des ent|prechenden Antbeii 
an den zur Berzinfung und Amortifatton des Anlage-Capitals jährlich zu leiſtente 
Ausgaben, welche vielmehr nicht jelten dem allgemeinen Fonds der Commune ur! 
bleiben. Den Einwohnern aber wird, indem ihnen Gelegenheit, Zimmer, Fluren, Tre⸗ 
pen, Läden, Fabrikräume durch Gasflammen zu erbellen geboten wird, em Vortde 
in den meiften Fällen fogar eine Erſparniß zu Theil, welche es billig erfcheinen [i% 
daß der Inhaber von Räumlichkeiten der erwähnten Arten befteuert werte. — Er 
Waſſerleitung kommt, foweit öffentliche, der unentgeltlihen Benutzung des Puhlizz 
zugängliche Ausläfje geihaffen werben, ebenfall8 der ganzen Einmohneriier = 
Gute; indem fie zur Verbeſſerung der hygieniſchen Bedingungen der Giſterz = 
dadurch zur Minderung der Armuth beiträgt, ift fie unter Umſtänden ein mätrz 
Förderungsmittel für das allgemeine Wohl der Einwohnerſchaft. Aber die het: 
erzielten Vortheile werben in einer ſehr großen Anzahl von Fällen für die Emjzer 
weit überwogen von den Vortheilen, welche diejelben als Inhaber von Roberzt 
Gärten, gewerblichen Etabliffement8 von der Anlage ziehen. Allerdings gi 
bie meiften Gemeinden diefe Einzelnen zu Beiträgen heran, deren Entrictung : 





















Capital® fortlaufend aufzumendenden Summen zu decken. Iſt e8 mu :? 
billig, daß die Imtereffenten innerhalb und nad Mafgabe des Wertbs de: s 
botenen Bortheile im Wege der Befteuerung herangezogen worden? Es fl 
nicht blos Annehmlichkeiten, deren Werth hier in Betracht fommt; es ſind X 
auch in beftimmten Gelobeiträgen ausdrückbare Erſparniſſe, welche ihnen erwadk: 
Megfall der durch Annahme von Dienftperfonal zum Waflertragen, Begiee : 
Gartens u. |. mw. entftehenden Ausgaben, Eriparung der Ausgaben für Bas: 
außerhalb des Haufes belegener Bade-Anftalten, Erweiterung des Gewerbebettr 
vermöge verbefierten Waſſer-Zufluſſes. — Ganz baffelbe gilt von Canalıai’ 
Anlagen zur Beleitigung der Abfuhrftoffe. Das Abfuhrweſen, mag es ald in= 
liche oder private Einrichtung beftehen, pflegt für die einzelnen Einmohne : 
Quantum von Ausgaben an Gebühren, Abonnement8-Beiträgen, Trinfgeldem.! : 
mit fich zu bringen, das fih nad) Art und Häufigkeit der Abholung, Zahl der 
wohner u. |. w. verſchieden bemißt. Diefe Ausgaben fallen weg, wenn die Sta? = 
einer Canalifations-Anlage, welde in der Regel nur mit einem grogen It? 
aufwande zur Ausführung gebradt werden Tann, fehreitet. Die hiertunt © 
ftehenden Erſparniſſe werben nicht immer dur die Zinfen der für Herſtel⸗ 
der erforderlichen Anſchlagseinrichtungen aufgewendeten Koften abjorbirt, fo daf * 
bie Einzelnen ein reiner Vortheil verbleibt; auch bier ſcheint die Billigkeit N 
zu fprehen, daß diefer Sachlage Rechnung getragen und daß durch die Ar. " 
welcher die Umlegung des Aufmandes zur Berzinfung und Amortiſanon dei I: 
lage⸗Capitals erfolgt, dem Berhältniß, in welchem ſich die bezeichneten Berti: 
repartiren, thunlichſt ent|prochen werde. IL. 
Die Forderung, daß dem Verhältniß der enwachfenden Bortheile ein Ert- 
auf den Befteuerungdmodus eingeräumt werde, halte ich für eine recht gebretentd 
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Allerdings hat die Gemeinde als eine rechtliche und fittliche Lebensgemeinfchaft die 
Aufgabe, eine Ausgleihung zwiſchen der geringeren oder größeren wirtbichaftlichen 
Leiſtungsfähigkeit der Einzelnen gegenüber den gemeinfamen Aufgaben berzuftellen ; 
aber von dieſer Audgleihung kann doch erft dann die Rede fein, wenn, ſoweit 
en Unternehmen der Gemeinde auf Vortheile Einzelner gerichtet oder mit gerichtet 
ft, die betr. Einzelnen nicht ſelbſt in der Lage find, die innerhalb der Grenzen 
der erwarteten Zortheile liegenden Opfer aus eigenen Mitteln zu bringen. Snfo- 
weit folgt die Nothwendigkeit der Heranziehung der Intereffenten aus dem offenbar 
richtigen Sate, daß die Gemeinde zwar dazır da ift, Das Interefje Aller zu fördern, 
nicht aber dazu, dem Einen auf Koften der Andern Vortheile zuzumenden. 
Man wird mir Bierbei zwererlet einwenden können: einmal, daß nach der 
in den deutſchen Gemeinden üblichen Finanzwirthſchaft die Beziehung zwiſchen 
Steuerertheilung und Intereffe, wenn auch bei erfter Einführung der Abgabe vor= 
Banden, doch ſich demnächſt dadurch verwiſche, daß eine Abgleihung zwiſchen dem 


. 


Ertrage folder Steuern und den Ktoften der betr. Unternehmung demnächſt unter= 


bleibe und jener Ertrag im allgemeinen Haushalte der Gemeinde Berrechnung 
finde, welchem, wenn demnächſt die Amortifation beendet fer, die Einnahme aus 
der Abgabe als freie Einnahme zufließe. Sodann, daß wenn bei Anlagen der 
bezeichneten Art den Einzelnen Gelegenheit zur Aneignung gewiſſer Vortheile ge= 
boten werde, hiermit noch nicht gegeben fei, daß er die Vortheile ſich wirklih an— 
eignen könne oder wolle; jo: wenn Jemand in Ermangelung des für die Ein: 
richtungen in feinem Haufe oder feiner Wohnung erforderlichen eignen Capitals, 
Credits u. |. w. auf VBenugung der Gaseinrihtung, Wafferleitung u. |. w vers 
zichten müſſe oder wenn er aus Sparfamfeit, Privatliebhaberer u. |. w. auf die 
jelbe zu verzichten vorziehe. 

Der erfte Einwand ift nicht ohme fcheinbare Begründung; derſelbe trifft 
indefjen mehr die zeitige Einrichtung des Gemeinde-Finanzweſens als die Sache 
ſelbſt. Eine Gegenüberftellung beftimmter Ausgaben mit beftimmten Steuer- 
Erträgen und eine Regelung der Steuerfäge für den betr. Specialzweck durch 
den Bedarf iſt allerdings in dem gegenwärtigen Berfahren der ftäbtiichen Finanz⸗ 
verwaltungen nicht häufig, indeſſen ift fie keineswegs unausführbar und na- 
mentlich da am wenigften mit Schwierigfeiten verknüpft, wo es fih um Ber- 
zinfimg oder Amortifation eines beftimmten (Anlage-)Capitals, alfo um geraume 
Zeit hindurch gleich bleibende Beträge handelt; Steuerüberjchüffe, welche durch 
Hinzutritt neuer Steuerobjecte zu dem urfprünglichen entftehen, können Leicht durch 
Verweudung zur Verſtärkung der Amortifatton eine dem Zweck der Steuer ent= 
Iprechende Verwendung finden. Die Bildung von Special-Etats behufs der be- 
ſonderen Verrechnung von Einnahmen und Ausgaben für beftimmte öffentliche 
Zwecke, mit welcher keineswegs eine Auflöſung des gefammten Haushalts im 
derartige Special-Etat8, wie fle oben als unausführbar bezeichnet wurde, ges 
geben ıft, Scheint mir fogar im Princip ein Correlat der Befteuerung nach dem 
Intereſſe zu fein. Gleichwohl pflegen die Härten, welde aus dem vorher be: 
zeichneten gebräuchlichen Verfahren hervorgehen, nicht beſonders große zu fein, 
weil in der Kegel, wenn wirklich der Fall der Forterhebung der Steuer nad 
vollendeter Amortifation des Anlage-Capital8 eintritt, die Steuer durch Gewöh⸗ 
nung ber Befteuerten und Anfügung der Berbältniffe an fie ihr Drüdendes 
verloren bat. Auch pflegen die Vortheile, welche durch die vorberegten öffent: 


e 
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lichen Anlagen dem Einzelnen zugewendet werben, dauernde zu fein; bat alſo in 
der That Die Auflage ihrem Maße nah fi in den Grenzen der gebotenm 
Vortheile gehalten, jo findet fie in dem dauernden Nugen ihre dauernde Au— 
gleihung. Manche der in ben preußifhen Städten beſtehenden beienbenn 
Steuern rühren in diefer Weife aus Beranlaffungen her, die gegenwärtig mict mehr 
fortbeftehen, ohne daß deshalb die fortvauernde Erhebung der Steuer drüderda 
empfunden würde. 

Auch der zweite Einwand fcheint gewichtige Momente für fich zu bakcı. 
In der That: die Fälle find bei Unternehinungen der erwähnten Art nit jeder 
daß der Einzelne von den gebotenen Bortheilen nicht Gebrauch machen mi. 
oder, was offenbar mehr Berüdfichtigung verdient, maden kann. Solche iz 
fommen indeffen auch bei den eigentlichen Intereſſenten-Genoſſenſchaften vor, k: 
welche Doch das PBrincip einer zwangsweiſen Heranziehung aud) der biflentirene 
Mitglieder nicht angefochten wird. Geſetzt es handle fi um eine Geneßie 
haft zur Wiefenbewäflerung, die Ausführung der Anlage geftatte es den Mi⸗ 
gliedern, vermöge des vermehrten Futterzuwachſes einen größeren Biehftan x 
ernähren; find deshalb Alle in der Lage, dieſen Vortheil ſich aneignen zu können? 
En fann ber Einzelnen der in den Gebäuden vorhandene Stallraum je &: 
ſchränkt fein, daß es ohne beträchtliche Ermeiterung der Gebäude, welde de 
ungünftige Hoflage vielleicht nicht einmal geftattet, unmöglich iſt, den Viehſiard 
beträhtlih zu erhöhen. Gleichwohl zieht das Statut auch folde Inter 
fenten nab dem gleihen Maßftabe heran. In der That kann nur das ker: 
hältniß der gebotenen, nicht der wirklich zu Theil gewordenen Borat 
die Örundlage der Vertheilung bilden. Auf der Baſis des letzteren Bertheilun 
princip8 würde ein Zuftandelommen von auf Zwangsverbänden berußenden 
meinnügigen Unternehmungen niemals zu erreichen fein; mit der Einräumung mx 
Einfluſſes an den Willen und die Fähigfeit der Einzelnen, die möglichen Le: 
theile zu ziehen, würde das Princip der erwähnten Verbände ganz auigebst: 
werben. Die Härte von Ausnahmefällen der gefchilderten Art mag auf aut 
Weile, durch Gemährung oder Bermittelung von Vorſchüſſen gegen billige Tr: 
zinfung zur Herftellung der erforderlichen Einrichtungen, durch theilweiſe Starr: 
Erlaſſe bei auf bejonderen Umftänden berubender abjoluter Unmöglichkeit de 
Theilnahme an den Vortheilen ausgeglichen werden. Jedenfalls mürde, we 
das, was nad vorentwideltem Grundſatze zunächft auf die bei der Anlage v: 
terefjirten Einwohner umzulegen fein würde, von der Gemeinde aus dem Ertra; 
ihrer allgemeinen Steuern zu beftreiten wäre, der Grundfag, daß in ent: 
Tinte das erweisliche Intereſſe einen Bertheilungsmaßftab abzugeben hat, met: 
verletzt werden, als durch jene in einzelnen Fällen entftehenden Gärten, zu dere: 
gänzlicher oder doch theilweiſer Ausgleihung es oft an Mitteln nicht fehlt. 

St nun aber die Größe des Intereſſes an und für ſich ein beredturm 
Mafftab für die Heranziehung der Mitglieder einer Gemeinde zu fett 
Steuern, welche Herftellung und Unterhaltung von den Nuten Einzelner be: 
zwedenden oder mit bezwedfenden Anlagen betreffen, fo ift damit nicht gelagt, dat 
diefer Maßftab fih überall und allgemein zur praftifchen Anwendung E3E. 
Vorausſetzung der Anwendbarkeit ift zunächſt, daß die Beziehung der geht 
Bortheile zu einer beſtimmten Kategorie von Einwohnern flar hervortret u 
daß auch die Abftufung der Vortbeile fi) in einer einigermaßen famtlıde 
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Weiſe vollziehe; fodann muß auch die abminiftrative Möglichkeit einer ſolchen 
Abgabe vorliegen. Die Gemeinden, namentlid die gräßeren, müffen für ihre 
Einrichtungen einen gewilfen Grad von Allgemeinheit und Dauer in Anfpruch 
nehmen, welcher nicht geftattet, fir jede das Ganze nur wenig berührende An— 
gelegenheit bezw. für jede Befriedigung eined ephemeren Bebürfniffes eine be- 
fondere Organifation zu fchaffen. So kann 3. B. der Kreis der Anwohner, 
welhe von einer Brunnen-Anlage Vortheile haben, fich ſehr genau abgrenzen 


laſſen, ohne daß doch dieferhalb von der Gemeinde eine beſondere Steuer auf 


diefe Anwohner ‚gelegt werden fann, da die Erſchwerung der Verwaltung, welche 
aus der Schaffung jolder enger und auf vorlibergehende Eriftenz berechneter 
Steuerſyſteme entftünde, in einem Verhältniß zu dem damit zu erreichenden 
Zwede ftehen würde. Hier muß die Ausgleichung darin beftehen, daß die Ge— 
meinde mit derartigen Einrichtungen Alle nad) Zeit und Bedürfniß verforgt. Es 
muß endlich noch die Steuer nad) dem Intereffe eine finanziell mögliche fein d. h. es 
muß jener Bertheilungsmafftab in irgend einer, fer e8 beftehenden, fet es neu ein- 
zuführenden und mit dem gejammten Steuerjuftem der Gemeinde vereinbaren Steuer» 
form einen Ausdrud finden fünnen. Die Steuern, um welde e8 ſich hierbei hanbelt, 
tünnen zweierlei Art fein; es können als nad dem Intereſſe abgeftufte Um— 
lagen im concreten Halle eben ſowohl beftimmte Staatsfteuern, als befondere Ge— 
meindeftenern, weldhe im Staatsſteuerſyſtem feine Stelle haben, in Betracht 
lommen. 

Die Idee einer Befteuerung nach dem Intereſſe iſt in Frankreich obne alle 
Berwirklihung geblieben; von der Staatöfteuer wiirde die Grundſteuer fchon 
wegen bed weiten Abſtandes zwiſchen den cataftermäßigen und den wirklichen 
Ertragsverbältnifien auch als Grundlage zur Pertheilung einer hauptſächlich 
zum Vortheile der landwirthſchaftlich genutzten Grundftüde erhobenen Auflage 
faum benußbar fein; eher könnte die Mobiliarftener unter Umftänden als eine 
Steuer gelten, welche dem Geſichtspunkte der BVertheilung der Laſt nad dem 
Intereffe Rechnung trüge; namentlid könnte dies da der Fall fein, wo es fid 
um Auflagen für ſolche Anlagen handelte, deren Vortheile hauptſächlich den In⸗ 
habern von Wohnungen als foldhen zu Gute kämen; indeſſen fchon Die vorge- 
Ihriebene gleichzeitige und gleihmäßige Belaftung der verjchiedenen Directen 
Steuern ſchließt die Benugung einzelner berfelben zu vorberegtem Zwecke aus. 
Noch weniger läßt die franzöſiſche Geſetzgebung bejondere auf dem Princip der 
Vertbeilung der Vortheile berubende Steuern zu, da fie eben den Gemeinden 
andere Directe Steuern als Zuſchläge zu den Staatöftenern zu erheben 
nicht geftattet. Im Uebrigen würde die Bildung folder Beftenerungsformen 
ganz der in der franzöfiihen Verwaltung prävalirenden Tendenz der Gen» 
tralifation und des Schematifivend entgegen jein; die Zulaſſung derielben 
würde gewiffermaßen die Einräumung autonomifcher Befugniffe an die Gemeinde⸗ 
Organe in ſich jchließen, deren Entftehung von allen Kegierungen Frankreichs 
in eiferfüchtiger Weife verhindert worden ift. Der Zug des franzöfijchen Staats⸗ 
lebens, daß es für den individuellen Berbältniffen folgende Einrichtungen feinen 
Raum Bat, offenbart fich auch bier. 

In Preußen würden in den ländlichen Gemeinden Zufchläge zur Grund- 
feuer in vielen Fällen als eine Steuerumlage nad) dem Intereſſe in Betracht 
fommen können; wenn auch burch die Entwidelung ebenfalls bereits überholt, giebt 
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doch das Catafter immer noch ein weit getreneres Abbild der wirklichen Ver 
hältniſſe als in Frankreich und Einwendungen, die and der Richtübereinſtimmung 
zwoifchen jenem und den letzteren hergeleitet worden, werben in viel ſeltenerer 
Fällen ausreichende Begründuug für ſich Haben. Namentlich ericeint die At: 
dringung durch Zufchläge zur Grundfteuer für denjenigen Aufwand angemeſſen. 
welcher durch Herftellung und Unterhaltung der Verkehrsanlagen erforderlich wır. 
Es ift zu wünſchen, daß dieſe Art der Bertheilung bei Aufwendungen ber cr: 
wähnten Urt mehr und mehr die Oberhand über die vielfach noch beſtehende 
veralteten Obfervanzen erhalte, jo namentlih über bie herkömmlichen Arten ix 
Bertheilung der Hand- und Spanndienfte, in welden die Abftufung nad dm 
Intereſſe cinen genügenden Ausdruck in feiner Weile zu finden pflegt. — ku 
nun auch, was ferner befondere auf der Vertbeilung der Vortheile beruberd 
Umlagen anlangt, die Einführung von folden in das Steuermejen der mise 
Gemeinden im Intereſſe der Erhaltung der Einfachheit der Einrichtungen T 
Allgemeinen nicht wird begünftigt werden fünnen, jo dürfte hiervon doch eine In: 
nahme dann zu machen fein, wenn es fi um eine einmalige, im Intereffe ze 
Kategorie von Einwohnern erfolgende Leiftung handelt, deren Aufwand din: 
einmalige Beiträge gededt werden fann; aus der Annahme eines von dem .T 
Stantöfteuern abweichenden Vertheilungsmodus können bier, wo die Abwidrlur; 
auf einmal erfolgt, wejentliche Nachtheile nicht entftehen. Bon größerer Narr; 
faltigkeit find die Formen, die fih in den Städten darbieten. Hier ft & z— 
nächft die Gebäubdefteuer, in welcher für manche Arten des Aufwandes das dr 
hatrig des Intereſſes den am meiſten entſprechenden Ausdruck findet; jo wr 
eiſpielsweiſe die Unterhaltung der Straßenbeleuchtung, des Straßenpflaſters, de 
Trottoirs als eine Leiſtung der Gemeinde angeſehen werben können, we == 
nigſtens zu einem großen Theile ſich als Befriedigung eines Bedürfniſſes der & 
bäudebefiger bezw. eine Förderung ihres Intereſſes charalteriſirt. Es mitt: 
fih daher meines Erachtens rechtfertigen, einen erheblichen Theil des Aufwande 
in Geftalt eines Zuſchlages zur Gebäubefteuer aufzubringen. Das Gar 
wiirde gelten, wenn in einer Stadt, welche vom Abfuhrſyſtem zur Canalıtare 
überginge, die Fürſorge für Befeitigung von Abfuhrftoffen bis dahin den Hu= 
befigern obgelegen hätte. Es wäre nicht unzuläffig, in folden Fällen Ir 
dificationen in dem PVertheilungsprincip der Gebäubefteuer derart ewnmetn © 
laſſen, daß die Zufchläge von ſolchen Kategorien von Gebäuden, melde, & 
unter Umftänden als Fabrikräume benugte, an den Vortheilen der Eime 
tung nicht participiren, nicht erhoben würden. Ebenſo fünnte ein erheblid 
Beitrag zur Unterhaltung des Feuerlöſchweſens auf die Gebäudeſteuer gi“ 
werden, da die Haushefiger won der bezüglichen Einrichtung vorzugsweiſe 21: 
Das Herimtergehen der von ihnen zu entrichtenven Verſicherungsprämie den bi: 
figften und ermeislichen Vortheil ziehen. — Indeſſen entfpricht die Gehäuteiteet 
keineswegs in allen Fällen am meifien der Abftufung des Interefjeg. In me 
feltenen Fällen wird ber Ietteren eine Steuer nad) dem Miethswerth, bi. 
Wohnungsmiethswerth — es find dies die verſchiedenen Formen der m da 
gie Städten Preußens nicht feltenen Miethsſteuer — mehr . 
o Tieße ſich beifpielsmeife die Aufbringung des Aufwandes fiir die Unterhalt; 
der Waflerleitung, bezw. für Verzinſung und Amortifation des Anlage 
für viefelbe in folgender Weife denfen: ein Theil würde aus den allem“ 
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Einkünften der Stadt getragen, ein zweiter durch Beiträge der die Anlage be 
nugenden Einwohner gebedt, ein dritter nad Verhältniß des Wohnungsmieths- 
wertbö umgelegt, da die Wohnungen durch Erleichterung und Sicherftellung der 
Rafferverforgung offenbar eine Annehmlichkeit gewinnen. Das Ergebniß einer 
Miethöftener läßt fi, was die Bertheilung anlangt, nicht ohne Weiteres auf 
dem Umwege einer Gebäude oder Hausfteuer erreihen, da die Mebermälzung 
nicht immer möglich ift, der Regel nach auch bis zu ihrer Durchführung ein nicht 
unbeträchtlicher Zeitraum vergeht. 

Tie Geſetzgebung wird die Möglichkeit offen laſſen müffen, den befonderen 
Beziehungen ſolcher beftimmter Ausgaben zu den Intereſſen beftunmter Kate— 
jorien von Gemeindeangehörigen durch ent|prechende Steuerformen Rechnung zu 
tragen; dafür, daß die häufigften diefer Formen den Anforderungen der Son= 
ſequenz und der Webereinftimmung mit der fonftigen Steuer:Gejeggebung genügen, 
närde durch den Erlaß von Normal-Reglementd behufs Negelung der Ausübung 
des den Behörden einzuräumenden Beflätigungsrecht® geforgt werden fünnen. Im— 
nerhin bleibt die Befteuerung nach dem Intereffe, welchen Umfang fie auch im 
inzelnen alle erlangen mag, eine exceptionelle, deren Berechtigung überall bie 
n jedem einzelnen Falle nachzuweiſende Evidenz und Erkennbarkeit des Intereſſes 
md feiner Abftufung zur Vorausjegung hat. 


Vierter Abſchnitt. 


Ertrags- und Einkommenſtenern als allgemeine Communalftenern. 


Nah dem Borftehenden ift die Steuerwertbeilung nach Analogie der Staate- 
teuern oder nach dem Intereſſe eine auf beftimmten Eigenfchaften des zu decken⸗ 
en Bedarfs beruhende und daher exrcepttonelle; wenn auch Das Gebiet, innerhalb 
fen die Anwendung des einen oder anderen Maßſtabes berechtigt erfcheint, 
hatſächlich ein ausgedehntes ift, fo kann doch damit das Gebiet der Sommunal: 
fteuerung nicht erſchöpft werden. Es bleibt ein weiter Raum übrig, der durch 
ne allgemeine, d. b. ohne Rüdficht auf eine befondere Qualification des zu 
edenden Bedarfs zu erhebende Communalſteuer auszufüllen if. Das Princip 
nejer Steuer, welche die Beziehung des Individuums zur Commune zur alleinigen 
Bafis bat, Tann meined Erachtens fein anderes ald das der Belaftung nad 
xm Verhältniß der Steuerkraft fen. Im diefem Punkte kann ih auf ben 
Inhalt der Verhandlungen zurüdgreifen, welche über diefen Theil der Materie 
uf der legten VBerfammlung des Vereins für Social-Bolitit geführt worden find. 
. Dieſen Verhandlungen und den zur Vorbereitung derſelben abgegebenen 
Sutachten gebührt das Berdienft, über die Berechtigung des eben erwähnten 
Principe und über das Verhältniß der beftehenden Communalfteuern zu dem— 
elben Licht verbreitet zu haben; die Erkenntniß von ber relativen Unbeweglich⸗ 
at und der hierauf beruhenden Unzulänglichfeit der Ertragöfteuern und von der 
Nothwendigkeit, die Einkommenſteuer mittelt Ergänzung durch eine Bermögend- 
teuer 1), ſowie mittelft Erweiterung der den Anſpruch auf Ermäßigung begrün⸗ 





Ich beziehe mich auf bie Bormulirung in den Beichlüffen ber britten Berfamm- 
ung des Vereins für Socialpolitit, Verhandlungen S. 68. (Schriften XI.) . 
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denden Kategorien von Verhältniffen ?) zu verbeffern, bezeichnet unzweifelhaft einen 
Fortichritt von großer Tragweite. Gleichwohl ſcheint mir Damit mehr eine Rick 
ſchnur fir weitere Behandlung des Gegenftandes, al8 ein unmittelbar vermentbard 
Ergebniß gewonnen zu fein. 

Zunächſt bedarf der Gedanke einer Vermögensſteuer noch einer were 
Präcirung und Ausbildung. Auch diefe Formulirung, wiewohl fie gegenühber 
der der ftärferen Veranlagung des fundirten Einkommens die correctere ft ?ı, [it 
nod) Manches im Ungewillen; wenn bei letzterer Formulirung eine Schwieriglen 
in der gänzlichen Verſchiedenheit der Productivität des bei dem fundirten Gi: 
kommen betheiligten Vermögensfactors Liegt, Jo ift hier die Frage nach dem Grund 
late, melcher bei der Ermittelung des der Veranlagung zur VBermögensitar 
zum Grunde zu legenden Werthes maßgebend fein fol, zu löſen. Ich ner: 
einen Kapitaliften, der 50,000 Mark verzinslich angelegt bat, einen Apotbda, 
dejlen Grundftüd und Inventar Ddenfelben Werth erreiht, einen Geleh:z, 
welcher einen gleichen Betrag in feiner Bibliothek fteden hat, und eine Zängerr. 
deren Schmuf und Garderobe ebenfalls einen Geldwerth von 50,000 Yixi 
repräfentirt; fol in allen dieſen Fällen derſelbe Betrag und zwar mit demſelben 
Procentfage zur Steuer herangezogen werden ? Die Chancen, das betr. Bermizr 
im Falle nothwendiger Veräußerung feinem Werthe entipredyend zu verjilben, 
find in den erwähnten Fällen fehr ungleihe und doch würden diefe Chancen fi: 
die Feftftellung des zur Befteuerung heranzuziehenden Betrages feine genügente 
Anhaltspunkte gewähren. Andererſeits wäre es unzuläſſig, ſich bet jener Sur: 
auf Grund= und Gapitalvermögen im engeren Sinne zu beichränten. 

Bor Allem aber ift die unmittelbare Anwendung jenes hinſichtlich der Ler 
befierung der Einfommenfteuer aufgeftellten Principe, wie bei jenen Bahr 
lungen wiederholt hervorgehoben wurde, dadurch ausgeichloffen, daß die Ir 
ftehenden Ertragsſteuern bereits eine nambafte Belaftung wichtiger Kategeri 
von Bermögendobjecten enthalten. Die neue Vermögensfteuer würde fih Mix: 
zunächſt mit diefen Ertragsſteuern abzufinden haben; namentlich der Grundter 
gegenüber, deren Aufhebung mit Recht widerrathen wird, hat dies ſehr arck 
Schwierigfeiten. Die Vorausfegungen, von denen es abhängt, inwieweit M: 
Grundſieuer Reallaft geworden, laſſen fi) in abstracto leicht entwideln; fie 1= 
Dagegen in concreto faum feitäuftellen; noch weniger erſcheint es möglih, ©: 
für alle Verjchievenbeiten der Fälle Rechnung tragendes Princip der Abgrayc: 
zu finden. Und doch ift, ſoweit die Grundſteuer Reallaſt geworden, fiher er 
Anlaß zur Ermäßigung bderfelben vorhanden; e8 würde damit dem Einen x 
Ichenft werden, was ganz Andere — die Vorbeſitzer, welche wegen der Gr: 
fteuerlaft einen geringeren Kaufpreis erhielten — verloren haben. 

Es bliebe daher nur übrig, für die Communalfteuer einen eigenen Fe 
zu gehen und mittelft einer bejonder8 geregelten Communal-Einkommenfta” 
auf diefem Gebiet jene Berbeflerung an Stants-Einfommenfteuer zu anticgre. 
Ich halte diefen Weg für vollkommen verwerflid. Allerdings haben zahlte: 


2) cfr. Neumann, bie progreffive Einlommenftener in Staat und Gemart: 
©. 176 fg. (Schriften VIII) 

2) Bergl. Genfel in der Sammlung ber Gutachten der Eifenacher Berfamziıs; 
über Perſonalbeſteuerung, S. 41. (Schriften ILL) 
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größere Communen die bisherige Freiheit benutt, um neben der Staatöftener eine 
nach bejonderen Grundfägen fi regelnde Einftommenfteuer einzuführen; die be= 
denflihen Wirkungen einer folden Einrihtung haben inbeflen vielfach dahin ge 
führt, Diefelbe wieder zu verlafien und fich ftatt deſſen auf Zuſchläge zur Staats- 
einfommenfteuer zu beichränten. In der That, enthält jene Einrichtung einen 
grundfäglichen Widerſpruch in fi. Das Beftenerungsreht der Gemeinden 
leitet fih aus der Staatögewalt ber und ift infofern mit dem Beſteuerungsrecht 
des Staates gleiher Natur; es ift nun aber unmöglich, daß zwei unter ber 
Autorität deſſelben Staate8 handelnde Organe daſſelbe Princip in ungleicher 
Weiſe ausführen, als die rihtige und dem Princip entfprechende Form kann 
immer nur eine Form anerfannt werben; jede ber beiden neben einander be= 
ftehenden Formen negirt daher Werth und Berechtigung der anderen. That⸗ 
ſächlich hat der Hegel nach jenes Nebeneinanverbeftehen einer doppelten Einfommen- 
fieuerorganifation zu einem Wetteifer in dem Anſatz der Steuerihraube geführt, 
einem Wetteifer, dem e8 meift gelungen ift,_den Drud der Steuer für die betr. 
Gemeinden erheblich zu verichärfen. 

Iſt dies aber richtig, ſo bleibt als ein momentan verwerthbarer Theil 
jener Ergebniſſe nur die Erkennt niß übrig, daß eine allgemeine Einfommenfteuer, 
wie die in Preußen beftehenve, denn immer nod eine größere Beweglichkeit und 
Dehnbarkeit befittt, ald die fogenannte Ertragsſteuer. Nehme ich nun an, daß 
eine aliquote Erhöhung derſelben bis zu einer beftimmten feften Grenze bin 
aus dem Grunde ohnedies erforberlih wird, weil wenigſtens Hinfichtlich eines 
fih innerhalb der Ausgaben für den Gemeinden übertragene Staatsaufgaben 
bewegenden Quantums ohnehin ſchon ein Zufchlag zu ſämmtlichen Directen Stantd- 
fteuern zu erheben fein würde, daß fernere Zuſchläge zur Grundfteuer oder Ge⸗ 
bäudefteuer infoweit aufzulegen wären, als diefe Art der Vertheilung der Ab- 
ſtufung des Intereffes bei einzelnen Ausgaben entfpräce, fo würde der Reſt nur 
der Einkommenſteuer zufallen Lönnen. Tür Preußen denke ich mir daher bie 
Stufenfolge in der Dedung des Gemeindebedarfs in folgender Weile: 

Zunächſt wären alle Gemeinden, welde nicht eben ihren Bedarf ganz 
aus den Einkünften des Gemeindevermögend beftreiten bezw. mit einzelnen nad 
dem Mafftabe des Imtereffes vertheilten Umlagen auszureihen vermöchten, auf 
einen beftimmten feften Zuſchlag zu den fämmtlihen directen Staatöfteuern zu 
verweilen; für den biebei einzuhaltenden Procentfag wäre ein Maximum zu 
teguliven, das geeigneten Falles aud nach den Provinzen verſchieden geregelt 
werden könnte; daſſelbe wäre jo feitzufegen, daß der Ertrag dieſer Zufchläge 
unmer innerhalb des Aufwandes für die Erfüllung der grundfäglich dem Staate 
angehörigen Aufgaben läge. Es würde diefer Zufchlag, wiewohl das Maximum 
beträchtlich Höher zu normiren wäre, den ordentlichen Gemeindecentimes Frankreichs 
ih annähern. Jenes Marimum könnte in der Belaftung der einzelnen Ertrags⸗ 
feuern nur da überfhritten werden, wo nachgewiefen wiirde, daß die über daſſelbe 
hinausgehende Belaftung dem Verhaältniß des Interefles, in welchem die Gemeinde⸗ 
angehörigen bei der betr. beionderen Ausgabe betheiligt ſeien, entſpräche; der 
Reſt wäre, ſoweit er nicht eben durch befondere, nach dem Intereſſe fich ver- 
iheilende Steuern, wie etwa eine Miethöfteuer Dedung fände, durch Zuſchläge 
zur Claſſen⸗ und claffificirten Eintommenfteuer aufzubringen. Die Belaftung der 
lesteren würbe auch bei Anwendung folder Grundfäte immer noch einen hoben 
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und zwar fo hoben Grab erreiden können, daß die Umwollkommenheit dieſer 
Steuer und namentlih das Drüdende der vollen Heranziehung des niht fer: 
dirten Einkommens beſonders fühlbar hervorträte; das auf diefem Wege zu 
erreichende materielle Reſultat wäre daher immer nur ein beſcheidenes; em gr 
ßeres Reſultat Liege fi) meines Erachtens nur dann erzielen, wenn, was mı 
zur Zeit faum im Bereich der Ausführbarfeit zu Liegen ſcheint, mit der Reiem 
des Kommunalſteuerweſens eine Umgeftaltung des Staatsſteuerſyſtems in dem eber 
entwidelten Sinne zufammenfiele. Dieje Verbindung von beiden Reformen wär — 
bie Gewerbeſteuer würde in der Einkommen: und Bermögensfteuer aufgehen — da 
Bortheil gewähren, daß die Ermäßigung der Grundfteuer ohne wirklichen Erlak ar+ 
Theils derſelben dadurch zur Ausführung gebracht werben fünnte, daß nur e: 
Theil derjelben die Natur von Staatöfteuern behielte, der Reſt dagegen als er 
fefter Zuſchlag zur Verfügung der Gemeinden forterhoben würde. 

Wenn ich num auch der Anfiht bin, daß die preußiſche Einkommenfr:c 
nad) den vorangeführten Richtungen fich beträchtlich vervolltommmen läft, ſo in 
doch die Erwartungen, welche ih an diefe Vervollkommnung mlipfe, dem Maß 
nach geringer, als fie von den Bertheidigern der Reformen, denen ic font nz 
anſchließe, gebegt zu werben jcheinen; alle Ungleichheiten und Härten werien 2: 
auf diefem Wege nicht aus dem Princip der Steuer entfernt werben fünze. 
Bor Allem wird die Abgrenzung derjenigen Kategorien von Fällen, welde : 
ermäßigter Veranlagung berechtigen fullen, wenn nicht die Beranlag:: 
zu einer rein arbiträren can fefte Kriterien nicht mehr gebundenen aus: 
ſoll, immer eine fo reftrictive bleiben müffen, daß viele materiell die Kr? 
tigung der Ermäßigung in fich begreifende Berhältnifie außerhalb derjelben wer” 
bleiben miüflen. Die Formulirung wird der Fülle der durch das eben ax 
tenen Erfcheinungen nicht zu folgen vermögen. Aber auch wenn die Faflunz c 
veftrictive bleibt, wird Doch in conereto die Auswahl der zur Berüdfichtie: 
zuzulaſſenden Fälle eine fchmwierige fein; wie ſchwer unter Umftänden bein: 
weile ein die Erwerböfähigfeit wirklich beeinträchtigended Maß von Krankteu © 
eonftatiren ift, deſſen werden diejenigen, welche mit der Beftftellung ähnlicher Veibel 
nifle auf Diefem oder anderen Gebteten zu thun gehabt haben, ſtets eingeben! ‘= 

Aber die hauptſächlichſte Schwierigkeit bietet fi bei der Ermittelung de 
reinen Einfommend; fie befteht keineswegs allein in der Unzuwerläffige: Y 
Wege (Faſſion, Erkundigungen u. f. w.), welche fich für vie Feſtſtellung ð 
thatlächlichen Bafen zur Ermittelung dieſes Einkommens darbieten; fie bet 
namentlich auch in der Unficherbeit, welche in concreto bei Ausſonderung :* 
reinen Einkommens faft niemald zu vermeiden fein wird. So leicht abi: 
die Definition in abstracto, fo ſchwierig ift in vielen einzelnen fällen die v* 
ſcheidung der Frage, welche Ausgaben als Unkoſten des Erwerbes in Ab: = 
bringen find. Bet zahllofen Arten der Erwerbsthätigkeit laſſen fich die dub d 
felbe verurfachten Auslagen von den Ausgaben für die perjönlide Enftm ' 
wenig trennen, daß beide Gebiete in einander übergreifen ; inwieweit die Koften =: 
Unterhaltung einer Equipage, deren fih jemand theils zu geſchäftlichen Zmei- 








theils aber auch zu feinem und der Seinigen Vergnügen bedient; ini: - 
Miethe von Comptoirs oder gewerblich benußten Räumen, die theilweile nt = 
Wohnzwecken gebraucht werben, als Auslage für den Erwerb in Abzug za mix 
find; wie das Maß und der Werth Desjenigen zu beredjnen ift, was ber tar: 
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wirtb zu feinem und feiner Familie Unterhalt und Annehmlichkeit aus feiner 
Wirthſchaft entnimmt und was daher in jedem alle einen Theil feines 
reinen Einkommens bildet u. |. w.: alles das find ragen, bie mır in fehr 
arbiträrer Weife gelöft werden Türmen. Große Umngleichheiten namentlich 
zum Nachtheil derjenigen, deren Einkommen in feften Bezügen befteht, werben niemals 
zu vermeiden fein; mag daher auch bei der Einkommenſteuer Die Grenze, inner: 
halb deren diefe Ungleichheiten noch erträglich bleiben, höher aufwärts Liegen, als 
bei den Ertragäfteuern, fo ift immerhin doch eine Grenze vorhanden, über welche 
auch beit Anfpannung diefer Steuer, ohne daß deren Anwendung in bie empfind- 
lichſte Ungerechtigkeit umfchlage, nicht Binausgegangen werben kaun. Die jest in 
den preußifchen Städten nicht mehr fo feltene Erſcheinung, daß die Communal- 
zuſchläge 150 oder wohl gar 200 Procent des Staatseintommen-Steuerbetrages 
erreichen, bleibt, auch die rationellfte Reform der Eintommenfteuer vorausgefegt, 
ane lingeheuerlichteit, welche Abhülfe fordert. 

Eine folge Abhälfe läßt ſich jedoch innerhalb des Rahmens, in welchem 
fih, wie im erften Abfchnitte dieſes Theils ausgeführt worden, eine Reform des 
Eommmmalfteuermejend zu halten Hat, nicht erzielm; es wird daher barauf 
Bedacht zu nehmen fein, die jetzt gezogenen Schranken allmählich zu befeitigen. 
Jh fonıme hierauf im Tetten Abfchnitte zurück. 


Fünfter Abſchnitt. 


Das Prineip des preußiſchen Entwurfs. 

Die Stellung, welde ich zu dem preußifhen Entwurf einnehme, gebt im 
Wejentlichen bereit aus dem oben Geſagten hervor. 

Der Entwurf ftellt als Grundſatz auf, daß die Vertbeilung der Gemeinde: 
abgaben in der Regel nad) dem Verhältniß der directen Stantöftenern und zwar 
duch Zuſchläge zu Denfelben ftattzufinden babe. Bezüglih des Verhältniſſes 
der Belaftung ber einzelnen Stantöfteuern mit Zuſchlägen gewährt er jedoch den 
Gemeinden eine gemille Freiheit; nur dürfen Zufchläge zur Claſſen⸗ und claffi- 
fonten Einfommenfteuer nicht ohne gleichzeitige Heranziehung ſowohl der Grund- 
feuer, als der Gebäubdefteuer, Zujchläge zur Grund- und Gebäudefteuer nicht ohne 
gleichzeitige Heranziehung ver Claſſen⸗ und clafjificirten Eintommenfteuer erhoben 
werden. Dagegen kann die Belaflung der Grundfteuer in den Landgemeinden, 
der Gebäubdeftener in den Stadtgemeinden mit Zuſchlägen innerhalb der Hälfte 
und des Anderthalbfachen, die der Gebäudefteuer in den Landgemeinden und ber 
Grundſteuer in den Stadtgemeinden innerhalb eine® Viertels und des vollen 
Vetrages desjenigen Procentjaged vartiren, mit weldem bie Claffen- und claffi- 
fieirte Einfommenfteuer zu Zufchlägen herangezogen wird; ja es können unter Zu- 
fimmung der Aufjichtöbehörde die ebenbezeichneten Minima noch weiter und zwar bis 
auf die Hälfte der angegebenen Quoten ermäßigt werben. Die Heranztebung der 
Gewerbrfteuer ift niemals obligatorifh; dieſe Steuer darf niemals mit einem 
höheren Procentfage als die Grundfteuer in den Landgemeinden, bezw. die Ge- 
bäubefteuer in den Stadtgemeinden mit Zuſchlägen herangezogen werben; zur 
Belaſtung der Gewerbeftener mit Zufclägen in Gemeinden der dritten und 
vierten Gewerbeſteuer⸗Abtheilung ift Genehmigung der Aufſichtsbehörde erforder: 
Id, Die erſte und zweite Stufe der Claſſenſteuer kann ganz freigelafjen over 
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mit einem geringeren Procentſatze als bie übrigen Stufen der Steuer ben: 
gezogen werben, doch erfordert gänzliche Freilaſſung der zweiten Stufe Gench 
migung der Auffichtsbehörde. Zu dem Aufwande für Vertehröanlagen lam de 
Grund» und Gebäubefleuer (immer innerhalb der Grenzen des vorermähate 
Marimums) mit einem höheren Procentfate als zu anderen Gemeindeausgaben 
herangezogen werben ; andererjeitd kann, ſoweit es fich nicht um Berfehrdanlga 
handelt, ausnahmsweiſe und mit Genehmigung des Oberpräfiventen auf die 
gänzlihe Freilaffung der Grund: und Gebäubefteuer erfolgen. Jede Belaftun 
einer directen Stantöfteuer mit Zuſchlägen von mehr als 100 Procent eriorder. 
die Genehmigung der Auffichtöbehörde, jede Belaftung mit über 200 Procent mm: 
fterielle Benehmigung. — Die zur Zeit beftehenden directen Gemeindeabgabc 
mit Ausnahme der unmittelbar auf das Einkommen gelegten, können zwer 
unter Zuftimmung der Aufſichtsbehörde beibehalten werden, jedoch ift zu jeder Ab 
änderung bezüglich der Veranlagung derartiger Gemeindeabgaben die Genehmigurz 
bes Oberpräfidenten, zu einer Erhöhung der Süße derjelben die Genehmigus; 
des Miniſters des Innern und ber Finanzen erforderlich; neue directe Gemeinde 
abgaben, mit Ausfchluß folder, die direct auf das Eintommen gelegt find, ſoxr 
neue indirecte Gemeindenbgaben dürfen ausnahmsweiſe unter Zuftimmung de 
Auffichtsbehörden, ſowie unter ſtets widerrufliher Genehmigung des Minttei 
des Innern und der Finanzen eingeführt werben. 

Der Grad, bis zu weldyem der als Regel vorgejchriebene Modus der 2 
ftreitung der Gemeindebebirfniffe durch Zuſchläge zu den Staatöfleuern eu ak 
ſchließlicher fein ſoll, ergiebt fi aus der letztgedachten Beftunmung. 

Bolftändig befeitigt find zunächft Diejenigen directen Gemeindefteuern, wei 
unmittelbar auf das Einkommen gelegt find. Nach dem im vorigen Ablder: 
Ausgeführten halte ich dies für einen großen Fortſchritt; baffelbe Brincip ar 
nicht unter derſelben Staatsautorität in einer zwiefachen Form der Ausführen: 
beftehen. Eben fo berechtigt ift umftreitig die Schonung, die der Entwurf te 
andern beftehenden directen und indirecten Gemeinbeabgaben angedeihen ie: 
wert zweifelhafter ift dagegen, ob mit jener Beflimmung derjenigen Gelur: 
genügend Rechnung getragen ift, welche das Princip der Bertbeilung nach dee 
mterefie in der Conmmunalbefteuerung in Anſpruch nehmen kann. 

Ich thue dem preußiichen Entwurf wohl fein Unrecht, wenn id jener de 
beftehenden befonberen Abgaben einftweilen noch aufrechthaltenden Beftimmung X 
Haurtfache nach die Bedeutung einer Uebergangsbeftimmung beilege; die fr 
formellen Bedingungen, an welche nach dem Entwurf die Erhöhung einer & 
ftehenden oder gar die Einführung einer neuen derartigen Steuer genüpft * 
baben offenbar den Zweck, auf möglichfte Verengung des betr. Gebirtes ke: 
zuwirfen. Wie fi) der Verfaſſer des Entwurfs das Verhältniß der Staatöitan 
AZufchläge zu jenen befonderen Steuern denft, ergiebt nachſtehende, hierauf bis 
liche Stelle der begleitenden Dentichrift ?). 

„Ale übrigen (d. 5. die nicht unmittelbar auf das Einfommen gelegic 
Directen und indirecten Gemeindeabgaben) haben biöher nur einen verhältngmer: 
geringen Beitrag zur Beftreitung der Gemeindebebürfniffe geliefert; — deſelbe 
find deshalb, und weil fie überhaupt nur eine Iocale, feine allgemein gälnz 





1) Seite 4 daſelbſt. 
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Bedeutung beanfpruchen können, an ſich nicht geeignet, die alleinige oder aud) 
nur bauptfächlichfte Grundlage für die Aufbringung der Gemeindebebürfniffe zu 
fiefern. — Wenngleich auch die Beibehaltung derartiger bejonderer directer oder - 
indirecter Gemeindeſteuern durch locale Verhältnifie gerechtfertigt und deshalb 
nicht unbedingt unterfagt, ausnahmsweiſe fogar.beren Neueinführung geftattet 
merden kann, jo bat doch die Erfahrung gelehrt, daß als eine genügende GOrund⸗ 
lage für die Gemeindeabgaben der Regel nah nur das Syſtem der Staats- 
feuer, der Grund», Gebäude, Claſſen⸗ und claffifizirten Eintommen- und Ge 
werbefteuer angejehen werden kann, und ift diefe Regel in $ 1 an die Spike 
des Entwurfs geftellt worden.” 

Zu den localen Berhältniffen, welche Ausnahmsweiſſe die Einführung 
nener befonderer Sommunalftenern ſollen rechtfertigen können, Tann wohl ohne 
Zweifel der Umftand, daß die Vortheile einer auf Koften der Gemeinde audge- 
führten Anlage fi) in einer anderen als der durch die Staatöfteuern oder ein- 
zelne derſelben rvepräjentirten Abitufung vertbeilen, nicht gerechnet werden, da 
diefer Umftand in einer großen Anzahl von Gemeinden wiederkehrt. Mindeſtens 
hätte, wenn der letztere Umftand zur Begründung emer von der Hegel ab- 
weicdenden Art der Steuerwertbeilung für genügend hätte anerkannt werben jollen, 
dies im Entwurf oder den Motiven irgendwie angedeutet werden wmüflen. 

Ih glaube daher in der Auslegung des Entwurfs nicht fehl zu gehen, 
wen ich annehme, daß berfelbe, wie übrigens an einer andern Stelle der Denk⸗ 
Ihrift 2) angedeutet wird, der Abſtufung des Interefſes einen Einfluß auf das 
Prinzip der Stenervertbeilung nur in fo weit bat einräumen wollen, als es fich 
um eine Wahl zwiſchen Zufchlägen zu verichievenen Staatöfteuern banbelt. 
Meines Erachtens ift hiermit der Geltung, welche die Bertheilung nad dem 
Interefie im Communalſteuerweſen in Anſpruch nehmen fann, nicht genügend 
Rechnung getragen; jo wilrde u. A. die Mierhöfteuer, die doch oft die Abfturung 
des Intereſſes in ſehr glüdlicher Weile wieder giebt, als eine in Fällen ent- 
\prehender Bertheilung der Bortheile regelmäßig zuzulafiende Beſteuerungsart 
damit ausgeſchloſſen fein. Iſt das aber an und für fich ſchon mit großen Bedenken 
verbimden,, fo fteigern fich diefe Bedenken no, wenn von der VBorausfegung 
einer ohnehin ſchon großen Belaftung der Staatöfteuern, namentlich der Claſſen⸗ 
und Eintommenfteuer, auszugeben ift. Diefe Steuern laſſen ſich eher innerhalb der- 
jenigen Grenze, bis zu der eine Erhöhung ohne zu große Härten möglich ift, halten, 
wenn ein Theil des Bedarfs in geeigneten Fällen durch ſolche beſondere Communal- 
feuern gedeckt werden kann. Es iſt ein durch die Erfahrung beftätigter Sat, daß der 
Stenerdrud minder fühlbar ift, wenn er ſich auf verfchiedene Steuern vertbeilt, da die 
Härten regelmäßig nicht an denfelben Stellen zum Vorſchein kommen; die Fi- 
nanzpraxis derjenigen unjerer großen Städte, welche ſich der Miethöfteuer be- 
dienen, dürfte hinreichende Motive fir das Verlangen ergeben, daß tiefe Steuer 
aus der Zahl der zuläffigen Steuern der Gemeinden mwenigftens, fo lange nicht 
anderweitig Sicherung gegen zu erhebliches Anftetgen der directen Steuern ge 
geben werden Tann, nicht verſchwinde. 

Zu beſchränkt ſcheint mir ferner die Bewegung der Gemeinden injofern, 
als es fih um die Befugniß handelt, die Staatsſteuern nach einer andern als 


— — 


2) Seite 5 und 6. 
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der durch das Anfteigen der Staatöftenern felbft gegebenen Scala zu beiofen. 
Die Berechtigung, unter Umftänden die erfte umd zweite Stufe der Claſſenſteur 
mit einem ermäßigten Zuſchlagsſatze Beranzuziehen oder ganz frei zu lafıı 
mag genügen, wenn in ber betr. Gemeinde der Bedarf lediglich durch Stunt 
fteuer- Jufchläge aufgebracht wird; fie kann jedoch ſich als gänzlich unzureiden 
erweifen, wenn und fo lange in ber betr. Gemeinde befondere Gemeindeftur: 
mit ſehr abweichender Wbftufung der Belaſtung befteben. ine anrermetiz 
Scala in der Belaflung der Stantöfterem, namentlich der Cintommenfterz 
kann bier behufs Erreihung eimer Ausgleihung ſchlechterdings geboten ſein. 

Scheinen mir in diefen Punkten die den Communen gezogenen Scruke 
zu enge, fo ift ihrer Selbftbeftunmmg meines Erachtens ein zu weiter Spielnur 
gelafien worden, ſoweit es fih um die Auswahl zwifchen den zu belajtet:: 
Staatöfteuern handelt; meiner Anſicht nad ift es nicht zuläffig, den Gemeine 
ohne Nachweis befonderer etwa in der Abftufung der Bortbeile begründa 
Berhältniffe die gleichmäßige Steigerung der Zuſchläge zu allen Stac 
fteuern ohne jede Beſchränkung zu geftatten. Und doch ftellt der Guter‘ 
viele gleichmäßige Belaftung als Regel und zwar fo fehr als Regel vor 
daß diefe Vertheilung von felbft eintritt, wenn rechtsgültige, die Belaftung de 
Staatöftenern anderweitig regelnde Gemeindebeſchlüſſe nicht rechtzeitig vorle:: 
Mit diefem Grundjag wird das Verhältniß der bezüglichen Steuern zu an: 
der und der verſchiedene Grad ihrer Beweglichkeit vollftändig aufer Ber: 
gelaffen. Iſt eine höhere Belaftung der Grund- und Gebäude: be. der & 
werbefteuer überhaupt erträglich, fr iſt fie e8 doch nur, wenn fie innerta 
mäßiger Grenzen gehalten wird und wenn fie in einem ftabilen Berbelr 
verbleibt. Die Befugniß der Gemeinden zur Heranziehung dieſer Steuern r 
fordert daher durchaus die Feftfegung eines Marimumd, das nur dam ik 
‚[chritten werden könnte, wenn die aus den Zuſchlägen zu leiftende Ausgabe ' 
Ertrag der Objecte, von weldyen die betr. Steuer erhoben wird, zu fleigern u 
ihren Werth zu erhöhen beſtimmt wäre, alfo im Falle der Bertheilung nad ?= 
Intereſſe. Daß das Mehr der Claſſen⸗ und Eintommenfteuer zugewiefen werben sr 
iſt im vorigen Abſchnitt ausgeführt worden; daß die Einfommenfteuer hoch anf: 
ift wenigftend bis zu gewiflen Grenzen ein geringeres Uebel, als es ein Aniicx 
der fogenannten Ertragsſteuern fein würde. Ein Uebel bleibt es dabei immer: 
dem gegenüber der in 8 5 des preußifchen Entwurfs ausgeſprochene Vorbei 
daß eine Belaftung mit über 100 Procent an die Zuftimmung der Yurisi 
behörbe, eine Belaftung mit mehr als 200 Procent an die Genehmigumg ': 
Minifter des Innern und der Sinanzen geknüpft fein folle, als ein verkilt 
mäßig larger Zroft ericheint 

Schluß. 


Die Forderungen an bie künftige Entwidiung. 

Ich babe darzulegen verfuht, bis zu welchem Grade eine Reform ! 
Steuerweſens inmerhalb der Grenzen, welche durch die derzeitige Rage der &; 
gebung gegeben und in dem erften Abjchnitt diefes Theils näher erörtert wcrr 
ausführbar ift; ich glaube zu dem Ergebniß gelangt zu fein, daß m ®*: 
einer folden Reform zwar eine grundfäglichere Regelung des Commmalikı: 
weſens möglich, keineswegs aber eine Beleitigung der weſentlichſten materred: 
Webelftände, welche in dem jeßigen Zuftande des Steuerweſens hervortreten. :: 
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reichbar iſt. ‘Diele wejentlichften Webelftände beleben einmal in der wachſenden 
Fuhlbarleit des Steuerbrudes, welder in Folge der wachſenden Anfpannung 
der Steuerfraft mittelft einer beichränkten Anzahl directer Steuern ſich bemerkbar 
macht und in der Beeinträchtigung der Leiftungsfähigkeit der Gemeinden, welche 
die Wirkung jener zunehmenden weitere Anſprüche immer mehr ausſchließenden 
Anfpannımg ift oder fein muß. Diefe Erfcheinung macht ſich indeflen in gänzlich 
verfchtedener Weile bei den größeren Gemeinden (d. h. hier den größeren Städten) 
und bei den fleineren (fleinen Städten und Landgemeinden) geltend. 

In den größeren Städten begegnet man faft überall einem, wenn auch nad) 
Lage der verichievenen Berbältniffe mehr oder minder rafchen, Doch jedenfalls fte- 
tigen Anwachſen der Steuerbelaftung, Es würde zu weit führen, bier auf die 
Urfachen dieſes Anwachſens näher einzugeben; auf allen Gebieten fteigern fich 
die Anforderungen , entweder nimmt das Bebärfniß objectiv (d. 5. beiſpielsweiſe 
die Armenlaft durch ſtärkeres Zuftrömen der armen Bevöllerung nach den großen 
Städten) zu oder es wachſen die fubjectiven Anſprüche, welche von der Ein⸗ 
wohnerſchaft bezüglich der Art der Erfüllung der einzelnen Berwaltungsaufgaben 
beiſpielsweiſe befiere Schullucale, intenfivere Geſundheitspflege) an die Verwaltung 
oder von biefer an fich felbit gerichtet werben. Mit der Zunahme der Ein- 
wohnerſchaft vermindert fich faft überall die Quote des Bedarfs, welche durch 
die Einkünfte aus dem eigenen Vermögen der Städte gebedt werben fanı. War 
en Anwachſen der Belaftung durch directe Steuern in den größeren Stäbten 
Ihon früher wahrnehmbar, "> mußte fich daſſelbe um jo mehr fühlbar machen, 
fett nach dem Aufbören der Mahl- und Schlachtiteuer-Zufchläge vielfach die ge⸗ 
ſammte Laſt auf die Zufchläge zur Claſſen⸗ und Einkommenfteuer fel In der 
That Liegt bier die Ausſicht vor, einen Punkt zu erreichen, bei welchem die Ent⸗ 
\heidung zwiſchen weiterer Steigerung des Steuerdruckes und Abweifung einer 
berechtigten Anforderung eine immer —** wird. 

Langfamer pflegt in ben kleineren Gemeinden, namentlich den ländlichen, 
die Belaftung im Ganzen zuzunehmen ; dagegen erreicht hier der momentane 
Drud nicht felten ein ſehr beträchtliches Maß; ein koftipieliger Fall der Armen-, na- 
mentlich Kranken: oder Irrenpflege, ein Schulhausbau u. |. w. genügen oft, 
um den Haushalt einer folchen Gemeinde für Lange Zeit aus dem Gleichgewicht 
zu bringen, womit dann die Lahmlegung ihrer abminiftrativen Leiftungsfähigfeit 
von felbft gegeben ift. 

Entſprechend diefer verſchiedenen Sachlage in den größeren Stäbten und den an⸗ 
deren Gemeinden werben auch bie Mittel der Abhülfe verichiedene fein müſſen. Und 
bier iſt es, wo und die franzöfifchen Einrichtungen wichtige Wingerzeige bieten. 
Was die größeren Städte anlangt, fo ift m. E. vor Allem zu eritreben, daß 
m ihr Steuerweſen das Element der indirecten Steuern wieder in größeren 
Umfange eingeführt werde. 

Meine vorherige Aeußerung, daß mit der Aufhebung der Mahl⸗ und 
Schlachtſteuner als Stantäftener ein Schritt vorwärts gemacht worden fri, der 
nicht wieder zurüd gethan werben dürfe, Kalte ich bier aufrecht. Aber ich finde 
den Fortfchritt weit weniger in ber finanziellen 1), als in ber ſtaatsrechtlichen Seite 

te mir dasjenige, was in biefer Beziehung Nemmann in feiner Schri 
—— oder * Stenern Wil Bram nnd Bermögen” 3308 
1876) S. 10 u. 11 zu Gunſten der indirecten Eommunalfteuern fagt, vollſtaͤndig aneignen. 
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der Maßregel. Daß das Staatsſteuerweſen einheitlich geregelt ſei, it cm 
ſtaatsrechtliche Forderung und entſpricht dem Anſpruche auf gleiche Romain 
der Bedingungen des Staatslebens, den Alle haben. Ein Maßſtob dafür, it 
die Steuerkraft in allen Theilen des Staates in gleichem Verhälmiß be: 
gezogen werde, fehlt, fo Lange ärtlidh neben einander verſchiedene Steueweue 
fungen erxiftiren. Ebenſo fehlt die Grundlage für die Herftellung eines rationele 
Betbeiligungs-Verbältnifies von Gemeinden, größeren Berbänden und Staat ır 
Erfüllung der adminiftrativen Aufgaben. Und doc ift die Schaffung eines jelte 
Verhältnified eine der wichtigſten Borbedingungen weiterer abminiftrativer Er 
widelung. 

Lediglich als Communalſteuer beftehend würbe die Mahl: und Sclak 
fleuer nicht haltbar fein, wenn fie nicht eben an einem weiteren Syſtem nbe:r. 
Steuern eine Anlehnung hätte; ſchon aus anderen Gründen aber bien sr 
auf fie als alleinige oder hauptfächliche indirecte Steuer der Gerneinden nicht zurı 
tommen. Wenn auch zahlreiche gegen die beiden Stenern geltend gemachte Gründe ie 
als einer lediglich doctrinären Auffafjung entnommen tennzeichnen '), ift dod de 
Eine zuzugeben, daß von den verfchievenen denkbaren Spftenen indiredter Cie 
munalfteuer ein allein oder hauptfächlih auf eine Mahl und Edladter 
baſirtes derartige8 Syſtem zu den roheſten Formen folder VBeftenerung gi: 
würde. Damit fol fein Stein auf die Beftrebungen geworfen werden, m. 
einft jene Steuern in unfer Steuerfyften einführten. In jener gelvarmen 5° 
in welcher der Verbrauch von auf verfeinerte Genuſſe bezüglihen Waaren e: 
geringer war, ließ fih gewiß zum Erſatze der Directen Hauptſteuer eine ar. 
hinreichend einträgliche indirecte Xocalbefteuerung als die Mahl: und Sdir 
fteuer nicht denen 2). Und die gehegten Erwartungen, daß jene Steuer. : 
den Steuervrud erheblich fühlbar zu machen, doch die Entnabme ame = 
reichenden Steuerbetrage® aus der Steuerfraft der größeren Stäbe 2” 
würde, find volllommen in Erfüllung gegangen. Indeſſen jet, madier ' 
Brud mit der Vergangenheit einmal vollzogen, ift bie Frage eine ander " 
in Anbetracht jener für die erfte Einführung der Mahl: und Schladtiia = 


Wenn nad Anficht deſſelben dem Mangel biefer Steuern, daß fie fi der 1 - 
fähigfeit nicht anzupafien vermögen und baber befonders bie unterfien @laier 
durd geeignete Kombination indireeter und entſprechend umgelegter direeter Exzz?! 
hülfe geſchafft werden fann, fo möchte ich nur noch hinzufügen, daß u :e 
Maße ein Correctiv gegenliber jener Ungleichheit auch in der Feitlelung der C 
Communal-Autgaben liegt. Die Erhebung von aud die ärmeren Eloen c 
indirecten Gommunalfteuern würde es rechtfertigen, in ben Außgabe-Gta:® m "| 
Weife folche Einrichtungen, die prävalirend den ärmeren Elafien zu Gute tommer — S- 
und Babeanftalten zu ermäßigten Preifen, Giehenhäufer — zu berädkie : 
dur Verzichtleiftung auf beftimmte Einnahmen, wie das Echulgelb in der Er : 
f&ulen, ihnen zu Hülfe zu kommen. . 

1) Am wenigften will mir das aus bem Umftande, daß biefe Eimex = 
vorübergehend in ber Gemeinde fih auffaltenden Fremden trefien, bergeleses dr 
einleuchten. Erſtens werden auch biefe Fremden in einer wenig fühlberer ©: ' 
biefer Steuer getroffen, und fodann, warum follen fie, wenn fie mäbe - 
Aufenthaltes die Einrichtungen der Commune benuten, nicht auch für Tee " 
einen Theil der Laften mit übernehmen? Die berechtigte Forderung we = 
ann Im äußerſten Ball nur auf Gleihftellung mit den Einwohner bi _ 

2) Bgl. Über die bei der Einführung maßgebenden Berbiltniffe Heime 
von den Steuern, ©. 328 fo. 
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geben gewelenen Borausfegungen die Zeiten fich geändert haben. Wenn auch 
der Verbrauch koftipieligerer Lebens⸗ und Genußmittel bei und noch lange nicht 
die Dimenfionen, wie in dem und an Berbreitung des Wohlftandes fo weit vor- 
anftebenden Franfreich angenommen bat, wenn namentlid mit dem Wein eines 
der ergiebigften und geeignetften Objecte für eine auf indirecten Steuern beru- 
hende Xocalbefteuerung fehlt, To bat doch der Berbraud folder feinerer Artikel 
„und Genußmittel bei und feit jener Zeit in einer immerhin erheblichen Weiſe 
zugenonmmen. Dieſe veränderte Sachlage würde bei Wiedereinführung indirecter 
Steuern in der Commumalbeftenerung nicht ignorirt werden Türmen. 

Einer Uebertragung der franzöfilgen Octroi-Einrichtungen auf deutſche 
Berhältniffe ohne Weiteres will ich keineswegs das Wort reden; immerhin könnten 
aus jenen Einrichtungen manche Gefichtspuntte für die Ausbildung des Elements 
der indirecten Beiteuerung im Communalſteuerweſen entnommen werben. ch will bier 
nur eines ſchon oben angedeuteten GefichtSpunftes Erwähnung thun. Für die indirecte 
Staatöbefteuerung ift wenigftens bei uns, der Grundſatz leitend, dieſe Befteuerung 
möglihft auf wenige einträgliche Artikel zu beichränten. ‘Die Berechtigung dieſes 
Grundfates beruht auf den NRüdfichten, die der Staat auf den Handel zu 
nebmen bat, auf der Schwierigkeit einer Controle des Verbrauchs und der Be— 
ſteuerung, wenn die Beſteuerung des Artikel auf Das ganze Staatögebiet auß- 
gedehnt wird und auf der großen Verſchiedenheit des Iocalen Verbrauchs, welcher 
nux für wenige wichtige Artikel ein annähernd gleicher if. Alle dieſe Rüdfichten 
treffen bei der Begrenzung ber indirecten Gemeindefteuern jehr viel weniger zu. 
Dem Handel erwachſen aus Iocalen Berbrauchsfteuern bei zwedmäßigen Entre- 
pot3- und Nüdvergütungs-Einrichtungen, wie Das franzöfiihe Octroiweſen dar⸗ 
thut, nicht befondere Schwierigkeiten; die Controle ift in dem abgeſchloſſenen 
oder doch relativ Leicht abichließbaren Kreife einer größeren Stadt eine bei 
Weitem minder fchwierige (fo kann beifpieldmeife in Städten der Eingang und 
Berbrauh von Baumaterialien, welche in Frankreich dem Octroi meift umter- 
worfen find, leicht controlirt werden; deren Heranziehung zu einer Staatöftener 
wäre ein Unding); endlich reihen die Verſchiedenheiten des Verbrauches, wie fie im 
Staatögebiet beftehen, felten als trennende Unterſchiede in die Gemeinden berab. 
Alles vieles ſcheint dafür zu fprechen, daß für ein Syftem indirecter Communal- 
fteuern die Ausdehnung der Steuer auf einen weiten Kreis nach mäßigen, den 
Anreiz zu Defraudationen vermindernden Sägen zu veranlagender Gegenftände 
gegenüber jenem für die Staatöfteuern vecipirten Grundjage den Vorzug verdiene. 

Meines Erachtens würde hiernach vor allen Dingen darnady zu ftreben 
fein, eine Abänderung der beſtehenden Zollvereinsverträge herbeizuführen, welche 
die der Aufnahme rationeller indirecter Steuern in das Syſtem der Communal- 
ſteuer entgegenftehenden Schranken *) bejeitigt. ‚ 

Die Einführung einer indirecten Communalbefteuerung in größerem Um: 
fange würde eine beträchtliche Stärfung der finanziellen Leiſtungsfähigleit der grö= 
heren Städte zur Folge haben; fie würde ihnen geftatten, ihre birecten Steuern 
zu ermäßigen; eine mäßige Erhöhung der Abgaben an die größeren Verbände 
— reife, wenn nicht die Stadt einen eignen Kreis bildet, und Provinzen — 


ı) Siehe bezüglich diefer Schranten Orotefend, Grundſätze des Commmunalfteuer- 
weiens (Elberfeld und Leipzig 1874), S. 29 fg. 
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würde baburch eher möglich werden. Es würde jo zugleich eine Vorbeugung 
erfüllt werben für ein umfaſſenderes Cintreten vieler größeren Berbände zur 
Ausgleihung der unzureichenden Leiſtungsfãähigkeit der ärmeren Gemeinden. 
Auf dieſem letzteren Wege wäre alsdann vor Allen Abbülfe verjenigen Uebel⸗ 
ftände zu fuchen, welche fich wie vorber erwähnt Fezüglich der kleineren Ge- 
meinden ergeben. 

Allerdings wird, was die Wegebaulaft anlangt, wenigſtens ſoweit es fh. 
um foftjpieligere Unterhaltungen handelt, auf eine umfaljende Betheiligung der 
Gemeinden, namentlih in ben öftlichen Provinzen Preußens, noch verzichtet 
werben nıüffen. Jene hervorragende Betheiligung ber Gemeinden bei dem Bar: 
und ber Unterhaltung dauffirter Wege, welche die franzöſiſche —— eig 

gebung charakterifirt, gehört einem Stadium vorgejdrittener Gntwidelung bed 
Vollswohlſtandes an, welches wir in Preußen, namentlid in den Oſtprovinzen 
noch lange nicht erreicht haben werben. Roc ift der Ausbau des Chaufie- 
neged im Allgemeinen jo wenig vorgefchritten, daß bei Weitem nicht alle tie 
jenigen Straßenzuge dauffeemäßig bergeftellt find, bezüglich deren Unterhaltung gs 
ihrer Bedeutung für ben größeren Berlebr eine vorwaltende Betheiligung der 
größeren Berbünde naturgemäß wäre. Die Trage der Betheiligung bei Bervol 
fändigung des Chauſſeenetzes wird daher noch lange zu denjenigen —— 
hören, welche die größeren Verbände — Provinzen und Kreiſe — 
auszumachen haben. Nach dem Entwurf der Wegeordnung vom Fri {m 
nuar g 8751) ragt das Gebiet der Kreisſtraßen noch in bie unchauſſirten 
Wege hinein. 

Dagegen ſcheint mir die Ausbildung eines ſolchen Betheiligungsverhältuiiet 
für die Laſten des Schulweſens und der Armenpflege, ſchon nad jetsiger Sk 
lage ausführbar und geboten. 

Das Elementarſchulweſen leidet unzweifelhaft beträchtlich barımter, daß für 
die ungenügende Leiſtungsfähigkeit der Gemeinden eine Ansgleihung durch br 
größeren Verbände nicht beſteht. Wer jemald mit ben Süpeirrigdeiten, gi 
denen die Organifation des ländlichen Elementarſchulweſens in den äftfihen 
Provinzen zu kämpfen hat, belannt geworben ift, dem fann es nicht emgange 
fein, wie ungemein dürftig die Hülfsquellen für bie Yehrer-Dotationen in da 
armeren Ländlichen Gemeinden zu fließen pflegen. Die Folge hiervon iſt, daß 
Lehrerſtellen in ſolchen Gemeinden der Regel nach als Uebergangsſtellen 
denen Anfänger gerade ſo lange bleiben, bis es ihnen gelingt, fich mit Gi; 
um eine beſſere Stelle zu bewerben ; gerade in denjenigen Gemeinden, ın ven 
vermöge ber ungünftigen Erwerbs: und Bildungsverhälmifie die intenfiofte Cu 
wirfung des Scukwefens Bedürfniß ift, kommt es daher der Regel nach wer 
des fortdauernden Wechſels ſchon an und für ſich unzureichender Kräfte in ker 
qu. Stellen zu keinen gedeihlichen Reſultaten. Hier ‚würde ſchon eine erheiik 
Beſſerung entftehen, wenn Tienftalter&zulagen, melde, wie in Frankreich und Ei} 
Lothringen ſich mit entfprechenden Zeitabſchnitten fteigerten , neben dem Geheli 
bezw. dem Befoldungs-Mintimum gegeben würden. “Diele Dienftaktenb- Zulage 
aufzubringen, Könnte aber nur Sache der größeren Berbände fein. Noch weit 


18 16. 3% eitire ben ECutwurf von 1875, ba ber neuere — von 1876 — u 
nit zur Hand if. 
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macht ſich Die unzureichende Leiftungsfähigfeit ver Gemeinden bei der Berforgumg 
der bienftunfählg gewordenen Lehrer fühlbar. Noch prävalirt in den öftlichen 
Provinzen Preußen® das Cmeritirungsfuften, wonach das dem abtretenden Lehrer 
zu gewährende Ruheeinkommen aus dem Eintommen der Stelie beftritten wird. 
Es kann dies nur zweierlei zur Folge haben: Unzureichlichfeit des Gehalts für 
den neu eintretenden Lehrer, oder, wenn die Gemeinde- zulegen muß, vermehrte 
Unerfhwinglichkett für diele. Ein geordnetes Penftonswefen ift nur möglich, wenn 
daſſelbe auf die größeren Verbände und deren vorhereichende Betheiligung bafirt 
f. Daß fir Sculbauten, ſoweit e8 fi um Erfüllung eines unabweisbaren 
Veoärfniffes Handelt, das fubfintäre Eintreten der größeren Verbände behufs Er⸗ 
gänzung unzureichender Leiftungöfähigkeit ber Gemeinden durch gefegliche Normen 
geregelt fern müſſe, glaube ich als eine Conſequenz des von mir eingenommenen 
Standpunftes nidyt noch beſonders hervorheben zu follen. 

Meines Dafürbaltend Hat demnach eine zweckmäßige Weiterbildung des 
Elementarſchulweſens vie beträchtliche Erweiterung der Betheiligungspfliht der 
größeren Berbände zur Borausfegung. Noch weit mehr bevarf e8 der Erwei⸗ 
tung jener Soncurrenz bezüglich der Laft der öffentlichen Armenpflege. 

Die preußiſche Geſetzgebung bafirt die Regelung jener Laft auf die 
Gemeinde, die faft bezüglich aller Leiftungen in erfter Linie als verpflichtetes 
Subject erfcheint. Die grundfäglihe Conſequenz konnte indeſſen jenes Princtp 
nur fo lange für ſich haben, als den Gemeinden bezüglich der Aufnahme ihrer 
Mitglieder eine auf freier Entichliegung beruhende Mitwirtung noch zuftand ; 
mit der Befeitigung dieler freien Betheiligung ift auch der Berantwortlichfeit 
für die Fähigfeit der Mitglieder, fich felbft zu erhalten, die Grundlage entzogen; 
8 ift die Durchführung der Freizügigkeitsgeſetzgebung, welche die principielle 
Baſis der jest noch geltenden Armen-Geſetzgebung erfchättert bat. Für die 
fortdauernde principale Verpflichtung der Gemeinden in Anfehung der Armenpflege 
werden meine Erachtens nur noch Opportunitäts-Rüdfichten geltend gemacht werden 
innen. Sole Opportunttäts-Rüdfihten find nun allerdinge begründet: die 
Debertragung ber Laft auf die Gemeinden bietet durch die Art, in welcher das 
Intereſſe der Gemeinde und indtrect das der Einzelnen bei Behandlung der einzelnen 
Armenpflegefälle beteiligt wird, eine Garantie dafür, daß die repreifiven Tendenzen, 
weihe auf Verhinderung eines zu erbeblichen Anwachſens der Laft gerichtet find, 
im genügendem Maße zur Geltung gelangen. Indeſſen dürfen einestheils dieſe 
Tendenzen nicht übertrieben werden und anderntheils bedarf e8 auf wichtigen Ge- 
bieten der Armenpflege diefer Goncurrenz der Gemeinde nicht, um dein berechtigten, 
auf thunlichſte Einichränfung ter Armenlaft gerichteten Beſtreben die nöthige 
Beachtung zu fichern. 

Uebertrieben werden die repreſſiven Tendenzen in häufigen Fällen Seitens 
der Yandgemeinden in einem großen Theile des preußiſchen Staats. Das In⸗ 
terefie der Gemeinde Mitglieder ift bier zu nahe bei jedem einzelnen alle be= 
cheiligt; alle Künfte werden angewandt, die einzelnen Fürforgefälle den größeren 
Gemeinden zuzuwälzen, was vielfach vermöge ber in diefen trog aller Melve- 
vorfhriften der Aufenthaltscontrofe fi darbietenden Schwierigfeiten gelingt. 
Diefem Uebel zu feuern, confumirt vielfache Arbeit der Bermaltungsorgane, 
während doch das Relultat ein umzureichendes bleibt. ‘Die hauptſächlichſte Folge 
jener naben Betheiligung des Interefleß der Einzelnen ift aber, daß bie Leiſtungen 
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der Armenpflege häufig auch dem mäßigften Anforderungen nicht entſprechen, melde, 
wenn die gejegliche Verpflichtung nicht ein todter Buchftabe bleiben fol, an Dieielie 
geftellt werden müſſen. Da in Preußen Spezialbeamte, welche ſich mit der &: 
auffichtigung der Armenpflege befafien, nicht eriftiren, entziehen fi berars; 
Fälle häufig der Kenntni und Einwirkung der Behörden. 

Unnöthig aber tft die Concurrenz der Gemeinden behufs Yeftfiellung ve 
berechtigten vepreifiven GefichtSpunfte überall da, wo die Feſtſtellung und Ger: 
trole des Bedurfniſſes nicht auf allgemeiner Renntnif und Beurtheilung dx 
Verhältniſſe, ſondern auf techniſcher Prüfung beruht. Sie iſt überflüſſig = 
Gebiete der Irren⸗ und Krankenpflege, bei letzterer wenigſtens dann, men ⸗ 
ſich um Krankenpflege in Anſtalten — geſchloſſene Krankenpflege — hande 
Hier erfolgt die Conſtatirung des Bedurfniſſes in der Hauptſache nach Maßab 
allgemeiner Grundſätze durch den Arzt; bie Prüfung der VBermögendverhiltr 
fpielt nur eine nebenſächliche Rolle. Zunächft für Diele Zweige der Al 
Armenpflege wäre die grumbfägliche Uebertragung auf die größeren Verbände 
Kreife und Provinzen — unbedenklich; das Verhältniß der größeren Ci 
ließe ſich hiebei nöthigenfall® in befonderer Weile regeln. Da die Laf 
Unterhaltung der Irrenanftalten und Pflege der armen Irren im der Re 
ohnedies bereitd Laft der Provinzen ift, würde ſich Die Neuerung bier nur : 
Uebernahme der bis zur Aufnahme in die Irrenanftalt erwachſenden Kein 
erfireden, Koften, die wenn erhebliche Auslagen für Reife und Bemasun 
erftatten find, unfere ärmeren Gemeinden nicht felten in bie größte Berlegnh- 
ſetzen. Radicaler müßte die Reform bei der Armen-Krankenpflege fen: : 
Einihränfungen des Princips der principalen Berpflihtung der unterftügu: 
pflichtigen Gemeinden find bier zur Zeit noch ſehr viel geringere. Würx 
ſpielsweiſe vie Provinz als dasjenige Subject gedacht, dem bie Unterhaltun 
öffentlichen Krantenhäufer und die Verpflegung der armen Kranken in deni: 
zufiele, jo würden vie Koften der Unterhaltung der Srantenanftalten nid } 
trädhtlih größer — opulentere Einrichtung würde fih mit zwedimäßigerer Try 
fation compenfiren — jein und dafür jene für die communale und innere —** 
einen unermeßlichen Ballaſt enthaltenden Streitigkeiten über die Fürſorgat 
in Krankheitsfällen in Wegfall kommen. Zwiſchen ben Provinzen würde 
die duch Wechſel des Aufenthalt® vor der Erkranfung in dem einen ote = 
dem Falle eintretende Vermehrung oder Verminderung der Laft ansıla 
und baber Fein Bedenken entgegenftehen, als Grundlage fir das Eintreim 
Provinz im concreten Falle lediglich den Aufenthalt zu aboptiren. 

In fernerer Zukunft Legt die Möglichkeit eines Weitergehens auf dieſem >: 
im Gebiete der allgemeinen — offenen — Armenpflege. Am meiften wär 
intenfivere Controle und eine Einfchränkung der reprejfiven Tendenzen um" 
biete der Waifenpflege von nöıhen fein, deren Leiftungen in Preußen, wage” 
was die Armenpflege der meiften kleineren Gemeinden anlangt, denen in — 
veich weit nachſtehen. ir das übrigbleibende Gebiet des Unterflügungser'= 
wird meines Erachtens allerdings die Gemeinde niemals von der Trogunz 
Haupttheils der Laſt entbunden werden können; dagegen ließe ſich bei wır.- 
kommnetem Zuſtande der Gemeindeverwaltung und des Gemeinde-Rehmss 
weiend eine Betheiligung der größeren Verbände durch Uebernahme von Cxer 
des Aufwandes für den beregten Zweck denken; diefe Art von Berbahıs 













Das Eommunalftener-Syften Frankreichs und die Reform in Preußen. 187 


mürbe wenigſtens derjenigen jehr vorzuziehen fein, welde zur Beit Seitens ber 
Bandarınenverbände ftattzufinden pflegt; biefelben pflegen, fo weit mir befamnt, 
den nicht Teiftungsfähigen Gemeinden ihre Eubventionirung in der Weife zu 
Theil werden zu lafien, daß fle, ſobald der Aufwand der Gemeinde eine be- 
ſtimmte Summe überfteigt, ben Mehraufwand übernehmen; damit wird das In⸗ 
tereffe der Gemeinde bezüglich des weiteren Anwachſens der Armenlaft gänzlich 
Bejeitigt. Auf jenem Wege würde der unzureichenden Leiftungefähigfeit der armen 
Gemeinden die erforberliche Ergänzung in ausgebehnterer und zugleich, da das 
Interefie der Gemeinde erhalten bliebe, in weniger bebenflicher Weile zu Theil 
werben können. 

Aus der Geſetzgebung Frankreichs würde in allen diefen Punkten eine An⸗ 

egung entnommen werben können, bie Grundfäge der preußiſchen Geſetzgebung 
8* ihre Weiterbildung von neuen Seiten aus zum Gegenſtande der Prüfung 
und des Studiums zu machen; zur Uebertragung auf unfere Zuftände eignen 
fih auch Bier die franzöfiſchen Einrichtungen bei der gänzlichen Verſchiedenheit 
der bisherigen Entwidelung nicht. An dieſen Andeutungen über ben einzu 
Ihlagenden Weg muß ich e8 hier genügen laflen; vielleicht gelingt e8 mir, an⸗ 
berweitig auf diefelben zurädzulommen und an fee betaillirtere Borfäläge an⸗ 
zuknüpfen. Letztere an dieſer Stelle folgen zu laſſen, verbieten mir bie dieſer Ab- 
handlung gezogenen Grenzen, welde Ichon in Borftehendem erheblich zu über: 
ſchreiten ich durch die Kecbaltigeit des Stoffes verführt worden bin. 


Zur Sommmunal-Steuerfrage. 
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Gutachten 
erſtattet von Dr. Gg. Zurn, Bürgermeiſter zu Würzburg. 
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I 


Je mehr in Folge unferer politifhen Entwidlung die Aufgaben der cen- 
tralen Staatsverwaltung wachſen und fi) erweitern, um fo mehr muß auf 
die Entlaftımg des Centrums und die Ausſcheidung der nicht dorthin gehörigen 
Geſchafte Bedacht genommen werben, wenn nicht die großen Ziele und Aufga 
Sefahr Laufen follen, unter einem Wuft von Details und kleineren Dingen Schaden 
zu leiden. 

Es erſcheint daher ganz naturgemäß, daß der Wirkungskreis der Com- 
munglverbände fich ftetS erweitert, und daß die Richtung unferer Geſetzgebung 
— geht, mehr und mehr Aufgaben von dem Staate an die Communen zu 
überweiſen. 

Werm über dieſe Richtung namentlich von den mit neuen Arbeiten haupt⸗ 
ſächlich betroffenen Localgemeinven vielfach laute Klagen erhoben werben, fo darf 
uns dies in umferem Urtbeile um fo weniger beirren, als dieſen Klagen in ber 
Regel nur finanzielle Schmerzen zu Grunde Tiegen. 

Mit der Ueberweifung neuer Gefchäfte an die Communen wachſen nämlich 
auch die Ausgaben der Legteren, und wenn nicht gleichzeitig für die Deckungs⸗ 
mittel Fürſorge getroffen wird, jo Liegt darin allerdings eine gewiſſe Härte, 
welche die Gemeinden um fo flärfer empfinden, je mehr die an ihr Leiftungs- 
vermögen gerichteten Anforderungen bereits ohnedies in die Höhe geben. 

Die Geſetzgebung kann ſich ſonach im Interefle der Billigkeit und aus 
Rüdfiht auf die von den Communen zu erfüllenden Verpflichtungen der Frage 
nicht entziehen, wie die Communen die zur Beftreitung ihrer Bebürfniffe erfor: 
derlihen Mittel aufbringen follen. 

Die Commmalfteuerfrage bildet nicht allein einen Gegenftand communalen 
Intereſſes, ſondern beſitzt zugleich eine allgemeine politifche Bedeutung, da von 
ihrer Löſung die Erfüllung wichtiger durch das allgemeine Eultur- und Staats⸗ 
intereffe geftellter Aufgaben abhängt. 
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Der Geſetzgeber wird fi nun unſeres Erachtens bei dieſem ſchwierig⸗ 
und heiflen Gegenftand um fo leichter thun, je Elarer er ſich über den Stanz 
punkt ift, von welchem aus bie communale Wirkſamkeit als letzte Urſache dei 
Bedarfs an Mitteln betrachtet werden muß. 

Wir begegnen hier Der weitverbreiteten Anſchauung, der letzte und wahr 
Grund der Communalbefteuerung ſei in dem ‚ntereffe und dem Bortbeil, de 
der Einzelne aus dem Communalverband zieht, zu ſuchen; Diefes Intereſſe |: 
nach der erwähnten Anſicht nicht blos den Grund, fondern auch den Mapiit 
für die Steuerbelegung abgeben. 

Wir muüſſen Diet Anficht als eine irrige bezeichnen, da es nach ale 
Öemeinbe- Öeleggebungen und nad der Praxis aller Communen zahlreiche Zi: 
giebt, in denen bei der Steueranlegung auf das Intereſſe des einzelnen Pflichtiace 
abfolut keine Rüdficht genommen wird und feine genommen werden kann. 

Es giebt Communalzwede, deren Erfüllung vielen Pflichtigen ganz glat 
gültig ift, und felbft ſolche, welche die Intereſſen Einzelner im böchften Grað 
verlegen; und trogdem müflen auch Xegtere zu den Koſten des ihnen ſchödliche 
und verhaßten Unternehmens beitragen. 

Ein Princip, das uns in zahlreichen und wichtigen Fällen im Stide GE. 
verliert damit den Anſpruch auf Anerkennung und Gültigkeit. 

Wir glauben denn au, daß fi für die Communalbeſtenerung ein ander? 
Standpunft als der des rein wirthichaftliben Bodens finden läßt. 

Die Gemeinde unterfcheidet ſich, abgeſehen von Anderen bezüglid ds 
Weſens gerade darin von einer Intereſſengemeinſchaft, daß es ſich bei ıfr = 
erfter Linie nicht um den Vortheil des einzelnen Genofjen handelt, währen: 4 
bei den Wirthſchaftsgenoſſenſchaften entſchieden der Fall ift. 

Eine Commune befindet ſich erft dann auf der Höhe ihrer Stellung, nı 
fie ihren Gliedern auch für Zwecke Opfer auferlegt, die nur der Geſammtbe 
im ihrer das Leben des Einzelnen überfteigenden Dauer zu Gute kommen. 

Der Dleinung, daß die Gemeine eine melfende Kuh fei, der man = 
10 Pfennig Sutter geben müffe, um dagegen für 2 Dart Milch zu erhal 
kann gar nicht entichieven genug begegnet werben. 

Die Gemeinde hat die ihr zugemwiefenen allgemeinen Aufgaben zu erfüle 
und die für diefe Aufgaben nöthigen Drittel find von den Pflichtigen zu mar. 
mit und ohne directen Nutzen oder Schaden. | 

Damit foll übrigens keineswegs gefagt fein, daß bei der Commmelr 
fteuerung nicht auch darauf Rückſicht genommen werben bürfe, ob Jemand = 
einer mit Ausgaben verbundenen Communalaufgabe — 3. B. der Emkes 
und Unterhaltung einer Bildungsanftalt, dem Flur: und Waldſchutz — ar 
Nugen habe; vielmehr nehmen wir an, daß in einem folden Falle ned = 
Grund mehr für eine Concurrenz zu den Communallaſten vorliegt. 

MWir können unſere Anſicht dahin zufammenfaflen, daß das Interei: = 
den Communalzweden im Ganzen oder im Einzelnen nicht als Grund =: 
Maßſtab der Communalbefteuerung zu betrachten, wohl aber die Heramies: 
oder vorzugsweiſe Belaftung mit einer Communalſteuer Jedem gegmäkt * 
rechtigt ſei, der von der Gemeinde oder von fpeciellen Einrichtungen und ler: 
nehmungen derfelben einen nachweisbaren Nutzen bat. ' 
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Es wurde von uns bereits angedeutet, daß wir die Communalbeſteuerung 
als einen Gegenſtand geſetzlicher Regelung angeſehen wiſſen wollen. 

Wir erklären damit, daß wir der Gemeinde-Autonomie auf dem Gebiete 
des Beſteuerungsweſens nicht unumfchräntte Herrſchaft zugeftehen, und daß wir 
bie Semeindelörper von dem widerlihen Kampf zwiſchen den einzelnen Clafſen 
ver Steuerpflihtigen und der Behelligung mit agitatoriihen Steuerrefornpro- 
jeten verjchont fehen wollen. 

Wir find dabei Übrigens weit davon entfernt, eine uniforme bi8 ins Ein- 
jelnfte gehende gejegliche Regulirung der Communalabgaben zu verlangen, glauben 
vielmehr, Daß bei der außerordentlihen Verſchiedenheit der Verhältniffe in den 
einzelnen Gemeinden eine foldye Geſetzgebung nur vom Uebel wäre, und daß ber 
gemeindlichen Autonomie und dem Rechte der Selbftbefteirerung innerhalb eines 
vom Gelege beftimmten Rahmens freie Bewegung zu laſſen ift. 


II. 


Wenn der Staat in der Steuergefeßgebung und im Bollzuge der Steuer- 
gejege nur annähernd an den Punkt der Vollkommenheit gelangt wäre, fo läge 
mohl nicht® näher, ald das Communal-Steuerweſen einfach mit dem Staats 
Stenermeien in ber Art zu verbinden, daß lediglich Zufchläge zu den directen 
oder indirecten Staatöfteuern als Communalabgaben erhoben würden. 8 
würde damit von felbft die Communalbefteuerung allen Reformen und Fort- 
\hrutten in der Befteuerung folgen und jeder Anlaß zu Communalfteuer-Strei- 
tigleiten befeitigt fein. 

Allein nachdem die Vorausfegung einer vollendeten Stantöfteuer-Gejeggebung 
nicht zutrifft, läßt fih die Forderung einer ausnahmsloſen Verbindung der 
Communal» und Staatöbefteuerung nicht aufrecht erhalten. Staat und Ge⸗ 
meinde ftehen überdies in Geldſachen nicht immer auf dem freundlichiten Fuße, 
und würde es namentlih der Staat bei vielen feiner Einnahmsquellen nicht 
gerne jehen, wenn die Gemeinden ebenfalls aus venjelben fchöpfen und damit 
deren Ergiebigkeit für die Staatscaffe beeinträchtigen wollten. Bis zu einem 
gewifien Punkte wird man daher den Gemeinden befonvere, von den ftaat- 
lichen verfchiedene Einnahmsquellen zugeftehen müffen. 

Die wenigften Bedenken erregt e8 wohl, den Communen Zufchläge zu den 
directen Staatäfteuern zu geftatten. 

Es ift dies auch die verbreitetfte Art der Communalbeftenerung. 

Die Bei dieſem Beſteuerungsmodus auftretende Trage über das Verhältniß, 
in welchem die einzelnen Steuerarten herangezogen werben künnen, möchten wir 
dabın beantworten, daß das Berbältniß kraft Gefeges für alle Steuerarten als 
gleich zu beftimmen ſei. Die entgegengefegte Anſicht beruht auf dem boppelten 
Jerthum, daß die Communalabgaben nach dem Verhältniß des Intereffe und 
Nutzens, den die einzelnen Claffen aus dem Communalverband ziehen, umgelegt 
werden follen, und daß fi dieſer Nutzen für ganze Claſſen in eine der Wirf- 
lhfeit und den Thatſachen entfprechende rechneriſche Formel bringen laſſe. 

Sind bei gemiffen Communalunternehmungen beftimmte einzelne Haus⸗ 
der Grundbeſitzer nachweisbar mit directem Nuten betbeiligt, oder erfordert 
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ein Communalunternehmen bei feiner Ausführung mit Rucſichtnahme auf Fr: 
patintereflen einen höheren Koſtenaufwand, dann ericheint es nur als recht m 
billig, die treffenden Privatinterefienten mit bejonderen Beiträgen (Bräcipud: 
leiftungen) heranzuziehen. 
en die Zulaſſung eines verſchiedenen Steuerfuße® für die verkhiez: 

Clafien der Steuerpflichtige ſpricht auch der ſchwer wiegende Umſtand, tt 
man damit die einzelnen Claſſen der Steuerpflichtigen ‚gegen einander in Be 
wegung fest, und das ganze Gemeindeleben ſchließlich in einen Kampf zrüde 
Hausbeſitzern, Grundbeſitzern und Gewerbetreibenden aufgebt. 

Will man eine Verſchiedenheit der Heranziehung der einzelnen Steuern 
dann beſtimme nur fofort das Geſetz das Verhältniß; man verſchone abet de 
Gemeindekörper mit dieſer Repartition. 


IV. 


Schwieriger als bei den directen Steuern ge eftaltet ſich die Sade da :ı 
Verzehrungs-Steuern, denn Bier begegnen wir fogleid; der Meinungsverſchiederba 
über die Zuläffigkeit oder Unzuläffigkeit biefer Art von Abgaben. 

Ohne und in ben principiellen Streit einzulaflen, glauben wir m 1 
Bemerfung maden zu follen, daß es eben bier, wie in anderen watik: 
Dingen welentlih Darauf ankömmt, wie die Sache thatlächlich eingerihte i 
Es mag eine Steuer wiffenfehaftlic ‚ganz richtig aufgelegt fein und fie! 
trogbem 3. B. wegen ber nicht mit in Rechnung gezogenen Ueberwälzungz 
ſchädliche Wirkung äußern, ebeno mag eine Steuer bei einer gewiſſen Hk : 
sicht empfunden werben, während fie bei Ueberſchreitung biefer Grenge 
eınpfindlichen Drud übt. So kömmt bei den Verzehrungsſteuern gemik * 
lich viel auf deren Höhe und das Erhebungs-Verfahren an. 

Nachdem in vielen bayrilchen Gemeinden, zum Theil jeit Iabrbunt:” 
ſolche Verzehrungäfteuern eingeführt fin, und aud die neuefte Geſchet⸗ 
biefe Abgaben zuläßt, fann in dem Augenblicke, wo es fi um eine ae 
Regelung des Communalſteuerweſens handelt, die von uns beabfichtigte I: 
ftellung der bayrifchen Berhältniffe und der in Bayern mit den Berzeb: 5* 
ſteuern gemachten Erfahrungen wohl einiges Intereſſe für ſich in Ay 
Pe Wir bitten daher, unferer bezüglihen Darlegung vorartheiläte 
olgen. 


V. 


Das bayriſche Gemeinde-Edict vom 17. Mai 1818 und die Bernie | 
vom 22. Juli 1819, „die Umlagen für Gemeindebedürfniſſe betveffend“, = 
bezüglich der Gemeindeabgaben von dem Grundſatze aus, daß vie ind 
Gefälle, insbeſondere der Getreide- und Fleiſchaufſoͤlag, zu den primirm & 
nahmöquellen der Localgemeinden gehören, und daß erft inſoweit bie Gerc 
bebürfnifle Hierdurch nicht gededt werden Localumlagen oder Beiträge u E 
ober Naturalien erhoben werben dürfen. 

Bezüglih der Diftrictd: und Kreisgemeinden enthalten die Odlax :" 
28. Mai 1852, „die Diftrict 8⸗ und Lanbräthe betreffend“, die —** 
ſtimmung, daß bie erforderlichen Umlagen nad) dem Geſammtbetrag der dirt 
Steuern zu vertheilen find, und daß bei den Kreisgemeinden ein anderer TE 
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Rob nur im Wege des Gefepes eingeführt werden kann; fir die Diftrictd- und 

Rreisgemeinden find daher indirecte Gefälle überhaupt nicht zugelaffen. 

In der (Local-»Gemeindeordnung vom 20. April 1869 werben als 
Deckungsmittel für die Gemeindebedürfniſſe, infoweit die fonftigen Einkünfte der 
Hemeinde nicht ausreichen, die (directen) Gemeindeumlagen, Verbrauchsſteuern 
md jonftige örtliche Abgaben beftimmt. Das im früheren Gemeinbeedict an⸗ 
zeordnete ubfidiäre Berbältnig der directen Umlagen zu den Aufichlägen iſt im 
neuen Geſetz befeitigt und find beide Arten von Abgaben vielmehr als gleich 
tatthafte Dedungsmittel neben einander aufgeführt und zugelafien. 

Ueber die Verbrauchsſteuern trifft num die Gemeindeordnung im 
Bejentlichen folgende allgemeine Beftimmungen : 

. Zie Gemeinden ohne Unterſchied zwiſchen Stadt: und Landgemeinden find 
zur Erhebung von Verbrauchsſteuern befugt, ſoweit nicht Gelege oder 
Staatöverträge entgegenftehen. 

. 8 Befteuerungsartitel dürfen im Wülgemeinen nur ſolche Verzehrungs⸗ 
gegenftände behandelt werben, die bereits nach der beftehenden Hebung mit 
emer Berzehrungäfteuer belegt waren; neue, bisher nicht in Uebung gewejene 
Verbrauchsſteuern Dagegen können nur mit gefetliher Ermächtigung 
eingefitärt werben. 

. Der Fleifch:, Getreide und Mehlaufſchlag fteht allen Gemeinden zu, es 
dürfen jedoch bet der Erhebung die durch fönigliche Verordnung feftgefetten 
Marimalfäge nicht überſchritten werben. 

Zur Einführung oder Erhöhung einer fonftigen Verbrauchsſteuer 

(mit Ausnahme des Fleiich-, Getreide und Mehlaufſchlages) ıft Miniſterial⸗ 

genehmigung erforderlich. 

. Die Regelung des Erhebungsverfahrens iſt den Gemeinden überlaſſen, die 
zu diefem Zwecke und zur Sicherung und Controle ihrer Aufſchläge orts⸗ 
polizeiliche Vorſchriften mit Strafandrohung erlaflen können. 

e, Oertliche Auffchläge follen, ſoweit tbunlic, nur die Verzehrung innerhalb 
bes Gemeindebezirts, nicht die Production und den Handel treffen. 

f. Die Regelung der Riüdvergätung des gezahlten Aufichlages ift im Allge⸗ 
meinen der gemeindlichen Autonomie entzogen und erfolgt im Wege könig⸗ 
licher Verordnung. 

g. Endlich wird beftimmt, daß die Beichlußfaflung über Einführung oder Er: 
böhung von Verbrauchsſteuern in Gemeinden mit ſtädtiſcher Verfaſſung dem 
Magiftret unter Zuftimmung der Gemeindebevollmädttigten (Stadtverord- 
neten), in Landgemeinden der Gemeindeverfammlung zufteht. 

Hierzu ift zu bemerken, daß die Gemeinden zur Erhebung von Verzehrungs⸗ 
kuern weder gezwungen, noch daran gehindert find, und daß es denfelben unter 
len Umftänden überlaffen bleibt, ihren Bedarf durchweg nur mittelft directer 
Imlagen dur Zuſchläge zu den directen Staatöfteuern zu decken. 

Wollen fie VBerzehrungäfteuern erheben,, dann Haben fie innerhalb des ge: 
etlihen Rahmens nicht allein die Gegenftände, fondern aud die Höhe der Steuer 
nd das Erhebungsverfahren zu beftimmen. 

Namentlich den legterwähnten Punkt halten wir für ſehr widtig, weil 
mit ben Gemeinden die Möglichkeit gelaffen ift, dem Handel und der Pro: 

Säriften XI. — Sommunalfteuer. 13 
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duction fomweit freie Bewegung einzuräumen, als dies mit ihren \nterefien 
vereinbar ift, und weil damit ein Haupteinwand gegen bie Bergehrungsfteurm 
entträftet werben fann. 


v1. 


Die hauptfächlichften in den bayrifchen Gemeinden beftehenven Verzehrungæ 
fteuern find folgende: 

a. der Oetreide- und Meblaufichlag, 
b. der Fleiſchaufſchlag und 
c. der Malz: und Bieraufſchlag. 

Bon diefen wird der Malzaufichlag zugleich ald Staatsauflage (ärarialide. 
Aufichlag) erhoben, während die beiden anderen Aufſchläge fert dem Jahre 1913 
nur al8 Communalaufihläge vorkommen. 

Unter den Getreide und Mehlaufſchlag fällt felbftverftännfih amd x 
Brodaccis für das in einen Gemeindebezirt mit Mehlaccis eingeführte Bır. 

Außer den genannten Aufichlägen giebt es noch Aufichläge auf Ber, 
Branntwein, Steinfoblen zc.; wir können diefelben jedoch wegen ihres nur or. 
einzelten Vorkommens bei unjeren weiteren Erörterungen außer Betracht late 
und und auf den Fleiich-, Mehl- und Malzaufſchlag beichränten. 

Bon den letzteren befigen der Fleiſch- und Mehlaufſchlag die weit 
Terbreitung, indem dieſe ſelbſt in einzelnen Landgemeinden eingeführt fa: 
während ber Rocalmalzauffchlag bis jetzt nur größeren Gemeinden bemilligt wurx 

Bon entfcheidendem Einfluffe auf die Beurtbeilung der Accisfragen find ne:: 

a. die Höhe des Acciſes, | 
b. das Erhebungsverfabren und 
c. die Regelung der Nüdvergütung. | 

Wir werden daher bei den in das Vereih unferer Erörterung zu ziehende 
Acciſen auf diefe drei Punkte befondere Rüdfiht zu nehmen haben. 

Dabei muß aber bezüglich des Einflufjes des Accisfages auf den Berl 
preiß des befteuerten Artikels ganz bejonder8 Gewicht darauf gelegt werden, det | 
man nicht den Accisſatz für fich, fondern aud den Werth umd Preiß des ı' 
ſchlagspflichtigen Gegenſtandes ins Auge zu fallen bat. 

Der gleihe Sat per Centner müßte 3. B. beim Fleikh und Roggmai 
höchſt verichteden wirken; der gleiche Sat wird auch bei dem nämlichen IcH, 
zu verſchiedenen Seiten, bei verjchievenem Preid und Geldwerth von verſchiedes 
Bedeutung fen. Bleibt der Accisſatz gleich, während die Lebensmittelpreik = 
die Höhe gehen, fo nimmt die. procentale Belaftung des treffenden Artileld 
und der Aecis wird leichter getragen werden; es dann gerade auf das ler: 
Moment bei allen feit einer fehr Langen Reihe von Jahren in gleicher KM 
beftehenden Auffchlägen nicht genug Gewicht gelegt werden. 


VII. 


Fleiſchauffchlag. 


Wie oben unter Ziffer V. litt. c. erwähnt, iſt den Gemeinden bie ft 
fegung der Aufihlagsfäge nicht unbeſchränkt überlaflen, vielmehr erfolgt d 
Teftfegung der Marximalſätze durch königl. Verorbnung. 
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Durch eine folde vom 27. November 1875 wird nun der Accis 
. nah dem Gewichte für importirtes Fleiſch auf 65 Pf. pro Eentner, und 
. nady dem Stüd feftgefett. 

Der Stüdtarif ift folgender: 


NY mn 


a. 4,30 M. vom Ochſen mit 6 Gentner und barüber; 

b. 2,90 M. vom Ochſen mit geringerem Gewicht; 

c. 1,30 M. von einem Stier; 

d. 1,30 M. von einer Kuh; 

e. 1,15 M. von einem jungen Rind; 

f. 0,20 M. von einem Bod, einem Schaf, einer Ziege; 
g. 0,90 M. von einem Schwein mit 90 Pfd. und darüber; 
h. 0,30 M. von einem Schwein mit 30—90 Pfd.; 

1. 0,15 M. von einem Schwein bis zu 30 Pfo. 


Bon diefem Tarif kommen in einzelnen Gemeinden —S nach ver⸗ 
ſchiedenen Richtungen vor, indem namentlich auch höhere Sätze beſtehen, was 
mit königl. Bewilligung, die im Bedürfnißfalle in der Regel auf 10 Jahre 
ertheilt wird, zugelaſſen iſt. 

Es mag übrigens der Accis nach dem Gewicht oder nach dem Stüd 
erhoben werden, immer bildet der Gewichtstarif die Grundlage, weil der für 
das Stück normirte Aufſchlag immer auf der Gewichtscalculation beruhen muß, 
wenn er richtig getroffen fein fol. Man kann daher bei allen Fragen über 
den Fleiſchaccis, bei denen deſſen Höhe in Betracht kommt, kurzweg den nad 
dem Gewicht beftimmten und zu bezahlenden Aufſchlag zu Grunde legen. 

Ebenfo muß man bei einer Bergleihung verfchtedener Stüdtarife den Accis 
unter Annahme gleichen Stückgewichts auf dafjelbe Einheitsgewicht (Centner) 
reduciren. 

Unter der Annahme, daß das Pfund Fleiſch 60 Pfennig toſtet, beträgt 
bei einem Accisſatz von 65 Pf. pro Centner die Belaſtung des Fleiſches etwas 
mehr als 1 %, und bei dem höchſten unjeres Wiſſens zugelaſſenen Satz mit 

IM. pro Centner oder 1 Pf. pro Pfund 1%,, %- 

Während in Bayern der Fleiſchaccis nie mehr ald Eine Mark pro Centner 
beträgt, wurde und wird anderwärts, 3- B. ın vielen preußiſchen Städten der Accis 
mit 41/, M., in Dresden mit 54, in Mailand, Genua mit 81/, und in Turin 
mit 9'/, vom Ochfenfleiih und in manden italienifchen Städten beim Schwein- 
jleifch felbft mit 18 und 20 M. pro Centner erhoben, wozu noch kömmt, daß 
in vielen biefer Städte neben dem Accis noch eine Martt-Beihau- und 
Hladtgebühr in einem Betrage zu zahlen ift, jo hoch wie der ganze Accis 

n Ba 


gern. 

Um ein auf feftem thatfächlihen Boden rubendes Urtheil über den Fleiſch⸗ 
acid und deſſen Einfluß auf die Fleiſchpreiſe abgeben zu können, müſſen alle 
dieſe Verhältnifſe mit erwogen werben; denn es leuchtet ein, daß die Belaftung 
eines Artilels mit 10 oder gar 20 % Aufihlag und Gebühren eine 
andere Wirfung auf den Prei® äußern muß, als eine Belaſtung mit 1 oder 
1, %, und daß bie Bleifhaufihlagefrage an einem Drte mit hohem Accis 
anders fteht, als an einem Drte mit niedrigem Accis, an dem überdies feine oder 
ſehr niedrige Markt: und Schlachtgebühren zu bezahlen find. 

19* 
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Die Erhebung dieſes Accifes iſt mit Nachtheilen für ben Gewerbebetritb 
und den Handel in der Regel nicht verbunden, weil bei dem Schlachthanszwan 
und wegen der Fleiſchbeſchau über die Einbringung und das Schlachten ir 
Viehſtücke ſowie die Tleifcheinfuhr ohnehin Anzeige gemacht werden muß, nt 
Damit die zur Acciserhebung erforderlichen Thatſachen ſehr einfach feftgeftellt ı 
controlirt werden können. 

Namentlih kann an allen Orten mit Central-Schlacäthäufern der Lie 
handel ohne nennenswerthe Gefahr von allen Beichräntungen freigegeben wınz, 
wie auch thatſächlich die Viehmärkte obne Störungen auch in allen jenen Surta 
abgehalten werben, welche Fleiſchaccis erheben. 

Die NRüdvergütung des Acciſes muß nach der bayrifchen Verordnung a 
treten, wenn ein gefchlachtetes Thier in der Haut und ungetheilt wieder a: 
tem emeindebezirt hinausgebracht wird, Dies ſchließt jedod nicht and, vr 
eine Gemeinde, in welder der Handel mit Fleiih und die Fleiſchwaarenfatt 
cation eine gewiffe Bedeutung erlangt bat, den Fleiihfabricanten und Hünkr 
den Accis für die fabricirten und erportirten Waaren zurückzahlt. Ya la 
auf Antrag der Betheiligten fogar vom Minifterium die Rüdvergätung > 
Acciſes für erportirtes Fleiſch und ausgeführte Fleiſchwaaren angeordnet werde 
wenn dies im Intereſſe des Handels und der Production geboten erſcheint 


VIII. 
Getreide- und Mehlaufſchlag. 


Für den Getreide- und Mehlaufſchlag gelten nad der erwähnten fx 
ordnung folgende Säge: 
a. vom Getreide 
30 Pf. pro Gentner oder 
j 40 „ „ SBectoliter und 
b. vom Mehl oder eingeführten Brod 35 Pf. pro Centner. 

Höhere Sätze fünnen ausnahmsweiſe vom König bewilligt werden; geit-” 
dies, fo wird auf die Conjumtionsverhältniffe inſofern Riüdjicht genommen, c 
nur für Weizen und Weizenmehl, dann weißes Brod ein höherer Acad! 
willigt wird, nicht aber für Roggen, Roggenmehl und Roggenbrod. 

Auf den Schrammenverfehr und den Getreirehandel kann diefer Accis kr 
uachtheiligen Einfluß üben, weil der Auffchlag nur von dem eingeführten P- 
und nur von dem auf bie Mühlen des Gemeindebezirkes gebrachten Ger: 
erhoben wird. ‚ 

Müller und Mehlhändler aber find gegen eine, nachtheilige Belaflung :-°° 
Erportgeihäftes durch die unbedingt angeordnete und zu leiftende Rikfwerger- 
des Aufſchlags gefichert. u 

Abgefehen nämlih von dem nur tranfitirenden und ohnehin aurtr- 
Mehl, muß nämlih der Getreive- und Mehlaufſchlag zurüdvergätt war 
wenn Mühlfabricate von dem Producenten oder Händler in Quantitäten. "- 
welche bei der Einfuhr ein Aufſchlag von mindeſtens 30 Pf. in der rt 
zu entrichten wäre, durch eine und dieſelbe Sendung audgeführt werden. = 
beißt mit andern Worten, für jene Quantitäten Mehl, die im Kleinen Bertehr m" 
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der Regel von den Conſumenten jelbft mit Hinausgenommen werben, tritt bie 
Accis⸗Ruckverguütung nicht ein, wohl aber ift dies im Intereſſe ded Handels und „ 
ver Fabrication der Fall. 

Wurde der Aufichlag von dem Getreide erhoben und es werden Mübl- 
fabricate erportirt, fo beißt fich die Größe der Nüdvergütung nad) dem Quan⸗ 
tum, das won dem treffenden Fabricate durchfchnittlih aus dem SHectoliter der 
anzelnen Getreivearten erzeugt wird, und das im Voraus von den Gemeinden 
allgemein feitzuftellen und öffentlich befannt zu machen ift. 

Nebenbei bemerkt, durfen die Gemeinden bei der Rüuckvergütung des Fleilch- 
und Mehlaufſchlags 5 %, und bei Sendungen, für welche die Rückvergütung 
weniger al8 2 M. beträgt, 10 Pf. fiir die Controltoften abziehen. 

Abweichend von den obigen Normalfägen, wird in einzelnen Gemeinden mit 
töniglicder Bewilligung vom Weizen und Weizenmehl ein höherer Aufichlag, 
bis zu 80 Pfennig vom Centner Weizen und 1,14 M. vom Centner Weizen- 
mehl erhoben. 

Legt man der Procentberehnung den höchſten Aufſchlagsſatz mit 1,14 M. 
für Weizenmehl und 35 Pf. für Kornmehl zu Grunde, fo ergiebt fih bei An- 
nahme eines Preifes von 30 M. pro Centner Weizenmehl und 15. M. pro 
Gentner Kornmehl eine Belaftung des MWeizenmehles mit 3%/,, und bed Korn⸗ 
mehles mit 2 %,. 


IX. 
Localmalz: und Bieraufidlag. 


Bei dieſem Aufſchlag kommen folgende Berhältnifje in Betracht: 

1. Der Malz: und Bieraufidylag bildet keine den Gemeinden kraft Gefetes 
zuftehende Abgabe; deſſen Einführung und Erhöhung fett vielmehr Miniftertal- 
genehmigung voran. 

2. Da der Malzaufichlag zugleih ein Staatögefälle ift, ftellt fich der 
Communalmalzaufſchlag für das innerhalb einer Gemeinde verjottene Malz 
als ein Zufchlag zu dem Werarialaufihlag zu Gunſten der treffenden Ge— 
meinde bar. 

3. Die mit der Erhebung und Controle des Staatsmalzaufſchlags be- 
trauten Staats-Finanzorgane” beforgen zugleich die Erhebung und Controle tes 
Localmalzaufſchlags. Es kann daher der legtere feine weitere Beläftigung ober 
Erſchwerung des Verkehrs, der Production und des Handels im Gefolge haben. 

4. Bon dem aus einer andern Gemeinde eingeführten |. g. fremden Bier 
wird der Localmalzaufichlag bei der Einfuhr nad dein Hectoliter berechnet und 
bezahlt; die Controle und Erhebung dieſes Aufihlags, bei dem das Staatsärar 
nicht betbeiligt ift, erfolgt Lediglich dur die Gemeinden und deren Organe. 

5. Bildet ein Artikel einen Gegenftand der Berzehrungsfteuer des Staats 
ind der Communen, jo muß man bezüglich der Wirkungen der Beſteuerung auf 
den Preis die beiden Steuern zufammen ind Auge fallen, weil es für ben 
Confumenten im Schlußeffect ganz gleichgültig if, ob die Steuer in eine oder 
in mehrere Caſſen fließt. 

Der Staatsmalzaufichlag beträgt nun vom Hectoliter ungebrohenen Malzes 
ohne Unterfchied zwiſchen Trocken⸗ und Einfprengmal; 4 Mart. 
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Den Gemeinden ift der Aufichlag in verſchiedenen Größen von 1 M. bi 
1.95 M. bewilligt; den höchſten bewilligten Sat angenommen, beträgt die Stan 
auf 1 Heceoliter Malz ſonach 5 M. 95. 

Die Belaftung des Biere hängt nun nicht allen von der Größe ei 
Malzaufichlags, jondern aud) von der Gukführung ab. Es kann nämlıh are 
demfelben Quantum Malz eine größere und eine Heinere Quantität Bier gelotm 
werden und wird ſich ſohin die jchließlicye Belaftung des Biered um fo mieriga 
geftalten, je geringeren Malzgehalt da8 Bier bejitt. 

Unter der Annahme, daß aus 1 Hectoliter Malz 200 Liter Bier gebrar: 
werben (es entipricht dies annähernd der früher vorgefchriebenen Gupfühum 
und der in Münden üblihen Braumeife), trifft auf das Hectoliter Bier u 
Staatsauffdlag von 2 M,, ein Communalaufſchlag von 50—971, F 
fobin im Ganzen von 2,50—2,971/, M. 

Nachdem das Liter Schenkbier zur Zeit mit 22 Pf. angeſetzt werden lar 
ergiebt ſich daR das Bier mit einer Diarimal-Verzehrungsftener von anı 
13 9%, belaftet iſt. | 

6. Bon dem ſ. g. fremden Bier beträgt der Localaufſchlag bei der Eutik 
per Hectoliter zwiſchen 66 Pfennig und 1,31 M., was mit Hinzurehaun: 
des Aerarialaufichlage von 2 M. einen Marimalaufihlag von 3,31 M. m 
Hectoliter und 3,3 ‘Pf. per Liter ergiebt. 

Da die fremden Biere wegen ihrer befferen Dualität mit 30 Pfennig m: 
Liter ausgeſchenkt werden, fo dürfte fi) annähernd derſelbe Procentjag ın de 
Belaftung ergeben, wie beim einheimiſchen Bier. 

7. In die Befteuerung des Malzes und Bieres fir Commmalmt: 
jrielen übrigens auch die Beitunmungen des Zoll: und Handelsvertrages ver 
8. Juli 1867, ſowie der Zolltarif vom 1. October 1873 herein, weshalb Y.* 
Berbältniffe kurz erwähnt ſein Sollen. 

Artikel 5 IL, 8 2, Abi. 2 des erwähnten Zoll: und Handelöverra:: 
beftummt nämlich als den Marimalfat des im Vereinsgebiet zuläffigen Ae: 
rialaufſchlags den Betrag von 1 Rthl. 15 Sgr. von der Ohm Ba © 
120 Quart Preußiih, was circa 3 M. pro Hectoliter Bier ausmadt. 

Ferner wird in $ 7 1. c. Abf. 5 beftimmt, daß die Beſtenerung N 
Bieres für Commumen mehr nicht als 20 %, des höchſten zuläffigen Aerarie 
aufichlags betragen dürfe, wovon nur jene Communen ausgenommen jind, "= 
bereit8 eine höhere Abgabe erheben. 

Hiernach kann der örtliche Bieraufihlag in Gemeinden un bi «= 
Marimaljag von 60 Pf. per Hectoliter Bier oder 1,20 M. per Hate! 
Malz zur Einführung kommen. 

‚ Dabei enthält der erwähnte Zoll- und Handelövertrag die weitere Yeldr- 
tung für die Gemeinden, daß die Localaufſchläge ausnahmslos für jene am 
lãndiſchen Dergehrungögegenftänbe, welche mit einem Soll von mehr als 1,50 A 
pro Centner belegt find, für unzuläſſig erflärt find. - 

Da num nad Wr. 25 des Zolltariſs ausländifches Bier mit einem Zol ve: 
2 M. pro Sentner oder circa 6 M. pro Hectoliter belegt ıft, darf fine Er 
meinde von ausländiihem Bier eine Abgabe erheben. Es können Daher namı= 
lich die in Grage tommenden böhmischen und Wiener Biere mit eman Fol 
aufihlag nicht belegt werben. 
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8. Die Uebergangdabgabe von Malz beträgt in Bayern entſprechend dem 
Zollvereinsvertrag eben fo viel, wie vom inländiſchen Malz, nämlıh 4 M. 
pro Hectoliter; die Mebergangsabgabe für Bier 2,50 M. pro Sectoliter. 

Es erfcheint dieſer Sag gegenüber der obigen für das einheimische Bier auf: 
geitellten Berechnung mit 2 DM. pro Hectoliter um deswillen nicht als zu hoch, 
weil die Exporibiere viel ftärker eingefotten find und der Malzgehalt daher per 
Hectoliter ein bedeutend größerer ıft, als bei dem oben vorausgeſetzten einhei⸗ 
milden Schenfbier. 

9. Bon den in Frage ftehenden Verzehrungs-Gegenſtänden beſitzt neben 
dem Mehl das Bier hauptjählih die Eigenſchaft eines Ausfuhrartifeld und bat 
deshalb und bei der Höhe des Aufſchlags bezüglich feiner die Frage der Auf: 
ſchlags⸗ Rückvergütung eine erhöhte Bedeutung. 

Diefe tft nun dahin georbnet, daß die Nüdvergütung eintreten muß, wenn 
das Bier, fer e8 in das Ausland oder, was den Localaufichlag betrifft, in einen 
anderen Gemeindebezirt ausgeführt wird. 

Selbſwerſtändlich fteht der Nüdvergütungsfag in einem beftimmten Ver⸗ 
hältnıg zu dem gezahlten oder dem nach der üblihen Brauweiſe fi berechnen- 
den Aufihlag. Wer Malz verfteuert bat, und Bier ausführt, kann felbftver- 
ſtändlich den für das treffende Bier gezahlten Aufſchlagsbetrag nicht beweiſen; 
es muß daber ein gewiſſes Verhältniß zwilchen dem verfleuerten Malz und 
tem daraus gejottenen Bier angenommen werben. 

Das Malzauffchlagsgefeg vom 16. Mai 1868 beftimmt nım in Art. 11 
bezüglich der Rüdvergütung des aerarinlifhen Malzaufſchlags Folgendes: 


„Wird im Inlande erzeugted Bier in Gebinden in das Ausland aus- 
geführt, fo bat der Ausführende fiir jede Sendung, welche mindeftens einen 
Eimer (63 Liter) beträgt, Anſpruch auf Rüdvergütung des Malzaufſchlags.“ 

„Der Lönigl. Staatöregierung bleibt e8 überlaffen, durch bejondere 
Berordnung die Höhe des Rückvergütungsſatzes umd die desfalls nothwendigen 
Sicherungsmaßregeln zu beftimmen.‘ 

Im Vollzuge diefer geſetzlichen Beſtimmung wurde nun durch Berorbnung 
vom 7. November 1875 der Rückvergütungsſatz auf 1,60 M. vom Hectoliter 
Dramen und 80 Pf. vom Hectoliter weißen Bieres feftgefekt. 

Terner beflimmt die Verordming vom 30. November 1875 über bie 
Rüdvergiäitung des Pocalmalzaufichlags der Gemeinden: ” 


„Wird aus einer Gemeinde, in welcher der Localmalzaufichlag mit 
1 M. vom Hectoliter Malz zur Erhebung kömmt, Bier in Gebinden 
ausgeführt, jo beträgt die Rückvergütung vom exportirten Bier 35 Pf. 
vom Hectoliter braunen und 20 Pf. vom Hectoliter weißen Biered. Be— 
trägt der Localmalzaufſchlag mehr ald 1 M. vom Hectoliter Malz, fo 
bat ſich die Rüdvergütung nach Verhältniß dieſes Mehrbetrages gleichfalls 
zu erhöhen.” 
Gegen dieſe Rüdvergiitungsfäge wurde bis jest von Seiten der Brauer 
keine Einwendung erhoben, und Darf daher deren Richtigkeit und Billigfeit wohl 
als feftftehend angenommen werden. 
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X. 


Bei Beurtheilung der communalen Verzehrungsftenern kommen die Intereia 
der Gemeinde, jene der Steuerzahler, dann die des Handels und der Produ 
in Betradit. ‚Um nun zunädit ein Bild über das Verhältniß der hauptjähliditr 
Berzehrungsfteuern zu den directen Umlagen zu gewähren, Iafjen wir auf Grin! 
der Rechnungsergebniffe des Jahres 1872 und für Münden des Jahres 1575 
eine Ueberfiht hier folgen. Es wurden dabei die geleifteten Rüdvergütunge 
in Abzug gebradit, fo daß die Ziffern die Einnahmen unter Abrechnung da 
Rückvergütungen ausweiſen. 


Ueberſicht über die Gemeindeeinnahmen aus den directen Ir 


lagen und den hauptſächlichſten Verzehrungsabgaben. 








— 











Directe Berbrauchsfteuern 

® inde TE —— — —ñ——— 
a Umfagen 1 smept | Fleiſch Bir | Ken 
— 1. Fi. —— F 
Münden unbelannt | 92.365 | 98.660 | 614.463 | 805.431 
Nürnberg 227.513 I 108.595 41.506 | 115.290 | 265.3°: 
Augsburg 107.522 | 45.404 | 21.832 | 128.987 | 196.22 
Würzburg 82.245 | 43.3810 | 38.860 | 67.243 | 149.91: 
Regensburg 54.479 21.573 | 17.550 | 65.611 | 104.733 
Ansbach 9.401 9.097 4.525 | 13.183 | 26.50 
Aſchaffenburg 10.300 — — — 1 238% 
Bamberg 40,000 13.551 16.346 54.540 | 54.8 
Bayreuth 14.617 7.000 5.000 36.206 | 49.2 
Erlangen 13.028 9.122 4.050 |! 18.352 | 31.54 
Dinkelsbuhl — — 9055 4.071 4 
Hof 24.424 21.497 23.818 ı 45.51° 
Kempten 16.390 8.206 | 4.661 | 17.826 | 30.5% 
Kitzingen 9.676 — 8.392 5.33: 
Landshut 15.999 4.486 4,857 19.766 | 29.1: 
Lindau 71.242 6.159 | 9.624 | 15° 
Neuburg 3.740 5.075 2.872, 8.524 | 1641 
Paſſau 17.271 7.215 4.217 | 17.779 ı 292. 
Ingolſtadt 6.732 7.000 19.085 | 260% 


Die vorftehende Meberficht zeigt zunächft, daß in allen größeren Gem: 


Bayerns Aufſchläge eingeführt find. 
Der verſchiedene Einnahmsbetrag beruht nicht allein auf der verſchieder 
Einwohnerzahl ter treffenden Gemeinden, ferner auf der Beim Bienerim- 
einen wichtigen Punkt bildenden verſchiedenen Zuſammenſetzung der Berilke 
und der verſchiedenen Lebensweiſe der Bewohner, fondern auch auf ber ®® 
ſchiedenheit der Tarifläke, nach welchen die Aufſchlaͤge zur Erhebung femme. 
Es geht aus diefer Ueberſicht aber weiter hervor, daß die Einnahmen anf ð 
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Verbrauchsſteuern einen höchſt wichtigen Factor im Gemeindehaushalt ausmachen 
und ſehr häufig die Hauptfinanzquellen der Städte bilden. 

Ferner kann conſtatirt werden, daß bis zur Stunde noch keine einzige 
Gemeindeverwaltung des rechtsrheiniſchen Bayern auf den Gedanken verfallen 
it, diefe Finanzquelle aufzugeben und den hierdurch entſtandenen Ausfall in der 
Calle durch Erhöhung der directen Steuern zu Ddeden; vielmehr gebt bie 
Strömung in den bayrifchen Gemeinden unzweifelhaft dahin, bie Dorbanbenen 
Verzehrungsſteuern in der feitherigen, örtlich beftebenden Größe zu erhalten und 
da, mo fie noch nicht eingeführt find, die wachlenden Anſprüche an die Gemeinde: 
caffe Durch die Einführung und Erböhung der zuläffigen Aufichläge zu decken. 

Um die tiefgehende, innere Bedeutung dev Aufichläge fiir die Lebensthätigkeit 
der Communen zu erfennen, müſſen wir übrigens noch die Frage aufwerfen: 
Die Tamen die Städte und Stadtverwaltungen zu diefen Auflagen und wozu 
bat man die Einnahme aus venfelben verwendet? In diefer Hinſicht kann 
nun als nabebin allgemeine Regel angefehen werben, daß die Gemeinden ent- 
weder aus Noth zur Verzinfung und Tilgung ihrer Schulden oder zur Schaffung 
bedeutender gemeimnügiger Unternehmungen, für welde andere Mittel fehlten, 
die Auffchläge einführten und allmäblig erhöhten. 

Die Auffhläge haben, es läßt fich dies mit unbebingter Gewißheit aus⸗ 

Iprecden, in eminent fegensreicher Weile fir die Städte und deren Entwidlung 
gewirkt und wenn e8 den bayrifchen Städten gelungen tft, ihren durch die fran= 
zöſiſchen Kriege zerrütteten Haushalt wieder in Ordnung zu bringen, den ihnen 
geftellten Aufgaben zu genügen und den an eine raſche Entwidlung geftellten 
großen Anforderungen gerecht zu werben, jo muß dies zunächſt den aus ben 
Aufſchlagsgefällen geflofienen reichlichen Einnahmen zu Gute gejchrieben werben. 
Wer die Berbältnijfe nur einigermaßen fennt, weiß, mit welchen Schwierigfeiten 
zu kämpfen ift, wenn für außerorventliche Bedürfnifſe die Mittel aufzubringen 
find; hier Alles auf den guten Willen und die Einficht der Steuerzahler ankommen 
zu lafien, würde in den meiſten Fällen einem Verzichte auf die gute Sache gleich 
kommen. Als vie bayriſche Staatsregierung unter dem Einfluffe nicht näher 
zu ſchildernder Umftände mit dem Plane umging, den Stäbten die Einnahmen 
aus den Aufichlägen zu kürzen, erhoben ſich gegen ein ſolches Borbaben die 
fämmtlidhen betheiligten Communalverwaltungen mit einer ſeltenen Ein⸗ 
mütbigfeit und ebenjo würde e8 bei jedem neuerlichen Berfuche ähnlicher Art 
gehen. Daß die Gemeinden mehr Bebürfnifie als Dedungsmittel befigen, ift 
nicht erft eine Erfcheinung der fortgefchrittenen Neuzeit. Es kam dies früher 
ebenfo vor; allein die Mittel wurden leichter aufgebracht, indem man entweder 
einen Auffchlag einführte, oder zu den beftehenden Aufichlägen einige Kreuzer 
binzufügte und fo wieder das Gleichgewicht berftellte. Seht, nachdem jeder 
Sulden oder Thaler Mehrbevarf durch Erböhung der directen Umlagen auf: 
ebracht werben muß, verurſacht jedes mit einer Umlagenerböhung verbundene 
Sommunalunternehmen eine mit der wirflicien Einnahme in gar feinem Ver⸗ 
haͤltniß ſtehende Aufregung. Nichts wäre auch unrichtiger, als die Unluft zur 
Steuerzahlung nur den weniger einfihtövollen Bürgern zuzufchreiben und von 
dem beſſeren Theil der Gemeinveglieder eine größere Opferwilligfeit vorauszu⸗ 
ſetzen. Der Geldbeutel ift eben ein Punkt, an weldem ſelbſt der fonft Ein- 
ſichtsvollfte eine unrechte Empfindlichkeit beſitzt. 


eu — — — —⸗— — 


meindeglieder erleichtert. 
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Zu Gunſten der communalen Berbrauchsſteuern ſprechen, abgejehen ve: 
ihrer Ergiebigkeit und ihrer ſteten Zunahme, noch folgende Berhältnifie. 

Jede Gemeinde beiteht aus einer Anzahl ſeßhafter Eimmwohner, die zu de 
Directen und indirecten Auflagen beigezogen werben fünnen. Außerdem bein: 
fih aber in größeren Gemeinden eine bewegliche Benölferumg, der mit direte 
Steuern nicht beizufommen ift, obgleich dieſelbe die Bortheile des Commmal- 
Verbandes wenigftens zum Theil mitgenießt. 

Es erſcheint nun gewiß nit als unbillig, von dieſer Claffe der fabtilke 
Bevölkerung, die ſogar mande Ausgabe auf Verkehr, Beleuchtung, Siderhe. 
verurfacht, gleichfalls einen Beitrag zu den Communallaſten zu erheben, m! 
aber nur durch die Verbraucsftenern geſchehen Tann. 

Dur die Verbrauchsſteuern wird der Kreis der Steuerpflichtige am 
Stadt fehr erheblich erweitert und wird damit bie Steuerlaft der anſäſſigen &- 


Werden bie Verbrauchsſteuern aufgehoben und durch directe Umlagen crizr. 
jo haben die Einwohner mit fländigem Wohnſitz nicht allein den auf ihren Weü 
entfallenden Einnahmsbetrag aus den Verbrauchsſteuern, ſondern auch den ec 
der beweglichen Bevölkerung ſeither getragenen und nun ausfallenden Bar = 
übernehmen, woraus fi) der Eintritt höherer Belaftung der anfäffigen cr: 
wohner von ſelbſt erklärt. 

Einen je größeren Bruchtheil die flottirende Bevölkerung einer Geman: 
ausmacht, je mehr in Folge der freien Bewegung die nomadifirende Berällm: 
wähft, um fo fchwieriger wird es ber fehhaften, die Communalberiim 
zu deden und um fo dringender tritt das Berürfnig nach Heranziekur 
Fa ber ‚enden Bevölterungsclaffe im Wege ver Erhebung von Berbrasst 
euern auf. 

Nebenbei fei auch bemerkt, daß die für die Beleitigung der Staatsaufidbe 
auf Mebl und Fleiſch ſprechenden Gründe bei den Communalaufidlägen nt 
in allen Stüden zutreffen und daß daher mit der Aufhebung der Schlacht rn: 
Mehlfteuer noch kein zwingendes Präjudiz gegen ben Fleijh- und Mehlaufiöl: 
als Communalabgabe gewonnen ift. 





XI 


Wenn man nun auch die Vortheilhaftigkeit der Verbrauchsſteuern für d 
Gemeindecaſſe zugiebt, fo glaubt man doch diefe Einnahmsquelle wegen ibe 
len Ungerechtigfeit ſowie wegen Bertheuerung der Lebensmittel versenkt 
zu müſſen. 

Was die Gerechtigkeit der Steueranlage betrifft, jo dürfen wir wohl ma;e. 
wie es denn in diefer Beziehung mit den directen Steuern außfieht? 

Br befteht bis zur Stunde eine einzige volllommene und abjolut ger=- 
Eteuer 

Um die angebliche Ungerechtigkeit der Verzehrungsſteuer in das rechte Ai 
zu fegen, wird vie Sache fo Hingeftellt, als ob ſtets der Conſument des ſac 
baren Artikels ven Aufichlag bezahle und als ob namentlidy die beſteuen 
Lebensmittel beim Wegfall der Steuer billiger würden. _ 

Scheinbar verhält fi) die Sache allerdings fo, daß der Flaikufiar: 
von Deinjenigen bezahlt wird, der das Fleiſch kauft und verzehrt. Allem cd * 
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dies um deswillen nur ſcheinbar der Fall, weil die Möglichkeit der Ueberwäl⸗ 
zung beftebt, von welcher namentlich) bei den Arbeitslöhnen Gebrauch gemacht wird. 

Schließlich bleibt die Verzehrungsfteuer auf Brod und Fleiſch ꝛc. nicht an 
Demjenigen hängen, der das meifte Brod und Fleiſch gegeflen, fondern an Dem: 
jerigen, der überhaupt am Meiſten verbraucht bat. Ein Rentier, der 20,000 M. 
für feinen Haushalt ausgiebt, zahlt in Wirflichkeit nicht blos den Auffchlag 
für das Fleiſch und Brod, das er, feine Frau und feine Kinder verzehrt haben, 
ſondern er zahlt auch den Aufſchlag für die Conjumtion feiner Dienerichaft, 
Toglöhner und aller Jener, die für ihn gearbeitet oder ihm einen bezahlten 
Dienft geleiftet haben. 

Wie wenig ferner ein mäßiger Aufſchlag die im kleinen Verkehr zu zablen- 
ben Preife alterirt und wie ficher bei Aufhebung eines beftehenden niedrigen 
Aufſchlags der ganze Profit in die Taſchen einzelner Gewerb- und Handel⸗ 
treibenden fallen witrde, mag Folgendes zeigen. 

Am 1. Januar 1872 trat die norbbeutihe Maaß⸗ und Gewichtsordnung 
vom 17. Auguft 1868 in Bayern in Kraft. 

Das nene Gewicht war im Berbältnig zum bayrifhen (100 Pfo. bay. 
= 56 Silo — 112 Pſd. metrifhe Gewicht) um 12 %/, leichter und hätten 
deshalb die Preife aller nad dem Gewichte verfauften Lebensmittel um 12 %, 
füllen müffen. 

Wir Haben nun die Preife der hauptſächlichſten Lebensmittel in der Stadt 
Würzburg verfolgt und daber gefunden, daß die kurz vor der Einführung des 
neuem Gewichtes beftandenen Preife wenige Monate nad deſſen Einführung 
wieder erreicht waren und daß fomit nach einigen wenigen Schwankungen ein 
Preisaufſchlag von 12 %/, ohne bejondere Umftände eingetreten und zum Bor- 
tbeil der Gewerbtreibenden durchgeführt war. 

Wir laſſen die bezüglide Zuſammenſtellung umftehend folgen; die Preife 
find nach Kreuzern eingeftellt. 
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INT 


Ja- | de- |mär Au. |Se-| oe. |Ro- | De. 
3 Uprit| Mai | Sunmi | Yuti tem» dem | cem- 
nuar | bruar guſt ber | tober ber | Ber 


m — 


Rr. | Rr. | Mr. | Rt. | Mr. | Ar. | 8er. | Mr. | Mr | Mr. | Be | Mr. 
26 |26 |27 27 127 127 127 |27 |26 |26 |27 |27 


10 Jıo 10 | 10 10 11 11 [104 |104 |104|104 [10% 
64| 64| 64| 6) 6 ı 7 | 7 | 64| 64 | 64| 6E| 6% 
549 59 5341 55354535—5 | 54 545 
19 19 19 19 |20 20 20 |20 [203 |21 121 |2ı 
ıs lıs \ıs | ıs lıs Jıs 20 20 22 |22 21 |2ı 
1 Po. Hammelfleiſch | 18 18 120 18 | 18 J18 19 |18 j18 |20 18 |18 |18 
1 Pfo. Schweinfleifh | 20 22 22 |22 | 22 |22 |22 |22 |24 24 |24 |24 124 
1Maaß Winterbier!) | — 71717 ı\—-—|—-I—-|—-17]|7])7|7 
1MaakSonmerbir)} 7 
1 Pfo.coberSpet | 30 
1 fd. geräuh.Sped [40 
1 Pfd. Schmalz 40 
1Pfd. Butter 32 
1 Pf. Karpfen 32 


Gegenſtand. Juli 


Nummer. 





6 Pfd. Roggenbrop 27 
1 Dfd. beft. Weizenmehl] 10 
1 Pfd. do. ordinär 7 
1 Pfo. Roggenmehl 51 
1Pfd. Ochſenfleiſch 20 
1Pfd. Kalbfleiſch 16 


Sn a a m De 


32 Isı Is2 | so 32 |sa 32 32 36 Isa 34 36 





1) Bon 1872 ab tritt das Litermaaß in Kraft. 
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Ebenſo war das neue Flüſſigkeitsmaaß im Verhältniß von 100 Maaß 
bayriſch — 107 Liter, um 7 %/, Heiner; gleichwohl koſtete das Liter ebenfoviel 
als vorher die Maaß; 7 9, Differenz äußerten ſohin im fleinen Verkehr auch 
micht den allergeringften Einfluß auf den Preis. 

Ein ähnliches Verhältniß zeigte ſich bei Einführung der neuen Münz- 
wäbrung im Jahre 1876, indem man im fleinen Verkehr 1. Kreuzer gleich 
3 Pfennige rechnete und damit einen Preisaufihlag von 5 9/, bewirkte. 

Es joll damit nur gezeigt werden, daß ein Aufichlag von einigen Brocenten 
in der Wirklichkeit auf die Preife im Kleinen feinen fühlbaren Einfluß äußert 
und daß namentlich die Aufhebung eines ſolchen Aufihlags nie und nimmermehr 
eine Preisermäßigung für die unmittelbaren Conſumenten zur Folge hätte. 
Sollte eine ſolche dennod eintreten, jo Tann mit abjoluter Sicherheit vorher: 
gejagt werben, daß Died nur eine ſehr kurz vorübergehende Erſcheinung fein 
wird und die Preife nach wenigen Monaten wieder ihre frühere Höhe erreicht 

ben werben. 

Wollte man Übrigens annehmen, daß der Confument wirflih den Auf: 
ſchlag bezahlt, jo ergäbe fih 3. B. folgendes Bild: 

Angenommen, der Communalaufichlag betrage 

a. für 1 Po. Heil -. . . 1 BE, 
b. für 1 Pf. So . . . 1 BE, 
c. für 1 Liter Bier . .. Pf., 
ſo berechnet ſich der von einem einzeln ſtehenden Arbeiter per Jahr zu zahlende 
Accis bei einem Verbrauch von 
a. 180 Pfd. Fleiſch auf 1,80 M., 
b. 360 Pfd. Brod auf 1,80 M., 
c. 360 Liter Bier auf 3,60 M., 
fohin im Ganzen auf 
7,20 Marl 
und für eine Arbeiterfamilie bei einem Berbraud von 
a. 400 Pfd. Fleiih auf 4,00 M., 
b. 800 Pfd. Brod auf 4,00 M., 
o. 400 ter Bier auf 4,00 M., 


ſohin im Ganzen auf 12 M., was bei dem einzelnftehenden Arbeiter ca. 2 Pf. 
und bei einem verbeiratbeten Arbeiter etwa® mehr als 3 Pf. per Tag aus- 
macht. Wer nun etwa glauben wollte, daß der Arbeiter bei Aufbebung der 
Auffihläge diefe 7 oder 12 M. ſparen würde, oder doch wenigftens eriparen 
fönnte, befindet fi in einem großen Irrthum. Wird nämlich der durch den 
Wegfall der Berbrauchöfteuern eintretende Entgang durch directe Commumal- 
umlagen gedeckt, jo wird namentlich der mit einer höheren Hauöfteuer zu be- 
legende Haußbefiter ſich durch Steigerung der Wohnungsmiethe mehr als ſchadlos 
zu halten ſuchen und werden die Heimeren Confumenten daher auf einem anderen 
Wege erft recht mit einer Mehrausgabe belaftet werben. 

Wir ſprechen es als unjere feitefte Ueberzeugung aus, daß in allen Ge⸗ 
meinden die Aufhebung längft eingeführte Verbrauchsſteuern zum entſchiedenſten 
Nachtheil der fogen. arbeitenden Einwohner ausfallen wird, daß dieſelben die 
ſeitherigen Lebensmittelpreife fortbezahlen, überdies einen beftimmten directen 
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Umlagenbetrag erlegen und zu allem Weberfluß mit einer Miethspreisftigerm; 
werben bedacht werden. Es muß dies entfchieden betont werden, damit man 
bei dem vielfach berrichenden Miftrauen ſich bereits ım Voraus die Wirkunge 
eines Schrittes Mar macht, der nicht felten aus Unkennimmiß und in der aut: 
Abficht, die Lebensmittel billiger zu machen, unternommen wird und bar 
ſchließlich eine ganz andere als vie beabfichtigte Wirtung im Gefolge bat. 


XI. 
Einen Haupteinwand gegen die Berbrauchöfteuern glaubt man ferner in der 


Nachteil finden zu können, welche diefe Steuern und die damit verbunker 


Sontrolmaßregeln der Production und dem Handel zufügen. Wir wollm br 
gerne zugeben, daß ſowohl die Belaftung, als die Controle ben treffende 
Gewerb⸗ und Hanbeltreibenden unbequem find und daß von dem Stantpurf: 
aus, als ob dem Handel und der Induſtrie fo wenig als möglich Unbener- 
Iichkeiten, dagegen in jeder Hinficht aller möglicher Vortheil zugewendet wer. 
müffe, die Verbrauchsſteuern zu verwerfen find. 

Allein zugeben können wir nicht, daß die Production und der Horde 
durch die in Frage ftehenden Steuern wirflih eine dem Geſammtwohl md 'c 
betreffenden Induſtriezweigen im Ganzen nachtheilige Schädigung erleiben. 

Das Wirtbichaftsgewerbe an ſich, dam aber auch die Bädere und de 
Mebgerei find nämlich der Hauptfache nach Localgemerbe, die feine Benz: 
ausdehnung nad Außen zulafien und die daher durch Die Aufichläge in ıkc' 
Ausdehnung nicht gehindert werden. 

Was aber das Braugelchäft betrifft, jo zeigt ſich wenigſtens in Bar 
gerade bei der Bierprobuction ein Wacsthum, wie faum bei anderen Inbutrt: 
zweigen. Der Staatsmalzaufihlag der im Jahre 1843 noch mit 5 Miülcer 
Bulden etatifirt war, figurit im Budget pro 1874/75 mit 10 Millionen cr 
im Budget für die Periode 76/77 mit 11 Millionen 200,000 Sl. 2* 
bayrifche Bier hat ſich trog des Aufſchlags einen Weltruf verjchafft, währe 
die Bierfabrication in Ländern ohne Malzaufihlag keine Bedeutung befigt. 

Die Controlmaßregeln bei Communalaufſchlägen laſſen fih auch ar’ 
treffen und erecutiren, als bei ven Staatöverzehrungsfteuern und mander E: 
wand gegen Pebtere trifft daher bei den Erfteren nicht zu. Die Gemeinde kr 
ſehr gut den auf auswärtigen Abfag arbeitenden Producenten und dem fir 
mann, der in feinem Gejchäfte eine geordnete Buchführung befigt, Exleichten" 
gewähren; dies kann und thut aber der Staat nicht; man kann je nah ie 
Brtlichen Berhältnifien die Nüdvergütung regeln und bamit bie finanzielle ® 
Yaftung bed Ausfuhrartikels befeitigen u. |. w. Das fletige Wachſen d 
Erträgniffe aus den Verbrauchsſteuern deutet wenigftens fo viel an, daß fe. 
und Production in den bayriſchen Gemeinden unter den bortfelbft eingeführt“ 
Auffchlägen bis zur Stunde noch nicht gelitten haben. 


XII. . 


Für die Iandeögefeglihe Regelung der commumalen Berzehrungsiie 
enthält der Zoll: und Handelsvertrag vom 8. Yuli 1867 außer ben bar? 
oben erwähnten noch folgende maßgebende Beftimmungen : 

a. Die Erhebung von communalen Verzehrungsftenern, fei es bunh 3: 
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ſchläge zu den Staatsſteuern ober fir fich beſtehend, foll nur für Gegenftände, 
vie zur örtlichen Sonfumtion beftimmt find, bewilligt werben. 

b. Zu den zur örtlichen Conſumtion beftimmten Gegenftänden, von melden 
ne Erhebung einer Abgabe fir Rechnung von Communen allen ſoll ftattfinven 
Yirfen, find allgemein zu rechnen: 

1. Bier, 


6. die der Schlachtfteuer unterliegenden Erzeugniſſe, 

7. Brennmaterialien, 

8. Marttoictualien, 

9. Fourage, 

10. Wein, jedoch nur in denjenigen Theilen Deutichlands, welche zu den 
eigentlichen Weinländern gehören, 

11. Brarmtwein, ſoweit hiervon in einzelnen Orten des Zollvereinsgebiets 
bereit8 eine Communalabgabe erhoben wird ober nach der beſtehenden 
Geſetzgebung nicht verfagt werben kann; endlich 

12.von allen fonftigen Gegenftänden, von welchen zur Zeit des Bertrags- 
abfchluffes in einzelnen Orten Communalabgaben thatfächlih zur Er⸗ 
bebung kommen; diefe follen jedoch bei paſſender Gelegenheit bejeitigt werben. 

Zugleich werden fr die Localaufichläge von Bier, Wein und Branntwein 

tarimalfäge beftimmt, während dies für bie übrigen oben aufgeführten Gegen- 
ände nicht geſchieht 


XIV. 


Unſere Anſicht über die Communalabgaben können wir, inſoweit es ſich 
ı die Verzehrungsſteuern handelt, dahin zuſammenfaſſen: | 

1. Wir find für facultative Zulaſſung der Verzehrungsfteuern. 

2. Das Geſetz hat die Gegenftände, melde in Stadt und Landgemeinden 
| fie Aufſchlag belegt werden dürfen, fowie die Aufihlags-Darimalfäge 

eftimmien. 

3. Zu Gunſten der Production und des Handels bat beim Erport möglichft 
ifvergütung zu erfolgen. Die Bezeihnung der treffenden Gegenflände, dann 
e Rüdvergätungsfäge erfolgt durch allgemeine Minifterial: Anordnung. 

4. Den Gemeinden bleibt e8 überlaffen, das Erhebungsverfahren zu vegeln 
vie die nöthigen Control- und Sicherungsvorſchriften auf dem Wege von 
töftatuten zu erlaſſen. 

5. Alle Aufſchläge auf andere als im Geſetze bezeichnete Gegenftände hören auf. 

6. Gemeinden, welche fit) im Bezuge höherer als der gefetlich zuläffigen 
fihläge befinden, wird dies für weitere 10 Jahre bemilligt; nad Ablauf 
jer Zeit tritt das gemeine Recht ein. 

7. Wir fprechen uns fchlieglih im Intereſſe der Anbahnung einer gemein- 
nen deutſchen Communalgeſetzgebung für die Aufnahme der Berzehrungsfteuern 
das Syitem der Communalabgaben aus. 
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anbringe. ft nämlich die eben geäußerte Anficht richtig, jo kann man über die 
Communalbefteuerung irgend Befriedigendes nur durch Die Erforfchung der typiſchen 
Eigenihaften des Gemeindehaushaltes und der Gemeindennfgaben erlangen; et 
auf Grund diefer Erörterung läßt ſich die weitere Trage über die Hothwendiz: 
feit und Möglichkeit der Anpaffung von Steuern aufwerfen und beantworten. 


Aber auch damit ift das letzte Ziel noch nicht erreicht. Gerade die theoretiſde 
Unterfuchung über die Befteuerung befindet fih, wenn fie die wirklichen har 
ſachen erfafien und ihnen auf den Grund ſchauen will, drei großen Hinderniſſe 
gegenüber. Das Erfte ıft ein gut geleiteter, gut geichulter und verhöltuiß 
mäßig pflihttreuer Beamtenftand. Wo man über ſolchen verfügt, kann ger 
Manches unternommen und bis zu einem gewiſſen Punfte geführt werben, mar 
unter andern Umftänden zur baren Unmöglichkeit wird. Zweitens: es iſt kw 
Steuer jo widerfinnig. fo ungeſchickt angelegt und verwaltet, daß es nicht möglıt 
wäre, fih mit der Zeit an fie zu gewöhnen, ja fo fehr fi an fie = 
gewöhnen, daß eine Aenderung wie ein Uebel empfunden wird. Das wirthſchan⸗ 
Tihe Leben der Völler ift von einer Debnbarfeit und Fähigkeit der 
Anbequemung, welde aller Berechnung zu fpotten ſcheint. Man wundert it 
3. B. jo oft über das in Frankreich vorherrſchende und noch neuerdings emmiten: 
Syſtem von indirecten Steuern. Auf die Mängel und Uebelſtände dieſer X 
fteuerungsart Tann gewiß Nachdruck gelegt werden, aber e8 wäre thöricht, anzu: 
nehmen, daß dieſelben tagtäglid empfunden werden. Ja ich wage die doppelt 
Behauptung, daß männiglid einen Syſtemwechſel wie eine unwillfommene Neuer; 
empfinden würde und Daß ein ausgedehnte, wenn auch nicht fichtbares Safer 
von Steuer⸗Ueberwälzungen nicht nur zu einer proportionalen, ſondern fogar xt 
einer progreffiven Belaftung der vermöglicheren Claſſen geführt hat. 


Das dritte Hinderniß endlich ıft die innerlihe Abgeſchloſſenheit ws 
Folgerichtigfeit in der Beſteuerungsgeſchichte jedes einzelnes 
Landes, die allerdingd in der eigenthümlichen Natur der verſchiedenen Steue: 
und in den Aufgaben ver öffentlichen Verwaltungen wieder internationale Element: 
enthält. Ohne jene Eigenthümlichfeit ließe fih, meiner Anſicht nach, gar me 
erklären, Daß ganz verfchiedene Steuer-Syfteme in zwei Rändern gleichzeitig befteber 
die doch wirtbichaftlich auf gleichen Stufen fi) befinden, warum hoch entwidelt 
Bölter auf der unvolllommenen Stufe einer Steuer auf Productiongguele ur 
Productionsproceß fteben geblieben find und höchftens dieſe Formen zu enwider 
und fteuermäßig wirkfamer zu verwerthen bemüht waren, warum ber 
an eine einheitliche, auf wenigen erften Principien berubende Entwidlumg de⸗ 
Steuerweſens aufgegeben werden muß. 

Gerade hierin zeigt fich aber aud der Gegenſatz zwiſchen Theorie 13 
Prarı am deutlichiten. Was jene vermag, ift nicht etwa unbeträchtlich: fie mer: 
jucht das Weſen, die Borausfegung und normale Wirkung der einzelnen Steuc. 
fie kann vielleicht fogar angeben, welche Steuerarten in einer und derſelben Ya 
Tiegen und wie fie bier auf einander folgen. Aber ob der Zeitpunkt gelomme 
fei zu einer Wenderung, ob man umverändert die einzelnen, vielleicht andernut® 
bewährten Formen zur Anwendung bringe oder fie ben örtlichen Berhältune 
gemäß umbilde, vielleicht auch zu vermittelnden Formen greife, darüber m 
Klarheit zu kommen, ift fiherlich nur dem Stantsmanne, dem Praktiker vergin: 
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In ſolchem Sinne allein iſt daher auch das Nachfolgende geichrieben. So 
iind auch Die Verhältniſſe der vier größern weimarifchen Städte nur deshalb zur 
Diecuffion herangezogen worden, um mit dem Leben möglichfte Fühlung zu haben, 
wogegen allerdings die preußiihen Zuftände — denen doch wohl zunächſt das 
Thema zugewendet ıft — unberüdjichtigt bleiben mußten. ‘Die ftatiftifchen An⸗ 
gaben dienen auch wejentlih nur zur Illuſtrirung allgemein bekannter Vorgänge, 
nicht als Baſis für ſpecifiſch ziffermäßige Schlüſſe. Es kann davon auch 
der Gemeinde und deren im wahren Sinne örtlichen Aufgaben nicht die Rede 
ſein. Wenn alſo, um nur ein Beiſpiel anzuführen, Weimar für Verſchönerung 
der Stadt, Promenaden ꝛc. ſehr erhebliche Summen aufwendet, ſo wird das 
Jeder billigen, der gleiche oder Ähnliche Beträge bei Apolda und Jena tadeln 
würde. Und vollends verkehrt wäre e8, die Angaben der vier Städte zuſammenzu⸗ 
ziehen und einen Durchichnitt als Beweisgrund zu bilden. — Auch find es nur vier 
Stadtrechnungen, welche mitgetbeilt werden konnten, wogegen der verhältnigmäßig 
lange Zeitraum von 25 Jahren — ſeit Erlaß der neuen Gemeindeordnung — 
nicht umwichtig iſt für die Beurtheilung der wechlelnden Aufgaben und Bedürf⸗ 
niife der Stadtgemeindeverwaltung. Bon biefen Gemeinden aber gehen wir auß, 
weil entfchieden bier und nicht etwa bei den Landgemeinden das Kriterium eigner 
Steuerhobeit gefunden werben lann; das Ergebnig wird ſich, wenn richtig, 
auf das platte Land einer: und auf die Kreife ꝛc. andrerſeits Leicht übertragen 
laſſen. Daß nicht aud von Eiſenach die wirflihen Jahresrechnungen, ſondern 
nur die Boranfchläge benützt find, ift Die Schuld einer zu ſpät gemachten Bes 
obachtung über bie Bebeutenben Abweichungen zwiſchen vielen beiden Ziffern, was 
aber, auß Mangel an Zeit, nicht mehr beleitigt werden konnte. 


II. 


Wir leiten die Erörterung über die Gemeindeverwaltung der vier größern 
Städte des Großherzogthums Weimar mit den Zahlen ein, welche die Vollks— 
zählungen von 1852, 1855, 1871 und 1875 ergeben haben, und bemerfen nur, 
dag in den 50er Jahren, was bier nur bei Jena und Eiſenach bervortritt, 
wahrſcheinlich in Folge der damaligen Ehe- und Gewerbegeſetzgebung, alle 
Städte eine Heine Abnahme in der Benölferung aufweiſen: 

- 1852 1855 1871 1875 
Weimar 12,954 12,959 15,998 17,522 
Apolda 9907 10,013 10,507 12,427 
Jena 6033 5987 8197 9020 
Eiſenach 10,817 10,719 13,967 16,163. 

Die Zunahme betrug fomit zwifchen 1852 und 1875 bei Weimar 38.5, 
Apolda 25.4, Jena 49.5, Eifenady 55.9, und bei ſämmtlichen 4 Stäbten 38.89 
Procent. 

Wir ſchließen daran die verſchiedenen Tabellen, wobei, unſerm Principe ge⸗ 
mäß, jede Stadt beſonders behandelt iſt. Bei Eiſenach, wo uns nur die 
Kämmerei⸗Etats zur Verfügung ſtanden, mußte bie Verwerthung der unvollftändigen 
Angaben über außerorventliche Verwendungen unterbleiben, wie denn überhaupt, 
nach den 3 anderen Städten zu ſchließen die Etats nur unvolllommene Rechen⸗ 


ichaft Tiefern von dem wirflihen Gemeindehaushalte. 4° 
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c. Wichtigſte Poften der Kämmerei- Rechn 
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4912 99 ı 876 | 287 ; 1817 8368 | 2523 | 24618 | 3740 . 10632 
5726 560 ı 2380 | 927: 1421 ' 241 | 3028 | 24728 | 236 ' 18007 
5482 ' 735 | 3548 | 205 Ä 1419 : 308 | 4504 | 31654 | 8363 90276 
5699 4384 | 6964 | 574 | 1518 ! 480 | 5846 | 40469 | 7316 ' 7873 
70065 607 | 5976 | 245 | 1742, 566 | 5836 | 40499 |12142 . 449 

ittszahlen. 

2410 557 740 443 661 86, 846 12683 641 4288 

700 7955 MM 1798 840 2A, 1887 MT — 715 


3587 1954 2747 . 988 1266 260 1702 18990 266 1448 
ATT1 ' 680 : 8295 55 1467 187 | 2171 | 22480 ° 716 | 7554 
5765 1438 9948 312 1488 861 4146 32392 4919 | 26256 


18,87 485 5,78 | 348 516 | 067: 661! — — 88,50 
185 542 645 | 340° 574| 152, 946, — — 148,68 
18,98 . 1027 1446 | 491 6,66 | 1,37 | 3% — — 178 
21,20 3,08 ı 14,66 | 247 652 | 08! 965; — — | 88,60 
17,81 44: 1218| 096. 4581 11: 22. — — 181% 
— 1855, legtere — 100 geſetzt. 

112,7 128 128,5 | 1124 | 127,1 | 260,9 | 141) — | 1665 
148,9 FAR 2108 191,6 | 302,3 ' 200,9 | 1557 | 388 | 38,8 


98,0: 1200 A: 222,0 | 2174 | 356,7 | 1752 [ 111,7 | 1 
39,6 ' 357,3 5239 704 2244 | 417.4 | 480.1 | 252,4 | 767,4 | 61877 





914 E. Heiß. 
B. Wichtigſte Poften der Kämmerei⸗Rechnun 











g 8 v 8 = 

5 ze: 

= Sa2 3* 

3 %v a 

1851 1206 
1852 13% 
1853 1436 
1854 1535 
1856 154 
1856 2217 
1857 72 
1858 2680 
1859 2669 
1860 2775 
1861 2961 
1562 2640 
1863 2989 
1864 31% 
1865 3373 
1866 3714 
1867 3779 
1868 9374 
1869 | 394 
1870 3791 
1871 4267 
1872 4597 
1873 5962 
1874 6211 
1875 6899 

Jabrfünft h:® 
1851 — 1855 1463 ' 128 | 806 2514 2584 | 2168 1419 
1856-1860 | 1784 ı 121, 898 3271 ; 3510 | 4263 617 
1861—1865 1772 209 1019 | 4029 6167 30% 
1866-1870 | 1544 | 155 : 958 1820 | 3600 | 13627 3820 


1871—1875 | 13836 


2) Relative Zahlen, auf der Ti 


1851— 1855 | 13,04 | 1,14 | 7,18 | 2241 | 23804 1994 , 1265 
1856—1860 9,99 , 0,68 | 447 | 18,34 | 1966 28388 ' 14,66 
1861-1865 845 : 0,99 | 4,86 | 2227 | 1923 2943 | 14,46 
1866 —1870 5,66 | 2,77) 352 ı 667 | 1321 49,99 | 14,01 
1871-1875 | 374 ı 2301| 381 | 2,80 : 1745 5985 ' 15,41 


3) VBerhättuiß der [päteren Ziffern u dc= 

— 1219 | 495 | 99,0 | 180,1 | 1858 | 196618416 
1861 1865 | ıaıı | 1833 | 1964 | 1858 | 1559 | 2844 2185 

1866-1870 ; 1955 | 5899 | 1188 ' 724 | 139,3 | 628,5 1292 

181-1875 i 91,3 | 562,6 | 1689 ı 39,8 | 2413 | 986,3 ı 81 = 
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er Stadt Apolda in den Jahren 1851-1875. 





anb 
das Ur 





1800 ı 9283 !' 1123. 7464 656 | 1588 


232 
PL | 
- | 180 a2 2666 mM — | 1105 992, 1) Kl 
ia 29, m2| 194, — | 1477 ° 12708 | 4506| — 
— | 1450, 1912| 2415| 1577| — | 1396 11828 | 2860 | 1520 
- | 1483| 14 | 8954| 11] — | 1597, 9074 | 6888| 2185 
- | 1641| 1142 | 3068 | 1111| — | 1461 : 12576 | 9500 | 4890 
- | 1892! 514| a8 | 494 | 548 | 1788 | 14724 | 4958 | 2086 
— 1261 | 3290 | 5508| 105 | 576 | 1668 |, 19056 | 2100 | 4124 
_ | 2075 | 5068 | 4914: 608 | 519 | 1617 | 22066 | 1245 | 1230 
- | 2182 1735 | 5656 | 387 | 590 | 1715 | 17398 | 445 | 2455 
| 06 | 7566| 347: 8 | 591 | 1908 | 16008 | 1350| 777 
800 | 2947 ' 256 | 3280 133 | 618°) 1902 | 15071 | 8365| 1745 
500 | 3021 ! 2377 | 3209 9.1 979 1910 17940 | 960 | 1130 
800° 8408 | 1690 | 3537 | 186 | 1052 | 1901 | 19264 | 821 | 2886 
600 | 4229 386 | I 9397 | 1349 | 1905 | 26049 | 277 986 
800 | 5328 | 1432 | 6499 | 1980 | 1197 | 1946 | 25499 | 995 | 4496 
2000 | 5800 | 218 | 4891 | 557 | 1259 | 2416 | 23834 | 2710 | 18095 
140 | 5593 | 438° 4164| 188 | 1497 | 1915 | 22600 | 900 | 698 
2000 | 6364 | 389, 8377| 516 | 1302 | 2792 | ameez | 800 | 1414 
2000 | 6008, 147 , 3150| 204 | 1298 | 2794 54 | 1279 245 
3000 | 7278 | 5001! 5001 | 241 | 1573 | 2744 | 36773 | 450 | 1258 
3200 | 7680 ı 1973, 4908| sı8 | 1808 | 2766| sımo| — | 1112 
2000 | 8247 | 1218 675 | 1610 | 2765 700 | 18734 
1400 | 8208 2945 : 10998 | 832 | 1311 38646 | 600 | - 3881 
00 | 11288 1 677 | 7487 | 2186 | 1409 | zoo | ser! — | 6947 
durchſchnittszahlen. 


— 1586 780 2800 146 — | 1318 11216 ' 4590 ! 83017 
— | 2108 | 2453 : 4748 367 ı 565 | 1728 | 17849 | 2018 | 89780 
70 | 83786 | 198, 4118 535 | 1089 ' 1918 | 20951 , 684 | 2139 
2080 | 6097 | 1238: 4117 355 532 ı 2255 746 | 

1860 | 8930 | 1446 : 7947 934 | 1448 . 2740 | 35731 | 8308 | 6024 ° 








— 1414 695 85% 1801 — | 1171) — — 26,89 
— 1178| 1374: 2655| 205 | 316 | 968 Ä — — | 20,89 
343, 1807| 586, 968° 25 | 496 9838| — — 1021 
v3 259 454 | 1511 1,90 | 5,08 | — — | 108 
A 405 2224 2611 404 77 — — 16,79 

(8511855 (bezw. 18561860), letztere = 100 geſetzt. 
=; 1826| 3145| 1990| 25181 — | 1316| 159,1 | 489° 133,6 
BT) 1577| 1064| 8664 — 1 16571 1868| 1511 701 
— | 8844 | 158,7 | 146,6 | — | —— 2430 | 162 | 1107 
— I 5 18546 2829 Par — | 7 | 318661 67 | 19,7 





— —— —— — — — 
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0. Wichtigſte Poften der Kä 


5 
3 
= 
g 





eradiiide 
WHetole 
| bungen I 


2628 649 920 1273 1925 | 428 1550 


rfünft 
1851— 1855 
10110 | 3243 | 1731 1152 | 1752 ° 2658 | 4625 1642 


8 
‚ 


4017. 2116 1325 , 1706 ı 
18661870 


1954, 3 | 
1871-1875 | 5426 | 2622 : 1652 


1900 , 4 | 


Dad 
E 
— 
5 
s 
SE 
x 


2) Relative Zahlen anf ben Dirt 





1851-1856 20,50 , 5,07 | 7,02 | 984 | 15,08 ' 88,04 ° 12,17 | 2158 i 
18561860 | 2215 | 11,56 | -884 | 1299 | 18.16 : 816 1122 1 195 : 
1861-1865 | 2115 | 11,74 | 60 | 851 | 1625| Ds 81 | 
18661870 | 20,65 | 881. 5.6 | 8/36 | 15,66 | 88,57 1550: 
1871—18% | 16,74 | 810. 510 | 037 | 188! 4018: 5,6 | 1358 I 
8) Berhältuiß ber fpäteren Ziffer = 

IBO6-IB60 | 1294 | DAGT | 1250) 180° 1884| 1098 | 1060 8143 
1BSI-1865 | 1529 | 8361 | 1445 | 1940 | 1658 | 1285 | 109,5 | 1067 1 
| 109 | 06 | 11 | 585 | 188,3 | 1785 | 1962 | 1968 | 

IE 1sın | Dice | aunı | 1800 | 82 | 2108| 8078. 18800 | 1erı : 











—— · — — — 


323 
327 
Er 
u 5) 
269 848 145 888 70| 18 
223 8988 47 33 636 YO 
236 961 | 586 | 6261 74 
2468 470 108% | 446 | 1188| 61 
2638 720 686, 501 | 846! 52 
2622 809: 2392| 546 | 727 295 
2716, 811, 1111| 600) 771, 245 
2575 505, 130, 785 | 854 | 147 
2657 ' 847 ı 1100 | 287 | 932 ı 161 
2986 1005 8700| 273 | 916| 272 
3538 5156 , 1056 | 680 | 1455 452 
3240 2675 1471 | 2812 | 916. 140 
s981 | 773 | 3828 181 | 1189 | 242 
3578 50 | 1826| 687 | 1115: 171 
3601 664 | 6057 | 245 | 1708 ı 197 
4338 , 800 | 6151| 647 ' 1677, 198 
705 : 661 | 3812 | 781 : 1308 | 194 
4790 600 | 999 | 697 | 1951 ı 119 
5211 ı 444 | 3960 | 403 | 1994 | 268 
4629 895 | 1556 | 8306 : 1112 , 166 
4912 ° 99 | 876 | 287 | 1817 , 368 
5726 560 | 2380 | 227 | 1821 | 241 
5482 785 | 8548 | 205 | 1419 308 
5699 4284 | 6964 | 574 | 1518 | 480 
7005 ° 607 | 5976| 245 | 1742, 566 
ittszahlen. 
2410: 557 740 448 661 86 
2709 7, 94 798 840 224 
3587 1954 2747 . 9983 : 1266 260 
4771 680! 9995 555 1467 187 
5765 1488 : 848 312 1483 561 
tlichen Ausgaben berechnet. 
18,87 485. 578| 8346| 516 | 087 
18,5 542 645 | 8400| 574 | 1,52 
18,98 . 10,27 : 1446 | 491 6,66 | 1,87 
21 3,08 | 14,66 | 247. 652 | 0,88 
17,81. 44, 1218| 096 | 458 | 1,11 
— 1855, Iehtere — 100 geſetzt. 
112,7 | 142,9 | 128,5 | 1124 | 127,1 | 260,9 ; 
148,9 | 350,9 | 371,7 | 210,8 | 191,6 | 302,8 
98,0 : 122,0 | 4452 | 123,4 | 222,0 | 217,4 
39,6 | 3573 | 5239 | 704 | 2244 | 417,4 


Ueber Communalverwaltung und Communalbeſteuerung. 


tadt Jena in den Jahren 1851—1875. 


D 
— 
— 





e 





„En |. re 

as | 285 35. | 235 
BE | SE |® ge 
a 33 S25 
735 1946, — 8185 

855 | 12290 ° — , 8177 

891 | 13958 ' 3205 . 3791 

876 | 12600 | —- ' 4508 

867 . 1370, — 4181 

951 , 128897, — 12859 

1194 | 13977 | — 8680 
1457 ' 149732 — i 8820 
1617 189! — ' 42 
1714 ı 15508 ı — ! 945 
1777 2194 — 4050 
1777 . 20184 1000 : 1763 
1727 168.60 — I 4 
1668 | 16208 | 8330 ' 18 
1612 | 20888 | — | 1855 
1682 | 22858 — | 1936 
1793 | 20980 | — | 9580 
2413 | 18980 | — .19316 
2584 | 25411 | 3440 | 5702 
2384 | 24228 | 140 | 1288 
2523 | 24618 | 3740 : 10632 
8023 | 728 | 236 | 18007 
4504 | 31654 | 363 | 90276 
5346 | 40469 | 7316 | 7873 
5336 | 40499 |12142 , 4494 
846 , 12833 641 ' 4283 

1387 | 167° — | 71% 
1702 ' 18990 266 1448 
2171 | 22480 ° 716 | 7554 
4146 , 32392 ' 4919 | 26256 
| — — 88,50 

948 — 88 

= 2 2 /m8 

2832| — — Kir 
164,0 | 1441| — |1665 
200,9 | 155,7 | 388 | 98,8 
256,7 | 175,2 | 111,7 | 176,4 
480,1 | 252,4 | 767,4 | 618,7 





1871—1875 | 


1851 — 1855 


1866—1870 | 19,87 
14,59 


1871—1875 | 


— — —— 
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D. Wichtigfte Bolten der Kämmerei-Neha 


el 


90 
radtijd« 
Baeaſol⸗ 
Burgen 


Geb 
& 


I 
I 15803 , 








1226 : 630 ı 9329 BARS ı 5926 3 
2) Relative Zablen, auf da ı 

468 4,64 | 25,45 | 29,08 ' 11,70 8. 
405 | 365 2161 | 2328 | 1086 2° 
264 | 951 | 1810 | 3857 | 19,15 6 
252 | 581 1946 | 38,75 | 1192 KM“ 
216 | 2.00 ; 1644 | 4964 1045 1% 
3) Verhältniß ver fpäterem Zahlen s 

108,5 | 1314 | 1016 | 955 | 1912} Ir: 
801 | 1585 | 1013 | 1898 | 1478 | ır‘ 
95.3 | 1318 | 1954 | 3857 1297: 17° | 
1335 | 345 | 1593 | 3610 202 Is 














Ueber Commumalverwaltung und Commumalbefleuerung. 


tadt Eifenady in den Jahren 1851-1875. 

















En 








a5 Sa 2 283 

5 A— 

—F a 
3591 , 600, 21600: 6200| so] — | 1640 21326 
15! soo | sıo  zoo| 8501 — | 1580. 29725 
4141 | 900 | 3080 | 6501 70! — | 1600 . 23928 
4100 | 800 ! 2370| 650 | 800 | — | 1148 | 23678 
4731 | 900 , 2660 | 600 | 800 — | 1260 | 23962 
435 | 860. 5480 550, 850 | 145 | 1332 24259 
53112 | 580: 2650 550 ' 900 | 191 | 1472 23898 
5113 | 580 | 2650 550 ' 900 | 120 ! 5652 ' 28509 
5264 | 559 | 2600 500° 1145 | 36 | 5542 | 28847 
6340 | 725 ! 5020 ı 500 ; 1145 | 100 | 5174 | 32368 
6163 | 1070 | 3600 | 560 | 1145, 100 | 5168 | 30473 
5902 | 550 ! 3100 | 580 | 1100 ' 100 | 5286 | 29646 
8554 800 2480 | 480 | 1786 300 | 7160 32340 
6192 ı 454 4983 | 725 | 1800 — ı 7266 3MII 
7014 ı 595, 61 | 813 %020 12 7275 37128 
6764, 701 5495| 784, 2053 | 50 | 7638 ; 96930 
68271 861 39 717 2160 I 50! 7642 ' 37139 
15162 | 550° 8740 1 500 | 2200 ! 50 | 7536 ; 50444 
7564 | 782 0, 486 ı 2372. 100 | 8457 | 39913 
1931 , 800 ° 4105 | 1000 , 2424 100 | 8414 | 39912 
9047 i 900 | 5684 | 7850 | 2751 ı 100 | 8477 | 51072 
9690 ! 3209 | 6987 900 | 2773 ' 100 ! 8756 | 50334 
11705 | 1670 | 6349 | 400 | 2770 : 100 | 87983 | 50988 
15417 | 986 | 11587 | 300 | 2390 ı 50 | 8955 | 60874 
16469 , 3327 | 13870 : 9933 | 3000 25 | 8798 | 69627 
nittszahlen. 
us 840) 276) 64 Bl4| — | 1441 | 23125 
5254 ' 659 , 3680 530 988 | 118 | 3894 | 27576 
6366 , 714 5185 | 6828, 1616 | 102 64831 | 82799 
9050 ı 759 | 5295 | 697 242 | 70 , 7937 | 40868 
12466 | 2018 ı 8995 | 8877, 845 | 77, 8556 | 56789 
ntliher Ausgaben berechnet 
17,99 8364 1204 2728| 3852| — | 68° — 
29,10 239 133838 2,92 | 358 | 0422| 1392 — 
294 217 1581 191 | 492, 031 | 19,68: — 
2,20 ° 186: 1989 | Lzl| 449 | 0,17 | 20,91 — 
| 35 | 5 5! — 
1855 (bezw. 1856—1860), letztere — 100 gefekt. 
128,0 | 784 | 1927 | 822 | 1214| — | 266,0 106 
153.6 | 849 ı 1870 | 975 | 198,6 | 86,4 | 4465 | 1636 
2184 | 903 | 1908 | 1083 | 7754 | 642 | 5512 | 1770 
299.9 | 240.9 | 2920 | 601,0 | 349,6 | 65,3 | 598,0 | 245,8 
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Bezüglih der wichtigſten Ausgabecapitel Icheinen aus den Mitkeils: 
folgende Wahmehmungen ſich zu ergeben: 

I. Die ©emeindeverwaltungstoften find in allen Stäbten weit Aürfe | 
wachſen, als die Bevölkerung ſich vermehrt und die fog. Kauftraft des Er 
ſich vermindert hat. Died gilt ſchon von der regelmäßigen Thätigfeit, ned r. 
aber von den aufßerordentlihen Anſprüchen, welde an die Commune yr: 
werben. 

II. Die eigentlichen Befoltungen find gegenwärtig überall mit höhern 3 
eingefegt, wa8 der Vermehrung der Stellen, den höhern Gehältern x. zuyutir: 
ft. Die Ziffern find im Einzelnen ſehr ungleich, fommen aber darın ihr 
daß faft von Jahr zu Jahr eine Erhöhung flattfindet, und daß fie rn: 
ordentlichen Aufwand, alfo abgeſehen von ven Extraordinarien, einen ” 
ſich vermindernden Antbeil beanſpruchen. Es wirb freilich ziemlid alle! 
über das niedrige Maß der Befoldungen und die Arbeitsüberbürdung geliag 
Aehnlich ftehen die Dinge hinfichtlich der Polizei und einiger anderer Aa 
capitel, die wir nicht glaubten weiter berüdfichtigen zu müſſen. 

III. Die Verbältniffe ded Armenweſens find in den Städten vet 
geordnet und haben auch im Einzelnen, wie aus den Jahresrechnungen kr 

ebt, einige Veränderungen erfahren, welchen nachzugehn uns nicht vergim! 2 

te dem aber auch fei, Die Thatſache felbft ift faum zu beftreiten, da ı 
Gemeinden gegenwärtig durch die Armenverforgung nicht ſtärker belafte re 
früher. Die Beträge fogar als folhe find zuweilen gejunten, jebenfads tr 
Antheil an den Geſammtbudgets. Wie viel dazu, allerdings indirect, dei Cd 
über die Unterflügungspflidt der Wohnfiggemeinde beigetragen babe, iſt mt 
beftimmen. Dabei darf übrigens nicht vergeffen werden, daß Fleme Stum: 
weniger als die großen vom Proletariat aufgefucht werden. 

IV. Ganz anders verhält e8 fid) mit den Aufwendungen für den sr: 
lihen Unterridt, welder auch im Weimariſchen zunähft Gemer: 
ift. — Daß diefelben über die Früher betonten Factoren hinaus (Anwadic 
Bevölkerung und Sinken des Geldwerths der Güter) eine Vermehrung := 
unfern Städten erfahren baben, wird nicht vermundem. Denn die Bern: 
des Lehrerperjonals, die Erhöhung der Gehalte und die Beſchaffung der 7 
Lehrmittel bildet bier, wo die ganze Angelegenheit in einer höchſt bederic⸗ 
Umgeftaltung begriffen ift, nur untergeordnete Punkte. Viel wichtiger ifi de 
darf an neuen Gebäuden, die Ausdehnung der Schulpflicht, die Errichtinz :* 
Schulen und insbejondere die Beförderung des weiblichen Unterrichts. 

Die bezüglichen Verhältniſſe find freilid bei uns fo eigenthümlich gei= 
daß es ſchwer hält, wenigſtens aus den mitgetheilten Zahlen, allgemein Er⸗ 
zu gewinnen. Während die beiden Gymnaſien in Weimar und Gifenet 1 
Staatsmitteln gebaut und unterhalten find, bat Jena für feine Schärfe h 
ſtädtiſche Sparcafle in Mitleivenfchaft gezogen. Die gewerblichen höhern 20 
in den beiden Nefidenzftäbten ſind ebenfalls fubventioniert. Die Sorge Fr 
weiblichen höhern Unterricht übernehmen befondere Anftalten oder Prras, 7 
jelbft die Johann⸗-Friedrichsſchule in Jena, — eine Bitrgerichule beiferer Ar: - 
bat bei ihrer Gründung erbeblide Summen aus älfentlihen Summir-- 
erhalten. 
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Tiefe Thatfachen mögen erflären, daß im Großen und Ganzen die Quote 
jährlichen Ausgaben zu Gunften der Schulen fich nicht fo erheblich verändert 
wenngleich in dem legten Jahrfünft ein Umſchwung ſich angebahnt zu haben 
ıt. (Verglichen mit dem orbentlichen Etat, machten nämlid in den 4 Städten 
Leiſtungen der Gemeinde 15.04, 16.3, 16.5, 18.9 und 20 Procent auß.) 
Aufwand aller Städte hob fich gegen das erfte Luftrum auf 137.8, 159.8, 
5 und 308 Procent, wobei Apolda mit 563 PBrocent weitaus am ftärtften be- 
'n worden ift, während in den andern Etäbten die Vermehrung (von 1871—75 
ı 1851—55) nur das Doppelte bis Anderthalbfache beträgt. 


Bir werden aljo immerhin .fagen können, daß, wenn Thüringen das Land 
hulen genannt wird, ein Theil des Verdienſtes fiher auf unfere weimarifchen 
te fällt. Kann man doch überhaupt fagen, daß gerade den Gemeinden in 
Filege des Schulweſens eine der ſchönſten Aufgaben und eme Seite bes 
lichen Lebend zugewieſen iſt, wo fie von Rechtswegen eine gewiſſe Eigen- 
Ile ausbilden dürfen und follen. Was von ſolchen Anftalten eine Stadt 
früherer Zeit befommt, wird fie einfichtiger Weife nicht nur zu erhalten, 
m auch durch Erweiterungen und Berbeferungen, durch parallel gehende 
dungen zu beben und zu fräftigen ſuchen, und junge Gemeinweſen werben 
mporlommen in gleichem Sinne documentiren. Dabei ıft aud) das Schul- 
ſo geartet, daß die einzelnen Städte ſich ergänzen, immer aber ihrem eigenen 
en Bedürfniffe nachgehen können. Und nur das ließe fich allenfalls be⸗ 
n, daß bier zu Lande der vealiftiiche Unterricht gegen den humaniſtiſchen, 
mehr aber der Mädchen-Unterriht gegen den der Knaben zurüdfteht. Unſer 
fteht freilich hierin nicht allein. 


In dem Schulwejen der 4 Städte, wie es iſt, erbliden wir aber auch einen 
rzen Punkt, der gewiß nicht zur Verſchönerung des Ganzen beiträgt — wir 
n die Schulgelder. &8 kann für diefelben nur ein Motiv angeführt werben, 
prade bet uns fehr in die Wagichale fällt, das der progrejfiven Befteuerung 
ermöglicheren Claſſen, aber fonft gewiß auch keines mehr — für die Schul- 
welche hier in Trage fteht. Bis auf Apolda, welches nur von Fremden 
Beitrag erhob oder noch erhebt — die bezüglichen Ziffern, die an fich fehr 
eutend fein follen, konnten wir nicht beibringen — befteht e8 noch für die meiften 
en. Die bezüglihe Quote bat fi nur wenig verändert und macht bei 
rei übrigen Städten noh im legten Jahrfünft fait 30 Procent des ge= 
ten Aufwandes aus und ift faft genau dem fteigenden ‚Schulbedarf ent- 
nd in die Höhe gegangen. Sole Beträge müflen für Yamilien von 
rem Einkommen fehr befchwerlich fein und tragen gewiß nicht dazu bei, bie 
ale eines beſſern Unterricht zum Gemeingut zu machen. 


V. Die vierte Ausgabengruppe — wir möchten fie die often des gebrängten 
menwohnens nennen — bilden die Auslagen für Wege, Pflaſter, Canäle, 
enreinigung, Brunnen und Waflerleitung, Straßenbeleuhtung und Anlagen. 
m wir noch den Hoch-, Wafler- und Uferbau hinzu, fo bildeten dieſe Koften 
n 5 Luſtren 25.37, 31.1, 31.7, 28.8 und 32.8 Procent des Gefammt- 
nde8 und die Vergleihung mit den Daten des erften Luſtrums ergiebt im 
nen für die fpätern Jahrfünfte folgende Pofitionen: 
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1856—60 1861—65 1866—70 1871—75 

Weimar 153.0 172.5 199.2 275.3 

Apolda 245.5 191.0 190.6 316.5 

‚Jena 139.9 316.6 272.7 324.4 

Eiſenach 165.3 164.4 177.3 349.0 

alle 4 Städte 158.9 188.2 200.0 306.6. 

gen aus diefen Zahlen, noch mehr aber aus den einzelnen Sahresredune 

ergiebt fich 


1) daß diefe Auslagen übereinftimmend eine Zunahme erfahren baba 
be die Bewegung der übrigen Ausgabencapitel nicht umnbetröctt 
überbolt ; 

2) daß diefelben aber nicht mit bleibenden, Jahr fir Jahr wieverker: 
ben gleichen Summen ben Gemeindehaushalt beloften. 

Wir haben es bier mit dem eigentlihen Kern der Gemeindevermaltung :: 
thun und berühren damit eine Reihe von Tragen, welde gegenwärtig ın u... 
Herren Yändern gerade die ftäptifhen Behörden beſchäftigen. Daß fie Bier, R 
des flarken Anwachſens, noch nicht zu wahrer Beläftigung der Steuernven at“ 
haben, rührt meines Erachtens davon ber, daß man aus früherer Zat cı 
wenige Einrichtungen übernommen bat, die e8 galt, um jeden Preis zu Beet: :- 
daß man an die großen Aufgaben der Zeit noch gar nicht gemagt Bat kı= 
zutreten, und daß im Allgemeinen die größfe Sparfamkeit beobachtet werda 
ft. Höchſtens, daß Weimar auf etwas vornehmerem Fuß eingerichtet grr 
werden fann. 

Aber betrachten wir die bezüglichen Aufgaben in ihren Verhältnif == 
Staat und zu den einzelnen Perjonen und Steuerpflichtigen etwas näber. 

Im Allgemeinen iſt die Beobachtung zu machen, daß von Seite des Sex 
bier nur wenige gejegliche Vorſchriften exiſtiren. Mande von ven bezialihr 
Dienftzweigen find allerdings den Gemeinden mit dem Borbehelt der Aufe 
überwiefen und wird dabei (3. B. bezüglich der Wege und Strafen) etwas ges:" 
verfahren ; der Regel nad; ift jedenfall® bie Gemeinde in der Art und Bei. 
wie fie die öffentliche Aufgabe erfüllt, durchaus ımabhängig geftellt. Un: ' 
finden denn auch hierin bei unſern Städten ſehr erhebliche Unterichiebe Ran, = 
wir freilih nicht weiter berüdjichtigen Dürfen. 

Was zunächſt die Geſundheitspolizei anlangt, fo tritt mehr und mehr :$ 
Bedurfniß nad allgemeinen, mindeſtens auf das ganze Staatögebiet Außgeieir:: 
Normen hervor. Was inde der Staat an Vorſchriften über das PBerfat:- 
bei enbemijchen und epivemifchen Krankheiten, über den Luftgebalt der Schulz: - 
x. erlaflen möge, immer wird der Gemeinde Deren Ausübung zukommen, 
die bezügliche Ausgabe verbleiben, und darum auch, wo fie weiter zu geben wirkt 
fein Hinderniß bereitet werden. — Alle dieſe Säge verftchen fih von ich 
zumal eine ganze Reihe verwandter Zhätigfeiten unter den Geſichtspunkt = 
gefunpheit8polizeilihen Maßregel geftellt werden fünnen. — Wenn alfe :: 
Stabt für öffentliche Anlagen und Promenaden, für Babeanftalten jährlich mi! 
kehrende Summen aufwendet, wenn fie durch Beleitigung von Wall und — 
durch den Umbau der innern, winklichen und halb moderigen Quartiere zur F 
winnung von Raum zu freien Plätze, den Bewohnern Luft und Licht in 1° 
liherem Maße zuführt, jo forgt fie allerdings auch für die Geſundheit 7 
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beren und entfernteren Umgebung, aber immer auf eigne Koſten. Nehmen wir 
er ein Dritte Hinzu, welche® ebenfall® und zwar bebeutfam in biefen Fragen 
iſpielt, nämlich reines und reichliches Waſſer, jo haben wir drei der wichtigften 
fgaben der — ftäbtiihden — Bommunalverwaltung vor un. 

Es ıft Hier nicht der Ort, näher auf diefe Gegenftände und namentlich auf 
en Behandlung in der Theorie einzugeben. Soviel fteht feft, daß fie zu allen 
ten ſpecifiſche Aufgaben der ftäbtifchen Bermaltung gebilvet haben. Das 
ren uns die Waflerleitungen der colonifierenden und civilifierenden Römer, das 
en und die gewaltigen Anftrengungen für fichere Abfuhr des gefährlichen In- 
tonsftoffs durch BZuleitung von Waſſer, weldhe in ganz Mitteleuropa nach den 
heerennden Seuchen des 14. und 15. Jahrhunderts durch Die Städte gemacht 
ven. — Wir finden dafür bei den ländlichen Anfievelungen — die wenigen 
alferoituten und die ſchützenden Beſtimmungen über Wafferabfluß x. aus- 
ommen — feine entfprecyende öffentliche Einrichtung. 

i Fragen wir aber nad dem Verhältniß zu den Privaten, fo ergiebt fich 
endes: 

So wenig auf dem Lande dem Bauer und Gutsbeſitzer Jemand zu Luft, 
t und Waſſer verhilft, ſondern es ihm überläßt, ſich die günſtigſte Localität 
sufuchen, bezw. ſich nach den örtlichen Verhältniſſen einzurichten, jo wenig 
it vie ftäbtifche Gemeinde für den Freund fchöner, freier Ausfichten, für den 
stographen, überhaupt für das Bedürfniß der Gewerbetreibenden und In⸗ 
vielen. Davon ift wenigftend immer nur ein ſehr beicheidned Maß aner: 
nt und der Gemeinfchaft auferlegt worden, dann aber wiederum nit um 
es ober jenes Induftriellen, ſondern um des betreffenden Gewerbezweigs willen 

folhen. Denn obne einen ©emwerbecanal den man in allen ältern 
idten findet und ber noch heute zum nicht gerimgen Theile aus den öffent- 
en Kaſſen unterhalten wird, wären das Müller-, das Schleifer, das 
bergemwerbe zc. unmöglich geworden, da fie auf dem offenen Lande Feine fichere 
itte fanden, weil auch, bequeme Berbindungswege und ein ungehemmter Verkehr 
ten. — Die heutige Sadjlage ift weſentlich anders, bie Nöthigung zu directer 
erftüsung liegt nicht mehr vor. Kann die Gemeinde auch hier förderlich 
reifen, jo mag fie es thun; aber im Allgemeinen wird daran feftzubalten 
— mas im Grunde auch nie bezweifelt worden iſt — daß nur die Rüdficht 

Das Wohl und Wehe der ganzen Bevölferung und auf die Unentbehrlichkeit 
Bedürfniffes bei ihr entſcheide. 

Und von diefer Unentbehrlichfeit aus — es ift wohl erlaubt, vieles Prä⸗ 
t auch auf die Verkehrswege zu übertragen — ſcheint e8 nur confequent, 
ige Unentgeltlichkeit, d. h. eine Verlegung der Koften auf die Gejammtheit, zu 
ern. Hinſichtlich derjenigen Vorrichtungen, welche dem Berfehr gelten, iſt 

wohl auch heute ausgemachte Sade. Allerdings beziehen gerade unſere 
dte ſolche directe Beträge in Form von Chauffee- und Pflaftergelvern noch 
1er, und daß fie, der Eifenbahnen ungeachtet, eine Heine Vermehrung erfahren 
er, könnte als ein Grund ihrer Aufrechterhaltung geltend gemacht werben. 
r ver Bergleih mit dem Geſammthaushalt und mit dem Aufwand für den 
apenbau lehrt Doch wieder, daß eine beftimmte Proportion nicht eingehalten 
den fann, was doch fonft von jeder leiftungsfähigen Steuer gelten follte. (Im 
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erften Puftrum unferer Periode deckten die Pflaftergelver noch 36.9 des Aufwarde 
für Straßen ꝛc; im legten [1871— 75] nur 21.0 Procent.) 


Man bat auch wohl zu feiner Zeit beabfichtigt, den ganzen Unterhalt t:: 
Straßen — geichmweige denn die Anlageloften — auf die Einzelnen abzumwälzen, ur! 
bet den ſtädtiſchen Straßen konnte von einem ähnlichen Berfahren grundtigl:s 
nicht Die Rede fein. Man verlangt von dem Anwohner gewifle Zuſchüffe ır: 
Arealabtretungen, wenn eine neue Straße angelegt wird, und mit Recht, de: 
das Grundſtück tritt in den allgemeinen Verkehr, erhält aljo eine größere Ir 
wendbarkeit. Man muß aber fchon bierbei vorſichtig fein, will man die Baul:: 
nicht hemmen, und im Uebrigen fehlt e8 gänzlih an einem zuverläffigen, alı 
meinen Mafftab. 

Auf den erften Blick erfcheint num nichts natürlicher, al8 daß, was ven der 
Verkehr gilt, auf die andern, nicht weniger unentbehrlichen Bedürfniſſe ebent:: 
angewendet werde, daß man alfo einem even das gebührende Quantum von Yı“ 
Licht und Waſſer zur Verfügung ſtelle. Das iſt num aber nirgends geiteb 
muß aljo feine befondere Bewandtnig haben. Die Schwierigfeit wäre allerdee 
nicht gering, denn gerade beim Waller, aber auch bei Luft und Licht würd: r 
bein „gebührenden Quantum“, d. 5. mit einem gewiſſen, aus dem aflgemem: 
Bedarfe gewonnenen Maß, dem Einzelnen wenig gedient fein. Die Max !. 
benöthigten ©egenftände ſtuft fich aber nicht nur individuell, fondern := 
claffenwetije ab. Wenn alfo z. B. im wohlverftandenen eignen Jaten“ | 
und um einer quten Straßenbeleucdtung willen eine Stadtgemeinde den Bau ı" 
Betrieb einer Gasanftalt übernimmt, wenn fie durch eine große Waiferleitung :: 
die Zuleitung in die Häuſer möglich macht, jo wird fle nicht den Einzelnen \ 
Tiebige Bezüge geftatten, ohne directe Gegenleiftung, fondern eine Entſchaͤdiet: 
fordern, welche unter Umftänden fogar iiber Dem fogenannten Koftenpreife geben 
werden kann. Sie liefert dem Einzelnen, was er auß cz“ 
Kraft und mit den geringen, ihm zu Gebote ftehbenden Witi« 
zu beihaffen außer Stande ıft, Läßt ſich aber den Hausber: 
und den mit Bewerb und Stand des Einzelnen wedjeln:. 
Berbraud vergüten. 


Weit entfernt alfo, dad Individuum zu ſchädigen, iſt die Entgeltlistcı : 
Luft, Wafler und Licht recht eigentlich das Mittel, vemfelben gereht zu me” 
Und wiederum ift e8 völlig im Sinne des allgemeinen humanen Prinapt 1 
der Unentbehrlichkeit jener Bedürfniſſe, wenn die Straßenbeleuchtungsteftm 2: 
die Ausgaben für Brunnen nicht etwa, wie e& für jene zuweilen geiceben. :” 
die Hausbefiger, fondern auf die Gefammtheit verlegt wird, um ſich bier cr 
den wirfliden Erwerböverhältniffen zu vertheilen. Aber aud: 
war nicht nur im ökonomiſchen Sinne flug, fondern vecht eigentlih m EX 
ber Gemeindeverwaltung belegen, daß die bezüglihen Anſtalten von ihr €! 
Hand genommen wurden. Iſt es doch eine der merkwürdigſten inrn. 
auf dieſem Gebiete des öffentlichen Lebens, daß, was fo recht die Hauptauiz: 
der Gemeindeverwaltung bildet, unter Umſtänden für fie ſelbſt wieder irucbibruger 
gemacht werden kann. — Ueberhaupt aber, iſt es nicht eine der ſchoͤnſten Art 
gaben der Verwaltungen, das allgemeine und das befondere Intereffe zu verſcke: 
fo daß diefe — uns ter neuen Bedingungen freilich — in den Dienft Janet m“ 
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Wir müſſen aber noch mit wenigen Worten der zweiten Eigenthümlichkeit 
der betreffenden Gemeindeaufwendungen gedenken, zumal wegen ber wichtigen 
Folgerung für die Steuerfrage. So wichtig für ein erträgliches Zuſammen⸗ 
wohnen auf beichränftem Raume die Straße, die Luft, das Wafler und Das 
Yıht find, fie belaften den Gemeindehaushalt nicht mit jährlich wiederkehrenden, 
gleich hohen Beträgen ; ihre allgemeine Unentbehrlichkeit ſpitzt fich nicht zu andauernder 
Unvermeibbarfeit zu. Es handelt fich vielmehr eimnal um bedeutende Summen 
tehenden Capitals, welche aber auch durch Anlehen x. aufgebracht werden fünnen, 
und ſodann entweder feldft die nötbige Verzinſungs- und Amortifationsquote er- 
bringen, oder nur allmählig durch Steuern getilgt zu werden brauden. Wo aber 
jweiten® gewiffe Arbeiten regelmäßiger wiebertehren, wie dies 3.8. bei den Straßen- 
und Pflafterreparaturen beobachtet wird, können noch immer, ohne allzu großen 
Nadıtheil, Heine Verſchiebungen eintreten. Mean ift alfo in den Stand gefekt, 
den Schwankungen der Ermerböverhältnifje der Einwohnerfchaft nachzugehen. Weber: 
haupt aber läßt fi Tagen, daß in diefen Dingen die Gemeindebehörben den 
örtlichen Bedürfniſſen resp. den befondern Erwerbsarten und der Yeiftungsfähigfeit 
der Bewohnerſchaft fi) anbequemen müffen. Das „Quod licet Jovi, non licet 
bovi“ gilt auch in unferm Tall. 

VI. Bon den verichiedenen Einnahmecapiteln haben wir in den Zuſammen⸗ 
ftellungen nur wenige berüdfichtigt und felbft von dieſen verdienen nicht alle eine 
näbere Erörterung. Ganz übergangen find die jogenannten Grundgefälle, Die 
mehr und mehr zurüdgehen, veögleihen die Einnahmen aus den Jogenannten 
Gemerndeberechtigungen x. ALS Repräfentant diefer Gattung find die Gebühren 
aufgenommen, für Jena ausſchließlich auf die Bürger- und Infaffengebühren be- 
Ihränft, welche durch die Neichögefepgebung faft ganz in Wegfall gefommen find 
was allerdings im Gemeindehaushalt eine empfindliche Einbuße verurfacht bat. 
Recht bemerkenswerth ift Dagegen die Einrichtung des Verbrauchsſteuerweſens. 
Sie vermehren jih zwar zum Theil wenigſtens in Folge neuer Befteuerungen, 
um etwas mehr ald 2/, ihres uriprünglichen Betrags, finfen aber ftetig in ihrer 
Bedeutung für den Geſammthaushalt. Es wird aus diefer Thatſache zunächft 
ver Schluß erlaubt fein, daß diefe Steuerform namentlid eine Eigenſchaft hat, 
welhe für die Gemeindeverwaltung ſehr unwillfommen fein muß; es ift nicht 
möglich, ihr etwelche Beweglichkeit zu verleihen. ALS feite, höchſtens in großen 
Zeiträumen wachſende Abgabe Ieiftet fie gewiß gute Dienfte, man wird aber nie 
auf fie in der Gemeindeverwaltung abftellen können, jofern man nicht ein befonders 
Bergnügen am Geldborgen findet, das alddann unvermeidlich würde. 

Das wichtigfte Einnahmecapitel bilden übrigens in unſern Rechnungen un= 
ftreitig die directen Steuern oder eigentlih die Zuläge zur ſtaatlichen Ein- 
fommenfteuer. Sie find die einzigen Einnahmequellen, welche überall, wenn aud) 
nicht gleihmäßig, gewachſen find und mit der Zeit eine fehr hervorragende Bedeu⸗ 
tung erlangt haben. Sie deden nunmehr, d. h. in dem Yahrfünft 1871—75, 
bei Weimar 57.53, bei Apolda 59.85, bei Jena 43.13, bei Eiſenach 42.61, 
in den 4 Städten zufammen genommen aber 51.1 Procent, alſo reichlich die 
Hälfte des ganzen ordentlichen Bedarfs! Es ift dieſes Nefultat nur dadurch 
möglich gewefen, daß die Einwohner eine fehr erhebliche Mehrbelaſtung auf ſich 
genommen haben. In der That kamen, verglichen mit der Bevölkerungszahl 
ton 1852, im erften Jahrfünft 1851—1855 auf den Einwohner ein Steuer: 
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quantum von 0.534 Thalern, in dem legten Jahrfünft, nach der Zählung von 
1871, ein ſolches von 1.983 und nach derjenigen von 1875 von 1.756 Thale. 
Alſo jedenfalls eine Verdreifachung des directen Beitrags. Uber allerbingd: ven 
den 4 Städten find bereitö 3 auf dem vollen Betrag einer Staatöfleuer ange 
langt, fo daß auch bier die Frage auftrat, was künftig geſchehen müſſe? 

Wir unterdrüden, im Intereſſe möglichfter Kürze, eine Reihe vom Be 
merlungen, die fi aus der Entwidlung des Steuerweiend ergeben. Immerhin 
glauben wir, mit unfern Ausführungen über die Gemeindevermaltung einen ziem 
lich bündigen Nachweis geliefert zu haben, daß e8 ganz eigentbümliche Aufgabeı 
giebt bei der eigentlihen, der ftäbtifchen Gemeinde — hervorgehend aus den 
engen Zufammenwohnen und aus den Beftrebungen eines durchaus berektigtm 
Lokalſtolzes —, die eine gewiſſe Selbftändigfeit im Steuerweien unbeding 
zu fordern fcheinen. Der Schluß auf die andern Meinen Kreife innerhalb des 
Staat$ ergiebt fih daraus von jelbft: ſoweit einzelne ländliche Gemeinden ir 
ähnlicher Weiſe thätig find, wäre es ungerecht, ihnen eine gleiche Vehandlun; 
zu verfagen, wobei höchftend auf einige Punkte zu achten fein wird, bie wir jpite: 
fur, betonen werden. Im Uebrigen wird das Syſtem ber Zufchläge den Be 
durfniſſen ziemlich genügen. — Und bei den Bezirken resp. Kreifen und Brovuzen 
lautet die Antwort ebenfo, nur daß wir für unjere Perſon gegen die Berleibus: 
einer eigentlichen Steuerhobeit Manches einzuwenden hätten. Es wird jih aut 
im Oanzen die Sade fo ftellen — was ja auch vom Geſetzgeber beabſichtig 
it —, daß dieſe Unterfreife die Durchführung allgemeiner, ftaatlicyer Aufgabe 
übernehmen, und dann verfteht fich die Anlehnung an die Staatsſteuern von ſelb 


III. 

Nachdem fo, auf Grund eines wenigſtens wahrfcheinlich gemachten Berir* 
niſſes, das Princip der Communalbefleuerung feftgeftellt ift, wenden wir uns ix 
hier zu Lande geltenden Geſetzgebung zu, ffizziren deren Grundgedanken, weile 
auf allfällige Mängel und ſuchen auf dieſe Weiſe feftzuftellen, mas theoretiſe 
(und vielleiht praktiſch) in der beregten Frage als thunlich erfcheint. Wir nehmer 
damit das kritiſche Element der dritten, vom Vorftand formulierten Frage vorar! 
und lehren erft ſpäter, das Allgemeine mit dem Beſondern verbindend, je: 
Trage 2 über die zweckmäßigſte Form der zu treffenden Einrichtung zuräd. 

An directen Steuern beſitzt das Großherzogthum Sadfen-Weimar-Kiknst 
zunächſt Die Grund⸗ oder alte Landesſteuer. Als es ſich nach dem Pariſer Friede 
um innerliche Verſchmelzung der verſchiedenen Landestheile handelte, ſcheint mr 
ſich eine Zeit lang mit dem Gedanken einer Moderniſtrung dieſer Abgabe ge 
tragen zu haben. Man blieb aber bei dem alten Herkommen, um mr de 
wefentlichen Veränderungen (Neubauten, Cabucitäten x.) nachzugehen, firierte ei 
für alle Mal die Zahl der jährlich zu entrichtenden Termine, bejeitigte mittdt 
Entſchädigung die beftehenden Steuerfreibeiten!) und erhöhte nur (18691 % 
Zahl der Termine von 8 auf 10. — Dieſer Steuer fteht feit 1821 die Gr 
tommenfteuer zur Seite, welche 1) das Eintommen aus Grund und Boden, 21%: 


.— -— a — 


1) Man ließ damale auch bie Steuerfreiheit der großherzoglichen Kammerzäit 
und des Grunbbefiges der Akademie Jena nur ſoweit gelten, al® fie ſchon vor Erik 
bes Geſetzes beftanden hatte. 
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Eintommen aus Zinfen und Dividenden von Activcapitalien, 3) das Dienftein- 
Iommen (Wartegelver und Penſionen) aus öffentlihen und Privatcaſſen und 
4) alles übrige Einfommen aus Gewerbe und Erwerb (mit Einſchluß des Land⸗ 
md Forftgewerbes) beicylägt. Außer den üblichen Steuerbefreiungen ift nur die für 
das Erwerbseintommen unter 50 Thalern zu erwähnen. — Die verjchiedenen Ein: 
tommen&quellen unterliegen einer und derfetben proportionalen Belteuerung, werden 
aber im Uebrigen nicht gleichmäßig behandelt. Dienft- und Capitaleintommen 
bilden ein eigentliches Individual-Steuercapital; fie unterliegen der Faſſion 
der einzelnen Steuerpflichtigen und werden nach der vorgefchriebenen Pfennigzahl 
(vom Thaler Einfommen; verftuert. Das Einlommen aus Grund und Boden 
ine. Erbzinfen, Auszügen x.) und das gewerbliche Einkommen aller Ortdein- 
wohner bilden die erfle bezw. zweite Quote des Ortd- Steuercapitald; fie 
werden geichägt und ſammthaft (ortöweile) nach der zu erhebenden Pfennigzahl 
angelegt. Ter Steuerertrag bei der erften Kategorie hängt aljo ab von den Zu⸗ 
ever Abgängen beim Individualeintommen, während im zweiten Falle die Ge- 
meinde für die ihr auferlegte Quote auflommen muß, gleichviel, ob das Stener- 
captal ab⸗ oder zugenommen bat, bezw. ob die der Berechnung unterge- 
este Bfennigzahl ausreicht oder nicht. Die Größe der Ortsquote hängt ihrerfeits 
ab von den Mittbeilungen aus der nächft vorangegangenen Finanzperiode und von 
den mit einiger Sicherheit zu berechnenden Veränderungen der Ortöfteuercapitalien ; 
regelmäßig ftattfindende Reviſionen Seitens der Centralbehörde haben den Zwed, 
möglichfte Gleichheit in der Behandlung der einzelnen Gemeinden herbeizuführen. 

Das Quotenſyſtem war um fo leichter durchzuführen, als im Weimariſchen 
zwar nicht de jure, aber de facto das Geſchäft der Steuererhebung den Ge: 
meinden übertragen if. Das Princip felbft ift freilich erſt fpäter (nach 1821) 
in die Geſetzgebung eingeführt worden, nachdem es dazu gedient hatte, Die ganze 
Steuer am Leben zu erhalten. 

Die Beftenerung follte nämlich, nach dem Grundfag der Gleichmäßigkeit, eine 
proporfionale fein und auf Grund von Feftftellungen durch ftaatlide Schägungs- 
commifläre erfolgen. Gegen deren Entfcheivungen Tiefen aber beim Minifterium 
mzäblige, obendrein ſachlich begründete Beſchwerden ein, fo dag die Regierung 
den Blan einer Umgeftaltung der ganzen Steuer in die Hand zu nehmen und 
Borichläge zu entwerfen gezwungen war. Während fo die Angelegenheit noch 
in der Echwebe war, nahm Die Landtags-Commilfion einen der dort niedergelegten 
Gedanken auf, daß Ortsquoten mit Schägung und Faſſion zu bilden feien. Und 
dieſer Vorſchlag wurde denn auch (1824) von Landtag und Regierung acceptirt!). 

Eine eigentliche Einkommenſteuer Tiegt alfo nicht vor, fondern — ähnlich 
der englifchen income-tax — eine Beſteuerung einzelner Theile und Quellen derfelben. 
Auch die Beziehung zwiſchen Steuerpflicytigen und Steuer verwendender Behörde 
it nur theilmeife vorhanden. Gerade bei den wichtigften Einfommensquellen ſchiebt 
ſich das Glied der Ortöquote und der örtlichen Steuervertheilung dazwiſchen, fo Daß 


— 





1) Bgl. Die Steuerreform im Großherzogthum Weimar, 1876, 88 23 ff. Die Geſetz⸗ 
ebung fcheint in der That nur ungerne die Faffion aufgenommen zu haben, denn bie 
Dteuerbehörbe ift berechtigt und verpflichtet, fich über Die Exiſtenz und Höhe von Dienft- 
anlommen und Capitalien alle nur denkbare Auskunft zu verfchaffen. Dagegen ift 
beachtenswerth, daß die zwei Ermittelungsfyfteme verträglich neben einander beftchen. 
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nicht ſowohl vom Staatsbedarf, ſondern von dem daran iit 
hängenden, durch Zuſchläge zu befriedigenden Gemeindebe 
dürfniß die effective Höhe der Beſteuerung abhängt Dem 
Geſetz ausgelprochene Zwed einer möglichft gleichmäßigen Beftenerung iſt ke: 
falls erreicht. 

Am meiften wird aber das Weſen der Einkommenſteuer dadurch getrübi 
daß fie fih auf das laufende Jahr, alfo auf Einnahmeergebniffe bezieht, die nat 
nicht eriftieren. Das kann gefchehen, bet feftem Einfommen aus öffemluhen, bar. 
communalem Dienft, wenn auch bier für Zulagen, Wemunerationen u 
für Eapitalien, auf Divivendengenuß angelegt, genaue ängftliche Borfchriften nt; 
werden. Sie laufen dort auf die Ermittelung eines Durhjchmittäbetrag: 
hinaus. Wie mil man aber die fonderbare Beſtimmung des Art. 29 erflir 
daß als Kapitalwertb immer der Nominalwertb anzuſehen fer, des Art. ?i 
daß die Verfteuerung eined Zinsertragd von 4 vom Hundert genäge, daß ak: 
(Art. 20 und 24) bei ſolchen Capitalien, welche vorausfichtlich weniger oder &: 
feinen Zind gewähren, eine entiprechende Faſſion zulälfig fe? Wie man m. 
dieſer voraufgehenden Einfhägung den unvermeidlicden Schwankungen be kr 
wichtigften Steuertheil, nämlich dem gewerblichen Einkommen, gerecht werden ml 
ohne zugleich den Steuerertrag auf ein niedrige Niveau binabfinfen zu lait-. 
ift uns unflar. Aber es iſt den vorhin genannten Beſtimmungen conforn, me: 
auf Geihäfts- und Grundſchulden feine Rüdfiht genommen wird. Und um d 
jogenannte Arbeitörente zu erhalten, verfügt Art. 61, daß bei einem Onmit 
figer, welcher felber wirthichaftet, ein Pachtverhältniß fingiert werden folk. — 
Die Steuer trifft alfo nicht nur vein äußerlich die Einfommensquellen, fie - 
auch den Einfommensbzgriff ganz auf oder verwandelt ihn in eine Kente, fs. 
ven Ertrag vom Boden, vom Capital und — foweit e8 eben gehen ma — 
von der Arbeit!). ” 

Eine Eigenthümlichkeit der weimariſchen Gefeßgebung iſt auch die Verbinde 
von Faſſion und Einfhägung, und zwar in einer Form, melde den natirlh“ 
Berbältniffen zuwider zu laufen jcheint. Aber es fam wohl zunächſt daran = 
das ganze fteuerbare Einfommen zu kennen, und von dieſem Gefichtöpunft au: : 
es richtiger, da8 Eapitaleinfommen der Faſſion zu unterftellen, und das game: 
lihe Eintommen der Einſchätzung. Wenn übrigens ber letteren ber Ster 
pflichtige durch genaue Angaben zu Hülfe zu kommen bat, jo muß fd = 
(Ürt. 61) die Steuerbehörde alles inquifitoriichen Eindringen® in die Vermoge 
und Ereditverhältniffe der Einzufchägenden gänzlich enthalten. 

Daß man übrigens die verkehrte Anwendung von Faſſion und Zus.’ 
nicht gewahr wurde, mag vornehinlih in den, nachgehends gefeglih ar 
bierten Modalitäten der Ausführung feinen Grund haben. Wie nänlıh : 
Sapitaleinnahme auf eine fefte Mente zurüdgeführt und fogar geſetzlich aneılarr 
wurde, daß die Faſſion fo Lange gelte, als feine neue Erklärung bes Ca 
zahlers einlaufe — alfo gerieth man bei der Einſchätzung unwillkürlich anf - 
gemeine, durchgehende Normen, auf einen feften Schematismus, welcher hie 
da verlaffen und den veränderten Lebens: und Emverböverhältnifien angmı* 


* 
.. 
% 





1) Bel. die Ausführungsverorbnung zum revidirten Geſetz über bie Sta 
fafjung ꝛc. vom 19. März 1869. 
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wurde, wo Die Gemeinde als ſolche das dringende Bedürfniß fühlte, der wirklichen 
Steuerfraft babhaft zu werben. 

Obſchon nämlih die Möglichkeit einer felbftändigen Communalbefteuerung 
nicht ausgeſchloſſen tft, bat man fich bislang immer mit Zufchlägen zur flaat- 
fihen Einkommenftener begnügt. Thatſächlich ftehen, wie aus dem Ge 
iogten beroorgeht, die Dinge freilich fo, daß diefe Steuer eine Gemeinde: 
ſteuer iſt und nur ein Theil davon an den Staat abgeliefert wird. — Wir 
können es bier nicht näher belegen, aber es ift leicht zu ermeilen, daß der ganze 
Mechanismus überaus complictert ift, jo daß weder die im Geſetze ausgedrückte 
wohlwollende Gefinnung jo recht zur That wurde, noch aud ein felbftändiges 
Syſtem fi) ausbilden konnte. Aber auch bei einem weniger ſchwerfälligen Apparat 
wäre ed nicht möglich geweien, die Steuerrollen etwa zur Vermögensſteuer oder 
zu dem zu benügen, was fich der Gemeinde als das Nächftliegende darftellt, wir 
meinen zur progrefjiven Einfommenfteuer. 

Art. 152 der Gemeinde-Orbnung von 1850 lautet nämlih: „Wenn eine 
(Hemeinde vorzieht, die Umlegung der Gemeindelaften nicht nach den Grundfägen, 
welhe für Erhebung ter directen Stantöftenern beftehen, fondern nad einem 
andern, den Grundfägen der Gleichheit und dem Mafftab des 
Vermögens, mit Nüdfiht auf die Leiftungsfähigleit des 
Einzelnen mehr entfprechenden Enthebungsfuße eintreten zu laſſen. Es darf 
kdoh nur dasjenige Vermögen unt Eintommen in Betracht gezogen werben, 
welches in der Gemeinde belegen, bezüglih in der Heberolle der Ge» 
meinde zur Staatöfteuer herangezogen iſt.“ 

Sollte die Vermuthung richtig fein, daß der Geſetzgeber, welcher wiederholt 
von, ‚Bermögen” Tpricht, an eine Vermögensſteuer gedacht habe? Bon der Heberolle, 
die den Begriff eines Netto:Vermögend gar nicht kennt, konnte dabei doch nicht 
ausgegangen werden, und die etwaige Entlaftung der unteren Bolfsclaffen 
sub titulo der gerechteren Befteuerung wäre für den Staat jelbft ein Dementi 
geweien. Auch an eine progrefjive Einkommenſteuer war nicht zu denken; denn, 
wo der Staat an der Proportionalität als dem wahren Princip der Gleichheit 
tefthält, da ift die Gemeinde nicht in der Lage, ihn zu desavouieren. 

Der Verſuch zu einer diefer Steuerarten ift auch unſers Wiſſens nie er- 
gangen; zur progreljiven Einfonmenfteuer konnte er auch gar nicht gejchehen. 
Wir müſſen nämlich jagen, daß Die Gemeinde, auch wenn fie geburft hätte, 
von der beftehenden Steuer, d. h. von der für Staatszwecke angelegten Heberolle 
zu einer progreffiven Befteuerung fortzufchreiten, gar nicht im der Lage geweſen wäre. 
Einmal bewirkt ja das nur theilweife angewandte Quotenſyſtem mit der nn- 
vermeiblichen Folge einer ungleicyen Velaftung von Individual- und Ort8-Steuer- 
capital eine innerliche Ungleichheit, eine Imparität der Glieder, die das pro= 
greffive Syftem niemals hätte überwinden können. Und zum Zweiten zerſchneidet 
das Staatsgeſetz das Einkommen in einzelne Renten, fest an die Stelle der 
wirffihen Einnahme den muthmaßlichen Turchichnittdertrag ber einzelnen Ein- 
kommenstitel, während die Progreſſion immer nur auf die Totalität des Jahres⸗ 
ertrags wird bafiert werden fönnen. Es wäre denn, daß man ausſchließlich das 
gewerbliche Einfommen diefer Modification hätte unterwerfen wollen. Dann 
wäre aber erfte Vorausſetzung eine genaue Exrmittelung des wirflihen Ertrags, 
bezw. eine andere Heberolle nöthig geworben. Und hätte man mit diefer, wegen der 
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Combination von Staats⸗ und Gemeindeſteuer, die Steuerpflichtigen doppelt und 
dreifach empfindlich getroffen. 

In der That ift es unfere fefte Ueberzeugung, daß an eine Weiterentwidelung 
des mit dem Geſetze von 1821 aufgeftellten Princips, namentlih mit Rädfiht 
auf die Gemeindebebürfniffe, gar nicht zu denken if, und wofern man dem äffent: 
Iihen Haushalte mehr Mittel zuführen bzw. ver Steuerfähigkeit nahe kommen 
wil, wird man fih zu einer vollffändigen Neugeftaltung entfchliegen müren. 
Mit den erften Principien betritt man einen böfen Zirkel, und ſchafft eine un: 
natürlihe Starrheit der Formen, welche wiederum einen frengen Schematismu⸗ 
in der ganzen Behandlung zur Folge bat. — Den Gemeinden war eine etc 
freiere Bewegung und ein auch nur beicheidened Maß von Selbfländigfet un: 
möglich gemacht, denn auch hinfichtlich der Verbrauchsſteuern waren fie gleich Anfang; 
mit den Damals beftehenden Einrichtungen zur Ruhe verwieſen worden. — Ueber⸗ 
haupt läßt ſich alfo fagen, daß die Tage diefer Eintommenfteuer gezählt find. 
Sie führt nie und nimmer zur Evidenz über die Steuerfraft des Landes. Zir 
Türmen ja doch nicht annehmen, daß wirklich alles Einfommen bis hinunter zr 
den letzten 50 Thalern eine Belaftung mit vollen 6.66 Brocent erfahre, wie 
das dem Buchftaben nach bei Weimar, Eifenach und Apolda ftattfindet. Es in 
wahr, der Procentfag ift in vielen preußiichen Gemeinden nomimell noch un 
Vieles höher, aber auch dort wird gewiß Keiner die Behauptung wagen, daß all 
Einfommen unter die Steuerfchraube gepreßt werde. 


IV. | 

Es ift aber Zeit, daß wir und der pofitiven Frage zuwenden; was iſt ır 
thun und welche Steuern find den Beditrfniffen der (ſtädtiſchen) Gemeinde am: 
pafien? Derartige Unterfuchungen haben mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen 
von bejonderer Wichtigkeit iſt hier das Verhältniß zwiſchen Gemeinde und Staat!.— 
Um bei den weimarifchen Berhältnifien zu bleiben, jo Hatte die Gemeindeor: 
nung von 1850 allerdings das ganze Gemeindeweſen nivelliert, fchien aber einig 
Richtungen für eine mehr fpontane Bewegung (wohl der Stäpte) begünftigen ı 
wollen. Nun baben wir aber gefehen, was e8 mit der Beitimmung des Art. 15? 
materiell fir eine Bewandtniß habe. Nicht anders verhält es ſich mit dem Ih: 
angedeuteten Art. 149. Die darin vorgefehene Einführung neuer inbire 
Steuern fir den Gemeindebedarf war an die Genehmigung des Staatäminifterien: 
gefnüpft , dieſes hatte aber nichts Eiligered zu thun, als den Beſchluß te 
Eiſenacher Magiftrats zu cafjieren, welcher das Deficit von 1851 durch ax: 
mäßige Acciſe auf Fleiſch u. |. f. deden wollte. Später freilich fcheint m:: 
Jena gine fleine Abgabe von den confumierten Brennmaterialien augeftank: 
zu haben. 

Das Berbältnig von Staat und Gemeinde fpielt auch in die Steuern: 
widelung, in die Entfcheidung über Verträglichkeit oder Unverträglichkeit verfdieier: 


2) Bol. über die allgemeine Stellung der Gemeinde zum Staat 8. vo. Steir. 
Lehrbuch der Finanzwiflenichaft (1871) 5. 97. — Wenn übrigens der Berf. ©. I" 
fih dahin ausdrückt, die Gemeinde müſſe, Geſetzesverletzung vorbehalten, künftig : 
allem Denijenigen das Recht haben, was fie aus ihren eignen Mitteln beftreiten fan: 
19 it das meines Erachtens zu weit und zu eng: babe märe aber aud mod fee 
ftellen, wa® man unter den Begriff der „eignen Mittel” verfiehen wolle. 
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Steuerarten und Steuerfyfteme — neben und nad emander — hinein, und ift 
gewiß bei legislatoriſchen Beftrebungen forgfältig zu berüdfichtigen. Die vorhin 
erwähnte Frage über Einführung einer Vermögensſteuer neben der beftehenven 
Eintommenfteuer und über die Durchführung der Progreffion, zu Gemeindezwecken, 
iefert zwei treffliche Belege, und es wäre nicht unmöglich, daß auch jene Weige- 
rung bzgl. der Verbrauchsabgabe auf dem gleichen Grundgedanken berubte. 
Und wenn das preußifche Miniſterium eine jelbftändige Feltftellung der Progreifion 
bei der Einkommenſteuer — mit Rüdjicht auf örtliche Bedürfniſſe — unterfagt 
bat’), fo iſt, was man auch fonft anführen mag, dem Gimme bes Geſetzes 
gemäß gehandelt worden. Auch wird Jeder die Oppofition von Thierd gegen 
eine Einfommenfteuer in Frankreich infomeit billigen mäflen, als in der That 
durch eine jolche in das dort herrſchende Syſtem ein Keil getrieben wurde, der 
in furzem das Ganze auseinander fprengen müßte. 

Mit andern Worten: An eine Steuerreform zu Gunften der Gemeinde- 
verwaltung ift nicht zu denken, jo lange nit auch das Staatsſteuerweſen ent- 
Iprediend eingerichtet, alfo entweder direct jene bier eingepaßt ober doch für eine 
dem Ganzen entiprechende Bildung der nöthige Raum offen gelafien wird. 

Aber eben das ift nirgends geihehen. Dan bat immer nur fiir den Staat 
gejorgt und wundert ſich wieder, wenn bie Gemeinde die fo berechtigten An- 
ſprüche an fie nicht befriedigen kann. Und obfchon allüberall durch den Staat ber 
Gemeinde von den übernommenen Einfünften faft alle entzogen wurden, bat man 
zugleich ihre Aufgaben in ſehr beträdhtlihem Umfange erweitert, Aufgaben, die 
obnedem mit dem Gemeindehaushalt gar in feinem nothwendigen Zufammenbang 
ſtehen, Schule, Armenweſen, Polizei, Unterftigung ber ſtaatlichen Verwaltung 
x., daneben aber jene fpecifilchen Gemeindeaufgaben, die mit denen des Etaatd 
gar feine Aebnlichkeit haben, fir die aljo auch das Syſtem der Stantöfteuer 
logiſcher Weile niemal® wird verwerthet werden innen. — Was Wunder, daß 
allenthalben von den Gemeinden der Auf nah Steuerreform ausgeht! 

Man wird e8 und aud zu Gute balten, wenn wir im Nachfolgenden eben 
auch des Staates Stellung im Steuerweſen im Auge behalten und fo den ganzen 
Zulammenhang zu wahren fuchen: ift es doch unfre innige Ueberzeugung, daß 
nur in folder Weife Die Forſchung über ein leiſtungsfähiges und doch möglichft ge- 
rechtes Steuerweſen wird gefördert werden. -— Wir muftern daher alle Steuerfate- 
gorien, wäre e8 auch nur, um den Verdacht einer vorgefaßten Meinung zu bejeitigen. 

Bon den verichiedenen Steuerarten können diejenigen, welche die Productions- 
quelle (als Kopf, Grund» und Gapitalfteuer) und den Productionsproceß (ale 
Sewerbefteuer) treffen, Heutzutage nicht mehr zur Discufjion geftellt werben. 
Nicht nur, weil ihr Ertrag, alter Erfahrung nah, ein überaus beſcheidener 
ft und namentdih aller Wanvelbarkeit und Anpaffung an augenblidlicye 
Bedürfniſſe unfähig ift, fondern auch, weil fie einem jegt wohl zur allgemeinen 
Norm gewordenen Grundſatze menigften® theilmeife widerſprechen, — wo- 
nach nicht die einzelnen Stüde und Vorgänge an fih, fondern in ihrer Be— 
ſiehung zur Leiftungsfähigfeit beftimmter Perfonen erfaßt werben follen. Ste 
yaben allerdings den Vortheil ficherer unverhällbarer Steuerobjecte, Die 


1) G. Brech 


t: Die wirthſchaftliche und finanzielle Lage der Stadtgemeinden, 
Berlin 1875, ©. 27. 
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Steuer verändert aber eben deshalb Leicht ihren Charakter, fie finft zu einer 
Art Reallaft herab. Vollends unmöglich ift es, dabei eine aud nur erträgſid 
gleichmäßige Belaftung zu erzielen. Das aber läßt fich wohl im Allgemeiner 
jagen, daß fie Alle, die nur auf die Brutto-Erträge losgehen, mır den Ben; 
einlettender Steuerreformen haben. Ueberall da, wo man Beranlaflung fand, des 
Steuererträgnig zu fteigern und ber Leiftungsfähigfeit der Individuen zu nähern 
bat ſich ein etwas feiner gegliederter Ausbau derjelben als unmöglich erwichen 
Sie find übrigend zunähft um des Staatöbedarfs willen geſchaffen worden um 
balten fi) noch heute in Diefer Stellung, während die Gemeinde ſchwerlich gr: 
daran thun wird, nach ihren eignen Bebitrfniffen von denfelben eine Quote zu e- 
heben. Jede derartige (eimfeitige) Maßregel würde nämlih die Eriftenzbe 
Dingungen innerhalb der Gemeinde erfchweren, auf den Gemeindehaushalt, über: 
haupt auf das Echidjal der Gemeinde ſchädlich einwirken. Diefe hat aber de⸗ 
größte Intereſſe daran, den Zuzug yon außen und die Beweglichkeit um Alze 
meinen zu erleichtern. Ihr iſt auch am menigften verwehrt, jenes perjonls: 
Element in der Befteuerung zur vollen Geltung zu bringen, welches das wictigite 
Poftulat der Neuzeit ıft. 

Es ſcheint auch, Togifch genommen, in der gemeimdlichen Beſteuerung ir: 
Productionsquellen ein Widerfpruch zu liegen. Die Gemeinbe, in dem Em: 
wie wir das zu würdigen Gelegenheit hatten, übernimmt ja felber zu nidt z: 
ringem Theile die Herftelung von Lebens- und Erwerbselementen der Priv: 
wirthichaft, fteigert aljo mittelbar deren Leiftungsfäbigteit und Ertrag Es mir: 
daher ganz unrichtig von ihr, nun doch wieder durd Steuern biefelben zu be 
laſten, wodurd ein harmoniſches Zuſammenwirken nur erſchwert würde. 

Nicht viel beflerer Ausficht ſcheinen die Bertheilungs: und Bertehröfiur 
zu gewähren, welche doch im Ganzen ziemlich verbreitet und gewiß nod mei 
auszudehnen find. Der Hauptgrund möchte bier der fein, daß das Iocale Elmer: 
fehlt und die nothwendig vorausgelegte Beziehung zwiſchen Steuerobixt m: 
Steuerbehörde. Wenn alfo 3. B. gewiſſe Verkehrsmanipulationen ſtenerbar & 
macht werben, fo wird e8 vortommen, daß Perfonen und Güter zur localen Star 
herangezogen werben, die im Uebrigen mit der Gemeinde nichts gemein kibr. 
Die nächte Yolge wäre alddann die Hemmung des Iocalen Verkehrs bey. " 
Beeinträchtigung der üblichen Bertheilung. 

Im Ernſte ift denn auch wohl nie an eine locale Eifenbahn-, an c2 
Wechſel⸗ oder Stempelftener gedacht worden. Aber aud eine irgend erbilik 
Steuer auf den Verkehr im Orundbefig und in der Benütung der Viegenſdonr 
— wir ziehen die Miethfteuer mit in Betracht — ift nicht eigentlich empfehlet 
wertb. Derartige Steuern müflen auf die Bauluſt, auf die Boden: und Hart 
mietbpreife und auf die ganze Art der Anfievelung nachtheilig wirken, and * 
wäre 3. B. intereflant zu willen, ob nicht der Andrang der Beodlferung zu E 
Städten in den Jahren 1871—1873 in zwei Staaten, von denen ber ein f= 
Häufers oder Miethſteuer hatte, der andre aber nicht, ganz ungleich gemt 
babe. Jedenfalls wird durch die Miethſteuer ein frembartiges Clement in?” 
Transaction eingeführt, und eine Ueber⸗ und Rückwälzung des Steuerbetrig 
hervorgerufen, die nicht im Interefie der Gemeinbeit liegen kann. Wo aber, me Z 
Preußiſchen, die Form einer Gebäubefteuer gewählt if, welche materiell wi“ 
den gleichen Bedingungen fteht, macht man gegemmärtig die gewiß lehrreiche & 
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obachtung, daß zwar ganze Häufer um billiges Geld zu faufen find, während 
anzelne Miethen im Preife noch immer ſehr hoch ftehen, bis vielleicht auch hier 
die Miether des ganzen Haufes ſich entjchließen, die Steuer auf ſich zu nehmen. 

Doch Das nur nebenbei. Wichtiger ift der Umftand, daß alle diefe Steuern 
— die wir und zunähft immer als Staatöfteuern denten müffen — an eine 
fireng Localifirte Erhebung gebunden find. Man fann immer nur wenige Ber: 
theilungs⸗ und Verkehrsmomente fteuermäßig erfaffen und ift eben damit ge- 
zwungen, auf bie wenigen Punkte fich zu richten, wo biejelben ſich wollziehen. 
Tie Gemeindebehörbe iſt alſo in allen Biefen Fällen die natürliche Bezugsbehörde; 
fie ann die Borgänge verfolgen und das Interefle des Staats am beften wahren; 
an ihre Mitteilungen wird fi) auch diefer halten, mo e8 fi um die Anlage 
und Durchführung handelt; nur die Steuer für fid) zu verwenden, ift ihr ver⸗ 
wehrt. — Das wäre aljo einer jener Fälle, wo zwiſchen der Erhebungs- und ber 
Verwendungsſtelle unterichieven werden muß. | 

Die Steuem auf den Berbraud, zu welden wir nun übergehen, find ur- 
alt und zablreich, fie werden wohl noch auf lange hinaus eine erhebliche Quote 
des geſammten Steuerertragd ausmachen, ungeachtet der Anfeindungen von Seite 
einzelner Theoretiker und politiichen Fanatiker. Was man auch gegen fie an- 
führen möge, einige Vorzüge, ganz unerfepbar für die Steuerbehörde und für die 
Stuerzabler, ruhen in ihnen: ver fichere, bedeutende Ertrag, die im Einzelnen 
unmertbare, namentlich immer freiwillige Entrichtung der Quote, die Be 
nügung des Augenblicks der vollendeten, ın ſich abgeichloffenen Production, vor 
Allem aber das innere Maß und die ftrenge Unerbittlichleit, mit weldyer bie 
Steuer alle zu weit gehenden Gelüfte der Finanzgewalt ahndet. 

Die Zahl Derer ıft freilich nicht Mein, welche meinen, man bätte nichts 
Anderes zu thun, und jedenfalls nichts Beſſeres, ald Steuern zu zahlen; fie Hagen 
über die mangelhafte Einficht der verſchiedenen Volksklaſſen, die nicht einmal dem 
Staat, ihrem größten Wohlt häter, durch ausreichende Gaben feine Pflichterfüllung 
erleichtern wollen. Sind diefe Leute wirklih um ihrer Rüdbaltung willen fo 
unbedingt und ausnahmslos zu tadeln? Es iſt nidyt der Ort, zu unterſuchen, 
ob der Staat wirklich unfer Eins und Alles fer, ob nicht etmas noch Größeres 
und Erhabeneres binter ihm ftehe, man vergeſſe aber nicht, daß der Stant 
unferer Tage eine gar eigenthumliche Complexion hat. Er ift nicht mehr, wie 
früßer, ein abgefchloffenes Ganze, mit felbftändigem Kreislauf und ſich felber 
alle Eriftenzmittel bereitend; er bat die eine wirtbichaftliche Seite ganz dahin- 
gegeben ; er produciert nicht mehr und zieht nun aus den unzähligen Kreifen der 
Privatwirtbfchaften feine Lebensfäfte, wie er denn niemals für ſich felber lebte, 
\ondern, früher mit der eigenen, jetzt aber mit der entlehnten Kraft, auf jene 
Kreiſe zu wirken berufen if. Der Staat hat gewiß dad Nect, da zu graben, 
wo er für feine Zwecke parate Quellen findet; er fol, was er erhalten, einigen, 
wog fonft zerftreut ift, fol er umgeftalten und in neuer Form, in neuer Ver⸗ 
theilung auf das Ganze zurüdfließen laſſen. Aber eben in diefer Herausnahme 
und Umbildung liegt die Gefahr, Liegt die Unficherheit. Wird der Einzelne un- 
gefähr wieder erhalten, was er weggegeben, wird wenigſtens durch jene Umbildung 
das wahre wohlverfiandene Intereife der Geſammtheit gefördert ? 

‚ ma ber That, wäre das Steuern blo8 ein Geben auf Wiebererftatten, höchſtens 
mit jener blos formalen Verſchiedenheit zwiſchen Leiftung und Gegenleiftung, wie 
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thöricht müßte man das Gebahren der Leute nennen. Ober wie 

es, wollten fie nicht, an ihrem Theil, zum gemeinen Beten beitragen! Aber er 
nur, daß der Einzelne feine Duote oftmald nie wieder erhält: aud tas Gum 
bat oft genug feinen Bortheil davon. Die Steuer bat eine Berwenbung 1 
ganz andern Kreiſen gefunden, wird vielleicht erft für eine ſpäte Generatie 
fruchtbar und — wer bürgt dafür, daß in dieſem gewaltigen Transfujionsprez 
nicht köſtliches Unterthanenblut nutzlos vergeudet werde! 

Und nun iſt es eben ein Vorzug der indirecten (Verbrauchs⸗)Steuer, daß id 
Betrag ſich nicht beliebig ſteigern läßt, indem nach alter Erfahrung nick \ 
ganze Conſumtion fleuerbar gemacht werben Tann, aud bei dem einzelnen Ar 
Steuerfuß und Steuerertrag zu einander im umgelehrten Verhältniß ſtehen - 

Aber wir haben es lebhaft begrüßt, wo die wirklich unentbehrlichen er 
beimilchen Verzehrungsgegenſtaͤnde von der Steuer befreit worben fin. Nr 
als ob wir dafür bielten, man bätte den untern Claſſen wirflid einen jo arekı 
Dienft erwielen. Ein Theil der (Mahl: und Scladt-)Steuer ift wohl mn 
vermittelft des Lohns abgewälzt worden, wie denn überhaupt diefe Tenoltier: 
ohne rechneriſch meßbar zu fein, wefentlich dazu dienen, grobe Dlängel der Sir 
gefeggebung auszumerzen. Können diefe Devolutionen vermieden werben, Te? 
das immer von Vortheil, und es iſt auch richtig, eben von ihnen, bie vormebei- 
an bie indirecte Steuer ſich anjegen, einen Vorwurf gegen Dad Syſtem jelbi = 
entnehmen; wenn es aber unmöglich if, die Devolutionen zu Befeitigen, ie ©“ 
doch, wie wir glau ben, das Berlangen nad; Abichaffung des des Steuerpi* 
entfchieden zu weit. 

Denn wenn irgendwo gejagt werben kann, daß fich eine Steuer den Lebe 
gewohnbeiten des niedern Volles anzufchmiegen im Stande ift, fo trifft dest 
einer mäßigen, wohl angelegten Berbraudsfteuer zu, während umgelehrt alle &: 
fuche geſcheitert find, ihre Wirkung auch auf die höhern Stände zu A 

Betrachten wir. aber die Beziehungen zwiſchen der Verbrauchefteuer un ! 
Steuerbehörbe, jo findet ſich nicht®, was auf ein mehr locales Element —* x 
läßt. Soweit die Volksſitte die Conſumtion beberrfcht, umfpannt fie wel gice 
Kreife, wie denn auch die einentliche Claſſenbildung ſchwerlich von ren er.w- 
Verhältniſſen abhängt. Sollten aber doch Verſchiebungen vorfommen, und =” 
foldye, welchen die Steuerbehörde nachzugehen Veranlaſſung bat, jo flehn ibr m 
andre, beſſere Mittel zu Gebote. Die veränderte Lebensweiſe iſt ale - 
Urſache, fondern Folge, aus tiefer Hiegenden Eigenthümlichkeiten ſich ende 
fih in ſolchen Fällen an die Verbrauchsſteuer halten, hieße nur einen Thal : * 
(allgemeinern) Urſache erfaſſen. 

Aber allerdings, es liegt auch hier wieder ein Fall vor, wo der Sant” 
Gemeinde als Hebeftelle benügen wird, ſoweit die Erhebung nicht an den Wir. 
oder am Orte erfolgt, wo die Production des Verzehrungsgegenſtandes —* 
Denn in der Gemeinde entſcheidet ſich die Beſtimmung zur Conjuuac- 
gewiſſe Kreiſe der Bevölkerung, welche die Behörde zur Steuer heranzieben 7 > 

Wir glauben übrigens auch, daß unſre Auffaffung mit ven — — 
Uebereinſtimmung ſteht. Allerdings beziehen faſt alle Gemeinden ſolche Ci? 
aber der Staat bezeichnet Gegenftand und Maß, und die angeführten däle = 
dem Großberzogtbum Weimar — wir könnten auch auf die Beltummangen 
ſchweizeriſchen Bundesverfafiung von 1847 hinweifen — zeigen bautlih, € - 
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wirkliche Steuerhoheit und das Maß der Dinge ruht. Es reichen zwei Annahmen 
zur Erflärung des Thatbeſtandes auß: entweder waren der Gemeinde für ihre 
Bedürfniffe Zufchläge bewilligt zur Staatöftener, oder der Staat überlieh ihr 
eine beſtimmte Steuergattung ganz ; beides ift bei großen Städten unvermeidlich. — 

Es bleiben aljo für Die Gemeinde eigentlich nur die Steuern von dem wirt: 
len Arbeitöproduct, alfo vom Einkommen, mit den zwei Modificationen einer 
Eintommen- und einer Bermögensfteuer übrig. 

Es iſt in der legten Zeit über die Einfommenfteuer viel geſprochen 
und geichrieben, namentlid) aber auch legislatoriſch verhandelt und beichlofien 
worden. Wer aber annähme, daß die urjprünglichen Gegenfäge vereinigt worden 
feten, wärde fich täuſchen. Man fügt ſich höchſtens dem fait accompli ; im Uebrigen 
bleibt Jeder jo ziemlich auf feiner Meinung. Die Standpunkte, welche in ver 
tage eingenommen werden, find auch fo grundverfchieden, daß an eine Ber- 
ftändigung faft gar nicht gedacht werden fanın. 

Beftenfall8 dürfte gegenwärtig als ausgemacht gelten, daß — ceteris 
paribus — die Eintommenfteuer feine proportionale, ſondern eine progreifive 
fein muß, — daß aber weder an eine ftetige Progreffion gedacht werden darf, 
noch auch die Grenze zu finden ift für die einzelnen Stufen bezw. für 
die Ueberführung in die Proportionalftener. Vielleicht kann noch Drittens als 
allfeitig zugeflanden bezeichnet werden — die Behauptung rührt von den prin- 
cıpiellen Gegnem der Steuer ber —, daß eine wirtlihe Einfommenfteuer, der 
unvermeiblihen Schwankungen halber, für ven Staatshaushalt weniger ge- 
eignet iſt. 

Dieſer letztere Einwand wird nicht immer gebührend gewürdigt, vielleicht, weil 
man die thatſächliche Richtigkeit nicht anfechten kann und doch auch nicht den 
Lieblingsgedanken einer progreſſiven Einkommenſteuer aufgeben mag. Nun wäre 
es aber ein Leichtes, an faſt ſämmtlichen Geſetzen über ſtaatliche Einkommenſteuern 
den Nachweis zn führen, daß man wirklich von dem einen, oberſten Princip — wir 
meinen von dem Grundſatz, nur die wirkliche, fertige Reineinnahme heranzu⸗ 
stehen — abgewichen iſt und abweichen mußte, wern man das andere durchführen 
wollte; Beides zufammen, eine wirkliche Einkommenſteuer und eine Stantöfteuer, 
vertragen fih nun einmal nicht mit einander. 

Die dadurch geichaffene Fehlerquelle war eine dreifache: 1) man verzichtete 
auf die Erfaffung des Einfommend als ſolchen und hielt ſich an Die Productions- 
quellen, Boden, Capital und Arbeit (erfte Phaſe der ftaatlihen Einfommenfteuer 
in Weimar und Großbritannien). Es verftand ſich daber von felbft, daß nur 
der Durchſchnitt in Rechnung gebracht wurde. 2) Ein Fortichritt war e8, Die 
Quellen auf der Seite zu laflen, direkt auf jenen Durchſchnitt loszugehen (Preußen, 
Sachſen ıc.), wobei allerdings einige Künfteleien in Bezug auf das reine Arbeits⸗ 
eintommen unvermeidlich wurden. War man aber einmal auf dem “Durchichnitt, 
fo verſtand es fich beinahe von felbft, oder hatte doch feine weitern Wachtbeile, 
3) ein Einfommen zu befteuern, das noch gar nicht eriftirte, d. b. die Steuer 
son dem laufenden Betrieböjahre zu erheben. 

An eine Progreilion war natürlih nur da zu denten, wo man die Einzel: 
wirthſchaft als ein Ganzes behandelte. Aber auch in diefem Falle waren unzählige 
Schwierigkeiten gegeben, welche faft nicht zu überwinden waren. Man half fi . 
dadurch, daß man die amtlihe Einſchätzung an die Stelle der Faſſion und 
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Declaration fette. Zugeftandenermaßen ift das nicht eine principielle, ſondem mer: 
eine praftifch richtige Löſung geweſen; hatte mar aber auf die ſolide Bafık du 
wirklichen, abgeſchloſſenen Thatſachen verzichtet, hatte man das natürliche Bar: 
zwilchen Steuer und Steuerobjekt zerriffen, jo war allerdings der Beamti: 
routine eher als der unzuverläffigen Urtbeiläfraft des Einzelnen zu trauen. 

Laflen wir aber Fafjion und Taration, beachten aud vorläufig jene gebr 
und Berirrungen nicht! Denn die Frage iſt doch unendlich wichtiger, fie darf cr! 
muß noch heute aufgeworfen und beantwortet werden, — ob der Staat benasr: 
ift, progrefiide Steuern zu erheben ? | 

Geſchichtlich betrachtet, ift e8 zunächſt nicht unwichtig, Daß die erften Geh 
an dem Grundfage der proportionalen Eteuer feftgehalten haben. Man uk: 
ed tbun, von wegen ber gewählten Modalitäten der Erhebung ; aber man tr 
doch auch umgekehrt fragen, ob nicht dieſe Modalitäten die Yolge oder, fügen rr. 
die ungefährlihe Confequenz des Principe waren? 

Wenn wir recht jehen, jo bängt die Frage iiber das Recht des Staats ve 
zwei Orundfägen ab, nämlich erjtens, ob in feiner Thätigfeit irgend Etwas bız 
wa® mit dem ungleichen Verdienſt der Einzelnen innerlich verwandt ja, mi 
zweitens, ob überall diefelben Verdienftwerhältnifie walten, d. 5. ob überall x 
größere Betrieb eine procental fteigende Rente zu gewähren pflege. | 

Die erfte Frage verneinen wir für unfere Berfon ganz und gar. Et 
wohl zu allen Zeiten Stantöregierungen gegeben, welche dieſe oder jene Slafe 
des Volks begünftigt Haben, und e8 darf zugegeben werden, daß Anflänge daran 1x 
heute zumeilen das Ohr des Bürgers ftreifen — und unangenehm erregen. Im: 
läßt fich das freilich nicht Leicht ; ift e8 aber eine berechtigte Ericyeinung, vollendet 
jolde, Die wir durch weitere Mittel lebenskräftiger machen follen ? Mid dars 
der Staat, der jeine Aufgabe am richtigften faßt, ift ohne Vorliebe, von den einelrz 
Perfonen und Ständen gleidy weit entfernt; und in feinen größten Angenbier 
ift er das auch immer am ebeften geweſen. — Man bat den Staat oft mit =“ 
gewandten Hausfrau verglichen, und wir glauben, der Vergleich fet zwar ei= 
banal, aber zutreffend. Er kennt Alles, forgt fir Alle, leitet, ficht Allet ad 
er ift bei einer einzelnen Arbeit nie ganz in Infprud genommen, mr = 
fertig Gewordene tritt und anmuthend überall entgegen. — Der Staot 
das Land einem Ieden, läßt Jedem die freie Wahl des Wohnorts, des ir“ 
der perſönlichen Ueberzeugung; er macht zwifchen dem Bauer, dem Kaufm 
und dem Gelehrten keinen Unterſchied. 

Und diefer Staat follte wifjentlih und willentlich feine Bürger un? 
befteuern wollen? Es ift wahr, man fordert die Progreffion eben im Sınme <= 
böbern Gleichheit. Wenn aber der Eine mehr al$ der Andere von den ch: 
meinen Einrichtungen Bortheil zu ziehen verfteht, ift e8 dann vom Staat ki 
gehandelt, von dem Erften mehr zu nehmen, mit dem gemeinen Borgeben, N 
er mehr babe? Uns will bedunken, er begäbe ſich damit in Widerfpruc mit r 
ſelber. Es ift nicht feine Schuld, daß die Yoofe ungleich find, und fann man e 
umgefehrt jagen, daß er Alles aujbietet, Die Nieten durch gleiche, wenn and Has 
Gewinne zu erfegen. — Erhebt er aber progrelfive Steuern, fo verlängee © 
eben das oberfte Princip völliger Unparteilichleit — er nimmt auf fih de Er 
antwortung für jene Ungleichheit, identifiziert fich mit ihr. 

Die Trage befommt ein helles Licht durch die Vergleichung ber ſtaalloc 





> 
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und der communalen Aufgaben. Jener forgt überall mit gleicher Theilnahme, 
die Gemeinde iſt an eine beftimmte Dertlichkeit mit beftimmten Eigenthümlich- 
kiten gewiefen. Dieſe auszubeuten oder außbeuten zu belfen, ift ihr Recht, ihre 
Pit, und fie würde dabei ganz unbefümmert verfahren können, wenn nicht 
zur Berföhnung der entgegenftehenden Iocalen Intereſſen der Staat dazwiſchen 
träte. Die Gemeinde hat zwar auch allgemeine öffentliche Aufgaben, aber wir 
tinfen Doch jagen, daß fie bereitd mit einem Fuße auf dem Boden der Privat: 
wirth chaft fteht. 

Die zweite Frage, ob bei allen Beſchäftigungen gleichmäßig jenes Phänomen 
auftrete, daß beim ausgedehnteren, intenſiveren Betriebe ein verhältnißmäßig höherer 
Gewinn erzielt werte, iſt nur theilweiſe zu bejahen. Beim gewerblichen, beim 
taufnännifchen Betriebe, überall da, wu das Capital in feinen verfchiedenen 
formen nutbar gemacht werden kann, ıft jene Thatſache unbeftreitbar. Beim land: 
wirthichaftlichen Gewerbe tritt diele Hülfe fchon mehr in den Hintergrund, und 
bei der geiftigen Arbeit bört fie ganz auf. — Nun bat aber vornehmlich der 
Staat auf dieſe Verſchiedenheiten, überhaupt auf die ungleichen Lebensbedingungen 
der einzelnen Volksgruppen bei feiner Steuergefeßgebung zu achten; er wird und 
muß proportional befteuern, wenn er die höhere Gleichheit wahren will. Aller: 
dings entgeht ihm — nicht aber der Geſammtheit — Dadurch ein bequemes Mittel, 
eine Einnahmen zu fteigern. Wird man ihn aber deshalb fo gar ernftlich beflagen ? 

Auch bier iſt die Lage der (ftädtiichen) Gemeinde eine ganz andre, Die 
ganze Landwirthſchaft Kat mit ihr nichts zu thun, bindet ihr aljo die Hände 
nt. Und was von den rein geiftigen Arbeitern in ihren Mauern wohnt, ift 
ſchon der Zahl nach nicht jo ſehr bedeutend, zieht aber aus ihrer Thätigfeit fo 
ſpecifiſche Vortheile, daß die Unterſchiede in nicht unbeveutendem Betrage ausge⸗ 
glihen werden. — Und — wir amenbdieren eine frühere Behauptung — bier 
et Tann und darf die innere Natur des Einkommens und deſſen Berhältnik 
zum Nothbedarf, al® das letzte Argument im Intereſſe der Progreifton eingeführt 
werden. Es ift immer gefährlich, die legten Conſequenzen in erfte Linie zu ftellen. 

So viel über die Hauptfrage des Progreſſivſyſtems der Staatöfteuer. — 
Was die Eintommenftener insbeſondere anlangt, jo müfjen wir natürlich an den 
wihtigften Momenten vorübergehen, melde ho beveutfam auf die Modalitäten 
der Durchführung wirken. Nur möchte die Trage nahe liegen und aus bem 
Argeführten ſich wohl von felber ergeben: Giebt e8 denn überhaupt eine Steuer 
mit progreffivern oder regreffivem Syſtem, das wirkliche Einkommen als folches 
ungetbeilt und voll erfaflend, irgendwo durchgeführt und eingelebt? und ferner, 
wo haben ſich die Einfommenfteuern, gleihgültig, welches Geiftes Kind fie auch 
fein, am ebeften erhalten und eingewöhnt? 

Ueber beide Fragen find wir durch ältere und neuere Yorfchungen voll- 
Hündig orientirt. Der ältefle Staatsverband auf dem Continent, welcher eine 
Eintommenfteuer mit Degreifionsfoftem hat umd fich bei diefer Einrichtung wohl be: 
findet, ift der Canton Bafel-Stadt!). Zeitlih am nächften fieht Bremen, ob: 


1) Der Name ber Einfonmenfteuer und bie Hauptfäe der noch beftehenben Ge⸗ 
jebe batiren von 1841, die Thatfache ſelbſt der Hauptſache nach von 1821, alfo aus 
temfelben Jahre, wo Weimar feine Steuer fhuf. — Iſt e8 aber bloßer Zufall, daf 
man dort die letzten Conſequenzen erfi dann z0g, als ber Staat zur Stabt umgewandelt 
worden war? Wir können auf bie lange ſchwebenden Verhandlungen bier nicht greifen, nur 
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wohl daſſelbe erft Inäter zu einer förmlichen Geſetzgebung geſchritten ıf. Des 
Neumann’ihe Buch aber belehrt und darüber, daß namentlich im Gemeinde 
haushalt dieſe Steuerform nadıgerade eine außerordentlich wichtige Bedeutung 
erlangt bat. Das Tonnte allerdings hier nur in der Form der Anlehmung ar 
eine ſtaatliche Einrichtung geſchehen, es mußten alfo alle die ——— anhaftender 
Maängel mit in den Kauf genommen werben. Richts deſto weniger liegt u 
dieſen Thatſachen ein wichtiger Fingerzeig. Denn wir dürfen auch nod em! 
daran erinnern, daß e8 im Großherzogthume die decentraliſirende Wirkung des 
Pa war, welche die fo unvolltommene Geſetzgebung über Waller ge 
ten hat 

Nehmen wir aber weiterhin bie Eigenthümlichleiten in Betracht, welche da 
wahren Einfommenfteuer anbaften, jo werden wir finden, daß fie vor allen ander: 
Steuern der Localifirung gar nicht emtbehren kann. Alle die Hinderniſſe un 
Schwierigkeiten, welde Die ſtaatliche Geſetzgebung mit jo vieler Mühe und — 
fügen wir e8 bei — mit fo wenig Erfolg zu befämpfen fucht, fließen daraus 
die Ungleichheit Seiten des jährlichen perlönlicyen Berdienfteg, die ftehenden Berkhr: 

benheiten im Arbeit8probuct der einzelnen Berufsarten, Die Nöthigung, auf de 
Drtd: und materielle Tage der Einzelnen Rüdficht zu nehmen. Im gemerblide: 
und faufmännifchen Betriebe fommen fehr erhebliche Schwankungen immer wiek: 
vor, wäbrend die Landwirthſchaft und das zurüdgebliebene Kleingewerbe (im un 
bedeutenden Landſtädtchen) doch den Boriheil einer gewiffen Stabilität gemerer 
Die Landesfteuer muß diele Ungleichheiten überjehen, die Localſteuer kann ſich ifer | 
anbequemen. Vielleicht iſt es auch nur ber einzelnen Gemeinde vergönut, d 
bei der Einfommenftener unerläßlicen Stufen und Grenzen befriedigenb fee 
ſtellen. Noch weniger als der Staat wird fie ſich verleiten laflen, die Stacı 
- zu einem „legalen Haube” zu benägen. Sie wiberfteht auch dieler Verſuchn 

leichter, Denn fie bat das allergrößte Intereſſe daran, die Privatthätigtet = 
Sachen der Wohlthätigfeit, der Gemeinnütziglkeit, der Künfte und WBiffenkhaftc: 
zu begen: es ift fo gewefen und wird auch immer fo bleiben, daß eben für bir 
Veftrebungen die Reichen vorzüglich in Anſpruch genommen werben, und auf dir: 
Weile auch Steuern zahlen, wenn Die Beträge auch nicht durch Die öffentlise 

Caſſe neben. Eine hohe directe Steuer aber — und das ift eine Erfahrung ur 
zähliger Städte — reift diefe naturgemäße Verbindung entzwei, jo daß alle a: 
weber erftirbt oder aber von der Gemeinde erpalten werben muß, fo gut ed che 
mit den kärglich zugemefienen Mitteln geben mag. 

Aber Das fiscaliſche Imterefie der Gemeinde? Auch wenn wir um beiter: 
Gründe verlegen wären, dürften wir und auf die Thatſache der Lebensfühgkr 
der Gemeinde: Einfommenfteuer berufen und es getroft ausſprechen, daß fa 
Gemeindeverwaltung nad einem beſſeren Steuermodus ſich ſehnt. Wir erimer 
indeß an unfre Ausführungen über den Haushalt der vier weimariſchen Exit. 
Das, was wir als Gemeindenufgaben ſpecifiſcher Urt glaubten bezeichnen zo 
fönnen, bedarf zu feiner Exiftenz und Ausbildung gar nicht unbedingt einer in gladx: 


möchten wir einen Umfland andeuten, der mit einer früheren Bemerkung enge zufanmer 

hängt. Bafel ift zu feiner Steuer auf dem Wege des Pfund bgolls een * — 
alſo, welche von den einzelnen, nach Pfunden (einer Serbmi ne) bem 

abjchlüfien bezahlt wurde. Man ſtond alfo vom frühen Mittelalter ber ———— 
Einnahme (des Kaufmanns) viel näher. 
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Lonſtanz fließenden Einnahmsquelle, jondern vermag ſich mit einigen Schwankungen 
nd Ungleichheiten gar wohl ind Gleichgewicht zu ſetzen. Tritt jedoch ein wirt. 
iher Roihfall ein, jo darf die Gemeinde weit eher darauf rechnen, daß man ihr 
reimillig ein größered Opfer bringe, al8 der Staat. Denn dad, was jene 
chafft, kommt mehr oder weniger Direct und unmittelbar einem Seven zu Gute, 
nthält aljo jenes Entgelt, das ein jo wichtiges Agens der Steuermilligfeit ift. 
lufmerffame und intelligente Gemeindebehörben haben auch nie dariiber geklagt, 
aB Die ©emeindeauflagen nicht verhältnigmäßig gerne gezahlt würden. 

Wir find und dabei eined Punktes ſehr klar, wir verzichten, indem wir bie 
ſintommenſteuer im Princip an die (ftädtiiche) Gemeinde verweien, auf den oft und. 
aut verfündeten „oberften” Grundſatz einer Gleichheit in der Beftenerung. Soweit 
te Bermwaltung dem Bürger Gleiches leiftet, und innerhalb der einzelnen Steuer 
alten auch wir jenen Grundſatz feft. Aber das ſehen wir nicht ein, warum 
nan nicht lieber auf materielle Proportionalität abzielt. Dann fteht die Yrage 
ıcht mehr jo: zahlten bei gleichem Einkommen zwei Individuen daſſelbe? fondern : 
verden beide gleichmäßig zur Steuer herangezogen, da fie aus denfelben 
Berhältniifen und Einrichtungen der öffentlichen Gewalt 
leihen Bortheil ziehen bezw. ziehen Fönnen? Auch das madıt 
ınd feine Sorge, Daß — der Negel nad) — die Landbewohner von einer Ein- 
ommenfteuer verjchont bleiben. Denn dieſe müflen aus eignen Kräften für 
Dandye8 forgen, was: den Stäbtern die Gemeinde und der Staat fertig und 
zunächſt koſtenlos darbietet. Und dazu kommen die fchon erwähnten wichtigen 
Eigenthümlichkeiten des Landbaues. — Es find auch der Einfommenfteuer natür- 
liche Grenzen gezogen. 

Aber — wird man doc entgegnen, — auch zugegeben, daß für die Ge- 
weinden am beften durch die Einfommenfteuer gejorgt wird; wie wollen Sie aber, 
wo dieſelbe Bislang, wenigftend theilweife, auch den Staatöfinanzen zu Gute 
kam, für den nun entftehenden Ausfall forgen, und weiter: find bie Dtänget 
welche der Eintommenfteuer anfleben, alle ſchon dadurch befeitigt, daß fie den Ge- 
menden zu gutfindenver Verfügung überlaflen wird? Wie weit man auch mit 
der Berückſichtigung der Iocalen und perlönlichen Verhältniffe geben möge — 
fo wird man jagen — immer fommt man an einen Punkt, wo man gezwungen 
iſt, anzuhalten. Und eben das tft ja die Achilles-Ferſe des ganzen Princips, daß 
das reine Arbeitseinfommen weitaus am fchwerften belaftet wird! 

Wir glauben auf Beided zu antworten, wenn wir nach dem Borgange 
Anderer die Verbindung der Bermögensfteuer mit der Einkommenſteuer in 
Vorſchlag bringen. Neu wäre demnach nur das Eine, daß wir diefe der Ge— 
meınde vorbehalten, und jene für den Staat beftimmen.. Daß auch in biefer 
Modification nicht alle Unrichtigkeiten befeitigt werden, weldye aus der Gleich 
Rellung fundirten und wumfundirten Einkommens entftehen, jehen wir voll 
foınmen ein. Aber der Vorſchlag ift immerhin, wie uns fcheinen will, von den 
gegebenen Modalitäten der denkbar beſte. Daß aber die Vermögenäfteuer vor 
allen anderen die Oualificationen einer Staatöfteuer an ſich trage, ift uns eine 
ausgemachte Sache. Alles das nämlich, was der Eintommenfteuer jo gefährlich 
wird, fobald fie die Dienfte einer Staatsahgabe verrichten ſoll, wird bei der Ver⸗ 
mögenöfteuer zur Stütze. Da man fi im Staatöleben nie auf die Imitiative 
der Steuerpflichtigen wird ganz verlaffen können, fo wird man auf bie ſelbſtändige 
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Action der Berwaltung nicht verzichten fünnen, noch wollen, wird man alle jr 
nächft auch das Syſtem ver Einſchätzung nicht aufgeben. Diele kann aber str: 
viel Gefahr bei einer Bermögensfteuer geſchehen; die Bermögensverhältnifie fe: 
viel conftanter, als das Einfommen; das Bedürfniß, individuellen Berbilmi:: 
nachzugehen, tritt faft ganz zurüd und — ein immenjer Bortheil — man k: 
e8 mit einer weit Meinern Zahl von ſeßhaften Perfonen zu thun, ſobal. 
was wir als jelbitverftändlich vworaudfegen, die ganz kleinen Erſparniſſe ır 
Borräthe fteuerfrei find. Aber diefe Vermögensſteuer muß nicht progreifio icı. 
fondern proportional, und e8 müſſen Elaffen mit feften Beiträgen oder Sim: 
beftimmt werben, deren Höhe von der niederften, in der Claſſe aufgenommar 
Ziffer aus beftimmt iſt. Materiell ıft ja die Bermögensfteuer auch eine Er 
fommenfteuer. Ste hat aber endlich noch den Bortbeil, daß das Gteurrekk: 
jih nur im Verlaufe größerer Zeiträume verändert, und zwar, Alles in We 
genommen, nie zurüdgebt, fondern eine fleine Vermehrung erfährt. Die ma 
Vermögenszunahme möchte jo ziemlich der Vermehrung des Staatsberärfus, 
entiprechen. Vielleicht fommt auch ihr, wenngleih vom Nettovermögen erhoben, * 





eheſten die Fähigkeit zu, den Uebergang von der Ertrags- zur Perfonalkefinens 
zu vermitteln. 

Und nun nur noch eine allgemeine Bemerkung. Man wird aus dem: 
gehenden Leicht entnehmen und ed ald einen Mangel bezeichnen, daß midt 2: 
erfonen eine directe Staatöftener entrichten, daß alfo — wie man zu folk 

pflegt — das Gefühl der Staatözugehörigfeit niht überall lebendig erhalten we: 
. Wir fir unferen Theil können die Richtigfeit des Schluffes nicht zugeben £: 
lange nämlich Vertbeilungd- und Verbrauchöfteuern erhoben werden — und \: 
wird wohl auf viele Jahre hinaus der Ball fein —, jo lange entgeht nicht ler 
Jemand feiner Pflicht gegen das Allgemeine. Diateriell fommt es aber auf ec: 
beraus, ob ich die Steuer in biefer oder jener Form zahle, ſobald nur x 
Zotalbetrag der gleiche if. Für den Staat alfo ift die Form Nebenjade, cr 
richtiger, Mittel zum Zweck; für den Bürger ift fie Hauptſache und beſtimmende 
Moment. Wer mit der einen oder der andern Form aufräumen, oder mr F 
für Jeden obligatoriſch erflären will, bat entweder feine klare Einficht von 
Sade, oder er heuchelt Begeifterung für allgemeine Steuerzahlung und Ziaar 
wohl, während er weiß, oder doch wiſſen follte, daß von den Verbranchsſter 
die Reichen, und von den directen Steuern die Armen nicht oder nur unvollleme: 
erfaßt werden, daß aber jedenfalls dem Staate felbft mit derartigen F 
finuationen am wenigften gedient iſt. 

Wir fallen die Refultate der Unterfuhung in wenigen Sägen zufamz: 

1) Unter den Aufgaben der Gemeindeverwaltung befindet ſich mr t= 

kleine Minderzahl, welche man als die fpecifilche Folge des gebrängten 2. 
ſammenwohnens bezeichnen kann — die Sorge für Wege, Luft, Licht, Kur 
und Eanität, — und wofür jene mit befondern Mitteln auszurüften Berir 
ft. Aber es kommt der Gemeinde zu ftatten, daß dieſe Gegenftände — obide: 
Dinge von allgemeiner Unentbehrlichleit — zugleid Object des Luxus umd c=3 
ungleihen Claſſenbedürfniſſes find; fie kann alſo das letztere dem allgemar“. 
Intereife dienftbar machen. | 
2) Wo aber auch diefe Beſonderheiten nicht beftehen, ift es diefen Gemein: 
aufgaben eigenthümlich, daß fie nit an jährlich in gleicher Höhe nothwerd 
werdende Ausgaben gebunden find. Manche bedingen nur eine einmalige bed— 
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de Anlage, andere können auf gelegenere Zeiten verfchoben werden, und im 
Innen hängt der Umfang der Gemeindeaufgaben weſentlich von der wirthichaft- 
ben Lage umd den allgemeinen Bebürfniffen der Gemeindeeinwohner ab. 

3) Ber der Geſetzgebung muß jeweilen auf das Bedurfniß von Staat und 
kmeinde und auf die möglichen Mittel zu deren Befriedigung gefehen werben. 

4) Bon den verfchtevenen Steuerformen fcheint die progreifive Einfommen- 
ner jenen Aufgaben der (ftäbtiichen) Gemeindeverwaltung am nächften verwandt 
: fan; diefe Annahme wird auch durch die Gefchichte des Steuerwefens be- 
tigt, | 

5) Indem der Staat die Einlommenfteuer den Gemeinden überläßt, forgt 
nm inſoweit für möglichſte Gleichmäßigkeit, daß er ein gewifies Minimum 
uerfreien Einfommen® und den Höcftbetrag des unter normalen Umftänden 
laubten Procentſatzes der Befteuerung angiebt, auch die allgemeinen Gefichts- 
alte der Erhebung zc. geſetzlich feftitellt. 

6) Im denjenigen Rändern, wo bisher der Staat eine ſog. Einkommen⸗ 
ver bezogen bat, werden ibm die bisher von den Gemeinden bezogenen Ber- 
uhöfteuern überlaſſen: er felbft Iegt eine allgemeine Bermögensfteuer nach 
a Grundſatz der Proportisnalität und der amtlihen Einſchätzung an. 

7) Kleinere Gemeinden dürfen ficy für ihre Bedürfniſſe anftatt einer (regref- 
en) Einfommenfteuer für Zuſchläge zu der ftaatlichen Vermögenöfteuer ent- 
den; Gleiches gilt, neben zuläljigen gemeindeweilen Umlagen im Gegenfag 
agener Steuerhobeit für die größeren Verwaltungskreiſe und Provinzen. 
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Mittheilung über die eljaiz - lothringifchen Gemeinde- 
finanzen nad) dem Stande von 1872, 


gemacht vom Herrn Oberregierungsratb Met 


in der Sigung der ſtaatswiſſenſchaftlichen Gefellihaft 
in Straßburg, 15. April 1875. 


Meine Herren ! 
Ich beabfihtige Ihnen Einiges über die Yinanzverhältniffe Der Gemeinden 
in Eifaß-Lotbringen mitzutheilen. Die ftatiftiichen Angaben, welche ich hiebei 
werde, gründen fih auf Auszüge aus den Gemeinderechnungen vom 
Jahre 1872 infoweit, al8 dieſe eingefandt waren. Yür diejenigen Yandestheile, 
von welchen die Auszüge noch nicht eingegangen waren, oder für melde die 
Zufammenftellungen noch nicht angefertigt werben konnten, find die Angaben des 
Berichtes über die finanzielle Tage der Gemeinden Frankreichs benutzt worden, 
welchen der Minifter des Innern 1869 an den Kaifer Napoleon erftattet hat 2). 
Wenn hiernach die ab foluten Zahlen auch nicht ganz den wirklichen Berbältnifien 
des Jahres 1872 entiprechen, fo find die Abweichungen doch nicht To bedeutend, 
daß fie auf die Richtigkeit der relativen Zahlen, auf melde e8 für meinen heu⸗ 
oem ze vorzugsweile ankommen wird, eine erbeblihe Einwirkung üben 
nnen ?). 
Ich will zunächſt einen Ueberblid über die Ausgaben geben und dann eine 
Darftellung der Mittel zur Dedung derſelben anfchließen. 
Drer Geſammtbetrag der ordentlichen Ausgaben, welche ich ausſchließlich 
un Betracht ziehen werde, — beläuft fih auf 18,422,659,94 Fr. und kommt 54,5 
p&t. der orbentlichen Ausgaben des Landes gleich, weldye nach dem Landeshaus- 
baltsetat für 1874 auf rund 33,810,000 Fr. ſich beliefen; es ift mithin eine 
ehr bedentende Summe der Verwaltung der Gemeindebehörden anvertraut. 
Diefer Gefammtbetrag der Ausgaben vertheilt ſich in folgender Weiſe auf 
die einzelnen Gegenftände der Gemeinbeverwaltung : 


1) Rapport à Sa Majeste sur la situation finaneiere des communes de la 
France 1868. Paris 1870. 

9 Da ingwifchen die fehlenden —— aus den Gemeinderechnungen eingegangen 
find, fo enthalten die am Schuſſe dieſer Mittheilung gegebenen Tabellen bie Gemeinbes 
Einnahmen und Ausgaben für das Jahr 1872. 

16* 
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1) Die Verwaltungstoften, ſowohl perſönliche wie ſächliche 
Ausgaben, die Vergütungen des Gemeinderechnungsführers für 
Erhebung der Gemeindeabgaben, die Koften ber Verwaltung 

des Octrois, die Penfionen an Gemeindebeamten erfordern ca. 13,87 ' 
ber Gemeindeaußgaben. 

2) Die Koften der Bolizer und Feuerwehr nehmen . . 722°, 
in Anſpruch. 

3) Die Unterhaltung der Öemeindegebäude, die Straßen- 
beleuchtung, der Unterhalt des Straßenpflafters, die Koften ber 


Straßenreinigung  . . 13,25 °. 
4) für die D wirthſchaftung der Gemeindewaldungen werden 

ausgegeben. ...10,02 . 
5) Für Armenweien. . .. 1 TR 
6) Für Cultusangelegenheiten ... 4334 
7) Fuür den öffentlichehn Unterridt . . 2 2 2 2 en. 2. 
8) Für Bicinalwege . . ... aa 
9) Für Abgaben vom Gemeindegrundeigenthum en 7: 
10) Außerdem betragen verſchiedene andere Aus gaben. . .6,16° 


- Diefe Ueberficht zeigt, daß den relativ größten Theil fãmmilicher Au: 
gaben die Koſten des Unterrichtsweſens hinwegnehmen, dann folgen in ungeei 
gleicher Höhe die allgemeinen Berwaltungstoften und die Ausgaben für Sianıl: 
wege, ſowie die Koften des Unterhalte® der Gemeindegebäude, Dann der Bil 
dungen und die Abgaben vom Gemeindeeigentbum. Alle diefe Ausgaben erferden 
etwa 80 °/, der Öefammtausgaben, fo daß für alle übrigen Ausgaben 20 
übrig bleiben. 

Um ein Urtheil darüber zu gewinnen, wie dieſe Ausgaben zu denn tz 
Gemeinden in anderen Ländern fich verhalten, mögen bier einzelne Bergleiduns“ 
folgen. Dieſelben müflen auf wenige Ausgaben ſich beichränfen, weil die ſpärlide 
Beröffentlihungen über die Gemeindefinangen, welche überhaupt vorhanden FE fer. 
nur Die Zahlen ohne die erforderlichen Erläuterungen über die Bee: 
tung der Zwede, für welche fie gemacht werben, geben, bloße Zahlen oho 
Kenntniß der, mit den betreffenden Ausgaben im Zuſammenhange ſtehendr 
geſetzlichen Veſtimmungen und Einrichtungen aber leicht zu falſchen Schluß: 
führen können. Wenn man z. B. findet, daß in Elfaß-Lothringen die Culti 
außgaben 3,54 %/, ber Gemeindeausgaben ausmachen, im früheren Kurfürer- 
thum Heſſen aber nur 2,3 %, fo wurde einen Schluß daraus zu ziehen, de’ 
wirflid aus den Gemeinden bier weniger gezahlt wird als dort, wicht richtig kei 

In Elfaß-Lothringen beitehen 3.8. weder Gebühren für die Amtshandlun? 
der Geiftlihen noch fonftige Abgaben, welche die Gemeindeglieder direct au di 
Geiftlihen, zu entrichten haben, in Kurheſſen Dagegen wurden meben den a 
wähnten 2 Procent der Gemeindeausgaben mit 44,546 Rthlm. noch 51,2%: 
Rthlr. an Gebühren, 19,725 Rthlr. an Natıreolabgaben von ben Gem 
gliedern evangeliſcher Confeſſion an ihre Geiſtlichen entrichtet. Thatſöchlich fr 
alfo die Gemeinden in Kurkeffen mit Cultusausgaben ungleich höher belaſter c* 
u un Lothringen. Aehnlich verhält es ſich mit anderen Ausgaben. 

ch babe dieſes Beifpiel nur angeführt, um zu zeigen, wie vorfichtig mus 
bei * ———— der ſtatiſtiſchen Nachweiſe über die Ausgaben der Samt 
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den und in gleiher Weife aud des Staates fein muß. “Die durch die Ge— 
meinberechnung laufenden Auögaben betragen für d den 8 Kopf der Bevölkerung in 


Elſaß Lothringen . .. 132,14 Fr. 
nm Badennn. 11232,50, 
in Kurheſſen 8,8. 


Die Bermaltungsausgaben der turheſſiſchen Gemeinden 1) nahmen genaut wie 
in Elfaß-Lothringen 13 %, in Anſpruch, in Baden 81, %; fir Unterricht 
und Cultus verwendeten die badijchen Gemeinden 9.22, die kurheſſiſchen 11.6 %,, 
während beide Ausgaben in Eljaß-Lothringen 27,54 %/, erfordem. Für Vici⸗ 
nalwege wurden in Baden 10 %,, in Stfoß- Lothringen 12,24 9/, ausgegeben; 
ın Kurheſſen beliefen fie fih auf etwa 7 %,, wozu aber dann noch Frohnden 
bis zu 14 Tagen kommen, während in Eljaß⸗ Lothringen die Marimaldienft- 
leiftung A Tage beträgt. 

Zur Dedung der ordentlichen Ausgaben des Jahres 1872 bienten Die or- 
dentlichen Einnahmen mit 19,540,499,17 Fr., welde alſo einen Ueberſchuß von 
ca. 1,117,800 Fr. ergaben. 

Die Einnahmen wurden entnommen: 

1) den Revenüen aus dem Gemeindevermögen, nämlich) dem 
Ertrag der Immobilien mit Einfchluß der Waldungen, und den Binjen 
des Capitalvermögens, welde etwa 58,12 °/, aller Einnahmen, alfo mehr 

- als die Hälfte derjelben abwerfen; 


2) dem Ertrag des Detroiß mt . - > 2 202000001233 % 
3) dem Ertrag des Schulgeldes mit . . . . 3,03 % 
4) dem Gelpäguivalent für die Gropnleitungen vum Vici⸗ 

nalwegebau mit . . . .10,33 % 
5) dem Ertrag der Hundefteuer mit .  ..6074% 
6) aus verschiedenen Pleineren Einnahmen, als vom Ver⸗ 

kauf von Grabrlätzen auf den Todtenhöfen u. ſ. w.. 2,63 0/ 
7) aus Subventionen, welche das Land und Die € Depante 

ments gewährten mit . . . 3,81 9% 

endlich 

8) aus Directen Abgaben mit . . . . 904 % 


Addirt man vie Einnahmen aus Den directen Abgaben und aus dem Octroi 
zuſammen, fo ergiebt fih, daß 4,169,312,64 Fr. an Gemeindefteuern gezahlt 
wurden. Diefer Betrag fommt 314,5 9, der birecten Staatöfteuer gleich und 
beträgt für den Kopf der Bevölkerung 2,75 Fr. Im Baden famen 1861 2.6 
Gr. Umlagen und 0.2 Er. Berbrauchäfteuern auf den Kopf der Bevölkerung, 
in Weftphalen 1857 30 Sgr. pro Kopf; in Sachſen 1857 38 Sgr. pro Kopf. 
Die Belaftung der letzteren mit folden Abgaben war alfo nahezu gleich. Da - 
die Gemeindeabgaben bei fteigendem Bedarf des Gemeintehaushaltes in ſtärkerem 
Maße herangezogen werden, fo bietet die Art und Weile der Bertheilung ber: 
felben auf vie Gemeindeangehörigen en fr einen Jeden, welcher feinen Geldbeutel 
zu diefem Zwecke ziehen muß, beſonderes Interefie. Ich erlaube mir deshalb, 

auf Die Gemeindefteuern näher einzugeben. 

Das Detroi ıft eine Abgabe, welche auf Gegenftände des localen Ber: 


Beat „Red, Statiſtiſche Beſchreibung des Regierungsbezirks Cafſel. Kaffel 
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brauchs gelegt iſt. ‘Die geſetzlichen Beftimmungen, welche gegenwärtig das Octrei 
regeln, finden ſich hauptſächlich in der Ordonnanz vom 9. Dezember 1814, 
dem Geſetz vom 28. April 1816, dem Geſetz vom 18. Juli 1837 und dem 
Gefeg vom 24. Yuli 1867, dem Decret vom 12. Februar 1870 u. |. w. Ti 
Einrichtung des Octrois wird in der Hegel nur Orten mit mehr als 4000 
Einwohnern geftattet, jedoch giebt e8 von diefer Hegel zahlreiche Ausnahmen 

In Eljaß-Lothringen wird Octroi von 26 Gemeinden erhoben, unter wi; 
hen fih drei Städte mit mehr als 50,000 Einwohnern, 2 mit mehr als 
10,000, 7 mit mehr als 4000 und bie übrigen 14 mit weniger als 400 
Einwohnern befinden. Darunter ift Weiler mit nur 1138 Eimwoßnern. - Die 
Einnabmen aus dem Octroi werden als ordentliche betrachtet, und es bürkes 
Deshalb außerordentliche Ausgaben nicht durch Erhöhung des Octrois ge 
dedt werben. Ueber den Betrag der Auflage ift nur die allgemeine, einer ik: 
weiten Auslegung fähige Beſtimmung gegeben, daß er im Berhältnifle zur. 
Werthe der befteuerten Gegenflände ftehen fol. Es liegt alfo ganz in der Kan 
der Behörden, ein großes oder ein Meines Verhältniß feftzufegen. Sehr mit 
und zwedmäßig ift die Beftimmung, daß die Auflage fletö in gleicher Höhe ar 
die innerhalb der Gemeinde producirten, wie auf die von Außen eingeführte 
Gegenſtände gelegt werben fol. Ohne dieſe Beftunmung wilrde das cm 
Kit zu einem Schutzoll der Production innerhalb der Gemeinde ausarte 

nnen. 

Ausgefchloffen von der Heranziehung vom Octroi find nur wenige Gegen: 
fände, als gewiſſe Militatrbebürfniffe, die gebrudten Papiere der Regiermz 
Arzneien und gewiſſe Sorten von Obft. Die Zahl der Gegenftände, welde der 
Octroi unterworfen werben können, ift mithin faft zahllos. In Straßburg fr! 
3. B. befteuert: Wein, Obftwein, reiner Altohol, Eifig, Bier, alles Sclat:: 
vieh, von auswärts eingeführtes Fleiſch, Wildpret, Geflügel, Trüffeln, und x 
trüffelte® Geflügel, Seefilhe, Auftern, Eßtrauben, Heu, Strob, Hafer, Brendel. 
Sieintohlen ‚ Con, Torf, Holzkohlen, Wachskerzen, Lichter, neue Schreinct 
arbeiten. 

Der Ertrag des Octroi in den ſechsundzwanzig Gemeinden ergiebt % 
Summe von 2,404,490,08 Franke, von welchen auf den Kopf der Beoöllene: 
durdichnittlih 8,5 Franks entfallen; in Straßburg flieg er auf etwa 12.3 °.. 
in Lauterburg ſank er auf 0,55 Franken. 

Die directen Abgaben merben in Form von Zufchlägen zu ben Staat 
ftenern erhoben, mit alleiniger Ausnahme der Patentfteuerantheile. Die Zuislix 
werden im Berhältnig vom Centimen zum Franken, oder was daflelbe ausdrüf. 
nad Procenten der Staatöfteuern zugleich mit diefen erhoben. Man bezeio 
die Gemeindefteuern deshalb auch als „Eentimes' und fpricht, je nach der Beſir 
mung der Zuſchläge von Additional-, Special: und ertraordinären Gentimzt. 
Die Additional-Centimes werden mit 5 Centimes jährlih zu Gunften aller & 
meinden von der Grund-, Perjonal- und Mobiliarfteuer erhoben und bilden = 
jo fern eine regelmäßige Einnahme aller Gemeinden, als fie dieſen jährle 
zugewieſen werben, wenn nicht eine Gemeinde ausdrücllich erflärt, fie bebärt 
diefer Einnahme nit. Der Ertrag ift zur Verwendung für alle Gemeint 
außgaben beftimmt, welche aus ven regelmäßigen Ginnahmen der de 
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meinden nicht gebedit werben Eönnen. Diefe fünf Centimes lieferten 1872 vie 
Summe von 354, 551,69 Fr. Durch diefe allgemeine Beſtimmung zur Dedung 
eines Deficits bei ben gefammten Ausgaben unterſcheidet ſich diefe Abgabe von 
ben Special-Centimes, welde ſtets nur fiir diejenigen Zwecdde verwendet 
werben dürfe, fir welche fie geieglich beftimmt find. Solde Special⸗Centimes find 
geſeblich zugelafien : 

1) zur Dedung der Koften des BVolreſchulweſens brei Cen⸗ 


times, 1872 . . .  239661,43 Fr. 
2) fir den Wegebau fünf "Eentimeg, 1872. 2... 478988,51 $r. 
3) fiir die Bezahlung der Felrhuter, 1877.... 461010,97 Fr. 
4) fir die Stenererhebungsfoften, 1872 . . . . 783648 Fr. 


dazu kommen noch 0,9 %/, der Patentfleuer, 1872 . 174405,98 Fr. 
welche aber nicht in Form eines Zuſchlags erhoben, fon- u 
bern von dem Gejammtbetrage ber Steuer abgezogen 


werben. 
5) bie Centimes zur Dedung des Deichs der obligetoriſchen 
und freiwilligen Ausgaben, 1872 .. . .. 466256,01 Fr. 


Neben diefen Zufchlägen dürfen von den Gemeinden auf Grund des Ge- 
ges vom 18. Juli 1866 zur Beitreitung freiwilliger „anögaben Zuſchlag⸗Cen⸗ 
mes bis zum Betrage von 20 Centimes erhoben wer 

Außerordentliche Centimes dürfen erhoben —— 

1) für das Volksſchulweſen nach dem Geſetz vom 16. April 1867, um die 
Unentgeltlichleit des Vollsſchulunterrichts berbeizufuhren. 
2) Weitere drei Centimes für den Wegeba 
3) Zuſchläge zur Beſtreitung der Gcultatin- Ausgaben, 
Die Steuern betrugen 1873: 


1) Grundſteuer een... 5.476.932 
2) Berfonal- und Mobiliarftener . ee 2202. 1.858.531 
3) Thür⸗ und Fenſterſtener .. 12763.647 
4) Batentftiuer . . rennen.» 2.095.104 
11.194.114 

ntbin belief fid: 
auf 1 %, der Grundfteuer nn 54.769 


auf 1 %, der Berfonal- und Mobiliarftener. ER 18.585 
auf 1 %, der Thür und Senflerfleur . . «20. 17.635 
auf 1 °/, ver Batentfteuer 0.0. ... 20.951 


Die fänmtlihen Centimes, welche Die Seneinden nad obigen Angaben 
ı Yahre 1872 zur Dedung der ordentlichen Ausgaben erhoben haben, be 
ufen ſich auf circa 1,900,000 Fr., weldher Betrag = 18 %, der gefammten 
recten Staatöfteuern entfpricht. 

Diefe Behandlung der directen Gemeindeſteuern als Zuſchläge zu ben 
recten Stantöfteuern bat die Befteuerung der ſaͤmmtlichen Stantöfteuerpflichtigen 
Gunſten der Gemeinde zur Folge. Der Steuerfuß iſt daher bei den directen 
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Gemeinveftenern der gleiche wie bei den directen Staatöfteuern, die Erkebumg 
erfolgt ebenfall® durch Staatsbeamte. ‘Die nothwendige Folge diefer Vechält⸗ 
niſſe iſt die Schwierigkeit für die Steuerzahler, einen richtigen Ueberbiid varüber 
zu erhalten, ob die Zunahme der Steuern dem Staat oder den Bezirken un 
Gemeinden zur Laft fällt, und es kommt dadurch häufig vor, daß der Stener- 
pflichtige die Erhöhung feiner Steuerguote auf Rechnung des Staates breit: 
während fie durch die Gemeindeausgaben hervorgerufen ifl. 

Außer den Zuſchlãgen zu den directen Staatöfteuern erheben die Gemeinder 
noch eine Reihe von directen Gemeindefteuern, wie die Hundefteuer md die u 
Geld ablösbaren perfönlichen Dienfte für den Bicinalmegebau und mehrere ander: 
unbedeutende Abgaben,’ veren fpecielle Erwähnmg nicht erforderlich if. 
| Die Befteuerung der Hunde ift den Gemeinden durch das Geſetz vom ?. 
Mai 1855 zuerkannt worden. Tie Steuer ſchwankt zwijchen zehn und eine 
Franken, je nach der Kategorie als Lurus:, Jagd⸗ oder Wachthunde, und wır! 
ohne Ausnahme von allen Hunden -erhoben 144140,87 Franken. 

Bon bejonderer Bedeutung ift die Berechtigung der Gemeinden an er 
bebung einer Wegebauftener in Form von Frohnden, deren Leiftung durch Fer 
abgelöft werben kann. Diefe Frohnden find thatjächlicy eine directe Staa, 
welde im Maximum von 4 Arbeitötagen von jedem Gemeindeeinmwohner, welt: 
das zwanzigfte Lebensjahr zurüdgelegt bat, erhoben wird. 

Wenn der Pflichtige nicht innerhalb einer beftimmten Frift erflär, daß ex jez 
Leiftung in Natur ausführen wolle, wird das Geldäquivalent ohne Weiteres erheber. 
und zwar nad einem Tarif, welchen der Generalratb, jest alſo Bezirksiag is 
jede einzelne Gattung von Frohnleiſtungen feftgeftellt Hat. Diefe Art ver Br 
ftimmung der Leiftungen bietet den Vortheil, daß jeder Einzelne wählen kanz 
ob er die Frohnden. „leiften oder ftatt derſelben das Gelväquivalent zahlen mi. 
In Frankreich kaufen ſich von einhundert Steuerpflichtigen durchſchnittlich dreiſe 
108 und fiebenzig leiften die Arbeit. Die Naturalleiftung wird ſtets in den Or 

enden überwiegen, in welchen die Arbeitskräfte nicht das ganze Jahr hinters 
hnende Beichäftigung finden, wo alfo vie Frohnpflichtigen über Arbeits: 
verfügen können, für melde fie eine andere vortheilhaftere Berwendung ni: 
finden. Hierin liegt der Vortheil einer zweckmäßigen Verwendung von Irebe 
leiftungen, welche aud in folden Gegenden die Herftellung ausgedehnter Kr: 
anlagen möglich machen, in weldhen Die Aufbringung ber erforderlichen Och 
mittel ganz untbunlih geweſen fein würde. “Die oft aufgeftellte Kar. 
daß die Leiſtung von’ Frohnden volkswirthſchaftlich nicht zu billigen fa zw: 
eine Verſchwendung vbn Arbeitskräften gegenüber der bezahlten Arbeit a: 
halte, ift nur dann richtig, wenn bie Arbeitöfräfte in anderer Weiſe lohnende 
verwerthet werben Fönnen. Wo dies nicht der Fall iſt, Liegt in der Verwenden 
der Frohnden nur ein Gewinn durch Ausnutzung brach liegender Arbeitätrift 

Dies find die Deittbeilungen, welche ich für heute über das Finanzweſen ie 
Gemeinde im Allgemeinen zu geben beabfichtige. Geſtatten fie mir, noch eamk 
Bemerkungen über die Gemeindeabgaben beizufügen, melde jedenfalls fpiter eimmd 
Hinfichtlich ihrer Beibehaltung einer Discufjion werben unterworfen werben. 

Die indivecte Steuer, das Octroi, wirb principiell faſt von Beiner Ser 
mehr vertheidigt, die Vortbeile, daß es mit fleigendem Wohlftande einen eigenes 
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Ertrag abwirft, daß es in fleinen Beträgen und in unmerkbarer Weife entrichtet 
wird, Feine Steuernachlüſſe erforderiich macht, Iaffen ſich zwar nicht beftreiten, 
aber die Berfehröftörungen, weldye mit der Erhebung nothwendig verbunden find, 
die Bertheuerung der nothwendigen Lebensbedürfniſſe, welde die niedere Volis- 
claffe unverhältnigmäßig ſtark trifft, und dadurch den Conſum bejchräntt, 
auch den Arbeitslohn fteigert und dadurch die Induſtrie benachtheiligt, werben 
maft als überwiegend angeſehen. In Berüdfichtigung dieſer Nachtheile 
haben auch in Frankreich ſich gewichtige Stimmen für die Abſchaffung ausge- 
Iprodyen, und in Belgien ift es fogar mit bebeutenden Opfern der Staatscaſſe 
bejeitigt worden. Auch in Elfaß- Lothringen wird meines Erachtens bei einer 
Acnderung der Gemeinde⸗Geſetzgebung die Trage, ob das Octroi beizubehalten 
fei, zur Erörterung kommen. Da die Erhebung diefer Abgabe faft nur für 
größere Städte einen erheblichen Extrag abwirft, jo wird von einer Ausdehnung 
derfelben abzuſehen —* Die plötzliche Abſchaffung aller Auflagen würde meines 
Erachtens bei allen jolchen Gegenftänden, welche nicht durch genügende Concurrenz 
auf ihr natürliches Preisniveau herabgebrüdt werben können, feine Preisminde⸗ 
rung zur Folge Haben, alfo durch die als Erſatz des Octrois nothwendigen 
Steuern eine Doppelbelaftung der Gemeinde-Einmohner herbeiführen. Die Er⸗ 
fahrung Bat dies z. B. in Paris gezeigt. Die Derrete vom 18. und 24. April 
1848 heben die Oxctroibefteuerung des Fleiſches auf, aber ſchon am 30. Auguft 
defielben Jahres wurde fie wieder eingeführt, weil die Stadt in der Zwiſchen⸗ 
zeit mehr als 5.000.000 Fred. eingebüßt hatte, die Fleiſchpreiſe aber nicht ge- 
Tunfen waren. Alle diejenigen Gegenftände, weldye im eigentlichen Handel ver- 
trieben werben, können Dagegen fofort vom Octroi befreit werben. 

Bei den Directen Steuern kommen welentlich zwei Fragen in Betracht, 
die Spectalifirung der Abgaben für beftimmte Zwecke und die Erhebung mittelft 
Zufhlägen zu den Staatsſteuern. Die Epecialijirung der Steuern nad ben 
einzelnen Sweden, für welde fie erhoben werden, aljo 3 Gentimed fir den 
Wegebau, 5 für das Unterrichtöweien u. |. w., führt zmar den Bortheil mit 
fih, daß fie eine übermäßige Belaftung der Gemeinden mit Ausgaben für ein= 
jelne Zwecke verhindert, fie beengt aber auf der anderen Seite die Gemeinde 
verwaltung in einer unangemeflenen Weile, indem fie eine Vermehrung der 
eutiprechenven Ausgaben nach dem augenblicklichen Bedürfniß erſchwert. Ebenſo 
if fie für die Staatverwaltung unbequem. Wenn man bei Vermehrung ber 
obligatorifchen Ausgaben der Gemeinden, 3. B. für Schulzwede, nicht auch fo- 
fort die Special Centimes erhöht, fo kommt man leicht zu dem Refultat, daß 
die Gemeindemittel für diefen Zweck nicht ausreichen und dann durch Zuſchüſſe 
aus Staatsmitteln ergänzt werden müſſen. Einfacher als dieſe Specialifirung 
der Abgaben für die einzelnen Zwecke, fcheint e8, wenn die Gemeinden freie 
Hand bekommen zur Erhebung von Gemeindeabgaben in beliebigen Beträgen, 
wie dies auch in Deutſchland meift der Fall if. Mean wird nothwendig auf 
diefen Weg kommen, wenn man etwa auch das Syſtem der Zuſchläge zu ben 
Staatsſteuern ganz fallen laſſen und den Gemeinden die Einführung von eigenen 

eindeftenern, deren Umlagefuß und Erhebungsmodus unabhängig von ben 
Borfehriften über die Staatsſteuern von den Gemeinden feftgefegt werden kann, 
überlaffen würde. Welche von beiden Arten der Steuererhebung, Gemeinde 
Reuer-Zufhläge zu den Staatsſteuern oder felbftändige Gemeindeſteuern vor: 
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zuziehen ſeien, darüber geben bie Auſichten erheblich auseinander, je naddan 
man die Aufg abe der Gemeinde enger oder weiter auffaßt. So bat ak 
IX. voltewirtbfehaftlice Congreß zu Hamburg ſich dahin unögefpuden, daß: 

1) bei der weſentlichen Verſchiedenheit der Zwecke des Staates und ver Gt 
meinde eine Identificirung der Staats⸗- und Gemeindebeſteuerung nicht gerek 
fertigt, vielmehr 

2) Princip und Vertheilungsmaßftab der erforderlichen Gemeindeſtene 
hauptſächlich abhängig von dem Zwede, fir welchen bie betreffende Steuer de 
wendet wird, fo daß 

3) ın Stadtgemeinden ber ſtädtiſche, in Landgemeinden der lãndliche Gm 
beſitz zur Beſteuerung heranzuziehen, im Uebrigen aber die Regelung ber jur: 
in jevem concreten alle von den befonderen Iocalen Berbältnifien und er 
nifjen abhängig zu maden fei!). 

Andere dagegen weiſen der politifchen Gemeinde nicht eine ganz andere Ar’. 
gabe ald dem Staate zu, die Gemeinde habe vielmehr die Staatsaufgahe ur 
weit zu Idfen, als dieſelbe örtlicher Natur iſt, und mit den Mitteln der artlıh“ 
Gemeinſchaft ſich erreichen läßt. Die Gemeinden ſeien nicht die Repräfentenr 
eines örtlichen Verbandes, fondern tragen öffentliche Autorität. Wenn tk 
Grundanſchauung ridtig fei, dann falle auch die Confequenz aus der behaumez 
Verſchiedenheit der Staats⸗ und Gemeindeaufgabe hinfichtlid des Steuemie: 
es folge daraus, daß der angenommene principielle Unterfchied zwifchen Star: 
und Gemeinbebeftenerung ımbaltbar, die legtere im Allgemeinen nach den &ur! 
lägen der erfteren einzurichten fei. 

Ich felbft glaube, Daß das richtige in der Mitte beider Anfichten liegt Tr 
Gemeinde verfolgt Zwede, welche weit über die Interefien des Localen Berbunk: 
hinausgehen, wie Unterrichts⸗ ımd Gultußzwede, fie hat aber auf der ante 
Seite auch ſolche Aufgaben zu erfüllen, welde in erfter Linie aus dem Zufamer 
wohnen entipringen, wie Straßenbeleuchtung, geDiguß, Sicherung gegen IB: 
liche Naturereignifle, Straßenpflafterung u. |. w. Zur Aufbringung der Seite 
dieſer beiden Aufgaben ſcheint mir deshalb auch eine Combination des Print 
ber Staatöftenern mit beſonderen Gemeinbefteuern am zwedmäßigften. dir mer 
Zwecke läßt ſich innerhalb eines Fleinen Gemeindeweſens ein —— 
gerechterer Maßſtab der Vertheilung der Abgaben finden, als im einem mer 
Stantögebiete, in welchem ben Iocalen Verſchiedenheiten nicht Rechnung getror: 
werben Tann, welche vielmehr durch eine Durchſchnittsbeſtimmung foviel als tbunl 
—— werben muſſen. Für bie Beſteuerung der Gemeinden wird daher nz 

ach 
als Grundlage der Gemeindeabgaben dann einzutreten babe, wenn nahe © m 
beftimmte Zwecke beſondere Abgaben auf fatutariichen Wege feftgelent Tem 


— — — — — 


1) Der Staat Bat bie Verwirklichung bes Rechts⸗ und Mactichupeß, te & 
meinbe ift vorwiegend ein dtonomifcher Verband, ber ben Zmed Kat, durs Fe 
fammenwohnung und fonflige Gemeinſchaft bie Zwede der Stabtwirthkhaft 2 
Gewerbe) ober bie der Landwirthſchaft (Aderbau, Weinbau, BViehzucht) befter = 
fiherer zu erzeiihen, ais es tfolirten Inbivibuen oder Familien möglid wär 


















































Braun, in Fauchers Bierteljahrſchrift, Jahrgang 1866. II. Band ©. 5. 
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Auf diefem Wege läßt fich die Entſcheidung, welche Steuer für bie betreffende Ge⸗ 
neinde am vortheilhafteften ift und zugleich in gerechtefter Weile die Laften ver- 
hilt, am leichteften Löfen. Daß aber überall da, wo bie Gemeinde felbft bie 
effegung eines bejonderen Umlagefußes, fei es für alle Erhebungen oder filx 
eſtimmte Zwecke, nicht vornimmt, der Staatöfteuerfuß ergänzend anzumenben 
1, Tcheint mir aus der analogen Aufgabe des Staates und der Gemeinden zu 
gen, und fo ift die Frage, welde in der vorigen Verſammlung beiprocen 
orden ıft, nämlich die Einfommenfteuerfrage, auch fir die Gemeindeverwaltung 
on befonderer Wichtigkeit. Ich glaube deshalb, Daß die Frage der Gemeinbe- 
uern einen paflenden Anſchluß an die Diecuffion der vorigen Berfammlung 
eten wird, und fchließe daber Hiermit meine Mittheilungen. 
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Gutadten 
erftattet von Adolph Samter in Königsberg i./Pr. 


4 nn — 


Die Communalbeſteuerung ift eines ver Mittel, die in Anwendung ge- 
bracht werben müflen, um ben Anforderungen, welche Das Gemeindeleben, fpeciell 
der Gemeindehaushalt erhebt, entiprechen zu können. Weil die Communal- 
beftenerung nicht das einzige Mittel ift, welches den Zwecken bes Gemeinbe- 
Haushalts dient, fondern neben ihr noch andere zur Anwendung fommen und 
tommen müſſen, jo ift e8 unerläßlich, bei Betrachtung der Commimalbefteuerung 
diefe anderen Mittel nicht gänzlich unberücdfichtigt zu laſſen, wenn man nicht 
Gefahr Taufen will, der Communalbefteuerung einen zu weiten Spielraum 
einzuräumen. Die Communalbeſteuerung darf nicht Loßgelöft von den andern 
Quellen, aus benen der Gemeindehaushalt feinen Unterhalt fchöpft, betrachtet 
werben. 


Die Gemeinden können ſich die erforderlichen Unterhaltmittel in folgender 
Weiſe beichaffen: 1. durch eigenes Belisthum, deſſen Erträge zu den Ge- 
meindeausgaben verwandt werben können; 2. durch eigene wirthſchaftliche 
Thätigkeit, deren Ergebniffe dem Gemeindehaushalt zu Gute fommen; 3. durch 
Veiträge von den Intereffenten, welche Leiftungen von der Gemeinde empfangen ; 
4. Steuerbeiträge jeitend der Gemeindemitglieder. In einem georoneten Ge- 
meinwefen werben ohne Frage alle vier Factoren zur Mitwirkung kommen, und 
es ift von vornherein von der größten Wichtigkeit, daß nicht nur alle vier Fac— 
toren überhaupt zur Mitwirkung gezogen werden, fondern daß dieſes auch in 
einem angemeflenen Berbältniß hefehiebt; jedenfalls ift es unzuläffig, daß bie 
Gemeinden in Bezug auf ihre Ausgaben lediglich auf Steuerbeträge ber 
Bürger angewiefen werben, und die anderen Hülfsquellen als nebenfächlich be- 
trachtet und behandelt werben. 


Gleich da8 Gemeindeeigenthum erfcheint von der allergrößten Be- 
deutung. In früheren Jahrhunderten fpielte dafjelbe bekanntlich eine fehr große 
Rolle; erft als das Privateigenthum immer mehr Boden gewann, zerbrödelte 
das Gemeindeeigentbum. Dean glaubte, das Gemeinde (wie Staats-) Leben 
lediglich auf die Kraft, alfo auf dem Boden des Staatshaushalts auf die Bei: 
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träge der Bürger verweilen zu können und zu müſſen, und bewirkte Ihlehlıt 
dadurch, daß die Gemeinden in der That zu einer Art Broletarierleben verur 
tbeilt, d. 5 von der Hand in den Mund zu leben gezwungen wurden, wen: 
nicht gar, was in der That vielfach geihab, ver fchlummere Fall eintrat, dei 
fie friſchweg Schulden machten, und Dadurd einen Theil ihrer Ausgaben beiten. — 
Was fir die Einzelnen gilt, ift in dieſer Beziehung auch maßgebend für dr 
Gemeinden. Wie weit auch der Einzelne in Bezug auf feine Einnahmen ii 
auf feine perfönliche Thätigkeit verlaffen mag, eine geficyerte Eriftenz bat er er: 
wenn er ein gewiſſes Beſitzthum fein eigen nennt. Derjelbe Unterſchied, da 
zusifchen Beſitzloſen und Befigenden obwaltet, macht ji auch bei der Gemerd 
mit und obne Eigenthum geltend, eine Gemeinde ohne Gemeinbeiigenx- 
erfcheint won vornherein auf ımfiheren Boden geftelt. Wenn auch di ir: 
äußerung des Gemeindeeigentbum® im engen Zuſammenhange mit der gelun: 
ten Zeitſtrömung der legten Jahrhunderte ſteht, fo bleibt Die Entäußerung x 
Gemeinden von Eigenthum, die wir mehr oder minder überall zu cmiuz- 
haben, nichtöpeftomeniger beflagenswertb, und indem fich „glüdlicherweik ex. 
andere Zeitfirömung Bahn zu brechen jucht, und die Wichtigkeit ja Nothwende 
fett von Gemeindeeigentihum zur Anerkennung gelangt, läßt fib im Ausis 
nehmen, daß die Gemeinden darauf bedacht fein werden, wieder Eigenthun : 
fih zu bringen. Die Communalbefteuerung wird hierdurch weſentlich be: 
fiußt werben. 

Nicht minder wichtig ift die eigene wirthichaftliche Thätigleit der Gewen 
welche für den Gemeindehaushalt von weitreihender Yebeutung werden frz 
Auch Hier haben die Zeitanfchauungen einen großen Einfluß geübt. Es »- 
und gilt vielfeitig noch als umumftößliches Artom, die Gemeinden (mie der Star 
bürfen „feine Geſchäfte“ machen; aber auch bier haben fich Die Berbältnifie = 
erwielen al8 Theorien, die nur -fehr bebimgt richtig find. Wo beiſpielede 
es angezeigt ſchien, daß Die Gemeinden Gasanftalten und Waſſerleitumgen KH 
anlegten, da ift e8 nicht allein vielfältig geichehen, fondern auch gemeinba = 
einem durchaus günftigen Erfolge für den Stadtſäckel. Es läßt fi aud Ike: 
abfehen, weshalb man dergleichen Unternehnumgen durchaus Privat: (Unz- 
Geſellſchaften überlafien ſoll, welchen die Gemeinden tributpflichtig werden V 
ericheint dieſes um fo unzuläffiger, als die Xctiengejellicbaften fi mır ums 
d. h. rentable, Unternehmungen bewerben, während die finanziell ungünine 
zum allgemeinen Beften den Gemeinden überlafien bleiben. Dieks ik 
nichtö weniger als haltbar. Berlangt man, daß Unternehmungen, ti 
Gemeindeinterefie liegen, von Den Gemeinden ius Werk gelegt werben, ch: 
ihre Rentabilität in Frage fteht, jo darf man nicht die für dad Gemeindente® 
erforderlichen Unternehmungen, welche rentable find, principiell ber privat 
ſchaftlichen Thätigkeit überweifen, alfo den Gemeinden entziehen. Die m 
meindeinterefie in Leben zu rufenden Unternehmungen find zumal in den & 
größer und für den Gemeindehausbalt wichtiger, als man gewöhnlich ame“ 
Der Oasanftalten und der Wafferleitungen ift bereitS gedacht; es fein noc 
bie größeren Städte der Pferdeeifenbabnen und Omnibuslinten erwähnt, 
fih recht eigentlich für ftädtifche Unternehmungen eignen, und für diefelbe: 
finanziell vortheilhaft fein dürften. Ebenfo wie mit der Anſchauung gek 
werden muß, daß alles Eigenthum in die Hände von Privaten überzugeben 
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ebenfo muß man die Anficht aufgeben, daß nur die private, nicht auch bie 
gemeinwirtbichaftliche Thätigkeit am Plage fei. — 

Mehr als durd eigenes Beſitzthum und eigene wirthichaftliche Thätigkeit 
baben ſich die Gemeinden durch Beträge von den Intereſſenten für geleiftete 
Dienfte eine Einnahmequelle zu verſchaffen geſucht; hierzu gehören die Einnahmen 
für Schulgelver, in Städten für Benugung : der HandelSanftalten, der Kranken⸗ 
bäufer, für Leiftungen an den Staat (Einquartierung) u. |. w. Es iſt im 
Weſen des Gemeindelebens begründet, daß Peiftungen und Gegenleiftungen feiten® 
der Einzelnen (Oemeindemitgliever) und der Genoſſenſchaft (Gemeinde) nicht 
ftrenge miteinander abgemogen werben lönnen, wie e8 etwa im privatwirtbichaft- 
[hen Berfehre der Fall if. Man würde das Welen der Gemeinichaft, wie 
felhe in der Gemeinde zum Ausprud kommt, trogdem daß fie eine Zwangs⸗ 
gemeinschaft if, durchaus verkennen, wollte man die Forderung erheben, daß, 
was der Einzelne von dieſer Gemeinichaft erhält, nun auch — ziffernmäßig 
von ihm zu bezahlen wäre, mie es im Privatverkehr der Fall iſt. Die Ges 
meinde leiſtet ihren Mitgliedern im großen Ganzen — und beanfprucht von 
denfelben Leiftungen je nach den Kräften derjelben. Jedoch ſchließt viefe Leiftung 
ım Großen feiten® der Gemeinde nicht aus, daß nicht viele ihrer Leiftungen ſich 
gleihlam fpecialifiren, und aud im Einzelnen von Denjenigen, denen fie zu 
Gute fommen, vergütet werben können. Und wo und ſoweit dieſes der Fall ift, 
ft e8 durchaus angebracht, daß die Gemeinden für Specialleiftungen fi) be- 
fonder8 bezahlt machen. Die Gemeindeverwaltung bat zwei Klippen zu ver- 
meiden — für jede ihrer Leiftungen von den Betreffenden Gebühren zu erheben — 
und alle ihre Leiftungen zu Laften des allgemeinen Sädel zu gewähren. 

Je mehr die Gemeinden darauf bedacht find, das Gemeindeeigenthum 
auszudehnen, eine je fruchtbringendere Thätigfeit fie felbft entfalten auf dem 
Doden der Unternehmungen, welche das Gemeindeleben erfordert, je mehr fie im 
Auge behalten, daß für gewiſſe Leiftungen unmittelbar Erträge eingezogen werben 
innen, um jo mehr verengt fih die Communalbefteuerung?). 
Bevor man an die Frage herantritt, wie die Sommunalbefteuerung einzurichten 
fei, Hat man fidh die Frage vorzulegen, wie ift diefelbe auf das erforderliche 
Maß einzufchränten? Die vorhin berührten Gefichtepunfte haben hierauf eine 
wenn auch nur allgemeine Antwort ertheilt. Die Communalbefleuerung wird 
zwar immer in bedeutendem Umfange erforderlich fein, fie kann aber durch die 
angeführten Yactoren weſentlich eingelchräntt werben. 

Gleichſam als Vorfrage für die Commumnalbefteuerung wäre in Betracht 
zu zteben: Iſt ein befondered Communalfteuerweien nothwendig oder genügt das 
Syſtem von Zufchlägen fir die Staatsiteuern? Die Beantwortung diefer fpeciell 
vom Ausihuß des Vereins für Socialpolitit geftellten Frage wird mejentlich 
dadurch erleichtert, daß wir ein fo ausgebilvetes und weit verzweigtes Staats⸗ 


) In Königsberg, deſſen Stadthaushalt (1876) eine Einnahme von 2.224.637 M. 
aufweist, fließen bemfelben zu: 8.6 °/, aus dem Befittbum, 12.7 °/, au® ber gemein- 
wirthſchaftlichen Thätigleit (Sasanftalt, die im Ertraordinarium aufgeführt ift, nicht 
mitgerechnet), 15.4 %, aus Beiträgen der Intereffenten, und 63.3 %, aus Steuern. 
— betragen die Stenern 62.7 *, des Stadthaushalts, im preußiſchen Staat 
54.5 0/. 


17* 
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ſteuerſyſtem vor uns Haben, daß thatſüchlich für ein fpecifilh gea:: 
tete8 vom Staate fih abhebendes ECommunalfteuerweien keie 
Raum übrig zu fein ſcheint. Es werben naturgemäß nidt all: 
Steuern, welde der Staat ergebt, fih für die Eommune: 
braudbar ermweifen, aber die Communen werden kaum geeic- 
nete Steuern ausfindig maden, welde mit. aud der Stac’ 
bereits erhebt. Findet fih bier und da eine ren wie die Wohnung 
fteuer in Berlin, welche der Staat nicht auferlegt, To wird Diefe immer un 
eine für wenige Communen brauchbare Ausnahme fein; im großen Gazz: 
läßt das beftehe de Staatöfteuerfuftem ein beſonders geartetes Communaliviiz: 
nicht zu. Sollten gar Steuerkünftler weitere neue Steuern ausfindig mad 
welche der Staat nicht erhebt, und welcher fi die Communen bemittar 
Eönnen, fo wird man ihnen nur die Antwort zu ertbeilen haben: wir ehr 
Steuerforten genug, wir brauchen feine neuen Steuercategorien. Es fann x 
nur darum bandeln, das Steuerweſen zu vereinfachen, nicht aber daſſelbe, dee 
complicirt genug ıft, noch verwidelter zu geftalten.. 

Davon, neben den beftehenden (Staats⸗) Steuern neue für die Emm. 
ausfindig zu machen, muß alſo vorweg abgefehen werben, und Die oben ger: 
Frage wird nur dabin zu verftehen jein: follen Die Communen und ber ei: 
je befondere Steuern haben, mit anderen Worten, fol der Staat auf! 
Steuern, welde die Communen erheben, verzichten — oder ift es flatthaft, * 
der Staat und die Communen dieſelben Steuern erheben? Auch bier mei 
ſich fofort die Thatſache geltend, daß auf mande Steuern weder der Er: 
noch die Communen verzichten können; es ſei nur der Perſonalſteuem © 
kommen⸗, Claffenfteuern) gedacht, welche das weitaus größte Contingent wis 
Steuererträgniffen liefern, e8 Dürften fi immer nur vereinzelte Stan: 
findig machen laſſen, auf welche etwa der Staat verzichten kann, und meld 
Communen überwiefen werden fünnen, jo daß niemals von einem wirflt :' 
jonderen Communalfteuermejen zu ſprechen fein wird, ſondern höchſtens Tex: 
daß die Sommunal= und Staatöftenern in gewiſſen Calegorien ſich von ea 
abheben Können, und abzufondern fein werben. 

Principielle Gründe für eine Abjonderung gewiller Steuercatigir. 
von Commune und Staat werden ſich kaum ausfindig machen laſſen. Gkme:: 

. und Staat find an fi gleichgeartete Organismen, die fi) mehr quantitatr =’ 
qualitativ von einander unterſcheiden, und beren qualitativer Unterkhit = 
lediglich aus ihrer quantitativen Wirkjamkeit ergiebt. Der Staat baut id = 
den Gemeinden auf, er ift ein höheres Gebilde als die Iegteren, aber glei 
Fleiſch von ihrem Fleiſch; er birgt weiter wirkende, aber feine fremdartigen c. 
mente in fih. Die Seftaltungen des Staates finden fidy, wenn aud mar: 
fah nur als Embryo, bereit8 in den Gemeinden vor. Zumal bie gewmeimni:. | 
Ichaftlihen Seiten ihres Lebens und Ipeciell des Haushalts ericheinen als x” 
aus adäquat, und erfordern feine andere beſondere Geftaltung als bieer 
die durch den Umfang ihres Wirtungsfreifeg bedingt wird. (ine prince: 
Unterfdeidung der ©rmeinde vom Staat nad dieſer Richtung Hin erite: 
durchaus nicht am Plage, ja nicht einmal ftattbaft. 

Nur von Nüplihleitsrüdfichten aus läßt fich empfehlen, ge: 
Steuercategorien dem Staate zu entziehen, und ausſchließlich den Gemeinde: - 
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überlaffen, wie es ſich von felbft als Notbwendigkeit ergiebt, daß der Staat, 
der ein größeres Feld der Wirkſamkeit als die Gemeinde Kat, gewilfe Steuern 
erheben Tann, welche den Gemeinden durch ihr beichränftes Leben verichloffen 
ind. (Zölle von Waaren, die vom Auslande eingeführt werden.) E8 mag 
\efort hervorgehoben werden, daß dieſes — was aud) von gewiffer Seite vor⸗ 
geihlagen — leviglih die Grund- und Gebäubefteuer fein kann. Ob und bis 
wie weit fi) diefe Steuern als befonver® geeignet für die Communen erweifen, 
wird noch fpäter zur Erörterung fommen, bier handelt es fi zunächſt darum, 
zu unterfuchen, ob es fich eınpfieblt, fie ausjchlieglich den Gemeinden zu über: 
lafjen und demgemäß dem Staate zu entziehen. Tür die Gemeinden ift es unzweifel⸗ 
haft wünſchenswerth, daß ihnen beſtimmte Stener-Categorien überwiefen 
werden, och Tiegt es auf der Hand, daß vergleichen Fragen nicht vom einfeitigen 
Standpunkte der Gemeindeintereffen aus erledigt werben fünnen, und das Staats⸗ 
interefle umd, was die Hauptſache ift, die Bereitwilligfeit des Staates aufer 
Acht gelaffen werden darf. Die Forderung bat anjcheinend etwas für fich, 
dag, weil der Staat gewille Steuern, wie die Zölle erheben fann, welche natur: 
gemäß den Gemeinden verſchloſſen find, auch den Gemeinden beftimmte Steuer: 
gebiete überlaffen werben, auf melde der Staat feinerfeitö verzichte. Was aber 
ſpeciell die Grundſteuer betrifft, fo ift diefelbe viel zu jehr mit dem allgemeinen 
Staats intereſſe verknüpft, als daß der Staat auf diefelbe verzichten und fie 
den Gemeinden überantworten kann. Es bliebe nur bie Gebäubeftener übrig, 
welche fiir ven Staat in der That von unmefentlicherem Intereffe ift, und melche 
für die ſtädtiſchen Communen von hoher Bedeutung werben kann. Hier macht 
ich aber eben fofort geltend, daß die Gebäudefteuer nur für die Städte von 
einſchneidender Bedeutung werben Tann. Selbft wenn diefe den Städten au 
Nüglichleitsrüdfichten überantwortet würde, jo würde immer ein bejondere® 
Sommunalfteuerwejen, wenigften® nicht im großen Ganzen, bergeftellt werben, 
ed würde dieſes immer nur in ſehr vereinzelter Weile der Fall fein. Bon den 
directen Perfonalfteuern fünnen die Communen vollends nicht abjehen, e8 bedarf 
feiner Ausführung, daß diefe ſowohl von den Communen, wie von dem Staate 
erhoben werden müflen. 

Die Frage, ift ein befonderes Communalſteuerweſen nothwendig? muß daher 
derneint werden, und Hiermit cheint eine im engflen Zuſammenhange ftehende 
Frage, ob der Beftenerungsmodus feitend der Commune und des Staates 
derjelbe fein darf, ob „das Syſtem von AZufchlägen zu den Staatsſteuern 
genügt” im Princip und zwar mit ja entfchieven. Freilich wird dieſes nicht 
ganz allgemein d. 5. unbedingt der Fall fein. Was die Einfommenfteuer be⸗ 
trifft, fo würde e8 unzweifelhaft einen ganz unnöthigen Aufwand von Mühe 
und Koften im fich fchliegen, wenn eine beſondere Ablhägung feiten® der Ge⸗ 
meinden und des Staates vorgenommen merben würde; es wird ſich durchaus 
empfehlen, daß diefe einheitlich für Staat und Gemeinde erledigt wird, und 
ſomit das Syſtem der Zufchläge zu den Staatsſteuern von der Gemeinde abop- 
tirt wird. Ganz daſſelbe ift bei der Gewerbefteuer der Ball, welche fich eben- 
falls als Gemeindefteuer eignet; auch bier wilrde eine befondere Veranlagung 
kiten® des Staates und der Gemeinde überfläffig fein, und es ift nur Zuſchlag 
zu den Staatöfteuern am Plage. Etwas anders ftellt fich iedoch die Sache bei 
den Grumd» umd Gebäubefteuern, die fi, wie bereitS hervorgehoben, ganz vor= 
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züglihh zur Communalfteuer eignen. Während der Staat die Grund, ıt 
wenn er die Gebäudeſteuer behält, auch Die lettere nur für verbältugmik: 
große Zeiträume feitfegen Tann (jede Regulirung derſelben ift mdt abe! 
mit großen often, fondern auch mit unvermeidlicher Ungerechtigkeit verfairt 
kann die Gemeinde dieſelben, beſonders die Gebäubefteuer, in weſenilich t: 
zerem Beitraume den fich verändernden Verhältniſſen anpaſſen. Hier «ide: 
der Zuſchlag zu ven Staatsſteuern nicht genügend; Bier empfiehlt es ich, = 
die Gemeinden jelbftindig ben Steuermobus beflimmen. Es Liegt hier ri 
der Beweis vor, wie ſchwierig, ja unmöglich es ıft, abjolute Principien az 
ftellen. 
‚Ein beſonderes Communalfteuerweien ıft alſo im großen Ganzen u:: 
nothwendig ; gewiſſe Befonderheiten wird aber -Da8 Staatd- und Comm: 
fteuerwefen gleichwohl aufmeifen. Erſteres allein kann beifpielsweile Impert:i 
erheben, legterem kann recht wohl die Gebäubefteuer überwieſen mi“ 
„Genügt das Syſtem von Zuſchlägen zu den Staatsſteuern?“ wird eber: 
im Allgemeinen mit ja zu beantworten fein, was jedoch nicht ausichlıen, ‘: 
wenn die Grund: und Gebäudefteuer felbit von dem Staate und von den “ 
meinden erhoben wird, der Steuermodus bei beiden verſchieden fein fanr. > 
das Syſtem der Zuſchläge hier zu verlaffen ift. 
Sowie zwilhen Staat und Gemeinde, obgleih das Steuerweien im 57° 
Ganzen denſelben Character an ſich trägt, fich gemifle Beſonderheiten a: 
machen, jo werben diefe auch zwilchen Städten und Landgemeinden bemerıc 
Die Gebäudefteuer muß für Städte einen ganz andern Effect haben, : 
für die Landgemeinden, und ebenmäßig die Grundfteuer lediglich die c 
gemeinden intereffiren. ‘Die Gewerbefteuer Tann um Allgemeinen von re 
wertber Wirkung lediglich in den Städten fein; kurz, die Verſchiedenheit, de 
im Weſen der Stadt: und Landgemeinden Tundgiebt, wird nicht ohne Cir. 
bei der geeigneten Auswahl der in Anmwentung zu bringenven Ste ': 
Diefe Beſonderheiten find To jehr durch die fpeciellen Berbältniffe gebetm. 
es faum eines näheren Eingehend auf diefelben bedarf. Es ıft einfach z - 
ftatiren, daß das Steuerweſen in Bezug auf Staat, Stadt: und Y: 
meinde zwar nach einem einheitlichen Plane, nach denſelben Grundprin 
aber niemal® nach einer und derfelben Schablone eingerichtet werden farı, :- 
das Steuerwefen, wie auch immer e8 zur Anwendung fommt, feinen einbeo.? 
Character behalten kann, aber den beionderen Verhältniffen gegenüber sur ' 
fonderen Ausdruck gebracht werden muß, fo daß nicht allein Belonderkeiiz ' 
zwilchen Staat, Stadt, Yand, beziehungsmeife größeren communalen Be: 
(Kreifen) geltend machen werben, ſondern jelbft ſolche zwiſchen Städten um” 
ander, zwifchen Landgemeinden untereinander heroortreten werden, und &= 
fihtigung erheiſchen. Im Städten, in welchen ein beſonders ſchwunghafter Da 
oder reges Gewerbeleben bericht, wird ſich neben ver Einfommenftu - 
Heranziehung der Gewerbefteuer befonder3 empfehlen, während diefe in CE" 
welche mehr von kleinen Rentiers bewohnt wird, weniger in Anwendung = 
zu werben braucht. Im Städten, welche fid) durch einen beſonders weriX- 
Grundbeſitz auszeichnen, kann auf die Gebäubefteuer mehr Gewicht gelegt mi” 
al8 in Stäbten, in melden die Gebäude nur einen geringen Crtrag aha“ 
Ebenmäßig wird in Fandgemeinden, in melchen regeres Gewerbeleben RK! - 
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die Gewerbefteuer nicht außer Acht gelaflen werben, dagegen in Landgemeinden, 
ın welcher Gewerbe nur in geringem Umfange betrieben werden, von ihr ab- 
geſehen werden können. — Die Commumalftewergefeggebung wird der Commune 
genügend weiten Spielraum zu Laflen haben, damit den heroortretenden Beſonder⸗ 
heiten ausreichend Rechnung getragen werden kann. Darüber, bis wie weit 
dieſes zur geſchehen Hat, können nur die ſpeciellen Verhältniſſe entſcheiden. 

Die Beantwortung der füglicherweiſe zuerſt zu ſtellenden Frage, ob ein 
beſonderes Communalſteuerweſen nothwendig oder das Syſtem von Zuſchlägen 
zu den Staatsſteuern genügt? — welche Frage dahin beantwortet iſt, daß im 
großen Ganzen ein beſonderes Communalſteuerweſen nicht erforderlich, und 
das Syſtem der Zuſchläge zu den Staatsſteuern genügt, jedoch ſich gewiſſe Be— 
ſonderheiten geltend machen, die nicht unberückſichtigt bleiben können — hat es 
unvermeidlich gemacht, bereits einige Steuerarten, welche vorzugsweiſe in den 
Communen zur Anwendung kommen werden, namhaft zu machen. Es wird 
nunmehr im Zuſammenhange zu betrachten ſein, welche Steuern ſich für 
die Commune, und zwar ſpeciell für die Städte, Landgemeinden und größeren 
Berbände eignen, und in welcher Weiſe fie aufzulegen find (Steuermodus), bis 
wie weit fie ſich ſtriete an Die Staatöftenern (duch Zufchläge) werben anfchließen 
Iofien, und wo ſich eine Abweichung als empfehlenswerth, ja als noth- 
wendig herausſtellen wird. 


Der preußiſche Staat erhebt an hauptſächlichſten directen Steuern in 
runder Summe 


Srundftuer - - . . .. 39.9 Millionen, 
Gebäudeſteuer . . 15.8 " 
Elaffificirte Eintommenfeue 29.3 „ 
Slaffenfteuer . . 41.5 1 
Gewerbeftuer . . . . . 174 „ 
Eiienbahntur . . . . 44 


148.3 Milionen Mark 
indirecte Steuern!), abzügl. Bonificationen 176 Mill., von melden 
161 Mill. an das Reich fließen, 

Stempelfteuern incl. Teihfeiftiempelfieuer 27 Millionen, 
Erbſchaftsfteuer. .. F 
Summe 355 Mil. Matt. 
Das iſt an directen Steuern 41.7 9%, 
an indirecten „583 %,, 


und zwar 
von den Geſammt fteuern von den directen Steuern 

Srundfur . . ....13% 0/° 
Gebäuden . . Ab, 10.6 „ 
Claſſen⸗ und Sinommenfeuer 19.7 „ 8 „ 
©ewerbeftleur . . - 49 „ 11.6 „ 
Eienbapnftimer . . . . . 13 „ 3 u 

41.7 % 100 %. 


N Die Brliden-Fähren-Gelber find außer Acht gelaffen. 
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Die hauptfächlichfte Steuer ıfl die (zufammengehörige) ‚Glaffen- und claſfi⸗ 
ficirte Einfommenfteuer im Betrage von 70.8 Millionen; es iſt jedoch zu ke 
achten, daß diefelbe erft die Hälfte (48 9/,) der gefammten directen Steuer, nist 
!/s (19.7 9/,) der Geſammtſteuern, und da der Staatshaushalt 651 Millioner 
beträgt, nur ca. 11 9/, zu der gefammten Staatseinnahme beträgt, die befte Iluſtra 
tion zu der Forderung, daß die Einfommenfteuer die einzige Steuer fen fl 

Die Gemeinden dagegen find faft ausſchließlich auf directe Steuern ang 
wieſen; die nad Fortfal der Mahl- und Schlachtſteuer ihnen noch zur Be: 
fügung ftehenden indirecten Steuern künnen nicht ins Gewicht fallen, und femi 
bleibt den Gemeinden nicht8 übrig, als, ſoweit ihr Stadthaushalt durch Steum 
aufgebracht wird, und biefen bildet die weitaus größte Quote derſelben ji te: 
directen Steuern zu bedienen, und die für fie günftigften auszuwählen. 

Die weſentlichſte Steuer ift unzweifelhaft die Eintommenftener m 
wird es immer bleiben; aber e8 muß fofort dagegen Einſpruch erhoben werde. 
daß fie „vie beſte“, „gerechtefte oder gar „einzig zuläffige” Steuer ſei. 

Es giebt feine Steuer, der nicht gewifie Mängel anbaften, und de 
Einkommenſteuer iſt ſicherlich nicht frei von ihnen.” Es iſt jo viel über Die Er: 
fommenfteuer gejchrieben und verbanbelt worden, daß es kaum erforkerlir 
fcheinen dürfte, näher auf diefelbe einzugehen !); es wird ſich jedod zur Klar 
flellung der Communalfteuerfrage nicht umgehen laſſen, dieſe beſonders für ve 
Gemeindehaushalt weitaus wichtigſte Steuer wenigftend im großen Ganzen 1 
Auge zu faſſen. Es hat nicht nur etwas Verlodendes, den Grundſatz auf: 
ftellen, daß ein ‘Jeder zu den Gemeinde» (bezw. Staats-) Berürfniffen nad der 
Umfange feiner Kräfte, alfo gemäß der ihm zufließenden Einnahmen beitrag 
muß, ſondern diefer Grundſatz hat auch feine volle Berechtigung. Aber jeter: 
bat die Erwägung Pla zu greifen, daß Die Höhe des Einkommens des Er: 
zelnen allein für feine Leiftungsfähigkeit und demgemäß für feine Leiſtunze 
pflicht nicht maßgebend fein kann (ähnlich etwa wie der Geldlohn der Ark: 
erft durch den Sachlohn der Güter feine eigentliche Bedeutung erhält), daß neber 
ber Höhe des Einkommens die wichtige Unterfcheidung getroffen werben uk 
aus welcher Duelle das Einkommen fließt, und bis wie weit daffelbe gejtde:' 
ft. Das Einkommen trägt einen durchaus verfchiedenen Character an fih, X 
für die Betreffenden von fundamentaler Bedeutung if, und man würde «in 
bebeutungsvollen Fehler begehen, wenn man, von der Annahme ausgehend, Er 
tommen ift Einfommen, alle Einlommensarten als gleichwerthig behandeln, u: 
ohne jede weitere VBerüdfichtigung der fich geltend machenden Unterſchiede, ci: 
Einfomm nsarten gleihmäßig beftenern würde. Das Eintommen aus Arbei: 
ift nicht gleichwerthig mit dem Einkommen aus Beſitzthum. Es wärde nis: 
der Gerechtigkeit entiprechen, vielmehr unzweifelhaft einen Act der Ungerechtigke 
einfchließen, einen Arbeiter, vefien Arbeitsfähigkeit durchſchnittlich mit de 
40ger Yahren abnimmt, und einen Capitaliften, der nicht nım für fer: 
Lebensdauer ein gleihmäßiges Einkommen bezieht, ſondern biefes fen 
Familie Hinterläßt, und einen Befiger von Grundeigenthbum, dee 
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Sintommen fi vorausfihtlih in anhaltender Progreffion bewegen wird, ledig⸗ 
lich nach der Höhe des Einfommens, wenn auch ſelbſtverſtändlich pro rata 
eder auch. progreifio wegen der Höhe zu beſteurn. Das Eintommen des 
Arbeiters, des Rapitaliften, des Grundbefigers ifl, — die Höhe, 
welche felbftredend beſonders berüdfichtigt werden muß, zunädft bei Seite ge: 
laſſn — in feinem Fundament verfhieden. Diefe Verſchiedenheiten 
fönnen bei der Veranlagung nicht oder nur in fehr complicirter Weife bei der 
Veranlagung der Eintommenfteuer berüdiichtigt werden, welche lediglich ven 
Betrag des Einfommens ind Auge zu fallen vermag, und um diejen Ber- 
\hiedenheiten Rehnung zu tragen, müſſen befondere Steuern 
auferlegt werden. Genfel!) Bat den Borfchlag gemadt, mit der Ein- 
fommenfteuer die Bermögensfleuer, welde in Amerika enorme Ergebniffe 
erzielt, zu verbinden; die Gemwerbefteuer und die Grunpfteuer if, um 
ven hervorgehobenen Berjchiedenheiten Rechnung zu tragen, ein unentbehrliches 
Gorrelat zu der Einfommenfteuer. Alfo felbft im Princip ift keineswegs — wie 
behauptet worden — die Einfommenfteuer die gerechtefte oder gar allein zu⸗ 
lãſſige Steuer; man kann höchſtens fagen, daß fie die beſte Baſis für eine 
gerechte Steuervertheilung ift, auf welcher aber, um ver geſellſchaftlichen Gerech- 
tigfeitt Genüge zu leiften, weitere Steuern erhoben werden müflen. — Bollends 
aber, und das wird mehr oder minder allgemein zugegeben, ift die Ein- 
tommenftener in ihrer thatſächlichen Geftaltung nichts weniger als die gerechtefte 
Steuer, vielmehr entfteht die Gefahr, wenn man fi auf fie beichränten würde, 
ftatt vollfommene Gerechtigkeit zu üben, „Ungerechtigkeit auf eine Stelle zu 
häufen“. Entweder wird die Einfommenfteuer auf Grund der Selbftein- 
\hätung erhoben, und dieſes nennen die practiſchen Engländer „eine Prämie 
auf den Betrug“, oder fie berußt auf Schägung und dieſes ift die denkbar 
unficherfte Baſis für eine gerechte Steuererhebung. Dem gegenüber erfcheint die 
Beſteuerung des fihtbaren Vermögens (visible property) nit nur ein 
Torzug, fondern unumgänglich, ja dem gegenüber findet die indirecte Steuer 
ihre relative Begründung und Rechtfertigung Wenn ſich aud Einnahmen und 
Ausgaben nicht decken, fo ftehen die Legteren im Allgemeinen zu den Erfteren 
in einem beftimmten Berhältniß, fie laffen, wenn auch nur theilweiſe, das ſicht bare 
Eintommen erfennen. Weil das felbft angegebene oder abgeichägte Einkommen 
ein nichts weniger als zuverläffiger Factor ift, ericheint es nicht ungerechtfertigt, 
mittelft einer indirecten Steuer die Ausgaben als fihtbaren Theil des Ein- 
fommen® zu befteuern, erjcheint die „indirecte Steuer keineswegs fo irrationell, 
al8 von vielen Seiten behauptet wird. 

Dieſe Hinmweife werden genügen, um erfennen zu laſſen, Daß es unbe: 
dıngt falſch if, die Einfommenfteuer als die einzige Commu— 
nalfteuer in Anwendung zu bringen. Welche Vorkehrungen auch ges 
troffien werben, um das Einkommen fo richtig als möglich zu veranlagen, es 
wird in diejer Beziehung fih ein fo großer Reſt ergeben, daß die Einfommen- 
ſteuer als einzige teuer fi als unftatthaft herausſtellt; und felbft wenn 
da8 denkbar günftigfte Refultat erzielt würde, daß die Einfommenfteuer dem 
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wirflihen Einkommen entſprechend auferlegt iſt, fo wäre damit der Gerehtigker: 
nicht genügt, da die verfchiedenen Einkommen arten unberüdfictigt blak: 
würden, was durchaus unzuläſſig iſ. Die Einfommenfteuer mag fürtı: 
Commune die wefentlidhfte Steuer, den Grundftodf der ihrem Kauf: 
halt zufließenden Steuern bilden, aber ed werden ſich immer um it: 
nod andere Steuern gruppiren müſſen. 

Um der Unterfcheivung zwiſchen Arbeits: und Capitaleintommen, die mir 
feinen Umftänden bei Seite gelaffen werben darf, gerecht zu werben, erikär: 
wie bereit8 darauf bingewiefen, der Vorſchlag des Dr. Genfel, die Eintommenfer: 
mit einer Bermögensfteuer zu verbinden, wie foldyes in Amerila ged:k 
das weitaus Zutreffendfte. Abgefehen von der Gewerbefteuer, auf welche init’ 
eingegangen werben wird, die nur eine fpecielle Verwendung bes Capitals © 
trifft, ift e8 nur das immobile Capital, welches neben der Einfommenitcr 
durch die Grund» und Gebäubdefteuer betroffen wird, und e8 erfcheint dieſes &* 
eine grobe Ungerechtigkeit, weldhe zu durchaus begründeten Magen Anlaß gezebe 
hat. Es erfcheint als eine durchaus geredhtfertigte und unabmeisbare Kerken: 
daß neben den Immobilien das bewegliche Vermögen zur Steuer herare 
zogen werde. Es vollzieht fi) dieſes am einfachften, wenn, wie Dr. Ge". 
verlangt, mit der Einfommenfteuer die Vermögensſteuer combinirt wirt. - 
Es fol nicht in Abrede geftellt werden, daß es fein Bevenfliches hat, wer T. 
Communen in diefer Beziehung felbitändig, ohne Rüdfiht auf das Staatötter 
weſen vorgeben; es läßt fich jedoch in Ausficht nehmen, Daß, wenn bie ürr 
munen betreffende Anträge an die Staatöregierung ftellen und fomtt für X: 
Yfirung einer durchaus gerechtfertigten Forderung eintreten, dieſe Bermie: 
feuer auch "den Etaatöfteuern einverleibt werden wird. — Es braudt t 
befonder8 hervorgehoben zu werden, daß es ſich hierbei um feine Stern 
erböhung Handeln darf, diefe vielmehr unter allen Umftänden abzumiln 7 
wird, fondern nur, um eine gerechtere Vertheilung bei der Steuererkeir: 
Der Betrag, melden die Vermögensfteuer abwirft, muß ſelbſtverfländlih d- 
Eintommenfteuer zu Gute fommen, d. 5. von ihr weniger erhoben werten. 1: 
muß alfo darauf Hingearbeitet werden, daß von Seiten des Staates die ©: 
fommenfteuer mit einer Vermögenäfteuer combinirt wird, und die Comm: 
haben dann zu dieſer Staatöfteuer einen ihren Berhältniffen entfprecdende 3 
ſchlag zu erheben. 

Die Gewerbeſteuer ift, wie bereit8 erwähnt, eine durchaus gerekit. 
fertigte Ergänzung zur Einfommenfteuer, indem fie das Einfommen höher Kih 
will, welches aus dem Unternehmergewinn fließt. Da Unternehmergemua t: 
ſowohl als Arbeitseintommen wie als Capitalgeminn repräfentirt, fo it: 
Gewerbefteuer ein Zufhlag ſowohl zu dem reinen Arbeit$eintommen, mit :- 
Capitalfteuer, falls ſolche eingeführt if. Werl es nicht gerechtfertigt ıR. : 
Gemwerbetreibenden mit demfelben Maße (Steuern) zu meffen, wie ben Ark: 
fei er Lohnarbeiter over Lehrer, und eben fo wenig, wie den Capitaliſten & 
fih auf feine Rente beichränkt, fo wird die Gewerbefteuer als eine dud 
gerechte anzufehen fein, und die Commune begeht gleichſam einen taktifchen 7 
wenn fie diefelbe nicht zur Anwendung bringt. Es mag audy Hier barani X 
gewiejen werden, daß die Benutzung der Gewerbefteuer ſeitens der Comm 
nicht ein Steuerplus hinzufügen fol, ſondern daß ihr Ertrag die allgem 
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Einkommenſteuer entlaften, daß fie eine gerechtere Steuewertheilung herbeiführen 
ſoll, als fie die allgemeine Einfommenfteuer zu bieten im Stande ift. 

Es bleibt noh die Grund⸗ und Gebäudeitener. Es wird nicht er- 
forderlich fein, auf dieſe viel verhandelte Steuer und auf die Streitfragen, 
welche fie Beroorgenufen, näher einzugehen. Wenn irgend eine Steuer feiner 
befondern Rechtfertigung bedarf, jo ıft e8 dieſe Steuer auf das fichtbare Ver⸗ 
mögen, welches jeinen Werth, wenn nicht ausſchließlich, To Doch zum großen Theile 
theil8 durch die Natur, theils durch die gefellfhaftligen Verhältnifſe 
Beftimmt erhält. Der Grundeigenthbümer, abgejehen von ber Arbeit, bie 
er, falls er Eelbftbebauer ift, auf Das Landeigenthum verwendet, fieht ven 
Werth feiner Grundftüde ohne jeded Zuthun von feiner Seite lediglich durch 
die fortichreitende Geſellſchaft erhöht, und dieſer Erhöhung wird durch die 
Steuer in den weitaus meiften Fällen, man könnte wohl dreift jagen, in allen 
Fällen nur in jehr beichränkten Grenzen Rebnung getragen. Daß das Grund- 
und Gebäudeeigenthum einen weſentlich anderen gefellichaftlichen Boden einnimmt 
ald das bewegliche Capital ift unbeftreitbar. Erſteres bat im Allgemeinen bie 
Zendenz, gu fteigen; letzteres die Tendenz. zu fallen. Die Bermögenöfteuer, 
welher das Wort geredet iſt, weil das Arbeitd- und Gapitaleinfommen nicht 
auf eine Stufe geftellt werden kann, macht daher, um einer gerechten Steuerver- 
tbeilung zu genügen, die Grund- und Gebäubefteuer nicht weniger als gegen- 
Randlos. Die Communen werden um fo mehr Beranlafjung haben, fie und 
zwar voll zu berüdfichtigen, weil gerade auch die Wirtfamfeit der Gemeinde auf 
den Werth der Grundftüde emen tief eingreifenden Einfluß Bat. Wie bereits 
zu erwähnen Gelegenheit war, die Grund: und Gebäubefteuer ift ganz beſonders 
für die Zwede der Sommunalbefteuerung geeignet, und wenn aud faum bie 
Forderung aufzuftellen, und noch weniger durchzuführen fein wird, daß der 
Staat die Grund- und Gebäudefteuer den Communen gänzlich überläßt, fo 
erſcheint Die Forderung nicht ungerechtfertigt, daß der Staat ihnen einen Theil 
der Grund- und der Gebäubefteuer überweiſt. Mit andern Worten, der Staat 
hat mindeſtens die Grund: und Gebäubefteuer feinerfeitd zu ermäßigen und die 
Communen dann zu denjelben ihrerſeits Yufchläge zu erheben. In Bezug auf 
die Gebäuefteuer empfiehlt es fih ſogar, daß der Staat fie für fid) ganz fallen 
lift, und den Communen überläßt. Wie bereits hervorgehoben, erhebt auch 
der Staat ſeinerſeits Steuern, welde fich der Natur ihrer Beichaffenheit nach 
den Gemeinden entziehen; es erfcheint billig, daß auch den Communen ein ge— 
eignetes Steuerobject ausſchließlich eingeräumt wird. 

Die bisherigen Betrachtungen erhärten das bereits feſtgeſtellte Reſultat, 
daß ein beſonderes Communalſteuerweſen nicht erforderlich iſt, und das Syſtem 
von Zuſchlägen zu den Staatöfteuern genügt, und ergeben ferner als Reſul— 
tat, dag die Communen fi nit, wie ed mande Communen 
thun, auf die reine Einfommenfteuer zu befhränten haben, 
londern daß mit derjelben eine Bermögensfteuer zu combi- 
niren ıfl, und daß ſowohl zur Gewerbefteuer, wie aud zur 
Grund- und Gebäubdefteuer Zuſchläge zu erheben find, wenn 
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— nicht, wie es wünſchenswerth erſcheint, den Gemeinden ausſchließlich übe: 
wieſen wird, 

Dafür, in welchem Verhältniſſe die Zujchläge der betreffenden Steuem zr 
normiren find, laſſen fit befiimmte Normen nicht aufſtellen; es mir fih 
diejes freilich nad) Tediglich localen Unterſchieden verfchieden geftalten müſſen, ba 
welcher Gelegenheit wiederholt darauf verwieſen werben muß, daß die Städte 
und Landgemeinden nicht diefelben Principien werden zur Anwendung zu bringa 
haben. Daß auf dem Lande faft ausſchließlich die Grundfteuer, in den Staͤdeer 
die Gebäubefteuer zur Geltung kommen wird, liegt in der Natur der Sade ın 
ift von vornherein gegeben; von der Gewerbeſteuer wird auf dem Yande u 
manchen Diftricten ganz Abftand zu nehmen fein. Im manden Stäbten mt 
mehr Gewicht auf Die Gebäudefteuer, in manden Städten mehr Gewicht ar 
die ©ewerbefteuer zu. Iegen fein — kurz, die individuellen Berfciebenbete 
zwilchen Stadt und Land, wie bie individuellen Verſchiedenheiten der einzeinz 
Städte werden bejondere Berädfichtigung herausfordern, und e8 wird fid ali 
unerläßlich heransftellen, ihnen gerecht zu werden. Beſtimmte Schablonen lafıa 
fih hierfür nicht entwerfen, und find auch nicht erforberlih. “Der leitende Ee 
fichtspunkt muß nur fein und bleiben: daß die allgemeine Einkommenfteuer were 
principiell, no in ihrer Ausführung einer geredyten Steuervertheilung entiprict, 
Daß fie einer Ergänzung bedarf durch eine VBermögens-, Gewerbe-, Grund- und Er 
bäudefleuer. In welchem Maße diefe Ergänzung vorzunehmen tft, ergeben die Ic 
calen Verfchievenheiten, und ift weitaus mehr Sache der Ausführung, als there 
tiſcher Feſtſtellungen. — Dieſelben können nur die zu treffenden Gefichtepuntt 
angeben; den maßgebenden Factoren bleibt e8 überlafien, zu beftimmen, in welcher 
ae biefelben zur Anwendung gebracht werden können, und gebradt werte 
müllen. — 


.. 
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Der Gegenſatz zwiſchen Einkommenſteuer und Ertragbeſteurung iſt in 
neuerer Zeit vom Geſichtspunkt des Staatshaushalts vielfach erörtert worden, 
die Rückſicht auf den Gemeindehaushalt aber iſt bei den Verhandlungen über 
den Vorzug des einen oder des andern Syſtems bisher völlig zurüdgetreten. 
Und doch wird bei der Negelung der Commmunalbefteurung in Preußen bie 
Trage, ob und in welden Maße die Extragfteuern neben der Claſſen- und 
claſſificirten Einfommenfteuer zur Aufbringung der communalen Bebürfniffe zu 
benugen, im Vordergrund der Debatten ftehn. Es hängt aber auch ferner mit 
diefer Frage aufs engfte die Entfcheidung der beiden andern Controverfen zu: 
ſammen, welche demnächſt bei der Ordnung unſeres Communalſteuerweſens 
die größten Schwierigkeiten machen: die Befteurung der Forenſen, Ermwerb3- 
sefeiihaften und juriftiihen PBerfonen, und die Privilegien der Staatöbeamten 
bei der Communalbeſteurung. Wir wollen daher verfuhhen, die Anwendung der 
beiden Methoden directer Befteurung im Haushalt preußiſcher Gemeinden einer 
prüfenden Erörterung zu unterziehn. 

Der wefentlidye Unterfchied zwiſchen Einkommen- und Extragbefteurung be= 
fteht bekanntlich darin, daß bei jener das Einkommen jeder einzelnen fteuerpflichtigen 
Berfon ermittelt und mit der Steuer belegt wird, während bei der Ertragfteuer 
man den Quellen des Volkseinkommens nachgeht und den Reinertrag mit 
Steuern belegt ohne Rüdfiht darauf, wie der Ertrag fih als Einkommen 
unter die einzelnen Perfonen vertbeil. Man Bat daher die Ertragfteuern 
neuerdings auch wohl als Objectfteuern bezeichnet, weil fie grundfäglich nicht 
nah den Einkommens, Vermögens⸗ und Schulbverhältniffen der Perſonen, 
ſondern nach den Erträgen und der Extragsfähigkeit der Steuerobjecte fragen !). 
Die Einkommenfteuer dagegen, weil fie fih an die perfönlichen wirthichnftlichen 
Verhältniſſe jedes einzelnen Steuerpflichtigen anſchließt, ift ihrer Natur nach 
durchaus eine Perjonalfteuer. 

Derfelbe Unterſchied ift auch in ber Heranziehung des Vermögens zur 
Defteurung möglid. Man kann das Vermögen befteuern, wie es ſich im Beſitz 
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ber einzelnen Steuerpflichtigen zufammenfindet, d. b. den ganzen Werth der 
jedem Einzelnen zuſtehenden Bermögensrehte abjchägen und mit der Staue 
belegen und man fann andererſeits die einzelnen Vermögenstheile, die in jeden 
fteuerpflichtigen Bezirk vorhanden find, ohne Rückſicht darauf, wer zum Gem 
ihrer Nutung berechtigt ift, zur Steuer beranziehn. 

Auf beiden Wegen, wern man fie confequent verfolgt, wird man in nen 
tfolirten Staate, deſſen Einwöhner ihr ganzes Eintommen aus inlandiike 
Quellen beziehn umd dem Auslande Nichts fchulden, Das ganze Bollker: 
fommen oder Volfövermögen mit der Befteurung erreihen. Bom Vermögen ı? 
das wohl von felbft far, aber auch vom Einkommen gilt es. Denn uk! 
Einkommen läßt fih auf Vermögendnugungen oder auf Arbeitöleiftungen juris 
führen. Beſteure ich ſämmtliche Bermögensnugungen und Arbeitsleiltungt. 
wo fie nur, fei e8 getrennt, ſei e8 combinirt, wie im gewerblichen Verdiem 
fi) finden, To befteure ich diefelbe Größe, die ich treffe, wenn ich das kl: 
ftändige Einfommen aller einzelnen Einwohner zur Steuer heranziehe. 

Im MWirklichfeit aber befindet fih in allen Staaten ein Theil der Grute 
ftüde und gewerblichen Unternehmungen im Eigenthum von Ausländer, ?: 
den Reinertrag derjelben als Einfommen beziehn, der Ertrag eined anden 
Theils fließt Ausländern in Form von Schuldzinfen für zinstragende vet 
rungen zu. Umgekehrt beziehn ebenfo Inländer einen Theil ihres Einkommere 
aus ausländifhen Quellen. Die Einkommenfteuer, wenn fie confewe 
ihrem Begriffe nach durchgeführt wird, macht feinen Unterſchied in Benz ar 
die Duelle des Einfommens und trifft das aus dem Auslande berrühten: 
Einfommen der Steuerpflichtigen ebenfo, wie das inländiſche, läßt due 
den von Ausländern bezogenen Theil des inländiſchen Vermögensertrage urd 
ſteuert. Die Ertragftenern dagegen belaften die Vermögensnutzungen Tr 
Arbeitsleiftungen des Inlandes ohne Rüdfiht auf Wohnort und Natonlc 
der Perfonen, melden ihr Ertrag zufliekt. 

Diefer Unterfchied der beiden Befteurimgsarten bat für große Cut 
eine verbältnigmäßig geringe Bedeutung. Die Bezüge der Inländer aus de 
Auslande und der Ausländer aus dem Imlande bilden nur einen fehr mipr 
Theil des gejammten Bolfseinfommens und compenfiren ſich überdies 55 
großen Theil. Es kommt für die Finanzen des Staats meiſtens miht TW- 
darauf an, wie man in biefer Hinficht verfährt, und daher haben and !: 
mancherlei Inconſequenzen, durch welche die Steuergefeßgebung eine Bermitil= 
zwilchen den beiden Principien verſucht Bat, wenig zu fagen. Es find ante: 
Bunfte, die bei der Entſcheidung zwiſchen Einkommen⸗ und Ertragsbeſtenre. 
für den Staat in erfter Linie in Betracht fommen. Bon fehr erhebliher Trage”: 
aber ift der bezeichnete Unterfchied bei der Communalbefteurung. Der Reinertrag de 
im Gemeinbebezirt vorhandenen Gewerbebetrieb und unbeweglichen Bermigc- 
fließt oft zu ehr großem Theile Auswärtigen zu und umgefehrt beziehn r7- 
im Communalbezirt wohnhafte Perfonen ven größten Theil ihres Einem“ 
aus auswärts angelegtem Vermögen. ... 

Welches von beiden Principien der Steuerumlegung iſt da daß ruhe: 
Hat man fih an die Perfonen zu halten, melde das Einkommen beziebn, cr 
{ft der Neinertrag der Duellen des Einfommend an den Orten zu Pete! 
wo er zur Entftehung kommt? 
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Dffenbar haben beide Methoden, jede fiir ſich, ein begrenztes Gebiet der 
Berehtigung und die ausfchlieglihe Anwendung fowohl des Einkommen⸗, wie 
des Ertragbefteurungdprincip8 in der Gemeinde würde zu einer fehr unbilligen 
Bertheilung der Steuerlaft führen. Die Eintommenfteuer ift der richtigfte 
Ausdruck der perſönlichen Steuerpflicht aller Einwohner einer Gemeinde, 
tie zu den Koſten der öffentlichen Functionen derſelben auf Grund ihrer Pflicht 
als Gemeindebürger beizutragen haben. Sie bedarf aber der Ergänzung durch 
ene commmunale Befteurung des Ertrags, melden der Gewerbebetrieb und 
dad liegende Vermögen im Gemeindebezirk abwerfen. Der Perfonalbefteurung 
muß eine Dbject- oder Realbefteurung zur Seite treten, welche feine Kücdficht 
darauf nimmt, ob die legten Empfänger des in der Gemeinde gewonnenen 
Reinertrags Gemeindebürger find, oder niht. Denn die Gemeinde ıft auf der 
ann Seite ein Verband der Gemeindeangehdrigen, durch welchen 
mejentlihe und wichtige Culturaufgaben erfüllt werden, die denen des Staats 
ganz analog find. Zur Aufbringung der fachlichen Mittel, ſowie zu den per- 
fönliben Dieniten, welche die Erfüllung diefer Aufgaben erfordert, find ohne 
Zweifel alle Gemeindeangehörigen verpflichtet. Aber die Gemeinde ift aud, 
ednjo wie der Staat, ein territorialer Bezirk und das ın dielem Be— 
zirk liegende und werbende Vermögen ift ohne Rückſicht auf fernen Eigenthümer 
dem communalen Haushalt noch beſonders verpflichtet. Weber dieje beſondere 
Verpflichtung befteht ſchon in ver ftaatlihen Steuergefetgebung ver Cul⸗ 
turoölfer fein Zweifel. Blos zur perfönlihen Bürgerpfliht macht fein 
moderner Staat die Steuerpflicht, jondern aud von Fremden, die feine perfün- 
(chen Pflichten gegen ihn haben, erhebt er Steuern, wenn fie aus Grundbeſitz 
oder Gewerbebetrieb im Stantögebiete Einnahmen beziehn. Ebenſo tft der Er- 
trag des im Staate befindlichen Vermögens faft durchweg mit Steuern belaftet, 
die von feinem Reinertrag einen größeren Theil für die öffentlichen Bebürfniffe 
einziehn, als von anderen Ymeigen des Volkseinkommens. Bei der Gemeinde 
aber ift die Ergänzung der reinen Perfonalfteurung durch Real- oder Object- 
Neuen aus verfchiedenen Gründen ein noch dringenderes Bedürfniß, als im 
Staate. 

Die Gemeinde ift in höherem Grade als der Staat ein Berband zur 
Erreihung wirthichaftliher Ziele. Wir jagen in höherem Grade, nicht wie 
manche Nationalökonomen ausihließlih. Der Unterjhied m der Erfüllung 
weientlich ſtaatlicher und accidentell wirthſchaftlicher Aufgaben ift für uns ein 
quantitativer, nicht ein qualitativer. Aber daß die Aufgaben des Staats 
mebr als die der Gemeinde aus Functionen erwachſen, die aus der fittlichen 
Semeinfchaft ſich ergeben, welche zwiſchen den Staatsangehörigen befteht, die der 
Gemeinde Dagegen mehr als die des Staats aus wirthichaftlichen Beranftaltungen, 
welde im nachbarlichen Verbande gemeinfhaftlih vorgenoinmen werden, das 
dinfte wohl kaum einem Zweifel unterliegen. Bei der legtern Art von Aus⸗ 
gaben nun wird es billig fein, “Diejenigen zu ihrer Beſtreitung vorzugsweiſe her: 
anzuziehn, denen diefelben borzugömeite zu Gute fommen, oder welche diefelben 
vorzugsweiſe verurſachen. Zum Theil wird dies durch Gebühren geichehn 
fönnen, indem man für bie einzelnen Leiftungen der Gemeinde von Denen, 
weldhe fie in Anfpruch nehmen, Bezahlung fordert, zum Theil werben befondere 
Beiträge der Gemeindenngehörigen, welche aus communalen Verwendungen 
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befondern Vortbeil ziehn, berechtigt fein. Namentlich in den Stäbten dürfe d 
zwedmäßig fein, auf Gebühren für die Benugung der höheren Sqhulanſtalic 
der Einrichtungen für Waflerzufluß und Drainage nicht zu verzichten, bei ie 
Bau neuer Straßen die Eigenthümer der anliegenden Häufer und Buyl: 
thunlichſt zu den Koſten heranzuziehn u. |. w. Aber doch wird ein beveutmx 
Reſt communaler Verwendungen bleiben, welche weder Durch Gebühren, noch ber 
Beiträge gedeckt werden können, von denen man aber fagen kann, daß fie dod tx 
zugsweiſe Sache des Grundbeſitzes und des fländigen Gewerbetriebs un Gem 
bezirke find. Auch wenn e8 gelingt, die Bau- und Unterbaltungstoften von Eex 
und Straßen durch Beiträge einzelner Grundbeſitzer etwa® zu verminden, % 
Reſt diefer bedeutenden Ausgaben wird immerhin den Grundbefigern und Om: 
treibenden des Bezirtd mehr zu Gute kommen, als dem übrigen Thal !: 
Bevölkerung. Manche von ihnen werden die Wege mit Frachtfuhrwerh kurz 
und daher auch mehr abnutzen als Andere, die kein Gewerbe treiben, um 
diejenigen Oewerbtreibenven, welche feinen derartigen Gebrauch von den Erz 
machen, find an Erleichterung des Verkehrs und der Zufuhr und Abfıh «7 
ſtädtiſchen Markte in ganz amderer Weife intereffirt, als etwa Beamte © 
Rentner, deren Einfommen in einer Staatsbeſoldung oder den Zinfen etz 
reichiſcher und amerikaniſcher Papiere befteht. Kaum irgend ein anderer Unf:- 
ferner pflegt die communalen Ausgaben fo rapide zu fteigern, wie ein: ws 
Zunahme der Bevölkerung in einem gewerblich aufblühenden Diftricte. % 
Ausdehnung der communalen Anftalten (Schulen, Armenhäufer, Wegeu.\ı 
die dann nothwendig wird, zwingt zu aufßerorbentlihen Verwendungen, di 
den commumalen Haushalt auf lange Zeit Hin belaften. Ein Beweid ic 
die enormen Gemeindebudgets in unfern vbeinifchen und weftfällgen «: 
duſtriebezirken, in denen Communaleintommenfteuern von 3— 400 °, Y 
Staatseintommenfteuer nicht felten find. Die Befiger von Häufern und ft 
plägen; und manden anderen Grundſtücken, die meiſten Gewerbtreibenden bete 
von der anwachſenden Bevölkerung Vortheil. Die Einen infofem Härr 
Baupläge, Gärten und in geringerem Grabe auch landwirthſchaftliche Kr 
ſtücke mit zunehmender Volksdichtigkeit im Preiſe fteigen, die Anderen, m“ 
fie ihre Producte und Waaren keffer abfegen oder Leichter Lohnarbeiter für ik 
Gewerbebetrieb gewinnen. — Die Ausgabe für das Armenweſen bat re: 
mitunter nicht mit Unrecht al8 eine Art Ergänzung des Arbeitslohns bezeid: 
Weil der Lohn der Handarbeitenden Claſſen nicht für alle Nothfälle -- 
Lebens ausreichen Tann, muß die öffentliche Armenpflege aushelfend art 
und in der That zeigt die Geſchichte des engliichen Armermelene, daR de : 
der Kohn beſonders niedrig, die Armenfteuer befonderd hoch zu fan rir 
Es erfcheint daher nicht unbillig, auch dieſe communale Ausgabe zwar =* 
ausichließlih, aber doch vorzugsmeife dem Vermögen im Gemeindebeit : 
Laft zu legen, welches vermittel8 der Arbeitöfräfte im Gemeindebezirk cr? 
gemacht wird und in Folge des niedrigen Lohns höhern Ertrag gewährt. 
Wir erörtern hier nicht die Frage, ob vielleicht bei der einen Art von ð 
mwenbungen dieſe Art von Vermögen und Gewerbebetrieb im Gemeindebeit. ” 
einer anderen jene Art mehr beranzuziehn ſei. Es würde dies eine genauere Axt’ 
der communalen Budgets erfordern, zu der und das Material fehlt Kur = 
ſcheint uns von vornherein ficher zu fein, daß fein Theil des game, ' 
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Gemeindebezirt Liegenden und werbenden Bermögend ganz frei von 
der communalen Real⸗ und Objectbefteurung bleiben darf. Denn in einer 
oder der anderen Beziehung taufhen alle Grunvbefiger und Gewerbtreibenden 
ın Gemeindebezirk gegen ihre Steuern bejondere Dienfte der communalen 
Verwaltung ein, welche die andern Volksclaſſen nicht in gleichem Maße beziehn. 
Namentlich wird man die Steuerpflidt nicht, wie das wohl geicheben, aus: 
ſchließlich auf das unbewegliche Vermögen im Gemeindebezirk beſchränken bitrfen. 
Denn ein Gewerbebetrieb, der überwiegend mit beweglihem Capital betrieben 
wird, Tann verbältnigmäßig viele fchlecht gelohnte Lohnarbeiter beichäftigen, 
große Laften auf den Straßen transportiven u. |. w. Auch wird man in der 
Unterſcheidung der verjchiedenen Arten des Bermögend zukommenden Belaftung 
niht zu minutiös fein dürfen. Gerade dadurch unterſcheiden ſich Steuern von 
Gebühren, daß fie nicht die Beziehlingen der Einzelnen zum Staate berüd- 
ſichtigen, ſondern die öffentlichen Pflichten unter die Volksclaſſen mit Rückſicht 
ſowohl auf die Billigfeit im Ganzen und Großen, wie auf das gemeine Wohl 
vertheilen. 

Das öffentliche Intereſſe aber forbert nicht weniger als die Gerechtigkeit, 
daß der communale Haushalt nicht ausſchließlich auf PBerfonaliteuern bafirt 
werde. Die Erträgniffe der Eintommenfteuer find in kleineren Bezirken febr. 
viel wechfelnder, als die der Object- oder Nealfteuern. Im einer Gemeinde 
befindet fich em großes und blühendes gewerbliches Etabliffement oder ein 
großes Landgut, dem der größte Theil des Vermögens im Gemeindebezirk ge- 
bört, auf weldem die meiften Gemeindeangehörigen als Beamte oder Arbeiter 
Ihre Beichäftigung und ihr Einkommen erhalten. Der Eigenthümer wird, wenn 
ihm der Heinertrag des großen Unternehmens ungefchmälert durch Schuldzinſen 
zufließt und er in der Gemeinde wohnt, bei weitem den größten Theil der 
communalen Laften tragen, tm Fall diefelben durch perjönlide Steuern auf- 
gebracht werben. Sowie aber der Eigentbümer feinen Wohnfig wechfelt, wird 
bet einer rein perfönlichen Beſteurung der ganze Ertrag des Unternehmens und 
da8 ganze Einkommen, welches der Eigenthümer vwielleiht nod) aus anderen 
Quellen bezieht, plöglich der Gemeindebefteurung entzogen. Freilich hat in 
Preußen die Abfurdität, die in dem finanziellen Ruin einer Gemeinde durch 
eine derartige Wohnungöveränderung liegen würde, zu der nicht minder ver: 
lehrten Einrichtung geführt, daß in einem folden Falle auch Abweſende mit 
perſönlichen Communalfteuern von einer Gemeinde, in welder fie feine Bürger 
find, belegt werden können. Wir werben dieſen Ausweg fogleih genauer 
erörtern, laſſen wir daher die Wohnungsveränderung hier zunächſt bei Seite und 
nehmen an, der betreffende Eigenthümer wohnt dauernd im Gemeindebezirk, Bat 
aber noch andermeitige Unternehmungen, in denen er jo ſchlechte Gejchäfte macht, 
daß fein früher großes Einkommen plöglih für eine Reihe von Jahren in 
einen Berluft ſich verwandelt, oder auf ein Minimum ſich veducirt; oder unter: 
ftellen wir, das Landgut, die Fabrik wird von einem reihen Manne oder feinen 
Erben an einen überfchulpeten Speculanten verlauft. Zur Eintommenfteuer fann 
der betreffende Eigenthümer dann gar nicht oder nur in ganz geringem Maße 
herangezogen werben und bei einem auf Berfonalfteuern begründeten Gemeinde— 
Haushalt wurde aljo das blühende inbuftrielle Unternehmen oder das einträg- 
liche Landgut zu den communalen Laften faft Nichts mehr beitragen, obſchon 
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biefelben nach wie vor durch die Menge der Rohnarbeiter, die Benutung ir 
Wege u. |. w. der Gemeinde Die größten Koften verurfachten. Achnliche ve⸗ 
fpiele von Nachtheilen, die aus dem wechlelnden Ertrage der Einlommenfteuem 
hervorgehn, Tießen fi) noch mande anführen. Hier am Rheine ift es mei. 
vorgelommen, daß ein reicher Mann in einer Fleinen Randgemeinde ein Land 
haus bewohnt und daß in Tolge der von ihm entrichteten hoben Einkomme 
fteuer die Gemeinde eine Zeit lang in glänzende finanzielle Verhältniſſe om. 
Nachdem fie fi aber an große Ausgaben gewähnt, zieht der Betreffende ter. 
oder ftirbt, das Landhaus bleibt unbewohnt und der Drud der Commmii 
befteurung wird nur um fo fühlbarer. Es kann daher wohl kaum eme fx 
fein, daß vor Allem die Tleineren Gemeinden für ihren Haushalt der men: 
ſchwankenden Ertrag⸗ oder Objectfteuern außer ben rein perſonlichen Erum 
bedürfen. Die Heranziehung zu denfelben muß ohne Rüdficht Darauf geidei. 
ob die Eigenthümer des Vermögens und die Inhaber ber gewerblichen Unt- 
nehmungen im communalen Bezirk wohnen oder nicht, und ebenfo ohne Kür 
fit darauf, ob fie verſchuldet find oder nicht. Denn die beſondern Bortke!t 
des commumalen Verbands, welche der Grundbeſitz und Gewerbebetrieb gmx 
fommen den Auswärtigen und Berfchuldeten nicht minder zu Gute, wie fi 
Anmefenden und Sculvenfreien, alle Koften werden der Gemeinde durh cr 
mit Hypotheken belaftete Unternehmung eines Fremden in gleihem Mope x 
urfacht, wie durch die fchulvdenfreie eines Gemeindeblirgers. Für die Geman 
aber befteht gerade deshalb das dringendſte Bedürfniß nach diefen Etxur. 
weil fie auf territorialer Grundlage ohne Rückſicht auf die perfünliden Br: 
hältnifie der Einkommenempfänger von Grundeigenthum und Gewerbebenut 
erhoben werden, und aljo von dem natürlichen Wechſel perſönlicher Berbälte.“ 
unabhängiger find, als reine PBerjonalfteuern. 

Nun find wir in Preußen in der glüdlihen Lage, eine Staatöfter: ': 
haben, die zur perfönlichen Befteurung fowohl für Gemeinde, wie für Stat: 
zwede geeignet if. Die Claſſen- und Einkommenfteuer mag ja in mant: 
Hinfiht der Vervollkommnung nod fähig und bevärftig fein. Cine jchärfere Er- 
Ihägung unter Benugung der eigenen Declarationen der Steuerpflichtg 
eine weitere Ausdehnung Toro des Princips der Progreifion über die Sir 
von 1000 Thalern Jahreseinkommen hinaus, wie der völligen Steuerbefrun 
bi8 zu mehreren Hundert Thalern Jahreseinkommen find Reformen, die un: 
Anſicht nach immer unabweisbarer werden. Aber mie e8 auch mit dien w} 
andern Wünfchen, die auf Verbeflerung unferes Elafien- umd Eintommenfez: 
geſetzes gerichtet find, beftellt fein mag, es dürfte ſchwerlich zwedmäßig \’- 
diefelben in der Sommunalbefteurung unabhängig von der Staatsbeftenrr. 
jelbftändig realifiven zu wollen). Cine doppelte Einfchägung deſſelben ker 





ı) Die von uns im Xerte hervorgebobenen Reformen werben Übrigens Idee: 
zu Stande kommen, wenn nicht durch eine erhöhte indirecte Beſteurung von Ar1” 
Tabak, fpiritudfen Getränten die Matricularbeiträge an das Reich überfläjfig mer!“ 
und fo ber Staat die Mittel bekommt, ſowohl jelbft die mit jenen Reformen T: 
bunbenen finanziellen Ausfälle tragen, wie den Gemeinden eine Entichädigung '- 
biejelben überweifen zu können. Der Borgang des Königreich® der Niederl" 
welches auf diefe Weife es möglich machte, ſammtlichen Gemeinden ! der Karte 
befteurung zu übermeifen, follte ung mutatis mutandis als Vorbild dienen. 
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richtigen Individuums, von denen die eine höher, die andere niedriger aus⸗ 
allen Zönnte, ift wiberfinnig, aber auch ein jelbftändiger Tarif hat ernſte 
Beventen gegen fih. Würde derielbe fir alle Gemeinden gleichmäßig feftgeftellt 
werben, jo ift nicht abzufehn, warum diefelben finanz- und Jocialpolitifchen 
Erwägungen, die für den ganzen Staat maßgebend find, nicht auch für den 
großen Durchſchnitt der Gemeinden enticheidend fen follten. Wollte man aber 
den einzelnen Gemeinden in dieſer Hinficht eine gewiſſe Autonomie geftatten, 
jo Eönnte man ja allerdings bei der Abftufung der Steuerclaflen und der Höbe 
des für jede zu beftimmenden Steuerfuße® auf die in den einzelnen Gemeinden 
ſehr verſchiedene Wohlhabenheit und Bermögenövertheilung eine eingehendere 
Rüdfiht nehmen. Andrerfeits aber möchte e& doch nicht rathlam fein, den 
Streit um die Abmeſſung der Steuerprogreifion, den wichtigften Punkt bei ber 
Zariffeftftellung, in jede einzelne Gemeinde Hineinzutragen. Je Fleiner die Ber: 
hältniffe, deſto gehäfjiger und perjönlicher müßte der Claſſenkampf bei der Regelung 
dieſes Verhältniſſes werden. Eine Autonomie der Gemeinden hättein diefer, wie in vielen 
andern Rückſichten, die größten Bedenken gegen ſich. Und doch, wenn wir unjere 
Eintommenfteuer für fich allein betrachten und den Fall fegen, daß fie als einzige 
Steuer dienen fol — was im preußifchen Staat befanntlich keineswegs der 
Fall ft —, fo haften ihr fo große Mängel an, daß es faum möglich wäre, 
fie in ihrer gegenwärtigen Geſialt zu vertheidigen. Bor Allem Tiefe fich nicht 
rechtfertigen die ihr eigenthümliche gleichmäßige Befteurung des Einkommens 
aus Bermögendnugungen und Arbeitdleiftungen; daß ein gleicher Eteuerfuß für 
beide Arten unbillig und nicht im Intereſſe des Staats, darüber ftunmen fait 
alle Theoretifer und Praktiker überein, die ſich über Steuervertheilung äußern. 
Aber ebenfo fcheint man fi auch mehr und mehr dahin zu einigen, daß bie 
erforderliche Mehrbelaſtung des jogenannten fundirten Einfommens befjer durch 
dejondere Steuern neben der Eintommenfteuer, als durch eine Abftufung des 
Steuerfußed für verjchievene Zweige ded Einkommens in der Einkommenfteuer 
erreicht wird. Eine Ergänzung der Einkommenfteuer durch eine befondere, bie 
Vermögensnugungen treffende Beſteurung ift daher auch von dieſem Geſichts⸗ 
punkte aus für den Gemeindehaushalt Bedürfniß. 

Leider kann zur Erreichung dieſes Zield die Steuergefeugebung des Staats 
nicht, wie zur Durchführung der Perfonalbefteurung, eine genügende Grundlage 
gewähren. 

— preußiſche Staat hat nicht darauf verzichtet, die wichtigſten Arten der 
Vermögensnutzungen noch neben der Einkommenſteuer mit beſondern Ertrag⸗ 
ſteuern zu belegen, aber er hat dieſen Theil ſeines Steuerſyſtems keineswegs ſo 
:onfequent ausgebildet, wie die Perſonalbeſteurung. Die preußiſchen Ertrag: 
ſteuern (Grund-, Gebäude, Gewerbe, Bergmert:, Eijenbahnfteuern) erfafien 
ht alle Quellen des Einkommens und ziehn diejenigen, welche fie treffen, in 
ungleihmäßiger Weile und auf Grund ſehr unvolllommener, fi dem Wechſel 
der Berhältnifie fehr wenig anfchließender Veranlagung zur Beſteurung heran. 
Sin Theil der Vermögenönugungen, welchen die Gemeinde nicht unbefteuert 
allen follte, wird durch die Ertragſteuern des Staats gar micht erreicht, ein 
ınderer Theil in ungenügender oder für die Commnunalbefteurung unbrauchbarer 
Weife, ein anderer wieder in unverhältnißmäßig hohem Grade getroffen. 
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Berhältnigmäßig hoch belaftet erfcheint auf den erften Blick der landwirih 
ſchaftlich benugte Boden mit einer Grundſteuer von 9,57 %/, des cataſtririen 
Reinertrags. Freilich differirt der Cataftralreinertrag gewaltig vom wirfliben 
Reinertrag, der fchwerlih im großen Durchichnitt mehr als 50°, de em: 
geichätten Betrags ausmachen dürfte, und auferdem tft in Betrucht zu stehn. 
daß das gewerbliche Capital des Landwirths inclufive der landwirthſchaftlicher 
Gebäude einer befondern Ertragbeſteurung nicht unterliegt. Aber wenn mi 
auch dieſe ermäßigenden Umftände in vollen Maße in Betracht ziehe, dire 
der Ertrag des landwirthſchaftlich benusten Vermögens im Vergleich zu ander: 
Bermögenönugungen doch ohne Zweifel überbürbet fein. Die Gebändeſtere: 
beträgt 4 %/, vom eingelhägten Miethwerthe bei Wohnhäuſern, 2 %/, bei gemerl: 
lich benugten Gebäuden und aud die Einfchägung zu diefer Steuer bleibt fr 
fanntlich binter dem wirklichen Miethwerth, ſelbſt wenn von demſelben al: 
Abzüge gemacht werden, die zur Ermittlung des dauernden Nugungswerik 
gemacht werden müſſen (Reparaturkoſten, Verſicherungsprämie und Ye: 
aurente) ſehr erheblih zurüd. Diefen Theil des unbeweglichen Bermöge: 
aber bei der Gemeindebeſteurung günftiger zu behandeln, als be 
landwirthſchaftlich benugten Boden, dazu iſt gar feine Beranlaitım. 
Im Gegentheil, in den Städten wenigftend fommen eine Reihe von Ve— 
wendungen der communalen Verwaltung in viel höherm Grade den Eigentümer 
von Gebäuden und Yauplägen als Denjenigen zu Gute, die nur zur Landnitl: 
ſchaft verwendbare Grundſtücke befigen. Die Ungleichheit im Steuerfuß der 
Grund- und Gebäudeſteuer ließe ſich num durch einen verſchiedenen Proceatk: 
des communalen Zuſchlags zu den beiden Steuern ausgleichen, wenn ui: 
andy bei diefem Ausmege wachſende Schwierigkeiten fi) aus dem Umſtande a 
gäben, daß bie Einfhägung zu der Grundſieuer unveränderlich dieſelbe Blak. 
alfo in kurzer Zeit völlig veraltet, während die zur Gebäubefteuer periodiſde 
Reviſionen, aber freilich auch nur in übermäßig langen Friften, unterworfen ır 
Schon jegt ift die Einfchägung vielfach eine ſehr ungleichinäßige und mit gr 
Jahre wird diefe Ungleihmäßigfeit zunehmen. Völlig unbrauchbar aber find di 
Ertragftenern des Staats für eine gerechte Heranziehung des Gemerbebetruk 
in der Gemeinde. Daß diefelbe nicht durch Gebäude: und Grunbfteuer binlänzl: 
getroffen wird, ift leicht Mar. Die gewerblichen Gebäude find überall beſonder 
niedrig eingeſchätzt und zu einem niedrigeren Steuerfuß Belaftet, als andere &e 
bäude oder als unbebaute Grundftüde. Bejeitigte man aber auch dieſen Une: 
ſchied des Steuerfußes für communale Zwecke, fo daß gewerbliche Cxhin 
und Wohnhäufer denfelben Procentfag vom Reinertrage bezahlten, führte mr 
felbft eine ganz gleichmäßige Gebäude- und Grundfteuer ein, jo würde Des i 
einer angemeffenen Gommunalbefteurung des Gewerbebetriebs doch feines: 
genügen. Denn da® unbemegliche Capital einer gewerblichen Unternehmung ff 
durdaus nicht im Verhältniß zu den Koften, welde der Gemeinde durd ! 
entftehn, oder den Vortbeilen, welche fie von ihr bezieht. Ein gewerblicher & 
trieb Tann von Gebäuden aus, die einen verhältnigmäßig geringen Werth habe 
und ohne weitern Grundbefig ſowohl eine Menge befizlofer und dürftig X 
Iohnter Arbeiter beichäftigen, welche die Koften des Schul: und Armenmeet: 
in der Gemeinde ſehr vermehren, wie maflenhafte Producte auf den Wegen 7 
Gemeinde transportiren, welche die Unterbaltungstoften derjelben ſehr venmeit“ 
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Dian denke in exſterer Beziehung beifpielsweife an alle Die Gewerbe, bei denen 
die Fabrikation ganz oder theilmeife in den Häufern der Arbeiter vorgenommen 
wird, im beiden Hinfihten an große Bergwerle. Andererjeitö vergleihe man 
mit ſolchem Gewerbebetrieb den bäuerlichen Grundbefig, der in inbuftriellen 
Gegenden ja oft mit ihm zufammen ſich in das unbewegliche Vermögen im 
Gemeindebezirke theilt. Wie gering ift die Armenlaft gewöhnlich in Bauer- 
dörfern, wie groß in indbuftriellen Bezirken; wie ganz anders müflen die Wege 
gebejfert werben, wenn Erze oder Kohlen auf ihnen transportirt werben, als 
wenn nur landwirthſchaftliche Fuhren fie benugen! Deshalb ift auch eine gleich- 
mäßige Grund- und Gebäudefteuer noch Feine gerechte Bafis für eine communale 
Realbefteurung. 

Nur wenn man das bewegliche gewerbliche Capital, welches in den Unter: 
nehmungen im Gemeindebezirk ftedt, ebenfall® beranzieht, wird man zu einer an« 
nähernden Außgleihung zwiſchen Landwirthſchaft und den übrigen Gewerben kommen. 
Tiefem Ziele bringt und aber aud die Heranziehung der Gemerbefteuer nicht 
weientlih näher. Denn die Gewerbefteuer ſteht durchaus nicht im Verhältniß 
zum gewerblichen Capital, und namentlid die großen gewerblichen Unter: 
nehmungen bezahlen gegenüber mandyen fleinen Gewerbtreibenden und den mit 
Grund» und Gebäubefteuer belafteten Landwirthen im Verhältniß zum Umfang 
ihres Gemwerbetriebs und ver Größe ihres Anlage und Betriebscapiteld nur 
einen fehr geringfügigen Betrag an Gewerbefteuer. Die Ducchſchnittsſätze, 
welche die den großen Gewerbebetrieb umfaſſende Clafje aufzubringen hat, betragen 
m dem einen Theile der Regierungsbezirke des Staats 96, in dem andern 
72 Thaler, das Minimum, welches jeder in diefe Claſſe aufgenonmmene Gewerb- 
treibende jährlih zu zahlen Bat, überall 48 Thaler. Der Durchſchnittsſatz 
beläuft fih alfo in dem vorzugsweile gewerbtreibenden Theile des Staats 
ungefähr auf foviel, wie die Grundfteuer von einem Gute mit 1000 Thalern 
Cataſtralreinertrag. Durch den Minimalfag wird aber der Belaftung des 
jan großen Betrieb8 eine weitere, oft fehr enge Grenze geftedt. Es wurde 

ipielömeife in der Sitzung des Wbgeorbnetenhaufes am 25. Dct. 1872 
mitgetheilt, daß das größte Mafchinenbauetablifjement in Berlin 800 Thaler 
und eine der größten induftriellen Unternehmungen in den weftlichen Provinzen, 
die 10,000 Arbeiter beichäftige, 960 Thaler Gewerbefteuer bezahle. Sowie 
die Arbeiterzahl diefer Unternehmungen nach Zaufenden, jo berechnet fich ihr 
Geſchäftscapital nach Millionen. Bon einem Verhältniß ſowohl zu der Grund: 
und Gebäubefteuer einer großen Herrihaft oder Rittergut, wie zu der Ge 
werbefteuer des fleinften Höfers, die immer einige Thaler beträgt, kann, wenn 
man die erwähnten befondern Beziehungen zur Gemeinde ind Auge fat, Da nicht die Rede 
fein. Außerdem aber werben große und wichtige Zweige des Gewerbebetrieb, Brannt- 
weinbrennereien, Bergmerfe und Eifenbahnen von der Gemerbefteuer gar nicht betroffen. 
Die beiden legteren unterliegen dafür der Bergwerk- und Eifenbahnfteuer, 
aber diefe Ertragftenern werden in einer Weife umgelegt, die fie völlig un- 
geeignet für Communalzufchläge macht. Die Bergwerkfteuer nach dem Rob- 
ertrage, die Eifenbahnfteuer nicht nach dem Robertrage, auch nicht einmal nad) 
dem Neinertrage des Unternehmens, fondern nad der wirklich vertheilten 
Dividende. Die eine ift eine progreifive, die andere eine proportionale Steuer. 
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Niemand meines Wiſſens bat daher auch vorgeſchlagen, Communalzufchläge zr 
diefen Steuern zu erheben. Die drei genannten Gewerbe werden von den nad 
dem Fuß der Ertragſteuern aufgebradgten communalen Laflen mur inſoferr 
betroffen, al8 fie Grund= und Gebäuvefteuern zahlen, was von fehr geringe 
Bedeutung ift, denn die Eifenbahnen find fir den Schienenweg frei von der 
Grundſteuer und bie andern Grundftüde und Gebäude ftehn bei feinem der 
beiden Gewerbe im Berbältniß zu ihrer Bedeutung. Beim Bergbau und ke 
Branntweinbrennerei kann man allerdings infofern einen Ausweg finden, al: 
man fie eigens für die Zwecke der Communalbeftamung zur Gewerbeitu: 
einzufhägen vermag, wie Died die Kreisordnung vom 13. December 1872 ir 
8 14 für größere Bergwerke anorbnet und der minifterielle Entwurf cur. 
Communalfteuer für beide Gewerbe einzuführen beabjictigt. Für die Cie: 
bahnen aber ift auch diefer Ausweg unmöglich. 

Es ift leicht einzufehen, daß dieſe Uebelftände bei der Staatäbefteurn: 
weniger bervortreten, während fie bei der Communalbeſteurung im hötfk. 
Grade ſich fühlbar machen müffen. Die Ertragbefteurung des Staats fl r 
ihrer Höhe faft unveränderlih und in Folge des langen Beftehens der c> 
waltenden Ungleihmäßigteiten kann man darauf rechnen, daß fie zum grefe 
Theil weniger drüdend geworden find. Ber der weitaus einträglichften und wihtifte 
diefer Abgaben, der Grumndfteuer, bat man eine im Yaufe der Zeit ertolz. 
Ausgleichung von Ungleihmäßigfeiten dadurch fogar geſetzlich anerkanm, ter 
man den Belikern von der Grumdftener befreiter Grundſtücke bei der nmc 
Grundfteuerregulirung eine Entihädigung gewährt bat. Auch die Firimr; 
der Grundfteuer auf eine unveränderliie Summe bat nur Berechtigung =: 
eine Gonfequenz der Auffaffung, daß es fich bei diefer Steuer um eine übe 
kommene Abfindung von Xaften handele, die von Altersher auf dem In: 
und Boden geruht haben. Ebenſo erklären fih die andem Crtragfium. 
3. B. Bergwerkfteuer, Gemerbfteuer, nur biftoriih, am eine conſequeme Ye: 
mögendbefteurung bat bei ihrer Auflegung Niemand gedacht. Da aber de 
Staat faft durchweg nicht mehr als bergebrachte Leiftungen fordert, und da te: 
Bermögen außerdem noch durch Stempel: und Erbſchaftsabgaben getreff 
wird, fo ift die Ertragbefteurung des Staats allenfalls noch zu halten. Adc 
nur die Rückſicht auf die allmälige Ueberwälzung und Auögleihung IT 
diefen Theil unferes Steuerfuftem® erträglich erſcheinen, fonft würde er !: 
unleivlichften Ungerechtigkeiten in fich ſchließen. Daber hat man au niemalt 
wenn der Staat in finanzieller Noth war, gewagt, Zufchläge zu den Era | 
fteuern zu erheben, fondern ſich mit einer Erhöhung der Claſſen- und &ir 
fommenfteuer begnügt. . 

Ganz anders liegen die Dinge bei der Commumnalbefteurung. 

Ueberall find die durch Communalfteuern aufzubringenden Laften in ikr: 
Höhe veränverlih und in bet weitem ben meiften Fällen in raſchem Wahr 
begriffen. Die Ausgaben für Schulwefen, Armenwefen, Strafen und Bege, ©: 
ſundheitspolizei u. |. w. müſſen mit wachſender Cultur raſch zunehmen. Ntemar! 
wird die rafche Ausbehnung des communalen Haushalts hemmen, ja bei ruhen 
Erwägung der obmwaltenden Berhältniffe nicht einmal bedauern fünnen. zer 
von den genannten Verwendungen hängen zur Zeit unfere Eulunfatihrr 
viel mehr ab, als von den Ausgaben des Staats. Es kommt daher Art 
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rauf an, ben Gemeinden ein recht elaſtiſches Steuerſyſtem zu geben, das mit 
nöglichft geringen Schwierigfeiten erhöhte Summen aufzubringen geftattet. Gerade 
n diefer Beziehimg aber verfagen die Ertragfteuern des Staats ihren Dienft. 

Natiirliher Weiſe entfteht in Folge der beiprochenen Dängel, welche 
inſerer Ertragbeſteurung anbaften, in den meiften Commmmalverwaltungen 
8 Beſtreben, die wachſenden Bebürfniffe ganz überwiegend dur die Ein- 
ommenfteuer zu beiden. Die Staatsregierung iſt mehrfach den äußerften Aus⸗ 
püchlen diefer Tendenz entgegengetreten uud bat ſich bemüht, die Gemeinden zu 
inigen Zufchlägen auf Grund: und Gebäudeſteuer anzubalten. Bei der Un- 
xftimmtbeit der Ausdrucksweiſe der meiften Gemeindeordnungen über dies 
Berhältnig find daraus mitunter Conflicte entftanden, die von den beteiligten 
Semeinden bis and Abgeorbnetenhauß verfolgt wurden. Es fteht zu erwarten, 
a8 auch bei der bevorftehenden gefeglichen Regulirung mächtige Imterefien 
gen jebe erbebfihe Heranziehung der Ertragfieuern, oder doch 
nöglicgfte Autonomie der Gommunalverwaltungen fümpfen werden, und 
wohl die Majorität des Hauſes ver Abgeordneten bisher einer aus- 
dbließlichen Aufbringung communaler Laften durch Perfonalfteuern nicht 
zünſtig gefinnt war, A wird doch Die entgegengejeßte Richtung in ber 
nongelhaften Verfaſſung umferer Ertragbefleurung eine fräftige Stüge haben 
Lie Autonomie der Gemeinden aber wird, wie die Erfahrung lehrt, zu immer 
türferer Benutung der Einfommenfteuer für communale Zwede führen. 

Im Jahre 1869 beftand folgendes Verhältniß der Ertrag- und Ein- 
tonmen=, Sowie der Real: und Perfonalfteuern in den preußifchen Städten !): 

















zur Clafſen⸗ und 











Provinzen. zur Grund- und) _. zur Gewerbes | zu inbirecten 
: Einlommen- 
Gebänbefteuer | ſteuer Steuern 
ſteuer 
Thlre. | xhlr. Thle. Ihlr. 
Preußen | 38,120 | 216,777 | 5u5 | 296,096 
Brandenburg 62,508 173,395 | 82: 1,277,126 
Bommern | 15,763 | 89,600 1494 | 114,064 
Bofen 8,132 2294119 | 1,279 1 131,780 
Schlefien 87,831 222,965 2,371 | 433.495 
Sachſen 103,191 302,636 2457 |! 193,296 
Schleswig - Holftein 4,009 22,614 — | 9,551 
Hannover 44,102 232.013 |: 4917 7,282 
Weſtfalen 109,133 686,850 | 10700 | — 
Heffen - Naſſau 27,845 381,806 | 13214 | 37,230 
Rheinland 418,866 1,421,010 | 51,403 435,789 
dohenzollern 8,762 — | 2,907 
Staat 918,262 3,978,985 91,398 2,935,717 





) Jahrbuch für d. amtliche Statiftik des preuß. Staats. IV. Jahrg. 2. Hälfte S.408. 
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Nah anderem Maßſtab erhoben. 























| > N ger! Siddrie⸗ 
Provinzen. | Berfonal- | Sonſtige Summe der eheuem pr 
Realſteuern ſtädtiſchen 
| fleuen | Steuem | Ruf ie 
| | Steuem - Brain; 
| Ehe | zum | :hle. Ihle. Thu 
Preußen | 23,327 771,202 58,936  1,410,888 20 
Brandenburg 608,074 | 641,817 | 1,547,362 4,312,746 3.0% 
Pommern 34,776 | 973,266 | ° 8,982 646,547 1.0 | 
Boien 12,097 | 197,602 5,368 588,312 , 15 
Schlefien 4,612 | 674,964 42,262 , 1,482,628 1.25 
Sachſen 47,756 | 279,417 21,857 962,361 12 
Schleswig - Holftein 363,981 | 450,607 16,774 | 870,767 29 
Hannover 121,975 | 87801 | 570900 595,553 ı 17 
Weſtfalen 84 1,690 18,197, 829, 131 1. 
Heſſen⸗ Naſſau 8,521 46,993 | 649,950 ° 1,176,813 | 251 
Rheinland 1,443 | 711,989 43,430 | 3084,08 12% 
Hohenzollern 1,469 1,996 1,037 1639 14 
Staat y 1,228,115 | 4,239,433 | 2,471,195 | 15,976,163 ! 215 


Diefe Tabellen zeigen zunächft, daß weit größere Summen durch yerfünk 
Beſteurung aufgebracht wurden, als durch reale. Nach Aufhebung der Shlet: 
und Mablfteuer und Wegfall der ftädtiichen Zuſchläge zu denſelben hat ſich dee 
Uebergewicht der Perfonalbefteurung ohne Zweifel noch weiter verftärtt. <«-: 
geringfügig aber find überall die Zuſchläge zu den Ertragſteuern des Etat: 
die zu der Gemwerbefteuer inöbefondere fommen gar nicht in Betracht. Tu, =: 
die Realbefteurumg eine relativ hohe Bebeutung Hat, find es beſondere, cri 
Grund älterer Gefebgebung erhobene ſtädtiſche Realſteuern, nicht die Enter 
ſteuern des Staats, welche den Ertrag liefern — ein Beweis, daß De ıl: 
geeignetheit der Iestern zu commumalen Zufchlägen, die wir heworzebobe 
auch in der Praris ſich ummiderftehlich geltend madt. Außer in der Fror- 
Brandenburg zeichnen ſich vor Allem Schleswig - Holftein und Hannmwer te: 
eine verbälmifmäßig flarfe Benugung ber Nealbefteurung aus, alle a“ 
diejenigen Provinzen, in welden im Yahre 1869 preußiſche Steuereinndtn:s 
erft jeit Kurzem, preußiiche Stäbteordnungen noch gar nicht eingeführt watz- 

Neueres ftatiftiiches Material über die Benugung der beiden Steuerarten tr- 
Neumann a. a. O. S. 102 mit. Dasſelbe bezieht ſich auf die Jahre 1871 um 
1872 und betrifit ebenfalls ausſchließlich ftäptifche Gemeinden. Neumann ne 
auf Grund amtliben Materials, daß in Preußen viele Gemeinden, namen? 
mittlere und Meinere Stabtgemeinden , faft ihren ganzen Bedarf durch reriea: 
Steven vom Einkommen deden, jo von den 6 größten Etädten (mie 
Zählung von 1871) Königsberg, von den 12 folgenden Städten über 50,0% 





3) Unter der Summe ber ſtädtiſchen Steuern find außer den aufgefüßrten Siar- 
auch nod die Bürgerrechtsgelder begriffen. | 
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6, nämlih Stettin, Bremen, Elberfeld, Duſſeldorf, Crefeld, Poſen, 
— ım Ganzen in der Provinz Preußen von den 8 größten Städten 7, in 
Schlefien von den 12 größten Städten 9, in Pommern von den 7 größten 
Städten 4 u. |. w. „Und auch von denjenigen Städten”, fährt ex fort, „Die 
yernach nicht ihren ganzen Bebarf durch Einkommenfteuern reip. Zuſchläge zur 
Staats⸗, Claſſen⸗ und Einfommenfteuer decken, haben keineswegs alle Daneben 
ah Grund- oder Häuferfteuern, reſp. derartige Zuſchläge, ſondern z. 8. 
Frankfurt und Danzig 1872 nur noch Wohnung- oder Mietbftenern. Und 
no überhaupt Grund- und Häuferfteuern reſp. Zufchläge zu ſolchen behufs 
Dedung des communalen Bedarfs erhoben werben, find fie in Preußen faft 
yanz allgemein von geringem Betrage gegenüber den Exträgniffen jener per- 
jonalen Steuern. So ftehen fi 3. B. in den größten Städten !) gegenüber 


bie Reineinnabmen 
von ben perfonalen Steuern don den realen Abgaben 


(indbefondere alfo vom Einkommen, bazu bie und ba von (Grund- ober Hausſtenern reip. 

Wohnungsmiethen) Zuſchlägen zu biefen) 
in Berlin wie etwa 3,000,000 Thlr. zu 600,000 Thlr. 
in Breslau „nn 490,000 „ zu 80,000 „ 
in Eöln „  n. 500,000 „ zu 40,00 „ 
in Magveburg „ „ 70,000 „ zu 14,000 „ 
in Rönigdberg „ 240,000 „ u — n 
n Frankfurt, 350,000 „ zu — n 
ın Danzig W 164,000 „ zu 35,000 „ 
in Stettin „nn 196,000 „ zu — 1‘ 
m Bremen „u 237,000 „ zu — „ 
m Chef „ „ 285,000 „ zu — „ - 
in Düffelborf ” n 170,000 „ gu — Z 
in Crefeld „nn. 17400 „ u — n 
in Bofen „ u 80,000 „ zu " 
in Eſſen „nn 137,000 , zu 17,000 „ 
in Caſſel „on 104,000 „ zu 2,600 „ 
in Dortmnd „ „ 85,000 „ zu — n 
in Potdom „ „ 47,000 „ zu 3800 „ 
in Erfurt vn 84,000 „ zu — 

u. ſ. m.” 


Eine jo überwiegende oder ausſchließliche Benutung der Claſſen⸗ und Ein: 
ommenſteuer würde in vielen Gemeinden fehr bald zu den bedenklichſten Zu⸗ 
tünden geführt haben, wenn man das Princip der PBerfonalbefteurung und die 
zleichmäßige Beſteurung alles Einkommens ohne Unterfchied feiner Duelle 
onfequent feftgehalten hätte. Es würden manche Gemeinden, aus denen bie 
Bodenrente zum größten Theil auswärtigen Cigenthümern oder Glänbigern 
ufließt, oder in denen die wichtigften gewerblichen Anftalten fir Rechnung Fremder 





?) Hannover unb Aachen find in der folgenden Tabelle wegen Mangel® an Nach⸗ 
Achten nicht aufgeführt. 
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betrieben werden, kaum im Stande fein, ihre Verpflichtungen zu erfülle, « 
würden mande Volksclaſſen, die nur ein Einfommen aus Arbeitslaftmgn 
haben, unter dem äußerſten Steuerdrud ſchwer leiden, wern man nicht incmi- 
quenter Weiſe auf zweierlei Weife von den der Staatseinfommenfteuer zu Enmk 
liegenden Brincipien abgewichen wäre. Man bat verfucht, die 

in gewiffen Fällen zu einer Real⸗ oder Objectfleuer zu machen und für em 
Arten des unfundirten Einkommens Steuerprivilegien und Sremtionen geſchaſe 
Dadurch Hat man zwar die Schädigung der communalen Leiftungsfähtster. 
welche fonft aus der reinen PBerlonalbefteurung entftanden wäre, etwas verminder 
wenn auch keineswegs aufgehoben, aber andererfeitS wieder ſchwere Mißſund 
hervorgerufen, die zu vielfachen und gerechten Klagen Anlaß geben. 

Die Städteorbnung für die ſechs öſtlichen Provinzen ver Donardee ec 
30. Mat 1853, die Städte und Landgemeindeordnung für die Provinz Ext 
falen vom 19. März 1856, die Städte- und Landgemeindeordnung für > 
Rbeinprovinz vom 15. Mai 1856 und endlich die Städteordnung für Sc!+ 
wig-Holftein vom 14. April 1869 enthalten übereinſtimmend folgende Voriärt. 

„Wer, ohne in dem Stadtbezirk (Gemeindebezirk) zu wohnen, daſelbſt On 
beftig bat, oder ein ftehenves Gewerbe betreibt, iſt dennoch verpflichtet, s 
denjenigen Paften theilzunehmen, welde auf den Grundbefig oder das & 
werbe oder das aus jenen Quellen fließende Eintommen gelegt find. 2: 
felbe Verpflichtung Haben juriftifche Perfonen, welde in dem Stadibrr— 
(Gemeindebezirt) Grundeigenthum befigen, oder ein ſtehendes Gewerbe trake' 
In die Kreisordnung ($ 14) bat dann im Weſentlichen dieſelbe Beltmer: 
Aufnahme gefunden, mit Ausdehnung der Verpflichtung auf Actiencommandigie- 
Ihaften, auf Actiengeſellſchaften und Berggewerkſchaften. In gleicher Weile beittar 
der Gefegentwurf der Staatsregierung, betreffend die Aufbringung der & 
meindeabgaben, in $ 14: „Den in $ 12 gedachten birecten Gemeindeabgabe 
unterliegen ferner auch Diejenigen Perfonen, welche, ohne in der Gemerkt .; 
wohnen oder fi) länger als drei Monate aufzuhalten, daſelbſt Grundtr 
haben, oder ein ftebended Gewerbe oder außerhalb einer Gewerkſchaft La: 
bau betreiben (Forenſen).“ 

„Dieſelbe Abgabenpflicht trifft unter der gleichen Vorausfegung die Acie 
gefellichaften, Commanbitgefellichaiten auf Actien, fowie die Berggewerfit:”” 
und die juriftiichen Perjonen, jedoch mit Ausnahme: 

1) des Reichsfiscus, 

2) des Staatsfiscus, 

3) der Gemeinden und der weiteren Communalverbände”. 

Die im $ 12 gedachten diresten Abgaben find alle directen Abgede 
mit Ausnahme der auf den Grundbefig oder Gemerbebetrieb gelegten, von Det 
e8 jelbfiverflänblih it, daß fie die genannten Perfonen und Geiellde: 
ebenfalls tragen. 

Auf Grund ver mitgetbeilten Beltimmungen in den Stähle: = 
Gemeindeorbnungen können von den Gemeinden, für welche die Ordnungen air 
die Forenſen, juriftifchen Perfonen, zu denen nad) der Interpretation der Sare 
vegierung auch die Actiengeſellſchaften gerechnet werden, von den Kreiſen ar 
außerdem auch die Eommanditgefellfchaften auf Actien und Berggewerhſchaften "7 
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6, nämlid Stettin, Bremen, Elberfeld, Düſſeldorf, Crefeld, Poſen, 
— im Ganzen in der Provinz Preußen von den 8 größten Städten 7, in 
Schlefien von den 12 größten Städten 9, in Pommern von den 7 größten 
Städten 4 u. |. w. „Und auch von denjenigen Städten”, fährt er fort, „Die 
hiernach nicht ihren ganzen Bedarf durch Einkommenfteuern reſp. Zuſchläge zur 
Staats-, Claſſen- und Einfommenfteuer deden, haben keineswegs alle Daneben 
noch Grund- oder Häuferfteuern, reſp. derartige Zufchläge, fordern z. 8. 
dranffurt und Danzig 1872 nur noch Wohnung: oder Mietbfteuern. Und 
wo überhaupt Grund- und Häuferftenern reſp. Zufchläge zu folchen behufs 
Dedung des communalen Bedarfs erhoben werden, find fie in Preußen faft 
ganz allgemein von geringem Betrage gegenüber ben Erträgniffen jener per- 
\onalen Steuern. So ftehen fi 3. B. in den größten Stäbten !) gegenüber 


Die Reineinnahmen 
von den perfonalen Steuern von ben realen Abgaben 


(inöbefonbere alfo dom Eintommen, bazu bie und ba von (Grund- ober Haudfteuern reip. 
Wohnungsmiethen) Buichlägen zu dieſen) 
in Berlin wie etwa 3,000,000 Thlr. zu 600,000 Thlr. 
m Breslau „ „490,000 „ zu 80,000 „ 
in Eöln „  n». 500,00 „ zu 40,000 „ 
in Magdeburg „ 70,000 „ zu 14,000 „ 
in Königebrg „ 240,000 „ u — n 
in Haft „ „ 350,000 „ zu — n 
in Danzig „nn 164,000 , zu 35,000 „ 
in Stettin „nn 196,000 „ u — 8 
in Bremen 237,000 „ zu — „ 
m Elberfeld " ” 285,000 n zu ” - 
in Düffedorf „ „ 170,000 , zu — n 
in Erefeld un 174,000 „ u — „ 
in Bojen „on 80,000 „ zu — „ 
in Eſſen W 137,000 „ zu 17,000 „ 
in Caſſel „ n». 104000 „ zu 2,600 „ 
in Dortmmd „ „ 85,000 „ zu — » 
in Potsdam „ „ 47,000 „ zu 3800 „ 
in Erfurt „on 84,000 „ zu — n 
u. |. mw.“ 


Cine jo überwiegende oder ausſchließliche Benugung der Claffen- und Ein- 
tommenfteuer würbe in vielen Gemeinden fehr bald zu ben bebenflichften Zu= 
Händen geführt haben, wenn man das Princip der Perfonalbeftenrung und die 
gleihmäßige Beftenrung alles Einkommens ohne Unterſchied feiner Duelle 
confequent feftgehalten hätte. Es würden manche Gemeinden, aus denen die 
Bodenrente zum größten Theil auswärtigen Eigenthümern oder Gläubigen 
zufließt, oder in denen die wichtigften gewerblichen Anftalten fiir Rechnung Fremder 





?) Hannover und Aachen find in der folgenden Tabelle wegen Mangels an Nad- 
richten nicht aufgeführt. 
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jo kann durch diefe Einrichtung ein recht wohlbabender Stenerpflichtige: 7 
einen Theil feines Einkommens des ermäßigten Steuerfußes theilhaftig werde 
ber für die bebürftigen Claffen in fchonender Weiſe eingerichtet ifl. 

Zu den widerfinnigften Confequenzen führt aber die progreifive Eintemr:> 
befteuerung in ihrer Anwendung auf Erwerbsgeſellſchaften. Die Rüdficht af !. 
Leiſtungsfähigkeit, aus welcher ber den wirklichen Perfonen die Ermäßigung de 
Steuerfufes bei einem Einkommen unter 1000 Thlm. angeordnet ift, talk :: 
ganz weg. Die Eeſellſchaften haben keine perfönlichen Bedürfniſſe und Tut: 
warum follen fie einen höheren Procentfag bei größerem Umfang des Gmekr 
trieb8 und Reinertrags, einen niedrigeren bei Heinerem entrichten ? Thatfählih Kir 
freilich die Degreifion bei unferer Eintommenbefteurung zur Zeit noch auf re. 
niedrigen Eintommenftufe, daß die Einihägung zu ermäßigtem Steuerfuk ” 
Erwerbögejellihaften nicht in Frage fommt. Aber unter den Perſonen, die ke: 
Erwerbögefellichaften betheiligt und die eigentlichen und allemigen Einfeomux» 
pfänger find, unter den Actionären und Gewerfen, werben wahrfcheinlih Ra:s 
fein, die nicht einfommenftenerpflichtig, ſondern claffenftenerpflichtig find. = 
geben für dieſen Theil ihres Einkommens der Wohlthat verluftig, welde = 
Geſetzgeber ihnen zugedacht Bat, wenn die Erwerbsgeſellſchaften zur Eintenm.> 
fteuer eingeſchätzt werben. 

Aber nicht nur bei der Veranlagung der Steuer auf das eingejhäkt S 
fommen, fondern ſchon bei der Einſchätzung des Einkommens Der Forenfe, ©: 
werbsgeſellſchaften und juriftifhen Berfonen zeigt es fi, wie verkehrt ef 
mittel8 reiner Perfonalfteuern den Heinertrag einzelner Erwerböquellen kit: 
zu wollen. Für Denjenigen, der überhaupt den Begriff Einkommen Ihärk - 
faffen gewohnt iſt, Tann e8 gar Fein Zweifel fein, daß von einem Einkam- 
aus einer gewerblichen Unternehmung, abgejehen von den übrigen wirthſchafto⸗ 
Berhältniffen der Berfonen, welchen der Reinertrag dieſer Einkommengua 
zufließt, nicht die Rede fein kann. 

Einkommen ift die Summe der wirthichaftlihen Güter, die in einer gar 
Zeit zu dem ungefchmälert fortbeftehenden Stammgut einer Perfon neu Hinzu 
die fle alfo für ihre perlönlichen Bebürfniffe verwenden fann, ohne in ihrer 2 
ſchaftlichen Lage zurüdzugehen. Wie viel daher von dem Keinertrage eines 
zelnen Grundſtückes dem Eigenthümer als Einkommen zufliegt, läßt 16 = 
beurtbeilen, wenn man die ganze Wirthichaft des Eigenthlimers, feim ütr:“| 
Einnahmen und vor Allem feine Schulden kennt. Nun fünnen aber mut E: 
tbefarıfche Schulden, die auf den betreffenden Grundftüden haften, ven dan 3.7 
ertrage derfelben ohne Berückſichtigung der perſönlichen Berhältnifie des C;” 
thitmerd mit eimiger Sicherjeit ermittelt und in Abzug gebracht werben : 
perlönliden Schulden, für melde kein beſonderer Bermögenstbeil haftet, =2- 
Diejenigen Forenfen, welche feine hypothekariſchen, ſondern nur gewöhnliche Ste? 
haben, kommen dadurch in Nachtheil. Namentlich find es bie juriſtiſden de 
fonen, die Gemeinden, der Staat, bie fiir ihre Schulden feine einzelnen 3° 
mögenstheile zu verpfänden pflegen. Der Staat würde alfo bei conſeanc 
Durchführung der Befteurung juriftiicher Perfonen überall in den Can 
für den vollen Reinertrag feiner Landgüter, gewerblichen Anftalten, Eifenkiie® 
zu fteuern baben, und die Schulden, welche er contrabirt bat, um Eiſenbobꝛ 
zu bauen oder zu erwerben, nirgendwo in Abzug bringen können. 
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Ein Erlaß des Miniſters des Innern vom 3. September 1866 hat 
eilih verfügt, daß bei Berechnung des Einkommens aus dem außerhalb der 
Bohnortögemeinde gelegenen Grundbefig die perfönlichen Schulden nicht außer 
dt zu laſſen und Teviglich auf das Kapitalvermögen reſp. auf das Einfommen 
18 letzterem im Abzug zu bringen feien. Es fer vielmehr davon auszugeben, 
iß das Gefammterntommen verfelben (da8 aus dem Capitalvermögen und 
nundvermögen zuſammen) durch die Schulezinfen ratirlich verınindert werde. 
u einer folhen Berechnung ift natürlicher Weife diejenige Gemeinde, welche den 
rundbefig oder das Gewerbe der Forenfen befteuert, aus Mangel an Kenntniß 
ı Thatfachen nur ganz ausnahmsweife im Stande, fie fann nur von der 
sohnortögemeinde vorgenommen werden und an eine foldye ift dann der obige 
claß auch zunächſt gerichtet. Fin Wusländer ift daher eine derartige Nepartition 
un unmöglich, aber auch die inländiſche Wohnortögemeinde wird bei derjelben 
7 große Schwierigkeiten ſtoßen. Um zu einigermaßen leiblihen Reſultaten zu 
fangen, wird die mit der Nepartition betraute Behörde eine Zergliederung des 
lammten Einkommens vornehmen und dabei viel tiefer in Die perjönlichen Ver⸗ 
Inifje des Steuerpflichtigen eindringen müſſen, als das fonft bei der preuft- 
en Einfommenfteuer üblich und durch unfer Eintommenfteuergefeg gerechtfertigt 
. Bisher hat man es immer für emen Vorzug der Eintommenbefteurung 
halten, daß fie ſich Hauptfächlic an die gefammte Lebenslage des Steuerpflid- 
en, die ungefähre Geſammtſumme feined Vermögens, das Maß feiner Aus- 
ben hält und deshalb auf ein läſtiges Eindringen in die Vermögensverhältniffe 
5 Steuerpflichtigen im Einzelnen in der Regel verzichten kann, während bie 
tragbefteurung dafür den Vorzug hat, daß fie fchärfer die einzelnen Ertrag: 
elen prüft und ermittelt, Dagegen Das Gefammteinfommen eined Steuerpflich- 
en aus den verſchiedenen Quellen und namentlich feine Schuldverhältniſſe den 
uerbehörden unbelannt bleiben. Bei der Einfommenbeiteurung der Forenſen 
bt man von den Vorzügen der beiden Methoden ab und eignet ſich nur ihre 
tbequemlichkeiten an). 

Gegenüber der Gemeinde, die Auswärtige wegen ihres Grundbeſitzes oder Ge 
thebetrieb8 in deren Gemeindebezirk befteuert, ift aber auch der Abzug der Schul: 
ſen vom Reinertrage des zu beſteuernden Objectes in hohem Grade unbillig, 
gen die Schulden nun auf den fteuerpflichtigen Grundftüden fpeciel haften 
ꝛx nicht. Weder auf die Vortheile, welche der Gewerbebetrieb oder die Grund- 


ı) Der Gefeentwurf der Staatsregierung erwähnt die Frage ber Schulbenver- 
a Er beftimmt, daß als fteuerbares Einfommen zu Grunde zu legen fei 

ie Forenfen, 

a. fofern fie in einer andern Gemeinde zur Claſſen⸗ over claffificirten Einfommen- 
ir veranlagt find, derjenige Theil des fteuerbaren Gefammteinlommens, welcher 
den in der Gemeinde belegenen Grundbeſitz bezw. auf den daſelbſt ftattfindenben 
werbes ober Bergbaubetrieb fällt; 

b. fofern fie zu den genannten Steuern nirgends veranlagt find, das nad ben 
unbfägen in 88 28 unb 30 des Gef. v. 1. Mai 1851 zu ermittelnde Reineinkom⸗ 
ı aus dem Grundbefig, Gewerbe ober Bergbaubetriebe innerhalb des Gemeinde⸗ 
irkes. Bon wem und wie ber betreffende Theil des Gefammteintommens im erften 
le beſtimmt werben fol, fagt der Entwurf nicht. Im zweiten alle wiirde eine 
rückſichtigung der perfönliden Schulden feiten® der Gemeinde, welche den Forenfen 
euert, ohne Zweifel wegfallen. 


8 
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eigentbümer aus dem Gemeindeverband ziehen, noch auf die Koſten, welde ix 
demjelben veranlafien, hat das Maß ihrer Verſchuldung, wie wir oben Ihe 
beroorhoben, irgend einen Einfluß. Für Auswärtige aber, die feine perlänlik 
Berpflihtung gegen die betreffende Gemeinde haben, für juriftifche Berfonen, be 
denen e8 wiberfinnig wäre, von Bürgerpflichten zu reden, kann doch num in jr 
‚ Bortbeilen und Koften ein genügender Nechtögrund zur Beſteurung gem. 
werben. Daher wird das Nechtögefübl verlegt, wenn eine große mbuftnelke Ur 
ternehmung, die in einer Landgemeinde ven größten Theil der Benälfenung !: 
Ihäftigt, fie welde die Wege und Straßen hauptſächlich unterhalten wat. 
welche den übrigen Gemeindeangehörigen vielfache Unbequemlichkeitn verurſes 
deshalb von den Gemeindelaſten befreit fein joll, weil fie ſtark verfhuli ” 
und ihr Neinertrag an die Gläubiger flatt an die Eigenthümer gebt 2: 
trat in eclatanter Weile bernor bei den Berhandlungen, die im Abgeordacc 
Haufe über eine Petition der Gemeinde Kalk bei Deuß ftattfanden. Ti ©. 
meinde beichwerte fich darüber, daß die Staatsregierung ihr verwehrt Habe, die Cär 
Mindener: Eifenbahngefellihaft wegen einer in dem Gemeindebezirk belegenen ge 
Mafchinenwerkftätte zur Communal-Einfommenfteuer heranzuziehen. Die Su: 
regierung erflärte, die Werkftätte fer ein Theil der Deug-Giehener-Eifenbahı. ! 
Deug-Gießener-Eifenbahn aber habe in den betreffenden Jahren ein Einkenr 
nicht abgeworfen, folglich könne aud ein Theil dieſes Unternehmens kan fie: 
pflichtige8 Einkommen ergeben haben. Die Deutz-Gießener-Bahn iſt nz 
mit einem Capitale erbaut, welches ganz durch Ausgabe von Prioritätietz 
tionen aufgebradht ift und der Reinertrag der Bahn hatte his dahin zur N: 
zinfung der Prioritätdobligationen nicht ausgereicht. Es wurden im Hark: 
Abgeordneten verichtedene Einwendungen gegen dieſe unſeres Erachtens auf Cr 
der beftehenden Geſetzgebung nicht zu widerlegende Deduction vorgebracht. It: 
wir nicht, jo machte am meiften Eindruck unter venfelben die Behauptm: : 
Referenten, daß die Interpretation der Staatsregierung dem Sinne un: : 
Motiven des Geſetzes widerſpreche. Es handele ſich bier um Gegenlaitu: 
für die von der Gemeinde aufrumendenden Communalbebirfniffe. „ol : 
erwägen”, fagte er, „daß aus dem Yabrifetabliffement der Cöln-Mindener ı 
ſellſchaft in Kalt etma 4—500 Arbeiter in die Gemeinde Kalk Bineingezogen ' 
jo werden Sie eingeftehben müſſen, daß die Gemeindebebürfniffe, namen 
Armen- und Schulangelegenheiten, dadurch ganz bedeutend haben gefteigert 27. 
müffen. Sch will bemerken, daß durch den Zuzug jener Fabrikarbeiter der 7 
mune Ralf im Jahre 1868 eine vermehrte Ausgabe von 7—800 Thale: : 
wachen if, und dann frage ih, ift das ein Wequivalent für Die geſteiger- 
Gemeindebebiirfniffe, daß 4—500 Arbeiter irgend eine geringe perfözt:t 
Abgabe an die Commune Teiften? Ich glaube das nicht, und besmat - 
ſtimmt der Art. 8, daß derartige FabriketablifiementS zur Communal-Ei:: 
menſteuer pflihtig find." Diefe Ausführung, die in ganz ähnlicher Weie = 
von einem andren Redner vorgebracht wurde, beweiſt aber offenbar nur. : 
perjönlihe Steuern fir die Communalbefteurung nicht ausreihen und of Y 





























thümer an feine Gläubiger abgegeben werden muß, einen Theil feines C::" 
mens bildet und zur Einkommenſteuer herangezogen werden darf. Mit ri2 
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Rechte entgegnete dieſer Auffaflung gegenüber der Vertreter der Staatöregierung, 
man möge ihm doch das Einkommenſteuer-Regulativ zeigen, in weldem ge= 
ſchrieben fände, daß ein Einwohner einer Gemeinde, welcher aus einem Haufe 
in diefer Gemeinde 500 Thaler jährlich bezieht, aber 500 Thaler darauf haf- 
tender Schuldzinſen jährlich zu zahlen Hat, für jeine Einkünfte aus diefem 
Haufe zur Einfommenfteuer herangezogen werden könne. Sei eine ſolche Inter- 
pretation des Begriffe Einkommen aber bei einem Einwohner nicht zuläffig, fo 
tinne fie auch bei einem Nichteinwohner nicht geftattet werden, ſonſt würde die 
ionderbarfte Wirkung eintreten bei einem Wohnungswechſel des Steuerpflich- 
tigen. So lange er in der Gemeinde wohne, in welder fein Grundeigenthum 
gelegen, von dem er der Berihuldung halber ein Einkommen nicht bezieht, 
würde er Davon einfommenfteuerfrei fein, bei feinem Wegzuge in eine andere Ge- 
meinde würde die erfte berechtigt fein, die Schulden außer Acht zu laſſen und ihn 
für fein Haus zur Commimal-Eintommenfteuer heranzuziehen. Wenn dieſer 
Teduction gegenüber auf der andern Seite Gründe, Die aus der inneren Natur des 
Berhältnifjeß der Forenfen zur befteuernden Gemeinde genommen wurden, für das 
Beſteurungsrecht angeführt wurden, fo kann eine derartige Deduction natürlich 
nicht ausdrückliche Beftiunmungen der Geſetzgebung, welde Einfommen>, nicht 
Ertragbefteurung anorbnet, umwerfen, aber andererſeits thaten dieſe Ausführungen 
doch in überzeugender Weile dar, daß der Gejeggeber ganz verfehrter Maßen in 
dielem Falle die Einkommen⸗ ftatt dec Object oder Realbeſteurung vorgeichrieben hat. 

Wegen der nothwendigen Freilaffung der Schulden erreichen die erwähnten 
Beſtimmungen alfo auch gar nicht den Zweck der Gemeinden, das volle Ber 
ſteurungsrecht des ganzen Neinertragd vom Grundbeſitz und Gewerbebetrieb 
im Gemeindebezirk zu fichern und zu verhindern, daß nicht der Ertrag ber 
Wirthſchaften, für welche fie ihren Gemeindeaufmand machen, ihrer Beſteurung 
zum größten Theil entzogen wird; denn ſoweit diefer Ertrag auswärtigen Oläu- 
digen zufließt, bleibt er durch eine Einfommenftener unerreichbar. Es wird 
daher die fefte territoriale Bafis fir den Gemeindehaushalt gar nicht erreicht. Es 
bleibt der vorher erwähnte Mißſtand aller Berfonalbefteurung fiir die Gemeinven 
beftehn. Ein Hüttenwerf, ein großes Gut, zu dem der größte Theil der Gemeindeflur 
gehört, deckt wielleicht Durch feine Einfommenfteuer den größten Theil der Ausgaben einer 
Landgemeinde. Es kommt in verfchuldete Hände, fofort zahlt es faft gar Nichts 
mehr und die kleinen Beſitzer und die Tagelöhner der Gemeinde haben den ganzen 
Aufwand zu veden. Werden biefelben nicht mit Recht fragen, was denn bie 
leichtſinnige Wirthichaft eines fremden, ihrer Gemeinde nicht angehörigen Mannes, 
oder der Berlauf an einen fremden, überſchuldeten Speculanten an ihren com: 
munalen Beziehungen zu dem. Gute oder Hüttenwerle geänbert habe? 

Eine weitere Confequenz der Heranziehung der fog. Torenfen zur Eine 
fommenfteuer ift die Freilaffung des in andern Gemeinden mit Communal-Ein- 
foınmenftenern belegten Reinertrags von Grumdftüden und vom Gewerbebetriebe 
von der Gommunal-Eintommenbefteurung im Wohnorte des Steuerpflichtigen. 
Die Städteordnungen für die ſechs öſtlichen Provinzen vom 30. Mai 1853 und für 
Weſtfalen vom 19. März 1856 haben übereinftimmend die Borfchrift: „bei ben 
Zuſchlägen zur claffificirten Einfommenfteuer muß jedenfalls das außerhalb der 
Gemeinde gelegene Grundeigenthum außer Berechnung bleiben“. Durch die 
Minifterialanweifungen zu diefen Beftimmungen find dieſelben dahin interpretirt, 
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daß in gleicher Weiſe, wie das Einkommen aus Grundbeſitz, auch dad and aus 
wärtigem Gewerbebetriebe herrührende Eintommen von der Commnnaliteuer fm 
zu laſſen fei. Diefelbe Vorſchrift enthält Da8 Gemeinde-Einkommenftener-Reg: 
Intiv vom 31. Mat 1864 $ 2. In der Stäbteordnung und ber Gemerdt 
verfaffungsnovelle für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856 heißt es dagegen 
„Bei Zuichlägen zur Claſſen- und claffificrten Einfommenfteuer muß dermi 
Theil des befteuerten Geſammteinkommens, welcher aus außerhalb der Gemaz 
belegenem Grunbeigenthume oder aus außerhalb belegenen gewerblichen Anlıye 
fließt und in der Gemeinde, wo das Grundeigentfum oder die gewerblichen E: 
lagen Liegen, einer bejondren Gemeinbebeiteurung nach dem Einkommen mt: 
worfen ift, bis auf die Höhe dieſes Steuerbetrages von den Zufdlägen in da 
Gemeinde des Wohnorts freigelaflen werden”. Wohl ohne Zweifel find di: 
den öftlichen Provinzen beftehenden VBorfchriften die richtigeren. Warum, r: 
nur einen Punkt hervorzuheben, ſoll ein Grundeigenthümer, deſſen Grunk: 
in einer Gemeinde Tiegt, melde ftatt durd, eine Einkommenbefteunmg te: 
Zufchläge zu den Exrtragftenern die communalen Bebürfniffe deckt, oder ter !. 
fiter eines felbftftändigen Ritterguts, der alle communalen Laſten and «ge: 
Taſche bezahlt, gegenüber der Wohnortögemeinde ſchlechter geftellt fein, als de 
Eigenthümer eines Grundftücks, das in einer Gemeinde mit Communalänkır 
menfteuer gelegen iſt. Die Kreisordnung ebenfo, wie der Gefeßentwunf, beirere: 
die Aufbringung der Gemeindeabgaben, geben daher die Einichränfung der ıX 
nifchen Gemeindeordnungen wieder auf. Die Kreisordnung verfügt 8 16: „7? 
mand darf von demfelben Einkommen in verſchiedenen Kreifen zu Kresakar 
herangezogen werden. Es muß daher dasjenige Einkommen, welches einem ?: 
gabepflichtigen aus feinem außerhalb des Kreifes belegenen Grundeigenthum, tð 
aus feinem außerhalb des Kreiſes ftattfindenden Gewerbe oder Bergbauktrr:: 
zufließt, bei Weftftellung des im Kreiſe zu veranlagenden Einkommens Äh 
außer Betracht gelaffen werben. Mit diefer Anoronung ftimmt 8 20 de wi: 
Commimalfteuerentwurfd itberein, indem nur ftatt „Kreis“ die Worte „Gemer: 
bezirk“ und „Gemeinde“ fubftituirt find. 

Diefe Beſtimmungen Tiefern einen weitern Beweis von den üblen Fa 
welche Die Aufhebung des natürlichen Verhältniſſes, daß die perfänlichen Star 
von den Wohnortögemeinden, die Object: oder Ertragftenern von der Gens“ 
erhoben werden, in ber das bewirthichaftete Object Liegt, mit fih hm 
Durch fie wird die perfünliche Steuerpflicht in Bezug auf zwei wichtige Je” 
des Einfommens völlig befeitigt. Grundeigenthumer und Gewerbetreibene, : 
nicht in ber Gemeinde wohnen, in welcher ihr Grundeigenthum oder Gem“ 
betrieb Tiegt und feine weiteren Quellen des Einkommens haben, find m !” 
MWohnortögemeinde ganz communalſteuerfrei. Obgleib fie Bürger der kt: 
Gemeinde find und perfönlih an allen Rechten und Bortbeilen Antheil br 
welche diefelbe gewährt, obgleih die Eintommenfteuer der naturgemäße A-- 
der perſönlichen Steuerpflicht jedes Bürger ift, werben fie auch von ver W 
fommenftener in ber Wohnortögemeinde befreit, während jeder Andere, * 
wenn er völlig befiglos ift, oder fein Eintommen aus Amerika oder Ruf 
bezieht, für den ganzen Betrag deſſelben Communal-Eintonmmenftener a ° 
Wohnortögemeinde zu entrichten bat. Weshalb aber ift der Gutöbefiger, Mt’ 
die Stadt zieht, die Annehmlichkeiten derſelben genießt, feine Kinder ad -” 
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ſtädtiſchen Schulen unterrichten läßt, derſelben für feine Berfon nicht eben fo 
fteuerpflichtig, wie der Rentner, der fi die Stadt zum Aufenthalte wählt, oder 
der Beamte, der in ihr wohnen muß? Wie es feheint, hat man gefühlt, daß 
dern eine Unbilligkeit Liegt und in der neueften Städteordnung, der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen, deshalb dieſen Fehler dadurch zu verbeflern verlucdht, daß man 
25 9%, des Ertrags vom Grundbefig und Gewerbebetriebe der Wohnortögemeinve, 
75 %, der Gemeinde, in welcher der Reinertrag gewonnen wird, zugemiefen hat. 
Offenbar ein ganz willkürlich gegriffener Compromiß, denn man könnte ebenfo gut 
50 oder 75 %, wie 25 4 fegen. Es bleibt immer die Frage unbeantwortet, 
weshalb der Gutsbefiger weniger an die Wohnortögemeinde zahlen ſoll, als ver 
Rentner, oder der Beamte, während Alle doch in demfelben perfönlichen Ber: 
haältniß zu dieſer Gemeinde ſtehen. Wo man auf dieſe Weite nach Ausgleihungen 
juhen ınuß, darf man, abgejehen von allem Undern, fchon annehmen, daß das 
Erſtem, welches perſönliche und reale Steuerpflicht durcheinander wirft, an fich 
falſch if. 

Während man durch diefe Beltimmungen einer Doppelbeſteurung des Ein- 
tommen® ber Forenſen vorgebeugt hat, findet diefelbe bei der communalen Ein- 
Ioınmenbefteurung der Erwerbsgeſellſchaften zur Seit auf Die ungerechtefte Weiſe 
ſtatt. Diefelben bezahlen die communale Einfommenfteuer für ihr „Einkommen“, 
und daneben werden die Actionäre und Gewerke für die Dividenden oder Die 
Ausbeute, weldye fie von ihren Actien oder Cuxen beziehen, als für Theile ihres 
Einfommens, noch einmal zur communalen Einfommenfteuer herangezogen. ‘Der 
Reinertrag aber, melden diefe Gejellichaften gewinnen, iſt nicht ihr felbfiftän- 
Rändiges Eintommen, neben weldem die Actionäre ein zweites ſelbſtſtändiges 
Eintommen aus ihren Actien bezögen, ſondern ver Neinertrag ded von der Ac— 
tiengefellfchaft betriebenen Unternehmens ift Das Einkommen der Actionäre ge 
rade fo, wie der Reinettrag der offenen Hanvelögelellihaft das Einkommen ber 
Geſellſchafter bildet. Im diefer Hinficht ift zwiſchen den verfchievenen Erwerbs- 
geſellſchaften nicht der geringfte Unterſchied und es ift ungerecht, bei den einen 
zwei fteuerpflichtige Eintommen, das der Gefellichaft und Das der Actionäre, zu 
atuiren, bei den andern nur eins, das der Geſellſchafter. Daß dem joift, wird leicht 
flor, wenn man fich vergegenwärtigt, daß ein felbftftändiges Einkommen immer ent- 
weder auf Bermögensnugungen, oder Arbeitöleiftungen zurüdzuführen ift. Wo jemand 
en Einkommen aus der Nutzung des eigenen Vermögens, oder aus feinen Ar- 
beitsleiſtungen bezieht, da ift felbfiftändiges Einfommen, wo jemand ohne eigene 
Vermögenönugungen oder Arbeitsleiftungen Mittel zum Unterhalte erhält, wie 
Kinder von den Eltern, Almofenempfänger von den Wohlthätern, da ift fein 
ſelbſtſtändiges Einkommen. Daſſelbe Vermögen, ein und dieſelbe Arbeitöleiftung 
können nicht zweimal ſelbſtſtändiges Einkommen gewähren. ‘Der Reinertrag 
eines von einer Actiengefellichaft betriebenen Unternehmens und die Dividende, melde 
an die Actionäre gezahlt wird, find aber der Preis einer und berjelben Vermögens: 
nutzung, nämlich der Nutzung des Anlagecapitals, welches die Actionäre zum Be— 
triebe des Unternehmens zuſammengeſchoſſen haben, es ift alfo auch nur ein 
Nruerpffichtiges Einfommen vorhanden. Befteuern alfo die Gemeinden den Rein- 
ertrag als das Einkommen der Actiengefellihaft und die Dividenden als das 
Einkommen der Actionäre, fo Liegt eine unbillige Doppelbefteurung vor. 

Der Gefegentwurf, betr. die Aufbringung der Gemeindeabgaben ($ 21) 
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will eine Doppelbefteurung dadurch verbüten, daß zwar die Erwerbsgejellſchaftes 
zur Einfommenbefleurung der Gemeinden herangezogen werben, aber dafür der. 
Acttonäyn und Gewerken für die Dividenden und Ausbeute Freiheit ven der 
felben gewährt wird. Aber der Ausführung einer ſolchen Beſtimmung wer 
ſich große Schwierigkeiten in den Weg ftellen. Wie wollte man eine Garart: 
dafür fchaffen, daß Derjenige, der die Actien präfentirt, um Steuerfreiheit für ibre 2: 
pidenden zu erlangen, aud wirklich ihr Eigenthumer wäre? Es wäre miyl:, 
daß ſich ein Leihgeſchäft mit Actien entwidelte. Ein Rittergutöbefiger, der fer. 
Sommunal- Eintommenfteuern bezahlt, könnte 3. B. feine Actien einem Banyar 
in einer bochbelafteten Stadt überlaffen, damit dieſer einen Theil feines C: 
kommens damit fteuerfrei mache. Auch würde die Geringfügigkeit des Acir 
befige8 mander Steuerpflichtigen zu minimalen Steuerbefreiungen führen, :: 
zu berechnen nit der Mühe lohnte. Endlich könnte unter Umſtänden er. 
große und ganz unbilige Benachtheiligung der Wohnortögemeinde aus ver }. 
ftimmung folgen. Das thut recht gut eine Denkſchrift verfchiedener Eifenke: 
verwaltungen dar, die im Jahre 1869 dem Abgeorbnetenhaufe eingereicht mır! 
al8 der erfte Kreisgefegentwurf eine ähnliche Anordnung, wie der neue Gemein» 
fteuer-Gefegentwurf enthielt. Es wurde darin darauf aufmerkfam gemacht, dag ı.T 
die Berlin-Anbalter Bahn das Transportgemerbe nicht blos in Berlin, ford 
auch in andern Orten (Halle, Leipzig, Wittenberg u. ſ. mw.) betreibe A: 
Reſcript des Handelsminiſters fei deshalb jeder Etation ein nad Verbilt 
der Stationdeinnahme normirtes fteuerbares Reineinfommen überwielen, me * 
in Berlin bisher 36 %/, des Geſammteinkommens der Anhaltifchen Bahn berias. 
habe. Sei es nun nicht blos möglich, fondern ſelbſt wahrjcheinlich, daß ın Br. 
fich Die Eigenthümer von mehr al8 36 ®/, des Stammcapitald der Berlin-Anhalıtd.: 
Bahn befinden, jo trete die Folge ein, daß die Stadt Berlin kraft des gedad 
Abzugsrehtd der Actionäre von dem Ertrage der Anhaltiſchen Bahn wi: 
nur feine Einnahme babe, fondern noch Zubuße zu tragen habe. Giner feld: 
üblen Folge für die Wohnortögemeinde kann aud nicht dadurch vorgeser. 
werben, daß man ber Wohngemeinde das Recht giebt, jedenfalls 25 9, des © 
fammteintommens eines Steuerpflichtigen für ihre eigene Beſteurung in An’rıe: 
zu nehmen, eine Anordnung, die $ 21 des Gelegentwurfs ebenfalls enin. 
Denn nur jehr wenige Sapitaliften werden 75 9%, ihres Vermögens in A: 
angelegt haben, nur fehr wenige Actionäre werden daher von biefer Clar' 
überhaupt berührt. | 
Bei der Abneigung, welche zur Zeit in weiten reifen gegen Adtngti 
ſchaften befteht, werben vielleicht Viele eine Doppelbefteurung für ein gack 
fertigte® Mittel zur Einfchränfung diefer Unternehmungsform halten Abc 
Actiengefellichaft dürfte durch den offenkundigen und überaus gemeinſchädlichen Ir 
brauch, der mit ihr getrieben, auf geraume Yeit bin ſchon mehr discreditirt far, ©’ 
e8 im Intereſſe unferer gefammten wirthſchaftlichen Entwidlung wänjhenter 
it. Dan follte doch bedenken, daß in vielen Induſtriezweigen Unternebmur! 
im ganz großen Stil ſchlechterdings umvermeiblid find, menn wir nidt dr 
dem Auslande zurüdbleiben wollen, daß aber das dazu nothwendige Sapıal '- 
bei uns faum jemals in einer Hand vereinigt findet. Faſt nur da, mer 
Induftrieller Klein angefangen und mit ungewöhnlichem Geſchick und Clüd !: 
Unternehmung dauernd erweitert hat, haben wir großartige Unternehmungen. -* 
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eınem Eigenthümer oder einer offenen Handelsgefellihaft gehören, und auch 
für fo entftandene Etabliffements ift die Verwandlung in eine Actiengejellichaft 
in der Pegel ſchon in der zweiten Generation die Bedingung ihrer Exiftenz. 
Es würde zu weit führen, die Urſachen diefer Erſcheinung bier zu erörtern, nur 
da8 möchte ich hervorheben, daß dieſelbe keineswegs nur unfreulicher Art ift. 
In ſocialpolitiſcher Hinficht namentlich ift die größere Theilung des Vermögens, 
welche die Actiengejellikaft flatt des Betriebs durch Einzelunternehmer noth- 
wendig macht, ein entjchievener Vortheil Aber, wie dem auch fein möge, wir 
fnnen die Actiengelellichaften, Commanditactiengefellichaften und die Gewerk⸗ 
Ihaften in dem Bergbau, den wictigften Zweigen der metalliihen Induftrie, der 
Rhederei, dem Bank⸗ und Verſicherungsgeſchäft u. |. w. gar nicht entbehren und 
eö iſt gewiß verfehrt, durch bejondere Belaftung der Actiengefellihaften und Ge: 
werkſchaften den Aufſchwung in dieſen wichtigen Zweigen gewerblicher Thätigfeit 
zu läbmen. 

Wir übergehen manche Heineren Uebelſtände, zu welden die Benugung 
einer ‘Berfonaliteuer für die communale Befteuerung von Erwerbögefellichaften 
juriftifcher Perſonen, Erwerbögefellichaften und Torenjen geführt Bat. Nur das 
muß bervorgehoben werden, daß das Reich ſowohl, wie der preußilche Staat 
ſich aufs Entfchiedenfte weigern, für ihre nugbaren Grundftüde und ihren Ge— 
werbebetrieb in den Gemeinden fich eben fo wie andere juriftifche Perfonen mit 
communalen Einfommenfteuern belegen zu laſſen, während fie Zufchläge zu ben 
Ertragfteuern zu zahlen ſich nicht fträuben. Die Gründe, welche dafür ange- 
führt werben, find unſeres Erachtens unwiderleglich, aber fie finden ebenſo gut 
auf Actiengefellihaften u. |. w. Anwendung, wie auf den Staat. Die Motive 
zum neuen Öejegentwurf jagen: „Es bat davon abgeftanden werden müffen, die 
ſelben“ d. h. den Staatsfiscus, die Gemeinden und weıteren Communalverbände, 
„nach der Höhe ihres vorbezeichneten Einkommens fingirt zu veranlagen, und 
zwar aus dem Grunde, weil ein folches fteuerpflichtiges Einfommen gar nicht 
zu ermitteln if. Bon dem erzielten Bruttoeintommen find nad) den Beftimmungen 
des Geſetzes vom 1. Mai 1851 behufs Ermittlung des fteuerpflichtigen Reinein- 
fommen® nicht nur die auf dem Grundbeſitze laftenden Steuern, die zur Fort: 
führung des Handels- und Gewerbebetriebe nothwendigen Ausgaben und die 
üblihen Abjegungen fir die jährlihe Abnugung von Gebäuden und Utenfilien, 
ſondern audy die Zinfen von den Schulden des Steuerpflichtigen und den ihm 
auf Grund rechtlicher Verpflichtung obliegenven Leiftungen in Abzug zu bringen. 
Eine ſolche Berechnung ift bei dem Einkommen des Fiscus, der Gemeinden und 
weiteren Communalverbände unmöglich, insbeſondere eine Fetftellung der Beträge 
für die denfelben auf Grund rechtlicher Verpflichtung obliegenden Beiträge un= 
thunlich.“ Aber auch bei einem Theil der Forenſen, insbefondere den im Aus- 
lande wohnenden, ift ein Abzug der nicht auf dem Grundbeſitz haftenden Schulb- 
zinien fchlechterdings unmöglich, „alſo ebenfalls ein fteuerpflichtiges Einkommen 
niht zu ermitteln”. Wenn ferner befondere® Gewicht gelegt wird auf die Un— 

„ möglichkeit, die Beträge für die dem Fiscus auf Grund rechtlicher Verpflichtung 
obliegenden Leiftungen feftzuftellen und von feinem Eintommen abzuziehen, fo 
hat dieſe Veranlagungsvorſchrift allerdings nur bei dem Einkommen wirt- 
liher Perfonen, dagegen nicht beim Fiscus, aber ebenfo wenig bei Actienge- 
ſellſchaften und andern juriftifhen BPerfonen einen Sinn. Auch bei einer 
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Actiengeſellſchaft könnte e8 zweifelhaft fein, ob nicht die ‘Dividenden, melde jı 
ihren Actionären zahlt, als auf Grund rechtlicher Verpflichtung zu madende Zab 
lungen zu bezeichnen wären; eine Stiftung aber, die ihre Einkünfte füftune- 
gemäß für beftunmte Zwecke zu verwenden hat, macht dieſe Verwendungen cbr. 
Zweifel auf Grund rechtlicher Verpflichtung. Wetiengefellfchaft und Stun: 
könnte man debuciren, haben daher kein ftenerpflichtiged Einfommen. Aber daracı 
geht nur Bervor, daß die Feftitellung eines Einkommens juriftifcher Perez: 
und Erwerbögejellicaften, in dem Einne, wie unſer Gefe vom 1. Mai 155' 
den Begriff Einkommen ganz richtig erfaßt, überhaupt unmöglich ıf. Yet 
lichen Perſonen find auf Grund rechtlicher Verpflichtung zu machende Ausak: 
natürlicher Weife von den Einnahmen abzuziehen, wenn das für ihre perfinlie 
Bedürfniſſe Disponible Einfommen gefunden werden foll, denn die Zumm: 
welde fie Andern zu zahlen rechtlich verpflichtet find, können fie nicht fin * 
verwenden. Fingirte Berjönlickeiten haben feine eigenen Bedürfniſſe und ker... 
daher ihre Einkünfte nicht für ſich felbft, Tondern nur für Die Zwecke und & 
bürfniffe anderer, wirklich exifttrender Perfonen verwenden und da iſt 8 w: 
Standpunfte der Steuerpflicht völlig gleichgültig, ob Died auf Grund redeli:: 
Berpflihtung oder freier Beftimmung Derjenigen gefchtebt, welde das Vermige 
ber fingirten Perfon verwalten. 

Wenn der Fiscus nicht zu communalen Einftommenfteuern heranga:: 
werben darf, jo muß man ſich nach anderen Formen feiner Communalbeſteurt: 
umfehen. Da zeigt fi) denn wieder, daß an fich fir ſolche Verhälmiſſe die € 
tragfteuern die richtige Art der Befteurung wären, daß aber umfere preufft: 
Extragfteuern zu unvolllommen find, um für dieſen Zweck zu genügen 7: 
Kreisordnung beftimmt (8 14), daß der fiscalifhe Grundbefig und Ca. 
betrieb zwar von der Einkommenſteuer des Kreifes fern bleibt, dafür aber r. 
der Grund- und Gebäudefteuer um die Hälfte desjenigen Procentjages fit: 
belaftet werben fünne, mit welchem die Claſſen- und claffificirte Einfommenftar. 
dazu herangezogen werde. Es ift das eine mäßige Abfindung, die da alıiı 
genügen kann, wo das nutbare Vermögen des Fiscus in Feldgütern, Waldur 
und Gebäuden beftcht, aber ganz und gar nicht ausreicht, wo im Gem: 
bezirk fiscalifcher Bergbau, Hütten oder anderer Gewerbebetrieb in grißr- 
Umfange vorhanden if. Das fcheinen die Verfaffer des neuen Gefegentwur: 
auch gefühlt zu haben. Sie haben die angeführte Beftenrung aus $ 14 N 
Kreisordnung im 8 24 ded Entwurfd aufgenommen, aber auferdem cinen S? 
folgenden Inhalts binzugefügt : 

„Zur Vergütung derjenigen Ausgaben, welche einer Gemeinde 

a) durch die Benugung oder Bewirthſchaftung, Umwandlung oder Bebart: 

von Grundftüden oder 

b) durch die Herftellung oder den Betrieb von Berg-, Hütten: und Ze: 

werten, Eifenbahnen oder Tabritanlagen, 
des preußifchen Staats, einer Gemeinde oder eines der meiteren Communale 
bände erwachſen, ift die Gemeinde die Leiftung eines Beitrags zu fordern bereit: 
fofern diefe Ausgaben andernfalls nicht, oder nicht in gleicher Höhe mtitat- 
fein würden.“ 

„Bei der Feſtſtellung diefer Ausgaben und des zur Vergütung verielen ;- 
leiftenden Beitrags find einerſeits die befondern Verhältniffe, melde auf die IX? 
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ver bezüglichen Ausgaben des Gemeindehaushalts von Einfluß find, andererfeits 
die Bortheile, welche der Gemeinde durch diefe Ausgabe erwachlen und zugleich 
tie Leiftungen zu berüdfichtigen,, welche Seitens bes Fiscus bezw. des beitrags- 
pflihtigen Communalverbantes ın Gemäßheit des 8 24, ſowie für gleiche oder 
ähnliche Zwede, wie die in Trage ftehenden geichehen, infoweit dieſelben eine 
Verringerung der bezüglihen Ausgaben zur Folge haben (Aufwendungen für 
Wegebau, für Schulanftalten, Unterftügungscaflen, Knappſchaftscaſſen).“ 

Wir fürdten, die Feftftellung folder Beiträge wird in den einzelnen Fällen 
endlofe Schwierigfeiten machen und zufegt nur mit einem großen Maße von 
Willkür zu befiimmen fein. Gerade deshalb erhebt man Steuern, weil man die 
Yeiftungen des Staats und der Gemeinde nicht einzeln tariren kann. Schon 
die Mebrtoften zu beftimmen, welde ein fiscaliſches Bergwerk oder eine 
Reparaturwerfftätte, ein Bahnhof einer Gemeinde in der Unterhaltung ber Wege, 
der Schulen u. |. w. verurfachen, wird große Schwierigfeiten haben, aber davon 
abzuziehen den Werth der Vortheile, welche der Gemeinde Durch die eigenen 
Ausgaben diefer Unternehmungen erwachſen, die Verminderung der Armentoften, 
die Durch eine Unterſtützungscaſſe für fiscalifche Arbeiten entfteht, u. |. mw. wiirde 
ein überaus mißliche8 Unternehmen fein. Die Motive Iegen überdies befonderes 
Gewicht Darauf, daß eine. folde Vergütung von den Gemeinden nur au®- 
nahmsweiſe gefordert werben dürfe, vom Reiche aber follen derartige Bei: 
träge überhaupt nicht verlangt werben können, und deshalb bürfte dieſer Erjag 
für da® den Gemeinden gegenüber andern juriftifchen Perfonen gewährte Be— 
ſteurungsrecht des Einfommens wenig befriedigen. Es werden aber auch ganz 
agenthümliche Berhältniffe entitehen, wenn man den Fiscus da, wo er ein 
privatwirtbichaftliches Gewerbe in Concurrenz mit Privaten treibt, von ber 
wihtigften Communalbefteurung befreit. ine Staatseifenbahn bezahlt feine 
Communaleintommenfteuer, dicht daneben Liegt der Bahnhof und die Linie einer 
Privatbahn; fie werden in allen Gemeinden zu den Communaleinfommenfteuern 
herangezogen. Vielleicht macht die Staatdeifenbahn der Privatbahn Concurrenz 
auf Leben und Tod und doch diefe Ungleichheit der Belaftung! Erwirbt der Staat 
die Privatbahn, fo leiden ſämmtliche Gemeinden eine Einbuße in ihren Ein- 
fünften durch den Wegfall des Beſteurungsrechts. An den wirtbichaftlichen 
Beziehungen der Bahnhöfe, Werkftätten zu den Gemeinden hat fih Nichts 
geändert. Derfelbe Contraft wird beim Bergbau, den Hüttenwerfen u. |. w. 
des Staats und der Privaten, und namentlidy bet ihrem Verkauf, oder Ankauf 
durch den Fiscus eniftehen. Wie viel richtiger wäre e8, wenn der Staat und 
das Reich, da, wo fie nicht ihnen ausſchließlich zukommende, wejentlich ftaatliche 
dunctionen ausüben, fondern ein Vermögen in derfelben Weife, wie Privaten, 
privatwirtbfchaftlich nuten, auch die auf privatwirthichaftlic genuttem Vermögen 
rubenden Laſten ebenfo wie Private tragen. 

So dat die Einfommenbeftenrung von Forenſen, juriftiihen Perſonen 
und Ermerbögefellichaften ein Syſtem von Widerſprüchen und Unzuträglichkeiten 
der mannigfachften Art zur Folge. 

Hat man in der Befteurung der Forenfen, juriftifchen Perfonen und Erwerböge: 
ſellſchaften einen unglüdlichen Verſuch gemacht, eine reine Perſonalſteuer fo auszu⸗ 
dehnen, daß fie in gewilfen befondern Fällen die Stelle einer Object: oder 
Ertragsfteuer vertritt, fo hat man andererſeits auch wieder es unternommen, die 
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Einkommenſteuer fo einzufchränfen, daß in vielen, aber keineswegs allen Fällen der Drud 
gemilbent wird, welcher aus der gleihmäßigen Befteurung des Einkommens aus Ar 
itsleiſtungen und aus in der Gemeinde gelegenen Bermögendnugungen entſtehen mut. 
Die Staatsbeamten dürfen nah dem Geſetz vom 11. Inli 1822, wa 

ihre Beloldung angeht, nur innerhalb befiimmter enger Schranfen zu ter 
Communalfteuern berangezogen werden. Die Geiftlichen und Lehrer jind fe 
von den Perfonalfteuem der Gemeinde, ſoweit ihnen dieſe Befreiung zur Zar 
ber Berfündigung der Gemeindeorpnung vom 11. Mai 1850 zuftand, Miles 
perfonen find von directen Gemeindeabgaben und Laften, mit Ausnahme de 
von Grundeigenthum und Gewerbebetrieb, gänzlih frei. Der neue Geſeher 
wurf will dieſe Befreiungen ſämmtlich aufrecht erhalten. Bei den Verhandlunzea 
die über biefelben in neuerer Zeit zu wiederholten Malen im Yankı: 
und in der Preſſe geführt worden find, bat man zu ihrer Rechtfertigung ba: 
fachlich angeführt, die Befoldungen der Beamten, Geiftlihen, Lehrer feien iber 
ganzen Betrage nad) den Einſchätzungsbehörden befannt, fie würden dade 
immer ſchärfer eingeſchätzt, als Gewerbetreibende, Bapitaliften u. ſ. w., mäbet 
doch bei ihren niedrig gegriffenen Befolvungen viel eher eine Scham: 
angezeigt wäre. Aber weder die Einſchätzungsverhältniſſe, noch dad MR: 
der Befoldung können an ſich eine ſolche Befreiung rechtfertigen, die dem ı 
gemein anerfannten Grundſatze, daß öffentliche Laſten fir Alle nad gleser 
Mafftabe, mit Ausflug aller Eremtionen und Privilegien, umzulegen fir 
widerſpricht. Denn die ungleihmäßige Einſchätzung geſchieht in erfter Yım: 
zu den Stantsfteuern, an melde die Gemeinde fih nur anſchließt. Mt 
vorhanden, fo würde vor Allem der Staat bei feiner Einkommenbeſteurung FE 
eine Abhülfe zu forgen haben, nicht aber feinerfeitS die unbillige Einidirr: 
vornehmen, feine eigengn Steuern demnach erheben, dann aber bei der ©: 
meindebefteurung feine Beamten gegen Unbilligfeiten ſchützen dürfen, die er fi." 
ihnen zuzufügen fein Bedenken trägt. Eben daſſelbe gilt von der mer 
Beſoldung der Staatsbeamten. Iſt fie in der That zu gering, fo min ® 
doch vor Allem Aufgabe des Staats, Abhülfe zu ſchaffen, oder, wenn das ri: 
möglih, dann doc bet der Staatdeintommen: und Klaffenfteuer zunädit de 
Berüdfichtigung eintreten zu laſſen. Webrigend ift die verhältnißmäßig Ih 
Einfchägung der Beamten zur Claſſen- und Einfommenfteuer, die wir ım 3. 
gemeinen nicht läugnen wollen, keineswegs auf die Staatsbeamten beidrät 
fondern ihr unterliegen die Beamten von Privatgefellichaften und über 
ale Diejenigen, die em feſtes, den Einſchätzungscommiſſionen bedam:s 
Eintommen beziehen. — Es ift dann von den Bertheidigern der Priest 
ferner angeführt worden, die Communalfteuern feien in verfhiem 
Gemeinden von fehr verfchiedener Höhe, ver Staat aber müfle fein ° 
amten ein Einkommen von beftimmter Höhe und ‘Dauer garantiren. Y 
fet aber nicht möglih, wenn an dem einen Orte der Beamte einer 't 
hoben, an dem andern gar feiner, oder doch einer fehr niebrigen Balemik 
unterliege. Nun find aber nicht nur die Communalfteuern, ſondein m tx 
höherem Grade andere Ausgaben der Beamten von ſehr verjchiebener Fer 
an verschiedenen Orten und wenn biefer Unterjchied ein gar zu drückender wı- 
fo it es Sache dee Staats, dur Iocale Gehaltszuſchläge dieſe Ungleibde 
auszugleichen, wie das ja bei den Wohnungen in Preußen durd die Wehner 
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entſchädigung zum Theil Schon gejchehen if. Der Beamte, beißt e8 ferner, 
müſſe feinen Wohnort oft wechleln, er könne fich denſelben nicht frei wählen. 
Aber wie klein ift die Zahl derjenigen, die ſich ihren Aufenthaltsort felbft frei 
wählen können, und wenn der Staatsbeamte häufiger als andere Stände feinen 
Wohnort zu Ändern gezwungen ift, fo zahlt er auch an jedem Orte nur fo 
lange Communalſteuer, als er dort weil. Wie aus diefem Umftande gefolgert 
werden Tann, daß ed an jedem Orte in Bezug auf die rein perjönliche Steuer- 
pflicht einer Eremtion bedürfe, ift uns unerfindlic. 
Nur ein gewictiger Einwand gegen die volle Heranziehung der Staats- 
Beamten zu der communalen Eintommenbefteurung erjcheint unter den gegen= 
wärtigen Verhältniſſen unwiderleglich, aber er gilt nicht nur für Beamte, 
fondern fir alle diejenigen, die ein Einkommen aus Arbeitsleiftungen oder zwar 
aus Bermögendnugungen, aber nicht aus dem Gemeindebezirk beziehen. Es ift 
unbillig, wenn fie diejelbe Duoten von ihrem Einfommen zahlen follen, wie bie- 
jenigen, welche ein Einfommen von Bermögensnutungen im Gemeindebezirk beziehen. 
Denn die communalen Einfommenftenern dienen gegenwärtig nicht nur als 
Perſonalſteuern, fondern in Folge der Unbrauchbarfeit unferer Ertragfteuern 
zugleich aud als Realfteuern, um die Gewerbtreibenden und Grundbefiger den 
aus ihrem Grundbefig und Gewerbebetrieb entipriegenden hefonderen Beziehungen 
zur Gemeinde entiprechend zu belaften. Dies beweift auf das Klarſte ihre 
Anwendung auf die Forenſen und Erwerbsgeſellſchaften. Es laſſen fih ja in 
den Gemeinden drei Claſſen von Steuerpflihtigen unterfcheiden, deren Steuer- 
pflicht eine wejentlich verfchtedene Grundlage hat. 1) Diejenigen, welche ihr Ein- 
Ioınmen aus Arbeitöleiftungen oder von Bermögen außerhalb der Gemeinde 
beziehen und alfo nur perſönliche Beziehungen zur Gemeinde haben, 2) die 
Forenſen und Erwerbsgeſellſchaften, die nur kraft ihres Grundbeſitzes oder 
Gewerbebetrieb8 in der Gemeinde, alſo nur wegen realer Beziehungen, die von 
ihrer Perſon gänzlich unabhängig find, zu den Communaljteuern herangezogen 
werben; und endlih 3) Diejenigen, welche beide Beziehmgen zugleich haben 
und fomwohl, weil fie Gemeindebürger find, ihre perjönlihen Biürgerpflichten 
ın der Gemeinde zu erfüllen haben, wie wegen ihres Gewerbebetrieb oder 
Srundbefiged in der Gemeinde zu fteuern haben. Die letztere Claſſe hat 
eine doppelte Steuerpflicht im Vergleich zu jeder der beiden erftern, die perjön- 
liche und die reale, während die erfte Claffe nur perfönliche, die zweite nur 
reale Beziehungen zur Gemeinde Hat. Nichtödeftomeniger zahlt jene zu der 
weitaus wichtigiten, in manchen Orten einzigen Communalfteuer keinen höhern 
Procentfag ihres Einkommens, al8 dieſe. Darin Liegt eine offenbare Unge— 
rechtigfeit, die noch die weitere üble Yolge Hat, daß bie in der Gemeinde 
wohnhaften Grunpbefiger und Gemwerbtreibenden das größte Intereffe haben, ſoviel 
als irgend möglich alle Gemeindeausgaben durch die für fie jo vortheilhafte Ein- 
fommenbefteurung zu deden. Da fie der Natur der Dinge nad in der Regel 
auch in der Gemeindevertretung berrichen werben und fich überdies auf bie 
Mängel der Ertragſteuern berufen 'tönnen, fo kann e8 ihnen gewöhnlich 
nicht fchwer fallen, ihr Intereſſe zur Geltung zu bringen. Durd die Be— 
freiung der Beamten, Lehrer, Geiftlihen und Officiere wird dann allerdings 
ein Theil der fonft Ueberbürdeten von der Ueberbürdung befreit, aber doch nur 
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ein Theil, und die Ueberlaftung des andern Zheild darum nur um i 
drüdenber ?) 

Die beiden von und beſprochenen Mißſtände, die Beſteurung der Foren 
juriſtiſchen Perfonen und Erwerbsgeſellſchaften und bie Privilegien der v 
amten, find daher einerfeitS Folgen der Hyp ertrophie der Einkommenſteuer. 
der unſer Communalfteuermefen krankt, andrerfeits haben fie auch die Zanker 
die Hhpertrophie weiter zu fleigern, wie dies bei Krankheitserſcheinungen 
organiihen Körper ja zu gefchehen pflegt. Weide Berbildungen ver allgem 
perjönlihen Einkommenſteuer werden übrigens aud in weiten reifen ı 
Uebelftände empfunden. Auf dieſe beiden Punkte faft ausſchließlich richte 
fich alle Petitionen, die in den legten Jahren, ſeitdem man weiß, daß 
Communalfteuergefeg bevorfteht, beim Haufe der Abgeorbneten eingereicht womer 
find, gewiß ein Beweis, daß gerade die Regelung diejer beiden Fragen din 
das neue Gefeg mit befonderer Sehnfucht erwartet wird. m 

Die Abbülfe wird ſchwerlich erfolgen können, wenn es nicht gelingt, ix. 
die Heranziehung des unbeweglichen Vermögens und des Gewerbebetriebe: nz 
beffere Methode zu finden, als fie die beſtehende Ertragbeftamung de 
Staats bietet. 

Sowie durch eine communale Realfteuer alles unbewegliche Bermögen un: 
der ganze Gewerbebetrieb in einem Maße befteuert wird, der dem Nutzen ar- 
ſpricht, den Grundbefig und Gewerbebetrieb aus dem &emeindeverband zieber 
und den Soften, welde fie ihm verurjachen, fann man auf jede ausnahmä.: 
Befteurung der Forenſen, Ermwerbögejellihaften und juriſtiſchen Perfonen ver 
zichten. Denn wenn diefelben eine ihrem Verhältniß alé Grundbefiger ur 
Gewerbtreibende entiprechende Realſteuer tragen, fehlt jeder Grund, jie m: 
einer Perfonalfteuer zu belegen, da fie ja feine Bürger der Gemeinde find und © 
Perfonen im Gemeindebezirk gar nicht eriftiren. Die Einfommenbefteurung x 
Forenſen u. |. w. muß dann wegfallen. Bei der Realbefteurung aber maden de 
jelben gar feine Schwierigfeiten. Eine communale Realfteuer würde ohne Rädfihtar 
den Eigenthümer von allen Grundftäden und allem Gewerbebetriebe entrichtet werder. 
gerade jo wie jetzt die Orundfleuer und Gemerbefteuer. Derartige Steuern von ale 
fiscaliſchen Gewerbebetrieb und von allen fiscalifchen Grundeigenthum zu zahle: 
das nicht öffentlichen Zwecken dient, fondern eine privatwirthichaftlihe Nugme 
abwirft, kann ſelbſt der Staat ohne die größte Unbilligfeit nicht vermeigem. 

Nur wenn durch eine folde angemeljene Realbefteurung ein erheblik« 
Theil der communalen Bedurfniſſe gededt wird, kann man ferner die Einfommer- 
fteuer wieder jo reduciren, daß fie von allen Gemeindeangehörigen als perite: 
liche Bürgerpfliht getragen werben kann und fein Grund für die Gyemtoat 
der Beamten mehr iſt. Die Einkommenſteuer würde dann wieber werben, na? 
fie ihrer Natur nach ift, eine rein perfönliche Steuer. Wunſchenswerth Birk 
tabei immerhin gerade im Intereſſe des Beamtenflande® eine andere U: 
richtung der Progreifion des Steuerfußes, als die gegenwärtige, bie zu rat 





1) Nur fo erklärt es fih, daß große Stadtgemeinden trot wiederholten Drängert 
der Staatsregierung ſich geweigert Ga n, die Grund⸗ und Gebäubeftener mit irgen? 
einem Procentfage zur Sommunalbeflenrung heranzuziehen nub die game Laß cr 
die Einfommenfteuer geworfen haben. 
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gt und zu früh mit eintaufend Thalern Jahreseinkommen abſchließt. Aber 
auf diefe Yrage wollen wir aus ben vorher mitgetheilten Gründen nicht 
angehn. 

Es Handelt ſich aljo bei der preußifchen Communalbefteurung vor Allem 
darum, ftatt der ungleichen und unvollftändigen Exrtragfteuern des Staats eine 
volftändige Beſteurung des ganzen im Gemeindebezirk eine Nugung oder Ertrag 
gewährenden Vermögens einzuführen. Auszuſchließen dürfte nur das bewegliche 
Vermögen fein, welded zu perjönlihem Gebrauche dient. Die Mobilien, 
melde in den Häufern für die Hauswirthichaft, für Die perfönliche Annehmlich⸗ 
kit, die Bequemlichkeit der Bewohner vorhanden find, ftehen nicht in den Ber 
ziehungen zum ®emeindehaushalte, mie das unbeweglicdye oder das gewerblich 
genutzte beivegliche Bermägen. Die Abſchätzung ihres Capital: oder Nukungs- 
werthes dürfte überdies unüberwindlichen Schwierigkeiten unterliegen. 

Eine Abſchätzung des jährlichen Nutzungswerthes (annval value) alles 
unbeweglichen Vermögens zum Zwecke der communalen Befteurung befteht be 
fanntli) in England und bildet dort die Baſis für die Vertheilung der großen 
communalen Laſten unb fomit für vie englifche Iocale Selbftregierung. Bon 
diefer englifchen Iocalen Befteurung, die ihren Grundzügen nad durch die 
Schriften von Kries, Gneift, Bödecker, fowie durch die neuern englilchen Ar- 
keiten wohl hinlänglich befannt iſt !), würde ſich die von und verlangte Beſteurung 
in folgenden Punkten unterſcheiden. 

1) Die englifche Armenfteuer, nad deren Fuß weitaus die meiften andern 
localen Steuern umgelegt werben, ift eine Steuer, die vom jebeömaligen Be— 
fiter, dem occupier des unbeweglichen Vermögens, entrichtet werden muß, Die 
der Miether, ver Pächter zahlt von dem jährlichen Mieth- und Pachtzinfe, 
den er entrichtet 9. Die Steuer, welche wir befürworten, ift eine Ertrag⸗ 
feuer, welche der Eigenthümer von dem Nutungswerth feine Eigenthums be= 
zahlt. Gewiß ift es nicht unwahrſcheinlich, daß ein nicht unerheblicher Theil 
der entrichteten Steuer in England von den Miethern und Pächtern durch eine 
Berminderung der Mieth- und Pachtzinfe überwälzt wird auf die Eigenthümer. 
Tas läßt ſich mit einer gewiſſen Probabilität a priori deduciren und zeigt ſich aud) 
darın daß die Pachtzinfe, viel weniger ſchon die Miethzinſe in Gemeinden 
mt ſehr Hohen Sommmnalfteuern verhältnigmäßig gedrüdt zu fein pflegen. 
Die Ueberwälzung ift aber andererfeitd gewiß auch feine vollftändige, in vielen 


1) S. Krieg Ueber die Gemeindefteuern in England in ber Zeitfchrift für die 
geſammte Staatewifienfhaft XI. Band ©. 1 ff., ©. 222 ff.; Gneift, Selfgovernement, 
Sommunalverfafiung und Berwaltungsgerichte in England, 3. Aufl., Berlin 1671, 

. 116 fi; 3. Bödeder, Die Communalbefteurung in England und Wales, Berlin 
1873. Das umfaflendfte und lehrreichſte Material aber findet fih in ben wieder⸗ 
holten Reports parlamentarifcher Committee® on local taxation namentlih von 
1850 und 1870. Daffelbe ift in überfichtlicher Weife verarbeitet in ben beiden 
Tayler Prize Essays on Local Taxation von R. H. Inglis Palgrave und 
ob „Scott, bie in dem Journal of the Statistical Society vol. IV 1871 

icirt find. 

2) Eine Ausnahme bilden die Heinen Mietbwohnungen, bei denen bie Gemeinden 
dur) die small tenements act 13 & 14 Vict. e. 99 ermächtigt find, der bequemeren 
eben Kung halber, die Eigenthlimer flatt des Miethers zur Steuer heranzu- 
hen. Bon biefer Ermächtigung ift beſonders in ben größeren Stäbten ein umfaf- 
der Gehrand gemacht worden. 
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Fällen ſogar kaum wahrſcheinlich und für den Steuerpflichtigen nicht fühlkk. 
Die Einführung einer Mietbfteuer 3. B. in einer roſch aufblähenden Sie: 
wird ſchwerlich zu einer bemerfbaren Herabfegung der Miethpreiſe führe 
Jedenfalls iſt die Frage, ob und wie weit eine ſolche Ueberwälzung ftattfint, 
in England fo gut wie bei uns eine der beftrittenften und mit Genie 
überhaupt gar nicht zu löſen )). Wie wenig Die beiden Parteien von x 
Ueberwälzung auf die Eigenthlimer überzeugt find, fieht man ſchon daraus if 
die Grundeigenthümer ſich weigern, einen Theil der Iocalen Steuern zu üke: 
nehmen , während die das Intereſſe der Miether vertretenden Ratiuule 
und fortgeichrittenen Liberalen feit einiger Zeit verlangen, daß die Hälfte x 
Communaljteuer vom Eigenthümer, die Hälfte von dem occupier emtid 
werde. In Schottland iſt dieſe Theilung durch das Geſetz geftattet ur ı: 
der großen Mehrzahl der Gemeinden wirklich durchgeführt, in England fit: 
dahin die auf dies Ziel gerichteten Beftrebungen erfolglo8 gewelen. Die Cru 
eigenthümer haben ſich dagegen aufs Heftigfte gewehrt, obichen fie durch Uebe 
nahme eined Theils der Communalbefteurung ihren Einfluß bei den come: 
nalen Wahlen verftärten würden. Bet dieſer Unficherheit der Uebermihez 
aber darf die engliihe Communalſteuer nicht, wie e8 in Deutichland x 
geichehen, als eine Communalgrundfteuer bezeichnet werden, fie hat vielmer !: 
doppelte Tendenz, einmal die Einwohner de8 communalen Bezirks zu da 
eommunalen Laſten perfönlich heranzuziehen und zwar nad dem Maßſtabe de 
von ihnen für ihre Wohnung gemachten Aufwandes, und dam auch inır. 
in einem nicht genau ſchätzbaren Maße die Eigenthümer des ımbeweglid:: 
Vermögens im Gemeindebezirk zu belaften. Die auf Theilung der Stere 
zwilchen Eigenthümer und occupier gericteten Beitrebungen mella : 
Grunde nur diefe beiden Yufgaben der communalen Beſteurung, ſtatt ın ır 
fiherer Weiſe durch eine, durch zwei ſcharf getrennte Steuern erreichen. :” 
haben daher eigentlich ganz daſſelbe Ziel im Auge, welches wir für Press: 


1) In dieſer Beziehung ift die Darftellung von Gneift, ber einem Urtheile ::: 
Sir G. Cornewall Lewis zuftimmt, von Einfeitigleit nicht gamy frei. Sir Cornew; 
Lewis fagt: I have no doubt that local rates, so far as they can be fores- 
and calculated upon, are deductions from the landlords rent. Though 1: 
are paid by the occupier, they enter into his calculation in arranging hisrent *: 
his landlord and so far as the amount can be made u matter of prezontrt" 
I have no doubt, they constitute a deduction from the rent. On the ut" 
hand any sudden and unxepected increase of the parochial expendit« 
which leads to an enhancement of the rate, which was not foreseen, m’ 
until the contract between the landlord and the tenant was readjusted. 
entirely upon the tenant. So einfach Liegt bie Sache aber in ver That TH 
doch nicht. Die Verhandlungen des Committees von 1870 und bie —— 
vor demſelben zeigen, wie complicirt die Frage if. Das Refultat faßte der Fr” 
be8 Committees in den Worten zufammen: That your committee have examır 
many witnesses and received at their hands very conflicting opinion & 
regards the proportion, in which the burden of rates at present fall relativ“ 
on owners and occupiers. Die erjchöpfendfte und befte — bat bie ntSH 
in dem von dem ausgezeichneten Borfigenden des Committes, Herrn Golden wrs®- 
Entwurf eines eingebenberen Berichts gefunden, bem bie Majorität des Comm" 
freilich nicht zuftimmte. Goſchen thut darin bes Längeren die Nothwentiglat Br 
bei ber Ueberwälzungef rage zwifchen den verfchiedenen Arten unbeweglichen Gem 
vor Allem zwifchen Gebäuden und landwirthſchaftlich benutztem Boden zu 
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8 vor Allen erftrebenswerth erkannt haben, nämlich das Auseinanderhalten 
der beiden Beziehimgen zur Gemeinde, der perfönlicien und der realen. Im 
Unterfchiede von England wird aber in Preußen die perfönliche Beiteurung 
beiler in Form der Einftommenfteuer, als dur eine Miethſteuer durchgeführt. 
Bir Haben in der Slaffen- und claffificirten Einfommenfteuer eine Berjonal- 
teuer, die nach dem Einfommen abgeftuft ift, das ganze Volk umfaßt und 
Ihon jetzt weitaus die wichtigfte Communalfteuer iſt. Eine derartige Perjonal- 
teuer fehlt in England ganz und gar und in Ermanglung derfelben muß eine 
Miethſteuer bazu dienen, um alle Einwohner nad ihrer perfünlichen Steuer: 
pflicht heranzuziehen. Wir dagegen bevürfen zu dieſem Zwecke feiner eigenen 
Communalfteuer, fondern können uns an unfere bewährte Slaffen- und clafjificirte 
Einfommenfteuer anjchließen. Aber ebenfo wie in England bedarf unjere 
Perfonalbefteurung der Ergänzung durch eine Realbefteurung, die der Eigen: 
tbümer zablt. 

2) Die englifhe Armenfteuer ergreift nur den jährliden Ertrag des 
unbeweglichen fichtbaren und nutzbaren Vermögens in der Gemeinde und auch 
von diefem find einige Kategorien (Hochwald, Steinbrüche, Bergwerke mit 
Ausnahme der Kohlenbergwerte) ohne rechten innern Grund befreit. 

Ein folde Beſchränkung dürfte fi m unfern Verhältniſſen ſchwerlich em⸗ 
vfehlen. Denn die Belaftung der Gemeindecaſſe durch den Gewerbebetrieb 
fieht, wie wir oben ſchon ausführten, durchaus nicht im Berhättnig zu dem 
unbeweglichen Capitale der betreffenden Unternehmung, ſondern von unfcein- 
baren Gebäuden aus kann ein Gewerbebetrieb zahlreiche Arbeiter beſchäftigen, 
nelhe die Koften des Schul: und Armenweſens erhöhen. Auch in England, 
wo man doch feit Generationen an diefe Art ver Communalbeſteurung gewöhnt 
ft, wird dies vielfach empfunden. Eo richtig die ausſchließliche Communal⸗ 
befteurung des unbeweglichen Vermögens ſowohl in ländlichen Verhältniſſen 
ohne Induſtrie, wie in Städten, in denen die Wohnhäufer faft den ganzen 
Steuerbetrag aufbringen, fein mag, bei großartiger gewerblicher Entwidlung 
entftehen Die unbilligften Verhältniſſe daraus. 

Dazu kommt, daß die Schätung des jährlihen Nutzungswerths für einen 

Theil der Immobilien fehr ſchwer überwindlihde Schwierigkeiten hat. Die 
Gebäude und Grundftüde einer Fabrik, eines Hüttenwerls, Bergwerks haben 
nicht einen leicht Ichägbaren Miethwerth, wie die Häufer und Weder, weil fie 
niemals oder doch nur in fehr feltenen Fällen vermiethet oder verpachtet werben. 
Künftlih aber herauszurechnen, wie viel von Dem Geſammtertrage einer 
Fabrik Ertrag des unbeweglichen Capitals, wie viel auf das bewegliche fomme 
und wie viel Kohn des Unternehmers fei, wird immer eine fehr mißliche, wenn 
nicht unlösbare Aufgabe fein. Nur auf Grund vieler willfürlihen Annahmen 
läßt ſich eine ſolche Trennung durchführen. 
Aus dieſen Gründen können wir in der engliſchen Communalſteuer vom 
jährlichen Nutzungswerth des unbeweglichen Vermögens im Gemeindebezirk nicht 
die Realbeſteurung erbliden, welche wir als eine nothwendige Ergänzung 
der commımalen Eintommenbefteurung verlangen. 

Nah unferm Dafürbalten bieten fich drei Wege zur Durchführung einer 
neben der Einkommenſteuer hergehenden communalen Object oder Real⸗ 
beſteurung. 
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lichen Eapital8 aber fih an einen befonders offentundigen Theil deſſelben, = 
Auslagen Für Hitlfsarbeiter, halten. Wie viel Lohnarbeiter durchſchniulich ve: 
einem Gewerbtreibenden beihäftigt werben, läßt fi) bei Der Stenerveranlagın 
ohne bejondere Schwierigkeiten ermitteln. Schon jest beſtehen ja in reis 
deutfchen Staaten für manche Claſſen von Gewerbtreibenden Zufchläge zu iz 
Principalfumme der Gewerbefteuer, entfprehend der Menge der beichäftistz 
Hülfsarbeiter. Die Koften aber, welde ein Gewerbebetrieb der Gemeinde tz: 
urfacht, ftehen wenigften® zum fehr großen Theile im Berhälmiß zu der Rax 
feiner Lohnarbeiter. Namentlih find es zwei, befonderd wichtige Poltn = 
Gemeindehaushalte, Schulen und Armenweſen, die, wie wir oben ſchon bc: 
zubeben uns erlaubten, durch eine größere Bapl befiglofer Handarbeiter =. 
mehr, als die Einkünfte der Gemeinde durch die Steuern dieſer Arbeit ı 
fteigert werden. — Läftig wäre wohl nur bei diefer Art communaler Ti 
befteurung, daB man in tem Werthe des unbeweglihen Vermögens unt >. 
Zahl der Lohnarbeiter zwei ganz werfchiedene Merkmale der Steuerpflicht er. 
für welde ein gleihmäßiger Steuerfuß nicht leicht aufzuftellen wäre. 

Wir laſſen diefe und andere Fragen, die bei einer erichöpfenden Uber: 
lung des Gegenftandes noch weiter der Erörterung und Löſung bebärftig mt: 
bier zunächſt unbeſprochen. Namentlich find wir außer Stande, darüber =: 
eine Unterfuhung anzuftellen, in weldem Berhältniffe Berfonal- und $3 
befteurung zur Dedung der communalen Bedürfniſſe heranzuziehen find, := 
ob nicht unter Umftänden zwifchen den verfchievenen Arten des unbemali:- 
Vermögens (3. B. Gebäuden und landwirthſchaftlich benutten Grunde. = 
Bezug auf Die communale Steuerpflicht noch zu unterſcheiden ſein würde. ©- 
ſolche Unterfuhung könnte nur auf Grund einer forgfältigen Analyje des 1: 
gabebudgetö vieler Gemeinden vorgenommen werben und dazu fehlt e& zur 3” 
und noch an der erförberlichen Kenntniß der hatten. Eine brandt 
Statiftit der verichievenen Arten von Ausgaben der Gemeinden, nad tx? 
Zweden unterfchieden, Liegt bis jet nicht vor. 

Unfere Abſicht bei Abfaffung dieſes Gutachtens ift nur geweien, um L 
gemeinen die Nichtung zu ermitteln, in weldyer die Fortbildung unferer Ge— 
gebung über die Aufbringung ber Gemeindeabgaben zu erfolgen babe. * 
m diefem Sinne bitten wir um unbefangene Prüfung unjerer Ausführen” 
So lange diefelbe nicht erfolgt, und man über das Biel, nad) weldem &. 
gebrochen werden muß, uneinig ift, bürfte es überftäffige Mühe fein, en 
Veberwindung aller Terrainhinderniſſe, welde fih in der vorgeiclus 
Richtung finden, im Einzelnen zu erörtern. 
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Bon zwei bejonder8 dazu berufenen Gutachtern wird dieſe Yrage durch 
Darftellung des Englifchen und des Franzöſiſchen Enquöte- Verfahrens beleuchtet 
werden. Dem Berfafier der folgenden Zeilen iſt von dem Vereins = Ausfchuffe 
die Aufgabe in dem Sinne zur Begutachtung überwielen worden, daß Bemer- 
tungen vom Stanbpımfte eines Mitbetheiligten an einigen der in Deutfchland 
in jüngfter Zeit ind Werk gerichteten Enquôten über die bezüglichen Organi- 
ſationsfragen gewänjcht wurden. Demgemäß handelt e8 fih im folgenden 
durchaus nicht um ein abſchließendes Urtbeil, oder um eine erſchöpfende Theorie 
des Enquete-Berfahrens zu deutſchem Gebrauche, ſondern lediglich um Mittbei- 
lung einzelner meift uriprünglich empirifch gewonnener Meinmgen, wie fie bei 
nem untergeorbneten Theilnehmer an beutfchen Arbeiten der fraglichen Art fich 
feftgefegt und untereinander verknüpft haben. 

Hinter dem fremden Worte birgt fich hier, wie nicht felten, Unflarbeit des 
Begriffes. In deutſcher Sprache verftehen wir unter einer Engquöte nicht 
nu im täglichen Leben ſondern auch in wiſſenſchaftlichen PBuhlicationen Ver⸗ 
fahrungsarten von ſehr verſchiedener Anlage und von ungleihartigem Werthe; 
nicht den franzöfilchen terminus technicus haben wir recipirt, ſondern umfer 
Sprachgebrauch bedient fich ver „Enquete” als eines elaftiichen Gelegenheits- 
ausdrudes, welcher in Wahrheit — da die Gelege oder eine beftimmte Ueber⸗ 
lieferung ihm ebenfo wenig einen fefl umfchriebenen Inhalt verleihen, wie die 
Redegewohnheit — thatfächlih immer erft aus den feine Anwendung begleitenven 
Umftänden concrete Beitimmtbeit erhält. - 

Ich ftelle daher der Dikcuffion über das Wie? der Enquäte-Organifation 
eine Erklärung darüber voran, was ich unter einer Enquöte begreife. Ich ver- 
Rebe, wo ich dieſes Wort anmende, immer: 

ein von einem gejetlich dazu autorifirten Factor angeordnete Verfahren, 
deſſen ımmittelbare Aufgabe die Ermittelung ötonomiſcher und ſocialer That- 
jachen und urſächlicher Zuſammenhänge, veflen Endzweck die Vorbereitung 
geießgeberiicher oder abminiftrativer Beſchlüſſe ift und in welchem als Haupt⸗ 
mittel zur Erfüllung jener Aufgabe und zur Förderung dieſes Zweckes bie 
Anhörung von Zeugen und Sachverſtändigen verwendet wird. 
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Mit lediglich von Privatperfonen oder Vereinen angeftellten Ermittelunga, 
mit folden, welche nicht von einer öffentlich =redhtlihen Autorität provocirt oder 
welhe ohne Bezug auf die Aufgaben des Staatälebend und endlih mit re: 
ſchriftlichen Umfragen wird ſich das Folgende alfo nicht beſchäftigen; unbeſchade 
der Thatſache, daß ſprachlich bei uns auch private, lediglich wiſſenſchaftlide 
Zwecken dienende und durchweg fchriftlihe Enquäten vorgelommen jind und m 
die Zukunft möglich bleiben. 


I. Die Grundtypen der Enquete-Organifation in formaler Beziehung. 


Wenn ich in Folgendem zunädft den formalen Gang, die Gefchäftsertu:: 
und bie wichtigeren Tragen der Procedur bei Enqueten, und zwar, foweit e& ur 
möglich ift, unter fpecieller Rückſichtaahme auf dentiche Verhältniſſe und & 
tommniffe beipreche und dabei zunädhft von den Rückwirkungen des jo umendiz 
verfchiedenartigen Stoffes einer Enquäte auf ihre Form abfehe, fo bin ich dur:: 
ſelbſtverſtändlich nicht gemeint, die Nothwendigkeit dieſer Rückwirkung verferz- 
zu wollen. Ich ſehe vielmehr von derfelben lediglich zum Zwecke Flarerer Ze: 
ſtellung und überdies nur vorläufig ab. 

Die, Enticheidung Darüber, ob in emem gegebenen alle eine mine: 
ftattfinden folle, gehört ausſchließlich Dem Gebiete politifcher Erwägung an. T“ 
wenn eine Enquete angeordnet ift, tritt die Aufgabe, jie mın auch we 
entjprechend zu ordnen, heran; und mit biefem ‘Momente beginnt une: 
Betrachtung. | 

Der Anordner einer Enquôte (Bundesrath, Reichstag', Landesregiernx 
Landtag, Commune x.) hat von vornherein Die Wahl zwiichen zwei ba mi 
nebeneinander gebräuchlich gewordenen Grundtypen des Verfahrens, mis 
ich der Kürze wegen die unvollftändig und die vollſtändig organifirte Enı«: 
nenne. 

Es beftimmt fi die Adoption des einen oder bed anderen Grundu:: 
zunächſt nach der Willensmeinung des Anordners und Ordners der Enguet: 

Demſelben Tiegt | 

entweder Daran, tbatlählide® Gedanken? und Stummungs- Material Ex 

den Gegenftand der Enquste zu erhalten, während er alle Ermägungen daride 

ob in diefem Material für die Organe des Stanted Anläffe zu abmiunftrarse 

und legislativen Entſchließungen vorliegen, der Zukunft und in biefer zunic! | 
fich felbft vorbehalten will; 

oder: er bezweckt nicht nur Material für die Zukunft und füch ſelbſt hmm: 

zu laffen, ſondern will darüber hinaus, Verarbeitung des Geſammelten = 
Gutachten, Rathſchläge und Empfehlungen auf Grund des gemomar 
Geſammt-Ergebniſſes. 

Ich nenne die Enquéte in letzterem Falle eine vollſtändig organiſir:. 
nicht etwa um fie einſeitig vorweg zu loben, ſondern aus dem lediglich form:: 
Geſichtspunkte, weil der Anorbner der Enquote zur Erreichung feiner Abjick : 
zweiten {alle ein eigened Drgan zum Vollzuge der Enquöte bilden muß, 1? 
zwar regelmäßig eine Commiſſion, während um erſten der zwei unterſchiede 
Fälle der Anorbner der Enquöte für feine enger begrenzte Abſicht eines beſende 
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Vollzugs Organs für das Enquöte- Verfahren nicht bedarf, daſſelbe auch that- 
fühlih in dieſem Falle regelmäßig nicht bildet. . 

Je nach dem Vorliegen der Abficht, eine unnollftändige oder eine vollftändige 
Enquoͤte zu organifiren, ga gleich die erften und faft alle nothwendigen Einzel- 
entihetcungen über Die Modalität des Enquöte-Berfahrens in verſchiedener Weile 
zu treffen. Die Zweckmäßigkeit erfordert bei jedem Grundtypus Beſonderheiten 
des formalen Aufzuges. 

Handelt es fih um eine unvollftändige Enquôte, dann ıft es logiſch, daß 
der Anorbner derjelben ein detaillirtes Fragen-Programm ſelbſt aus— 
arbeitet, welches bie abzubörenben Ausfunftsperfonen zu beantworten haben. 
Dabei wird der Anorbner der Enquöte ſolche Fragen, über welche er aus anderen 
Quellen bereit8 genügend unterrichtet zu fein meint, in dieſes Programm nicht 
aufnehmen, wie wünjcbenswerth Denjenigen, welche die Zeugen ſchließlich abhören, 
die Vorlegung berjelben auch fcheinen mag. Denn die Belehrung des An: 
ordner, nicht die des Außführerd der unvollftändigen Enquöte ift der unmittelbare 
Zweck des Verfahrens. Aus demfelben Grunde wird der Anordner einer ſolchen 
Enquete auch umgelehrt häufig Fragen in das Programm einfügen, welde ber 
Abhörer der Zeugen ganz ebenjo zuverlälfig ſelbſt beantworten kann wie bie 
Zeugen. (Wie 3. B. Gemeinde- und Etaatöbeamte bei den Erhebungen über 
die Verhältniffe der Lehrlinge, Gefellen und Yabrifarbeiter ohne Zweifel zahlloſe 
Protocolle über die alltäglichften gewerblichen Rechts-Gewohnheiten ihres Amts- 
Dezirt8 aufgenommen haben, welche ihnen feit Tange geläufig waren und nad 
welhen im Zweifelsfalle Gewerbtreibende eher bei ihnen als fie bei jenen Rüd- 
frage halten würben.) 

Wenn es fich Hingegen um eine vollftändige Enquete ‚handelt, bei welder 
alle Vernehmungen in erfter Linie den Zweck haben, die vernehmenden Perjonen 
zu einem Berichte, zu Gutachten, Empfehlungen und Vorſchlägen zu befähigen, 
dann ift der Erlaß eines betaillirten obligatoriichen Fragen-Programms von oben 
herab eine Höchft unlogiſche Maßregel. Denn die Zeugenverhörer find in dieſem 
Valle in der Stellung von Forſchern, melden die viva voce- Mittheilungen 
anderer Perfonen als Erkenntnißmittel dienen follen, und die erfte Bedingung 
ihres wie jeden anderen Verſuches durch Fragen Wahrheiten zu finden befteht 
darin, daß fie die richtigen Fragen ermitteln; indem fie einige, von welchen 
fie auf Grund der mitgebradgten Kenntniß des Gegenftandes beim Beginn Des 
Verfahrens ausgingen, als irrelevant erkennen, andere durch Verallgemeinerung, 
Theilung, Spectalifirung x. anders als im Anfange geſchah formuliren, wieder 
andere ganz neu aufftellen werden, kurz, indem fie fragend das Fragen immer 
beſſer lernen. | 

Bei einer vollftändigen Enquete ift deßhalb der Anordner nur berufen dem 
Vollzugs-Organ das Problem, welches erforicht werben fol, im Allgemeinen 
— emerlet ob in Frageform oder thematiſch — zu bezeichnen; die jpecielle 
Vrageftellung gegenüber den Sadwverfländigen ift ausſchließlich Obliegenheit und 
Recht der Enquöte-Commilfton. 

Bei der geringen Ausbildung, welde das Enquoteweſen bis jetzt bei und 
nur bat finden können, ift der Anordner der Enquöte gleich bei dieſem erften 
Schritte der Verſuchung ausgefegt, den Unterfchied feiner eigenen Stellung zu dem 
einen und dem anderen Grundtypus des Verfahrens nicht genügend zu beachten 
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und Theile des nothwendigen Geſchäftsganges des einen im den anderen wenigfe 
facultativ zu übertragen. 

So waren die durch Beſchluß des Bundesrathes vom 19. Februar 1575 
vorhin bereits erwähnten Erhebungen eine unvollſtändig organifirte Gnmet. 
Mit Recht Iag demielben deßhalb ein ganz detaillirtes, im Neichölanzlean 
außgearbeitetes Fragen: Programm als obligatorifche® zu Grunde. Bon hiti 
zweifelhaften Werthe war es hingegen, wenn man ben Abhörem ver Zuge 
ın den Einzelftanten geftattete, der für das ganze Neich gleichmäßig gelten 
Fragenreihe eigene fpecielle Artikel hinzuzufügen. Für das Reich konnte dadere 
nur die Maſſe des Materials in ungleihmäßiger Weile vermehrt, fir t: 
Einzelftanten ſchwerlich etwas nemonnen werben. 

Bedenklicher noch als die eben berührte Incongruenz zwifchen der Grm 
form das Verfahrens und feiner Durchbildung im Einzelnen erjcheint ver w 
geehrte Ball, wenn das Vollzugs-Organ einer vollftändigen Enquee © 
detaillirtes Fragenſyſtem feinen Erhebungen, fe e&8 auch nur facultatie, + 
Grunde legt. In folder Lage hat mich die Erfahrung belehrt, dag imerh:: 
einer Commilfion, welde Abhörungen zunächft zum Zwecke der Mate 
beihaffung für em von ihr felbft zur erftattende® Gutachten vornimmt, © 
betaillirter Fragebogen, aud wenn neben demſelben das Fragerecht fra 
mehr Schatten als Tichtfeiten bietet. Es iſt wahr, durch vorherige Mitikiler: 
des Fragenleitfadens kann man bie zu Vernehmenden in den Stand eben, ' 
befjer, als fonft möglich ift, auf die Vernehmung vorzubereiten. Aber in Hük. 
wo es ſich, wie bei vielen Engqueten, darum handelt, aus den Ausfagen bit” 
fachverftändiger, redegewandter und dialektiſch geichulter Interefjenten ® 
Wahrheit zu entnehmen, geräth diefer Zwedk weit leichter durch zu gute aldi 
ſchlechte Präparation derſelben in Gefahr. Es ift wahr, t heoretiſch km 
neben dem Fragen-Programme durch vollftändig freie Discuffion der Cr 
miffionsmitglieder mit den Sachverftändigen alles Wiſſenswerthe herausgebre⸗ 
werden. Aber praftifch hat man gewöhnlich nur eine gewiſſe Zeit für E- 
Vernehmung — mit englifher Ausdauer und Geduld im Zeugenverhörn iri 
wir Deutihe im Allgemeinen nicht ausgeftattet — und ift das zu Exk- 
ftehende Zeitguantum durch das gebrudte Fragenpenfum zumeiſt confumnt. 
tommen andere Seiten der Sachen leicht zu kurz. Innerhalb einer Commif: 
welche Vernehmungen leitet, ereignet e8 ſich außerdem leicht, daß die ik 
wiegende Mehrzahl der Commiffionsmitgliever in einem etwas mehr vorgerüftz 
Stadium der Abhörung über einige Fragen des Leitfabens ſchlüſſig und dern 
von ihrer weiteren Verfolgung abzuftehen Willens if. Cine folde obielt x 
wordene Frage des Leitfadens wird alsdann fehr leicht, fo Lange aud nur t- 
Mitglied der Commilfion es wuünſcht, aus collegialer Rückſicht ummer na” 
vorgeführt, als Urſache der Iangen Weile während der Arbeit, als Ballaft 7 
die Aufzeichnungen. 

Entſcheidend aber fpricht gegen einen auch nur facultativen Fragelatia” 
bei vollftändig organifirten Enguöten und für gänzlich freie Discuſſion zuise 
dem Enquete-Organ und den vernommenen Perfonen, wie die Englände ': 
handhaben, ber Umftand, daß jeder Fragebogen — und zwar, je beſer = 
fih gearbeitet ift, deſto mehr — foftenatifh alle Seiten und drink 
der Aufgabe berühren muß, während jede einzelne vernommene 
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perfon regelmäßig nur in Bezug auf einige Seiten und Detail ber Aufgabe 
ein wahrhaft clafjiiher Sachverftändiger oder ein erfahrener Praftifer oder ein 
Intereffent von ungewöhnlichem Gewichte if. Ein Fragenleitfaden veranlaßt 
folgeweife, Daß als ſtillſchweigende Präfumtion durch die Zotalität der Ver— 
nehmungen die Annahme fi hindurchzieht, jeder Sachverſtändige habe eine 
univerfale Kenntniß des Gegenſtandes, während ein rationelles Beftreben im 
Anſchluß an die BVertheilung des Wiſſens und Könnens im Leben vielmehr 
darauf gerichtet fein follte, Yeden im Umkreiſe feiner fpeciellften Erfahrungen, 
Einfihten und Intereſſen, mit erbarmungslofer Grünblichteit auszufragen, jen- 
ſeits deſſelben ihn aber gar nicht oder nur obiter zu hören. 

Sch bin nad Obigem der Meinung, daß bei unvollſtändig organifirten 
Enquöten ein ganz ftricted Fragenprogramm vom Anordner auszugeben und ohne 
alle Zufäge jeitend der Zeugenabhörer gegenüber den Abzubörenden anzuwenden 
iſt; bei vollftändig organifirter Enquete halte ich hingegen alles vorher geichriebene 
Fragewerk für zeitraubend und irreleitend. 

Auch der zweite bedeutende Punkt, über welchen bei Ordnung einer Enquete 
entſchieden werden muß, die Frage, welches Perlonal die Vernehmungen leiten 
und in welcher Weiſe dad getvonnene Material bearbeitet werden ſoll, entfcheibet 
ſich jachgemäß verichteden, je nach dem Vorliegen der Abfiht, fih an den 
anen oder den andern Grundtypus zu balten. 

Für die unverfälfchte, gewiſſenhafte und fleigige Sammlung von Ausfagen 
auf Grund eined obligatoriihen Fragenprogrammes ift präfumtiv jede mal 
diejenige Kategorie von Staatöbeamten das geeignete Perfonal, weldye mit ber 
Materie der Ermittelung im regelmäßigen Geſchäftsgange der Verwaltung 
berufsmäßig in Berührung kommt, alſo einige Kenntniß de Gegenftandes ber 
Enquäte ſchon mitbringt, und zwar jeder Staatsbeamte innerhalb feines örtlichen 
Geſchãftskreiſes. Unvollſtändige Enguöten werden daher faft immer nach den 
die Abhörungen beichaffenden Perfonen, auch als abminiftrative bezeichnet 
werden können. Das Refultat des Bernehmungsgefchäftes find zahlreiche, in 
den verfchiedenen Verwaltungsbezirken des Enquetegebietes entftandene Protocolle 
und Berichte, welche ſchließlich bei dem Anordner der Enquete zufammenfließen. 
tegterer wird alsdann in diefem, wie in allen ähnlichen fällen, in welchen 
zahlreiche nach demſelben vorſchriftsmäßigen Schema gearbeitete Schriftftüde in 
einer centralen Stelle einlaufen, aus diefem Materiale, regelmäßig durch einen 
Beamten der Centralftelle, einen überſichtlichen Aüszug anfertigen Iaflen und 
denfelben, je nach Befinden, veröffentlichen laſſen oder bei den Acten behalten. 
Die jüngft dem Bundesrathe mitgetheilten „Ergebniffe der Erhebungen über vie 
Verbältniffe der Lehrlinge, Gejellen und Zabritarbeiter” find nad Form und 
Inhalt ein Mufter des AMbfchluffes einer im größten Styl unternommenen, 
unvolftändig organifirten Enquoͤte. 

Es liegt im Weſen diefed Grundtypus, daß das Material im großen Ganzen 
von Staatsbeamten innerhalb ihrer Amtsfreife, alfo in becentralifirter Weiſe 
beſchafft und fchlieklih in der Controlle von einem Dritten, welcher (außer 
etwa zufällig) Feine der vernommenen Perfonen felbft gehört hat, in einem Be: 
richte centralifirt wird. — 

_ In beiden Beziehungen ift die naturgemäße Organifation einer vollfländigen 
Enquöte die umgekehrte. Jedesmal, wenn der Anorbner einer Enquöte ſich 
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entſchließt, zur Vorbereitung legislativer oder adminiſtrativer Beichläfle. x: 
Enquôte mit einem beſondern Vollzugsorgan zu befehlen oder zu gewähren, m: 
einen Bericht von diefem ad hoc inftallirten Collegium einzuforben, ſpricht rn 
damit ohne Weitered auch aus, daß er, daß aljo eine in irgend einem Umfax’ 
leitende Stelle ein Bedürfniß nah Aufflärung außerhalb des gemähnlise 
Geſchäftösganges und nadı Mitarbeit von Berfonen außerhalb des regelmät 
Dienftperfonal® empfindet. In einem büreaufratifch geordneten Staatsweier 
bie Beranftaltung jeder vollftändig organifirten Enquete eine zunächft Form:. 
(Häufig auch fahlih) außerordentlihe Mafregel. Im die Commim̃e- 
welche eine vollftändig organifirte Enquete zu leiten bat, werden außer Ztac: 
beamten regelmäßig Perfonen berufen, welche durch ihre Intereflen, ihre Re: 
niffe oder auch durch Unabhängigkeit der Gefinnung einen befondern Beruf :m 
Berheiligung an der Discuffion des Enguete- Materiald haben. Die tel 
nehmenden Staat3beamten felbft werden Commiffionsmitglieder auf Grund ere 
aus befonderem Vertrauen erteilten Sperialauftraged. Bon weit größerer Bedeut. 
als dieſe perfonelfen Unterſchiede ift jedoch die organifatorifche Eigentäml:dt- 
daß bei vollftändiger Enquete das Geſchäft der Sadmerfländigen: Vernebm: 
jetbft und die Verarbeitung des Materials centralifirt if. Ein und dei 
Collegium vernimmt alle Auskunftsperſonen. Daſſelbe bemegt ih von Ir: 
Ort oder zieht die Auskunftsperfonen zu fih heran. Nur völlig treu: 
Bunkte können Subcommiſſionen oder Linzelcommifjaren überwielen werden: cr”: 
wenn am Schlujfe der Bernehmungen die Commiffion ven Inhalt vai:tk 
durch ein® ihrer Mitglieder überfichtlich condenfiren laſſen will, fo ıft Die — 
der bemeidenswertben Lage, über feine einzige Zeugenausfage berichten zu ir. 
die es nicht felbft gehört Hätte, 


Die Vernehmungen ſelbſt, die Controlle des thatfächlichen Theile de 


Commiſſionsberichtes, die Tiscufjion des Gutachtens, bilden in dem vollir.. 
organifirten Enqueteverfahren eine Reihenfolge collegialer Arbeit, zu welder " 
Rahmen der unvolftändig organifirten jede Aehnlichkeit und jedes auch = 
äußerliche Gegenſtück fehlt. " 

Wenn an biefer Stelle ein Seitenblid auf das gerichtliche Verfahren x 
ftattet ift, fo ift die unvollſtändige Enguete in manden Betracht eine Ancles: 
eines rein ſchriftlichen Verfahrens mit ſchließlicher Actenveriendung. Kein >- 
ſprochenes Wort bier wie dort, außer den gelprochenen Antworten von Jan 


auf gefchriebene Fragen. Eine Anhäufung von Erkenntnißmitteln, aber kein Sec. 


unmittelbar aus denfelben Erkenntniß zu fchöpfen. 

Die vollſtändig organifirte Enquöte hingegen bat mit dem mindlichen tx. 
fahren die Aehnlichkeit, daß unter Gegenwärtigen Thatſachen, welde Bram: 
zu Schlupfolgerungen zu bilden beftunmt find, vorgebradt und aufgefaft =) 
dam bie Schläffe ans den Brämifien disentrt und ihre Zuläſſigkeit dri 
Debatte feftgeftellt wird. 

Damit hängt untrennbar zufanmen, dab Oeffentlichteit des Berfatrst 
wohl bei dem Grundtypus der vollſtändigen Enquéte möglich ifl, daß aber X 
andere Grundtypus feinen Raum dafür bietet. 

Der Ietste wefentliche Unterfchted im ber Organifatton der beiden = 
typen ift oben bereit8 berührt worden. 
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Derfelbe betrifft die Art der Fixirung der Urerhebung und ihr fermeres 
Schidfal Bei unvollftändigen Enquöten ericheint die Sichtung des Materials 
an der Gentralftelle, mit welchem die Enquoͤte abſchließt, in demſelben Maße 
erleihtert, in welchem bie Form der Urprotocolle eine von vornherein durchweg 
gleichmäßige iſt. An ſtenographiſche Protocolle ift daher bei der unvollftändigen 
Enquoͤte nicht zu denken; fchon aus dem Grunde, weil bei decentralifirter Ab⸗ 


börung an vielen Orten zugleih, die Stenographen nicht zu beicaffen fein. 


würden, aber mehr noch deßhalb, weil jeder mit der Abhörung Petraute weiß, 
daß feine Protocolle keinen anderen Zweck als den der auszüglichen Verſchmelzung 
mit zahlreichen andern haben kann, und weil dieſes Bewußtſein ihn mit Recht 
Ausführlichleit und Individualität in der Abfaſſung als ſchlecht angebrachte 
Eigenſchaften feiner Arbeit von vornherein erkennen und meiden läßt. Daher 
wird fih auch die Publication des furzangebundenen und trodenen Urmaterial® 
einer unvollfländigen Enquete faft niemal® empfehlen. Jener publicirte, auf 
Lesbarkeit berechnete Bericht, welcher den Schlußact ver unvollſtändigen Enquöte 
ausmacht, tritt folglich al& ein langes und gründliche referens sine relato 
m die Belt, Die Aufrichtigkeit deflelben wird faft niemals bezweifelt werben; 
aber ob der Totaleindruck dieſes Schlußactes des ganzen Verfahrens demjenigen 
eıner photographiſch treuen Berxkier des Urmaterials entiprigt, ob in 
Bezug auf Licht und Schatten, auf Farbe und Ton ein anberer Leſer des Ur: 
materials nicht zu einer von bem Totaleindrucke des Berichtes abweichenden Au⸗ 
ſchaunng der Engnete-Ergebuifje gelangen würde, — darüber ſich Ueberzeugung 
zu verſchaffen, ift ummöglih. Die einzige dauernde Spur, welche eine unvoll⸗ 
Händige Enquöte hinterläßt, ft uncontwllinbar. — . 

Bei emer vollſtändig organifirten Enquste ift Hingegen die ftenographifche 
Anfzeihnung ver Vernehmungen möglich in Folge der Gentralifation Der Er- 
hebungen. Ste ift gleichzeitig im höchſten Grade wänfgengterth, nad ıneiner 
Anfiht fogar regelmäßig nothwendig, um die Zwecke der Enquoͤte nach allen 
Seiten hin ſicherzuſtellen. Bunächft iſt eine Enquote⸗Commiſfion als außer⸗ 
oxdentliches Organ für em — materiell häufig ſehr erhebliches — Staats⸗ 
geſchäft in hohem Grade dabei intereſſirt, Alles, was fie gefragt und erhoben, 
berathen und beſchloffſen hat, in amhentiſcher Weiſe ins vollſte Licht 
der Oeffentlichkeit zu ſtellen. Nur dadurch wird fie ſich vor Augrifſen, 
Rcxriminationen und Mißverſtändniffen ſchutzen. Im Füllen, welche Die exaete 
Bewältigung vieler Details erfordern, iſt außerdem der Berichterfiatter nur 
mit Hülfe ftenographirter Unterlagen im Stande, feine Aufgabe entiprechend zu 
bien. Sclieglih aber — und hierin liegt der enticheidende Grund — find 
ale Diejenigen, welche nach Beendigung der Enquöte mit dem Reſultate und 
dem Inhalte derſelben fich zu befaſſen haben werden, Die Preſſe, das Miniſte— 
rum und das Parlament, nur durch Borlegung der ftenograpbirten Ber: 
nehmungen zur Controlle des Enquötenergebnifjes und zur Weiterführung der 
Diecuffton in ben Stand zu fegen. — Ohne ftenographifche Berichte tritt die 
Shlnfarbeit der Commiffion mehr ober minder als ein Votum auf, das 
fh in flärferem Grade auf äußere Autorität, als auf controllirbare Beweis⸗ 
gründe ftügt. 

Schematiſch laſſen bie Unterſchiede in der wünſchenswertheſten Formation 


— — — — — — —- 
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ber beiden Grundtypen des Enqute-Verfahrens ſich nach allem Borſtehende 


ſo zuſammenfaſſen: 


Unbollftändige Bollftäudige 
Enguöte 
bedingt: 
als Anhörer: Beamte in ibren Geſchäfts— eine beſondere Cen 
treifen, miſſion, 
als Geſchäfts⸗ 
methode bei den 
Abhörungen: Decentralifation, Gentralifation, 
al® Methode der 
Aufzeichnung: lakoniſche Brotocolle, Stenograph. Beni, 
als Schlußbear · 
beitung: ein von Dritten gefertigtes einen von der Cer 
Excerpt, welches keiner Con— miſſion berathene 
trolle unterliegen kann, Schlußbericht, welte 
in jedem Bunfte cıw 
trollirbar iſt. — 


Diefe formalen Unterfchieve in der Structur der beiden Grundtypen em | 


Enguöte find fo durdhgreifender Natur, daß neben denſelben für Webnlihteie 
oder Gleihheiten nur wenig Raum übrig iſt. Ueberbies beftehen dieſe legte 
zum großen Theile micht eigentlich zwiſchen ben beiden Berfahrungsarten ai 
Formen der Enquôten, —* zwiſchen allen Bernehmungen von Saudke:: 
fländigen überhaupt. Der Anorbiier der Enquöte wird, welder Grundtupe 
auch zur Anwendung komme, den Leitern der Sachverfländigenvernehuen: 
eine bedeutende Freiheit bei Auswahl der Auskunftsperſonen gewähren. De 
Abhörer werben ' in beiden Fällen gegenüber ven Wbzubörenden Rüdieis 
beobachten, weldye theils durch die Natur der Sache, theils durch die Analozr 
rationeller Proceßgejege an bie Hand gegeben werben. Aus ber fpecielen Yr 
gabe einer Enqudte wird zu folgen jein, Daß von Zeugnißzwang und Ber 
eivigung der zur Ausſage Berufenen regelmäßig nicht die Rede fein kann; az 
der Analogie gerichtlicher Procedur ergiebt fi, daß die Einzelvernehmung ki 
Sachverſtändigen bie Regel bildet, während bie Gollectiovernehfmung und Gage: 
einanderftellung Mehrerer nur unter bejonderen Umfländen als em Mitte, ;: 
Aufſchlüſſen zu gelangen, zulälfig eriheint. — 


Um die Erörterung über die Form der Enquéête zum Abſchluß zu führe 
wird es zwedimäßig fein, die Bemerkung, daß die beider als Grundtypen ur 
gewiefenen Berfahrungsarten eben nur diefen Charakter befigen, daß alfo Mer 
ficattonen derjelben möglich find, durch Hinweis auf einige fpecielle Fälle mir. 
Art etwaß zu erläutern. 


Die oben für eine Specialfrage bereits begründete Anſchauung, bag ax 
Modification des einen Grundtypus durch Bineintragung einer einzelnen, der 
anderen eigenthümlichen Einrichtung in venfelben eine gute Wirkung nik 
haben wird, halte ih für allgemein richtig. Wenigftend weiß ich keinen &= 
anzuführen, wo eine folde Konftruction zweckmäßig erfchienen wäre, wohl abe 
noch ein weiteres Beiſpiel vom Gegentheile. 
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Die Handelöfammer in Hamburg rieth — und zwar damals mit meiner 
vollſten Zuftimmung — ben dortigen Staatsbehörden, fie möchten bie Ver⸗ 
nehmungen über Lehrlinge: x. Verhältniſſe nicht durch die Einzelbeamten vor- 
nehmen laſſen, jondern in einer für das Hamburgiſche Staatögebiet zu bilvenden 
Sommilfion centralifiren. . 

Die Staatsbehörde folgte diefem Wunſche und bildete die gewünſchte Com⸗ 
milfton aus Beamten und Bürgern, aus Arbeitnehmern und Arbeitgebern. 

Aber die Erfahrung dat — zum Minveflen mich — gelehrt, daß die 
partielle und Iocale Mebertragung des Kopfftüdes einer vollftändig organifirten 
‚Enquöte in den anderen Grundtypus das Berfahren wohl fchwerfälliger, aber 
nicht fruchtbarer machte. 

Unfere Enquöte-Commiffion theilte ſich ſehr bald zur befferen und fchnelleren 
Bewältigung des Materials in mehrere die Vernehmungen vornehmende Einzel 
fetionen und bilvete auf dieſe Weiſe, jo viel an ihr Ing, das Enquête-Ver⸗ 
fahren in diejenige Form zurüd, welche bei der Uebertragung der Geſchäfte an 
Einzel : Commiffare von vornherein die gegebene geweſen wäre. 

Zu beratben fand ſich fir die Commilfion jelbft bei dem feftftehenden Zu- 
Ihnitte ihrer ganzen Thätigkeit nur Weniges und was fich fand, führte meiſt 
nur zu beiläufigen Erörterungen alademiſcher Natur. 

Wahrhaft zweckmäßige Modificationen der beiden Grundtypen entfteben alfo 
ſchwerlich durch ihre Kreuzung, wohl aber theils durch Erweiterung des Enquete- 
zwecles theils durch Abkürzung des Verfahrens innerhalb befjelben Grundtypus. 

Ein Beiſpiel von weientlihen, durch Zweckerweiterung gebotenen Modifi⸗ 
cationen bietet das in diefem Momente in Berathung befindliche Geſetz über bie 
Unterfuhung von Schiffsunfällen. Nach vemfelben follen die Urſachen aller 
erbebliheren Schiffsunfälle unterfuht und über dieſelben ein Sachverftändigen- 
ausipruch herbeigeführt werden; und ſoll ferner daſſelbe Collegium, welches biefe 
Unterfuhung führt, falls es als Urſache eines Unfalles ein Verſchulden des 
Schiffere, Steuermannes u. |. w. conflatirt, diefem die Befugniß zum Gewerbe: 
betriebe abſprechen. Wir haben hier alfo eine vollftändig organifirte Enquete, 
deren Spige fich eventuell gegen beftimmte PBerfonen wendet, die Anſchließung 
einer gewerbspolizeilihen Sentenz an das Gutachten eined Enquöte= Organe. 
3m Wefentlicyen ebenfo wie es jetzt für Deutfchland vorgeichlagen wird, iſt ſeit 
1876 das Berfahren des New Wreck Court in England geftaltet. Die 
Örenzlinie zwiſchen Enguöte- Verfahren und pönaler Procedur iſt in einer 
Zwiſchenbildung diefer Art in der That unfindbar. Der Vorfigende des New 
Wreck Court verwahrte in feinem erften Urtheil oder Gutachten ſich einerfeits 
feterlich gegen das Vorurtheil, daß er im Strafverfahren leite, er leite nur ein 
Enquete-Eollegium (Board of Enquiry), andererfeitö aber redete er in demfelben 
Urtbeil von Angefchuldigten (inoriminated), über die er aburtbeilte. 

In einem Falle diefer Art liegt das Charakteriftiiche des formalen Auf: 
baues der Unterfuhung darin, daß eine Enquöte-Commiffion mit den Garantieen 
tihterliher Unabhängigkeit befleidet wird, ohne deßhalb ihre Legitimation als 
Sachverftändigen⸗ Colegum zu verlieren, daß die Vernehmungen die Strenge 
gerihtliher Form beobachten müfien, ohne daß ihr Umfang und Zwed, wie im 
Strafverfahren auf die Ermittelung einer That und des Thäters fich beſchränkt, 
vielmehr darüber hinaus ſich erftredt, auf die Ermittelung aller erkennbaren 
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Urſachen des Unfalles auch für den Fall, daß derſelbe in leiner Weiſe auf dm 
Willen oder die Schwäche des Willens eines Menſchen fich zurückführen Tee 
fondern ſchließlich als Naturereignig, als That Gottes, wie e8 im (nafıkka 
Rechte benannt wird, hingenommen, aber doch nicht ſtumm und nicht unerferik. 
bingenommen werden muß. 

Ich bin der Anſicht, daß durch kein Mittel die lebendige Anſchanung w: 
dem Weſen und die Elenninß des Rubens vollſtändig organiſirter Enancie 
bei und in Deutſchland mehr gefördert werben kann als durch ſchrittweiſe m 
vorfichtige, gefetliche Regelung folder auf der Grenzſcheide zwiſchen gerthtlite 
Procedur umd vollftändiger Enquoͤte Tiegender Kategorien von Ginzelfällen ® 
macht in diefen und ähnlichen Amwenbun en (Todienihau; die Enquẽte ein une 
Anlehen bei der Jurisprudenz * zahlt aber daſſelbe der Juſtizverwaltung let 
zeitig mit Zinſen zurüd, Da es den technifchen Eadiwerfland an den Yun: 
des dringendften Bedürfniſſes, indem es benfelben zur Entſcheidung beruft, = 
volften und voll verantwortlichen Geltung bringt und dadurch die Lölung 
Aufgaben der Gerechtigkeit ermöglicht, an melden Schulung und Auffaflungkt:: 
des Richterthums, feierliche Erleuchtung der Geſchwornen und veipecak: 
Menſchenverſtand von Schöffen erfahrumgsgemäß fich vergeblich zu werfuchen pfear. 

Modificationen des Enquéête-Formalismus dur Abfirzung des Grunde: 
namentlich der vollſtändigen Enquête, find in fehr verichtenener Weiſe mit; 
und zweckmäßig. 

Es giebt 3. B. Verumftändungen, im welden der bie Enquete anıtuz* 
Factor e8 im üffentliden Intereſſe geboten erachtet, daß eine Reihe von T 
fachen und ihre urfächlichen Verknüpfungen erforjcht werde, während er older: 
die Anſicht feſthält, daß jeder Vorſchlag zu Moßregeln um Anſchluſſe u” 
Refultate der Unterfuching zur Zeit noch verfrüht und dem öffentlichen Aula 
zumwiderlaufend fein würde. In ſolchen fällen fann er eine Enquéte in der &“ 
anordnen, daß er der Commiſſion die Erforſchung und Berichterftattung tr : 
Thatfachen , aber nicht die Erftattung eine® Gutachtens und vie Auffel 
von Empfehlungen aufträgt. Auf eine derartige Amputation des letzten GFF- 
ber vollftändigen Enquete ift 3. B. die Geftalt des Engliſchen Unterhan:1# 
ſchußberichtes über den Preifall ves Silberd vom vorigen Jahre zurhdjufiht 
Drei Jahre vorher hat eine: Commilfion über den damals hoben Pr " 
Kohle ein ähnlich beſchränktes Mandat erfüllt. 

Die Vorberathung eine viele Detail» und techniſche Entfheidunge: 
fordernden Geſetzes kann in der Form gefchehen, daß man eine grüßen N 
von Sachverſtändigen cowocirt und fie alle weſentlich an in Frageform gehn 
Buntten des betreffenden Entwurfes miteinander discutiren läßt. 

Jedes Mitglied der Berfammlung vernimmt auf dieſe Weiſe jedes ui“ 
es entjteht eine volifändige Engnete, aber dadurch abgekürzt, daß die Mil‘ 
der Sommiffion lediglich ihr eigenes fachverfländiges Urteil hören. Aukfäh- 
Protocolle über die Verhandlungen ergeben wegen ber hergejtellten Berktari 
zweier in einer vollfländig organifirten Enquéte gemöhnlich getrennt auftr=e” 
Sachverftändigenreihen genau daſſelbe Material, welches font im —— 
zu finden iſt. Aus einer derartigen Vorberachung iſt der Pa 
welcher dem Reichstage vorliegt, hervorgegangen. ine abgefürzte Ener} 
Art ericheint lt, wo immer eine wirthſchaftliche Gefepgebungdftex -- 
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die Wiſſenſchaft und die öffentliche Meinung fo meit vorbereitet ıft, daß alle 
weientlihen Meinungsverſchiedenheiten ſich bereits‘ al® ſcharf begrenzte Contro⸗ 
wrien deutlich erfennen laffen und zur Entſcheidung oder Erledigung im Wege 
des Compromiffes reif find. Nur kann man swtelleiht fragen, ob in folder 
Eitüation nicht ebenjo befriedigende Erfolge, wie in Geftalt der Enqute, auf den 
planeren Wege zu erzielen wären, daß man bielelben Sachverſtändigen ftatt 
über Fragen, über die Grundzüge eines Geſetzentwurfes discutiren ımd jie jelbft 
Amendementd zu demfelben ftellen Tiefe. 

Das Gejagte dihfte genügen, um zu erläutern, daß ich die beiden Grund- 
typen der Enqueten, auf deren Unterfheidimg zunädft won Seiten der Form 
ıh Werth gelegt habe, keinekwegs als eiſern und unbeweglich anfehe, gleidzeitig 
aber auch wahrſcheinlich zu machen, daß eine diefer beiden Grundtypen fih im 
jeder Geftalt nnd im jedem Aufzuge, welchen man verfuden mag, wieder: 
erfennen läßt. 

Ich verfuche in dem Folgenden, die Bedeutung und die Nutanmendung der 
biöherigen formalen Erörterung anzudeuten, durch einige Bemerkungen: 


IH. Ueber das Verhäftniß der antiattonsformen von Enqueten 
zu ihren Aufgaben. 


Es handelt fih darum, zu unterfuhen, ob es allgemein gültige Regeln 
gebt, nach melden der Anordner und Ordner des Berfahrend aus der Auf: 
gabe einer concreten Enquete abnehmen fann, an melden formalen Grundtypus 
er fih zu halten bat, um die beftmöglichen Ehancen befriedigender Enquöte⸗ 
Reſultate zu erlangen. 

Inden ich die Yrage, melde ich in diefem zweiten Abſchnitte andeutungs⸗ 
weile berühre, von vornherein jo Hinftelle, daß ich von einer Wahl zwiſchen 
beiden Enquoͤtentypen rede, ſetze ich ſelbſtverſtändlich voraus, daß beide relativ 
kreditigt find und dar fie bet und auf die Dauer neben einander in Anwendung 
zu bleiben Ausſicht haben. 

Beides beinahe ich aus vollſter Ueberzeugung; und felöft für Denjenigen, 
welher den Gründen, aus welchen ich fogleich die Coexiſtenz beider Typen fachlich 
und logiſch zu entwideln gevente, feinerlet Gewicht beilegen will, ſollte meines 
Erachtens ſchon ein oberflächlicher Blid anf die ſich aufprängenden politifchen 
Verichtedenheiten im ver Stellung des Anordners der Enquéête bei vollſtändiger 
und unvollftändiger Organifation berjelben genſigen, um ihn von dem radicalen 
Rathe zurückzuhalten, es ˖ möge die Duplieität auf dieſem Gebiete aufgegeben und 
künftig derſelbe Orgamiſationsplan jeder Enquete zu Grunde gelegt werden, 
lediglich mit denjenigen Abweichungen im Einzelfalle, welche die ſtofflichen 
Verſchiedenheiten der zu unterſuchenden Gegenftände auch im Falle der Einheit 
des Grundtiypus rechtfertigen und erfordern werben. 

Ws einheitliher Grundtypus Fönnte immer nur der, welchen wir bie voll: 
ſtändig organifirte Enquete benannt haben, in frage kommen. Jedermann aber 
wird, mern er bis hierher gefefen hat, bereits ſelbſt gefühlt haben, daß unter 
politiſchem Gefichtöpimfte die Formunterſchiede zwifihen beiden &rundtnpen nur 
der äußere Ausdrud und die Contouren jener zwei verkhiedenen Triebfräfte und 
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Factoren darſtellen, welche in unſerem heutigen Staatsleben in Folge geſchich 
licher Entwidelung überall neben einander wirkſam erſcheinen, ja, deren Fe: 
bungen, Kämpfe, wechlelfeitige Anregungen und Auslöfungen den beften Thel 
unſeres politifchen Lebens überhaupt bilden, von denen es alſo kaum verwundert 
ft, daß fie auch im officiellen ünterfuchungsweſen durch verſchiedene formale 
Bildungen ihre Kraft und Gegenfäglichkeit bewährt haben. 

Der Typus der umoollfländigen Enquete verdankt politiſch der Idee tes 
Beamtenftanates feine Entftehung. Er beruht auf der Erfenntniß, daß « 
in gewifſen Fällen nüglih für das Regiment eines Staates iſt, wen de 
Obrigkeit den Untertbanen, wenn bie Regierung den Regierten Gelegenheit ger 
nad) einem feftgeftellten Plane ihre Darftellungen und Beſchwerden, ihre Stin 
mungen und Wunſche mitzutbeilen, Damit bie num wohlinformirte Entfeheidun, 
ob und was etwa zu thun fei, erfolgen könne. Die Utilifinmg des Untertbane. 
verftandes in einem Beamtenftaate ift der politifche Grundgedanke Der unvel 
ftändigen Enquöte = Form. 

Der Typus der vollftändigen Enquete ift dagegen politiſch ein Kind de 
Parlamentarismus Im ihm fragt nicht ein wohlmollender Regent, nt 
feine getreuen Untergebenen der Schub brüdt, fondem der Staatsbürger fich 
zu, ob Gelege, Berwaltungdeinrichtungen, Behörden und Beamte der Rectificatier 
bedürfen. Die vollftändige Enquöte iſt mit einem Worte eines ber Control: 
Agitations- und Machtmittel des modernen Staates. 

Ich weiß jehr wohl, daß biefe Gegenſätze des Ausgangspunktes der Tenden 


und der politiihen Grundlage, daß die verſchiedenen Lebeneprincipien, welche mi 
verſchiedene Geftalt bedingen, nur auf dem Papiere jo ſchroff gegen einande: 


fteben, daß in ber Wirklichfeit unfer Heil nicht in der Betonung, jondern in x 
Vermittlung des aufgewiefenen Contraftes beſteht. Nur deßhalb Habe ih ir 
überhaupt aufgewiejen, um dem Verlangen nach der Beförderung des Top: 
der vollftändig organifirten Enquete zur " Aeingercfgeft die Eintede entgege 
zuftellen, daß es politiih nicht angeht, bie Befeitigung morphologiſcher Giger: 
thumlichkeiten der Bitreaufratie auf einem Kleinen und abgegrenzten Gebiete ; 
verlangen, während dieſelbe biologiſch in allen Theilen unſeres Staatslebens ı: 
verwüſtliche Geſundheit, Kraft und Entwidelungsfähigfeit zeigt. 

Aber ich bin weiter der Anficht, daß nicht nur durch politifche, fonter 
durch innere Nothwendigkeit das Nebeneinanderbeftehen der beiden Grumd-Zur: 
gerechtfertigt ift, Daß eine im Hinblid auf die verſchiedenen Aufgaben der Ener 
rationelle Wahl bald des einen, bald des anderen Typus die abſolut wände 
werthefte Ordnung der Dinge darftellt. 

Als Aufgabe jeder Enquoͤte ift oben die Ermittelung öfononnifcher =! 
focıaler Thatſachen und urſächlicher Zufammenbänge bezeichnet worden. & 
liegt alfo flar vor, daß die Aufgabe der Enquten dialektiſch identiſch if c 
der Aufgabe großer Zmeige der Wiflenfchaft und der Literatur, daß die Enzx: 
fich ſchließlich darftellt als eine von vielen Methoden, um Thatſachen zu famırı: 
und inductive Schlüffe aus denjelben zu ziehen; von anderen zu demſelben 3: 


ftrebenden Dietboden nur äußerlich unterichieden durch die behördliche Auortarz 


welcher fie ihre Entſtehung verdankt und durch die vorzugsweiſe Vermenxe: 
von Ertundigungen bei Menſchen zum Zwede ber Thatſachenſammlung und X 
Anleitung zu richtiger Induction. 
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Wie demnach jeve Enquôte als ein Verſuch zur Löſung eines Problems durch 
inductive Unterfuhung ſich darftellt, To fest jede Anordnung einer Enguete 
bei dem Anordner voraus die Formulirung des Problems und die Meberzeugung, 
man könne feiner Löſung durch inductive Unterſuchung fih nähern. 

Alle Probleme aber, hinſichtlich welcher die letztere Ueberzeugung mit Recht 
gehegt wird, find zur Zeit noch ungelöft, theil® weil wir nicht genug That- 
ſachen genau fennen und wiſſen, auf welche wir inbuctive Schlüffe bauen 
Einnten, theils weil wir nicht ſchlüſſig find, ob aus den uns befannten Thatfachen 
Ties und Jenes als Erkenntniß inducirt werden darf. Beichaffung von mehr Unter- 
lagen fir Inductionsſchlüſſe, Reviſion der bisher gemachten Inductionsichlüffe in 
Betreff eines beftimmten Gegenftandes und Begründung neuer Schlüffe biefer 
Art — das ift die Arbeit, welche Enquoͤten überhaupt verrichten, oder zu deren 
Verrichtung fie behülflich fein follen. 

Der Anordner der Enguöte bat, ſobald er diefe Säte anerkennt, den 
Leitfaden in der Hand, nad melden er (falls nicht politifche Erwägungen ihn 
vorwiegend beeinfluffen) den Typus der unvollftändig organifirten oder die voll- 
ſtändig organifirte Enquöte wählen wird. 

Er muß in Fällen, deren Schwierigfeit in erfter Linie in mangelnder 
Kenntniß der Thatfadhen beruht, die unvollftändig organifirte Enqu&te, Dagegen 
ın Ballen, in welchen die Echmierigfeit in erfter Pinte auf den Streit über das 
Gewicht der Thatfahen und die aus venfelben zu ziehenden Schlüffe zurück 
zufübren..ift, die velftändig organifirte Enquöte anordnen. — 

Die unvollfländig organifirte Enquete ift nach ihrer formalen Anlage ein 
viel wirkſameres Inftrument, um große Mengen von Thatſachen, namentlich 
wenn fie auf einem großen Gebiete zerftreut liegen, zu fammeln, als die voll- 
ſtändige. Wenn wir ſehen, daß bie vielerwähnten Erbebungen über Arbeiter 
verhältniffe zu einer Abhörung von mindeftens zehntauſend verjchiedenen 
Perjonen an 559 verfchiedenen Orten geführt bat, fo iſt Mar, daß in Bezug 
auf die Möglichkeit, thatfächliches Meaterial zu fammeln, eine folde un: 
velftändig organifirte Enquöte der vollftändig organifirten weit voranfteht, daß 
fie fi bezüglich der Maffenhaftigkeit der Beobachtungen, welche fie regiftrirt, 
den Arbeiten der ftatiftilchen Büreau's nähert. — 

Die vollftändige Enquôte aber ift der unvollfländigen weitaus überlegen in 
der Discuſſion der Thatſachen, in vielfeitiger , vorfichtiger, controllirter In⸗ 
duction aus benfelben. 

Und daher darf e8 und, wenn wir und erinnern, daß vor der amtlichen 
Unterfuhung der Lehrlings-BVerhältniffe die thatfächlichen Unterlagen ber 
Frage ſchon vet umfafſend befannt waren, aber ein tiefgehender Streit 
darüber beftand, was aus der Thatfache für den Gefetgeber folge, nicht wun⸗ 
dern, wenn wir jeßt im Schlußberichte über dieſes Verfahren leſen: 

„So umfangreich die Erhebungen angelegt geweſen find, fo haben fie doch 
—— Mannigfaltigkeit von Ideen und Vorſchlägen nicht zu Tage ges 

r „ 

Wenn bier die Aufmendung einer ungeheuren Summe von Engquete: Arbeit, 
aber ſehr wenig Bereicherung unferer Gedanken vorliegt, fo ift die Erflärung 
für dieſes Mißverhaãltniß feine andere, als daß bei diefer Gelegenheit die Enquete 
in eine ihrer Aufgabe nicht entfpreddende Form gebracht wurde. 
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Es handelte fih um ein Problem, in Bezug auf weldes die Thatiader 
in ſehr weitem Umfange bereits befannt, die Auffaſſung der Thahabe 
und die Meinung über die aus denſelben zu ziehenden Schlußfolgerungen m 
höchſten Grade beftritten und getheilt war. 

Es war Discuffion notäwendig; nicht Thatfachenfammlung. 

. Wenn dem Bundesrathe, an Stelle des von ihm angeorbneten Verfahren, 
beliebt hätte, eine Commiſſion von etwa neun Perſonen, beftehend aus Ark: 
gebern, Arbeitnehmern und einigen juriftih und ökonomiſch gebildeten re 
abhängigen Perſonen, zu bilden und mit dem Auftrage zu betrauen, nah I. 
nehmung von Sachverſtändigen und Interefienten über die fraglichen Berhilut 
und über die Räthlichkeit und Modalität einer Revifion der betreffenten dr 
ſtimmungen ber Gewerbe-Ordnung zu berichten, wenn dieſe Commiſſion alboaur 
nicht 10,000, ſondern nur 50 bis 100 Intereſſenten aus allen Theilen Dene 
lands in völlig ungebundener Weiſe gründlich abgehört Hätte, und ſchließlih 
Grund der ftenographirten Ausfagen felbft in Berathung getreten wäre, um: 
Diffenfe in ihrer eigenen Mitte zu conftatiren und ın einigen Punkten viele: 
Vebereinftimmung zu erzielen; wenn, mit einem Worte, die Aufgabe der Era: 
in die ihr gemäße Form des Verfahrens gebracht worden wäre: — NZ 
glaube ich zwar nicht, daß die an daß Lehrlingsweſen und die Arbeitöverhilt 
fih knüpfenden Streitfragen fofort zur Schlichtung gediehen wären; aber dus 
bin ich überzeugt, Daß die Regierung fich ſchließlich über alles Andere ehe: wi 
Recht hätte beflagen können, als über Mangel an Mannigfaltigkeit der ir 
und Vorſchläge; und für unwahrſcheinlich Halte ich, daß nad Erflattung de 
Berichtes einer ſolchen Enquete die jüngften Debatten im Reichstage bir 
ftattfinden fünnen, ohne daß eine Spur von Einfluß der Refultate der Une: 
ſuchung auf die Meinung der Geſetzgeber zum Vorfchein gelommen wäre. — | 

Es ift unter den umgefehrten Berhältniffen genau die umgefehrte J- 
congruenz zwilchen Aufgabe und Form der Enquete möglich. Die Hungerit 
von Oriſſa von 1866 ift in England Gegenjtand einer vollfländig oryanıkr= 
Enquete geweien. Das Blaubuch liber diefelbe bat aber nur die Reihe üler 
Schredensdarftellungen gleicher Art vermehrt; welches Mittel anzımenten 
damıt die indifche Regierung künftig nicht von dem plößlichen Hereinbrechen d 
abjoluten Nabrungsmangel8 unter den eingeborenen Millionen überraiht mit 
Darüber hat die Oriffa- Unterfuchung nicht® Neues ergeben. Eine umellti 
organifirte Enquete hat nachträglich Died Mittel geliefert. Hunter, damals U 
des Statiſtiſchen Büreau's von Bengalen, erkundete durch Ausſendung fr 
Fragebogens in alle Diftricte der Präfidentihaft, melde Höhe des Reisprere 
nach der Haupternte den Anzeiger dafür bilde, daß Reis bis zur nächſten er7 
fo hoch im Preife fteigen werbe, daß die DBefiglofen nicht mehr in genügt 
Menge davon kaufen könnten. In dem Werke Famine Warnings fagte er ſex⸗ 
auf Grund und unter Borlegung des Materials feiner Enquete die Berge 
Hungerönoth von 1873 voraus. Sie ift, fo Lange in Indien Meniden :* 
Land beftellen, die erfte, melde mit Erfolg befämpft worden ifl. Der m 
bogen Hunter's bat Hunberttaufenden das Leben gerettet. Keine Dibaf 
fönnte ihn erſetzen. . 

Es ift offenbar, daß nad diefer Anficht die Wahl des Enguete:2=* 
im fpeciellen alle bei dem Ordner der Enquöte nicht blos den guten Ext 
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ich aufklären zu laſſen, fondern ein vorheriges jehr genaues Studium des zu 
nterfuchenden Stoffes felbft erheilht. Im Streite der Meinungen find immer 
leichzeiig die Thatſachen und Das, was die Thatſachen unjerem Berftande 
ıgen, controvers; im fpeciellen alle zu prognofticiren, ob eine Dicuffion vor: 
segend durch Bermehrung und ftärkere Verbreitung thatfächliher Kenntniffe oder 
b fie vorwiegend durch dialektiſche Austragung gefördert werben fann, wird 
äufig ein ſchwieriges Geſchäft fein. Zur zwedtentiprechenden Organifation einer 
inquöte ift in der Regel Derjenige am beften berufen, welcher der Aufklärung 
Ibſt am wenigften bedarf; Unkenntniß der Sache befähigt wohl zur Aufftellung 
inger Reihen von Fragen, aber fhon das Sprüchwort jagt, daß diefe Fähigkeit 
br ausgebildet, aber zugleich nuglos fein kann, weil felbft die Weifen nicht 
le Fragen beantworten können. 











— — — — — — — 


Ueber Unterfuhung von Thatſachen auf 
focialem Gebiete. | 


Gutadten 
von GBuftab Cohn. 





Der Berein für Socialpolitit Kat bereits im Jahre 1873 eine ähnliche 
Frage zum Gegenftande der Begutachtung gemacht und e8 haben ſich über die 
Veranftaltung von Enquöten damals namentlich zwei Autoritäten geäußert, 
welche wifjenfchaftliche Sachkenntniß mit praftifcher Geſchäftserfahrung verbanden. 
In jenen beiden Gutachten und den ſich daran kniipfenden Referaten und Ver⸗ 
bandlungen ift, wie mir ſcheint, alles Wefentliche in zum Theil vortrefflicher 
Reife hervorgehoben worden, und werm heute derſelbe Gegenfland aufs Neue 
angeregt wird, um abermals begutachtet und beſprochen zu werben, fo ift dieſes 
augenſcheinlich veranlagt worden durch die inzwiſchen vorgenommenen Fabrik⸗ 
und Tehrling® - Enquäten des Deutfhen Reiches. Ein Beruf alſo, ſich jett 
kritiſch zu äußern, käme vornehmlich folgen Männern zu, welde biefen Enqusten 
nahe geſtanden haben und Mittheilungen über ihre praktiſchen Erfahrungen zu 
machen geneigt ſind. Kundgebungen, wie ſie in loſerer Form u. A. in der 
„Concordia (Jahrgang 1875 und 1876), in Handelskammerberichten, wie 
namentlich demjenigen von Zittau (von Dr. Carl Roſcher) niedergelegt ſind. 
Mir fehlt nicht die Neigung, der freundlichen Aufforderung des Vereins 
für Socialpolitit Zu folgen, wohl aber der Beruf. inigermaßen Hatte ich 
mid mit der Deutſchen Reichs-Enquoͤte bekannt machen wollen, indem ich einen 
Einblick in das Berfahren durch Kenntnignahme ver betreffenden Publication 
zu gewinnen ſuchte. Doch bis zu diefem Augenblide (Ende Februar) ift mir 
das nicht gelungen, da ein durch Bermittlung des Schweizeriſchen Bundes⸗ 
prafidiums in Ausſicht geftelltes Exemplar bisher micht eingetroffen ift. 

Unter ſolchen Umftänden Tann ich meinen guten Willen nur dadurch be- 
thätigen, daß ich aus dem beſchränkten Kreife meiner literariſchen Erfahrung, 
aus welchen vor zwei Sabren ein Kleiner Auffag über parlamentariiche Unter⸗ 
ſuchungen in England heroorgegangen iſt, das oft angerufene ausländiſche Bei: 
Ipel im Hiublid auf Deutſche Nachahmungen mit einigen Hauptzügen kenn⸗ 
zeichne: zu welchem Zweck ich einzelne Blaubücher neuerding® ee habe, 
Die mit dem befondern Gegenftande gewerblicher Enqueten ſich näher berühren, 
als meine früheren Arbeiten. 


%* 
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Bei Nachahmung ausländiſcher Staatseinrichtungen pflegt blinde Bemm- 
derung mit autochthoner Selbftzufriedenheit in furzen Zeiträumen, ja beide 
öfter nebeneinander, abzuwechſeln. Die tieffinnige Weberzeugung, daß Engl 
Inftitutionen für uns ſchlechthin unbrauchbar feien, iſt offenbar noch bequem 
als die MWieverholung der bergebrachten Fabeln von deren Bortreitluhte. 
Nützlicher und mühevoller als Beides ift die ind Einzelne gehende Unterjuhum 
ber wirflihen Verfaſſung und Berwaltung des Englifhen Staats. Ehe di 
Wert einer folder Unterfuchung vollendet iſt — und dazu fehlt noch viel — 
wird ein allgemeines Urtheil über die Anweundbarkeit ober Unanwendbare 
Engliſcher Vorbilder um nichts lobenswerther fein, als jene nationale Che: 
flächlichkeit wider Fremdes, welche wir felber den Engländern und Krane: 
mit gutem Rechte worzumerfen gewohnt find. Doppelten Anlaß zu genis: 
bafter Prüfung ausländifcher Einrichtungen haben wir heute, Da die großartig E 
widlung unſers nationalen Lebens und unferer inneren ſtaatlichen Aufgee 
nah den ſich täglih mehr verbreitenden Weberzeugungen !), bie intellerı 
Leiſtungskraft unſeres Beamtenthums auf einer Höhe findet, Die zwar ume 
noch höher fein mag als diejenige anderer Sünder, aber durchans zurädkei 
inter dem Maßſtabe der Anforderungen nach Deuticher Tradition. Ben mr 
über das Verfahren. der parlamentariichen Unterfuhungen in England für Sr 
lie Zwecke im Deutſchen Reiche redet, fo follte man zuerſt einen zureichende 
Einblid in das wirkliche Verfahren fich zu verfchaffen fuchen, ehe man Des 
hervorkehrt, was daran für Deutiche Verhältniffe nicht paßt und was für ck 
Verhältniſſe Tadel verdient. Die Bemerlung zu maden, daß jenes Verjabic 
ſchon oft gelobt worben fei, aber daß der Preußiſche Geheimrath me x 
Preußiſche Regierungs-Aflefjor mit ihrer wilienfchaftlihen Bildung dabei we 
werden, — follte man wenigften® fo lange Geduld haben, bis man ba: 
fennen gelernt bat, was fo oft gelobt worden ift, one gekannt zu fein. 

Meine kleine Schrift beabfichtigte, aus den Quellen barzuthun, Der: 
dem Verfahren jener Unterfuhungen gewiſſe Grundſätze zur x 
Wahrheit, Dank den Gewohnheiten und Uebungen des Eugliſchen Stantälche: 
in einer Weife verwirklicht find, . welche das einfache Ergebniß fachlicher Zee: 
mäßigfeit und Darum, einzelner Modificationen unbeſchadet, in der Haut 
allgemein nadahmungswerth fe. Ich flellte das bei Parlaments: Ausr- 
faft ausfchließlich befolgte mündlihe und öffentliche Verfahren in dieſem Sct 
dar, als lehrreiches Gegenſtück gegen die Verjuche in Deutſchland. Ter 
babe ich wohlbewußt den Nachdruck auf das hauptſächliche Mittel des Ure 
juchung8-Berfahrens gelegt, welches keineswegs das einzige ift, auch in Guglar 
niht. Denn nicht blos prägt fih darin am beften ver Vorzug Engler: 
Unterfuchungen aus, fondern dies Gegenbild erkhien mir wünfchenswertd, T- 
von den Abwegen continentaler Enquöten abzulenken. Bu 

Daß die Mündlichleit des Engliichen Verfahrend allein wicht genügt = 
tiefergehende Unterfuhungen, Devon babe ich mich wieder neuerdings bet de 

Studium der Blaubücher über Kinderarbeit u. dgl. überzeugt. Aber ib be 


ng 


⁊ 


V Ich verweile auf den Auffag von Prof. Otto Sierte in v. Holgenborn, 7 
Brentano’s Jahrbuch für Geieggehung, Bermaltung und Volkswirtbſchaft im Dar‘ 
Reiche. 1. Jahrg. 1. Heft. 
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ven Eindrud erhalten, die Art und Weife, wie man in Deutichland, ſei 
es durch bloße Meinungs⸗Aeußerung, fei e8 durch die amtlichen Vorgänge, im 
Gegenfage zu jenem ausländiſchen Verfahren die heimischen Vorzüge zu zeigen 
Sucht, micht ſowohl den Gegenſatz der Schriftlichleit und der Mündlichleit trifft, 
ſondern den Gegenſatz eines einheitlich feſtgeſtellten Formulars, das von einer 
Anzahl von Behörden irgendwie ausgefült und alsdann zurüdgejandt wird, — 
zu dem gejunden Weltverftande, welder ein Stüd friiher Lebenswahrbeit 
Int das ibm ein echteres Bild vom Ganzen ift, als jenes dürre allumfaffende 


ppe. 

Man ſoll überhaupt nicht meinen, wenn man Ernſt machen will mit 
amtlichen Unterſuchungen über ſociale Thatſachen, daß dies eine Arbeit ſei, die 
ſich ſo nebenbei, gelegentlich, in ein paar Monaten erledigen laſſe. Wenn man 
aus den Engliſchen Materialien gar nichts lernen will, fo lerne man wenigſtens 
dieſes, daß Diejelben, foviel fie immerhin zu wünſchen übrig laffen Hinfichtlich 
ſtatiſtiſcher Grundlagen, Volftändigfeit u. |. w, erftend regelmäßig eine Reibe 
von Jahren Dauern, zweitens ſich beicheiden, jeweilen nur ein geringes Stüd 
von Demjenigen zu umfaflen, was mit großer Zuverfidht bei uns auf eimmal 
nd Formular gejegt wird. Die Unterfuhung über die Kinderarbeit vom Jahre 
1862, welde ihre Berichte in den Jahren 1863 bis 1867 veröffentlichte, 
hatte Lediglich zum Gegenftande die Kinderarbeit in den bisher von der Fabrik⸗ 
gefeßgebung nicht geſchützten Gewerben, d. 5. eine geringe Minderheit vom 
Ganzen. Unmittelbar darauf folgte eine zweite Commiffion zur Unterfuhung 
der Kinderarbeit im Aderbau von ähnlicher Dauer und von ähnlihen Umfange 
der veröffentlichten Materialien. Seit dem Juni des Jahres 1874 fit eine 
Königl. Commiſſion zur Unterfuhung über die Verhütungsmittel der Eifenbahn- 
Unfälle, und biefelbe Hat erſt jegt ihren Bericht veröffentlicht. 

Soviel Zeit braucht man, auf fo fpecielle Partieen der Thatjachen bes 
ſchränkt man fih, und dennoch ift das Geleiftete lückenhaft, aber freilich 
ft Diele Lüdenbaftigkeit von anderem Nange als jene Bollftändigteit. des 
Tormulares. 


Und dazu kommt, daß fi die mannigfaltigften Materialien in Engliichen 
derhältniffen ergänzen. Ich erinnere nur an die balbjährlichen Berichte Der 
Fabrikinſpectoren, die feit der Mitte der dreißiger Jahre erfcheinen, und von 
dahr zu Jahr umfangreicher werben; ich erinnere an Die kürzeren Unterfuchungen, 
welhe von den Ausſchüſſen der Häufer des Parlaments veranftaltet werben. 
Dazu die Berichte der Imfpectoren des Geſundheitsamts, des Unterrichtsdepar⸗ 
tementS, der Bergwerke u. |. w. Ferner die Thätigkeit gemeinnütziger Gejell- 
Ihaften, die Wirkſamkeit der Prefle für Veröffentlihung obiectiver Deittheilungen 
aus dem weiten Gebiete des focialen Lebens, 

Alfo eine gegenfeitige Controlle und Eorrectur der nebeneinander Laufende n 
oder aufeinander folgenden Ermittlungen über die Zuftände des Lebens. Ein 
ſociales Cataſterwerk, das niemals fertig ift und am dem immer fortgearbeitet 
wird, um e8 zu ergänzen, um der Wandlung der Thatiachen zu folgen. 

Aud in England ift dieſes Werk erft im Laufe bes legten Menſchenalters 
energiich in die Hand genommen worden. Im dem 1834 publicixten Sataloge 
über die parlamentarifchen Reports, welche von 1696 bis 1834 erfchienen find, 
iſt wenig zu finden, was ſich mit focialen Anliegen befchäftigt, je. die Geſammt⸗ 

2% 
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beit der bier aufgeführten Reports ift eine geringe Zahl im Vergleiche zu de 
umfangreichen Maſſe, deren bloßer Titel in der 1874 veröffentlichten List of 
Parliamentary Papers 1836—1872 enthalten if. Noch im Jahre 183 
konnte Carlyle jchreiben in dem auch beute fehr leſenswerthen Gapitel übe 
„Statiſtik“ (Chartism. ch. 2): „Die Lage des Arbeiters, was fie iſt m 
was fie geweien ift in dieſem Lande, ob fie fich gebefiert oder verihlehtn 
hat — das iſt eine Frage, auf welche die Statiftit bißher feine Antwort y- 
geben bat. Bis jetzt ift man mit allen Tabellen und Ziffern hauptſaͤchlich ui 
das angewiefen, was man mit eigenen Augen beobachten kann — eine hit 
unvolllommene Methode. Jedermann erweitert fein eigenes Handbreit w: 
Beobachtung zu den Grenzen der Geſammtheit. Daher dem Widerfpräk. 
Zwiſte Bin und ber. Wenn das Parlament die Frage über den Zuſtand ve 
England aufnimmt, was es eines Tages wird thun wmüffen, Dann freilich be 
Bieles gebeflert werden. Unterfuchungen verftändig unternommen, werben (A 
für diefen fo verwidelten Gegenftand Ergebniſſe Tiefen, die etwas werth fe‘ 

Was man feitvem, und freilich mandes, das man ſchon zuvor von K 
lamentswegen veröffentlicht hat, das follte man fiudiren, um fyingergig : 
ewinnen für dasjenige Verfahren, welches jest auf Deutſchem Boden zu beia.;: 
* Jene Blaubücher werden zeigen, Daß die Formen des engliſchen Verjabre 
keineswegs feſte und gleichmäßige find, vielmehr von Fall zu Fall ſchwarle 
ſelbſt innerhalb derſelben Kategorie von Unterſuchungen. Gerade bei den gr“ 
Unterfuchungen, denjenigen der Königlihen Commiffionen, fchmwanten fie w 
meiften, weil diefe am ungebundenften fich an die Dannigfaltigteit des Matencl 
anzuſchmiegen trachten, das fie unterfuchen wollen, und weil fie von dal f 
Fall nach dem werhfelnden Befinden der jedeömaligen Commiffionen das m 
oder andere verbeſſern. Wenn man 3. B. aus ein bis zwei Blaubüdem, !- 
man gejeben bat, tabelnd hervorhebt, daß „meiftens diefe Sommilfionn = 
aus zwei bis drei Männern zuſammengeſetzt ſeien (die obenein micht einmal 6 
beimräthe find)“, jo follte man ſich die Muhe nehmen, ein drittes, vierte = 
fünftes Blaubuch nachzuſchlagen, um fi zu überzeugen, daß im andern rc 
milfionen ſechs oder zwölf oder noch mehr Mitglieder geſeſſen haben da 
jelber muß befennen, daß ih in meiner Darſtellung vor zwei Jahren an re 
leicht zu typiſches Bild gegeben habe, das für die Ausfchüffe des Parlarc 
zutreffend, aber für die großen Unterfuchungen der Königl. Commiffionen wen 
paßt, als e8 aus dem dort Gefagten hervorgeht. Jedoch eben jene Einzdier 
fennen zu lernen, iſt vielmehr Aufgabe der Praktiker, welde die Sad 1 
Wert fegen wollen, als einer theoretiſchen Darftellung. Cine Mutbalrt 
jener Detail® aus den Quellen wäre an diefer Stelle ebenfo ermübend fit ie 
Leſer, wie mühelos fir den Berfaffer. 

Die weientlihen Grundzüge des Verfahrend werben aber meines Exakte! 
die folgenden fein müflen. . 

Weil bei der großen Arbeit, um welche es ſich Handelt, überhaupt zus 
auf eine ideale Leiftung verzichtet werden muß, weil überhaupt erft Erfahrun® 
gemacht werden müffen, weil erft eine Uebung und die geübten Lräfte ber 
gezogen werben müffen, welde nicht won vornherein zu haben find: fo pi 
man die Lebenswahrheit und Grimdlichkeit eined Stuckes des Gamen, de} == 
unterfucht, der alles umfaffenden Syſtematik der Fragebogen vor. Bi? 
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Meifterichaft des Geſchichtsforſchers ſich darin zeigt, daß er ein einzelnes Stüd 
des hiſtoriſchen Lebens and Tageslicht fürdert, welches typiſche Wahrheit befigt 
für einen umenblich weiteren Kreis des wirklich Geſchehenen: jo begnüge man 
fih, ſtatt oberflächlicher Vollſtändigkeit, mit genauer UnterJuhung einzelner 
Theile vom Ganzen. Eine gewiſſenhafte Durchforſchung einzelner Induſtrie 
bezirte von hervorragender Bedeutung und die Beichränfung der Unterfuchung 
auf gewiffe Hervorragende Induſtriezweige wird hinreichende Arbeit geben, bei 
welher man bald den richtigen Maßſtab für dad Tempo einer Reichs - Babrif: 
Enquöte finden wird. 


Alſo Specialifirung der Unterfuhung. 


Ein zweiter Punkt iſt die richtige Combination von Statiftit, von ſchrift⸗ 
lichem und miündligem Verfahren. | 

Jedes bat feine eigene Aufgabe und man follte men, daß ein prafti- 
ſcher Sinn, ber mitten in den Geſchäften fteht, dies felber leicht am beften 
berausfinden könnte. Wber die Wichtigkeit des mündlihen Verfahrens 
lann bei uns, wo fo viel gefchrieben wird, nicht genug in den Borpergrund 
gerüdt werden. Und man bat Einwände dagegen gemacht, welche nicht gegen 
das Weſen, ſondern nur gegen einzelne, übrigens felten vorkommende Modali⸗ 
täten gerichtet find, jo gegen das Kreuzverhör. Ein Kreigverhör in der Weiſe, 
wie man e8 im Strafverfahren mit Angeklagten und Zeugen vornimmt, findet 
bei den als Mufter angerufenen Engliichen Unterfuchungen in der Regel gar 
nicht flott. In Wirklichkeit iſt es nur ein ideelles Kreuzverhör, nicht ein körper⸗ 
liches. Das Heißt: die Gegenüberftellung der verſchiedenen Intereſſen und 
Anfihten findet nicht in der Art flatt, daß die Zeugen im felben Berhör ein- 
ander gegenäibergeftellt werden; fonbern die nacheinanver verhörten Zeugen, 
welche theils als Zuhörer, theild als Leſer Kenntniß von den andern Zeug- 
an erhalten haben, werden mit der Ausſage, nicht mit dem Ausſagenden, 
confrontirt. | 

Indefien aud ein in der That vorkommender Mißbrauch des mündlichen 
——— ‚ unter Umſtänden wo es nicht hingehört, beweiſt gar nichts gegen 
feine ſonſtige Zweckmäßigkeit. So mag es richtig fein, daß bie neuliche Königl. 
Commiffton über Viviſection ein mündliche Verhör da veranftaltet bat, wo es 
lediglich auf technifche Gutachten von Fachmännern ankam, die in Deutichland 
jedenfalls und vernünftigerweife ſchriftlich verlangt worden wären). Aber dieſer 
Mißbrauch beweiſt nichts gegen das Verfahren jelber, zumal da in einem Falle, 
wie dem angeführten, anderdartige materielle Anſchauungen der Commilfion den 
entſcheidenden Einfluß ausgeübt haben, 

Was den Kern des mündlichen Verfahrens. bildet, ift 1) ber einfache 
Grundſatz, daß man objective Wahrheit nicht von dem intereffirten Theile 
erwartet, 2) daß, felbft die Objectivität vorausgefegt ımd felbft da, wo fie regel- 
mäßig vorhanden ift (wie bei den verhörten Beamten, Geiftlichen, Aerzten ı. |. w.), 





1) L. 2. Hermann, Die Binifecttond - Frage, Leipzig. 1876. Der Berfafier 
fagt ©. —— mit Recht, daß 5 "jebentalls richtiger geweien wäre, von Fach⸗ 
manuern und Körperfchaften wohl erwogene ſchriftliche Gutachten einzuforbern: bei uns 
wärbe man hoffentlich fo verfahren.“ 
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der lebendige Austaufch der Anfichten im mündlichen Zwiegeſpräch eine oft nah: 
wendige Ergänzung der ſchriftlichen Gutachten ift. 

In erfterer Hinficht bedarf es keiner längeren Auseinanderſetzung, daß in 
einem Zeitalter, wo das „nisi admodum mentiantur“ halbwegs zum morlide 
Standard of life des Erwerbslebend gehörtty, es eme name Zumuthung cm 
die Gewerbtreibenden iſt, die Wahrheit auf dem für die Unwahrheit ſo bequenn 
Wege der fchriftlihen Umfrage über Dinge zu äußern, worüber die Wahrke: 
zu fagen, wider das Intereſſe des Gefragten if. Ja felbft ohne die Alk 
‚der Unwahrbeit wird leicht die gutgläubige Befangenheit in dem einſeiige 
Privatinterefie den Anmworten eine Öeftalt geben, die fie für en dh 
Wahrheit unbrauchbar macht. Nicht wie ein verhörender Beamter ba ir 
legten Reichö-Enguete zu einem Arbeiter gejagt haben foll „wir find nicht ke 
uns zu belehren” — tm Gegentbeil, beide Theile follen im Berbör rech a 
von einander lernen. Das ift aber nur mimdlich möglich: vorausgeſetzt, vi 
beide Theile To beſchaffen find, im Verhör von einander etwas lm: 
könmen. 

Und ebenſo bedarf es einer ergänzenden mündlichen Belehrung nee: x 
ſchriftlichen Gutachten, oder in erſter Reihe eines mündlichen Verhörs, felt > 
den dur ihre Stellung zur Sache obiectio Urtheilenden. Bor ber gr 
Königl. Commiſſion über die Fabritgeſetze behufs deren Confolidation 197* 
eben vor allen andern die leitenden Fabril-Infpectoren ein ausgedehntes, mir: 
iches Berhör beſtanden. Daſſelbe ift aber noch viel mehr angezeigt Ink 
Leuten gegenüber, welche dem Gegenftande der Unterſuchung nicht durd ir 
ganze äffentlihe Stellung, fondern nur gelegentlih und theilweiſe ein Yntnr: 
zugewenbet haben. Sie irren ſich, ohne es zu wollen, oder fie brüda ® 
Ihriftlih unvolltommen aus, oder e8 ift überhaupt fehr ſchwer, über alle =: 
die man wiflen will, fchriftlich fich zureichend zu äußern. Die meiften Mair 
find nicht im fchriftlihen Ausorud für dergleihen Zwecke gelibt, und felhtr 
denjenigen, die es find, wird es felten gelingen ?), ein ebenfo Lebenswahre *- 
focialer Zuftände auf jchriftlihem Wege zu erlangen wie auf mündlichen. :” 
mündliche Ausdruck ift das einfachfte, natürlichſte für alle Menſchen: en at 
Bild kann durch ihn nur gewonnen werden. 

Died jedoch ſoll den Nugen der jchriftlichen Aeußerungen, fa & 
freier Initiative, ſei es auf fchematifche Fragen, nicht im minbeften herr 
fegen. Man foll fich des fchriftlichen Verfahrens: bedienen, man foll bie Sr 
por dem Verhöre oder nach dem Verhöre fich ſchriftlich äußern laflen, we 
wollen und fönnen. Nur die Controle der Mümdlichkeit ſoll wicht fehlen ** 
ſollen Rede ftehn fr das, was fie geichrieben haben. 

Niemals allerdings wird man die Leute zur Wahrheit zwingen me 
felbft wenn man fie ir Verweigerung des Zeugniſſes firaft und man * 





2) Bon neueren Zeugniffen verweife ich auf die Schrift von D. Syme, (utlo' 
of an industrial science, London, 1876. F 

2) Die Trägheit ſchon iſt Bei ſchriftilchen Umfragen weit mehr im Wege, u 
mundlichen Berhören; 3. B. über das bürftige Ergebniß ver ee mi 
rheiniſchen Fabritantenvereins über den Sachlohn der Arbeiter, Concordia, 21. IF 
1875, eb fer „über alle Erwartung bürftig und ungenügend”. 
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(wie es letzthin wider den Brauch der Iegten Jahrzehnte in England bei ber 
Unterfuchung über die auswärtigen Anleihen geſchehen ifl) die Vereidigung ber 
Zeugen einführt. Aber in der Mebrzahl der Fälle beſteht ein Hauptfächliches 
Mittel zur Erlangung der Wahrheit in der. geichidten Verbindung und Con⸗ 
frontation entgegengejegter Intereſſen und Meinungen, fofern dies nur in 
lebendiger Wechſelrede und mit der nöthigen Uebung geſchieht. Ein fachkundiger 
Frageſteller verfteht aus dem lediglich das eigene Intereſſe vertretenden Zeugen 
ane Wahrheit berauszuloden, die objectiver ift als jene einfeitige Anficht der 
Dinge es verfteht. 

Eigenthümliche Schwierigkeiten entftehen va, wo man auf bie berechtigte 
Scheu abhärigiger Perfonen, zumal bei Unterfuhungen über Kinderarbeit, Rüd- 
fiht zu nehmen hat, wo man aus diefem Grunde auf mangelhafte ober falſche 
Ausſagen gefaßt ſein muß. Unter ſolchen Umftänden mit Härte vorzugehen 
wird ſich nicht empfehlen, und um fo mehr wird e8 auf den glüdliden Tact 
verftändiger . Commiffäre ankommen, die mit der Unterfudhung betraut find. 
Gerade fir ſolche Aufgaben ift das in den Engliſchen Blaubüchern Mitgetheilte 
als Tehrreihe Erfahrung zu verwerthen 1). 


Ye abhängiger, unerwachlener , kümmerlicher die Arbeiter felber find, deſto 
mehr wird ‚man überhaupt zur Ergänzung ihrer Ausſagen auf andere Quellen 
angewiefen fein. In den efelhafteften, gelunbheitsgefährlichften Werlſtätten 
erflärten nach jahrelanger Beſchäftigung junge Urbeiternmen bei der Englifchen 
Unterfuchumg über. die Kinderarbeit (1868), fie fühlten fih „ganz wohl“. Aus: 
jagen, von welchen man nicht wußte, ob man fie mehr der Schen vor der 
Wahrheit oder dem Unverſtande zuſchreiben follte 2). 


Bon der anderen Seite folgt mit um fo größerer Kraft, daß die Unter 
fugung ein allfeitiges Bilb der Thatfachen zu fhaffen beſtrebt fein follte, 
dJedes Interefle, jede Anfchauung, jede Klage ımb jever Wunſch nach Abhülfe 
follte in dieſem Bilde ſich wiederfinden. Denn mit allen Biffen und allen 
Rubrifen kann man zulegt nur das Snochengerüft einer Darftellung der wirk⸗ 
lihen foctalen Welt Erlangen: das warme Leben felber, die Wahrheit Darüber, 
wie es den Penten zu Muthe ift, welche Geſammtwirkung die äußeren Momente 
für das Wohlbefinden der Dienfhen ausüben, mie es in ihrem Herzen ausfteht, — 
um das zu erfahren, dazu muß man fle reden lafien und’ muß Jeden veren 
lafſen, der ſich dazu getrieben fühlt. 


Eine folge Unterfugung ſoll ein Tribunal fein, vos welches alle Parteien 
mit ihren Anliegen geladen werden. Und in dem Maße als diefe Auffaffung 
fi verbreitet, wird man Vertrauen faflen zu dem Ernſte der Abſichten einer 
ſolchen Unterfuchung, 

Es fehlt auch in England viel daran, daß dies Weal immer over felbft 


1) B. 2. Report Child. Empl. Comm. 1864, p. ‚69, wo fi ber 
Veamte über kin Berfahren näher ausläßt. 

9) Bgl. ben augeführten Report S. 188: „medical evidence‘. Es heißt bort, 
nur in einem einzigen Falle felen bie üblichen Ausfagen „gelundb” ober „ganz wohl’ 
bei genauerer Prüfung beflätigt worden. Auch 1. Report 1868, Appendir, ©. 44—49. 
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in den meiften Fällen erreicht werde !), aber man ıft dort foldem Ziele we 
näber als bei und. Und daß die focialen Beſchwerden bort fi) nicht mehr ı. 
dem Tone unferer ſocialdemokratiſchen oder forialconferpativen Preffe laut make, 
hängt, zum Theile wenigftens, damit zuſammen, daß viele diefer VBeſchwerde 
jene Tribunale gefunden haben, um ſich in zwedgemäßerer Form zu äußem. 
Je weniger die interefjirten Theile leider durch ihr Alter, ihre Stelm; 
befähigt find, felber für ſich einzutreten, um fo größeren Spielraum ſollte cz 
ihren Vertretern laſſen, den Geiftlichen, rern, Aerzten, gemeinnätis 
Männern u. dgl. Dieſe find die regelmäßigen Anknüpfungspunlte geweſen it 
den Englifchen Unterfucyungen über die Kinderarbeit an Ort und Stelle?) * 
von ihnen ift relativ das reichhaltigfte Material für dad Verfahren geliefer. 


Wie das Land des Selfgovernment, durch die Zweckmäßigleit veranlr 
den centraliftifchen Behördenapparat der Tsabrifinipection, Geſundheitsinſpecit 
Bergwerkinfpection u. |. w. als ein Muſter für das bireaufratifche Zeil 
entmwidelt bat, fo find auch die Englifchen Enquöten, wohl nit ohne Zuſamm 
bang mit jener Entwidelung, in centraliftifcer Weile organifirt worden. Fra: 
mit mancherlei Variationen. Aber man fcheint fih niemals damit bemiz 
zu haben ein einheitliche® Formular zu entwerfen und deſſen Schidfal den Inclz 
Behörden zu überlaffen; fondern man bat in ber einen oder der anderen Ext 
einen lebendigen Zuſammenhang zwiſchen der die Unterfuchung führenden Cro 
miſſion und den zu unterſuchenden Thatſachen bergeftellt. Bei Den beiden grofz 
Unterfuchungen über die Kinderarbeit (1840 ff. und 1863 ff.), bei melden « 
in erfter Reihe darauf ankam, die Kinder in ihres Umgebung, bei ihrer Ach, 
zu jehen®), wurden Assistant-Commissioners ernannt, die je beftimmte Difr 
oder Induftriegweige zum Gegenftande ihrer Nachforſchung angewieſen erhidıs 
Ein Verfahren ähnlich demjenigen der fländigen Fabrik = Infpection, mit De 
Unterfchiede, daß bier der einzelne Infpector auf die ihm vorgejchriebenen Frax 
bie Materialien zu ſammeln und diefe fammt einem zufammenfaflenden Ber 
der Gentral: Commifjion in London einzufenden hatte Dan fcheint hie. 
indem man die eigentliche Unterfuhung in die Hand je eine einzelnen Mar 
Iegte, befien Befähigung und Sachkenntniß viel zugemutbet zu haben. Und wer 
lich hängt hiervon das Meifte für die Vrauchbarkeit des Materials ab, Li 
aber dic Knappheit zweckmäßig, vollends bei minder geübtem Beamtenperimi 
rathſam ift, bleibt dahingeſteilt. Als das Local Government Board im hit 
1873, veranlaßt durch Anträge auf Reduction der Stumdenzahl in ben Zeil 

ewerben, eine Specinfeommitfion in die Bezirke diefer Induſtrie enthet 
Geiste man zwei Männer in biefelbe, von denen einer ein Arzt ar. 


1) Neben Manchem, was ich im meinem oben angeführten Aufſate erwähnt bat 
führe ich 2. ®. au der Times von 25. Febrnar 1875 an, mie bie mebicmilde Bi 
prefie bie Einfeitigleit des Ausſchuſſes Über bie Serfäligung von Nahrungsmitteln tz 
Jahre 1874—1875 tadelte, die den Fabrilanten gar zu 9 fig geweien- 

Inſtruction für die Yocal» Commiffäre Seitens der Commiffion. 1. Beper 
Child. Empl. 1868, p. 337 ff., im Anfchluffe an die Inftruction der älteren &rr 
miffion vom Jahre 1840 —1841. \ 

*) In ber Inftruction von 1840—1841, welche 1863 wiederholt wurde an !: 
Local-Commiffäre, Heißt es: „es ift vor Allem wichtig, daß fie Die Kinder ſeher 
(1. Report 1863, ©. 337). | 
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Lesthin aber, bei der Unterfudung bebufs Confolivation ver YFabrikgefege 
(1875), begab fih die Eentral:Commiljion jelber (zufammengefegt aus fieben 
Berfonen) an Ort und Stelle. Sie begann!) mit dem Zeugenverhör in London, 
md ging darauf in die Provinzen, nachdem fie durch Hunbfehreißen an die 
Handelskammern und fonftige mehrere Hundert Perfonen, die ihr von den Fabrit- 
infpectoren bezeihnet worden waren, fowie durch Verbreitung entſprechender 
Mittheilungen in den Zeitungen ihr Kommen vorbereitet Hatte. Ste bereifte 
einen Induſtriebezirk nad dem anderen und verbörte die Zeugen in berfelben 
Weife wie in London, indem fie fin die Sitzungen jemeilen den paſſendſten 
Mittelpunkt des Bezirkes auswählte, zugleich mit dem Zwecke, bie wichtigften 
vorzulegenden Fragen durch Augenſchein beurtheilen zu können. 

Die Verbindung des Verhörs Durch die Central-Conmiffion in London mit 
bem Verhöre an Ort und Stelle dur Sub-Commilflon wurde bei der Unter: 
fuhung über die Trades-Unions 1867 ff., für zweckmäßig erachtet. 

Alſo eine wechſelnde Mannigfaltigkeit, — wechſelnd, wie es ſcheint, theils 
nach der Natur des Gegenſtandes, theils nach dem Befinden im beſonderen Falle: 
ober ein Grundzug darin iſt der, daß bie Gentral-Eommilfion entweder ſelber, in 
London oder außerhalb, oder durch die von ſich aus entſandten Commifjäre in Den 
Provinzen, gewiffermaßen al8 durch ihre Subftituten die Thatſachen ermittelt. 

Soll ih aus den engliſchen Borgängen eine Nutzanwendung für Deutichland 
ziehen, fo möchte ich jagen, man ſoll ven localen Behörden nicht zu viel über: 
laſſen, ſich ihrer vielmehr als Berather denn als eigentlich ausführender Organe 
bevienen , und man foll womöglich durch eine Eentral- Eommiffion, welche nach 
gehöriger Vorbereitung von Ort zu Ort reift, "die Unterfuchung vornehmen. 
Um jo beffer allerdings, wenn viefelbe ſich an ftändige, ihren Zwecken dienftbare, 
Iocale Behörden anlehnen kann — welche aber in den vorhandenen Behörben 
wobl nicht immer zu finden find. 

Was das nun aber fir Männer fein follen, welche in folde Commilfionen 
geſetzt werden, welche Rüdfichten bundesſtaatlicher, büreaukratiſcher, parlamen⸗ 
tarilger Natur bei Bildung derſelben zu nehmen fein würden, darüber verſage 

id mir das Urtheil. n 


Ein vierter Punkt, welchen ich hervorheben möchte, ift die Aufzeichnung und 
Veröffentlichung der Materialien, welche durch die Unterluchung ermittelt werben. 
Es follte jedes geſprochene Wort ſtenographiſch firirt werden, Frage und 
Antwort, Wo Nüdfihten zu nehmen find, wird immer manches verfchwiegen 
werden müffen. Aber unabhängig davon ift 1) für die Berbefferung der Unter- 
ſuchung felber, 2) für die Verbreitung der durch fie ermittelten Thatjaden, eine 
alsbaldige BVeröffentlihung des Stoffes zweckmäßig. 

, Die Unterfuhung erreiht ihren Zweck in höheren Mafe dadurch, da, wie 
in England, unmittelbar nach dem Verhör der einzelnen Tage, ſei e8 officiell, 
fi es durch die Stenograpgen der Zeitungen, Fragen und Ausfagen mwörtlic 


veröffentlicht werden. Die Preffe wird in dieſer Richtung ſoweit begünftigt, daB . 





1) Report 1876, ©. IX. 








26 Guſtav Cohn. 


gelegentlich jogar amtliche Documente aus her Hand ber Sommilfion noch wiher 
des Verfahrens in die Zeitungsredactionen zur Benutzung ansgelichen werten‘. 


In den Zeitungen lefen e8 vor Allen die perjönlich bei dem Oegenfierk 
Intereſſirten; diefe werden angeregt, ihrerfeits zum Zeugniß fi zu mel, c 
dem Maße als fie zu widerſprechen oder zu ergänzen haben. Bei den‘ 
lamentsausſchufſen herrſcht außerdem der Grundſatz der Oeffentlichleit des * 
fahrens, bei den Königl. Commiſſionen iſt auch in dieſer Hinſicht die Ze 
ſchwankend. 


Iſt die Unterſuchung beendigt oder iſt ein erhebliches Stuck des gehn 
Materials beiſammen, iß wird ausnahmslos nach engliſcher — de 
ganze Stoff — Inſtructionen, Berichte, Ausſagen, Schriftftüde, Cuuin, 
Statiſtik u. |. w. — amtlich gedruckt und nicht mm allen Mitgliedern ver Tor 
Häufer des Parlaments, ſondern (gegen einen geringen Preis) auch jedem Se 
zugänglich gemacht. Was fi in Deutichland Reichs⸗ und Staatsbehörden xx 
denken, wenn fie derartige Materialien als „‚confidentiell” behandeln, di = 
bisher duntei geblieben. Auch die andere Frage vermag ich nicht zu —— 
ob es weiſe iſt, wenn ſchon einmal etwas publicirt wird, ben Preis befin 

hoch zu ſetzen, daß von deren Ankauf diejenigen am meiften abgeſchreckt * 
welchen jene Materialien am meiſten zugänglich gemacht werben follten. Te 
der Achtung und Freundlichkeit, mit welcher man, im Gegenfage zu dem St 
der Wiſſenſchaft, im banaufiichen Außlande, in der Schwer, in England, = 
Frankreich derartige Publicationen der Wiſſenſchaft und zwar "den einzelnen Et 
lehrten dienftbar macht, will *ich bier gar nicht reden. Ich verweife flat deje 
auf einen Aufſatz des verewigten Rob. v. Mohl im dritten Bande feiner Kir: 
graphien über Staatsredht, Völlerrecht und Politik. 


Aber das find alles Dinge, die fid ändern, wenn man fich überzeug. 3 
fie ander8 werben müffen. Nur muß man einfehen , daß wir darin jünmes 
binter dem Auslande zurid find. 


Sclielich fer der Wunſch geftattet, daß von Amtswegen, ſei es m der 
vorhandenen Central oder Local» Behörben, ſei es in neu zu Ichaffenden Bette. 
geeignete Kräfte gefunden werben, welche im Intereſſe der öffentlichen Berbrauun 
der Ergebniffe ſolcher Unterfuchungen ein objectives Bild des gemornmenen Sud 
entwerfen. Es wird beflen bevürfen, weil e8 unvermeidlich ift, daß bie org 
Moterialien, werm fie einigermaßen tief gehen , einen Umfang annehmen, * 
weit fiber die Neigung und das Verdauungsvermögen ber Mehrzahl, jeiht X 
eigentlich politifirenden und am öffentlichen Leben theilnehmenden Berfönfäters 
hinausgeht. Männer von wiſſenſchaftlicher Fachbildung und zwar von er 
folchen, melde bie betreffende Frage und ihre Literatur theoretiſch befent 
werden dazır freilich erforderlich fen. Das heißt, die Anforderung wäre i* 

das Niveau des heutigen höheren Beamtentfums doch wohl hinausgehen mir 


n Fall der Art vor dem Ausſchufſe Über die auswärtigen Anleiden I 
vgl. va en darüber, Report of Proceedings. 
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auch unter Denen, welche Literarifches Streben befunden, wird nur vusnahms⸗ 
meife jene Anforderung erreicht '). 

Am bequemften iſt es freilich, wenn eigentliche Fachgelehrte aus freier 
Neigung Tolcher Arbeit ſich unterziehen. Aber darauf kann man nicht rechnen, 
und in England wenigftend harrt weitaus der größte Theil jened Materials 
noch der verarbeitenden Hand: nur einen Theil davon haben die zufammenfaffenden 
Commiſſionsberichte jeder Unterfuchung bisher geleiftet. „Die Parlamentspapiere 
und Debatten, welche das geießgeberiihe Material enthalten, überjchreiten in 
manchem Sabre ſchon den Umfang von bundert Folio-Bänden. In dieſem 
wenig einladenden Chaos ift der ſtaatsrechtliche und volkswirthſchaftliche, ber 
Biftorifche und fuftematifche Bufammenbang erſt zu ſchaffen“ *). 

Hier wäre eine ſchöne, wahrhaft des Deutfchen Reiches wilrdige, Aufgabe 
für die’ Entwidelung feines ftatiftifchen Amtes zu einer großartigen, fachmäßig 
gegliederten , nicht blos ſammelnden, ſondern auch —— verarbeitenden 
Centralbehörde gegeben. 


Fluntern-Zürich, 5. März 1877. 





2) Eine recht achtbare, wenn auch hiuter wiſſenſchaftlichen Anſprüchen zurüd- 
bleibende Arbeit, welche ſich an die letzte Reichſs⸗Eiſenbahntarif⸗Enquôte (1875) an⸗ 
ſchließt, iſt die türzlich erjchienene „Die Differential-Farife der Eiſenbahnen nad amt- 
lihen Quellen‘, von Arie Krönig, Reg.-Afleffor u. f. w. Berlin 1877. 

2) Sneift, Selfgovernment, 3. Aufl, 18971. Borrede p. V. 
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Das Engquöte- Welen in Frankreich. 
Bon 
Wilhelm Stieda, Privatdocenten in Straßburg i. @. 


Nicht mit Unrecht pflegt man in Deutichland für viele Fragen der national: 
ötono miſchen Geſetzgebung fich Lieber an das Beifpiel Englands zu Balten, als 
an dos Frankreichs. Letzteres bat freilich eine Reihe von Einrichtungen, die für 
ung immerbin als nachahmungswerthe bezeichnet werben können; aber es iſt 
eben doch nicht zu leugnen, daß wir e8 in England mit Originalen zu thun 
haben, während in anderen Rändern Eopieen — und oft nicht die beften — uns 
entgegentreten. Am fchärfften gilt dies vielleicht von dem Verfahren zur Er⸗ 
mittelung „der focialen Zuftände um ung”. Der Abftand zwiſchen Frankreich 
und England zeigt gerade in dieſem Punkte vecht grell, wohin es führt, wenn 
an fich richtige Ideen übernommen werden, ohne daß für die entiprechende 
Handhabung derſelben bie nöthige Gewähr geleiftet if. Das Urtheil über vie 
Tranzöfifhen Enquöten ift durchweg ein abfälliges. Noch jüngft fchrieb mir ein 
verehrten Fachgenoffe, Profefior Brentano, daß er bie franzöftige Enquöte fir 
einen büreaukratiſch verunftalteten Abklatſch des englifchen Vorbildes halte. Ebenſo 
hart äußert ſich Guſtav Cohn, denn er behauptet, daß es bei franzöſiſchen 
Engueten bisweilen ausgeſehen babe, als ſuche man die Erreichung des engliſchen 
Mufterd vornehmlich in der Zufammenftellung dicker Zoliobände, welche Niemand 
lieſt Hildebrand's Jahrbucher, XXV, 3). Dur ein bedauernswerthes Miß- 
verſtändniß — fagt er an einer anderen Stelle (©. 24, 26) — haben bie 
Engueten des Feſtlandes auf die Seite das Hauptgericht gelegt, welche man in 
England als eine nebenfähliche auffaffe, d. 5. die Franzoſen pflegen als „Enquöte“ 
den Berfuch der Einziehung von Daten auf dem fhrifllichen Wege anzufehen. 
Hiergegen hat Maurice Blod nun freilich ſchon eingewandt, daß das mündliche Ver 
hör leineswegs in Frankreich vernadjläffigt werde (Journal des Economistes 1876 
16.108); aber wenn man auch zugeben muß, daß Cohn in feiner Geringſchätzung 
zu weit gegangen ift, jo kann darım Blocks Rechtfertigung doch nicht als ganz 
gelungen betrachtet werden. Wie dem auch ſei — gewiß bat es imter dieſen 
Umfländen, zumal wir in Deutſchland zu einem feſten Suftem in der Erhebungs- 
weile focinler Thatſachen noch nicht durchgedrungen find, Intereſſe, eine ein⸗ 
gehendere Schilderung des franzöſiſchen Verfahrens zu verfuden. Die nade 
folgenden Blätter find dieſem Zwede beftimmt. 








= 
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Ih muß Hier noch vorausſchicken, daß ich bei dieſer Beihreibung tat 
ausſchließlich auf die eigene Anſchauung angewieſen geweſen bin, melde ih ari 
dem Studium franzöſiſcher Enquèten-Werke gewonnen. Bei feinem enge 
franzöſiſchen Schriftſteller habe ich eine Darſtellung des Verfahrens zu ermiten 
vermocht. Die befannten „‚Abriffe der Statiſtik“ von Dufour, Moreau de Jomik, 
Guillard u. U. erwähnen auch nicht mit einer Sylbe der Enquete, wären 
zweifello8 die Schilverung derſelben in einer Theorie der Statiſtik zunidt 
ihren Pla finden müßte. Nur in dem „Dictionnaire de !’&conomie politique 
und in bem „Dictionnaire de l’administration frangaise“ haben Horace £r 
und Smith diefem Gegenftande Beachtung geſchenkt, in Artikeln aber, bie nt 
der Natur der Unternehmung, welder fie angehören, kurz gefakt ic 
mußten. Bon beutfhen Auffägen kenne ich nur die, welche Fallati vor dei 
Jahren in der „Tübinger Zeitſchrift für die geſammte Staatswiſſenſcat 
(Band III, ©. 496 ff. und ©. 724 u. ff.) veröffentlicht bat. Der franzörie 
Enquöte werden bier gerade zwei Seiten gewidmet. Somit bin ich genäthig \ 
ich der Ausführung einer Enquete in Frankreich nicht beigemohnt habe, im Fr: 
binein zuzugeben, daß meine Darftellung an einzelnen Punkten möglichenweile t: 
Richtige nicht getroffen Bat. 


Der Begriff der „Enquöte” ift in Frankreich ein mehrfeitiger. Ru 
{pricht von Enqusten in der Nechtöpflege, wo es fih im Civilprocek um‘: 
Feſtſtellung von Thatſachen handelt, die von der einen Partei geleugnet wadı 
Sowohl der Friedensrichter, als die Gerichtshöfe können die Bornahme te 
Enquoͤten anorbnen. Wenn ein Unglücksfall ſich ereignet hat, ein gewaltjamer 7 
(mort violente) vorgelommen ift, wird zur Feſtſtellung der Thatfade und ır 
möglih der fie veranlaft habenden Gründe eine Enquete in Scene gefegt. X 
Titel XU der Proceß - Ordnung des „Code civil“ ſchreibt das ki deride 
einzubaltende Verfahren vor. Das Verhör von Zeugen im Criminalpref !- 
mie für eine Enquote. Ebenfo wenig pflegt man die Erkundigungen, welde de⸗ 
Minifterium oder die Richter einziehen, um eine Verfegung in den Arfar 
zuftand bewerkitelligen zu können, eine Enquoͤte zu nennen. 

Weiter führen alle diejenigen Erhebungen, welde zu VBerwaltungsjxd- 
veranftaltet werden, den Namen „Engudte”. Cine ſoiche Enqute iſt J. 8. ® 
Erpropriationen vorgefchrieben. Artilel 3 des Gefeges vom 3. Mai 1! 
handelt Davon. Er lautet: . 

„Alle großen, üffentlichen Arbeiten, königlichen Straßen, Sanäle, Wie 
babnen, Sanalifirungen von Ylüffen, Baſſins und Dods, welche der Stat, 
Departements, Gemeinden oder Privatgeſellſchaften übernehmen, mit md o 
Wegegelder, mit und ohne Beiftener des Staatsſchatzes, mit und ohne % 
"sußerung von Gütern der Krone, Können nur nad) Erlaß eines Geſetzes c 
geführt werben, dem eine Verwaltungs: Enquäte vorbergehen muß.” 

„Kine Königliche Verordnung gerät, um die Ausführung von | 
Straßen, von Canälen und Zweigbahnen in einer Länge von 20,000 War 
von Brüden und allen anderen Arbeiten geringerer Wichtigfeit zu veranlr- 
Auch diefer Verordnung muß gleicherweife eine Enquete, vorangegangen fen’ 
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Tous grands travaux publice, routes royales, canaux, chemins de fer, 
sanalisations de rividres, bassins et docks, entrepris par l’Etat, les 
departeıments, les communes, ou par des compagnies particuliöres, avec 
vu sans péages, avec ou sans subeides du tresor, avec ou sans alienation 
du domaine public, ne pourront être exdoutes qu’en vertu d’une loi, qui 
ne sera rendue quapres une enguöte administrativee Une ordonnance 
royale suffira pour autoriser l’ex6doution des routes departementales, celle 
des canaux et chemins de fer d’embranchement de vingt mille metres 
de longueur, des ponts ei de tous-autres travaux de moindre importanoe. 
Cette ordonnance devra €galement &tre pröcedee d'une enquöte. 

Dieſe Enqueten bezeichnet man als Berwaltungs- Enqueten „de commodo 
et incommodo“. Das Verfahren ift nicht inmer das gleihe. Tür viele 
Gegenftände, 3. B. die Flußfiſcherei, die Errichtung von Capellen in den Ge⸗ 
meinden u. A., ift die Berwaltung befugt, je nach den Umftänden durch ein 
Reglement Das Verfahren zu beftimmen; in einzelnen Fällen, 3. B. bei ber 
Aufftelung von Dampfmaſchinen, der Austroduung von Sümpfen u. A., find 
pofitive Regeln vorhanden, auf die hier näher einzugehen fein Intereſſe haben 
kann. Im Weſentlichen beſteht eine ſolche Aominiftrativ: Enquöte darin, daß 
die Löſung der Aufgabe angeftrebt wird durch Berathſchlagung mit den zu⸗ 
ſtändigen Körperſchaften, durch mündliche Vernehmung urtheilsfähiger Perſonen 
oder durch ſchriftliche Gutachten derſelben. Bisweilen bezieht ſich eine ſolche 
Enquete auf die Führung eines Beamten oder auf die Art der Leitung einer 
öffentlichen - Anftalt. In dieſem Falle ruft der mit der Vollziehung betraute 
Beamte die betreffenden Perjonen, deren Zeugnifie ihm werthvoll erjcheinen, 
zufammen und läßt über ihre Auslagen ein Protocol aufnehmen. 

Eine dritte Gruppe von Enquöten bilden die in Rückſicht auf die wirthe 
Ichaftliche Geſetzgebung veranftalteten. Es find diejenigen, denen die Aufmerk⸗ 
\amteit der National=Delonomen ſich zugewandt hat. Ueber ihre Wichtigfeit 

hat man kaum ein Wort zu verlieren nöthig. Es ſcheint unanfechtbar, Daß Die 
erfolgreiche Wirkſamkeit irgend eines Geſetzes nur dann gehofft werben Tann, 
wenn alle wmaßgebenden Umftände vorher einer jorgfältigen Betrachtung unter⸗ 
zogen wurden. Jedes wirtbichaftliche Gefeß foll jo beichaffen fein, Daß ber 
Ausführung feine unvorhergeſehenen Hinderniffe in den Weg treten koͤnnen. 
Diefe Abrundung aber kann ihm kaum anders gegeben werben, als wenn man 
durch Beobachtung des thatſächlich Vorhandenen und durch gutachtliche Aeußerungen 
mit den Verhältniſſen vertrauter Perſönlichkeiten über die Leiſtungsfähigleit der 
zu erlaſſenden Norm ſich zu vergewiſſern ſucht. Gerade beim Eingreifen der 
Staatsgewalt in die wirthſchaftliche Sphäre des Einzelnen, bei Verfügungen, 
welche die Erwerbsfreiheit der Einzelnen im Intereſſe Aller einſchränken, iſt es 
durchaus erforderlich, daß man nicht von vorgefaßten Meinungen ausgeht, 
ſondern der geſchichtlichen Entwickelung, welche die Dinge gewonnen haben, folgend, 
nur Die Richtung angiebt, die der Strom nehmen foll, nicht in den Werbe= Proceß 
willkürlich einſchneidet. Man wird niemald Gefege, welche für die Wirthſchaft 
des einen Landes erfprießlich gemein find, ohne Weiteres auf ein Anderes 
übertragen können, ohne daß bie Folgen einer voreiligen Handlungsweiſe 
N empfindlich zeigen. Die Aufdeckung der Uebelſtände, welche einem gejeglofen 
Stadium anhaften, muß erfolgen, bevor an Abhülfe gedacht werden kann: nicht 
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zwar in der Weife, wie bie öffentliche Meinung fie ſich vorftelkt, fondern indem 


man ermittelt, wie die vorausſichtlichen oder eingetretenen Gefahren ſich m bau 
Köpfen einiger vorurtheilsfreir Männer widerfpiegeln, wie die veridnedenn 
Slaffen der Geſellſchaft fi zur Nothwendigkeit der Reformen verhalten. Er: 
hebungen, welche dies feftftellen ſollen, Können geveihlich allerdings nur in Yin: 
dern durchgeführt werben, welche eine große politifche Freiheit gemießen. Als 
fommt darauf an, die zur Vernehmung geeigneten PBerfonen zu finden. Ale 
iſt Davon abhängig, ob diefe ihrer hoben Aufgabe fich bewußt, mit rüdfichtäle:- 
Ausführlichteit fich derfelben entledigen, over ob die Furcht vor etwaigen ar: 
regelungen ihren Mund gefchloffen hält. Das Gleiche gilt von der Zuſanme 
jegumg des Ausfchuffes, welder mit der Erhebung betraut if. Man wm a 
Betracht ziehen müflen, welchen Kreifen die Mitglieder entnommen find, we. 
nur kenntnißreiche Sachverſtändige Die vor ihnen abgelegten falihen Autor 
zurüdweifen und durch geſchickte Frageſtellung die rechte Klarheit gewee: 
laſſen innen. on 

Es it befannt, daß England das einzige Land ift, in welchem Bis = 
diefe amtlichen Erhebimgen in muftergiltiger Weife veranflaltet werben. x: 
der Mitte des vorigen Jahrhunderts, bald auf Wunſch des Parlamentes, I 
auf Befehl der Regierung, üblich, haben fie fire das wirtbichaftliche Xeben Ca: 
(lands beute eine Bedeutung erhalten, die fie allen anderen Staaten zum Borhk 
macht. Frankreich hat ſehr viel fpäter als England dieſen Weg zur Kemtri 
nahme feiner wirtbfchaftlichen und foctalen Zuſtände eingefchlagen. Seine ae 
Enquöten flammen aus dem Jahre 1828: es find die über die Zucker- =’ 
Eiſenfrage. Der Anfang, der hier gemacht wurde, war ein vielverſprecherde 
Auf Anregung von St. Crich, dem damaligen Miniſter des Handels un de 
Manufacturen, war mit königlicher Genehmigung ein befonderer Ausſchuß 
Prüfung gewiffer Fragen der Handelögefetgebumg gebildet worden (pour V’exar: 
de certaines questions de legislation commerciale). Schon bei Diele 
queten legte man nicht ſowohl Gewicht auf mündliches Verhör, ſondern = 
ſuchte auch durch eine Beigabe officiell gefammelten Materia® das Steh 
der ragen zu erleichtern. Die Publication über die Eifen- Enguste 3.9. =: 
hielt acht ausführliche Tabellen, welche Angaben über die Production ven Eikr 
und Steinfohlen in Srantreih, über die Zolltarife für diefe Gegenflände, ik 
die Aus- und Einfuhr von Gußeiſen und anderem Eifen in Frankreich, ükt 
die Zölle und Handelsverhältniſſe in England und den Bereinigten State. 
über die EifensBreife von 1816 — 1828 u. ſ. w. aufwiefen. Die Auzohl 
mündlich vernommenen Perfonen war nicht fehr ſtark: für die Zuckerfrage wur 
16, file die Eifenfrage 28 verhört. Die Ausfagen, meift in kurzen Antwerz 
beftehend, wurden wörtlich niedergeſchrieben. In der Form von Trage er 
Antwort find fie auch veröffentlicht worden. Zu längeren Vorträgen entſchleñc 
fich Die Zeugen felten. Ein Fragebogen war nur bei der Eiſen-Enquéte =: 
worfen. Bei der Zucker-Enquôte waren die vorgelegten Yragen verſchiedene 
nad Bedürfniß und Umftänden. Die zu vernehmenden Zeugen wurben de 
dem Ausſchuſſe ſelbſt bezeichnet, der zunächſt am die Handelskammern die 3: 
forderung ergehen Tieß, eines ihrer Mitgliever zum Berhör zu fchiden, feter 
aber auch 3. B. ber der Eifen-Enquete fih die Zeugen aus den Kreiſen x 


Eiſenproducenten, Schmiedemeifter, Waldeigenthumer, Eiſenhändler, Mater 
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fabrikanten, Landwirte und Steinkohlengruben = Befiger wählte. Die Verhöre 
wurden ſchnell beendet. Sie dauerten bei der Eifen-» Enquöte vier Wochen, vom 
20. November bis 23. December 1828. Die Ergebniffe der Enquöten wurden 
jede8 Deal in einem Berichte von einem der Ausſchußmitglieder zufammengefaßt. 
Der Graf P’Argout, dem diefe Aufgabe bei der Zuder- Enquöte zufiel, bemerkt 
ausdrücklich, daß dies nothwendig wäre, da die Ausfagen felbft der aufrichtigften 
Männer Häufig von Täuſchungen und Ierthümern beeinflußt fglen, mithin von 
Unbefangenen der richtige Eindrud ſchwer gewonnen werden könne. 

Schon die näcfte Enquöte, welche im Jahre 1834 über die Nothwendigkeit 
von Probibitions-Zöllen bei gewiſſen Artikeln veranftaltet wurde (enquöte relative 
a diverses prohibitions etablies à l’entr6e des produits &trangers), zeigte 
indeß ein weſentlich anteres Bild, deſſen Grundfarben bann leider für die Mehr: 
zahl der folgenden Enquöten beibehalten wurden. Bon nım ab ift e8 eine ſtändige 
Behörde, welche die Leitung der Erhebungen in die Hand nimmt. Der Obere 
Rath beim Handelsminiſterium (le conseil superieur du commerce), durch 
Verordnung vom 29. April 1831 mit neuen Machtoollfommenheiten auögeftattet, 
erhielt den Yuftrag, für die Ausführung Sorge zu tragen. Seitens des Handels⸗ 
miniflerium® erging ein Cirenlar an die Mitglieder der Handelskammern und 
berathenden Gewerbefammern, ihre Meinung fchriftlich einzufenden. Das Ma⸗ 
terial dieſer Enguäte wurde in der That vorzugsweife auf ſchriftlichem Wege 
eingeholt. Eine Reihe von Tabellen über die Prohibitiong : Zölle anderer Staaten 
eröffnet den Reigen dieſer Mittheilungen. Es folgen gewöhnlich kurze, bis⸗ 
weilen ausführlich begründete Urtheile der Sachlage, die meiſtens nicht von 
einer einzelnen Perfon, fondem im Namen beftimmter Geſellſchaftskreiſe ab- 
gegeben find. So jchiden die „negociants de Bordeaux“ oder die „proprie- 
taires de dignes de la Gironde“ ihre Meinung ein. Ein anders Mal 
mterzeichnen ſechzehn Kaufleute, weldye die „commission libre du commerce 
bordelais‘ bilden. Auch die Präfecten Tiefern ganz kurze Berichte über die 
Stimmungen, welde in Soige der unternommenen Enquete fich gezeigt haben. 
Gelegentlich find auch Schreiben einzelner Perſonen mitgetheilt. 

Das mündliche Berhör trat bei diefer Enquöte fehr in den Hintergrund. 
Während bei der Beantwortung der Tragen nach den Prohibitions- Zöllen im 
Allgemeinen die fohriftliche Collectiv = Mittheilung überwog, mehren fich bei den 
Special= ragen nad der Probibitign einzelner Gegenftände, wie Töpferwaaren, 
Wollengefpinnfte, Glaswaaren u. |. w., die Individual-Ausſagen. Indeß find 
diefe nicht immer in Frage und Antwort veröffentlicht, ſondern auszugsweiſe in 
Schablonenform gruppirt worden. Den „observations tendant à la levee 
de la prohibition“ ftehen die „observations tendant au maintien de la 
prohibition“ gegenüber. Wo die Ausfagen direct veröffentlicht wurden, find 
diefelben meift kurze. 

Die Zahl ver mündlich vernommenen Perjonen war nicht groß. Weber die 
Probibition von Töpferwanren wurden acht Perfonen verhört neben zehn, die 
\hriftlich ihre Meinung abgaben. Bet den Verhandlungen über Zölle auf Glas⸗ 
wanren betrug die Zahl der am mündlichen Verhöre ilnehmenden neun; 
an der Ächriftlichen Depofition betbeiligten fich ſechs. öRere Ausdehnung 
nahm das BVerbör nur bei Erörterung der Zölle auf Wollen- und Baumwollen- 
Gelpinnfte und » Gewebe. Ueber biete Producte Außerten fih 72 Kaufleute und 
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Fabrikanten. Ganz unterbrüdt war der fchriftliche Verkehr aud Beer midı 
Herr Nicolas Köchlin, der Präſident der Handelslammer in Mühlhauſen melde 
für Handelsfreiheit eingetreten war, wurde 3. B. von feiner Handelslaumer keit, 
angegriffen, die ihn fchriftlich zu widerlegen fuchte. 

Ein fo wenig zwedentiprechendes Verfahren, wie das eben geſchilderte, wur 
freilich bei den anderen Enquöten nicht eingehalten. Man bat es manigie 
geändert; das mündliche Verhör ift mehr in feine Rechte getreten, aber da 
Grundzug, wie er und in der Enquoͤte von 1834 entgegentritt, ift derſelbe g 
blieben. Was im Jahre 1828 einen fo guten Anfang genommen, mar kx 
in wenig verheißende Bahnen gelenkt worden. Wenn auch in dem legten Jahr 
übrigens gelegentlich ſchon in der Zwiſchenzeit, dieſes Syſtem wieder. aufgegber 
wurde, zwei Hauptmängel bafteten der franzöfiihen Engquöte doch au, iz 
offictelle Stellung des Vollzugs⸗ Drgans und die geringe Bedeutung des mi“ 
lien Verhöres. 
Die Enquöten werden in Frankreich zum allergrößten Theile von off 
Behörden ausgeführt. Der Obere Rath beim Handelsminifterium, dann, 3 
durch kaiſerliches Decret vom 2. Februar 1853 der Obere Rath für Hund 
Aderbau und Gewerbe (conseil superieur du eommeroe, de l’agrieulture « 
de l’industrie) ihn erfegte, diefer, jowie der Staatsrath (conseil d’etat) habe 
fi in der Uebernahme der Enquoten gegenjertig abgelöſt. Wenn in der Sammz 
Regierung und Geſetzgebung über die Nothiwendigfeit irgend einer Erhebung ıd 
verftändigt hatten, fo theilte der Handelsminiſter es dem Oberen Rath mit mi 
ernannte aus deſſen Mitgliedern eine Untercommiffion, ber die Leitung il 
tragen wurde, So beilpielöweife in der Enquete über Die Wollengelpimnite © 
Jahre 1836 (enquäte sur les fils de laine longue peignee tordus & 
cordonnet et grilles); jo im Sabre 1838 bei der Euquete über leinene = 
hänfene Geſpinnſte und Gewebe (onquôte sur les fils et les tissus de lin€ 
de chanvre). Diefe Ausichüffe beftanden aus werig Perfonen; bei der Is 
genannten Enquöte 3. B. aus fieben. 

Bei anderen Enqudten war der Staatsrath diejenige Körperihaft, m 
welcher fie ausgingen. Nach dem Gefege vom 3. März 1849 mufe nv 
Staatsrath bei allen Gejegentwürfen und Verwaltungs = Reglementd um m 
Urtbeil angegangen werden. Die neue Verfaffung, welche er am 25. Km 
1852 erhielt, änderte hieran nichts. Es iſt natürlich, daß der Staatsrath I 
Gutachten nicht abgeben will, ohne die nothwenbigen Nachrichten eingezogen # 
haben. Er thut dies, indem er gleichfalls aus feinen Mitglievem einen be 
fonderen Ausſchuß mit diefer Aufgabe betraut. Indeß bedarf es zur Bornafe: 
einer Enquöte der Ermächtigung ſeitens der Regierung oder des Parloma 
ALS im Jahre 1850 die Geſetzgebung die Genehmigung zu einer Enqnete ĩbe 
den Credit des Grundbeſitzes (enquöte sur le credit foncier) ertheilte, fir 
fie Hinzu, daß es fih um einen Belehrungsmodus handele, der vom Staatit- 
vielfach zur Anwendimg gebracht fer und immer die nüglichflen Ergebniſſe eut- 
babe. Vom Staatsrath wurden u. A. geleitet Die Enquöten über die Eiſenbarx 
tarife im Jahre 1850 (enquäte sur application des tarifs des chem 
de fer), über ven Getreide:, Mehl- und Brodhandel im Jahre 1859 (eng? 
sur la revision de la lögislation des cerdales), über die verwahrloften Het 
im Sabre 1860 (enquöte generale ouverte en 1860 dans les 86 deparc 
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ents de l’empire sur le service des enfants assistes), fiber das Mäfler- 

Ähäft im Sabre 1864 (enquäte sur le regime du courtage), über bie 
Suchergefege in demſelben Jahre (enquôte sur la législation relative au 
ux de l’interöt de l’argent), über das Salz im Jahre 1868 (enquäte sur 
s sel). Die Commiffionen beftanden in allen diefen Fällen aus je fechs, 
un oder zwölf Mitgliedern. ' 

Die Ueberhäufung des Staatsrathes mit Vorbereitung Arbeiten für bie 
jelegentwärfe, ja aud die Thatſache der mangelnden praktiſchen Kenntniß für 
nzelne ragen innerhalb veffelben, Hatte ſchon in ben vierziger Jahren dazu 
führt, den Oberen NRätben der Induſtrie, des Aderbaues und des Handels 
rößere Beachtung zu ſchenken und von ihnen Gutachten einzuforbern (Fallati, 
übinger Zeitichrift, Band II, ©. 740), Ein kaiſerliches Decret vom 
. Februar 1853 ließ an die Stelle der genamnten den Oberen Rath für 
andel, Aderbau und Induſtrie treten (conseil supsrieur du commerce, de 
agriculture et de lindustrie). Diefer Obere Rath nım ift beftimmt, feine 
Reinung abzugeben „über alle Fragen, welche die Regierung fir gut befinden 
ud, ibm zu unterbreiten, beſonders über die Gefeg- Entwärfe und Decrete 
etreffend die Zolltarife, über die Entwärfe von Handeld- und Schifffahrts⸗ 
serträgen, über die Handels-Geſetzgebung ber Eolonien und in Algier, über das 
ufmmterung8 = Syften für die großen Seefifchereien und über die Fragen ber 
olonifation und Auswanderung. Wenn Beranlaffung zur Feftfiellung gewiffer 
hatſachen gegeben wird, jo fann der Obere Rath die Perfonen vernehmen, 
on denen er Aufklärung erhalten zu Können glaubt; er kann felbfi, wenn es 
öthig fein follte, mit Genehmigung des Miniſters zur Inangriffnahme von 
nquöten fchreiten („sur toutes les questions que le gouvernement jugera 
- propos de lui renvoyer, notamment sur les projets de loi et de decret 
oncernant le tarif des douanes, sur les projets de traitE de commerce 
t de navigation, sur la legislation oommerciale des colonies et de 
'Algerie, sur le syst&me des encouragements pour les grandes pöches 
naritimes, sur les questions de colonisation et d’&migration. Bil ya 
ien de eonstater certains faits, le conseil superieur pourra entandre les 
'ersonnes qu’il saura devoir l’dclairer, il pourra m&me, s'il en est besoin 
roceder & des enquätes avec Yautorisation du ministre), Dieſer gefeg- 
hen Vorjchrift gemäß hat der Obere Rath mehrere ſehr wichtige Enquoöten in 
xene gejegt, von denen ich bier nur nennen will die über den Zucker in ven 
ohren 1863 und 1872 (enquätes sur le régime des sucres), über ben 
emerblichen Unterricht im Yahre 1863 (enquôte sur l’enseignement pro- 
essionel), fiber die Hanveldmarine in den Jahren 1863— 1865 (enqu&te sur 
a marine marchande), über die Fabrikation künſtlichen Dünger von 1864 
1% 1866 (enquôte sur les engrais industriels) und über den Geldumlauf 
n den Jahren 1867—1869 (enquôte sur les principes et les faits gene- 
aux qui regissent la circulation monetaire et fidueiaire).: 

Endlich find neben biefen von den Behörden geleiteten Enquöten dieienigen 
tzuführen, welche aus der Imitiative des gefeggebenden Körpers hernorgegangen 
ind. Ihrer find, foweit ich weiß, nur wenige. So beſchloß in dem Jahre 1849 
ie geſetzgebende Verſammlung Enquöten über die Salz» Production und -Con⸗ 
umtion, ſowie über die Getränkeſteuern. Beide Male wurde eine Commiſſion 
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von je fünfzehn Mitgliedern aus der Mitte der Abgeordneten gewählt (enguet: 


legislative sur la production, la consommation et la vente des sch; 
enquôte lögislative sur l’impöt des boissons). In derjelben Weiſe war ın 
Jahre 1872 der Arbeitsausfhuß (la commission du travail) für die Enger 
über die Rage der arbeitenden Clafien zu Stande gelommen, ſowie auch für de 
im Jahre 1871 begonnenen Engueten über bie öffentliche Unterftügung ci 
dem Lande (enqu&te parlementaire sur Yorganisation de l’assistance p 
blique dans les campagnes).. und über bie Beflerumgsanftalten (enqute 
parlementaire sur le ré gime des &tablissements penitentiaires) ven de 
Rationalverfammlung ein Ausſchuß von fünfzehn Mitgliedem zur Bomkz 
derſelben auserſehen war: 

Die Enquste ſelbſt beſteht nun darin, daß die Commiſſion zumãchſt me 
Fragebogen entwirft, welcher, meiſtens ſehr ausführlich, alle die Berbürt 
berührt, welche für die Löfung bes Problems von Intereſſe fein könnten. iv 
einem ſolchen Fragebogen meinte Michel Chevalier einſt, daß zu jem: 
Ihöpfenden Beantwortung ein ganzes Buch gehöre (enquöte sur 1a legiskt:: 
relative au taux de linteret de largent, ©. 61: „il faudrait pre: 
composer un trait6 pour repondre & toutes questions“). Aebnlcc 
Aeußerungen über den Umfang bes Fragebogens begegnet man aud in andee 
Engusten. Das Formular wird gebrudt und im Lande vertbeil. Dem Is 
ſchuß Tiegt alsdann die weitere Aufgabe ob, die Antworten auf baffelke © 
zufammeln. Dies geſchieht tbeilmeife auf fchriftlihen Wege; theilweiſe w 
mittelft münblicher Verhöre. Es ift nie vorgelommen, daß der eine ber bede 
Wege ausſchließlich betreten wurde. Vielfach ift beiden Richtungen zicche 
gleichmäßig Rechnung getragen. Daß einzelne Perſonen, welche zum Ber 
eingeladen werden, e8 vorziehen, einen ſchriftlichen Bericht einzufenden, 7’ 
felten ein. Bei der Enquéte über den Geldumlauf von 1867 mei 
77 Perſonen mündlich vernommen und 15 ſchickten ſchriftliche Sum 
ein; bei der Enquöte über die Handelsmarine wurden 86 Perjenen min 
verhört und 14 theilten fchriftlihe Berichte mit; Aber die Korngefepe mit 
95 Verfonen mündliche Ausfagen und nur 3 zogen die ſchriftliche Ausezair: 
fegung vor. Cbenfo liefen bei der Enquste über Kunſtdünger 4 jarilk 
Rundgebungen ein neben einem Verhöre von 43 Perfonen. 

Die Bedeutung der fogenammten „enqutte Ecrite‘ Liegt eben men 
den fchriftfihen Ausfagen einzelner Perſonen, als vielmehr darin, daß fait Mr 
Mal alle zuftändigen Körperſchaften um eine Beantwortung des Fragebege 
erfucht werben. An die Handelskammern, bie beratbenden Gemerbeinmt. 
an die Präfeeten, an die Ackerbaugeſellſchaften, an die landwirthſchaftlichen Bere=: 
die Generalräthe u. ſ. w. ergeht in den meiften Fällen die Aufforderung, 
über die fraglichen Gegenſtände zu äußern. Diefe Mittheilungen werben = 
immer in ihrer ganzen Ausdehnung gedrudt, ſondern häufig nur im Anh 
gegeben. Das Verhältniß, im weldem bie fchriftlichen Berichte zu den mi“ 
lichen Ausſagen ſtehen, ift fehr verſchieden. Bei der Enquéte über die Weir 
geſetze, bei ber 73 Perſonen mimdlich vernommen wurden unb 11 fhrife 
Antworten einfandten, waren der Commiſſion ımterbreitet 55 Beradkungen ıF 
Handelsfammern, 14 Meimungsäußerungen von Notariatskammern, 3 Gumas- 
von Generalcäthen, ein Brief eines Präfecten u. |. m. Die Beröffentlite: 
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iber die landwirthſchaftliche Enquéte von 1867 (enquäöte agricole) befteht 
»xzugsweiſe in der Mittbeilung der von den Departement eingelaufenen Do— 
umente. Ebenſo überwogen bet der Engquäte über die Unterftügung auf dem 
ande die Gutachten der Generalrätbe, einer Reihe mebicinifcher Vereine, einiger 
andwirtbichaftlicher Vereine, der Wohlthätigkeitö-Büreaw’8 nnd der Berwaltungs- 
Sommiffionen in den Hofpitälern räumlich die mündlichen Auslagen. 

Im engen Zufammenhange mit diefer Einfammlung des Materiald auf 
hriftlichem Wege fteht die Herbeilhaffung von flatiftifchen Tabellen und Mit- 
heilungen über die Zuftände in anderen Ländern, insbeſondere über deren Geſetz⸗ 
ebung. Diefe Documente exbalten ihren Plat bisweilen al8 Anhang; fle werden 
ber wohl au an die Spitze der Veröffentlichung geftellt. Die Enguöte über leinene 
ınd hänfene Gejpinnfte beginnt mit einer Reihe von Tarifen und Aus⸗ und 
Finfuhrliften Frankreichs ſowohl, als auch Englands, Belgiens, Deutichlands 
md Rußlands. In der Enguste über den gewerblichen Unterricht folgen auf 
te mündlichen Verhore die Verichte über die entfprechenden Anftalten und Fort⸗ 
Hritte des Auslandes. Das Gleiche ift der Fall ber der Enquoͤte über bie 
Sooperatio = Befellicyaften, bei. der als Annex Geſetzentwürfe und Gelege anderer 
Staaten mitgetheilt werden. Die landwirthſchaftliche Enquste, deren Material 
n vier Serien veröffentlicht wurde, widmete den Berichten über das Ausland, 
delche von den diplomatiſchen Agenten und Conſuln eingefandt wurden, allein 
ine Eerie, beſtehend aus drei Bänden. 

Das mündliche Verhör geht in der Weife vor fi, daß eine Reihe von 
Berfonen eingeladen werden, vor der Commiffion zu erfcheinen, um über den 
jetzeffenden Gegenſtand die gewünfchte Auskunft zu geben. Die Zahl der zu 
jernehmenden Perfonen ift keineswegs feſtgeſetzt. Auch bat fich daruber feine 
efte Regel andgebilvet. Es ift vorgekommen, daß man über 100 Zeugen ver: 
jörte: fo bei ber Enquaͤte über das Mäflergeihäftl. Die älteften Enquten 
veiſen Dagegen auf der anderen Seite fehr gering ausgedehnte Befragungen auf. 
Bei der Enquöte über die Wollengefpinnfle von 1836 3. B. machten num vier 
eh Perſonen Ausſagen. Nach dem minifteriellen Beriht an ven Kaiſer vom 
15. December 1868 jollen bei der landwirthſchaftlichen Enquéête 10,000 Zeugen 
fragt worben fein. 

Ebenſo wenig bat fi) irgend welcher Uſus herausgebildet hinſichtlich der 
Auswahl der zu vernehmenden Zengen. Einzig der Umftand iſt ausſchlaggebend, 
aß die betreffenden Perfönlichkeiten gut unterrichtet ſein jollen. An wen er die 
Aufforderung, vor femem Forum zu erfcheinen, ergehen laſſen will, ift ganz 
em Ausſchufſe anheimgeftellt. Bisweilen bezeichnet der Minifter die Zeugen. 
Auch merben die Bräfeeten mit ber Angabe geeigneter Perfönlichkeiten beauftragt. 
Benn Brivatleute den Wunfch äußern, verhöxt zu werden, nimmt man Rückſicht 
rauf. In der Enquöte über das Mäflergeicäft war dies z. B. der Fall. 
£8 wird wohl kaum irrthumlich fein, zu behaupten, daß Diejenigen, deren In⸗ 
ereſſen bei irgend einer Frage am meiften betheiligt find, zunächt zur Yeußerung 
hrer Wnfde oder Klagen berbeigezogen werden, auf ver anderen Seite aber. 
ine Befragmig der competenteften Männer nicht verfäumt wird. In der Zeugenliſte 
lr die Enquöte über vie Getränkeftenern von 1849 ſtehen der Finanzminifter, 
er Generalbirector der indirecten Steuem, ber Director dev Zölle neben Bier- 
rauern, Hopfenbauern und Weinbergebefigen. Bei der Enquoöͤte über den 
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ewerblihen Unterricht entſtammten die Zeugen zum allergrößten heile wiiie- 
—* oder techniſch gebildeten Kreiſen. Aus wie verſchiedenen Elementen jıt 
die Zeugen zulammenfegen, zeigt 3. B. die Lifte der Enquoͤte über die Wucer: 
gejeke von 1865. Die 73 vernommenen Berjonen wertheilten fich wie felgt: 
6 Senatoren und Abgeorbnete, 
1 Geiftlicher, 
17 Magiftratäperfonen, 
12 Profefjoren und Gelehrte, 
19 Notare, 
5 Delegirte von Gerichten und Handelöfammern, 
8 Directoren und Verwalter von Creditvereinen, Bankiers und Kauflexe, 
5 Perſonen verſchiedenen Berufes, 
Aehnlich wurden bei der Erhebung über die Getreidegeſetze Müller, Air: 
Landwirtbe, Conditoren, ſowie Nationaldconomen und. Zeitungsredactenxe sckz 

Deu Fragebogen, der vorher an die einberufenen Perſonen vertbeilt =, 
pflegt man beim Berbör nicht einzuhalten. Der Vorſitzende ftellt den Erfdgeer 
anbeim, ihre Anfichten nur über die Punkte mitzutbeilen, bie ihnen befonders vis 
und geläufig find, ober der auf dem Formulare gegebenen Reihenfolge gemäß f 
über jede Stage zu verbreiten. Die Antivort erfolgt meiftens in längerer, wi € 
ſcheint, wohl worbereiteter Rede. Der Vorfigende unterbricht biejelbe indeß Kür; 
um je nad) ben eben gemorbenen Mittheilungen Fragen zu fielen, die zu weieee 
Ausführungen veranlafien. Auch bie übrigen Mitglieder der Commiſſion ri= 
ragen an die ‚Zeugen, wenn deren —** unrichtig oder unflar ſcbeir 
Es kommt fo zw einem contradictoriſchen Verfahren, über deſſen Geſedleter 
die nalguhmiiglieer übrigen® gelegentlich zweifelhaft find. Eine fold: L: 
einigfeit zeigte fich z. B. in einer Sigung der Enquoͤte über die Gewerbegeni: 
vom 19. October 1868, wo bie Meinung laut wurde, daß man nur de * 
um Auslagen entgegen zu nehmen, nicht um zu Diöputiren, eine Anfide, :ı 
indefjen von dem Ausſchuſſe nicht getheilt wurde (enquäte sur les consei: 
prud’hommes et les livreta d’ouvriers. Band I, ©. 13). Für —* 
verſteht ſich die awangtofe Unterhaltung von ſecbſi, Die oͤfters zur eier ie 
lebhaften wird. Ich will verſuchen, eine ſolche Scene nah den Erdredi. 
welden bie Lectüre des Protocolles Binterläßt, wiederzugeben. 

Am 14. December 1865 wurde die Enquöte über die Eooperationigei- 
Ihaften eröffnet (onquôte sur len aocidtes de cooperation). Qules Simea 
damals Abgeoroneter, wird als Erfter in den Saal geführt. Dex Berge: 
fordert ihn auf, alle dragen „, welche ſich auf dem ihm übergebenen 
finden, — ihrer 14 — der Reihe nach zu beantworten oder in 
Heberfidt, ohne ſich am Die angezeigte Ordnung zu halten, feine Kenutniiie =: 
Gedanken zum Beften zu geben. Jules Simon zieht das Letztere vor und i 
in etwa einviertelſtimdiger Rebe die Meinungen der Urbeiter über vie Kr: 
wendigleit eined Gejeges auseinander. Nachdem er geendet, merben Wrager : 
ihn gerichtet; man greift feine Behauptungen an. Bwilden ihm umb dem Zr 
jigenden entfpinnt ſich eine Debatte über die Zwedmäßigleit eines Speaalgt= 
Herr Darimon, ein Mitglied des Ausichuffes, miſcht fi hinein umb es = 
fteht eine lebhafte Unterhaltung, die geraume Beit währt. Sum Schlufte iz; 
der Vorfitende ben Abgeordneien Simon, ob er noch etwas hinzuzufügen bc 
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ob emes der Ausſchußmitglieder von dem Zeugen noch etwas zu wünfchen wifle, 
und bebanft fi für die erhaltene Auskunft, worauf Simon fich zurüdzieht. 
(Enquöte sur les societes de cooperation. S. 7 und fi) Ein etwas 
anderes Bild zeigt Das Verhör Batbie's, des Profefiord an der Parifer Rechts⸗ 
facultät. Prof. Batbie geht nad einigen allgemeinen Bemerkungen Punkt für 
Punkt den Fragebogen durch. Auch er ift übrigens durch Zwiſchenfragen unter- 
broden (a. a. O. ©. 28 und fi). Farbenreicher wieberum ift ein Verhör, 
welches mit drei Arbeitern abgehalten wurde. Am 22. December 1865 waren 
der Hutmader Solon, der Kunfttifchler Lerourel und der Mechaniter Beau zu 
gleiher Zeit vor der Commiſſion. Der Vorſttzende richtete feine Fragen zunächſt 
freilich immer an den, der gerade aufgerufen war. Die Anderen fügen indeß 
Weitered hinzu. Sie fragen ſich auch wohl untereinander. Sie taufchen Ber 
merkungen aus und verbefiern fich gegenfeitig (a. a. O. S. 227 und ff.). 

Die Ausjagen der Zeugen werden in der Hegel ſtenographirt. Bor dem 
Drud werben fie den betreffenden Berfonen vorgelegt und in dieſer Rebaction 
veröffentlicht. Bei der Enquote über die Beflerungsanftalten find die Mittheilungen 
nur protocollartfch veröffentlicht. In jedem Falle wird das Protocol zur Eimficht 
umterbreitet, um Verbeflerungen von IJrrthümern zu ermöglichen. Ob Ber- 
änberumgen zur Sache geftattet find, weiß ich nicht. 

Zu dem Berhöre haben Andere, als die Eingeladenen, feinen Zutritt. 
Ich bin wenigften® genötbigt, aus einer Zeugenaußfage darauf zu fchließen. In 
der Enquöte Über die Gewerbegerichte meinte Herr Ducuing, Mitglied des Auf- 
munterungs-Ausfchuffes fir die Studien der Arbeiter bei ber Barifer Ausftellung 
von 1867, „des enqu&tes comme celles-ci, sont exoellentes sans doute; 
mais si elles ötaient publiques, elles en vaudraieut mieux, parceque 
tout le monde saurait la verite, "tandisque la verit6 ici reste entre 
nous.“ (Enquöte sur les conseils de prud’hommes. Band I, ©. 24.) 

Die Dauer jeder einzelnen Sitzung, ſowie die Zahl derſelben überhaupt, 
find nicht feſtgeſtellt. Auch pflegt im Borbinein nicht beftimmt zu fein, inner: 
Halb welcher Zeit die Enquète beendet‘ fein fol. Das mindliche Verhör über 
die Eiſenbahntarife wurde in 8 Sitzungen vom 4. bis 16. März 1850 beendet. 
Die Ausſagen über das Mäflergeichäft wurden in 13 Sitzungen, vom 15. Juli 
bis 10. Auauf 1864 entgegengenommen. Die Commiſſion für die Engquöte 
über ven Geldumlauf hielt 23 Sitzungen vom 17. Februar 1865 bis 
30. Juli 1866 ab. 

Ebenfo wenig Regelmäßigkeiten finden ſich in der Frift, in welcher die Ber 
öffentlichung des eingefannnelten Materiales erfolgt. Es ift dies durchaus von ber 
Schwierigkeit der Frage und der Gunſt der Umftände abhängig. Bisweilen geſchieht 
eine getrennte Veröffentlihung. Man theilt zuerft Die Protocolle der mündlichen Ver 
höre mit und Läßt in einem beſonderen Bande die ſchriftlichen Kundgebungen folgen. 

Die gedrudten Materialfammlungen find in ber Segel von zufammen- 
faſſenden Berichten begleitet, welche die Folge der Berathungen des Ausichuffes 
find. Diefe Berichte werden feitens der Commiffionen an den Miniſter oder 
feitend des Miniſters an die Regierung abgeftatte. Sie find meiſtens Muſter 
von Klarheit und Eleganz im Ausdruck. Die Verfaffer bemühen fich 
die gehörten Meinungen zu fichten, bie Pro und Contra einander gegenüber zu 
ftellen, die Wunſche und Anſichten genauer zu formuliren, mit einem Worte, 
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eine Berarbeitung des umfaflenden Materiales vorzimehmen. Nicht immer ſint 
fie ausführlich genug: zuweilen find fie fogar oberflächlich, aber fie erfüllen 
doch den Zwed, denjenigen, welcher ſich an das Studium der Sache macher 
will, zu orientiren. Die Lectüre der Protocolle, ſchriftlichen Berichte u. ſ. w 
wollen fe natürlich nicht erſetzen. 

In diefer Weife war z. B. bei der Enquöte von 1836 über bie Wollengeiptunfe 
der Bericht an den Miniſter abgefaßt. Zunächſt Batte man in 10 Punften ww 
Haupteinwände gegen die Zulaſſung der Geſpinnſte untergebracht. Dielen gegen: 
über fland in abermals 10 Punkten, was von anderer Seite für die Zulafium 
bemerft worden war, fo daß Die Iegteren gleihjam eine Wiberlegung ber erfteres 
waren oder umgefehrt. Hierauf äußerte die Commiſſion, wer ihrer Auficht net 
um Unrechte ſei und flug den Wortlaut des Gefegentwirfes vor. Wenige 
auf die eben vernommenen Meinungen, wie dem Uebelſtand abzuhelfen fei, cm 
gehend, als vielmehr eine Schilderung des Zuſtandes, in welchem Der gewerd 
liche Unterricht fih in Frankreich befand, war der Bericht, welchen Der ——* 
Behic, als Vorſitzender der Commiſſion für die Enquoͤte über den gewerbliche 
Unterricht im Jahre 1864, dem Kaiſer abftattete. 

Die Benupung der großen Folianten, Die nebenbei bemerkt in ſehr ſchöne 
Drucke erſcheinen, wird durch ſorgfältig genrbeitete alphabetiſche Regifter not 
Hauptſtichworten erleichtert. Es ift jo möglih, über jede einzelne Frage An: 
funft zu erhalten. Gelegentlich iſt in der Yeugenlifte, die niemals fehlt, be 
jevem Namen. der Inhalt der Ausfage furz angegeben. Die Regifter 
in jedem Bande zu fein, wenn eine Enquöte in mehreren publicirt wird. In te 
Enquöte über die Korngefege waren bie Regifter jo eingerichtet, Daß bet jedes 
Deponenten die Fragen, über welche er ſich auögeiprochen Batte, unter Hummel 
auf die Seitenzahl des Bandes, verzeichnet imaren. Da ber Fragebogen 1: 
Fragen enthielt und beinahe ieveg Mal die 14 ragen wiederlehrten, ft I 
Kegifter cin wenig umftändlich ausgefallen, zur Handhabun ng des Stoffes & 
äußerft bequem. Das „tableau analytique des matieres“ der anderen & 
quöten weift eben nur bie Hauptſachen auf. 

In vereinzelten Fällen bat man in Frankreich einen etwas anderen Be; 
eingejchlagen, als id ihn in Vorſtehendem zu ſchildern verſucht habe. Bir 
find drei Enguäten bekannt, die nicht in ber herkömmlichen Weiſe veranktalı: 
wurden. Die Abweichung bei biefen beſtand darin, daß bie Commiffton mit 
in Paris die Erhebung vornahm, fondern im Lande herumreiſte und die An% 
jagen an Ort und Stelle einſammelte. Ich weiß nicht, ob biefes Suiten 
häufiger, als in dem gleich zu ermähnenden Fällen in Anwendung gemejen R 
Der großen Wictigfeit wegen, welche dieſes —* m. ©. bat, ſcheimt & 
mir von Imtereffe, auf dieſe Enquöten näher einzugehen. 

Die’ eine ift die im Jahre 1860 begonnene über bie verwahrloften Kinder 
Ein Befehl des Minifterd des Innern, Billault, orbnete fie auf Verlangen de 
Staatsratbes am 27. März 1860 an. Bier Infpectoren von 
anftalten und ber Chef des Berwaltungävienfted wurden mit ber Durchführen 
beauftragt. Diele 5 Herren bereiften vom 1. Mai bis Ende October ai: 
86 Departementd und fammelten Ausſagen. Da jeden berfefhen sc 
wenige Tage gewibmet werben fonnten, jo waren bie Prüfecten durch verhe 
ihnen zugegangene Yragebogen angewielen ‚ fih zu erkundigen und alle nöthige 











Das Engudte- Wefen in Frankreich. 4] 


Urkunden, Documente, Mittheilimgen u. f. w. zur Erleichterung der Erhebung 
bereit zu Halten. Nach ihrer Nüdehr wurde ven 5 Herren die Aufgabe zu 
Theil, DaB eingefannnelte Material überfichtlich zu verarbeiten, um die wichtig: 
fien Punkte der Belehrung, melde man durch die Enquoͤte zu erlangen hoffte, 
in die Augen fpringen zu machen. 

In ähnlicher Weile br man bei der Salz-Engquöte, die der Raifer am 
24. März 1866 befahl. Auch bei diefer. mar es Grundſatz, daß fie inmitten 
der Gegenden ftattfinden follte, welche vorzugsweife Salz probuciren. Annäbernd 
war allerdings fchon bei der Salz⸗Enquote am Ausgange der vierziger Jahre 
das Gleiche angeftrebt worden. Die Ausfchußmitgliever nahmen Damals 42 Salz- 
mmen und Bergwerle in Augenſchein; weſentlicher aber waren das mündliche 
Verhör und die jchriftlichen Antworten geblieben, welche der Commiſſion von 
51 Departements zugingen. Anders im Jahre 1866. Durch minifteriellen 
Befehl vom 8. April 1866 wurden für das ganze Land zwei Ausichüffe ge- 
bildet, die unter die Leitung eines General⸗Conmiſſars geftellt wurden. Jeder 
derfelben war aus 4 Perſonen zufammengefeßt: einem Berichterflatter über die 
Bittichriften als Borfigenden, einem Finanzinfpector, einem Ingenieur und 
einem Berfiger nom Staatsrathe als Schriftführer. Diele Commiſſionen follten 
fih unterwegs durch den Borfigenden oder ein Mitglied der Handelskammer 
bes betreffenden Ortes, an welchen fie tagen witrden, und durch. den ‚General: 
Serretair der Präfectur verftärten. Die Reiſeroute war ihnen vorgeichrieben. - 
Ein Fragebogen war vor ihrer Wbreife nicht nur an alle diejenigen Perſonen 
vertbeilt, von denen Auskunft zu forbern nützlich ſchien, fondern aud an Alle, 
welche em Bormular verlangten. Anßerdem wurde der Frugebogen in ben 
Localblättern derjenigen Ortichaften, wo Erkundigungen eingezogen werden Sollten, 
abgedrudt. In denſelben Blättern wurde die Ankunft der Ausſchüſſe bekannt 
gemacht. Dieler Anruf der Deffentlichleit verfehlte feine Wirkung nicht. Salz: 
producenten, Raffineure, Händler, Imbuftrielle, Ingenieure, welche bie Arbeit 
in den Salzbergwerken leiteten, die Arbeiter — mit einem Worte alle bei der 
Salzproduction intereffirten Perfonen ftellten fi in den ihnen zunächſt gelegenen 
Orten ein, um ihre Wunſche, Erflärungen und Ausfünfte vorbringen zu können. 
Die Commiſſionen befuchten übrigens nur die PBroductionsmittelpuntte. Eine 
Supplementar = Enquöte wurde in einigen Städten im Inneren des Landes und am 
Geftade des Aermelmeeres veranftaltet, um auch die Bebürfniffe der Eonfu- 
menten kennen zu lernen. 

Einzig in feiner Art iſt das Verfahren geweſen, welches man bei der land⸗ 
wirtbfchaftlihen Enquöte im Jahre 1866 beobachtete. Ich entnehme die Schilve- 
tung defjelben einem Berichte des Herrn Monny de Mornay an den Minifter vom 
20. December 1867 und dem Berichte des Miniſters an den Kaiſer vom 
15. Decanber 1868. (Enquöte agricole, 3. Serie. Depositions orales.) 
Das weſentlich Abweichende beſtand bier in der Bildung von ‘Departements- 
Commilfionen and je 10—12 Perſonen, die mit der Erhebung beauftragt 
wurden. Ganz Frankreich war in 28 Kreiſe getbeilt, in welche bie Departe- 
ments zufammengefaßt waren, wober natürlich möglichft auf analoge Verhält- 
nifje Aücficht genommen war. Ueber den Departements= Ausfchüflen ſtand bie 
Dbere Commiſſion in Paris. Bor Beginn der Erhebung wurde ein frage: 
bogen in 20,000 Exemplaren unter die Präfecten vertheilt, die fle wiederum 
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an die berathenden Landwirtbichafts- Kammern, an die Ianbmisthfchaftlichen 
Geſellſchaften und Bereine, an die Mitglieder der General: ımb Arrondifſe 
mentsräthe u. |. w. zu vergeben Hatten. Die Kreiß= ee ar eınmelır= 
nun die auf bie Fragebogen eingehenden Berihte und nahmen auch in) 
lihe Ausſagen entgegen. Sie tagten an ben verſchiedenen Orten ibe: 
Bezirke, im Ganzen an 270 Plägen. Die Borfigenden mußten al&damm tes 
Material verarbeiten und die Zuſammenfaſſungen nad Paris ſchicken. Be 
eine genügende Anzahl folcher Documente eingelaufen, jo wurde bie Dbere Erz: 
miffion zur Begutachtung berufen. Die in den Örtlien Berfammlmgen ec: 
hobenen mündlichen und fdriftlihen Auslagen wurden von eigens zu Diem 
Zwede aus der Mitte der Oberen Eommilfion gebildeten Abtheilungen forgfälz 
durchgegangen. Dies geſchah, indem jeve Abtheilung Einen beauftragte, aus de 
Documenten alle Wünfche, welche zu Papier gebracht worden waren, auf 
ziehen. Die Abtheilung entſchied dann, melde Wunſche die Srumdiage zu * 
Discuſſion bilden ſollten; ſie behielt viele bei, nur um denjenigen, 
ausgeſprochen, zu beweiſen, daß ihre Berucſichtigung unmöglich. — 
ſollte jede Abtheilung Diejenigen Documente bezeichnen, welche bes Trais 
wärbig ſeien. Dieſe, ſowie bie Berichte der Borfigenden in ben Depattemars 
Commilfionen wurden im die officielle Sammlung aufgenommen. Dameben bei 
die Obere Commiffion in Paris gleichfalls Sigungen und empfing mnblik 
Auslagen, welche in einem befondern Bande abgedrudt wurden. Im Game 
umfaßt diefe Enguöte, von. 1867 an erichienen, 35 Bände. Bis zum Decembe 
1868 waren 21 Bände publicht. 

An einer Einrichtung Kritit zu üben, bei der Alles anf die prafı’ 
Handhabung antommt und die man doch nur aus Büchern lennt, ſcheim !: 
vermeflen. Indeß werden ein paar Bemerkungen nothwendig fein. Ich fick 
daß bei dem franzöftichen Verfahren das Meiſte gegeben tft, was im Bram 
zur Sicherung einer guten Ausführung verlangt werden am — das mini 
Berhör, die Einfammlung fhriftliher Gutachten, bie Deffentlichleit des am: 
gangenen Materiales, die unparteiiſche Zuſammenſetzung ber Cormmilien 
Gleichwohl · kann ich nicht lagen, daß bereits Alles geſchehen iſt: aber ich Au 
dies ebenfo wenig von ben englifchen Enquoten behaupten, die man uns num 
wieder al8 Vorbild preift. 

Die Mängel des franzöſtſchen Verfahrens durften zunächſt vielleicht darz 
liegen, daß es officielle Behörden find, welche die Sache in die Hand nem 
Es ift mir fraglich, ob fich Hier immer bie geeigneten Perfonen finden, weiß: 
die nöthigen Specialkenntniſſe befigen, um fi m jedem alle für ein geikt 
zu baltendes Kreuzverhör befähigt zu zeigen. Und es iſt ebenſo bebemlich, dei 
die Regierung die Ernennung dieſer Mitglieder fih vorbehalten Bat TEN 
immer ganz unabhängig und vorurtheilsfrei vie Wahlen vor fih gehen, zu 
man bezweifeln dürfen. Bon der Zuſammenſetzung der Commiffiouen basr 
viel ab, da ihr die Redaction der Tragen obliegt, und fie ben Schlukberit 
leicht mit vorgefaßten Meinungen ausftaffiren Ianıı. Das einzig —— 
eine Wahl ſeitens des Parlamentes. Mean hat dabei keineswegs nöthig, = 
Parlamentsmitglieder in ven Ausſchuß zu bringen: Im Gegentheil wird ei = 

empfehlen, andere Berfönfichkeiten, deren Sachkenntniß belannmt, wit 35 
Warum follten z. B., wo es fih um hahrihh ieh handelt, nicht css 
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Irbeiter einer Commiffion als Glieder eingereift werden kömmen? Man 
rt 1848 ın Frankreich, als eine Enqustesüber die lanbwirtbichaftlide und 
tbuftrielle Arbeit eröffnet worben, in dieſer Weife vorgegangen. In jebem 
jauptorte Der Cantone tagte unter Borfig des Friedensrichters ein Ausschuß, 
u gleihen Xheilen aus Arbeitgebern und Wrbeitnehinern zufammengefett. 
ranzöſiſcherſeits ift dies Verfahren getabelt worden. Horace Say bemerft, 
ap eine foldye Idee genügend zeige, wie ſehr man ſich durch die Vorurtheile 
iner Epoche irre maden lie. „Man wollte ans, bemofratiichen Ruckſichten 
en Arbeiter überall einrüden laſſen und wurde zu eimer völligen Verwirrung 
ingeriffen, indem man Diejenigen, weldye hätten befragt werben follen, in emen 
lusſchuß brachte, der ſelbſt dazu beftimmt war, Nachrichten enzufammeln.” 
Dictionnaire de l’&conomie politigue. ©. 705.) Man muß zugeben, daß 
orace Say bier Recht bat: wenn aber damals .in Frankreich ein richtiger Ges 
ante übertrieben war, fo tft dies noch kein Grund, ihn nunmehr für immer 
a verbammen. Nicht würde ih bie BZulaffung von Arbeiten zum Geſetz ge 
tacht wiflen wollen, aber e8 ſcheint mir nothwendig, die Möglichkeit offen zu 
fen. Dieſe ift indeß nicht vorhanden, wenn fo hohe Behörben wie ber 
onseil. d’Etat, der conseil supedrieur de l’agrieulture u. f. w. zut Bomahme 
er Enqueten beftummt find. 

Das ſchriftliche Verfahren fpielt ferner in Frankreich eine zu große Rolle. 
is iſt zweifellos, daß baffelbe einem richtigen Gedanken entiprungen. Man . 
nn fi von gewiſſen Zuſtänden nicht anders ein Bild „machen, als indem 
nan fie in Zahlen feſthält. Bei Enquöten über Schutzölle, Eifenbabntarife, 
ind tabellerifche Zuſammenſtellungen über Aus- und Einfuhr, über die Pro- 
uction u. dergl. nothwendig. Auch wird Niemand den Nutzen leugnen wollen, 
en ein Vergleich der einheimiſchen Verhältniſſe mit ausländiſchen bietet. Wer 
ollte aber ſolche Zuſammenſtellungen beſſer anfertigen können als die Behoörden, 
ie ſtatiſtiſchen Biͤreau's. Was Dagegen vom iſt, zeigt ſich in dem Ein⸗ 
olen der Gutachten von den Präfecten, von allen möglichen Vereinen, den 
Jandelsfammern und einer Reihe von Behörden. Dean follte ſchriftliche Er⸗ 
äuterungen einzelner Perfonen, ganz zurückweiſen und durch bie ber verſchie⸗ 
enen Körperſchaften fih in der gehörigen Ausdehnung des contradictorifchen 
herfahrens nicht beeinfluffen Lafien. 

Was nun Das mimblihe Berbör felbft anlangt, jo wirft Horace Say 
in, daß die zur Vernehmung gelangenden Perſonen mit einer gewiſſen Abſicht 
usgewählt werden (a. a. DO. ©. 703). ch geftehe, hierüber fein Urtheil zu 
aben. In den Enquöten, welche ich‘ genauer femme, ift mir weber un ber 
Vahl der Zeugen, noch in deren Auslagen entgegengetreten, daß eine vorgefaßte 
Meinung fie zuſammenrief. Auch der Umftand, daß Alle, welche verbört zu 
ein wünſchen, vorgeforbert werben, fpricht gegen die Auffaflung von Horace Say, 
ils ob man Comödie ſpiele. 

Beſtimmten Tadel verdient die Langſamkeit der Veröffentlichung des einge⸗ 
ammmelten Materiales. Nichts Könnte erwünſchter ſein, ald während der Enquete 
elbit die gemachten Auslagen zu drucken und fogleich ins Publicum dringen zu laffen. 
Nicht nur, daß dadurch ein regered Interefie der Bevölferung an der ganzen 
Angelegenheit erzielt werden und Mander fih zur Enquäte einftellen würde, 
vn ſonſt die Vornahme verfelben überhaupt gamz entgangen wäre, liegt der Vor⸗ 
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theil auch darin, daß bie Bectüre fleımerer Faſcikel von Jedem ſpielend über: 
Km m wird, während vor mehren Quartbänden reichlihen Umfanges Bick 


urücmeishen. 

Üingetbeilte Lob fcheint mir die Anorbnumg der beiven Enquöten zu ver 
dienen, bexen Ausichüfie durch Bereiſen der betreffenden Gegenden ihre Au: 
gabe zu erfüllen verſuchten. Es ift dies ein Pımft, auf ven m. E. Alles an- 
tommt, der aber auch in England wicht ſtark genug betont wird. Die für ber 
einzelnen Moment entfenbeten Local-Eommifjionen, „eine Art Subcommilfionen, 
beren ſich die Unterſuchungscommiſſion bedient, um ſich gleichſam räumlich ʒt 
erweitern”, find dort eben nicht mu —J in Anwendung G. Cohn in Hilde 
brand's Jahrbüchern XXV, ©. 

Was aber dort — — enthält meiner Anſicht nach Die Game: 
garantie für eine gute Auöfälhrung de ber Enguöte. Jedermann, ben fein Ber 
für gewöhnlid im Büreau oder Stadirzimmer. feijelt, wird füh mit dat 
der lebhaften friſchen Empfindungen erinnern, bie er von noch jo kurzen Ex: 
bienveifen mitgebracht bat. Wer je Tabritgegenden mit ber Abficht befuchn. 
fih über die Verhältniſſe der Arbeiter zu unterrichten, wird den wohlthuende 
Eindrud empfunden haben, den der ungezwungene Verlehr mit Denen, ver 
welcher man Aufklärung Fra hinterläßt. An der Stätte, bie gleichiem 
ein lebendes Beiſpiel iſt für Alles, was ber Zeuge Tagt, fueß die Rede 
ſchneller, wird der Gedankenſtrom nicht verwirrt durch das beengende Gernt! 


vor der zahlreichen Commiſfion, wie vor Gericht zu ſtehen. Ber Enguim 


über gewiſſe Gegenflände, 3. B. über bie Wirkung von Wuchergeſetzen, ven 
Schutzzöllen, wird es nicht 0 jehr darauf ankommen, beſtimmte Örgenden au 
zuſuchen; in ſolchen Fällen wird man die Erhebung jehr gut an einem WMürd- 
punkte veranftalten können. Für die Weftftellungen bei einer großen Zahl ver 
Fragen aber wird e8 ſich ummer mehr empfehlen, au Ort und Stelle Ertumbigungs 
einzuziehen. Nur dann wird man wahrheitägetvee, friſche Schildermx 
erhalten,. wird man em Material erlangen, durch fee Unmittelbart 
Eindrud macht. Wie abgeſchwächt erfcheinen — in Fa Beziehung de 


beiden letzten Enquöten bes Deutſchen Reiches! Dieſelben find freilich an Ir. 


und Stelle erhoben, aber nicht in der uripränglichen Form veröffentlicht. Baı 
man heute den Einfluß der Gefangenen = Arbeit auf die Höhe der Lähne emt- 
teln will, wird man einige Sachverſtändige dahin entjenden müſſen, wo Dirk 
Liebelftand am meiften empfunden wird. Wenn man über das Lehrlingsweſen 2) 
unterrichten, über Die Erfüllung der von der Gewerbe-Orbnung gegebenen Ber: 
Icniften ſich vergewiſſern will, wird man dort bie Erkundigungen einzuziche 
‚ mo daß kleine Handwert noch im Betriebe, ober wo Fabriken beſonder 
leid verbreitet find. Es ift durch eme foldhe Erhebung feitens unparte: 
iſcher Männer die Möglichkeit geboten, jeden eingeſchlichenen Irrthum fofert ; I: 
befeitigen, weil die Augenfälligteit der Erſcheinung am Orte jelbft gegen 
ſchiefe Auffaffung Ipricht. 

Bei jeder Erhebung kommt es im Weſentlichen auf drei Punkte an. War 
muß ein Mal feftitellen, melde Zuſtände durch die beftehende Geſesgebung ede 
——— — ——8 wurden: man muß ein Zuſtands⸗Bild — 

Erfahrung gebracht werden, welche Maßregeln die * 
—— zur Abhülfe für geboten eranhten. Endlich muß man die Folge: 
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rungen berädfüchtigen, welche aus dem gegemwärtigen Zuſtande gezogen, zur 
Beſtätigung oder zur Abwehr der vorgeichlagenen Auskunftsmittel dienen önnen. 
Wie ſoll nım der erfte ‘Punkt erledigt werden, wenn Riemand ba ift, ber 
die Ausjage des Einzelnen controliven kann? Können nicht einzelne Zeugen aus 
verfelben übereinfommen, beſtimmte Dinge zu berichten und andere zu 
verjchweigen? Dies ift unmöglich, wenn der Schauplatz jelbft betreien und durch 
Maneranichläge zum Zeugen-Berbör eingeladen wird. 

Berner aber darf nit minder aufer Acht gelaffen werben, daß Diejenigen, 
welche zunächft bei der Frage interefftrt find, recht zahlreich gehört werden müffen. 
Arbeitgeber wird man allerdings in ben meiften Yllen zu einer Reife in die 
Hauptftabt bewegen können; mie aber mit den Arbeitnehmern? Wen foll man 
die Entſchadigungskoſten zur tragen auferlegen und wenn das Aufſuchen derjenigen 
Arbeiter anvertrauen, die zu verhören am geeignetſten fcheint ? 

Und endlich das Letzte, gleichſam die Correctur aller mündlichen und 
Ihriftlichen Ausſagen: bie Möglichkeit, ein objectives Urtheil über die Sachlage 
zu begründen, — fie kann nur erzielt werben, wenn von einigen nicht direkt 
m der Sache intereſſtrten Männern Alles in Augenfchein genommen wurde. Wer 
es verſucht bat, aus den beutichen Enquöten ſich ein zutreffenbes Bild von 
dem Stande ber Fragen zu entwerfen, wird auf mande Schwierigkeit geftoßen 
ſein, ſofern er: nie Gelegenheit Hatte, mit Babrifanten und Arbeitern vieje 
Dinge felbft zu beſprechen. Hatte er aber nur einige Male Gelegenheit dazu, 
fo wirb ſeine Urtheilskraft nach einer Seite geichärft, die fonft zu ſchulen un⸗ 
möglich iſt — der Berftand wirb auf eine Fülle praktiſchen Details hingewieſen 
die an fi fcheinber unbedeutend, oft die größten Confequenzen birgt. Einigen 
Perjonen muß mithin Gelegenheit gegeben werben, unbelümmert um die ın 
Srage ftehenven Intereffen, eine Controle über die Zeugen = Ausfagen üben zu 
önnen. 

Der geeignetſte Weg, welcher bei einer Erhebung über ſociale Verhältniſſe 
einzuſchlagen wäre, iſt m. E. daher etwa folgender. Die Entſcheidung über 
die Nothwendigkeit und Zuläſſigkeit einer Erhebung ſteht allein dem geſetzgebenden 
Körper ım Staate zu. Bon diefem wird der Ausfhuß ernannt. Die vielleicht 
13 Mitgliever der Commiffion entwerfen in gemeinichaftliher Berathung einen 
Fragebogen oder ein Programm, das in überfichtlicher Weife die Geſichtspunkte 
hervorleuchten läßt, auf welche e8 bei der Löſung anfommt. Dieſes Programm 
wird in den Zeitungen befannt gemacht, insbeſondere in den amtlichen Blättern 
abgedrudt. Es wird ferner an die Handelskammern gefandt, um dieſe zu einem 
ſchriftlichen Gutachten über die Frage aufzufordern. Aus feiner Mitte wählt. 
dann der Ausſchuß ſelbſt drei Glieder, denen die eigentliche Erhebung anvertraut 
wird. Diefe Subcommilfton begiebt fih an alle die Orte, wo der Mißftand 
befonder8 gefühlt worden ift, um bort Zeugen zu vernehmen. Der Ausihuß 
arbeitet für fie eine Neiferoute aus und beftunmt die Pläge, an denen Verhöre 
ftattfinden follen. Der Reifeplan wird gleichfall8 in den öffentlichen Blättern 
befannt gegeben mit genauer Nachricht über die Zeit, wann bie Subcommiſſion 
zu erwarten ſei. Bugleih wird in ben LTocalblättern der Orte, mo Verhöre 
wünfchenswerth erfcheinen, die Räumlichkeit bezeichnet, in der dieſelben ftatt- 
haben werden. Auch muß eine öffentliche Einladung an Alle, Ausſagen machen 
zu wollen, erfolgen. Diefe Perfonen müſſen fih bis zu einem beftimmten 
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Termine bei der Ortsbehörde angemeldet haben. Bei wicht genügender Ber 
theiligung erläßt die legtere an einige geeignete Mänmer eine directe Aufforerm 
zum Berhör. Die Bernehmung der Zeugen findet öffentlich ftatt. ——— | 
welche die Subeommiffion begleiten, jchreiben die Ausfagen wörtlich nieder 
Die Protocolle werben, nachdem bie Zeugen ihre Mittbeilungen bunt: 
gefehen, in bie Hauptſtadt geicidt, mo ihre ———— erfolgt, währen 
bie Enquote noch weiter fortgeletst wird. Je nach Bezirken oder einzelne 
Orten werden bie Hefte zu —— biligen Preiſe verkauft. Während de 
Dauer ber mündlichen Erhebung muſſen die Gutachten der Handelslammen 
eingelaufen fein, vie ebenfalls lei nach ihrem Eintreffen gebrudt und ve 
öffentlicht werben. Aus bdiefen und den mimdlichen Ausſagen, die jebes Ri: 
glied des Ausfchuffes nunmehr dt vor ſich Bat, bereitet die Sommim 
nach der Rücktehr der drei Abgeſandten den Gefegentwiurf vor, deſſen Metz 
„ein eingehender, umfafjender Bericht über bie gehörten Meinungen bildet. Jur 
Schluß wird no ein Mal cine Sammlung aller bereit veröffentlichten Rt: 
theilungen, die fortlaufend numerirt geweſen ſein müflen, veranftaltet. 
So ftellen ſich in meiner Anfchauung die Grundzüge ber neuen 
weile dar. Es verfteht ſich von jelbft, —* im Einzelnen Verbeſſerung 
ſelben ſehr gut denkbar find. Statt einer Subcommilfion konnten 
zwei reiſen, wenn die Angelegenheit dringlich iſt. Der Einheitlichkeit des Ler 
fahrens würde dies kaum Eintrag thun. Das Weſentliche, worauf ed m 
ankommt, iſt, daß zu ben beiden Orundgebanfen ber engliſchen Erhebungkwen. 
der Mündlichteit und der Deffentlichkeit, der dritte tritt — die Einziehung X 
Erfimdigungen an Ort ımb Stelle. 











Ueber die Unterſuchung bon Gewerbeitreitigfeiten und 
die dem Zeugniß der Arbeitgeber und Arbeiter zu- 
fommende Glaubwürdigfeit.') 


Aus dem Engliihen des Sohn Malcolm Ludlom, 
Barrister-at-law and Chief Registrar of Friendly Societies. 








Sp hartnädig auh von Vielen behauptet wird, daß alle das Wrbeits- 
verhältniß betreffenden Fragen nur die Arbeitgeber und ihre Arbeiter angehen, das 
Gefühl, daß diefe Fragen für die übrigen Gejellfchaftöclafien gleichfalls von In⸗ 
terefje find, ift fihtbar im Zunehmen, und fein großer Arbeitsſtillſtand, gleichviel 
ob durch Arbeitdeinftellung oder Ausiperrung hervorgerufen, kann mehr eintreten, 
ohne in den Zeitungen beiprochen zu werden, ja: ohne nad einiger Zeit felbft 
in die Salons fih den Weg zu bahnen und in den dafelbft gepflogenen Ge— 
ſprächen Erörterung zu finden. Auch ift dies nicht zu vermundern. Wenn 
Jemandem die beftellten Stiefel nicht geliefert werben, weil bie Schuhmacher- 
gefellen die Arbeit niedergelegt haben, oder wenn eines Anderen Hausbau nicht 
beenbigt werben kann, weil der Baumeifter ein Zahlungsſyſtem eingeführt bat, 
welches den Mamern und Studaturern nicht zufagt, jo wäre wiberfinnig, zu 
behaupten, daß die Arbeitsbedingungen die Beiden nicht? angehen. Wird nicht 
jever nach dem erften Murren über den empfundenen Uebelſtand aus natürlichen 
Triebe nad den Gründen der Arbeitöftörung fragen? Und wenn er nicht zu 
den Geifteöfindem gehört, welche fi mit dem erften beften Grunde begnügen, 
mur weil es überhaupt ein Grund iſt, fo wird er ſich von felbft angelegen fein 
laſſen, der Nichtigkeit der angegebenen Gründe nachzuforſchen. 

Freilich wird ihn hier bald ein Meer von Schwierigkeiten ınngeben. Und 
gar oft wird er Gelegenheit haben, follte er nicht etma von vornberem einen 
ganz parteiiſchen Standpunkt einnehmen, ſich der Worte zu erinnern, melde Sir John 
Malcolm dem wilden Bheel erwiederte, als diefer nach einfeitiger Schilderung 
des erlittenen Unrecht Gerechtigfeit verlangte: „Gott, der Allmäcdtige, gab mir 
zwei Ohren, um Eure Erzählung mit dem einen zu hören, mit dem anderen 
aber die Eures Gegners.” Nichts kann verſchiedener fein als die Berichte der 
Ürbeitgeber und die ber Arbeiter, und zwar nicht mır, wenn es fich um concrete 
Gewerbsitreitigfeiten bamdelt — denn darauf würde man gefaßt fein, wie auf 
widerfprechende Zeugenausſagen in einem Procefle wegen in-Grund-Fahrens oder 


2) Die Ueberſetzung dieſes 1862 gehaltenen Bortrags (f. bie Note S. 60) wurbe 
auf Anrathen und durch Bermittlung von Prof. 2. Brentano in den Gutachtenband auf- 
genommen, weil derfelbe auch für heutige Berhältnifie die wichtigſten Wingerzeige für 

a8 Verhalten ber eine Enquête leitenden Perſonen enthält. Die Redaction. 
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in einer auf körperliche Mißhandlung gegründeten Eheſcheidungsklage — ſonder: 
bezüglich genereller Thatjachen, von denen nur ein geringer Theil für die ger 
vorliegende Streitfrage von Bedeutung ift, wie die Durchſchnitts⸗Arbeitszeit, der 
durchſchnittliche Lohn, die durchſchnittliche Verbingungszeit, die geforderte Durd 
ſchnittsanſtrengung u. |. w. Zweifellos werben in -vielen Fällen vie Angabe 
der einen oder anderen Partei dem Radfragenden durch den perlönlichen Charite: 
des Zeugen, ſoweit derſelbe dem Forſcher bekannt ift, beglaubigt und mit Re: 
jo. Allein fehr oft wird gerade Diefe Erprobung unanwendbar oder um: 
läſſig fen. Viele der und vorliegenden Zeugnifſe find oft ſchriftliche und väter 
von Perfonen ber, die und mibelannt find. Noch bäufiger aber wird = 
der nöthigen Kenntniß von dem Charakter des Berichtenden fehlen, um aud =’ 
mit annähernder Sicherheit feine Glaubwürdigkeit beurtheilen zu fünnen, c 
je weiter wir unfere Forſchungen auspehnen, deſto mehr werden wir und ile: 
zeugen, daß auch bei der größtmöglichen Aufrictigfeit und der wohlmenair- 
Ausfage die Glaubwurdigkeit ihre Grenzen bat in der Stellung des Ju: 
und ın den Berbältnifien. Deswegen iſt e8 fir uns wichtig feſtzuſtellen, m: 
durch, ganz abgeſehen von dem perlönlichen Charakter des Zeugen, die Club 
witrdigleit der Berichte beider Parteien bebingt wird. 

I. Das Zeugniß des Arbeitgebers. — Unter gewöhnliden ve 
amiffen wird und vor Allem das Zeugniß des Arbeitgebers zugängld ca 

, und nicht der Arbeiter, ift diejenige Partei, mit welcher wir natıngamf : 

Berührung ftehen. Auch wenn unſer Nachforfchen nicht durch einen perie 
empfundenen Mebelftand veranlaßt wurbe, bezüglich befien wir feldftreden x 
dem einzelnen Fabricanten, mit dem wir es gerade zu thun Haben, Auflürz 
verlangen, immerhin bewegt fich der Arbeitgeber doch mehr oder wege : 
denfelben Kreiſen, wie wir felbit; jedenfalls iſt er in feinem Comtoi zu her 
feine Adreſſe fteht ficherlich im Adreßbuch. Und felbft wenn er uns mit ſicht 
Zurüdbaltung und mit Urgwohn begegnen follte, weil wir ihn ohne gt 
Empfehlungen aufgefucht haben, fo wird es doch meiſtens nicht ſchwer fe % 
"betreffenden Fall in der Zeitung oder in ber periobifchen Preffe zu finden. 3= 
ift es leicht den Verlehr, wenn ex einmal mündlich eröffnet ift, chrifut fr- 
zufegen. So ift die Streitfrage, wie fie der Arbeitgeber auffaßt, um 
nicht nur zuerft befannt, ſondern fie läßt ſich auch am leichteften flubrn. L 

Ferner beanſprucht das Zeugniß des Arbeitgeberd eine prima facie Fu 
würdigkeit. Er ift meift ein gebilveter Mann, wenigftend bewegt er ni = 
vefpectabler Gefellichaft, oft ift ex einflußreih, mandmal bedeutend. & 8 
wirklich oder ſcheinbar Namen, Auf und Stellung zu verlieren. Gerät 
nennt er ſich einen Gentleman, wahrſcheinlich vermag er fi als folder u 
nehmen, ſehr oft, Gott fei Dank, iſt er wirklich einer. er Ems M 
feiner Ehre, fo verbürgt der Roc, melden er trägt, dieſelbe hinreichend, um # 
verhindern, Yr befonderen Grund feine Worte in Frage zu flellen. 

Gerade feine Stellung als Arbeitgeber giebt ihm aber in vielen Bezichmp® 
auch eine wirkliche Glaubwürdigkeit. Sein Geſichtspunkt, verglichen mr 
des Arbeiters, ift zugleich ein höherer und mehr centraler. (Er überficht 3) 
Ganze der inneren Deconomie, während dieſer nur einen Theil überfieht, m! 
er ift daher in ber, Rage das richtige Verhältniß der einzelnen Theile zu em 
zu beurtheilen, ebenfo wie die noihwendige Unterorbnung des Einzelne 17 
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das Ganze. Nah außen Hin ift er in fländiger Verbindung mit den beiden 
Welten: Confumtion und Production; er fühlt die Einwirkungen beider und 
ordnet darnach die Dekonomie feines Geſchäfts. Die Verantwortlichkeit einer 
ſolchen Stellung bringt als Regel den Beſitz größerer Energie und größerer 
Fähigkeit mit fi als fie unter der Menge der Arbeiter gefunden werben, ober 
fie entwidelt wenigftend al die Eigenſchaften auf's höchſte, durch welche jene 
beiden am beften erjett werben. Wenn endlich, wie e8 oft der Fall ift, 
der Arbeitgeber jelbft aus den Reihen der Arbeiter hervorgegangen ift, fo garan« 
tirt feine gegenwärtige Stellung im Allgemeinen hinreichend das Borhandenfein 
folder Energie und Fähigkeit und fügt zu den anderen Gründen fir die Slaub- 
würdigkeit des Arbeitgeber8 den unichägbarften Hinzu: bie frühere Erfahrung 
gerade in der Stellung, zu welcher feine eigene jetzt im Gegenſatz ftebt. 

Es ift daher ohne Zweifel zu allen Zeiten und in allen Fällen dem 
Zeugniß des Arbeitgeberd große® Gewicht beizulegen, und wenn man mit 
Sicherheit darauf rechnen könnte, daß es erichöpfend und völlig aufrichtig wäre 
und fich nur auf Dinge erftredte, die der Arbeitgeber aus eigner Anſchauung 
fennt, fo müßten die Angaben des Arbeitgebers allein genügen, um alle that- 
ſächlichen Berbältniffe authentiſch feftzuftellen. 

Leider ıft aber meines Erachtens das Zeugniß des Arbeitgebers ſehr felten 
erſchöpfend und, werm aufrictig, fo iſt e8 dies gerade da am meiften, wo er 
erichöpfende Angaben offen verweigert. Meiner Erfahrung nach wird der Arbeit- 
geber, abgejeben von Fällen ganz befonderer Imtimität, niemals alle Tagen; 
oder wenn er es tbut, jo thut er es unter dem Siegel der Verſchwiegenheit, To daß 
er es uns unmöglich macht, der Genauigkeit feiner Angaben weiter nachzuforſchen, 
ober, wenn e8 ihm gelungen und von ihrer Nichtigkeit zu überzeugen, dieſe Ueber- 
zeugung auch anderen beizubringen. Aber es ift überrafchend, wie oft felbft im 
Valle intimfter gegenfeitiger Beziehungen, der Arbeitgeber Auskunft verweigert. 

Die freimüthtaften unter den Arbeitgebern räumen dies offen ein. „Ihnen 
fagen, was ih für Lohn zahle, niemals!" Diele Worte babe ih aus dem 
Munde eines hervorragenden Fabrikanten gehört, eines jegigen Parlamentömit- 
gliedes, eined eifrigen Vorkämpfers für Schulbilbung, aber heftigen Gegners 
der © eine. Und zwar meinte er damit weniger die thatfächliche Höhe 
der augenblidlihen Lohnfäre, als vielmehr das Princip, nad weldem ex bie. 
Tohnfäge feſtſtellt. Auch läßt fich nicht leugnen, daß diefe Weigerung ganz 
natürlich iſt. Faſt alle Streitigkeiten zwilchen dem Arbeitgeber und feinen 
Arbeitern, und zwar nicht mur, wenn e8 fi um ben Lohnſatz oder die Arbeitö- 
zeit, ſondern auch, wenn es ſich um irgend welche ganz untergeorbnete Arbeits- 
bebingungen handelt, fpigen fi für Den Wrbeitgeber zu einer Gewinnfrage zu. 
Der Gewinn aber, von weldhem der Arbeitgeber lebt, bat drei verſchiedene 
Teinde, welche unaufhörlich gegen ihn ankämpfen und ein Stüd deſſelben fir 
fih zu erbafchen fuchen. Der Urbeiter ift immer beftrebt die Annehmlichkeiten 
feines Lebens auf dieſes Gewinnes Koften zu vermehren. ‘Der Confument 
nabbert wenigftend fortwährend daran; und mitunter, wenn er die Macht bat, 
reißt er davon ganze Biſſen. Die concurrivenden Arbeitgeber endlich trachten 
unaufhörlich, indem fie feine Kundſchaft am fich zu reißen verfuchen, ihn zu ° 
vernichten. Wie kann e8 da überrafchen, wenn der Arbeitgeber feinen Gewinn 
zu verheimlichen fucht und die Elemente, aus denen er ſich zuſammenſetzt, ſowie 

Schriften XI. — Engqusten. 4 
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die Mittel, durch die er erworben wird, den Augen des neugierigen Forjaen 
birgt? Wie kann er wifien, ob ihm nicht, während er fi im Gelpräk m: 
“ einem Feinde befindet, ein anderer feinen Schatz wegfichnappt? Der, wei 
vom Gewinn lebt, das kann man wohl fagen, befinvet fih, mas das Germ 
machen anlangt, in natürlichen Sriegäzuftande mit feinen Mitmenſchen 
fteht gegen fie und fie gegen ihn. Aber unter feinen verfchiedenen Feinde: 
ibm keiner fo gefährlich, al8 fein Bruder Concurrent. Man könnte ſich, ir 
der Rangftol; ganz außer Frage, wohl einen Arbeitgeber denken, welder m 
feinen Arbeitern die Gründe auseinanderfegte, warum er bie Lohnfäge gem‘ 
und nicht ander berechne, denn er’ weiß, daß fie aus biefer Kenntuiß nur = 
zu einem gewiſſen Grabe Bortheil ziehen können, da fie ja feine natürlihenk 
bündeten gegen den Confumenten find und auch. gegen den Concurrenten, we 
biefer darauf ausgeht die Preife berabzubräüden. Mit noch mehr Wahrihenl: 
feit ließe fich eine derartige Offenheit des Arbeitgeber& dem wirklichen oder ız 
lichen Confumenten gegenüber vorausfegen, ſofern er nicht von einem emiz 
Confumenten unmittelbar abhängt. Die große Furcht des Arbeitgebers ct: 
ift die vor feinem Bruder Concurrenten, — vor den Manne, welder in ı= 
der nämlichen Lage, wie er jelbft, fich befindet — welcher aus jedem But, = 
jedem unvorfichtigen Geſtändniß fofort Vortheil ziehen kann — welder sic 
Kopf an Kopf mit ihm einen Wettlauf Hält auf Tod und Lehen. Wird ich 
einmal ausnahmsweiſe erichöpfende Auskunft ertbeilt und Berfchwiegenkt: w 
langt, To befteht der Grund dieſes Verlangens ausnahmslos in der Jurdı, C 
möchten benachbarte Arbeitgeber Das Mitgetheilte erfahren. 

Völlig erfchöpfende und völlig aufrichtige Angaben darf man alſo der *- 
nad in den Darftellungen der Arbeitgeber nicht juhen. Wie ſehr fie aud m: 
beftrebt fein mögen aufrichtig zu fein, immer werben fle ihr Augenmat uf? 
Gewinn richten müflen. Bis zu einem gewifjen Punkte werben fie offen = 
dann aber wird man ein sanctum finden, in welches fie Niemanden ein” 
ja, in welches faum Jemand Einlaß begehren wird. Eines Engländer 7 
ift feine Burg, das haben wir in der Kindheit gelernt. Sein Gewinn m. 
Einkommen find e8 nicht weniger, das Iehrt und das reifere Alter, Ech 
ein Anftandögefühl, welches und faft immer verbieten wird die Schwck Hin 
beiden Räume ungebeten zu überfchreiten. 

Da nun, wie ich ſchon oben betonte, faft alle Streitigkeiten zwiſchen Ir 
geber und Arbeiter fi fir dem erfteren zu einer Gewinnfrage zufpigen at ı 
im Wllgemeinen gründliche Yuseinanderfegungen bezüglich des Gemimmuri: 
verweigert, fo folgt meines Erachtens daraus mit Nothiwendigfeit, daß TE 
Zeugniß des Arbeitgebers binfichtlich folder Streitigkeiten für einen verflinz 
Menſchen niemals endgültig maßgebend fein kann, daß es vielmehr immer c 
Ergänzung von außen her bevarf. 

Als erſte Norm für dergleihen Unterfuchungen ift daher nah we 
Meinung aufzuftellen, daß die Vermuthung babingeht, daß das Zeug * 
Arbeitgeber8 in allen Sachen, über welche er aus eigener Anſchauung Karr' 
bat, nur ein unvollftändiges iſt. 

Bisher habe ich fletS angenommen, daß das Zeugniß des Urbeitgebet " 
al feiner Unvollftändigkeit doch, fo weit es reicht, abjolut correct und malt“ 
fei. Jetzt aber werben wir auch fur dieſe Correctheit die Grenzen aufzufinden b:* 
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Die Stellung des Arbeitgebers bat, wie ſchon hervorgehoben, den Vorzug, 
eine mehr centrale zu fein. Aber als central ift fie, und dies gereicht ihr 
wieder zum Nachtbeil, an einen beftimmten Mittelpunkt elt und immer tft 
ber Kreis, innerhalb deſſen fich die Erfahrung des Arbeitgebers bewegt, beichräntt. 
Jedes große Etabliffement entwidelt fih langfam, bat es fich aber einmal ent- 
wictelt, fo berubt jein Stolz in ſeiner Stabilität. Einem Arbeitgeber gereicht 
es felten zur Ehre von einem Diftriet in den anderen, aus einem Etabliſſement 
in ein anderes übergegangen zu fein, es jet denn, daß dies geicheben als er 
ſelbſt Arbeiter war. Seine Erfahrung erftredt fi Daher nicht einmal auf den 
ganzen Betrieb feines eigenen Plates, Anden mir auf’fein eigenes Unternehmen, 
und zwar abjorbirt dieſes als Regel feine Aufmerkfamleit in um fo höherem 
Maße, je größer und beveutungsvoller es ift. 

Trotzdem ſpricht der Arbeitgeber beftändig mit der größten Sicherheit über 
die Arbeitöverbältnifie feines Diſtricts, ja feines ganzen Gewerbes. Er fchreibt 
darüber in den Zeitungen bald mit, bald ohne Namen, er veröffentlicht Bro- 
ſchüren und compilirt ftatiftiiche Tabellen, die dann ald Daten von unanfecht- 
barer Wahrheit aufgenommen und angeführt werben. Ermwägt man aber, zu 
welchen Quellen er, von feinem eigenen Fabrikbetrieb abgejehen, Zutritt hatte, 
fo ergiebt ſich leicht, daß dieſe äußerft ungenügend fein mußten. Denn, wie 
ſchon betont, die beftigften Feinde des Fabrikanten find ferne Concurrenten, und 
daſſelbe Schielichfeitögefühl, welches den Fremden abhält gewiſſe Tragen an 
den Babrifanten zu thun, aus Furcht, in die gebeiligten Sphären des Gemwinn- 
machens einzubringen, daſſelbe Gefühl findet ſich noch weit auögeprägter im 
Verkehr der Fabrikanten untereinander. In allen Fabrifen, deren erfolgreicher 
Betrieb von der Vollkommenheit der Mafchinen abhängt oder von befonberen 
Sabrifationsprocefien, giebt es Abtheilungen, zu denen nur wenig Fremde Zutritt 
erhalten, gelchweige denn andere Fabrikanten. So ging ich einmal vor einer 
geraumen Reihe von Jahren in Begleitung zweier Damen durch eine der größten 
Fabriken Manchefterd. Durch Smpfehlungen einer hochſtehenden Perfönlichkeit 
waren wir eingeführt. Doch plöglich an einem beftunmten Punkte wurde unferem 
Weitergeben Einhalt geboten, bis man fich über meinen Beruf Gewißheit ver- 
Ihafit Hatte. Indeß galt bie Thatſache, daß ich Yurift war, offenbar als hin⸗ 
veichender Beweis von Unfähigkeit, um fofort allen Argwohn zu entwaffnen. 
Eine der beiden Damen, welche ich damals begleitete, war die Tochter eines 
ehemaligen, in einem anderen Diſtrict angefefienen Fabrikanten. Sie batte nie 
eine andere Fabrik als die ihres Vaters gejehen und erzählte, um jenes Miß- 
trauen zu erflären, mit der größten Naivität und offenbar ohne die geringfte 
Ahnung von der moraliſchen Beveutung der Sache, daß ihr Vater in feiner 
Fabrik einen Aufieher gehabt babe, ber weder habe leſen noch fchreiben können 
und der fich feiner äuferen Erſcheinung nad in nichts von einem gewöhnlichen 
Arbeiter unterfchteden habe, deſſen Auge aber fo ſcharf und befien Maſchinen⸗ 
tenntniß fo groß geweſen fe, daß er im Stande geweſen beim Durchgehen durch 
irgend eine Fabrik jede Bervolllomnmung des Verfahrens und das ihr zu Grunde 
liegende Princip fofort zu entdecken und e8 dann in der Fabrik, in welcher er 
angeftellt war, nach feiner Rückkehr anzuwenden. Nun ift unzweifelhaft, daß 
dieſe „Geheim⸗Kammern“ in ver Fabrik des Arbeitgebers die wahren Werkftätten 
ſeines Gewinned find, und daß, wo die Kenntniß derjelben vorenthalten wird, — 
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was offengeſtanden unter ben gegenwärtigen Verhältnifſen beſonders gegenüber 

dem Bruder Concurrenten ſehr oft der Fall fein muß, — alle allgemeue 
Date, welche von legterem mitgetheilt werben, unzuverläffig ſein müfjen, weil 
fie ja, um vollftändig zu fein, die Kenntniß jener Gehermniffe in fic [ließen — 

Thatſächlich kennt der Fabrikant außer feiner eigenen Fabrik ſelten 
ale die Fabriken einiger anderer Fabrikanten, mit denen er in —— 
freundſchaftlichen Beziehungen ſteht, und ſogar deren Wirthſchaft wird er fer 
völlig durchſchauen, denn gerade die Intimttät wird ihn gewöhnlich abhalten, = 
irgend welche Kenntniß auf anderem Wege zu verichaffen als durch Diele be 
freundeten Fabrikanten ſelbſt. Eine Ausnahme machen nur die Fabrikame. 
welche das Bertrauen ihrer Arbeiter gewonnen und durch biefe von den Arbeis- 
verhältnifien in anderen Fabriken eine Kenntniß erhalten Haben, die fie m 
niemals durch eigene Bemühungen hätten verichaffen innen. Da es aber cm 
—— der menſchlichen Natur hr ‚ die eigenen Erfahrungen zu ver: 
allgemeinen — ein Beftreben, das fi ſchon hinreichend in der Ucherofdun: | 
über etwad uns Ungewohntes manifeftitt, ba bie Thatſache der eberrafden: 
die nes Ce in ſich ſchließt, als fei dad, an was wir gewöhnt find, allgemez | 

Geſetz — fo Tiegt nichts Wunderbare darin, daß die Darflellunge 
—* —— und optima fide von ben Sabrifanten ausgeben, im ix: 
That nur die in ihren eigenen EtabliffementS gemachten Erfahrungen verkörper-. 
zuſammen mit Ice oe beſchränkter und aus zweiter Hand gejhöpfter SKemtız 
einiger anderer Fabriken 

Wir müflen daher als zweite Norm für die Forſchung feſthalten, daß * 
Zeugniß des Arbeitgebers, jo weit es eben reicht, prima facie als 
—5 feiner eigenen Fabrit und einer ſehr beichränften Anzahl anderer —* 
angenommen werden darf. 

Allen, wird vielleicht Jemand einwenden, wenn auch bie Erfahrung x 
Arbeitgeber nur eine beichräntte iſt, fo folgt daraus noch nit, daß fie mr 
reichend fei. Ein Badftein Tann ſehr gut eine ‘Probe fein fir eine ganze Mrz 
von Backſteinen, eine Fabrik kann eine ausreichende Vorftellung geben von x 
großen Maſſe der Tabriten befjelben Gewerbes. Trotzdem bleibt es mazf 
Erachtens doch jehr gewagt auf das Zeugniß eined einzigen Yabrikanter al 
gemeine Säge zu gründen. Niemand, der bie Unterfuhumg einer Striker 
hoifegen Arbeitgebern und Arbeitern unternommen und ber nicht die Erfahreez 
gemacht hätte, daß Die Arbeitgeber von dem Augenblide an, wo fie ſich überaus; 
haben, daß die Unterfudung eine wirklich unabhängige und unpartetifche Tec 
fol, eine mißtrauiſche und argwöhniſche Haltung annehmen und ihr zunck 
dadurch entgegen zu treten fuchen, daß fie jede Auskunft abfolut — 
Wo Auskunft erlangt wird, wird fie beinahe ausnahmelos von den A 
der Fabrikantenclaſſe erlingt, welche am wenigften zu verbeimlichen Baben und 
zu hochgeſinnt find, um irgend Etwas verheimlichen zu wollen. Die perfänlice 
Erfahrung dieſer Männer, welche fie in der That zumeilen mit edlem reinmts 
offen ausſprechen, wird das Berhalten bes Arbeitgebers ſtets in bem mẽglichn 
günftigen Lichte zeigen. Denn fo weit aud ihre perfönlihe Erfahrung duro 
Verkehr mit anderen Angehörigen ihrer Klaffe erweitert fein mag, immer wirt 
fie doh auf ähnliche Sphären der Beobachtung beithränft ſein. Gleih und 
gleich gefellt fi gern. ‘Der wohlmeinende Fabrikherr ift naturgemäß nur mi: 
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dem gleichgefinuten befreundet. Unehrliche und tyrannifche Kniffe auf Seiten 
anderer Fabrikanten verfteden ſich vor feinem Blick; er ift im Allgemeinen der 
legte die Exiftenz von dergleichen zu argmöhnen, wenn fie ſich ihm nicht geradezu 
aufbrängt. Daher die Tapferkeit, mit der er als Vorkämpfer feiner Genofien 
in ©ewerbeftreitigleiten auftritt, die Entichloffenheit, mit der er im Kampfe vor- 
angeht, jeine Erbitterung gegen die Arbeiter, werm dieſe Widerſtand Ieiften, 
feine oft heftigen und ungerechten Unflagen gegen viefelben: denn feine Unkennt⸗ 
niß der Dinge, welche gegen feine Genofien fprechen, wirb nur von feiner Un- 
fähigkeit, auch nur an die Möglichkeit folder Verhältnifie zu glauben, erreicht, 
bis ihm die Wirflichkeit ihrer Eriftenz jo dargethan wird, daß jeder Zweifel 
unmöglich if. Die weniger ehrenhaften Mitglieder der Fabrikantenflafje anderer- 
ſeits find erfreut, wenn er fi eifrig in den —* ſtürzt, ſtellen ihn voran als 
ihren Vorkämpfer, paradiren mit feinem Charakter und feiner Autorität und 
ettiren die von ihm angegebenen Thatſachen und Zahlen als unmwiberlegbar — 
was fie ohne Zweifel in Bezug auf ihn aud find, mit Bezug auf fie felbft 
aber gerade das Gegentheil. So entfinne ih mid z. B. eines offenen, von 
mehreren Yabrifanten unterzeichneten Briefes, deflen thatſächlicher Inhalt, auf 
pen Erften der Unterzeichner bezogen, ganz genau und richtig war, einfach falſch 
vagegen in Bezug auf die anderen. Hter hatte ber ehrliche Yabrifant ben 
weniger ferupulöfen Brüdern einfach als Maske gedient 
ALS dritte Norm muß und daher gelten, daß bie —e— dafiir ſpricht, 
daß das Zeugniß des Arbeitgebers, ſo genau es auch innerhalb der Grenzen 
ſeiner eigenen Erfahrung fein mag, immer nur über die Praxis ber aufrichtigſten 
und wohlmeinendften Angehörigen diefer Klaſſe Auskunft ertbeilt. 
Iſt denn aber das Zeugniß des Arbeitgeberd über das, was er außlagt, 
endgültig maßgebend, ſelbſt innerhalb der Grenzen feiner eigenen Erfahrung? 
In einzelnen Fällen fiherlich: wen nämlih die Fabrik nur den Umfang 
Hat, daß fie vollſtändig unter des Fabrifheren perfünlicher Auffiht ftehen kann 
und dieſer fie wirklich fortwährend im Auge behält. Ein Element von Un- 
genauigfeit aber tritt mit dem Augenblid auf, wo die Fabrik eine zu große Aus- 
dehnung annimmt, um andauernd und in allen Theilen feiner perſönlichen Auf- 
ficht zu unterliegen, oder wenn dieſe perfänliche Controle wegen Alter oder aus 
anderen Gründen erichlafft oder ganz aufhört. Ich. babe durch perfünliche 
Kenntnißnahme mid vollftändig überzeugt, daß Werfführer, Aufjeher und andere 
mit Bertrauenspoften befleivete Perſonen ſich häufig Dinge erlauben und Arbeits- 
regeln einführen, welche dem fonftigen Geifte der Fabrikleitung durchaus nicht 
entipreden — und daß es ihnen ein leichtes ift, dergleichen ven Fabrikherrn 
entweder zu verbergen oder unter ganz falfchem Fichte darzuſtellen. Die Arbeiter 
ſelbſt aber benugen, auch wo ibmen in ungewöhnlichem Maße Borftellungen zu 
machen geftattet wird, diefe Freiheit nur ſelten. Der Arbeiter weiß, daß, wer 
ſich beflagt, niemald mit freundlichen Augen angejehen wird, und wer bie Klagen 
wiederholt, Leicht als rebellifch vermerkt wird. Er fühlt, daß fein Zeugniß natur⸗ 
gemäß weniger gilt als das feines MWerkführers; er fühlt, daß er von bem 
Werkfüihrer weit mehr abhängig ift als von dem Fabrikherrn ſelbſt und es fin ihn 
weit gefährlicher ft, fich erfteren zum Feinde zu machen als Ietteren. Andere 
Werkführer mögen bie Mißbräuche wohl kennen, aber fie laſſen ſich aus ähnlichen 
Gründen von Denunciationen abhalten. Ein eiferfüchtig aufrecht erhaltenes 
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Hertommen grenzt die verichiedenen Departements gegen einander ab; fie wände 
nicht als Störenfrieve angefehen zu werben, noch weniger als neidiſch ana 
ihre Kameraden; fie wünſchen nicht fi) ende zu machen. Ich bin daher fi 
überzeugt, daß ſſelbſt die energiichften Arbeitgeber nicht alles willen, was r. 
ihren eigenen Fabriken vorgeht und daß Leute von nur bicchichnittlicher Enz 
von fehr vielen Dingen, dte vorgehen, auch nicht bie geringfie Ahnung habe 
aber trotzdem legen jie über die in Frage ftehenden Dinge ein ganz yofitm 
und beftimmtes Zeugniß ab. Bon den Fällen der Unkenntniß von Fabrilace 
in Bezug auf den imneren Betrieb ihrer eigenen Fabriken fer mir ger 
folgende anzuführen: 

Ein Fabrikant, der einmal mit einem Gewerfverein in Streit geleze 
entläßt ſämmtliche Gewerkvereinler aus feinen Werfftätten, mietbet andere Arber 
und beſchließt und befiehlt feinen Werfführern und Auffehern, niemals wir 
Gewerkvereinsmitgliever anzuftellen. Nach Turzer Zeit merkt aber der Be 
führer, daß er ohne Gemwerkvereinler nicht auskommen könne, drückt ein 3 
zu, wenn ſolche wieder eintreten, hütet ſich aber forgfältig dies feinen Prircx 
mitzutbeilen. Letzterer behauptet daher optima fide fort und fort, daß er m 
ein einzige Gewerkoereinsmitglied bei fich beichäftige, ımb daß es ebenſo x 
ohne fie ginge, während doch feine Fabrik die ganze Zeit über voll von ie 
ift und fie in berfelben vielleicht gar einen befonderen , Zweig“ oder eine beſerde 
„Loge“ bilden: — | 

Der Fabrikherr bat oft gar feine Ahnung von dem Arbeitögumm 
welches der MWerfführer von den Arbeitern verlangt, oder welches in Folg r 
Anwendung einer neuen Mafchine oder der Abnugung einer alten notre‘: 
wird: — 

Er bat oft gar feine Ahnung von der Exiſtenz eines Geloftrafeniyir 
welches, von den Werkführern oder Auffehern für die Arbeiter eingeführt, * 
beträchtliche Abzüge von deren Lohn zur Folge hat: — 

Er ift vielleicht ein offener und aufrichtiger Gegner jeglicher Art Zu 
foftems, und doch wird es von jeinen Unterbeamten ofne fein Vorwifſen er! 
ausgeübt. | 
Schlimmer noch ift es, wenn ein Fabrikant, nachdem er alt geworden, de 
Laft der Geichäftsführung zum größten Theil feinen jüngeren Compape 
Söhnen oder anderen Berwandten überläßt. Unter folden Umſtänden ia & 
da fein wohlmeinender Sinn fi nicht geändert hat, damı gar nicht begrizt 
daß fi) auch nur das Geringfte m der Geſchäftsführung feiner Fabrik ein“ 
haben foll, während bie eingeführten Wenberangen Yehr oft vabicale m: 
Spottend über das übel angebrachte Wohlmollen des alten Herm bräde ce: 
ſchrauben vielleicht feine eigenen Söhne und Neffen die Arbeiter mit gewiſſeulein 
Härte. Wenn dann ſchließlich alle freundlichen Beziehungen zwiſchen Arbeixbe 
und Arbeiter andgeftorben find und die Arbeiter der wegen ihres vielleicht far 
zigjährigen Friedens berühmten Fabrik plöglich die Arbeit einftellen, dam tar 
der alte Herr nur die Hände über dem Kopfe zufammenichlagen über bie Ir 
dankbarkeit der Arbeiter und wird, wenn er fih,. wie wahrſcheinlich, an > 
Publicum wendet, Daten von vor zwanzig Jahren anführen, ohne zu obee: 
daß fie für Die Gegenwart jeve Bedeutung verloren haben. 
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Hieraus folgt als vierte Norm, daß das Zeugniß des Arbeitgebers jelbft 
innerhalb der Grenzen feiner Erfahrung, fo aufrictig e8 fein mag, doch nicht 
immer genau if. 

Endlich Haben wir noch die Grenzen für die Wahrhaftigkeit des Zeugniſſes 
des Arbeitgebers zu betrachten. 

Daß das Zeugniß des Arbeitzhera wie unbewußt auch immer, eine Fär⸗ 
bung bat zu Gunſten der eigenen Klaſſe, das iſt gar nicht anders zu erwarten 
Bei ihm jo wenig wie bei den Arbeiten. Mit einigen wenigen Ausnahmen zu 
Gunſten der Klafie der Arbeiter giebt meiner Erfahrung nach feine der beiden 
Klaſſen der anderen etwas nad, was Einfeitigfeit, Voreingenommenbeit und Be- 
Tchränttheit der Anſchauungsweiſe angeht, — ja, felbft wenn die Hite eines fonfreten 
Kampfes verflogen, macht der Stolz des Arbeitgebers auf feine Stellung dieſen im 
Durchſchnitt bartnädiger als ven Arbeiter, unzugänglicer gegen Vernunfigründe, 
unfähiger auf die Geſichtspunkte des Gegners einzugeben und gleichgültiger gegen 
Die Wirklichkeit und das Gewicht der Thatfachen, ſoweit diefe ſich nicht feinen 
Intereſſen anbequemen. Und zu den hoffnungslofeften Exemplaren diefer attung 

gehören gewöhnlich die, welche ſelbſt aus den Reihen der Arbeiter hervorgegangen 
find. Wie der Gdgendiener zum Bilderftürmer wird, jo werden aus den higigften 
und rüdfichtölofeften Gewerkvereinlern die Bigigften und gewiſſenloſeſten Fabrikherren. 
Da fie wohl fühlen, daß fie Gegenftand ver Eiferfucht und des Argwohns für 
die Klafje find, aus der fie entfprofien, To fuchen fie fich mit derjenigen, in 
welche fie übergetreten find, dadurch zu ibentificiren, daß fie deren Intereſſen in 
dem übertriebenften Umfange zu den ihrigen machen. Auf Seiten des Arbeitgebers 
erleihtern, wie wir Ferner bemerken mäfjen, gerade jene Vorzüge, welche höhere 
Bildung und größere geiftige Anlagen gewähren und melde feinem Zeugniß 
prima facie Autorität verleihen, in hohem Maße die mehr oder minder bewußte 
Mitwirtung der Parteilichleit zu Gunften der eigenen Klaſſe. ‘Der Arbeitgeber 
fühlt fich ſehr wahrſcheinlich dem Unterfuchenven im Allgemeinen geiftig ebenbürtig 
und in dem fpeciellen Gegenftande der Unterfuchung jogar überlegen. Er weiß 
genau, was er jagen kann und was er verjchweigen muß, er fühlt, befier als 
wir, wo der Schuh drüdt. Sehr oft fieht er, ohne ſich einer suppressio veri 
ober gar einer suggestio falsi ſchuldig zu machen, den Unterfuchenden auf 
eine Bahn gerathen, welche denfelben zu Echlüffen führt, zu denen er ihn viel- 
teiht nie Hätte bringen fönnen, ohne fich der einen oder der anderen zu bebienen. 
Er braucht ja nichts weiter zu thun, als den Unterfuchenden ruhig feinen Weg 
geben zu Iafien, ber dem erwiinfchten Ziele zuführt. Auch bei den Urbeitern 
babe ich Beiſpiele derſelben Unaufrichtigfeit gefunden, aber meift iſt fie gröber 
und wird leichter entdedt. 

Auch führt der Klaſſenſtolz oft zu einer, wenn auch nicht immer bemußten, 
suppressio veri auf Seiten ber Arbeitgeber. Es ift befanntlih nah Unficht 
unferer Gegner einer unferer Nationalfehler: nie zu willen, wenn wir unterlegen 
find. Dies ift für keine Geſellſchaftéklaſſe fo charakterifiiih als für vie Klaſſe 
ver Arbeitgeber. Nichts ift in der Welt ſchwerer, als einen Fabrikanten dazu 
zu bringen, die Thatfache einer erfolgreichen Arbeitseinftellung in feinem eigenen 
Geſchäftszweig zugugeben — wenn er fie auch vielleicht beziiglich eines anderen 
einräumt. Muß er fie hernach aber doch zugeben, jo bat er eine inftinctive 
Gewandtheit, Zugeſtündniſſe fo zu fallen, daß ſie nicht wie eine Nieverlage 
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auöfehen und formell immer noch Forderungen abzulehnen, welche er vos 
materiell gewährt. 

Aber das ift no nicht Alles. Wo es fih um Streitigfeiten zwiſcher 
Arbeitgeber und Urbeiter handelt, find wir meiner Beobachtung nad immer eber 
geneigt den Arbeitgeber als einen Mann von Ehre zu betrachten als den Arbeiter. 
In unferen gefhäftlichen Beziehungen mit dem: Arbeitgeber werden wir Dageger 
nur zu oft daran erinnert, daß er dies nicht iſt. Der Augenblid eines Gewer! 
ſtreits iſt aber nicht geeignet, um bie Eriftenz von Unebrlichfeiten in den Ge 
werbebetrieb vergefien zu laſſen. Bei ber umparteiifchen Wägung des Beugniite 
der Arbeitgeber follten wir ung erinnem, daß der Gebrauch falſcher Fobri 
marken, Fälſchung von Waaren, zu Meine Gewidhte und Maße, die enorre 
Reclame fir verhältnigmäßig werthlofe Artikel Kniffe find, die fi nicht auf 
den Arbeitgeber der unterften Claſſe, der noch um feine Eriftenz zu Kimfe 
bat, beichränfen, fondern in einigen Gewerben faft überall, ſelbſt bei den grefur 
Fabtikanten zu finden find. Wir dinfen nicht vergeffen, daß, vor Allen m 
das Syſtem der großen Contracte bei flarter EConcurrenz vorherrſcht, wobe 
der Haupteontract ſich in der Regel in Untercontracte verzweigt und zwar cf: 
durch viele Abftufungen, man fi jeder Art von Unebrlichleit zu oft zu ver: 
jeben hat. Wo folche Mebelftände vorhanden find haben wir nicht Die gerinaik 
Beranlaffung anzunehmen, daß der Charakter eines Arbeitgeber, Der einma« 
nach einer Seite feiner gefchäftlihen Beziehungen der Unehrlichkeit zumeigt, nad 
einer anderen ftreng ehrlich bleiben wird. Wir haben nicht das geringfte Rast 
einen Fabrifanten erft nicht zu glauben, wenn er überall drudt, ein Artikd, 
den wir als untergeorbnet fennen, fer ver befte, der überhaupt zu baben — 
und ihm dann im nächſten Augenblid zu glauben, wenn er behauptet, er zabl 
bie höchſten Löhne in feinem Geſchäftszweige, feine Arbeiter aber jeien eine Re: 
von Schurken und Lügnern. 


Es ift ſchwer aus den zuletzt angeftellten Erwägungen eine allgemeine Rex. 
zu abſtrahiren. Indeß' dürfen wir den Schluß ziehen, daß das Borberrita 
betrügerifcher Kniffe in vielen Gefhäftszweigen uns darin vorfihtig machen ſolle 
dem Zeugniß von Arbeitgebern, fofern daffelbe nicht durch ihren Charakter ve: 
bürgt wird, eine abfolute Wahrhaftigkeit beizumeflen. 


Dazu kommt noch eind. Wo von Arbeitgebern Auskunft gegeben wır 
und zwar nicht von den mohlwollenden aus der Tyülle ihres biederen, ehrlühen 
Herzens, da wird fie meift erteilt von den liſtigen und den unehrlichen in em 
abfichtlih verftümmelten oder irreführenden Weife, um den Unterfuchenden oder 
das PBublicum zu blenden. Denn meiſt erſcheint nächſt dem, der nichts zu ver: 
bergen und zu maskiren bat, Derjenige als ber offenherzigfte, der ſowohl verkurg: 
al8 auch maskirt. Es ift unmöglidy irgend melde pofitiven Schugmittel gegen 
folhen Trug anzugeben. Aber, fo weit meine Erfahrung geht, muß man jede 
Betheuerung außerorbentlihen Wohlmollens und befonderer Unparteilichleit gegen: 
über den Arbeitern mit Mißtrauen aufnehmen. Der voreingenommenfte Zer- 
fechter der Klaſſenprivilegien der Arbeitgeber, ver leidenſchaftlichſte Anfläger ver 
Tyrannei und Ebrlofigfeit der Arbeiter ift oft zuverläfftger in jenen thatjäd- 
lihen Angaben al8 der ſcheinbar meichherzigfte Arbeitgeber, der ba L 
das einzige Ziel feines Lebens ſei feinen Arbeitern wohlzutbun, und ber Da 
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eufst nach dem Tage, wo fie ausreichend gebildet fein werben, um das Chörichte 
brer Gewerkvereine und Arbeitdeinftellungen einzufehen. 

I. Das Zeugniß des Arbeiters. — Wenn wir vom Ürbeitgeber 
um Arbeiter übergehen, fo werben wir finden, daß das Zeugniß des letzteren 
mfänglich meift weniger leicht zu erlangen if. Die Fälle find verbältnigmäßig 
elten, in denen der Unterfuchende feine Unterſuchung beim Arbeiter beginnt, ob- 
oohl dies beſonders in den minder gut bezahlten Gewerben bei Tenen der Fall 
ein mag, die als Armenpfleger, Lehrer in Sonntagsfchulen u. |. w. mit dem 
Flend einer gewerblichen Kriſis plöglih in Berührung kommen. Webrigens ift 
icht zu leugnen, daß in ber legten Zeit die auf ein höheres Bildungs = Niveau 
Umäblich emporgefttegenen Arbeiter häufiger un Stande geweſen find, gewerbliche 
Streitigfeiten auch von ihrem Standpunkte aus in der öffentlichen Preſſe dar- 
ulegen, und auf dieſe Weiſe gleichzeitig zu Gunſten ihrer Sache fehriftlich 
zeugniß abgelegt und den Zugang zu ihren Führern und ihren Berfammlungen 
rleihtert haben. Aber immer noch Liegt in fehr vielen Fällen die Welt ber 
Icbeit für den außerhalb ftehenven Forſcher wie hinter einer verjchloffenen Thür, 
u welder er den richtigen Schlüſſel nicht hat und vor welder er am Schlüfiel- 
och herumtaftend Lange Zeit fteben mag, ohne die Thür vor fi offen zu 
eben. Ferner ift die Bildung der engliichen Arbeiter trog der Fortichritte in 
en letten Jahren Leider noch eine ſehr unvollfommene und fie befigen nur zu 
ft wenig mehr als vie allerelementarften Schullenntniſſe. Diefelben Leute, 
selhe im Stande find, Far und eindringlich zu fpredhen, bie mit großem: 
Irganiſations⸗ und Verwaltungstalent fcharfe Auffafiung und fchnellen Ent- 
chluß verbinden, find vielleicht faft außer Stande, irgend Etwas zu Papier 
u bringen, oder wenn fie es thun, fo find fie unfähig, ihre thatfächlichen 
Ingaben und Ideen geordnet vorzutragen, fo daß fie völlig unverſtändlich bleiben. 
Daher ift e8 allgemein rathſam, vom Arbeiter immer mündliche Auskunft zu 
erlangen. Sie zu erhalten, ift freilich oft ſehr ſchwierig; auch gelangt man 
urch rerjönlichen Verkehr nicht immer zum Biel. Dem in Folge der engen 
Sphäre, im welcher der Arbeiter lebt und arbeitet, ift es oft ganz unmöglich, 
hne einen Interpreten aus feiner eigenen Claſſe die Pointe feiner Ausfage zu 
erftehen. Sa, diefe Pointe ift manchmal fo unter Iocal=technifchen Beziehungen 
ʒerſteckt, daß ich e8 erlebt Habe, wie ein ganzer Diſtrict von einer großen 
Arbeitseinſtellung in einem wichtigen Induſtriezweige bedroht war, während bie 
Arbeiter defielben Gewerbes im Nacbar- Diftrict mir geflanden, daß fie nicht 
yerausbelommen könnten, worauf e8 eigentlich anläme. Das, was die Arbeiter 
ür fi vorzubringen haben, wird daher meift zulegt bekannt, und e8 erfordert 
te größte Mühe, died gründlich zu ermitteln. Unvollkommene Bildung bringt 
taturgemäß Vorurtheile, Beichränftheit und al’ die Irrthümer mit fich, welchen 
in ungeſchulter Verſtand ausgeſetzt ift. Aber ded Arbeiter Verſtand ift wicht 
mr ungeſchult, ſondern auch unentwidelt. Mehr oder weniger gewöhnt, nur 
ils Einer einer ganzen Klaſſe oder Maſſe aufzutreten, fehlt ibm die Schärfe, 
velche eine individuelle Stellung mit der Berantwortlichfeit, die fie bringt, er- 
eugt, die Fähigkeit zu ſchnellem Entichluß, der Blid in das Weite. Nicht felten 
ft er vielleicht, wenn auch praktiſch weniger gewitst, an Stärke und Adel bes 
Lharakters feinem Herrn überlegen; allein andererſeits ift nur zu oft ber Mangel 
ın Bildung und Erziehung von einer gewiſſen Aüdfichtölofigfeit des Auftretens 


58 Sohn Malcolm Ludlom. 


begfettet, welche dazu beiträgt, ihn als Zeugen wenigftens all der äußeren Zeichu 
von Refpectabilität zu beramben, welche im Allgemeinen von vornherein fin tz 
Glaubwürdigkeit des Zeugniſſes des Arbeitgebers ſprechen. 

Im Gegenfag zum Arbeitgeber kann der Arbeiter für fein Zeugniß prizs 
facie auf feinerlei Autorität Anfprud erheben. 

Aber felbft angenommen, daß der Arbeiter in behäbigeren Berhältit 
lebt als der Durchſchnitt feiner Genoſſen und daß er einen anfehnlichen Ber: 
von Wiffen und Geiſtesſchulung befigt, fo muß doch feine Stellung als Ark 
ftet8 den Werth feines Zeugniſſes verengern, verringern, begrenzen; denn tik 
jeine Stellung ift eine untergeorbnete und immer mehr oder weniger fern we 
Mittelpunkte, deſſen nächte Umgebung der nothwendige Stab von Diöpenate. 
Caſſirern, Commis, Werfführern und Aufſehern bilvet. Daher fieht der 3: 
beiter nie die verjchiedenen Elemente des Gemwerbbetriebes in ihren Beziehun 
zu einander und die Einzelheiten, welche ihn am nächften berühren, erhalten = 
in feinen Augen eine übertriebene Bedeutung. Da die Löhne feine Haupties 
find, fo ift ex geneigt, Alles, was der Fabrikherr thut, mit Bezug auf fr x 
beurteilen, und gebt davon aus, daß letzterer ausſchließlich beftrebt ſei, Mir 
zu erfinnen, um die Löhne herabzufegen. Dur diefe Gewohnheit kommt r 
dann zur einen fo hochconſervativen Haß gegen Aenverungen, daß in mante 
Fällen nicht die geringfte Aenderung im Maſchinenweſen, in der Werk: 
einrichtung oder in der Disciplin eingeführt werben fann — ſelbſt mem f: 
erfonnen ift ohne den geringften Gedanken daran, feine Lage zu afficıren, R 
felbft wenn fie dieſe zu beſſern beftimmt ift — ohne daß er fie als einen ike: 
legten Angriff auf fein Wohlbefinden anfähe, dem Widerſtand zu laften « 
fofort bereit if. Dabei darf allerdings nicht überjehen werben, daß fid die er 
erwähnten Aenderungen felten vornehmen laſſen, ohne in irgend welder &x 
Die Lage des Arbeiterd zu berühren. Die Erſetzung einer Maſchine durd = 
einfachere kann unter Umftänden die Arbeit durch vergrößerte Geſchwindek 
härter machen, gefährlicher, weil fie die Möglichkeit der Unglädsfälle mehrt u.|r 
Die Einführung eines eifernen Bodens ftatt eines hölzernen in einem Rx 
fann das Quantum Material, mit dem e8 gefüllt werben foll, wermehre m 
dadurch aud die Summe ber Arbeit, welche nöthig if, um dieſes Mate! j 
bolen, zurecht zu machen oder weiter zu fchaffen. 

Andererſeits ift das Zeugniß des Arbeiters, wie dunkel e8 in Folge may 
bafter Bildung auch fein mag, wie ftädweife und beſchränkt in folge fur 
Stellung, doch meiner Meinung nach gewöhnlich eingehender, als das Im 
Herm. Der von außen berantretende Forſcher wird oft bei der erſten Ir 
näherung großes Mißtrauer auf Seiten des Arbeiterd antveffen, denn due ã 
jo wenig gewohnt, daß auer ihm ſelbſt und ſeinesgleichen Jemand fid um ie 
fümmert, daß er nicht begreifen kann, aus welchem Grunde ihn em Dure 
auffucht. Gelingt e8 jedoch, ihn zu überzeugen, 1) daß man kan Spion ku! 
Herrn ift, 2) daß man fein Geld von ihm haben will für eigene Zwele, o 
wird man in der Regel fehen, daß fein Mißtrauen ſchwindet und daß dieſem am 
beinahe, wenn nicht völlig abfolute Offenheit folgt. „Dies findet foger Ir 
wendung auf das, was, wie gemöhnlic geglaubt wird, am meiften gehes 
gehalten wird: nämlich auf feine Beziehungen ‚zu den übrigen Arbeitern in de 
Gewerkvereinen. Ohne Zweifel giebt e8 in England Stäbte- und Gefhäftsgwext: 
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in denen die Sagungen und Verhandlungen dieſer Körperichaften, ich fürchte 
nicht ohne Grund, geheim gehalten werden. In anderen Fällen Dagegen werben 
ſelbſt gedrudte Statuten, welche Geheimhaltung anbefehlen, zu Öunften eines 
Forſchers gänzlich unbeachtet gelafien, wenn die Arbeiter glauben, daß er ein 
ehrlicher, unparteiifcher und ihnen wohlgefinnter Mam fer; dann wird er zu 
ihren Berfammlungen eingeladen und die Geſchäfts- fowie Conto= Bücher werden 
zeöffnet, damit er Einſicht von ihnen nehme. 

Darin liegt aud nichts Wunderbares. Denn in der That Hat der Ar- 
Beiter als folder Nichts zu verheimlichen, und Hätte er es, fo könnte er es nicht 
aut verheimlichen. Denn ander8 als der bin- und herſchwankende Gewinn des 
Arbeitgeber, an weldem nur Wenige Antheil erhalten, wird der Lohn am 
Ende jever Woche offen und in Gegenwart aller Arbeiter zu im Allgemeinen 
gleih Hohen Beträgen ausgezahlt. Der Beſitzer eines großen Etablifjements 
mag daher wohl die Summe, melde er an Lohn auszahlt, gebeimhalten, weil 
er weiß, Daß es praftifh unmöglich fein würde, durch perſönliches Nachforichen 
und Berechnen die genaue Ziffer herauszubelommen. ‘Der einzelne Arbeiter 
Dagegen würde ein Thor fein, wollte er den Betrag feines Verdienſtes nicht 
mittheilen, denn ver erfte befte feiner Genoſſen, ver offenberziger wäre al8 er, 
tönnte ibn leicht feftftellm, und ver Fabrikherr fowie der Werkführer könnten, 
wenn es ihnen beliebte, ihn jederzeit angeben. Ohne Zweifel iſt aber ber 
Arbeiter faft immer geneigt, einen Minimalbetrag feines Verdienſtes anzugeben, 
während der Arbeitgeber, jofern er überhaupt eine beftimmte Ziffer nennt, ge 
neigt fein wird, ein Marimum zu nennen; doch kann man diefer Duelle von 
Irrthümern leicht Rechnung tragen und entſprechend die Angaben corrigiren. 

Daraus können wir al8 Norm ableiten, daß Bei geböriger Controle das 
Zeugniß des Arbeiters Hinfichtlich feines eigenen Verdienſtes im Allgemeinen 
correcter iſt als das des Arbeitgebers, denn ber Arbeiter bat weder deſſen Ver⸗ 
anlafjung noch deſſen Leichtigkeit zur Geheimhaltung. 

Diele der Wahrfcheinlichfeit nach größere Genauigkeit beichränft ſich aber 
nicht nur auf den eigenen, augenblidlichen Verdienſt. Der Arbeiter ift faſt 
immer mebr oder weniger unftät, manchmal faft von nomabifchen Gewohnheiten. 
Krankheit, Banterott feiner Arbeitgeber, Mangel an Arbeit, eine Arbeits: 
einftellung, ein Privatzwift, der Wunſch, „fich zu verbeflern”, die bloße Sucht 
nach Veränderung — hundert ſolche Grunde veranlaffen ihn, bie Arbeit des 
einen Herrn mit ber eines anderen zu vertaufchen, von Diftrict zu Diftriet zu 
zu ziehen, von einer Grafſchaft zur anderen zu wandern. Seme Erfahrung 
wird daher, wenn auch inmerhalb einer begrenzten Sphäre, meift eine weit 
mannigfaltigere fein, als die feines Herm. Er wird mit einer weit größeren 
Anzahl feiner Genofien bekannt, er ift daher innerhalb des Bereiches feiner 
Beobachtungen (welcher fi allerdings jelten über einen beſtimmten Diftrict 
hinauserſtreckt) meift ein weit competenterer Beurtheiler des Hin= und Her: 
—— ſowie des Durchſchnittsverhältniſſes der Arbeitsbedingungen als der 

rbeitgeber. 

Dies tritt beſonders hervor, wenn er Mitglied eines Gewerkvereins iſt oder 
gar ein Amt in demſelben bekleidet. Durch die periodiſchen Verſammlungen 
einer Loge oder eines Zweiges, noch mehr durch die Verſammlungen der ganzen 
Geſellſchaft ſelbſt, wird die Erfahrung des Einzelnen in ausgedehnten Maße 
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zur Erfahrung Aller. Im einer großen und wohlorganifirten Gejellichaft iu 
ın der That oft ftatiftifche Data zur Hand oder können doch ohne ii: 
Schwierigkeit . gefaınmelt werben von einem Werthe für die Geſchichte de 
Arbeitsmarktes, der überrafchend und unanfehtbar ift — Data, zu denen > 
forgfältigften tabellarifchen Angaben der Arbeitgeber, mögen fie auch mit z= 
fo großen Anſprüchen auf Richtigkeit vorgebracht werden, ſich verhalten, wie \ 
Abfälle in der Werkftatt eines Goldſchmiedes zu den foliven Barren. 

Insbeſondere Tollte man fich bezliglich einer Fabrik, bezüglich welder de 
Arbeitgeber zu Gunften feiner Klafle Zeugniß abgelegt Hat, immer noch x 
Zeugniß der Arbeiter verichaffen. Die Gründe, weldye die Uingenanigfeit be 
Zeugnifſſes des Arbeitgebers, felbft wenn es ſich um feine eigene Fabrik Bande: 
verurfachen, babe ich bereit® angeführt. Das Zeugniß der Arbeiter wirt 
folche Ungenauigkeit, wenn fie vorhanden iſt, hinreichend corrigiren. Manden 
Gott fei Dank! ift eine Eorrectur überhaupt nicht notbwendig. So untere 
einmal ein Arbeiter eine Reife nad einer einzelnen Fabrik in Yorkſhire (ver 
Chef diefe Affociation ?) mit Stolz zu den Mitgliedern ihres Ausfchufles Ai: 
nur zu dem Zweck, um ſich ver Wichtigkeit won Angaben bezüglich der dortig 
Arbeiterverhältniſſe, die er für unglaublich hielt, zu verfihern. Nach Lebhefer 
Berlehr mit den Arbeitern kehrte er aber von feiner Reife zurück und erklärt 
daß die gemachten Angaben nicht nur der Wirklichkeit entſprechen, fondern ze- 
dieſer noch übertroffen wurden. Aber jelbft in ſolchen Fällen ift das Yan 
des Arbeiters nützlich, um feftzuftellen, ob ſich das in Rebe ſtehende Etabli: 
ment als typiſch für alle anderen feiner Art anſehen läßt, oder ob es ci 
Ausnahme dafteht. Ich Firchte mich daher nicht, es auszuſprechen, daß dei 
Zeugniß des Arbeiters über die Arbeitöperhältniffe in feinem Gewerbe um %:: 
gemeinen auf umfaflenderer Beobachtung beruht, als das des Arbeitgebers, un 
daß die Vermutbung für feine größere Zuverläffigkeit ſpricht. 

Das Zeugni des Arbeiterd allerdings it, wie hervorgehoben werte 
muß, im Allgemeinen ein wenig durch Betonung der Schattenfeiten. Gerad 
bezüglich der beften Fabriken iſt es oft am wenigften z1 haben. Denn in tieie 
parttcipirt die Lage des Arbeiter mehr oder weniger an ver fiheren Stell 
des Fabrikherrn. Es ift ein Borzug, in folh eine Fabrik einzutreten, ame 
Thorheit, fte zu verlafien, fo daß der gewöhnliche Arbeiter wenig Ausſicht bat, 
barin voräbergehend Beicäftigung zu finden. Das gute Einvernehmen zırtihen 
Herrn und Arbeiter, welches in ihnen vorherrſcht, macht Gewerkſtreitigkeiten 3: 
einer Seltenheit, macht die Arbeiter gleichgültig gegen den Schug der Gamer: 
vereine oder macht fie wenigften® zu feltenen Beluchern ihrer Berl 
Die Folge ift, daß die Gewerkvereine in der That oft gar keine Ahnung habe 
von den bejonderen Bortbeilen, welche die Arbeiter in gewiſſen Fabriken geniepen, 
welche vielleicht dein außenftehenden Bublicum als die vorzüglichften Repraſen⸗ 
tanten des ganzen Gewerbzweiges gelten, während bie dem letzteren Angehöriger 
jehr wohl wiffen, daß fie die Ausnahme im Gewerbe find. Sodann iſt 35 
beachten, vaß diejenigen Arbeiter einer Fabrik, welde am bereitwilligften mit 
ihrem Zeugniß hervortreten, meift zu den am wenigfien zufrievenen gehören. 

1) Die Hier Überfegt wiebergegebene Abhandlung mwurbe von dem Berfafier am 
dem Kongreß der National Association for the Promotion of Social Science, br 
im Jahre 1862 zu London tagte, vorgeleen, 








, 
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Wir follten daher nicht vergefien, daß ohne Beabfichtigte Unaufrichtigkeit 
Das Zeugniß des Arbeiter über die Arbeitöverhälmiffe felten die günſtigen 
Arbeiterverhältnifie darlegt, und da fi) das Zengniß des Arbeitgebers, wie wir 
gefeben haben, meift auf dieſe beichräntt, fo ergiebt fich Leicht, wie groß oft der 
Unterſchied zwiſchen beiden fein muß. Es folgt daraus, daß Die Durchſchnitts⸗ 
Linie etwas über dem Nivenu, welches der Arbeiter angiebt, gezogen werben muß, 
entichieden aber auch unter demjenigen, auf welches fi) der Arbeitgeber ſtützt. 

Doch nun mäüfjen wir dem Geſagten als weitere Norm Hinzufügen, daß 
DAS Zeugniß der Arbeiter, wenn es fih auf Anderes als auf die Arbeits- 
verbältniffe erftredt, jehr wenig Glauben verbient. 

Insbeſondere ift das Zeugniß der Arbeiter über den Gewinn des Arbeit- 
gebers unzuverläffig. Meiſt ift er ganz unfähig, zu wifien, von welchen Be- 
Dingungen er abhängt, geichweige denn, diefe zu würdigen; er verwechſelt häufig 
den Roh⸗ mit dem Reinertrag und faft immer übertreibt er den lebteren ganz 
außerorbentlih. Ausgehend von einer übertriebenen Vorſtellung von dem Ge- 
winn, übertreibt er natürlich Alles, was feiner Annahme nad damit zuſammen⸗ 
hängt: den Reichthum feine Herm, den Werth feines Grundbefites, das Kauf: 
geld für feine Güter. 

Andererfeitd wäre e8 unmeife, das Zeugniß des Arbeiter über Dinge, die 
nicht jener unmittelbaren Beobachtung ımterliegen, die Intereſſen des Arbeit 
geber8 und bie allgemeinen Verhältniſſe der Fabrik aber berühren, als gänzlich 
werthlos zu verachten. Oft bat der Arbeiter eigenthümliche Mittel, um fich 
Kenntniß zu verichaffen. Die Krämer des Ortes, weldye mehr oder weniger 
und manchmal hauptſächlich auf die Kundſchaft der Arbeiter angewieſen find, 
nehmen gewähnlich für fie Bartet und find oft in der Lage, ihnen manch' nüßs 
liche Einzelheiten über Preife und andere. Dinge mitzutheilen. Die Werfführer, 
Aufleher und Commis, obwohl in einem Gewerkſtreit ihr Schickſal an das des 
Fabrikherrn gefeflelt iſt, —— oft mit den Arbeitern, oder unterhalten 
ſelbſt während einer ausgebrochenen Arbeitöeinfellung mit den beften unter ihnen 
einen freundſchaftlichen Verkehr und werben fo, abfichtlih oder nicht, Canäle, 
durch welche die Arbeiter die gewichtigſten Thatfachen erfahren, ohne daß auch 
nur der Fabrilherr ahnt, daß irgend eine Nachricht über fein Privatzimmer 
binausgebrungen iſt. Manchmal, firdhte ich, ift e8 die Praxis folder Leute, 
jeve Partei der anderen zu verratben, um ſich mit beiven gut zu flellen. 

Auf folde und andere Weife erlangt der Arbeiter über Dinge, die iiber 
feinen unmittelbaren Geſichtskreis hinausliegen, faft immer eine größere Kenntniß, 
als der Urbeitgeber denkt und als er ihm würde verichaffen wollen. Aber eine 
Derartige Kenntniß ift meift fo fehr vermifcht mit Nichtverftandenen, Weber 
triebenem , Verdrehtem, ja abjolut Falſchem, daß es immer ber forgfältigften 
Prüfung und beftätigender Zeugniſſe aus anderen Quellen bebarf, um ihren 
wahren Werth feftzuftellen. u 

Ebenfo wie bei Prüfung des Zeugniſſes des Arbeitgebers Habe ich biöper 
angenonmen, daß das Zeugniß des Arheiterd ein wahrbaftiges ſei. Oft aber 
ft es abfolut unehrlich. Ich babe einer Arbeiterverſammlung beigewohnt und 
zwar durchaus nicht von Arbeitern der niedrigften Claſſe, ſondern von gelernten 
Stabthandwerlent, in welder man mit Lügen fo veichlih um ſich warf und 
ein Ton fo offenbarer moralifcher Depravation vorherrichte, daß es nicht nur 
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unmöglih war, feftzuftellen, was wahr fet, fondern man mur ben Schlup ziehe 
fonnte, alle zuſammen feien Schurken. In der That, wir haben fan Rt a 
vergefien, daß der Urbeiter nur zu oft durch dad Beifpiel feines Ham m 
Unwahrhaftigkeit und Unehrlichkeit erzogen wird. Faſt all’ Die fchlechten Kur: 
des unredlichen Fabrikanten werden mittelft feiner Arbeiter ausgeführt. & 
eine der jchlimmften Folgen dieſer gewerblichen Betrügereien, daß fie, wu az 
in einen Brunnen geworfene Kothmaſſe, zu Boden ſinken und eine Gejellider 
ſchicht nach) der anderen verunveinigen. Der Specereibändler verfälicht mit di’ 
jeiner Ladendiener, der Bäder mit Hülfe feiner &ejellen, der betrügeriſche yabrtır 
läßt fi falſche Fabrikmarken machen und fie von feinen Arbeitern auf ku 
Waaren Kleben, er Läßt fie mit zu Mleinen Maßen meſſen, mit zu kleinen de 
wichten wiegen; für ihn wird fadenbünner Calico durch Andere mit Stärke wm. 
diekt, für ihn wird die Seide durch Andere mit Gummi ſchwerer gemacht, für & 
aus Abfällen Stoff gefertigt, der wie gutes Tuch ausfieht. Der betrügeriſche & 
meifter läßt durch feine Maurer die Wand, die feiter Bardftein fen jolle,= 
Schutt ausfüllen; der betrügeriſche Eifenbahnbau = Unternehmer lehrt ſeinen e* 
arbeitern, die Enden der Pfähle, welche bis zu einer beſtimmten Tiefe eingeram 
werben follten, abyufchneiden, damit die Arbeit fchneller von Statten gehe. Kiki 
Recht Haben wir, in höherem Maße Wahrhaftigkeit und Ehrlichkeit zu emıra 
ſoweit fich der Einfluß der Schurkerei ehrlofer Arbeitgeber erftredt, ala hie 
und Gejundheit unter dem Schatten des Upas = Baunns ? 

Andererfeits find e8 gerade die Vorurtheile und Leidenfchaften des Arkut. 
fowie fein Mangel an geiftiger Schulung, welche in gewiffen Maße gega ku 
Unmahrbaftigfeit fügen. Er iſt oft zu ungeftüm, um wohlüberlegt zu lix 
und ſelbſt feine Lügen täuſchen ſelten. Wenn man nun dazunimmt, dep © 
felten in der Rage ift, als Einzelner mit Erfolg zu lügen, da er ſich fat um 
der Gefahr ausſetzt, durch feine Kameraden berichtigt zu werben, jo ergieht 
eine große Wahricheinlichkeit für die Wahrhaftigkeit feines Zeugniſſes. Uns 
fühle mich verpflichtet zu jagen, daß — ganz abgejehen von ber Yurdı ® 
Entdeckung oder von ängſtlicher Berechnung ber möglichen Folgen — ıd X 
der beileren Klaſſe von Arbeitern in den meiften Induſtriezweigen, md der 
ih zu thun gehabt Habe, gewöhnlich eine zur Gewohnheit gewordene Cfek: 
und Wahrhaftigkeit, ja, wenn fie erft Zutrauen gewonnen batten, einen mE 
lien Freimuth gefunden habe, wie ich fie mit wenig ehrenwerthen Ausnaler 
unter Arbeitgebern nicht fand. Ohne Zweifel giebt es auch viele Ausniur 
unter der Urbeiterflafie, ja es giebt, traurig zu jagen, ganze Induſtriczrch 
welche fo völlig demoralifivt und verkommen find, daß Wahrheit und Une: 
haftigkeit bei ihnen nicht zu finden find; aber trogbem glaube id, daß de 
was ich gefagt habe, im Allgemeinen dem Sachverhalte enttprict, und ih BE 
mich nicht, als legte Norm binzuftellen: daß das Zeugniß ber befieren um 
den Arbeitern, wie verblenbet e8 oft auch durch Leidenſchaft oder Bormthal le 
mag, im Allgemeinen ein aufrichtigeres ift als das der Arbeitgeber. 

Doch wir können fogar noch weiter gehen. In Folge feiner unmolllemm 
Bildung vermag der Arbeiter oft nicht, richtigen Anſchauungen, zu dem ” 
inftinctmäßig gelangt ift, vichtigen Ausdruck zu verleihen. Weit entfernt, M 
das, was in einer gewerblichen Streitigfeit zu feinen Gunften vorzubringe F 
durch feine Rhetorik ungebührlich ins Licht geſetzt und gefärbt wird, wie man wo 
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ournaliftifhen Commtentaren vermuthen möchte, weiß er, wie ih durch Er- 
fabrung überzeugt worden bin, oft überhaupt nicht, wie er es vorbringen fol 
und Bat fogar manchmal gar feine Ahnung von dem ganzen Gewicht feiner 
Sründe So wird denn fehr häufig bei biefem Mangel an allgemeinen Schul: 
kenntniſſen der eine Arbeiter im Gewerbe, welcher die „gute Feder führt“, faft 
nothwendig der autorifirte, aber in Folge feiner eigenen Mängel ſehr fchlechte 
Wortführer des ganzen Induſtriezweiges. Seine Kameraden ſtimmen feiner 
Darftellung bei, mandymal. weil fie diefelbe nicht verfiehen, manchmal weil fie 
wiflen, daß er daſſelbe meint, was fie meinen und voraußfegen, manchmal weil 
ihnen ım Ölauben, die ganze Welt fei gegen fie verbindet, völlig gleichgültig 
ift, was Jener jagt, noch öfter vielleicht nur, weil fie ihre Unfähigteit fühlen, 
feine Irrthümer zu verbeſſern. Und fo wird dem Falle von Anfang an eine 
falſche Färbung gegeben, die dann das Publicum fir immer für bie richtige 
Hält. So wird oft in Gewerfftreitigfeiten von der einen oder anderen Partei 
der Sieg erfochten, ohne daß das Publicum jemals das, worum es ſich wirklich 
handelte, erfuhr. In anderen fällen wiederum ift der Arbeiter nicht allein in 
Folge feiner mangelhaften Bildung, wie eben erörtert, ſondern vornehmlich in 
Folge der Verſchiedenheit feiner ſocialen Stellung und der Beſchränktheit feines 
Geſichtskreiſes weit entfernt, das, was ſich fiir ihn worbringen Läßt, zu über: 
treiben, ſich nicht einmal defien bewußt, was Alles für ihn zu jagen wäre. Es 
fann dem Vorgehen mehrerer Arbeitgeber eine Berabredung zu Grunde Liegen, von 
der er feine Ahnung hat, und umgelehrt beftehen noch öfter Verſchiedenheiten in der 
Lage der Arbeitgeber, die ihm, wenn er fie fennen und erwägen würde, ihr Vorgehen 
in ganz anderem Lichte erſcheinen laſſen würden. Gewöhnt, den Arbeitgeber als feinen 
Gegner zu betrachten, überfieht er den noch fchrofferen Gegenfag, in dem die Arbeit - 
geber zu einander ftehen; er ruinirt vielleicht durch eine Arbeitseinftellung einen 
Arbeitgeber, der Längft das Opfer eines fchlaueren Eoncurrenten geworben ift, er 
hält vielleicht die Geſchmeidigkeit des Anderen für Mäßigung, die Heftigteit, zu der 
einen Dritten das Bewußtſein, fih in einer falfchen Lage zu finden, aufreizt, 
für beabfichtigte Tyrannei, oder das Tärmende. dreifte Auftreten eines Vierten 
für den bereditigten Stolz eines Mannes, der Vielen gebietet. 

III. Das Zeugniß dritter Barteien. — Es braudt kaum 
hinzugefügt zu werben, daß das Zeugniß des Arbeitgebers wie des Arbeitere 
immer fo viel als möglih aus anderen Quellen ergänzt werben ſollte. Dies 
ift zweifellos oft ſehr ſchwer. Im gewiſſen Induſtriezweigen giebt e8 Mittel- 
klaſſen, welde, mit Arbeitgebern und Arbeitern in Verbindung ftehend, oft in 
der Lage find, ſchätzbare und correcte Miittheilungen zu machen. Dazu gehören 
die Architekten, was die Baugewerbe angeht, Ingenieure, Waareiberehnner, 
gewiſſe Klaſſen von Mäflern, mandmal Commis, Afterunternefmer u. a. m. 
Aber in vielen Fällen begnügen fich felbft dieſe Klaſſen damit, die Thatfachen, 
wie fie der Arbeitgeber angiebt, und deſſen Anfichten einfach anzımehmen, und 
es giebt unter ihnen wohl Leute, die einem Arbeiter gegenüber ihre Lippen nie 
ander8 als zu einem Befehle geöffnet haben. Oft aber kommt es fogar vor, 
daß Commis, anftatt ihre Kenntnig der Thatſachen und ihre Anftchten von 
ihren Herren zu empfangen, beides den legteren erft beibringen oder beizubringen 
verſuchen, wobei fie deren Borurtbeilen fchmeicheln, deren befte Abfichten para⸗ 
Infiren, die Wahrheit nicht zu ihnen gelangen laſſen, und durch ihren Hochmuth, 
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ihren Mangel an Sympathie mit den Arbeitern und ihre Unkenntniß von deren Se 
wohnbeiten und Empfindungen, ſowie durch ihren eingewurzelten Bürean-Schlatnu: 
oft die Hälfte der Mißhelligkeiten zwilchen Herrn und Arbeitern verurlaukn 
oder verlängern und jede empfinbliche Stelle reizen, bis fie zur Wunde mr 
Noch häufiger aber fteht zwiſchen den beiven Claſſen Niemand in der Kir, 
der irgendwie unabhängig genannt zu werben verbiente — Niemand aufer ca 
Werkführer. Diejen zu befragen, bat aber der Forſcher prima facie fen He. 
und felbft wenn derſelbe in Folge perjünlicher Belanntichaft oder Gratis 
Auskunft zu ertbeilen bereit wäre, fo würde er dieſe Doch immer nur in de 
traulicher Weife ertbeilen können. 

Ich habe verſucht, im Vorſtehenden einige ber leitenden Gefichtöpuntt, :: 
denen ich durch eine nicht erſt von geftern flammende Erfahrung gelomma kr 
in rohen Umriffen barzuftellen. Ich babe die Schwierigkeiten folder Forliex 
nicht im geringften zu verhehlen geſucht, fo wenig wie ven Mangel an vic 
Genauigkeit in den zu erwartenden Refultaten. Aber doch glaube ic, das” 
Forſchungen bei al” ihrer Unvolllommenheit einen unbegrenzten Werth kr 
wenn fte ehrlich vorgenommen werden. Die Hauptfache in dieſem Zeitalter %: 
übertriebenen Individualismus bleibt es, den Arbeitgebern und Arbeiten ; 
lehren, daß fie nicht nur um, ihrer felbft willen leben, daß bie Augen ! 
Mitmenfchen auf fie gerichtet find, daß fie Glieder find der großen Gemein 
ver englifchen Nation, betraut mit einer großen Aufgabe, welche fie in pute 
fchuldiger Harmonie mit ihren Genoffen zum gemeinfomen Wohle der Gele: 
beit zu erfüllen haben — daß fie fein Recht haben, unter einander zu br 
und zu ftreiten und durch ihre Zwiſtigkeiten vielleicht Anderen Nachteil = 
Untergang zu bereiten, fo wenig als bie Hand ein Recht hat, Antlig und Iut 
zu — 5 — und daß die bloße Thatfache, daß fie es thun, em Zei 
ft von Krankheit oder Wahnſiun. Endlich, daß die unter einer ehrlichen 1 
handelspolitik erfolgte allmähliche Abſchaffung all’ der gejeglichen Feſſeln, == 
in faft allen anderen Staaten noch auf der Induſtrie Iaften, aber dabei m 
deftoweniger deren ſchlimmſten Zudımgen doch bis zu eimem gewifſen Grat :° 
beugen, es ihnen nur um fo mehr zur gebieterifchen Pflicht macht, fib ® 
Auffiht einer aufgeflärten öffentlichen Moral zu unterwerfen, jo daß fir, * 
fte ein Geſetz haben“, in der That „fich felber das Geſetz find“. 
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